Google 


This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 

It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to {he past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 
Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 


public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 





‘We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individual 
personal, non-commercial purposes. 





and we request that you use these files for 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 






About Google Book Search 


Google’s mission is to organize the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 
alkttp: /7sooks. google. com/] 














Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 





+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 





Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|'http: //books .google.comldurchsuchen. 

















te 








a 





Preußens 


Erfter Reichstag. 





Eine 
Dnfammenftelung der fändifchen Gefetze, der Mitglieder und 
der Verhandlungen des erften vereinigten Fandtags, nebft 
einem geſchichtlichen Amriß feiner Verhältniſſe. 
Herausgegeben 
von 


Auguſt Theodor Woeniger, 


der Rechte und der Philoſophie Doktor. 





Mit Voriraits und einer Kunftbı ” 
Fünfter Theil. 


TEE 
Berlin, 1847. 
Stuhr’fhe Buchhandlung. 


“rn 14370.33.3 


HABVARD COLLEGE LIBRARY 


DRESEL FUND 
u 2% ‚33 


* 


‚A 


Dierundzwanzigfte 
Sigung des Vereinigten Landtags 


am 21. Mai. 


Kurie der drei Stände. 
Inhalt: | 


Reclamationen wegen bes Protokolls der vorhergehenden Sitzung; Antrag im 
Betreff der Einverleibung Krakau's in den öflerreichifchen Kaiferftant; desgleichen 
Antrag wegen Wiederanknüpfung der diplomatifchen Beziehungen mit Spanien; 
Erklärungen des Minifters der auswärtigen Angelegenheiten; vie Minifterial> 
Kommiſſare in den Mbtheilungen; Gutachten in Betreff der Petitionen wegen 
Ansnehnung des öffentlichen und münblichen RriminalsBerfahrene uud Berathung 
defielben; Gutachten über den Antrag auf Deffentlichfeit des AnklagesBortrage 
and der Urtel6- Publication auch bei den bei verfchloffenen Türen zu verhandelns 
den Kriminalfachen; Gutachten über die Petition wegen Aufhebung der Sondes 
rung in Theile bei dem Bereinigten Landtage; Gutachten über die Petition we⸗ 
gen Abänderung der beſtehenden Vorfchriften über die Erflattungspflicht der Mans 
batariens@ebähren in Civil⸗Prozeſſen bei Objeften unter 200 Rthlrn.; Gutachten 
uber den Antrag, die Binesnormen und Verminderung der gerichtlichen Cide bes 
treffend; Gutachten über ben Antrag auf baldige Emanirung des neuen Strafs 
geſetzbuches und Beratung darüber; Petition wegen Abänderung der Geſetze 
über die Revartition der Koften für Herſtellung der Landwehr: Kavallerie: Pferde 
u. ſ. w.; Ontachten über die Petitionen wegen Gründung von Berbrecher- 
Kolonieen in anderen Welttheilen. 


Die Sitzung beginnt nach +11 Uhr unter Vorſitz des Lands 
tags⸗Marſchalls von Rochow mit Vorlefung des über die geftrige 
Sitzung geführten Protokolls durch Secretair Kuſchke. 

Secretair von Paten: Wenn ich das Protokoll richtig vers 
ftanden habe, fo heißt es bei der Erklärung des Abgeordneten Zim⸗ 
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mermann, baß bie von ihm aus Kamptz's Annalen verlefene 
Eidesnorm bei den Schulen und Schöffen noch angewendet werde. 
Es ift diefes Faftum aber nicht richtig, denn dieſe Norm ift nicht 
die allgemeine Eidesnorm für Schulen und Schöffen, fondern fie 
gehört einer frühern Zeit an, gegenwärtig aber werben die Schul- 
zen und Schöffen nad) diefer Eidesnorm nicht mehr vereivet, wenig- 
ftend eriftirt fie in meiner Provinz nicht mehr. Nachdem die alle 
gemeine Eidesnorm für alle Staatsdiener erfchienen ift, werben bie 
Schulen und Schöffen nad) dieſer Eidesnorm vereidet. Es Lönnte 
nun nach diefer Faſſung des Protokolls erfcheinen, als ob Die ver- 
lefene Eidesform noch zur Anwendung kaͤme; ich trage deshalb dar⸗ 
auf an, entweder die angeführte Eivesform wegzulaflen, oder dabei 
zu bemerfen, daß fie. mohl früher zur Anwenbung gefommen fein 
fönne, aber jegt nicht mehr angewendet werbe. 

Abg. Bommerbrodt: Ser Marſchall, darf ich um das Wort 
bitten? 

Lundtags -Marſchall: Ich kann das Wort nur über das Pro- 
tofoll geben. 

Abg. Simmermann (aus Spandau): Ic habe allerdings ‚de 
Eidesnorm vorgelefen ımd erfläre, daß ich daran nicht die Vehaup⸗ 
tung gefnäpft habe, daß biefer Eid überall abgenommen werde; ich 
habe ihn aber erwähnt, weil er doch abgenommen wird, wenn auch 
nicht überall, und: weil die von Kamptz'ſchen Aunalen doch in ge- 
wiſſer Beziehung an vielen Orten als Autoritäͤt gelten, obwohl ich 
diefe Autorität für fehr zweifelhaft halte. Ich Habe nichts dagegen 
zit erinnern, daß dem Pretofoll hinzugefügt werde: „Die in von 
Kamptz's Annalen angeführte Eidesnorm.“ 

Abg. Siegkrid: Ich glaube das Protokoll ift richtig gefaßt, 
aber Die Debatte hat geftern den Gegenſtand nicht fo richtig behan⸗ 
delt, als er hätte behandelt werben fönnen. Das Monitum gegen 
das Protokoll ift gang unbegründet. Es Handelt ſich hier nicht um 
die Richtigkeit und Wahrheit des geflern vom Redner angeführten 
Faktums, fondern um die Richtigleit des Protokolls. Die Berich⸗ 
tigung des Faktums könnte in ber heutigen Verhandlung geſchehen 
und im heutigen Protokoll aufgenommen werhen. 





. ndtags-Marſchall: ES If der Vorſchlag gemacht werden, 
daß dem Protofoll die Worte hinzugefügt werden: „vie in- Kampp’s 
Annalen angeführte Eidesnorm.“ 

Eine Stimme: Es müßte noch hinzugefept werben, daß biefe 
Norm nirgends mehr gültig ift, und daß bie Schulgen auch nur 
nach der Staatöhiener-Rorm in allen Provinzen vereidet werben. 
Abg. ARimmermann (aud Spandau): Daß dieſe Eideſnorm 
durchaus ungültig ſei, kann ich nach Lage der jetzigen Geſezgebung 
und nach Lage der einzelnen Provinzial⸗Verfaſſungen nicht anerken⸗ 
nen. Sie bedarf noch einer poſitiven Aufhebung, denn ed wird 
noch darnach vereidet. 

(Mehrere Stimmen: Wo? — Hierauf Läͤuten des Landtags⸗ 
Marſchalls mit der Glocke.) 

Sandtags- Marſchall: Ich kann das Wort Niemand mehr ge⸗ 
ben, denn es ſoll reglementsmäßig über das Protokoll keine Disku⸗ 
ſton ftattſinden, und es kann blos gefragt werden, ob bie vorgele⸗ 
ſene Faffung angenommen werben ſolle ober nicht. Ich bitte, eine 
andere Faſſung vorzuſchlagen, ich werde dann fragen, ob ſie ange⸗ 
nommen wird. | 

Secretair von Patow: Ich ſchlage vor, daß Protokoll dahin 
zu faſſen: „Die in Kamptz's Annalen aufgeführte Eidesnorm if 
vorgeleſen, dabei aber. bemerkt worden, daß ſie nicht überall zur 
Anwendung komme.“ 

Eine Stimme: Ich muß bitten, das gejagt werde: „gar nicht.“ 

(Läuten des Landtags: Marichalld mit der Glocke.) 

Sandtags-Süarfall: Ich kann Ihnen das Wort nicht geben, 
Sie müflen die Güte haben, ſich dem Reglement zu unterwerfen. 

Serreiaie von Patew: Mein Antrag geht dahin, daß gejagt 
werde: ‚Die Eideönorm, welche in Kampp’s Annalen enthalten 
ift, jedoch gegenwärtig gar nicht mehr zur Anwendung kommt.‘ 

Abg. san Sarchken: Ich glaube, wir können nmur Darüber fpre- 
chen, ob das Protokoll richtig gefaßt ik. Das Protokoll ſtellt pas. 
Gefchehene dar, das Gefchichtliche;, pas iſt in dem Protolkolle richtig 
gefaßt, und wir können jeßt nicht etwas Neues aufnehmen; aber 
id glaube, : wir kommen vollkommen barüber weg, wenn vieſe Er⸗ 


—— "6 — 


klaͤrung in Bezug auf das Protofoll in das heutige Proiolkoll auf: 
genommen wird, 
Eine Stimme: Es ift aber geftern gefagt worden. 

Sandtags- Marſchall: Es ift zwar nicht an mir, einen Vor⸗ 
ſchlag zu machen; ich möchte aber doch anheimgeben, das Protokoll 
gefaßt zu laſſen, wie es ift, aber noch hinzuzufügen, daß von dem 
Königlichen Kommiſſar erklärt worden fei, wie dieſe Eidesformel 
nicht mehr überall in Anwendung komme. 

Abg. Pimmermenn: Ich glaube aber, daß ich das ſelbſt im 
meinem Vortrage bemerft habe. Ich habe nicht behauptet, daß biefe 
Eidesform „überall gültig fei. 

Secretair Kuſchke: Ich würde alfo noch beifügen, baß viele 
Eidesform nicht mehr überall zur Anwendung komme. . 

Abg. Soumerbrodt: ES ſteht in dem SProtofolle, daß mein 
Amendement Feine Unterftügung gefunden habe. Ich muß bemers 
fen, daß dies nicht der Ball ift, da es nur vor der Anhörung des 
Gutachtens nicht zur Abſtimmung kommen follte, und wiürbe bitten, 
daß gefagt werde, der Herr Marfchall habe gefragt, ob vor Anhö⸗ 
rung des Gutachtens über meine Petition, welche mit dem Amen: 
dement übereinftimmt, abgeftimmt werben foll; dafür fand feine Un; 
terftägung flat. Das ift ein ganz anderer Sinn. 

Secretair Kuſchke: In Bezug auf das im Protokoll früher 
Gefagte ift, wie ich glaube, die Stelle ſehr verftändlih. Wir wel 
len fogleich einmal nachſehen. 

Abg. Bommerbroit: Es hat die Verfammlung nur nicht ab» 
fiimmen wollen, ehe fie das Gutachten gehört haben würde. Ä 

Secretair Kuſchke: Verlieſt die vorangehende und die in Frage 
fiehende Stelle aus dem Protokoll, welche letztere fo Tautet: 

„Der Abgeordnete Sommerbrodt verlangt die Abftimmung 
über fein Amenvement, fand aber feine LUnterftäbung.‘ 

Abg. Bommerbrodt: Da würde nur hinzugujepen fein: „in Be⸗ 
zug auf die frühere Erklärung.” 

(Unterdefien war der Abgeorbnete Milde auf die Rednerbuͤhne 
getreten.) 

Abg. son Arnim (Kopperöhagen): Gehet das zum Protetol 
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was der Abgeorbnete Milde aͤußern will, fonft Habe ich noch et⸗ 
was zum Protokoll zu bemerfen. Das Protokoll enthält einen An- 
trag von mir zu der Petition eines Abgeoroneten aus der Provinz 
Brandenburg, welcher die Vertagung des Landtags betraf. So, 
wie meine Erklaͤrnng im Protokoll aufgenommen ift, ift mein Ans 
trag nicht geftellt gewefen: ich fee midy aber mit dem Antragfiel- 
ler gern in Konformität, indem ich den Antrag zu dem meinigen 
mache und die Abtheilung erfuche, die Arbeit zu befchleunigen und 
den Herrn Marfchall bitte, den Antrag fo bald als möglidh in Vor: 
trag bringen zu laffen. 

Secretair Anfıhke: Ich habe im Protokolle. gefagt, daß ber 
Antrag dahin ginge, daß die Arbeit von der Abtheilung befchleu- 
nigt würde. Ä 

Ang. Pimmermann: Ich bitte um das Wort. 

Aaudtags·Marſchall: Iſt es eine Bemerkung zum Protokoll? 
Abg. Rinmermann: . Nein, fie betrifft einen allgemeinen Ges 
genſtand. 
| Sandtags- Marfchell: Dann würden wir zuerft das Brotofoll 
zu genehmigen haben. Findet ſich fonft noch etwas zum Protokoll 
zu bemerfen? | 

Da nichts bemerkt wird, fo ift das Protofoll, mit Vorbehalt 
der Abänderungen, bie noch gemacht werden follen, in feinen übris 
. gen Theilen angenommen, die Abänderungen aber felbft werben noch 
vorgetragen werden. Es hat nun der Herr Abgeorbnete Milde 
das Wort. ' 

Adg. Milde: Meine Herren! Bon den Greignifien, welche 
die neuere Zeit gebracht hat, ift Feines in feinen Folgen auf den 
Handel und die Induſtrie Preußens fo unheilvoll rüdwirfend gewe⸗ 
fen, als die Einverleibung Krakau's in die öfterreihifchen Staaten. 
Die Vorbehalte, welche ımfer Kabinet zu Gunften der Tommerziellen 
Intereſſen geftellt ‚hatte, find ohne alle Erheblichkeit und ohne allen 
Augen für und bis jet geweien. Denn während wir das Recht 
hatten, erwarten zu dürfen, baß mit der abminiftrativ - politifchen 
Einverleibung des Freiſtaates die merkantil-politifche noch nicht aus» 
geſprochen fei, jo ift durch die Bekanntmachung vom 11. Sanuar 
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d. 3. dieſe Vorausfegung geſchwrmden. Nachdem dies grihehen 
war, durfte man ſich mit Recht einer weiteren Hoffnung hingehen, 
nämlich daß dieſe merfantil-politifche Einverleibung im den mögkidk 
fchonenden und milden Formen Platz greifen würde. Bon alle dem 
ift das Gegentheil geſchehen, indem die Einſchließung des krakauer 
Gebiets in Die öfterreichifche Zollinie in fo ſehr kurzer Zeit nad 
ber . Bublication des Beſitzergreifungs⸗Patentes erfolgte, daß kaum 
der vierte Theil der in Krakau lagernden Waaren in ven Verbrauch 
hat übergebracht werden fünnen. In den meiſten Faͤllen war bie 
Nachfteuer, welche von Seiten der Kaiſerlich Königlichen Staatsver⸗ 
waltung verlangt wurbe, eine fo bedeutende, dag fte völlig uner- 
ſchwinglich wer, und daß fie Benjenigen, welcher ſolche Waaren⸗ 
vorräthe befaß, vollig ruiniren mußte. Nun waren aber der Natur 
der Sache nad) ein großer Theil jener Waaren, Die in Krabeu für 
faufmännifchen Verfehr Iagerten, unbezahlte Waaren und gehörten 
effeftin noch dieſſeitigen Staais⸗Unterihanen an, Die natürlich, indem 
die Steuer von den frafauer Staats - Angehörigen gefordert veurbe, 
fofort zur Berfügung ber dieffeitigen Gewerb⸗ und Handelstreibenden 
gekellt waren. Ich muß nun erwähnen, daß dieſes Die Waaren 
im Allgemeinen betraf und noch nicht Diejenigen Artikel fubfumirt 
waren, die unter die Staats⸗Monopole in den Raiferlich Königlichen 
Erbſtaaten gerechnet find; jedoch als ſchon damals nach vom 11. Ja: 
nuar die Rachfteuer verlangt wurbe, wurde mit großer Oftentation 
von Kaufleuten in Krakau nicht allein eine Menge Waare vers 
ſchenkt, ja effektiv ins Waſſer geworfen und vernichtet, weit man 
ſagte: wir können nicht die Nachſieuer bezahlen und auch nicht Die- 
jenigen, welche ung die Waren geſchicht haben. Es wurden, um 
mich einiger Beifpiele zu bedienen, von Schlefien und non ber Rheiß⸗ 
provinz aus zwei Artikel nach Krakau vorzugsweiſe geſendet, hie 
por großer Bedeutung find, Won Schlefien gebinaire Baummollen 
waren, aug der Rheinproyinz Seinenwaaren, Don erſteren, welche 

namentlich in der Rangenbielguer Gegend gefertigt werben, und bie 
in einem Werthe non 60 bis 70 Rihlr. ver Centner And, verkamgke 
man von denen, bie foldie Waaren zur Beſteuerung zu bringen hat 
ten, 200 bis 300 Gulden Zoll, Es liegt auf der Hand, daß eine 











Waare, die 60 Rihlr. Werth bat, nicht 200 Rthlr. Steuer geben 
fann. Es wurde demnach das eigenthümliche Berhältniß herbeige⸗ 
führt, daß bei dieſen Waaren, indem fie nicht in den öſterreichiſchen 
Konfum mit der Belaftung einer folchen Steuer übergehen konnten, 
nichts Anderes übrig blieb, als fie nad Preußen zurüdzuführen. 
Aber an der preußifchen Gränze angelommen, wären die Waaren 
in den Zoll von 30 Rthlr. gefallen, und es blieb daher nichts übrig, 
ale die Waaren zu vernichten oder fie auf illegale Weife der öfter: 
reichtfchen Steuer und dadurch auch der Bezahlung an den diefleis 
tigen Kreditor zu entziehen. Mit den Seidenwanren aus Krefeld 
und Elberfeld verhält es fid) noch anders. Ein einziger Kaufmann 
mußte für 340 Pfund Seidenwaaren eine Steuer von 3400 Gul—⸗ 
ven bezahlen. Unter folchen Werhältniifen wurden natürlich die 
merfantilen Beziehungen mit Krakau immer trüber für une, und bes 
reits im Januar fam eine Menge von Tratten und Wechſeln zu: 
rück, Die nicht bezahlt wurden. Ich laſſe vahingeftellt, inwieweit 
einzelne der dortigen Kaufleute verftanden haben, ſich ihren Ber: 
pflichtungen gegen den Staat zu entziehen. Indeſſen ſteht das Fak⸗ 
tum feit, daß fie fich weigern, ihre Verbindlichkeiten zu erfüllen, 
weit fie fagen: wir find durch Einführung der Nachfleuer völlig 
tuinirt worden. Es ift von vielen Seiten in Krakau geltend ge: 
macht worden, daß man in der Beitreibung der Nachſteuer doch bes 
denfen möge, welch” großen Gewinn Oeſterreich in der Einverleis 
bung Krakau's fowohl politiſch als finanziell erlangt babe; aber 
man ‚hat bis jegt mit größter Strenge darauf beharrt, die Sache 
eben fo und nicht anders durchzuführen. So flanden die Vers 
hältniffe bis zum 27. April d. J. Am 26. April erfchien eine 
Bekanntmachung, die mie hier vorliegt, in welcher der Kaiferl. Rönigl. 
Hof⸗Kommiſſar den Handeltreibenven in Krakau anbeutete, daß nuns 
mehr die Friſt abgelaufen fei, in welcher diejenigen Artifel, vie als 
Staats-Monopol behandelt werben, in dem freien Verkehr verblei- 
Könnten, und ex beflimmte zugleich in dieſer Bekanntmachung, daß 
binnen 3 Tagen die ſämmtlichen Vorräthe an Tabad, Schießpulver 
und Salpeter müßten entweder an den Einzelnen übergegangen fein, 
der aber nicht mehr haben dürfte, ald er in dem Laufe eines Jahres 
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zu konſumiren im Stande ſei, oder aber dieſe Vorräthe müßten in 
der Hauptmauth niedergelegt werden, um binnen Jahr und Tag zur 
Verzollung zu kommen oder ausgeführt zu werden. Die Verzollung, 
um die es ſich hier vorzugsweiſe handelt, iſt die Verzollung des 
Tabacks. Der Taback iſt, wie Sie wiſſen, für den Zoll-Verband 
ein höchſt wichtiger Artikel nicht allein der Fabrication, ſondern auch 
des Anbaues, und er iſt ein wichtiger Kultur⸗Artikel des agronomen 
Gewerbes derjenigen Provinz, welcher ich die Ehre habe anzugehoͤ⸗ 
ren. Es iſt die größte Quantität, ja beinahe die Totalität dieſes 
Erzeugniſſes unſerer Bodenkultur ſeit langen Jahren nach dem Frei⸗ 
ſtaat Krakau beinahe ausſchließlich gegangen, und die Quantitäten 
in dem Augenblicke, wo das Patent erſchien, waren ſehr bedeutend. 
Diefe Tabackſorten haben einen Werth von 8 bis 10 Rthlrn. pro 
Gentner, ımd die Nachſteuer, welche verlangt wurde, beträgt 2 Fl. 
50 Kr. fürs Pfund. Es liegt auf der Hand, meine Herren, daß 
in dem Augenblid, als eine ſolche Steuer verlangt wird, der Vers 
kehr abgeſchnitten ift und alfo nichts übrig blieb, als entweder den 
Taback in die Weichfel zu werfen oder zu vernichten, denn zurückzu⸗ 
führen ging er nicht, weil er wiederum in den vereindländifchen 
Zoll von 15 Rthlr. pr. Etr. gefallen wäre. Nach ſolchen Maß⸗ 
nahmen mußte es vollfommen unmöglich werden, daß bie bedeuten, 
den Außenftände, die dieffeitige Unterthanen an Bürger des ehema⸗ 
ligen Freiftants Krakau zu fordern haben, zu realiſiren find, und 
daß diefe Forderungen effektiv in dieſem Augenblicke inerigibel find, 
verfichere ich Sie. Mein Antrag gebt deshalb dahin: daß auf ir- 
gend eine Art und Weife den biefleitigen Staats-Unterthanen gehol⸗ 
fen werde, dieſe ihre Außenftände beizutreiben, und um fo mehr beis 
zutreiben, da die gegenwärtige. Gefeßgebung in Krakau eine folche 
ift, Die nicht geftattet, einen Wechfelfchuldner zur Haft zu bringen. 
Sie fehen, wir find in jever Beziehung hülflos, und ich für mein 
Theil ſchätze die Ausftände, die biefleitige und vereinsländiſche Un— 
terthanen in Krafau in dieſem Augenblide haben, die fällig find und 
bezahlt werden follten, eher auf 2 Millionen ald auf 1 Million 
Thaler. Dieſe bedeutende Summe unfered Staatövermögend zu vers 
lieren, wird für uns in dieſer Zeit der Noth, in der wir jet les 
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ben, ſehr ſchwer werben, und um ſo mehr, da ich, national⸗okono⸗ 
miſch geſprochen, keinen Weg weiß, einen ſolchen Verluſt bald und 
raſch wiederum zu erringen und zu erwerben. Ich erlaube mir 
demnach folgenden Antrag: 
„Der hohe Landtag möge beſchließen, daß durch Vermittlung bes Herrn Lands 
tags⸗Kommiſſars bei Sr. Majefät dem Könige die Erlaubniß Sr. Majekät 
des Königs nachgefucht werde, daß noch jeßt eine Petition zur Berathung bei 
dem Vereinigten Kandtage angebracht werden dürfe, in welche, unter Hinweifung 
auf die großen Verluſte in baaren Ausfländen und unbezahlten Waaren, welche 
der Handelsſtand Preußens nach der Einverleibung des ehemaligen Freiftaates 
Krafan mit Defterreich und durch die öfterreichifcherfeits angeordnete Nachſteuer 
berbeigeführten Infolvenz-Grflärungen und Waaren-Vernichtungen erleidet, eine 
Liquidations-Kommiſſion niedergefeht werde, deren Aufgabe darin beftehen ſoll, 
ſolche Berlufte zu conftatiren, um demnächſt auf diplomatiſchem Wege ber 
Kaiſerlich Königlichen Staats-Regierung zur Liquidation und Entſchädigungs⸗ 
Forderung vorgelegt zu werben. 

Meine Herren, die wahre innere Kraft eines großen Staates 
liegt in dem Schuße, den er feinen Bürgern gewähren Tann, gewähs 
ren will und zu gewähren vermag. Das erhebende Gefühl des Pa- 
triotismus wird genährt, wenn der Staats Angehörige weiß und 
überzeugt ift, daß der Fremde ihn nicht ungeftraft in feinen Rechten 
oder in feinem Befite fränfen oder befchädigen darf. Die Liebe 
zum Vaterlande, der Stolz des Volksbewußtſeins, welche allein zu 
den großen Thaten geführt haben, welche wir an jenen beiven ber 
rühmten Bölfern, von denen dad eine dem Alterthum, das andere 
der neuen Zeit angehört, bewundern, fe ift genährt, gehegt, gepflegt 
und erzogen worden in dem gleichen Schuge, welchen der erfte wie 
der lebte Staatsbürger von dem Allgemeinen, der res publica, ficher 
war und ficher ift, zu finden. Wir träumen fo oft, meine Herren, 
von einer deutſchen National⸗Handelsflagge, weil fie Schutz gewäh- 
ren foll den Unfrigen, feien fie audy durch Meere. vom Vaterlande 
getrennt, ja mögen fie ſich befinden bei den Antipoden; wir wollen 
fie dadurch fehligen in ihren Beitrebungen, weil jede Errungenfchaft, 
- wie fie fi) auch ausbrüdt, ein Gemeingut, ein Eigenthum des Va⸗ 

' terkandes wird: und. wir follten einen ſolchen Schug nicht gewähe 
ren, wenn der Schupfuchende an unferer Thüre vor umferem Haufe 
anflopft und um Schutz bittet? . Es ift von berebter Zunge vor 
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wenigen Tagen von dieſem Orte aus auf den herrlichſten aller Wahl⸗ 
ſprüche hingedeutet worden, auf das suum cuique, als jenen Wahl⸗ 
ſpruch, welcher Jedem das Seine geben und gewähren und Jeden 
in dem Seinen ſchützen will; hoffen wir auch, daß unter einem ſol⸗ 
hen Wahlſpruche nicht allein Preußen, ſondern das gefammte dentſche 
Baterland in jenem Verbande friedlicher Beftrebungen und Erobe- 
rungen her und groß einer mächtigen Zufunft entgegengeführt wer⸗ 
den wird. 
(Vielfaches Bravo!) 

Jaudtags -AMMarſchall: Da es ſich darum handelt, eine Petition 
einzubringen, nachdem der Zeitraum für die Zuläſſigkeit derſelben ver: 
ſtrichen ift, fo fünnte dies nur gefchehen, wenn der Herr Landtags: 
‚Kommiflar die Geneigtheit haben wollte, bei Sr. Majeftät dem Kö- 
nig fi dafür zu verwenden, daß Dies gefchehen könne. Sch erlaube 
mir alfo mit dieſer Frage mich an den Herrn Landtags - Kommiflar 
ju wenden. 

Sondtegs -Kommiſſar: Wenn ich gleich glaube, daß ein Vor⸗ 
trag, wie derjenige, welchen wir eben gehört haben, in dem von 
Sr. Majeftät der hohen Berfammlung gegebenen Reglement feine 
rechte Stätte findet, und obgleich ich ferner glaube, daß der Herr 
Antragfteller, wenn er feine Bitte unmittelbar an des Könige Ma- 
jeftät gerichtet hätte, wohl im Wefentlichen zu demſelben Refultate 
gelangt wäre, fo darf ich doch in Feinem Halle meine Vermittelung 
verfügen, um auch in dem Wege, den ver Herr Antragfteller gemählt 
bat, die Entfcheidung Sr. Majeftät darüber herbeizuführen, ob fein 
Antrag noch nachträglich von der hohen Verſammlung diskutirt wer- 
den darf. Ich Fann natürlich nicht vorberfehen, welches die Ent; 
ſcheidung Sr. Majeftät fein wird, glaube aber, daß ed darauf an⸗ 
fommen wird, den Antrag jelbft zu fennen. Deshalb würde ich bit⸗ 
ten, daß der Here Antragſteller jedenfalls mit dem Gefuche auf bie. 
Zulaffung auch den Antrag felbft mir übergäbe, und zwar um fo 
mehr, als, um anderweitige Konfequenzen in diefer Beziehung zu ver- 
meiden, zu unterfuchen fein wird, ob die Umſtände, welche den Anz 
trag motiviren, erft in einer Zeit hervorgetreten find, wo bie Praͤ⸗ 
 Huflon für die Petitionen bereits eingetreten war. ’ 








Abg. AMüde: Ich habe darauf nur zu erwidern, daß nament- 
lich der lehte Schlag, der erfolgt iſt, in den Tagen vom 27. bis 
30. April fattgefunden hat, und daß der 1. Mai die Präffufiofeift 
war, in welcher Petitionen hier am Orte eingebracht werben konn⸗ 
ten. Die erfte Nachricht von diefer unerhörten Maßregel kam mit 
den 4. Mai Morgens. zu, und id; war natürlich nicht mehr im 
Stande, vor dem Präfluftotermin einen ſolchen Antrag gu flellen, 
wie ich ihm jebt bier einzubringen beabfichtige. Zu beflerer Ernirung 
der Sache habe ich gewartet, bis mir aus meiner Provinz, und na- 
mentlid) aus Krakau felbft, alle Bapiere und Nachweife zugegangen 
waren, die auf den Gegenftand Bezug haben, und nachdem ich in 
deren Beſitz war, habe ich bereits heute vor acht Tagen dem Herrn 
Landtags⸗Marſchall fchriftlich die Bitte eingereicht, am geftrigen Tage 
diefe meinen Antrag ftellen zu dürfen. Ich glaube, aus dem, was 
ich gefagt, wird der Herr Landtags⸗Kommiſſar die Weberzeugung 
genommen haben, daß von meiner Seite nichts verabfäumt worden 
it, daß aber die Zeitläufte es nicht geftattet haben, daß ich früher 
bei dem Landtage mit meinem Antrage einfommen Tonnte. 

Staats - Minifter von Canitz: Im nächſten Bezug auf dieſen 
Antrag, da er eben zur Sprache gekommen iſt, kann ich nur bie Er⸗ 
klaͤrung abgeben, daß von Seiten ber Regierung biefe Umſtände nicht 
unbeachtet geblieben find, fonvern fogleich bei der noch ſchwebenden 
Verhandlung mit den Nachbarreiche ein darauf bezüglicher Schritt 
bereitö gefchehen iſt. Daß ich darüber fein. Reſultat vorzulegen im 
Staude wire, wenn ſich auch der Gegenſtand gang zur Publizisät 
eignete, Hegt in den Umſtänden, wie fie ber geehrte Redner feibf 
bezeichnet bat, nämlid in der Kürze der Zeit. Zu den früheren 
Verhandlungen über dieſen Gegenſtand ift noch viele zweite hinzu⸗ 
gekommen, fie kann alſo, von meinem Standpuufte aus betrachtet, 
als eine noch ſchwebende betrachtet werden, was übrigens, meinem . 
individuellen Ermeſſen nad, in dieſem fpeziellen Falle kein Hinderniß 
M, daß nicht jene Angelegenheit ven den Ständen oder von einzel⸗ 
wen Mitgliedern zum Gegenftand einer Bitte an die Arone gemacht 
werden fönnte. Ich erlaube mir, bei biefer Gelegenheit noch zurüds 
zugehen auf die Worte, die ich neulich die Ehre hatte, in der Ange 
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legenheit des Betitionsrechtes an die Verſammlung zu richten, wo 
ein Antrag einftimmig befchloffen worden ift, Se. Majeftät den Kö⸗ 
nig zu bitten, in Bezug auf den dreigehnten Paragraphen der Ders 
ordnung vom 3. Febrar eine Aenderung oder authentifche Interpre⸗ 
tation zu geben, um die Beftimmungen Har hinzuftellen, inwiefern 
ed. innerhalb der Befuguiß der Stände liege, Petitionen in Betreff 
auöwärtiger Angelegenheiten an die Krone gelangen zu laſſen.*) Ich 
will nicht zurückkommen auf das, was ich früher über das Bedenk⸗ 
liche ſolcher Petitionen ‚gefagt habe, ich will nicht Definitionen auf 
ftellen, die für alle möglichen fünftigen Fälle unzweifelhaft die Rus 
brifen vorzeichnen, ſondern ich halte mich nur verpflichtet, ein Sup⸗ 
plement zu meiner damaligen Erklärung zu geben, nämlich: daß nicht 
die Rede davon fein könnte, eine authentifche Interpretation der Bers 
ordnung aufzuftellen. Dies hat weder von mir, noch von Seiten 
der hohen Verfammlung gefchehen fünnen, auch geht das aus jenem 
einmüthigen Befchluffe meines Ermeſſens nicht hervor. Es verſteht 
fih von. felbft, daß eine gefeßliche Beftimmung, die irgend eine Aen⸗ 
derung in dee bisherigen Behandlungsweife der Dinge herbeiführen - 
fönnte, nur von der Allerhöchften Entſcheidung abhängt und. nur da⸗ 
von ‘eine Veränderung datiren kann. Wenigftens glaube ich, daß 
Niemand mir zuteauen möchte, daß ich mir ammaßen gewollt hätte, 
der Verfammlung den Weg vorzuzeicdhnen, den fie gehen oder nicht 
gehen darf, nocd daß ich mir erlaubt hätte, der Entfcheidung Sr. 
Majeftät des Könige, unferes Allergnädigſten Herren, vorgreifen zu 
wollen. Das, was ich neulich gefagt habe, ift alfo nichts Anderes, 
als meine Meinung über das Anbringen von Petitionen, deren Ge- 
genftände das mir anvertraute Reſſort berühren. Ich verfenne nicht 
und erfläre mid, völlig einverflanden damit: daß es derartige Anges 
legenheiten giebt, die unzweifelhaft die inneren Interefien des Landes 
berühren, während fie zugleich im Zufammenhange mit den auswär- 
tigen Angelegenheiten ftehen, und ich bin nicht der Meinung, daß 
folche deshalb aus dem Bereid, der Betitionen ausgefchloffen werden 
müßten. Wie übrigens die Sache von mir verftanden worden iſt 
ober andererſeits ausgelegt werben konnte, das iſt nicht das Ente 
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ſcheidende; die Entſcheidung Liegt außer dieſem Bereich, und ich habe 
mir in dieſer Angelegenheit das Wort ergriffen, um mögliche Miß⸗ 
verftänpniffe zu vermeiden, weil ich in’ der gegenwärtigen Lage uns 
ſerer Angelegenheiten feinen größeren Feind kenne, als die Mißver- 
fländniffe, und weil ich jeden Schritt, der zur Aufflärung derſelben 
führen fann, für einen Fortſchritt, für einen wahrhaft heilſamen 
Schritt halten muß. 

Abs. Hauſemann: Es iſt von dem Abgeordneten aus Bres⸗ 
lau eine Bitte geſtellt worden, und der Herr Landtags⸗Kommiſſar 
hat die Bereitwilligfeit zu erfennen gegeben, dieſe Bitte bei Sr. Ma: 
jeftät dem Könige zu befürworten; indeſſen fcheint e8 mir doch, daß 
es jehr wunſchenswerth wäre, zu wiflen, ob die von dem Abgeord⸗ 
neten von Breslau geftelite Bitte als eine ſolche zu betrachten wäre, 
die nur von einem einzelnen Abgeordneten ausgeht, oder ob fie von 
der Berfammlung unterftügt wird. Deshalb möchte ich den Herrn 
Marſchall erfuchen, die Verfammlung darüber zu befragen, ob fle 
fi der Bitte des Abgeordneten von Breslau, diefe Sache noch nach⸗ 
teäglich vorbringen zu dürfen, anſchließe? 

Iaudtags - Marſchall: Eine Bitte, die auf ſolche Art geſtellt 
und von dem Herrn Landtags⸗Komiſſar zu befürworten verſprochen 
worden iſt, wird in der hohen Verſammlung gewiß keinen Wider⸗ 
ſtand finden; ſollte es alſo nöthig ſein, eine ſolche Frage an die 
Verſammlung zu richten, ſo will ich hiermit fragen, ob ſich Jemand 
dagegen zu erklaͤren gedenkt? 

‚(Biele Stimmen: Nein!) 

Sandtags-Aommiffer: Nur ein einziges Wort.: Zur Vermei⸗ 
dung eines Mißverftännnifies muß ich mir zu bemerfen erlauben, 
daß ich nicht gefagt habe, ich fei bereit, Died Gefuch zu befürwor- 
ten; vielmehr glaube ich nur gefagt zu haben: ich fei bereit, es zu 
beförbern. . Ich bitte aber, aus dieſer Berichtigung nicht auf Das 
Gegentheil fchließen zu wollen, als ob ich nämlich nicht geneigt fei, 
es zu befürworten. 

Sandtags- Marſchall: Der Herr Secretair wird Ihnen jet 
die Veränderungen vortragen, weldye im Protokoll vorgenommen 
worden find. 

 (Seeretait Kuſchke vertieft die Abänderung bes Protololls) 
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Abg. inmermann: (vom Play): Ich muß Bitten, daß hin⸗ 
zugefügt werde, daß dies meiner Anſicht entſpricht. Ich habe von 
keinem anderen Standtpunkte aus geſprochen. 

Jandtags · Marſchall: Würde es genügen, wenn hinzugeſetzt 
wird: „womit Der Abgeordnete Zimmermann ſich einverſtanden 
erklärte?“ 

Eine Stimme: Geſtern habe ich nicht gehört, daß ein ſolches 
Einverſtaͤndniß geſchehen iſt; das Protokoll fann nur die geſtrigen 
Verhandlungen mittheilen. | 

Sandtags- Marfhell: Würden Sie alfo Ihren Einwand fal- 
len laſſen? | 

Abg. Fimmermann (aud Spandau): Das Protololl wird ge 
druckt, und es flieht etwas darin, was ich nicht gefagt habe... Ich 
babe mid) nur in dem Sinne geäußert, daß biejer Eid hier und da 
. abgenommen wird. 

Abg. von Katte: Dagegen muß ich mid) ale Referent erklaͤ⸗ 
ren. Sch habe deutlich gehört: überall. | 

Abg. Pimmermann (aus Spandau): Dann muß ih mich auf 
die ſtenographiſchen Berichte beziehen, welche deutlich ergeben, daß 
ih nur einzelne Zandestheile erwähnt babe, und follte ich überall 
gefagt haben, fo ift es über meine Lippen gegangen, ohne daß ich 
es wollte. Ich habe das nicht fagen können. 

Abg. von Katte: Das Protofoll war ganz richtig gefaßt. 

Sandtags- Marfhell: Es ift Alles fliehen geblieben, wie es 
ftand, und nur die Bemerfung des Herrn Landtags⸗Kommiſſars hin- 
zugefügt worben. Daß dieſe Bemerkung gemacht ift, kann nicht ge- 
leugnet werden. Alto fcheint mir das Protokoll feine Richtigfeit 
zu haben. | | 

(Biele Stimmen: Jan 

Secretair Kufhke: In Bezug auf dem Antrag des Abgeords 

nein Sommerbrodt ift hinzugefügt worven: " 
Gerlieſt die veränderte Stelle des Protofolis.) 

Sandtags- AMarſchall: Da keine Bemerkungen mehr Haitfinden, 
muß das Protokoll als angenommen betrachtet werben. 

Abg. son Nothkirch: Lediglih aus Mißverſtändniß des 8. 12 
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des Gefeßes vom 3. Februar d. 3. habe ich unterlafien, eine Pe 
tition eingureichen, weldye die äußeren Angelegenheiten allerbings, 
aber tief audy die inneren Angelegenheiten berührt. Es ift nämlich 
von mir ein ſich auf dieſe äußeren Angelegenheiten beziehender An⸗ 
trag heute früh dem Marſchall eingereicht, jedoch zurüdgegeben 
worden. 

Jandtags - Marſchall: Nicht zurückgegeben. Ich babe ihn noch. 

Abg. von Nothkirch: Der Herr Marſchall haben mir eröffnet, 
daß fie ihn nicht geeignet zum Vortrage faͤnden, weil die Zeit zur 
Einbringung von Petitionen vorüber ſei. Mein Antrag betrifft die 
Berhältniffe mit Spanien. Es ift unverfennbar, und ich glaube, 
daß von einem großen Theil der Verfammlung der Nachtheil, wenn 
auch nicht empfunden, doch anerkannt wird, daß die Störung der 
diplomatifchen Verhältnifie mit Epanien einen großen Nachtheil in 
Bezug auf die kommerziellen und auf die übrigen Verhältniffe aus 
übt. Der Antrag, den ich angefertigt habe, ift dahin gerichtet, Se. 
Majeftät allerunterthänigft zu bitten, mit dem Königreich Spanien 
wiederum biejenigen diplomatifchen Beziehungen anzufnüpfen, weldye 
erforderlich find, um biernächft mit deſſen Regierung Handelsvertraͤge 
abfchließen zu Fünnen und den biefleitigen Unterthanen bei ihren 
Handelöbeziehungen den nöthigen Schuß zu gewähren, woburd dem 
vaterländifchen Handel neue Wege eröffnet und derſelbe auf eine 
feſte, ſichere Baſis geleitet wird. 

Ich will mir nicht verhehlen, daß von Seiten der hohen Re⸗ 
gierung mir vielleicht entgegnet werden könnte, daß wegen anderer 
Verpflichtungen mit den verbündeten Mächten ein Anerkenntniß, wel⸗ 
ches indirekt in dieſem Antrage liegen würde, der gegenwärtigen Res 
gierung in Spanien nicht ftatthaft fein würde. Allein Preußen ift 
für fih ein Fräftiges Land; 16 Millionen Einwohner können nicht 
benachtheiligt werden durch (ich muß mir erlauben, eine Bemerkung 
zu wieberholen, die ſchon von einigen Rednern aus der Rheinprovinz 
gemacht worben ift) durch dynaftifche Intereſſen. Diefe dynaſtiſchen 
Intereſſen müſſen jederzeit hinter dem Wohl der Völker zurüdftchen. 
Sch ftelle Ihnen anheim, ob Sie darüber befchließen wollen und ob 
namentlich der Herr Marfchall damit einverflanden ift, daß die Ber- 

V. 2 





— 18 — — 
ſammlung ihren Willen zu erkennen ze, ob dieſe Betktion einge: 
bracht werben fol. 

Miniſter des Auswärtigen: Meine Herren! Diefe Rede giebt 
mir .eine Aufforderung, eme Bemerkung zu madıen, die ich vorhin 
unterbrüdt habe, weil ich fie für unnöthig und folglich für unges 
hörig gehalten hatte, nämlih Sie darauf aufmerffam zu machen, 
daß das Recht, Verträge zu fchließen, die Verhättniffe mit fremden 
Mächten zu ordnen und über Fragen der auswärtigen Politif Be- 
Falüffe zu faſſen, nicht blos ein Vorrecht, fondern eines ber wefent- 
lichſten Attribute der Krone ift, und ic) kann nicht glauben, daß es 
in Ihrer Abficht liegt, auch nur eine Petition der Art ar Se Maje- 
Rät den: König zu richten, welche dies in Frage ſtellte. Cine nähere 
Erörterung der fpeziellen Frage, ob in den Handels = Verhältnifien 
mit der iberiichen Halbinfel dynaftiiche ober Tommerzielle Verhält⸗ 
niſſe überwiegend find, würde nicht hierher gehören; ich halte mich 
demnach fiir verpflichtet, daran zu erinnern, was ich früher für 
unnothig und deshalb für ungehörig hielt, daß Sie ſich auf illega⸗ 
em Boden befinden würden, wenn Sie eine Diskuffion über politifche 
Bragen der Art zuließen und eine Zeit, die Sie zum Wohl des Lan- 
des beſſer benutzen koͤnnten, mit dergleichen Erörterungen zubringen. 

Sanbtags - Marfihall: Der Herr Antragfteller hat darauf ange 
tragen eine Petition, welche äußere Angelegenheiten betrifft, noch nach⸗ 
täglich einzubringen, weil er den 8. 13 früher nicht richtig verfianden 
babe. Er bat darin mit mir daſſelbe Schickſal gehabt; ich hatte ihn 
auch nicht richtig verftanden. Ich glaube aber, daß der Herr Ans 
teagfteller die Folgen davon eben fo gut fragen muß, wie ich fie 
habe tragen müflen. Wenn ein früher angebrachter Antrag von 
einem Mitglieve, welches den Paragraphen richtig verftanden hatte, 
nachmals zugelaffen werben mußte, fo folgt das ganz natürlich; wenn 
Ach aber Jemand im Irrthum befunden hat, fo muß für ibn bie 
Präftufiofrift in Kraft treten. Aus diefer Urfache glaube ich dem 
Antrag nicht annchmen zu Fönnen. 

Abg. von Berheraty Ich glaube, auf die fo eben von dem 
Heren Minifter der auswärtigen Angelegenheiten gemachte Bemer⸗ 
fung erwibern zu müflen, Daß es wohl Keinem in der Berfamm: 
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lung je in den Siun- geflommen ift, irgend eines‘ der. geheiligten 
Vorrechte der Krone verleßen zu wollen. 
(Bravo!) 

Sch glaube ferner hinzufügen zu können, baß eine folche Ver⸗ 
legung keinesweges in den Bitten liegen würde, bie die Handelsver⸗ 
hältnifje unferes Landes mit auswärtigen Staaten betreffen. Die 
Krone hat ja’ auch das alleinige Recht der Gefeßgebung in unferem 
Staate, gleichwohl haben wir das Recht. ver Bitte und des Beiraths. 
Ich glaube im Gegentheil, daß eine Verkennung bes letzteren Rechts 
von Seiten des Herrn Miniſters darin zu finden fein würde, wenn 
und in jener Weiſe eine Beichränkung auferlegt werben follte. 

(Bravo!) 

Der Herr Minifter hat in einer der vorigen Gitungen ve 
bemerkt, daß mehr oder weniger jede äußere Angelegenheit auch eine 
innere Seite habe; und daß Die Angelegenheit, um die es fih im 
vorliegenden Falle handelt, nämlich unfer viplomatifches Verhaͤltniß 
zu Spanien, eine foldye Seite hat; das Tann ich Ihnen aus dem 
Kreife meiner Erfahrungen, übereinftimmend mit vielen meiner rhei⸗ 
nifchen Kollegen, beftätigen. Dadurch, daß feit einer langen’ Reihe 
von Jahren dieſe Verhättniffe fo zu fagen abgebrochen, dadurch, daß 
wir dort nicht vertreten find, hat unfere Induftrie, namentlich bie 
rheinifche, bedeutende Verlufte erlitten. Es ift vergeblid; geweſen, 
daß die Handelsfammern fortwährend darauf hingemiefen haben. Un⸗ 
fer Handel mit Spanien ift nad) und nach faft auf Null herabge- 
funfen. Ich frage, ob foldye Verlufte, ſolche nachtheilige Wenbun- 
gen in dem Zuftande des Landes micht eine innere Angelegenheit find, 
ob wir uns nicht. in vollem Rechte befinden, wenn wir die Bitte an 
Se. Majeftät den König richten, ſolchen bedeutenden Uebelſtänden ab: 
helfen zu wollen, ob es nicht unfere Pflicht iſt, auf ſolche Zuſtände 
aufmerffam zu machen? Ich enthalte mic; jeder Bemerfung, ob es 
noch in der Befugnis des Herrn Marſchalls Liegen kann, eine Peti- 
tion jegt nach veränderter Anſicht der Dinge zuzulaflen, nachdem Die 
Friſt zur Einreichung abgelaufen if. Ich habe aber ven lebhaften 
Wunſch, daß es > geſchehen möge, und erlaube mir die Bitte auszu⸗ 
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ſprechen, daß die Verſammlung ihre Zuſtimmung zu erkennen geben 
möge. 
(Beifallszeichen.) 

Miniſter des Auswärtigen: Nur einen einzigen Punkt der Rede, die 
wir eben vernommen haben, bitte ich berichtigen zu dürfen. Es war 
namlich die Rede davon, ob es in der Abficht Liegen Tonne, das Pe⸗ 
titionsrecht der Stände zu befchränfen. Daß dies weder meine Ab- 
ficht, noch Die meiner Herren Kollegen, noch die der Regierung ge- 
wefen,; darüber haben wir uns in der vorgeftrigen Sitzung hinlänglich 
auögefprochen. Ich darf nur darauf hinweifen, daß für die Petition, 
von der damals die Rede war und von der ich mir damals das 
Gleichniß erlaubte, daß es eine Petition in zweiter Potenz, eine Pe- 
tition über das Petitionsrecht fei, daß für dieſe diefelbe Regel gelten 
müſſe, wie für alle anderen, das heißt: fie darf der Allerhöchiten 
Entfcheidung nicht vorgreifen und nicht mit einem rechtsfräftigen Be⸗ 
fhluß verwechfelt werven, folglidy bleibt es bei der gefebmäßigen Be- 
ftinmung, bis dieſe geändert oder eriveitert wird. Die Entjcheivung 
ift heute noch eine Frage der Zukunft, und was ich perfönlidh dar- 
über denfe, hat noch weniger Werth, ald was einer von Ihnen dar⸗ 
über denkt, denn ich habe hier Fein Recht des Votums, und kann id) 
auch weder Ihrem Beichluß, noch der Allerhödhften Entſcheidung vor: 
greifen. 

Ag. Diergardt: Nach dem, was mein verehrter Herr Kollege 
vom Rhein bereits mitgetheilt hat, bleibt mir nur übrig, von meinem 
eigenen Standpunkte aus noch Einiges hinzuzufügen. Ich habe vor 
20 bis 25 Jahren meinen Haupt-Wirkungsfreis in Spanien gehabt 
und viele Familien auf Iohnende Weife durch die Verbindung mit 
dieſem Lande befchäftigt, aber die nachtheiligen politifchen Verhält—⸗ 
aiffe, die fpäter eingetreten find, haben mich verhindert, dieſe Ger 
fhäfte fortzuſetzen, Mein Wirkungskreis bezieht fi) überhaupt auf 
das Ausland; es ift nicht allein Spanien, worüber wir uns zu be⸗ 
ſchweren haben, fondern die Verhältniffe des Zollvereind in Bezug 
auf den Verkehr mit dem Auslande find höchft bedauerlich. Ich ger 
ftehe offen, daß Fälle vorgefommen find, wo mein Herz darüber ge⸗ 
blutet hat, daß unfere Intereffen nicht Fräftiger im Auslande ver- 
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treten werden. Wir ſtehen überall im Nachtheile. Ich habe mich 
nach allen Welttheilen hin bewegt, und überall ſtoße ich auf Hin⸗ 
derniſſe, waͤhrend das Ausland in den Zoll⸗Vereins⸗Staaten die be⸗ 
reitefte Aufnahme findet. Ich habe dieſe Bemerfung machen zu müſ⸗ 
fen geglaubt, weil die Verhältnifie mit Spanien berührt worden And 
und weil id; meine Behauptungen belegen Tann. 

Abg. Milde: Meine Herren, ich erlaube mir, in Erläuterung . 
deffen, was hier gefallen ift, darauf zurüdzufommen, was mein vers 
ehrter Herr Kollege aus Schlefien beantragt hat. Seine Motive 
hat er in der Liebe zum Vaterlande und in dem Bedürfniß gefunden, 
welches Schlefien nad) gerade immer mehr und mehr fühlt, nämlich 
. feine Arbeitöfräfte zu befchäftigen. Daß wie nach jener Seite hin 
nicht folche Handels Beziehungen mehr haben, welche für Schlefien ° 
von großem Segen geweſen find, ift allgemein befannt. Aus dieſem 
Motiven ift der Antrag geftellt worden. Weit entfernt, eine der 
Prärogative berühren zu wollen, welche der Krone inhäriren, kann 
die Betiton fid) blos dahin verbreiten wollen, Se. Majeftät den Kö⸗ 
nig auf die Llebelftände aufmerffam zu machen, welche durch die Uns 
terbrechung der Handelds Beziehungen mit der iberifchen Halbinſel 
namentlid) Schlefien erlitten hat. Es ift aber nicht allein die Halb- 
infel, welche für unfere Handelöverhältniffe durch die Unterbredjung 
jenes Handels verloren gegangen ift, namentlich für Leinen und Glas- 
Artifel, fondern es ift der Verkehr, der von jenen Rändern, nament- 
li) von Cadix und Liſſabon, nach den ehemaligen fpanifchen Kolo- 
nieen, nad) den Segenwärtigen fpanifchen Kolonieen und nach Brafi- 
lien geführt wird. Denn wie auch die Völfer ſich politifch trennen 
mögen, die gleiche Sprache, Sitten und Gewohnheiten werden immer 
ein Band bleiben; e8 mögen die Staaten getrennt oder zerriffen wer- 
den, immer werben doch Völfer gleicher Sprache ſich verbunden blei- 
ben, und fo ift audy der Handel mit Spanien und Portugal nad) 
Süd-Amerifa ein bedeutender und würde für uns ein hödhft wich- 
tiger werden. Wir find aber gänzlich abgefchnitten, unfer Verfehr ift 
gelähmt, indem wir in Feiner Art und Weile der Begünftigungen 
in umferen Beziehungen mit Spanien uns zu erfreuen haben, 
welche alle anderen handeltreibenden oder erportirenden Nationen, 
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felhft in den fpanifchen Sreihiifen, erhalten. In dieſem Nugenblid 
werden Die Leinen aus England und Belgien zur Befrachtung nach 
Sud⸗Amerika genommen, und eine Menge von Fabrifanten, nament: 
lich für Glas Waaren, hat fi) in Spanien, und zwar aus Deutſch⸗ 
land, angefiebelt, weil wir mit unferen Waaren dort ausgefchloflen 
find. Deffenungeachtet und trogdem, daß wir fo auf die erfchwer- 
tefte Konkurrenz ftoßen werben, die wir recht eigentlich felbft her- 
vorgerufen haben, trotzdem würde doch ein bedeutender Abſatz unjerer 
Manufakte und Fabrifate dahin ftattfinden fönnen. Um dies zu ers 
langen’ aber bedarf es des Schußes, eines Schußes, wie ihn eine ftarfe 
Regierung den Gewerben und Hanpdeltreibenden ‚gewährt und wie ihn 
ein Jeder, der einem. großen Wolfe angehört, das Recht hat, zu vers 
kangen, eines Schutzes, der, wenn er auch durch höhere oder politifche 
Evenements momentan in den Hintergrumd gedrängt, doch nie ver: 
loren werden darf. Nachdem aber ein ſolcher Zuftand auf der ibe- 
riſchen Halbinſel eingetreten ift, daß feit 25 Jahren der Kandel 
Preußens in Spanien fo gut als ungefchügt und allen Unbilden 
ausgeſetzt geweſen ift, fo wird es an der Zeit fein, wenn in irgend 
einer Art und Weife in demjenigen Referat, welches ſich auf die 
Allgemeinen Handels⸗Verhäaltniſſe bezieht, aud) eine Andeutung des 
Inhalts aufgenommen würde, Se. Majeftät den König zu bitten, 
fo weit es die politifchen Verhältniſſe erlauben, baldmöglichſt Bor: 
fehrungen zu treffen, um die Handeld-Beziehungen Preußens mit der 
iberifchen Halbinfel neu zu ordnen und zu fichern. 

Abg. von der Heydt: Vorgeftern, als ich die Ehre hatte, über 
das Petitionsrecht zu referiren, fügte ich, daß die hohe Verſammlung es 
mit Danf anerfennen werbe, wie der Herr Minifter der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten, Schr. v. Canitz, fi) in Beziehung auf die Bitte geäußert 
hatte, welche die Abtheilung bevorwortet hatte. Damals fagte ber 
Herr Minifter: er halte die Bitte für unnöthig, weil es nicht, nach 
feiner Meinung, in der Abficht des Paragraphen liege, die Ber- 
ſammlung abzuhalten, eine Bitte vorzutragen, bezüglich auf äußere 
Angelegenheiten, bei .denen Das Intereſſe des Staates berührt fei. 
Heute hören wir aus bdemfelben hohen Munde, daß ſich die Ver⸗ 
ſammlung auf ilegalem. Boden befinden folle, wenn fie eine Bitte 
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in der Art, wie fie hier vorgetragen iſt, vorbringe. Heute muß ich 
mein Bedauern ausfprechen über die Bemerkung, die wir and dem⸗ 
felben hohen Munde hören. Der Herr Mimifter hat und vorgeßarn 
gefagt, daß er es nicht für nöthig halte, die Bitte zu ftellem, daß 
der betreffende Paragraph) dahin geändert werbe, daß Petitionen zus 
gelafien werben, die auswärtige Angelegenheiten betreffen, aber in, 
nere Interefien berühren, weil ohnedies foldye Bitten zugelafien wer⸗ 
den würden; es ift alfo deshalb nur von der hohen Verfammlung 
eine Declaration für nothwendig erachtet worden. Wäre aber dieſe 
Interpretation von dem Herrn Minifter nicht gegeben, die auch ben 
Harn Marfhall veranlaßte, feine Meinung zu ändern, fo wärke 
die hohe Verſammlung nicht anf eine entiprechende Declaration, 
fondern, im Sinne des Vorſchlags der Abtheiluug, anf Aenderung 
des betreffenden Paragraphen eine Bitte geftelt haben. Ich halte 
mich verpflichtet, Die Verſammlung auf den großen Unterſchied aufs 
merkſam zu machen, der, nach meinem unmaßgeblichen Dafürhalten 
in der Meußerung liegt, die wir vorgeftern und heute vernommen 
haben. 
(Bravo.) | 

Nätsöfter des Auswärtigen: Ich glaube, um dieſen Unterſchied anf- 
zuflären, bedarf e8 nur weniger Worte. Ich habe in der vergefin- 
gen Sitzung meine Meinung dahin ausgeſprochen, daß ich gegen eine 
Erweiterung des Petitionsrechts in dem angebenteten Sinne feine 
Einwendung hätte, und babe heute gefagt, daß durch bie Eintichsi- 
dung auf diefe Petition, Interpretation, oder wie fie es nemmen . 
wollen, dem Allerhöchſten Befchluß, der die Sache erft rechtskräftig 
macht, nicht vorgegriffen werden dürfe. Ich habe nicht behauptet, 
daß durch den Antrag vorgegriffen werde, ſondern nur auf den Us 
terfchied aufmerffam gemacht, der zwifchen dem Antrag und der Ent 
ſcheidung befteht, und der nicht verfannt werden darf. Ich glaube 
nicht, daß in meinen Aeußerungen ein Widerſpruch Tiegt, wohl aber 
ift ein großer Unterfchied zwiſchen den Dingen. Das Vorbringen 
einer Bitte. kann völlig kegal fein, fo daß ihrer Zufaffung feine Eins 
wendung im Wege fteht, deſſenungeachtet kann deshalb ihre Erfüllung 
nicht ſchon als erfolgt vorausgefest und danach verfahren werben. 
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Abg. von der Heydt: Ich habe mich nur auf das von der Vers 

ſammlung genehmigte Protofol und den. ftenographifchen Bericht 
rüdfichtlic meiner Aeußerungen zu beziehen. 
Abg. Hanfemann: Ich will blos anführen, daß auch im Regie: 
rungs⸗Bezirk Aachen jeher wefentliche Interefien durch die Unterbre> 
dung der. diplomatifchen Verhältniffe Spaniens mit Preußen verlegt 
werden, und ich bemerfe, daß deshalb fchon mehrmals von Seiten 
der aachener Handelskammer vergeblich petitionirt worben ift. Ich 
made Sie darauf aufmerkfam, auf melde Weife dieſe Verlegung 
eintritt; es gejchieht dadurch, daß diejenigen Xänder, die nicht ihre 
diplomatifchen Verbindungen mit Spanien abgebrochen haben, uns 
zuvorfommen, indem file günftige Handelsverträge abfchließen. Das 
ift z. B. von Belgien gefchehen, und fo find die belgiſchen Manu⸗ 
faktur⸗Erzeugniſſe vor den unfrigen bevorzugt. 

Wenn felbft die Petition, die man noch nachträglich hat einrei- 
chen wollen, nicht mehr angebradst werben könnte, jo halte ich es 
doch für nützlich, daß eine Debatte darüber ftattgefunden hat. Dem 
Herrn Minifter der auswärtigen Angelegenheiten wird dadurch Ver: 
anlaffung gegeben, in ernfte Erwägung zu ziehen, ob nicht Die wich- 
tigften Interefien des Landes eine Veränderung der Politit in Be- 
ziehung auf Spanien erheifchen. 

Abg. Kyllmann: Rur einige Worte bitte ich mie zu erlauben. 
Ich fchließe mich durchaus dem an, was die geehrten Redner über 
ben vorliegenden Gegenftand von diefer Tribüne aus gefagt haben, 
und erlaube mir nur zu bemerfen, daß der Bezirf, den ich zu vers 
treten die Ehre habe, Solingen und Remfcheid, fehr wefentlich Dabei 
betheiligt if. Auch aus umferer Gegend find früher fehr ausge 
dehnte Geſchäfte nad) Spanien gemacht worben, welche jet faft auf 
Null reduzirt find. Daß bergleichen nicht geeignet fein kann, den 
Wohlftand zu heben, verfelbe im Gegentheil durch Uebelflände, wie 
bie angeregten, fehr beeinträchtigt wird, wie ſich Died auch bei ung 
ſchon zeigt, laͤßt ſich Leicht begreifen; ich Fann baher nur wünfchen, 
daß die Petition nachträglih angenommen und reiflid; berathen 
werde. 








(Die Abſtimmung wird fehr dringend verlangt, die Glode bes 
Marſchalls ftellt die Ruhe wieder her.) 

Abg. Siebig: Ich kann nicht glauben, dag ein fo hochwichtiger 
Gegenſtand, als der hier in Rede ſeiende, von der Mehrheit der 
Verſammlung niedergeſchlagen werden ſollte. Es ſind noch große 
Intereſſen zu beſprechen, doch erlaube ich mir, zuerſt eine Anrede 
an den Herrn Marſchall zu richten, deſſen biederen Geiſt und Ver⸗ 
trauen die ganze Verſammlung theilt, aber nicht die Aeußerung, 
daß eine Petition, eingebracht von einem meiner Landsleute über 
den ſchleſiſchen Handel, nicht mehr angenommen werden könnte und 
dürfte. Das hat mich ſehr überraſcht, und ich glaube, der Herr 
Marſchall haben dies wohl nicht ſo gemeint, wie ſie es ausge⸗ 
ſprochen haben. 

(Gelaͤchter.) 

Die Abgeordneten der Rhein⸗Provinz haben mit vollem Rechte 
die Intereſſen ihrer Provinz zu wahren geſtrebt, und ich ſehe mich 
berufen, die der Provinz Schlefien zur Sprache zu bringen. 

Ich halte es für Pflicht des Landtags, über folche hochwichtige 
Intereſſen nicht ftillichweigend wegzugehen, fie vielmehr gründlich zu 
erwägen und der Regierung anheimzugeben, die Rachtheile aus dem 
Wege zu ſchaffen und Mittel und Wege zu ergreifen, um die großen 
Handelsquellen wieder anzubahnen und zu eröffnen. Ich glaube, 
wenn bie Liebe des Volks zu feinem Regenten noch irgend erhöht 
werben fann, dies gewiß am allererften möglidy wird, wenn Die gro⸗ 
Ben Handelöquellen wieder geöffnet und vielen Tauſenden Verdienſt 
und Brob gefchaffen wird. Die große Noth der fchlefifchen Weber 
hat bereits die bekannten Hülfsvereine ind Leben gerufen, deren Lei⸗ 
tungen aber bei foldyem Notbftande glei wie ein Tropfen ins Meer 
fallen ; befannt ift, daß die aus Nahrungslofigfeit zur Verzweiflung 
gebrachten Weber durch Waffengewalt niedergehalten werben mußten. 
Ich fchlage darum vor, daß der Antrag meines Landsmannes zur 
Diskuffion gebracht und bei Sr. Majeftät dem König durch die Ver- 
mittelung des Landtags⸗Marſchalls eine darauf gerichtete Petition 
eingebracht und berathen werben duͤrfe. 

(Bravo!) 
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Abg. Freih. von Manteuffel II.: Meine Herren! Man mag 
über den 8. 13 des Reglements denken, wie man will, fo ſteht fo 
viel unzweifelhaft feit, daß er einer Declaration unterworfen wer- 
den follte, und daß diefe Declaration bei Sr. Majeftät nachgefucht 
worden iſt. Wenn wir der heutigen Disfuffton folgen und die Ten- 
denz derfelben offen und ehrlich anerkennen, fo kann fein Menſch 
leugnen, daß die heutige Diskufjion der Declaration vorauseilt. Wie 
die Derlaration ausfallen wird, ift im Voraus nicht zu beftimmen; 
aber wenn fie dahin ausfällt, daß jene Berhältniffe nicht wor bie 
Berfammlung gehören, fo frage ih: Wird es wohl zu rechtfertigen 
fein, daß eben diefe DVerhältniffe zur Verhandlung gezogen worden 
find? Fällt fie dahin aus, daß die Debatte der Verſammlung an⸗ 
heimgeftelt wird, nın dann haben wir nod) einen großen Zeitraum 
vor und, um die Sache gründlich zu erwägen. Ich glaube, wir fünn- 
ten zur Tagesorbnung übergehen. Ich gehe nicht auf die jeßt vor- 
" liegenden Verhältniſſe ein, ſondern ich verweiſe auf die Ehrfurcht, 
die wir Sr. Majeſtät dem König ſchuldig find, ber und erft die 
Declaration zu geben hat. 

Eine Stimme: ch glaube, daran zweifelt wohl Niemand. 

Abg. Graf von Schwerin: Wenn der Nebner, ver fo eben ge- 
fchloffen hat, von der Ehrfurdht fpricht, Die wir dem Könige fchul- 
dig find, und deren Verletzung er vermeiden wolle, fo heife ich, 
daß damit nicht gefagt fein fol, daß Diejenigen Mitglieder der Ber- 
ſammlung, die nicht ſeiner Anſicht ſind, nicht gleichfalls dieſe Ehr⸗ 
furcht in demſelben Maße beſitzen. 

(Bravo.) 

Meine Herren! Ich habe das Wort genommen, um gegen den 
Herrn Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten mich auf das be⸗ 
ſtimmteſte zu erklaͤren. Ich muß dies um ſo mehr, als gerade ich 
in der früheren Sitzung, in der der Herr Minifter feine Erklärung 
gab, an der Diskuſſion Theil nahm umd zu der Faſſung ber Be- 
ſchluͤſſe wie fie erfolgt, mitgewirft habe. Sonach muß id) behanp- 
ten, daß allerdings erklärt worben, es flehe bereits in dem heiref- - 
fenden Paragraphen diejenige Auffaffung, die der Herr Miniſter dem 
Wort innere Angelegenheiten gaben, und um deswillen ward be- 
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fhloffen, eine Interpretation und nicht die Berleihung eined Rechts 
zu beantragen. Nur auf den Grund dieſer Erklärung fonnte ber 
hochverehrte Herr Marſchall fo verfahren, wie er verfahren hat, und 
id glaube, meine Herren, wir find es demfelben, ver überall auf fo 
würdige Weiſe die Rechte und die Ehre der Berfammlung vertritt, 
ſchuldig, dies ihm anzuertennen. 

(Allgemeine Zuftimmung.) 

Miniſter des Auswärtigen: Erlauben Sie mir, daß ich mid 
dieſem anfchließe. Ich glaube nicht, daB man meine Worte itgend- 
wie deuten könnte, als wären fie gegen vie Verſammlung, noch 
gegen Ihren, mit vollftem Rechte allgemein hochgeachteten Herrn 
Marſchall gerichtet gewefen. Jur Abwendung eines foldyen Mißver⸗ 
ſtändniſſes muß ich die Verſammlung bitten, wie ic) Dies bereits 
fchon erwähnt habe, daß fie den Uuterfchied nicht and den Augen ver- 
lieren möge, zwiſchen einem Beichluß, den die Verfammlung gefaßt 
hat, und zwiſchen der rechtögültig gewordenen Entfcheidung über Die 
Sache. Daß durch Verhandlungen über die Handels - Verhältnifie 
den Rechten der Krone vorgegriffen würde, habe ich nicht gefagt. Im 
Gegentbeil, ich habe deutlich und mit Flaren Worten ausgeſprochen, 
dag mir ein Botum über diefe Berhältniffe, von meinem Standpunkte 
ans, nur ſehr erwünſcht fein würve. Es wird auch Niemand fagen, 
daß der Prärogative der Krone vorgegriffen worden fei, wenn Sie 
über die Handle-Berhältnifie der Provinzen fpredjen, deren Inter: 
efien Sie hier vertreten. ine andere Frage ift aber die, ob ber 
Regierung eine ſolche Ommipotenz zuzumuthen fei, um Alles, was in 
Europa ungrade geworden ift, gerade zu machen und allen Beſchwer⸗ 
den abzuhelfen. Ich will wicht unterſuchen, ob das Zurückkommen 
der Handeld-Berhältmiffe mit Spanien daher rührt, weil fein Ge⸗ 
fandter dort it, oder ob die Urſache in anderen Berhältniffen Tiegt, 
die nicht von diefem Umſtande abhängig gemacht werden können. Es 
ift diefes eine Frage, die ein näheres Eingehen auf vielerlei andere 
Verhältnifie nothwendig machen dürfte. In die Rechte ver Verſamm⸗ 
fung einzugreifen, glaube ich, fanın wohl Riemandem weniger Schuld 
gegeben. werden, «ls mir. ch wiederhole ein- für allemal die Er⸗ 
klaͤrung: die Entſcheidung über einen zweifelhaften Zals oder über eine 
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Aenderung des Reglementd oder irgend einer gefeßlichen Beftimmung 
gebührt Sr. Majeftät dem König, und dieſer vorzugreifen, heißt nad 
meiner Meinung den legalen Weg verlafien. — Daß dieſes durch 
die Diskuffton in der Verſammlung gefchehen fei, iſt mir nicht eins 
gefallen, zu behaupten. Sch, meines Theils, finde darin feine Ver⸗ 
legung der Prärogative der Krone, wenn die Berfammlung für 
nothwendig hält, über die Handels-Verhältniſſe in eine Diskuſſion 
einzugeben. 

Ag. von Senden: Meine Herren! Weniger in meiner Stel: 
lung mit den Handels-Verhältnifien unferes Landes, gegenüber dem 
Auslande, befannt, als viele geehrte Mitgliever von dem heine, 
habe ich doch heute erneut die Gelegenheit gehabt, zu erfahren, daß, 
wo Staatöverträge abgefchlofien werben, ohne vorher die Handels: 
verhäftnifie des Landes dabei ins Auge zu faflen und fie zu beach⸗ 
ten, große Nachtheile für die Einwohner des Staates daraus her⸗ 
vorgehen Fönnen und hervorgegangen find. Dies ift flar und deut⸗ 
lich heute hier ausgefprochen, und ich glaube auch von Zeiten ber 
Regierung infofern anerkannt, daß fie dahin geftrebt, Dinge auszu⸗ 
gleichen, weldye dadurch zum Nachtheile preußifcher Unterthanen her: 
beigeführt find. Dies, meine Herren, ift mir ein ficherer Beweis, 
daß es von unferer Seite nicht bios ein Recht, fondern eine Pflicht 
ift: ohne entfernt unferem Könige in irgend einer Art den Weg be- 
zeichnen zu wollen, ven er einfchlagen folle, ohne auch nur im Ges 
tingften in allen politifchen Beziehungen, welche die Krone weifer 
als wir zu beurtheilen vermag, berfelben den Weg bezeichnen zu 
wollen, den fie zu geben hat, und in welcher Weile beitehende Ver⸗ 
träge abzuändern wären, fo müflen wir e8 doch ausfpredhen, wo 
die beftehenden Berhältniffe und Berträge mit dieſem und jenem 
Staate dem Intereffe des Volkes und des Landes entgegen find. In 
folchen Fällen müſſen wir unterthänigft bitten, zu prüfen, ob es 
nicht möglich ift, mit Rüdficht auf die übrigen politifchen Verhält- 
niffe doch in Handeldbeziehungen diejenigen Wege anzubahnen, die, 
Jahre lang gefperet, dem nterefie des Vaterlandes hindernd und 
hemmen entgegengetreten find. Ich habe darum mit Freuden ben 
Antrag des gechrten Herrn Abgeordneten aus Schleflen vernommen 








und glaube daher auch jebt die Bitte flellen zu fönnen, daß wir auch 
in diefem Falle nicht anftehen, unferem Könige unfere Anficht dar⸗ 
zulegen. Meine Herren! Ich weiß nicht, wie irgend Jemand darin 
ehvas Ungehöriges finden kann, daß treue Unterthanen ihrem Könige 
fügen, was nachtheilig für fie if, wodurch fie gevrüdt find, und ihm 
es ausſprechen, was fie wollen, was fie wünfchen, und nur bitten. 
Die Krone möge thun, was fie für das Befte hält, wir ‚unterwerfen 
und dem; wir wollen aber die Blicke darauf richten, indem, viels 
leicht Durch andere Verhältniſſe gebunden, fie nicht zu einer tige 
Anſchauung gekommen ift. 
Wielſtimmiger Beifall.) 

Abg. von der Heydt: Ich erlaube mir der hohen Berfamms 
fung vorzufchlagen, daß fie ſich vereinige, eine Bitte an Se. Mu: 
jeftät dahin zu richten, daß Allergnädigſt geftattet werben möchte, 
auch nach der Präkfufiofrift diefen Antrag noch in Berathung zu 
nehmen. 

Graf Gneifenen (vom Blab): Ich bitte ums Wort. 

(Bon:der Repnerbühne aus.) 

Ich muß die hohe Verſammlung erfuchen, doch in Betracht zu 
sieben, daß zwifchen ven beiden Anträgen, welche und vorliegen, ein 
wefentlicher Unterſchied befteht. Die Verhältnifie mit Krakau haben 
die allergrößten pofitiven Verluſte nach fich gezogen, hervorgetreten, 
nachdem der Termin für Einreichung von Petitionen bereitd abge: 
laufen war. Daß man alfo in Betreff dieſes Antrags eine Aus⸗ 
nahme madje, das finde ich ganz natürlich, und ich flimme mit vol- 
lem Herzen bei. Die andere Betition aber betrifft allgemeine, fchon 
länger beftehenve Handelöverhältniffe, und eben fo gut, wie fie in 
dem vorliegenden Fall die Handelsverhältniſſe mit Spanien betrifft, 
fönnte das ein Präcedenz geben, daß auch noch andere ausländifche 
Angelegenheiten hier in Betracht gezogen werden müßten. Ferner 
it der wefentliche Unterfchied, daß die legte Petition, betreffend bie 
fpanifchen Berhältniffe, früher gar nicht. eingereicht worden ift; fie 
fallt alſo nicht unter die Kategorie derjenigen Petitionen, welche 
früher, in dem beftimmten Termin eingereicht, von dem Herrn Mars 
fall aber wegen der Auslegung des Paragraphen zurüdgegeben 
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worden waren, ſondern die Petition iſt jetzt sum erftenmat an den 
Herrn Marſchall gefommen. 

Abg. Siebig: ine. hohe Berfammlung will ich gar nicht 
lange in Anſpruch nehmen. Der geehrte Redner, der eben die Red⸗ 
nerbühne verlaſſen, hat einen Unterſchied zwiſchen den beiden Peti⸗ 
‚tionen darin finden wollen, daß die Verhältnifie lange beftanden 
feien; allein, meine Herten, wenn Sie gewiß mit mir in der gro⸗ 
fen Mehrheit den $. 13 dahin verftanden haben, daß es ber hohen 
‚ Berfammlung gar nicht zufteht, dergleichen Petitionen, die ſich auf 
auswärtige Angelegenheiten beziehen, einreichen zu bürfen, fo ift 
wohl die Bitte meines geehrten Landsmannes aus Schlefien voll- 
fommen gerechtfertigt, und ich erfuche Sie, darauf Rückſicht zu 
nehmen. 

Abg. Delius: Der geehrte Redner von der Ritterſchaft Schle⸗ 
ſtens hat angeführt, welcher Unterſchied zwiſchen ven Fällen von 
Krakau und Spanien fei. Ich erlaube mir zu bemerken, daß fein 
Unterſchied if. Durch die Unterbrechung des diplomatiſchen Ver⸗ 
kehrs und durch die eingetretene Störung der Hanveld-Berhältniffe 
mit Spanien ift ein ähnliches Verhältniß eingetreten, wie in Bezie- 
hung auf Krafau. Spanien ift Jahrhunderte lang einer der bebeu- 
tendften Abnehmer der Induſtrie-Produkte Deutfchlands geweſen, es 
liebte fie und zog fie allen anderen vor. Alle dieſe Verhältnifie 
haben durch die Unterbrechung des diplomatifchen Verkehrs die voll- 
fommenfte Störung erlitten. Wir haben von dem Herrn Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten gehört, daß es nicht in der Macht 
der Regierung Liege, alle Schwierigkeiten zu überwinden. 

Es wird Niemand in der Verſammlung fein, der glaubt, daß 
unfere Regierung allmädjtig fei, aber andere Regierungen haben viefe 
Schwierigkeiten überwunden, dadurch, daß fie Spanien anerkannt ha- 
ben. Ich will mir nicht erlauben, irgend von den Gründen zu fprechen, 
welche unfere Regierung abhalten, die Wiederberftellung der diploma: 
tifchen Berbindungen mit Spanien wieder eintreten zu laffen; aber 
ich glaube, es giebt feine Gründe, weldje wichtiger find, als das 
Wohl des Baterlandes. Wir leben in einer Zeit, wo den materiellen 
Intereflen nicht gemug Aufmerkfamfeit zugewendet werden Tann. In 
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allen Provinzen unferes Landes, namentlidh wo Die Leinen⸗Induſtrie 
. zu Haufe ift, wie in einem Theile Weftphalens, herrfcht bitterfle Noth, 
und dieſe hat hauptfichlich. ihren Grund in dem Mangel an Ausfuhr. 
Es handelt fich nicht allein um Spanien, es handelt fid) auch um 
das fpanifche Weftindien. Das ſpaniſche Weftindien ift unter den 
Ländern, welche deutiche Manufakte, namentlich Leinwand, bezogen 
haben, von jeher einer der beveutendften gewefen. Diefer Bezug hat 
faft gänzli aufgehört, und wenn wir dahin fommen, daß biefer va- 
terländifche Erwerbszweig ganz verloren geht, fo liegt ein großer 
Theil der Schuld an dem Mangel richtiger Maßregeln, die nicht ges 
troffen worden find. Deshalb unterftügte ich den Antrag des Ab⸗ 
georbneten von Schleflen, und bitte, ihm befondere Berüdfichtigung 
angedeihen zu laften. 

Adg. Milde: Eine Berichtigung! Das verehrte Mitglien hat, 
indem es darauf hinwies, wer ber Redner geweſen fei, welcher den 
Unterſchied zwifchen dieſen beiden Angelegenheiten gemacht habe, ge- 
fagt, daß es ein Mitglied aus Schlefien wäre. Es war ein Mit 
glied der Nitterfchaft aus Sachſen, und ich bitte, dies zu bemerfen. 

Sandtags-Marfhall: Die vorliegende Frage hat einen matertellen 
und einen formellen Theil. Der materielle Theil bezieht ſich darauf, 
ob es wünfchenswerth fei, daß überhaupt eine SBetition des befpro- 
henen Inhalts an Se. Majeftät den König gerichtet werde. Ueber 
diefen Theil gehe ich hinweg und wende mich zu dem formellen, ber 
mich befonders betrifft. Hier gilt e8 wieder eine Auslegung des Ge⸗ 
feßes und des Reglements. Diefe Auslegung liegt mir ob; ich habe aber 
den Iebhafteften Wunſch, in dieſer Auslegung nicht auf irgend eine 
Weife zu verſtoßen. Es handelt ſich darum, ob cine Petition, bie 
früher nicht eingebracht worden ift, weil Jemand eine gefegliche Be⸗ 
fiimmung nicht richtig verftanden hatte, nunmehr, nachdem er das 
Berkänpniß davon befommen hat, die Präkluſivfriſt aber ſeitdem ver- 
floffen ift, fie noch auläffig fein foll, und ob ich fie noch annehmen 
dürfe. Meine Meinung geht dahin, daß ich nicht befugt fei, fie an- 
zunehmen. Indeſſen, man Fann darüber auch einer anderen Meinung 
fein. Hierüber einen Befchluß der hohen Verſammlung herbeisufüh- 
ren, dahin geht meine Befugniß nicht; denn ich muß entfcheiben. 


Aber ich will einen anderen Weg einfchlagen, id; will mir ven Rath 
der Berfammlung erbitten. Ich glaube, nach den freundlichen Aeuße⸗ 
rungen, die ich nur fo eben mit dankbarem Herzen bier gehört habe, 
annehmen zu dürfen, daß ich Feine befieren Freunde Inden fann, als 
in dieſer Verſammlung. 
(Allgemeiner Zuruf: Bravo! und Ja! und ſaͤmmtliche Miglerer 
erheben ſich von ihren Sitzen.) 

Ich ſpreche alſo zu Ihnen, wie ein Freund. Geben Sie mir 
Ihren Rath, ob ich die Petition annehmen ſoll? Diejenigen, die mir 
den Rath geben wollen, daß ich ſie annehmen ſoll, bitte ich aufzu⸗ 
ſtehen. 

(Die Abſtimmung iſt zweifelhaft, indem faſt eben fo viel Mitglie⸗ 
der aufitchen als ſitzen bleiben.) 

Abg. von der Heydt: Meine Herren! Gewiß muß die ganze 
Verſammlung mit Dank anerfennen, wie der Herr Landtags - Mar- 
ſchall geneigt ift, die Wünfche der Verfammlung zu fördern. Ich 
erlaube mir aber für den Fall, daß ungeachtet unfered Rathes es 
für unguläflig erachtet würde, die Petition anzunehmen, meinen Bor: 
fehlag zu wiederholen, welcher dahin ging, daß die Verfammlung 
Se. Majeſtät bitte, zu genehmigen, daß auch diefer Antrag zuger 
laffen werde, und zwar deshalb, weil die Intereflen von Weſtphalen 
und von ber Rheins Brovin . ... . . 

(Viele Stimmen: Und von Schlefien.) 

. dabei ſehr betheiligt find und dieſe Intereflen viel wichtiger 
find, als das geehrte Mitglied der Ritterſchaft von Sachſen es zu 
ahnen ſcheint. 

(In der Berfammlung Zeichen der Nichtbeiftimmung.) 

Abg. Tſchoͤe: Ich bitte nur Schlefien mit zu berüdkfichtigen, 
wenn die Bemerkung einmal in den flenographifchen Bericht kommt. 

Sandtags- Marfhell: Der Rath, den ich mir erbeten habe, ers 
fiheint mir in feinem Ergebniſſe zweifelhaft; denn es find ungefähr 
jo Viele dafür, als dagegen geweſen, ich lege daher meine Anficht 
mit in die Wagfchale und muß mid; dafür entfcheiden, die Petition 
nicht anzunehmen. 

Abg. von Auetswald: Ich habe zu denjenigen gehört, welche 
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fich nicht entſchließen Tonnten, vom Hern Marſchall den Rath zu 
extheilen, bie Betition anzunehmen, und zwar nicht deshalb, weil bie 
Petition mir etwa nicht bedeutend oder interefiant genug erfchent, . 
wicht weil fie mir weniger bedeutend erfcheint, als die, weldye Die - 
Verluſte durch die Einverleibung von Krafau betrifft — ich habe 
hierüber eine ganz entgegengefehte Meinung, was ich beiläufig bes 
merken muß, — fondern weil ih es einmal in der Pflicht der hohen 
Berfammlung halte, den Herrn Marfihall, der mit Offenheit und 
entſchiedener Feftigfeit in allen Fällen, wo er für die Interefien der 
Berfammlung etwas thun konnte, es gethan hat, nicht in einen Zwies 
fpalt mit ſich felbft zu bringen; und weil zweitens nad) dem, was 
in der hohen Verſammlung jet vorgegangen ift, und nachdem man 
ſich faſt einfimmig dahin ausgefprochen hat, daß Die Sache von’ der 
höchſten Wichtigkeit fei, wie nidyt zweifeln dürfen, daß die Staats, 
Regierung felbft die Sache eben fo auffaflen wird, als wenn fle durch 
ein befonderes Votum befürwortet werben follte. Das ift ber Grund 
welcher mich ahbielt, diefen Rath zu ertheilen, und wenn ich als eis 
nes der ſchwächſten Mitglieder der Verſammlung nunmehr einen Rath 
einzeln und perfönlich ausfprechen Darf, fo ift ed eben der, daß bie 
Sache bier nicht weiter. verfolgt werde. 

Abg. Milde: Ich habe ganz diefelbe Meinung gehabt, daß 
nach der Debatte, die bier über dieſen hochwichtigen Gegenftand 
Plag gegriffen hat, wir volllommen vertrauen koͤnnen, daß die hohe 
Staatsregierung das Mögliche thun wird, um dieſen Zuſtaͤnden eine 
Remedur zu bringen. Ich glaube aber, daß, wenn die hohe Bers 
ſammlung, wie mir fcheint, in ihrer großen Majorität ihr Intereffe 
für die Angelegenheit überhaupt bekundet hat, es bei Gelegenheit bes 
Referats, welches über die allgemeinen Handelö-Angelegenheiten fo- 
wohl als über die Revifion der Zollvereins⸗Geſetzgebung ſich erſtrek⸗ 
fen wird, ſehr wohl. angebracht fein könnte, wenn bei jenem Referat, 
in jenem Berichte beſonders Bezug auf die Verhältnifie Spaniens 
zu Preußen und dem Zoll:Berein genommen wird. Ich glaube, wenn 
die. Verſammlung, welche die Wichtigfeit des Gegenftandes anerfannt 
hat, beitimmt, das dem Herrn Direktor und dem Referenten. jener 
. V. — 3 


— 34 — 


Abtheilung diejenigen Materialien, bie amd den Proningen. Weſtphalen, 
Rhein und: Schlefien ſich fir dieſe Angelegenheit beibringen laſſen, 
ühergeben und dieſe Materialien im Berichte mitbennyt werden, fo 
werden wir vollfommen das erreichen, was wir durch Die Peliien 
erreichen wollen, ohne zu gleicher Zeit den ‚Herrn. Marfchall in bie 
wmungenehme Nothwendigkeit zu. bringen, in irgend einen Komfleft 
mid fich oder feiner Pflicht zu gerathen. | 

Fandtags · Commiſſar: Ich möchte mir den Rath erlauben, daß 
das geehrte Mitglied der — wenn ich nicht irre — ſchleſiſchen Rit⸗ 
terſchaft denſelben Weg einſchlage, den das geehrte Mitglied der 
fihlefiichen Stänte einfchlagen will, indem ſich daſſelbe, und zwar ohme 
Bermittelung. ver hohen Berfammlung, felbft an Se. Majettät ven 
Känig mit der Bitte wende, die Diskuffion feines Antrages nach⸗ 
teäglich zugulafien. Wird dieſe Borftellung. mir zur Beförberung 
übergeben; fo werden Ee. Majeftät der König in den Stand gefehd, 
Nariber zu enticheiden, und ich glaube, daß dies ber einfache, offene, 
gerade Weg iſt, Diele Sache ins Gleiche zu bringen Dürfte ich 
nech einem zweiten Ruth hinzufügen, fo wäre es ber, bie Petition 
fo zu fafien, daß auch nach ver firengften Auslegung des $. 13 der 
materielle Inhalt feinen Anftoß geben Fünute. 

Mg. mon Rothkirch: Ich bin dem Königlichen Herrn Lommiffar 
für dieſe Mittheilung außerordentlich verbunden, und werde nicht 
erwangeln, davon den nöthtgen Gebraud, zu machen. 

Fandiags - Marfchall: Findet die hehe Verſammlung ſich durch 
dieſe Erklaͤrung befriedigt? 

(Allgemein: Ja!) 

Es haben ſich noch verſchiedene Mitglieder angemeibet, nicht 
um über dieſe Angelegenheit zu fprechen, fonvern um anbere Gegen 
ftänbe allgemeiner Art vorgubeingen. 

Abg. Steinbeck: Unftreitig find wir dem Herrn Marſchall den 
größten Dank: dafür ſchuldig, daß er die Form der Geſchäfte feſt⸗ 
hält, das Reglement nie aus den. Augen verliert, und in dieſer Be⸗ 
Zehung würde allerdings die eingebrachte Petition nicht mehr anges 
nommen werben können. 

\ | (Heftiger Lärm.) 














In Folge ves warhfenden Lärms verläßt ber Redner die Reb⸗ 
nerbähne.) | 

Ag. Coqui: Bergönnen Sie mir, meine Herren, nur wenige 
Worte; ich habe nicht geglaubt, daß ich fo ſpät dazu gelangen 
würde. Aus der heutigen Allgemeinen Preußifchen Zeitung 
“babe ich entnommen, was mir früher in biefem Saale nicht ganz 
verſtändlich geworden war; daß nämlich der Königliche Herr Land⸗ 
tags- Kommiffar das nähere Eingehen auf meine Bitte hinſicht⸗ 
ich der den verfhiedenen Abtheilungen zugewiefenen Regierungs⸗ 
Kommiffarien von der Anfährung fpezieller Fälle gewiſſermaßen ab- 
hängig machen: wolf. 

(Lärmen und Boden.) 
Ich erlaube mie daher die Anfrage... 

(Bermehrtes Pochen.) 
ich erlaube mir daher die Anfrage . . . 

(Der Laͤrm ſteigert fih immer mehr.) 
ich erlaube‘ mie Daher Die Anfrage, ob es ver hoher Verſammlung 
oder Ber Konitglichen Heren Kommiſſar wünfchenswerth oder nützlich 
erſcheinen möchte, dieſe näheren Angaben ftattfinden zu laſſen. Im 
Felle wäre ich gern Dazu bereit, widrigenfalls dürfte es hinreichend 
erſcheinen, wenn ich dem Herrn Kommiffar dieſe Mittheilung perfün- 
lich machte. | 5 
Mehrere Stimmen: Ja!) 

Ich glaubte es fowohl der hohen Berfammlung, als mir ſelbſt 

ſchuldig zu fein, auf dieſe Sache nochmals zurüdzufommen, — — 
(Mehrere Stimmen: Nein!) 

weil ein ahnlicher Fall vorliegt, bei deſſen Behandlung eine Unter⸗ 

Behörde gewiß nicht diejenige Tendenz verfolgt: Hat, die mehrere hohe 

Käthe: der Krsne bei der Berathung des Gefeg- Entwurfs über die 

Befcholtencheit zum Grunde gelegt und ihrer Verſicherung zufolge fort: 

während im Auge gehabt haben. 

Ich überlaffe dem Urtheile eines jeden Lefers, sb er in: dem 
Tone der „amtlichen Berichtigung‘ den einer preußiſchen Bes 
hörbe zu erlennen vermag. Die zweite unweſentliche Berichtigumg 
habe ide als begründet zugeſtanden; den leiſeſten Verdacht einer ab⸗ 
| 3% 
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ſichtlichen Unwahrheit weife ich aber mit Empörung zurück; ſollte ich 
mich nur eines Titelchens einer ſolchen fchuldig gemacht haben, fo 
bin id) und gewiß Sie, meine Herren, noch mehr der Anficht, daß 
ih unmöglich würdig fein Tönnte, der hohen Verſammlung ferner 
anzugehören! *) 0 | 
| Sendtegs- Kommiſſar: Ich glaube, mich bei der Veranlaſſung, 
wo der verehrte Redner vor einigen Tagen die Unwillfährigfeit der 
Kommiflarien zur Sprache brachte, deutlich genug dahin ausgeſpro⸗ 
hen zu haben, daß die Kommiflarien Feine Infteuction hätten, un⸗ 
willfährig zu fein, daß ich aber, fo lange feine einzelnen Fälle nam⸗ 
haft gemacht feien, auf die Beſchwerde nicht näher eingehen könne. 
Wenn mir der geehrte Redner einzelne Fälle namhaft machen will, 
fo werde ich mich informiren, und follten dann einzelne der Kom- 
miffarien gegen ihre Inſtruction gehandelt haben, fo wird die nöthige 
Remedur eintreten. 

Abg. Frhr. von Silien: Ich bitte den Herrn Marſchall, mir 
zu geſtatten, daß ich auf den geſtrigen Beſchluß der hohen Verſamm⸗ 
lung in Bezug auf das Amendement eines rheiniſchen Abgeordneten, 
auch für die Verſammlungen der Gemeinde-Räthe in der Rhein- 
Provinz die Deffentlichfeit zu beantragen, zurückkommen darf, keines⸗ 
weged um eine Aufhebung dieſes Beſchluſſes zu veranlaflen, ſondern 
nur, um einige Bemerfungen über das bei der Abftimmung beobach⸗ 
tete Berfahren daran zu knüpfen und um auf die Nothwendigkeit 
hinzuweifen, daß die Verfammlung es forgfältig vermeiden möge, 
einen Beichluß zu faflen, ſo lange der Gegenſtand noch nicht hin⸗ 
laͤnglich diskutirt worden iſt. Nachdem der gedachte Antrag geftern 
geftellt worben, hat der Herr Marfchall die Frage geftellt: ob ber- 
felbe die nöthige Unterftübung finde. Als dieſe erfolgte, ließ ber 
Herr Marſchall fofort in der Sache felbit abftimmen, ohne einmal zu 
fragen: ob Jemand das Wort verlange, um über das Amendement 


*) Diefe Worte beziehen fih auf einen Vorfall, über welchen wir, in ber 
Sigung der Ständelurie vom 5. Mai (Bergleihe Band IL.) in einer Rote zu 
dem dortigen Bortrage des Abgeorbueten Coqui das Genauere angegeben 
haben. Anmerk. des Herausgeb. 
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zu ſprechen. Ich ſtand im Begriff, mie das Wort zu erbitten, um 
darauf aufmerffam zu machen, daß das Amendement einmal gegen 
das Reglement verftoße, weil es ein neuer Antrag ſei, und weil es 
zweitens ſich darum handle, für eine einzelne Provinz etwas zu er: 
bitten, wozu der Provinzial-Landtag allein verfaffungsmäßig befugt 
ift, während der Bereinigte Landtag fih nur mit Angelegenheiten 
befaflen darf, welche mehrere Provinzen betreffen. Außerdem würbe 
ih darauf hingewiefen haben, welcher wefentliche Unterſchied beſteht, 
die Situngen der Stadtverorbneten-Berfammlungen und die der klein⸗ 
ſten Landgemeinde öffentlich zu machen, und welche große Anomalie 
in Beziehung auf die Provinz Weftphalen entfliehen werde, falls der 
in Rede ftehende Beichluß die Allerhöchfte Genehmigung erhalten 
möchte; es würbe dann, während in der Rhein» Provinz alle Ge- 
meinde-Berfammlungen, auch der Heinften Gemeinden,. Deffentlichfeit 
genießen, ein Gleiches bei den Landgemeinden der Provinz Wefthpalen 
nicht der Fall fein, wiewohl diefe eine Gemeinde⸗Ordnung befigt, die 
nicht allein eben fo freifinnig ift, als die rheinifche, fondern die in 
einigen Punkten die Gemeinden bei der Verwaltung ihrer inneren 
Angelegenheiten fogar noch ſelbſtſtändiger ftellt, als viefe. Ich glaube, 
die Berfamminng -wird hieraus entnommen. haben, wie wichtig es ift, 
daß Feine Abſtimmung erfolge, bevor die Sache nicht auf das Gründ⸗ 
lichfte und nach allen Seiten hin beleuchtet ift. 

Sandtags-Slarfcpell: Ic; danke dem Herrn Rebner für die Be⸗ 
merfung, daß ic) geftern, als ein Amendement geftellt worden war, 
einen Fehler begangen habe, indem ich nicht ausbrüdlid; aufgeforvert 
habe, das Wort zu nehmen. Solche Erinnerungen werde ich alle 
mal mit Danf anerfennen, und künftig dem Reglement gemäß zu 
verfahren fuchen. 

Eine Stimme: Ich mache darauf aufmerkfam, daß Niemand pas 
Wort begehrt hat. 

andtags -Marſchall: Es ift aber nicht ausdrücklich die Frage 
darauf geftellt worden. Es wird Fünftig gefchehen. 

Abg. von der Heydt: Es fleht aber davon nichts im Regle⸗ 
ment, daß der Hert Rarſchall die Frage ſtellen ſoll, ob Jemand das 
Wort begehre, 


Sandiagı- Moral: Es liegt aber in der Natur ber Bade 

Der Herr Abgeordnete Zimmermann hat das Wort. 
Abg. Simmermanı (Spandau): Es if allfeitig der Wunſch 
nach der Tagesordnung laut geworden; ich will haher ven Gegen⸗ 
fland, melden ich zur Sprache zu bringen beabſichtigte, für zjetzt jal⸗ 
len laflen. . 

Abg. Mehls: Ich verzichte gleichfalls. Bei den wichtigen Au⸗ 
gelegenheiten, die in Vortrag gekommen find und Geiſt und Hexz 
ber Berfummlung fo maͤchtig aufgeregt haben, mag. ic meinen ge⸗ 

ringen Vortrag. nicht halten, fondern bitte, mich zu morgen zu notiren. 
| Sandtage- Marfchell;: Wir kommen nun zur Tagesordnung, und 
zwar zu dem Gutachten über Die Petitionen, beiveffend hie Ausdeh⸗ 
nung des Öffentlihen und mündlichen Kriminal- Ber: 
fahrend. Der Herr Abgeordnete von Werdeck if Refereni⸗ 

Referent Abg. non Werdech: 

Gutachten 
ver. ‚ 
fünften AbtHeilung der Kurie der drei Stände des erfien Der 
einigten Landtages, 
betaeffend N 
big Betitionen ver Ahgeorhneten Welter, von Metternich, Opper⸗ 
mgun, Dr, Zimmermann, Ritter, Winzler, Wächter und Appelbaum 
auf Ausdehnung des öffentlihen und mündlichen Kriminal:Ber: 
fahrens, welches dur die Berorbnung vom 17. Inli 1846 für Ber: 
Ihn eingeführt worden, auf alle Theile der Nonartchie, In welchen 
Dir Rriminal:DOronung gilt. 

Die ſaͤmmtlichen vorgenannten Petenten vereinigen ſich zu Dem Antrage, 
daß das gegenwärtig zu Berlin beſtehende KriminalsBerfahren mit Ginfehluß Dex 
durch die Allerhöchfte Ordre vom 7. April.d. I. gegebenen Beftimmungen über 
vie Deffentlicykeit der zu führenden Unterſuchungen im Umfange der ganzen Mor 
nardhie, fo weit gegenwärtig die Beflimmungen ber KriminalsOrbnung gelten, 
eingeführt werben möge, - 

Die Abtheilung Hat um fo weniger Anfland genommen, dieſe Autraͤge bes 
fürwortend dem Plenum der hohen Kurie vorzulegen, als das Belek vom 17. 
Juli v. 3. im Gingange ſchon felbf die Andeutung enthält, daß es nur der Vor⸗ 
Läufer einer allgemeinen Umgefteltung des Kriminal:Berfahrens fein full; and 
iſt nach dem der Abtheilung geivovnenen Mittheilungen es entſchieden bie Abficht 
Der Regierung, das öffentlige une mänblide ReiminekeBerfahten, wie 26 darch 
die gedachten beiden Verordnungen für Berlin eingeführt ik, auf ale Theile dis 
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Mauankie, in weldien die Kriminal⸗Ordnung Sültigleit Hat, ansgubshum. In 
Berlin hat inbeflen fofort damit vorgegangen werben fönnen, weil bier die Micha 
terfollegien, welche anderwärts zum Theil erft geichaffen werben müſſen, bereits 
beſtehen. Die Schwierigkeiten liegen nun darin, daß einestheils ein Nebergang 
ans der beflehenden Anquifiteriats-Cinrichtung gefunden werden, andererſeits eine 
Bereinigung mit gahlzeichen Gerichtsberechtigten ſtattfinden muß; daß ferner aber 
auch der Koſtenpunkt von großer Grheblichfeit if. 

Die Einleitung zu den erforderlichen Umgeflaltungen if getroffen, und es 
wird von der Art und Weife, wie die Organifation fortfchreitet, mit Berück⸗ 
fihtigung der Lofal: und Provinzial: Verhältniffe, abhängen, ob die Cinführung 
fofort für die ganze Monarchie oder nach und nach für einzelne Provinzen ſtatt⸗ 
ſinder laun. 

Unter viefen Umfländen Hält die Abtheilung dafür, daß es nur darauf au⸗ 
fommen bürfte, in Anerkennung der gefchehenen Schritte den Wunfch darzulegen, 
daß die Einführung des in Rede ſtehenden Verfahrens möglihf gefördert, und 
auf dem nach den erhaltenen Mitteilungen von ver Verwaltung eingeſchlagenen 
Wege vorgegangen werben möge. Die Abtheilung fchlägt deshalb einmükhig vor: 

an Se. Majeflät den König bie ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, vie Ausdeh⸗ 
nung des durch das Geſetz vom 17. Juli 1846 eingeführten Hffentlicgen und 
miubfichen Kriminal:Perfahrens auf alle Theile der Monarchie, in welchen 
die Allgemeine Kriminal:Orbnung gilt, befchleunigen und die berfelben etwa 
entgegenftehenden Hinderniſſe befertigen zu wollen. 

Der Antrag des einen der Herren Petenten (Abgeordneten Weiter), bei ber 
nsfüheung‘etue aus bem Landtage zu wählende Rommifflon zıguzichen, iſt von 
vemſelben, im Cinverſtaͤndniß mit der Abtheilung zurüdgezogen, weil bei der Ver⸗ 
wirflichung der Maßregel es vorzugsweiſe auf eine Berudfichtigung provinzieller, 
örtlicher und Privatrechts-Verhaͤltniſſe anfommt, wobei ein befonderer Erfolg von 
der Bildung einer ſolchen Kommiffion aus der Gefammtheit des Landtags ſich 
nicht vorherfehen läßt. 

Der Ankrag des Abgeordneten Mitten, bie Binführung bes neuen Derfahrens 
minbefens in Anſehung Stettins vorzugsweife zu befchleunigen, fcheint ber Ab⸗ 
theilung ebenfalls nicht zur Befürwoxtung geeignet, da die befonbere Dringlichs 
feit in Anfehung Stettins nicht nachgewiefen ift und es überhaupt nicht zweck⸗ 
mäßig erſcheint, fi auf Spezialfragen und bie Bevorzugung einzelner Oert⸗ 
lichkeiteiten einzulaffen. 

Brecht, ven 30. Mai 1847. 
Die fünfte Abtheilung der Kurie der drei Stänse, * 

von Bodelſchwingh. von Saudey. von Werdeck. Gehe, 

von NRorbed. von Galen. Bertram. Siemfßen von 

Schmidt von Wedell. Neumann. Plange. Schult. 

Potworowoki. Narx. Przygordzki. Thomas. Jordan. 
von Maffzon. Zu 


Sandtags- Marſchall: Es fragt fi, ob gegen dieſen Antrag 
der Abtheilung etwas zu erinnern ift, oder ob er Anerfennung fin- 
det? Der Herr Abgeordnete Dittrich hat das Wort.. 

Abg. Pittrih: Meine Herren! Das Geſetz vom 17. Juli 
1846 ift als ein fehr danfenswerther, großer Fortſchritt anerkannt, 
weil es Oeffentlichfeit, Münblichfeit und Schnelligkeit des Verfahrens 
verbindet und die Beftätigung der Erfentniffe, die früher nad) ver 
Kriminal⸗Ordnung nothiwendig war, nicht mehr erforderlich ift; ber 
vor aber die hohe Verfammlung über den Antrag der geehrten Abs 
theilung entfcheidet, fcheint mir noch nothwendig, diejenigen Punkte 
bed Geſetzes hervorzuheben, deren Abänderung dody noch wünfchens- 
werth fein dürfte, und zweitens zu überlegen, ob nicht dieſe Bera- 
thung gleichzeitig mit der über den Antrag des geehrten Abgeorone- 
ten aus Preußen, Herrn von Donimiersfi,. über Einführung 
- der Gefhwornengerichte, zu verbinden fein dürfte. 

Es giebt einige Beſtimmungen in dem Geſetz, die, wenn die 
hohe Verfammlung den Antrag annimmt, der Prüfung bevürfen. 
$. 19 des Geſetzes ift gefagt: „Dagegen treten bie bisherigen po⸗ 
fitiven Regeln über die Wirfungen der Beweife außer Anwendung. 
Der erfennende Richter hat fortan nach genauer Prüfung aller Be: 
weile für die Anklage und Vertheidigung nad; feiner freien, aus 
dem Inbegriff der vor ihm erfolgten Verhandlungen gefchöpften 
“ Meberzeugung zu entfcheiden: ob der Angeklagte ſchuldig oder nicht 
fhulbig, oder ob derſelbe von der Anklage zu entbinden ſei.“ 

Es ift vorausgefchict in dieſem Paragraphen, daß ſich der Rich: 
. ter auf die beftehenden gefeglichen Vorſchriften uber das erfahren 
bei Aufnahme der Beweife ſtützen müſſe, es ift aber nicht entſchieden 
eine fehr wichtige Angelegenheit, nämlich der fogenannte Indizien- 
Beweis. Es ift ein fehr erheblicher Fall vorgefommen, der Jor⸗ 
danfche, wo aus denfelben Gründen der Angefchuldigte in erfter In⸗ 
ftanz für ſchuldig, in zweiter für nicht ſchuldig erflärt wurde. Ce 
find nämtich mehrere Indizien vorhanden gewefen, in Folge deren 
der erfte Richter fügte: das erfte Inbizium für die Sache beweift _ 
nichts, das zweite beweift auch nichts, Das dritte nichts, aber alle 
zufammen beweifen, und folglich wird der Angeſchuldigte verurtheilt. 
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Der zweite Richter ſagte: das erſte Indizium beweiſt nichts, das 
zweite nichts, das dritte nichts, folglich beweiſen alle nichts, und 
folglich wird er freigeſprochen. — Weiter iſt in demſelben Paragraph 
gefagt: von der Entbindung von der Anklage. Die Entbindung hat 
man aber als eine vorläufige Freifprechung ausgelegt. Der Ange⸗ 
Hagte jedoch kann entweder nur fehuldig oder unfchulbig fein. Es 
wird der Beweis nämlich für die volle Unschuld erfordert, fonft wird 
der Angellagte nur entbunden von der Anklage. Dadurch befteht 
in der Meinung des Volkes die Anficht, daß der Angeſchuldigte noch 
nicht gereinigt fei, es giebt aber eine Gefebregel, die heißt: Je⸗ 
ber wird fo lange als gut vermuthet, bis das Gegentheil erwiefen 
ft. Das Gegentheil aber zu erweilen, fällt oft fehr ſchwer. Ic 
bin nun der Meinung, daß der Angellagte nur ſchuldig oder unfchuls 
dig befunden werben kann, daß aber der, der einmal vor feinem 
Richter geftanden hat, wegen deſſelben Verbrechens nicht wieder an⸗ 
geklagt werden darf. 

Es iſt zwar angenommen worden, daß dieſe Entbindung von 
der Anklage nicht mit der vorläufigen Freiſprechung daſſelbe ſei; indeß 
das liegt nicht im Geſetze, es iſt nicht darin ausgeſprochen, und ich 
mäßte daher nur wünfchen, daß, wenn die Verſammlung den Antrag 
überhaupt: annimmt, diefe Beſtimmung im Geſetze ausgefprochen wer- 
den möge. Außerdem find im 8. 39 die Beftimmungen enthalten, 
daß eine Gerichtö-Depntation zur Entſcheidung ernannt werde. Es 
liegt alfo in der Hand Bes Vorſitzenden, die Mitglieder der Deputu- 
tion zu ernennen, welche zu entfcheiden haben. So lange das Geſetz 
vom 29. März 1844 in Kraft iſt, bringt diefe Beſtimmung Zweifel 
hervor, und es würde auch darin eine Mbänderung wünſchenswerth 
fein. Ich will mich jet nicht darüber ausfprechen, ob Geſchwornen⸗ 
gerichte oder dieſes Verfahren für vortheilhafter anzunehmen fei; ich 
prüde aber den Wunſch aus, daß die Berathung hierüber ausgeſetzt 
bleiben möge, bis der Bericht der Abtheilung in Bezug auf die Ge⸗ 
ſchwornengerichte vorliegt, dann möge die hohe Verſammlung ſelbſt 
prüfen, welches das Zweckmäͤßigere if. Deswegen erlaube ich mir 
den Antrag zu fielen, daß die Diskuſſion ausgefegt werben möge, 





bis zu gleichzeitiger Berathung des Antrags uf Eimführung der 
Geſchwornengerichte. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Es iſt von dem hechrien Redner be⸗ 
xeiits eine Kritik einzelner Paragraphen Des Geſetzes vorgenommen 
worden, worüber fpezielle Petitionen eingegangen find. Ich glaube, 
Daß der Zeityunft wicht da ift, ſchon jebt eine Diskuſſion Darüber 
au eröffnen, weil jene Petitionen noch den Abtheilungen vorliegen. 
Wenn «8 fich gegenwärtig darum handelt, ob die Verfaumlung fich 
Air die vorliegende Petition nach dem Antrage der Abtheilung erflä- 
ven will, jo fteht dem nichts entgegen, da ja die Beſchlußnahme über 
jene. Betitiogen immer noch vorbehalten bleibt, Ich, für meinen 
Theil, habe aber nichts Dagegen, wenn die Berfammlung beichließen 
will, erſt alle diefe einzelnen ‘Petitionen vorzunehmen und dann über 
die Annahme diefer Petition zu entfcheiden. 

Fendtags·Marſchall· Der Antrag geht dahin, Die Beratbung 
auequjegen, Ich frage, ob er Unterſtützung findet? 

(Wird hinreichend unterflüht.) 

Berlangt Jemand das Wort über das Amendement, fonft werde 
ich es foghekch zur Abftimmung bringen? 

Abg. Graf von Schwerin; Ich will mir erlauben, gegen bie 
Ausfegung zu votiren, da ich feinen Grund dafür einiehe. 

(Laut, viel lauter.) 

Es handelt ſich hier in ver ‘Petition, Pie uns vorliegt, um Pie 
Diike, Das Kriminal-Berfahren, welches in dem Bereich des Kammex⸗ 
gerichts eingeführt ift, auch auf die andern Theile der Monavchie 
auszudehnen. Es find bereits bei der Abtheilung die darkenswerthe⸗ 
fen und gemigenbiien (Erklärungen ſeitens bes Königlichen Regier 
rungs⸗Kommiſſars abgegeben worden, daß in dieſer Beziehung alle 
Thötigkeit von Geiten des Gouvernemenns entwidelt wird. Des 
Herr Juſtiz⸗Miniſter hat dafielbe wiederholt, und ich glaube daher, 
wie koͤnnen und ganz einfach. mit dieſem Amrage der Abtheilung 
begnügen, ohne daß es nötig wäre, eine inticheidung noch vorzu⸗ 
behalten, mit Hinblick auf andere Petitionen, Die und uch vorliegen, 

(Biele Stimmen: Ja wohl!) Ä 
Abg. von Ponimierski: Nach dem Antrage, wie er von ber 
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Abtheilung geſtellt if, ſcheint die Abtheilung der Anficht zu fein; 
daß in dem Gele vom 17. Juli 1846 nichts weiter geänbent if, 
als das in dem biöherigen Kriminals Progeß Die Oeſſfentlichkeit und 
Mundlichleit eingeführt if. Das iſt umrichtig. Durch Bas Gefeh 
vom 17. Juli iſt Der Inquiſttivns⸗Prozeß, ver fich mit dem römiſch⸗ 
fanonifchen Recht in Deutfchland eingefchlichen hat, aufgehoben. Es 
ik das Alkuſatoriſche dem Stants-Mnwalt und die Beweis» Theorie 
ber. ſubjeltiven Ueberzeugung des Richters überlaſſen, über ſchubig 
und nichtfhulbig zu erkennen. Es Können feine außerordentlichen 
Strafen mehr vorkommen. Ich verfenne die großen Vortheile nicht, 
bie das neue Geſetz enthält. Durch die Anklage bekommt die ganze 
Unterfuchung eine befimmte Bafis. Der Angeflagte weiß gleich, welches 
Verbrechens er angeflagt if. Der Staats⸗-Anwalt hat die ſchoͤne 
Anfgabe, wie das Geſetz ſelbſt ſagt, daß kein Schuldiger der Strafe 
entgehe, aber daß auch Niemand ſchuldlos verfolgt werde. Ich habe 
mit Freuden dies Gefep begrüßt, bin aber der Ueberzeugung, daß 
es fein Geſetz giebt, welches mehr Garantie in der perfünlichen Frei⸗ 
heit giebt, als dieſes, und daß «8 nöthig iſt, daß jedes Geſetz zur 
Berathung der Stände kommt: deshalb babe ich mein Amendement 
dahin eingereicht, daß der Antrag der Abtheilung zu ändern und Ge. 
Majeftät der König zu bitten fei, das Gefeh vom 17. Juli 1846, 
betreffend das neue Kriminal-Berfahren, den Ständen vorlagen zu 
lafien, damit daſſeibe bald die allgemein gewünſchte Anwendung finde. 
Die Geſetzgebung felbit betrachtet die Krimingl⸗Ordnung als Inhait 
von Prozeßform, und das Patent vom 14. Dezember fagt, das if 
der erſte Theil des Allgemeinen Kriminalrechts für die preußiſchen 
Staaten. Wir können alſo über Das Gefes, wie es die Abtheilung 
angen⸗ommen hat, nicht vorweg urtheilen, daß es auf das gane 
Band Gültigkeit habe, bevor es den Ständen ald Propoſition vor⸗ 
gelegt. ift. Der Herr Juſtiz⸗Miniſter Hat geäußert, dag wir uns über 
tinzelae Paragraphen berathen und Petitionen einreichen koͤnnen, und 
ich glaube auch, daß es nicht umzuläͤſſig if, ein Beich, welches vor« 
liegt, zu kritiſiren, ſondern es ift nöthig, daß das Geſetz als Pro⸗ 
poſition vorgelegt wird. 
Tendtags Posi Der geehrte Herr Redner hat id) darübe 
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nicht geäußert, ob er dem vorliegenden Antrage, daß nämlich bie 
Berathung audgefebt werde, beitreten will. 

Abg. von Bonimiershi: Mein Antrag geht dahin, daß das 
Geſeß vom 17. Juli 1846 den Ständen als Propoſition vorge: 
legt werde, und daß es nicht eher allgemeine Anerkennung finden 
fönne. 

Juftiz - Minifter Uhden: ch bemerfe,. daß, meines Erinnerng, 
darüber eine Petition vorliegt und das Butachten der Abtheilung 
noch zu erwarten fteht. 

Sandtags- Marfhall: MWünfcht noch Jemand das Wort über den 
Antrag auf Ausſetzung zu nehmen? 

Abg. Simmermann (Spandau): Nah der Mittheilung des 
Herrn Juſtiz⸗Miniſters, daß dieſen Gegenftand betreffende-PBetitionen 
der Abtheilung noch zur Begutachtung vorliegen, muß ich mid, dafür 
erflären, daß der Gegenftand der Berathung ausgeſetzt werde, da 
das Abtheilungs⸗Gutachten möglicherweife für unfere Vveſchiußnahme 
von hoͤchſter Wichtigkeit fein kann. 

Eine Stimme: Ich muß mid auch dem Antrage anſchließen, 
daß die Berathung ausgeſetzt werde, denn ſie ſcheint mir ganz kon⸗ 
ner zu fein mit der vorliegenden Beopofition, welche auf Abändes 
rung gerichtet ift. 

Abg. Pittrih: Dem trete ich vollfommen bei. 

Abg. Ansblaudh: Ich wollte mir nur bie Bitte erlauben, baß 
die Berathung über diefen Antrag nicht ausgefeht werde, und halte 
mich berufen, einige wenige Worte darüber als Abgeordneter von 
Berlin zu jagen, wo dies Gerichts⸗Verfahren zuerft eingeführt 
ift und feit der Zeit feines Beftehens ſich der algemeinften und 
dankbarften Anerkennung zu erfreuen hat. Schon in diefem Augen 
blick zeigt fich, in weldhem hohen Grave das Rechts⸗Bewußtſein im 
Volke dadurch erwedt und gehoben wird, ſchon jetzt tritt die Gründ⸗ 
lichkeit der Unterfuhung und die Unparteilichkeit der Richter auf 
bie entſchiedenſte Weiſe hervor, fo daß die allgemeine Veberzeugung 
hiervon, welche dieſe Anerkennung begrändet, nothwendigerweiſe auch 
auf den Richterſtand heilſam zurückwirken muß. Schon jetzt tritt 
hervor, daß der Ausrede, der Lüge des Verbrechers ein großer Raum 
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entzogen iſt und fo das Reich der Wahrheit ein um fo weiteres Feld 
gewonnen hat: Es zeigt ſich endlich auf biefem Wege am beiten, 
welche etwanige Lüden in den gefeblichen Borfchriften enthalten find, 
und durch welche Mittel: diefelben am zwedmäßigften ergänzt und 
verbefiert werden Finnen. - In dieſem Augenblide findet dies Bers 
fahren nur in dem Bezirke des Kammergerichts ftatt, daneben beſteht 
aber das Ältere Verfahren, und Died veranlaßt große Ungleichheiten, 
weshalb ich nicht Tebhaft genug die allgemeine Einführung des 
neuen öffentlichen und mündlichen Gerichtö-Verfahrens wünſcheu kann. 

Abg. ven Wedell: Ich habe vie Ehre zu ver Abtheilung. zu 
gehören, die die Petition beraihen hat. Es hat ſich bei der Vera⸗ 
thung berausgeftellt, daß die Zwedmäßigfeit des Geſetzes nach den 
Erfahrungen, die hier in Berlin gemacht find, gar nicht mehr ver 
fannt werben kann. Wenn das Geſetz nicht in allen Lanvestheilen 
fehr bald eingeführt wird, fo beſteht eine vollſtändige Rechtsungleich- 
heit, weil ein ganz anderes Beweisverfahren nach dem neueren und 
älteren Geſetze ftattfindet und es ſonach möglich ift, daß hier Je⸗ 
mand verurtheilt wird, welder in: Frankfurt freigefprochen werben 
würde. Die Abtheilung war deshalb einftimmig der Anſicht, das 
es nicht mehr an der Zeit fei, Se. Majeſtät den König zu bitten, 
das Geſetz vom 17. Juli 1846 den Ständen zur Begutachtung vor⸗ 
zulegen, daß es vielmehr bei. ver anerkannten Zwedmäßigfeit dieſes 
Geſetzes und zur Befeitignng ver jebt beftehenden Rechtsungleich⸗ 
heit dringend fei, Das durch dieſes Geſetz eingeführte Verfahren 
auch in den übrigen Provinzen, in welchen die Kriminal-Ordnung 
gilt, einzuführen. 

Abg. Pittrig: Die Gründe, bie der geehrte Abgeorbnete aus 
Berlin gegen die Bertagung angebracht hat, feheinen mir nichts zu 
beweifen, denn wenn bie Berathung auch auf einige Zeit: vertagt 
werden follte, wird doc die Beichleunigung nicht anfgehalten; aber 
wenn die Berfammlung einen Antrag auf Ausdehnung eines Gelches 
macht, nun dann liegt ed ganz in der Natur der Sache, daß das 
Geſetz felbft geprüft werde, und wenn hierauf gerichtete Petitions⸗ 
Anträge vorliegen, fo ift e8 fehr wohl mit der Beſchleumigung vers. 
einbar, daß dieſe gleichzeilig mit dem gegenwärtigen Antrage und 
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are dem auf Einführımg ver Geſchwornengerichte berathen werben, 
olme daß die Ausführung irgendwie aufgehalten wird. Ich Nabe 
vorerft erflärt, wie der Erlaß des in Rede ſtehenden Geſetzes mir 
mit. dem höchſten Dauke anerfannt werden muß; Bas hindert aber 
keinesweges, daß eine offene Beſprechung derjenigen Beſtimmungen 
bdieſes Geſeßes, gegen welche Zweifel zu erheben find, gleichfalls als 


Pfucht anzuſehen iſt. 

(Rufn ach Abſtimmung.) 
Ag. Pimmermana (Spandau): Ich Bin: vollkoͤmmen durch⸗ 
drungen von ver Ueberzeugimg, die der geehrte Abgeordnete aus 
Berlin in Anfehung ver Zwedmäßigfeit und Vortrefflichkeit des 
neuen Geſetzes hier ausgeſprochen hat; ich finde aber in’ dem gan⸗ 
zen Vorfchlage, die Sache jo lange auszuſetzen, bis das Abtheilungs⸗ 
Bntachten eingegangen iſt, gar feine Gefahr; es hamvelt fich viel- 
leicht um 8 oder 10 Tage, und die Verfanmiang wird vaburch in 
den Stand gefept einen vollſtaͤndigen Geſtichtspunkt zu gewinnen, 
wogegen, wenn die Verſammlung ſich Pure file Die Gefebgebung er⸗ 
Hart, voch fein Anerfenntnig des Ganzen und feirter einzelnen Theile 
vdarin gefunden werden fan. Ich will damit nicht gefagt haben, 
daß ich das Ganze oder einzelne Theile anfechten wid, aber ich 
ſchlage vor, daß zuerft Das Guchtachten der Abtheilung gehört werde, 
damit ſich ein vollſtaͤndiges Urtheil bilden Tann. 

Ag. Mehls (vom Plap): Es iſt mir von lebenbigem Inter⸗ 
effe gewefen, mich für die Kriminal⸗Juſtiz ausbilden, und id, bin 
fäterhin lange Zeit im Amte gewelen, wo mir bie Ausubung der 
Kriminal- Polizei oblag. Ic habe mich oft ſchwer geärgert über 
die mit Sorgfalt geſammelten Indizien, die oft bei der alten Be⸗ 
weis⸗Theorie von gar feinem Effelt geweſen find. 

Rh habe hier das öffentliche und muͤndliche Krimmal⸗Verfah⸗ 
von geieben uud habe es mit einer wahren Freude wahrgenommen. 
5: habe gefehen, daß wenige leichte Indizien gegen: Verbrecher, ger 
gen vielfach beſtrafte Verbrecher vorlagen, die aber nicht von ver 
Urt waren, daß fle eine Verurtheilung begründeten, und fie find 
von. der Anklage freigefprodjen worden. Dagegen find Verbrecher, 
Hürtnäiligen Leugnens tingeachket, bei ſchwereren Indizien nachbrück 
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lich beſitaft worden. Das hat mich fo für das Geſetz eingenoms 

men, daß ih nur darauf anteagen kann, über den Gegenſtand fofert 
za berathen, Damit das öffeniliche und mündliche Kriminal⸗Verfuih⸗ 
ren. recht bald überall in das Leben trete. 

Ruf nad Abflimmung.) 

Mg. Graf von Achwerin: Ich habe nur mit Bezug auf die 
Einwendung, bie gegen den Antrag gemacht wurde, mir bie Bemer⸗ 
kung erlauben: wollen, daß leinesweges, wenn wir dieſe Bitte am 
Se. Majeftät ftellen, ausgeſchloſſen ift eine Prüfung des Geſetzes. 
Es iſt eben fo. wenig der Grundſatz adoptirt, Daß das Geſetz ange 
nommen: werden könnte, ohne vorher dem Landtage vorgelegt zu 
werben. Nach einem: Grundſatze, den ein Abgeordneter ans Preu⸗ 
Ben aufftelle und. ven ich als Grundſatz unbedenklich für ganz ride 
tig halte, gehört dieſes Geſetz ganz unzweifelhaft in bie Kategorie 
berjenigen, vie hätten vorgelegt werben ſollen. Wenn wir aber 
auch diefe Bitte an Se. Majeftät ausfprechen, wie ed hier beanteagi 
it, fo Brgt Darin leinesweges das Anerfenntni des Gegentheils, 
fondern wir Bitten blos Se. Majeftät, die Einführung des öffentl; 
chen und mündlichen Kriminal-Berfahrens befchleunigen und vie der⸗ 
felben entgegenſtehenden Hinderniſſe befeitigen zu wollen. Das wollen 
wie Ale, und ich glaube, darum koͤnnen wir, ohne und irgend zu 
präjudiziren, über die Sache berathen. 

Sandtags- Marfhall: Die bloße Vorfrage, ob wir jeßt dar⸗ 
über berathen oder beichließen, oder ob wir bie Sache ausfehen 
wollen, ſcheint mic in. der That genug befprochen zu: fein, und wenn 
bie hohe Berfummlung nichts Dagegen einzumenden hat, werde ich 
darũber zur Abſtimmung fchreiten. | 

Es erhebt ſich fein Widerſpruch.) 

Ich frage: Soll die Berathung jetzt ſtattfinden? Diejenigen, 

welche für Bejahung dieſer Frage find, bitte ich, aufzuſtehen 
(Eine große Mehrheit erhebt ſich.) 

Die. Frage iſt mit: großer Mehrheit bejaht. 

Ein. Amendemant wird zuvor nody zur Diekuffion fommen mike 
ſen, nämlich Das, ob das Geſetz vorher den Ständen zur Verathung 
wergeigt werten fell? 
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Jufiz- Minifter Ahden: Ich bemerke wiederholt, daß das, wie 
ich glaube, Gegenftand einer befonderen Petition if. Es wird alſo 
jedenfalls noch zur DBerathung der Verſammlung Iommen. Wenn 
alfo gegenwärtig die Verfammlung den Beſchluß faflen folte, dem 
Gutachten der Abtheilung beizutreten, fo behält ſich Jeder fein Recht 
vor, alle Bevenfen, die er überhaupt gegen einzelne Beftimmungen des 
Geſetzes, als auch über den Grunvfas hat, ob es hätte den Ständen 
vorgelegt werden müflen oder nicht, fpäter geltend zu machen. Wenn 
. dagegen die Verſammlung die Beichlußnahme hierüber noch ausfehen 
will, bis jene Petitionen berathen find, fo habe ich fchon einmal er- 
Härt, daß ich von meinem Standpunkte nichts Dagegen habe. 

Eine Stimme: Wenn ich richtig verftanden habe, fo wird ver⸗ 
Iangt, daß die Abtheilungen zuvor noch darüber berathen follen. 

Sandtags-Mlarfchall: Es liegt der fünften Abtheilung eine Pe- 
tition vor, welche darauf gerichtet ift, Das proponirte Geſetz vor⸗ 
legen zu laflen. 

Eine Stimme: Aber wenn wir heute darüber enticheiden, daß 
das Geſetz im ganzen Lande fol Gültigkeit haben, dann weis idy 
nicht, wozu die Vorlage dienen fol. 

Referent von Werde: Erlauben Sie, der Antrag lautet: 
An Se. Majeftät den König die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, die Aus⸗ 

dehnung des durch das Geſetz vom 17. Juli 1846 eingeführten öffentlichen 
und mündlichen KriminalsDerfahrens auf alle Theile der Monarchie, in wel: 
chen vie Allgemeine Kriminal-:Orbnung gilt, befchleunigen und bie derfelben 
etwa entgegenftehenden Hindernifie befeitigen zu wollen.‘ 

Eine Stimme: Wenn nur gefagt wird, durch Oeffentlichkeit und 
Mündlichfeit, dann fcheint mir die Sadje nicht ganz Mar, aber fos 
bald die hohe Verfammlung den Befchluß faßt, „durch das Geſetz,“ 
jo ſcheint mir, daß alle Erinnerungen hinwegfallen. 

Fandtags- Marſchall: Warn wir zur -Beratbung kommen, fo 
haben drei Abgeorbnete vorher noch dad Wort. Der Herr Mbger 
ordnete Heyer hat. es verlangt. 

Abg. Heer: Meine Herren, der vorliegende Petiions- Antrag 
‚bat durch die Kabinets-Ordre vom 7. April d. 3., wodurch die 
Oeffentlichkeit des Kriminal- Verfahrens für die ganze Monarchie 
fanctionirt wurde, bereitö in der Hauptfache feine Grledigung ers 


halten, weil Oeffentlichkeit nothwendig Mündlichkeit bedingt, alfo ein 
mündliches Kriminal-Berfahren, um öffentlidy werben zu koͤnnen, noth- 
wendig eingeführt werben muß. Wenn die Petition jet noch zur 
Berathung geftellt wird, fo Fann es nur den Sinn haben, daß eine 
Beichleunigung dadurch erreicht werben fol, und infofern die Petition 
auf eine beftimmte Norm hinweift, nämlich auf das hier zu Berlin 
am 17. Juli 1847 eingeführte Kriminal-Verfahren. Diefed Krimi- 
wal-Berfahren beruht wefentlich auf verfelben Grundlage, wie das 
noch heutzutage am Rhein beſtehende franzöfifche Kriminal⸗Verfahren, 
nur mit Weglaſſung des Geſchwornengerichts. Alle Vorzüge des 
rheiniſchen Verfahrens finden alſo im Weſentlichen auch auf das hier 
beſtehende Anwendung. 

Dieſe Vorzüge, meine Herren, ſind allgemein anerkannt, ſie ſind 
anerkannt durch die Wiſſenſchaft, anerkannt durch die öffentliche 
Meinung, anerkannt durch die Anhänglichkeit, welche die Rheinpro⸗ 
vinz ſo lange Jahre hindurch für dieſes ihr oftmals bedrohte Inſtitut 
bewies, durch die Anhaͤnglichkeit, mit welcher fie ſich dieſes Inſtitut 
zu erhalten gewußt hat. 

Ich werde nicht nöthig haben, auf die Einzelheiten des Ver⸗ 
fahrens einzugehen; Viele in unſerer Verſammlung werden daſſelbe 
in Berlin aus eigener Anſchauung kennen gelernt haben. Ich ſelbſt 
bin eine Reihe von Jahren rheiniſcher Juſtizbeamter geweſen und 
habe namentlich auch im öffentlichen Miniſterium gewirkt. Ich kann 
nur ſagen, daß dieſes Verfahren, auf denſelben Grundlagen in der 
ganzen Monarchie eingeführt, eine Wohlthat werden wird, wie ich 
kaum eine zweite kenne. Alſo mit voller Ueberzeugung ſtimme ich 
fuͤr das Gutachten. Ich will nur noch bemerken, daß mit dem An⸗ 
trage der Abtheilung weiter nichts ausgeſprochen wird, als daß ein 
Öffentlich - mündliches Kriminal⸗Verfahren auf den Grundlagen des 
Geſetzes vom 17. Juli 1846 in der ganzen Monardjie eingeführt 
werben fol, daß aber dadurch durchaus nicht ausgefchloffen wird, 
das Geſetz vom 17. Juli 1846 in feinen einzelnen Beftimmungen 
einer Berathung zu unterwerfen und Ablinderungen daran zu machen. 

. Abg. Pimmermann (Spandau): Ich erlaube mir die Vorbe⸗ 
merfung, daß ich ber Anſicht des letzten Redners, das neu eingeführte 
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öffentliche und muͤndliche Verfahren gründe ſich auf bie rheiniſche 
Geſetzgebung oder das franzoͤſiſche Verfahren, nicht beitrelen Tann 
Ich glaube, daß es auf dem uralten, deutſchen Prinzip beruht und 
daraus feine Entwidelung erhalten hat. Was aber deu Antrag ber 
Ahtheilung betrifft, der dahin gebt, die Einführung des öffentlichen 
und mündlichen Ktimingks Verfahrens nad der Verordnung vom 
7. Juli 1846 einzuführen, fo muß ich Dem widerſprechen. Diefe 
Verordnung hat die Deffentlichfeit nicht gegeben, ſondern es iſt das 
in diefem Jahre erlaffene Gefeb, welches ausdrücklich als Bedürfniß 
auerfannt bat, daß eine vollfländige Deffentlichkeit im Verfahren ein« 
trete. Inſofern muß ich mir daher erlauben, vorzufchlagen, daß Die 
Beziehung auf das Gefeg vom 17. Juli 1846 weggelaſſen wiürbe 
und die hohe Verfamminng ‚nur ausfprecke, daß das öffentliche und 
mündliche Verfahren allgemein eingeführt werben möchte. 

Abg. Grabem: Ausgebildet und erzogen in dertjenigen allen 
Kriminalverfahren, das noch heute in den Provinzen gilt, trete ich 
hierher und fpreche meine Freude aus Darüber, daß der vorliegende 
Antrag an die Berfammlung gefommen ift, ein Antrag, dee umd bes 
ſtimmen wird, Se. Majeftät den König fo fchteunig wie möglich zu 
bitten, das neue Kriminalverfahren durch die ganze Monarchie ein: 
führen zu lafien. Es ift daſſelbe bereit verfuchsweife m Berlin 
eingeführt worden und weſeuntlich verfchieben von dem bigherigen 
Kriminalverfahren. In dem Iehteren galt die Inquiſitions⸗Maxime; 
das neue Berfahren hat nen Anklage» Prozeß gefchaften. Ya dex 
alten Kriminal⸗Prozeß⸗Ordnung galt die Beweis-Thesrie nad In⸗ 
dicien ıc., in dem neuen Verfahren gilt die Meberzeugung des RNich⸗ 
terd. Endlich und befanders als Garantie für den Angeklagten, für 
das Volk felbft, find Hinzugefügt Mündlichleit und Oeffentlichkeit. 
Diefe vier Puunkte find es, worauf unfere künftige Kriminal⸗Ordnung 
bafirt fein muß und nad} dem jegt vorliegenden Antrage baßrt fein 
wird. Ich glaube, man darf nichts als anerfennen, Daß jene vier 
Kriterien e8 feien, die wir fünftig im der Kriminal⸗Ordnung zu ber 
grüßen haben. Wenn fie uns nun fo gegeben wird, dann beharf 
das neue elek, welches die Krone und vorlegen wird, nicht weiter 
her Berathung des Vereinigten Landtagg. Es find damit Die Gruud⸗ 
füge der neuen Prozedur ausgefprochen. Ich möchte von meinem 
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häheren und jetzigen Standpunkte aus daher nit wünſchen, daß 
diefe Angelegenheit fich noch länger vergögere, wenngleidy ich aner⸗ 
femte, daß ein Geſetz, weiches blos die Prozeßformen betrifft, des 
ſtaͤndiſchen Beiraths nicht entbehren kann; Ich wuͤnſche aber im In⸗ 
tereſſe der Dringlichkeit der Sache, daß die Krone das neue Kriminal⸗ 
verfahren für die ganze Monarchie fo ſchleunig, als möglich une verleihe. 

Meine Herren, eine Rechtsunſicherheit im Lande entſteht dadurch, 
wenn das neue Berfahren in der KHauptftabt, vielleicht audy in ber 
einen oder anderen Stabt, eingeführt ift, aber nicht im ganzen Lande 
Geliung hat. Die vorläufige Freifprechung ift nach dem alten Ver⸗ 
fahren noch gültig, für Diejenigen aber, welche hier in Berlin Recht 
zu nehmen haben, ift fie aufgehoben. Neben ver vorläufigen Frei⸗ 
ſprechung find noch andere Infonvenienzen vorhanden. Ich darf mr 
auf die verſchiedenen Strafbeſtimmungen hinweiſen, die nad) der aften 
und neuen Beweistheorie verſchieden eintreten können, und ſchon des⸗ 
halb müflen wir wünſchen, daß, je eher, deſto lieber, Rechisſicherheit 
eintrete und die Kriminal⸗Ordnung nach den angedeuteten Prinzipien 
bald ins Leben gerufen werde. 

Abg. von Auerswald: Wenn ich gleich faſt in Allem, was ge⸗ 
fügt: werden ift, dem verehrten Redner vor mir mid; anſchließen 
muß, jo bevaure ich doch, daß, wenn der ‚verehrten Abtheilung zwei 
Petitionen vortiegen, von welchen die eine die iſt, welche das vor 
der Regierung beabfichtigte Verfahren im Auge hat, die andere aber 
die Verlage des Geſetzes vom 17. Juli 1846 an die Stände zu er⸗ 
bitgen, diefe Petitionen nicht gleichzeitig vorgelegt worden find, oder 
vielmehr, Haß die andere Petition nicht zuerft zur Abſtimmung ge 
kommen iſt. Da würde die Berfammlung fi entſchieden haben, ob 
fle Die Borlage für nothwendig halte oder nicht, und es würbe Nie⸗ 
mahb, ‚der heute fpricht, kaptivirt werben. 

Referent von Werden: Ich muß als Referent um Entſchuldi⸗ 
dung bitten, wenn dies nicht möglich war, aber ich Babe zu bemer⸗ 
ten, daß wie zweite Petition erft eingegangen iſt, nachdem der Be- 
richt Aber die erſte ſchon berathen war. 

Abg. van Auerewald: Ich habe der Abtheilung nicht im Ent⸗ 
fernteſten einen Vorwurf gemacht, ſondern nur bedanert, daß dieſes 
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Faktum eingetreten ift, was allerdings in Riemandes Schuld, ſondern 
nur im Gefchi liegen mag. Ich glaube aber, daß, nachdem dies 
einmal gefchehen ift und wie nun wirklich in der unangenehmen Lage 
find, und in Bezug auf das Prinzip im Zweifel zu befinden, ich 
vorfchlagen muß, entweder den Beichluß über das vorliegende Refe⸗ 
rat auszufeßen, bis das andere gleichfalls zum Vortrage gekommen 
ift, oder daß wir, wenn wir die jegt auf die Diskuſſton verwendete 
Zeit nicht unmüg vworübergehen laffen wollen, zwar einen Beichluß 
faffen, aber hinzufügen, daß dieſer Beichluß nicht als vollſtändig ge- 
faßt anzufehen fei, und zwar ſo lange, bis die Verfammlung über 
die andere Petition Befchluß gefaßt hat. 
(Biele Stimmen: Nein, das geht nidyt.) 

Ich erlaube mir nur, die Bemerkung noch hinzuzufügen, daß, wenn 
mein Vorſchlag durdhgeht, dann Niemand bei der Abftimmung Faptis 
virt werben fann, während Viele, welche für bedenklich halten, die 
Emanation eines fo wichtigen und bedeutenden Geſetzes ohne Vorlage 
an die Stände vor ſich gehen zu laffen, Bedenken tragen würden, 
dafür zu flimmen, während fie es fonft von Herzen thun würden. 

Abg. Heumann: Das Häuptbeventen,. weldyes einige Mitglie- 
der gegen den Antrag der Abtheilung -aufgeftellt haben, fcheint darin 
zu liegen, daß fie meinen, es folle das Geſetz vom 17. Juli 1846 
zur Cinführnng fommen. Das ift die Meinung der Abtheilung 
nicht geweſen, fondern fie wollte nur überhaupt das öffentliche 
Verfahren bezeichnen und bezeichnete e8 durch das Gefe vom 17. 
Yuli 1846. Es liegt Teinesweges in der Meinung der Abtheilung, 
daß fie gerade dieſes Gefeg eingeführt haben will; denn fie ift ſelbſt 
der Meinung, daß noch manche Veränderungen, die im Laufe ber 
Zeit fi) als nothwendig ergeben haben, eintreten müflen. Indeſſen 
wird es gleichgültig fein, wenn diefe Bezugnahme wegfällt, ober 
wenn gejagt wird: „mit Vorbehalt der ſpeziell aufzuftellenden Er- 
imerungen.“ Es konnte von der Abtheilumg auf das Spezielle nicht 
eingegangen werden, weil die Anträge allgemein geflellt waren; fie 
waren auf Einführung des öffentlihen und mündlichen Kriminal⸗ 
Berfahrend gerichtet. Es fcheint aber noch ein anderer Irrthum 
obzumalten. So weit ich die Abtheilungs-Arbeiten Tenne, liegt ihr 





fein Antrag vor, weldyer das Geſeß vom 17. Juli 1846 betrifft, 
aber es liegt ihe der Antrag"vor, daß alle Prozeß⸗Vorſchriften dem 
Landtage zur Begutachtung vorgelegt werben follen. Diefer Antrag 
wärbe ohne Einfluß für die gegenwärtige Sache fein; indeſſen wäre 
es umverfänglich, wenn die Beziehung auf das Gefeb vom 17. Juli 
1846 wegbliebe. 

Abg. von Prünnech: Ich habe mir nur erlauben wollen, dem 
Vorſchlage beizutreten, den zwei geehrte Abgeorbnete der Provinz 
Brandenburg gemacht haben, daß alfo aus dem Antrage der Ab- 
tbeilung die Worte: „durch das Geſetz vom 17. Juli 1846 eins 
geführte”, weggelafien werden; dann würbe es heißen, „an Ge. 
Maieftät den König die ehrfurdhtsuolle Bitte zu richten: die Aus⸗ 
dehnung des öffentlichen und mündlichen Verfahrens auf alle Theile 
der Monarchie, in welchen die Allgemeine Kriminal- Ordnung gilt, 
befchleunigen und die demfelben etwa entgegenftehenden Hinderniſſe 
befeitigen zu wollen.‘ Dies fcheint mir in dem Antrage des geehr⸗ 
ten Abgeordneten von Spandau und des anderen Abgeorbneten von 
Brandenburg gelegen an haben. | 

(Ruf zur Abftimmung.) 

Abg. von Wedell: Zur ‚Berichtigung wollte idy mir ein paar 
Worte erlauben. Diejenige Petition, die auf das Gele vom 17. 
Juli 1846 gerichtet ift, und welche eine Revifton dieſes Geſetzes 
zum Zwed Kat, ift auf die Einführung der Gefchwornen- Gerichte 
gerichtet. Es ift das der Antrag des Heren Abgeordneten von Do- 
nimieröfi. Das iſt eine ganz getrennte Sadje, bie auch wohl be- 
fonders zur Berathung fommen fann. 

Abg. von Prünnech: Ich wollte mir nur die kurze Bemerkung 
erlauben, daß mein Antrag um fo nothwendiger fcheint, als das 
Geſetz von 1846 fchon eine Erweiterung durch ſpatere Allerhöchſte 
Beſtimmungen erlangt hat. 

(Wiederholter Ruf zur Abſtimmung) | 

Abg. von Der Heydt: Ich wollte bitten, den Antrag fo zu for 
muliten: „Die Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Krimi: 
nalverfahrens auf alle Theile der Monardjie auf legislativem Wege 
möglichft zu beſchleunigen.“ 


Abg. Graben: Yc glaube nicht, daß hie hohe Verſammlung 
ein Mieffentlichleit und Münplichfeit wünſcht; wir müſſen woch 
etwas mehr bineinlegen. Wellen wir Oeffentlichleit und Münklich- 
feit plog erbitten, fo würden beide Garantieen neben ven alten 
Kriminalverfahren erbeten fein, und doch beftebt neben ihm ſchon ein 
neues, weitergehendes Verfahren. Wenn wir bei dem alten Krimi⸗ 
walverfahren Deffentlichleit und Mündlichkeit bios erbitien, fo treten 
große Hemnifle in ber. beftehenden Kriminal⸗Ordnung entgegen. 
Ich glaube, wir müffen das ganze Syſtem, welches in neuerer Zeit 
und gegeben werben ift, fefthalten, nämlich Deffentlishfett und Miünp- 
Iichfeit, Anklage Prozeß, und daß die Richter nach eigener Ueher⸗ 
zengung nribeilen können. Diefes find Die vier Kardinalpunkte, welche 
in bem neueren Gefehe feflgebalten werden müflen. Wir bringen 
alſo mit bee Petition an hen Ihren den Wunfch und das Geſuch, 
daß, fo weit als möglich, nach den ſchon gegebenen Grundlagen ein 
Geſetz exlaſſen werde. Ich glaube, wir werden und fonft in hiefer 
Beriehung beichränfen. Mich bünft, es wäre einfacher, mern wir 
die von mir bezeichneten vier Punkte mit der Pitte an den Then 
brächten, eine Kriminal⸗Ordnung für Di geſammte Monarchie ema- 
nigen zu laffen. 

Abg. man Poniwiegski: Ich bitte, daß mein Amendement zuerſt 
zur Abftimmung lomme, wolches dahin gerichtet iſt, deß das Geſet 
nicht ohne vorhergehende ftänbifihe Perathung eingeführt werde. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Da diefe Petition nach nicht verkiegt,. 
fo fann daxüher heute noch Tein Beichluß gefaßt werben. 

Abg. von Ponimisrshi: Es ift aber ein Amendement, was ich 

geſtellt habe. Ä 

Juſtiz⸗Miniſter u: Diefes beruht auf der Petition, u 
da bie Petition erft in ber Abtheilung beraihen wirt, jo mäfjen wir 
das Gutachten der Abtheilung abwarten. 

Abg. Grabem: Es geht alfo wein Antrag dahin, ein Geſetz 
zu geben, wongch ſofort verfahren werben Tann, ohne erſt den Bei⸗ 
rath der Stände zuvor einzuhelen, weil wir Ion dig yier Grund 
züge deſſelben angedeutet haben. 

Abg. von Auerswald: Ich bitte um Gurken Wr 








ich dem Herrn Safliz- Miniſter widerſprechen muß. Warum fol 
nicht ein Amendement, welches von Jemanden geſtellt worden iſt, 
ber von ber Petition feine nähere Kenntniß gehabt hat, dahin ge⸗ 
ftellt werden fünnen, daß das Geſetz von ber hohen Verſammlung 
nur unter der Bedingung erbeten werben möge, daß es vorher der 
ftändifchen Berathung vorgelegt werde? Ich würde bebauerit, went 
das Amendement cher zur Abftimmung käme, als die Petition vor- 
gefommen if. Daher wäre mein Borfchlag, daß wir über den An- 
teng der Abtheilung mit Vorbehalt einer Erklärung über bie fpätere 
Petition abflimmen. Ich würde mich aber auch eventuell dem An⸗ 
trage des geehrien Abgeordneten, der vor mir auf der erften Banf 
st, anfchließen, nur daß der Vorbehalt des ftänbifchen Beiruihe 
hinzugefügt werbe. 

Eine Btimme: ch erlaube mir noch zu bemerken, Daß eine 
Petition, die dahin geht, das Gefeb von 1846 einer: vollftännigen 
Prufung zu unterwerfen, nicht vorliegt, fonbern eine foldhe Petition, 
die darauf hingeht, das Geſetz von 1846 aufzuheben und Geſchwo⸗ 
venengerichte einzuführen. 

Abg. von Donimierski: ch begreife nicht, wie meine Betition 
bat fo mißverftanben werden Fönnen, ba fie Dod von dem Hetru 
Marſchall öͤffentlich vorgeleien worben if. Sie geht nicht dahin, 
das Geſtctz won 1846 aufzuheben, fonvern dahin, das Element Ber 
Geſchworenengerichte hinzuzufügen. 
bg. mon Werdech: Der Antrag geht dahin, 8. 19 bes Ge⸗ 
feges aufzuheben. Was der Herr Yuftlz- Minifter im Sinne hatte, 
iſt allerdings eine Petition, die aber nicht ſpeziell auf das Geſet 
von 1846, fonvern im Allgemeinen dahin gerichtet ift, alle Prozeß⸗ 
gehehe ven Ständen zur Berathung vorzulegen. | 

Abg. Sperling: Es iſt offenbar der Ball der, Daß zwei vers 
ſchiedene Petitionen vorliegen, die eine engeren, die andere weiteren 
Inhalie. Die zweite weiteren Inhalts, Die auf Einführung von 
Gefchworenengerichten gerichtet ift, ſoll erft nad) einiger Zeit zut 
Berathung fommen. Es wird nichts entgegenflehen, über bie heute 
zur Sprache gekommene Beſchluß zu fallen; indeſſen glanbe ich, ds 
wird nicht einen angenehmen Cindruck machen, wenn wit heute das 
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Minus beſchließen und eine Bitte an Se. Majeftät den König rich⸗ 
ten und heute über 8 Tage eine andere folgen laflen, welche den- 
felben .Gegenftand behandelt, aber ihn erweitern will. Ich möchte 
daher anheimftellen, heute die Beichlußfafliung auszufehen. 

‚Sandtags- Marfchall: Die hohe Verſammlung hat bereits mit 
großer Majorität befchlofien, heute beſchließen zu wollen. 

Abg. Graf von Schwerin: Ich wollte mir darauf zurückzu⸗ 
fommen erlauben, daß mit dem PVorfchlage, ven der Herr Marichall 
von Preußen gemacht hat, mir alle Schwierigkeit befeitigt zu fein 
fcheint, und id) glaube, daß es des Borbehaltes des anderen Ab⸗ 
georbneten aus Preußen nicht bedarf, da derſelbe auch ohne Beſchluß 
nicht zweifelhaft if. Wir befchließen ja gar nicht, Daß das Gefek 
erlafien werden fol ‚ohne ftändifchen Beirath; wenn derſelbe geſetz⸗ 
lid) erforderlich ift, wird er eingeholt werden müflen, ohne das wir 
einen Borbehalt machen. Aber ich muß darauf aufmerkfam machen, 
daß Died eine Frage ift, die wir bier nicht zu reguliren haben: 
Nach der ftändifchen Gejebgebung follen alle Gefebe über Perfonen- 
und Gigenthumsrechte mit Inbegriff der Steuern den Ständen vor 
ver Cminatlon vorgelegt werden, das Gouvernement aber ſcheint 
nun der Meinung zu fein, daß Prozeßgeſetze dahin nicht gehören: 
Ih bin anderer Meinung, und viele der geehrten Abgeorpneten find 
gewiß aucd anderer Meinung; aber wir fönnen doch, durch unfern 
heutigen Beichluß der Entſcheidung diefer Frage nidyt präjnbiziren, 
erft heute feftftelen wollen, die Frage fei bereits entfchieden, und 
gehörten auch Prozeß- Ordnungen zu den. den Ständen vorzulegen- 
den Gefegen, und ich glaube, wir fümen ohne dieſes Praͤjudiz her- 
aus, wenn wir den Antrag annehmen, wie ihn der Marfchall aus 
Preußen vorgefchlagen hat; dann gewinnen wir ein Botum für Oef⸗ 
fentlihfeit und Münblichfeit, ohne irgend ein Prinzip aufzugeben 
gder in Frage zuftellen. 

Sandtags- Marſchall: Ich bitte dieſen Vorſchlag nochmals ent- 
wickeln zu wollen, 

Abg. von Prünnech: Mein Vorſchlag ging dahin, die Worte: 
„durch das Geſetz vom 17. Juli 1846 eingeführte, zu feeichen; 
dann würbe der Antrag ganz fo lauten, wie er von ber Abtheilung 
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andgegangen iſt, nämlih: „an Se. Majeftät den König die ehr⸗ 
furchtsvolle Bitte zu richten, Die Ausbehnung des öffentlichen und 
mündlichen Kriminal-Berfahrens auf alle Theile der Monarchie, in 
weichen bie allgemeine Kriminal⸗Ordnung gilt, befchleunigen und bie 
derfelben etwa entgegenftehenden Hinderniſſe befeitigen zu wollen.‘ 
So jehr ich dafür bin, unfere fländifchen Rechte aufrecht zu erhal⸗ 
ten, jo muß ich mich doch gegen den Vorbehalt, den mein geehrter 
Kollege aus der Provinz Preußen vorgefchlagen bat, erflären; denn 
ich finde es für zu wichtig und höchft wünſchenswerth, daß dieſes 
KriminalsBerfahren möglichft bald bei uns eingeführt werde. Ich 
muß außerdem für meinen Vorſchlag bemerken, was ich ſchon vor⸗ 
bin angeführt habe, daß das Gefeh vom 17. Juli 1846 ſchon eine 
Erweiterung erlitten bat und man alfo nicht darauf Bezug nehmen 
fann. Ich würde fonft, wenn man irgend Bedenken tragen möchte 
und wenn biefer Vorbehalt ftattfinden follte, dabei zu bemerfen ha⸗ 
ben, daß, fo fehr ich ebenfalls wünſche, daß wir in der Folge das 
altpeutiche Imftitut der Gefchwornengerichte wieder erlangen mögen, 
ih doch glauben muß, daß wir und vorläufig begnügen können, 
wenn wir das erlangen, was der Antrag verlangt. Sch hätte ge- 
wänfcht, daß die Beichlußnahme noch ansgefegt worden wäre, damit 
die Bedenken, die dagegen ftattfinden, befeitigt werden. Ich weiß 
wohl, weiche Bedenken von manchem Anderen dagegen anzubringen 
find, namentlich Die Bedenken gegen richterliche Jury, wofür hobe 
Autoritäten fprechen. Aber trog alledem halte ich es für ſehr wich⸗ 
tig, Daß wir das erlangen, was die Abtheilung in Vorſchlag ges 
bracht hat, denn ich habe bie Lleberzeugung, daß wir fpäter auch 
das erlangen werden, was außerdem nothwendig ift. 

Abg. son Auerswald: ch fchließe mich dieſem Vorſchlage an, 
ohne die anderen dabei ausgefprochenen Anfichten alle zu theilen. 

Abg. Grab⸗w: Ich glaube, wenn wir den fo modifizierten An⸗ 
teag des geehrten Mitgliedes; weldyes fo eben gefprochen, zur Ab- 
fimmung bringen, und zwei Haupffeiterien in der neuen Kriminals 
Ordnung fehlen, nämlidy: 1) der Anklage Prozeß, da wir jeht die 
Inquiſttions⸗Maxime haben, und 2) die neue Beweis-Theorie, welche 
gegründet iſt auf die Ueberzeugung des Richters. Es muß in ben 





Antrag Tommen: Deffentlichkeit, Münblichkeit, Anklage - Prof aub 
bie :auf die Vleberzeugung des Nichterd gegründete Beweis⸗Theorie. 
Referent von Werbeh: Ich habe auch dafjelbe Bedenken gex 
babt, wie das geehrte Mitglied aus Preußen; invefien glaube ich, . 
daß das, was wir eigentlich wollen, näher auszudräden, Gegenſtand 
ber Motivirung ded Gutachtens fein wird, und von dieſem Stand- 
punkte aus habe ich nichts gegen den Borfchlag des geehrten Mit⸗ 
gliedes; — id) glaube aber, daß das geehrte Mitglied auch Fein Be⸗ 
denken haben würde, wenn die Kaffung fo geftellt würde: „An Se. 
Mujeftät die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, auf den allgemeinen: 
Grundlagen des Geſetzes von 14. Juli 1846 und der Verorduung 
vom 7. April u. ſ. w.“ 
(Einige Stimmen: Ja wohl! ſehr gut!) 
Juſtiz-⸗Miniſter Uhden: Das Geſetz ift angegriffen worden, 
einmal darum, weil ed den Etänden nicht vorgelegt worden. Es if 
das als ein Wunfch oder gewiffermaßen. als eine Rüge in einer Pe⸗ 
titton ausgefprodhen worden. Die Regierung ift bisher von dem 
Grundſatze ausgegangen, daß die Berathung prozeſſualiſcher Geſetze 
abs ſolcher nicht zur Kompetenz der Stände gehören, und es fine 
auch Allerhöchſte Entfcheipungen darüber vorhanden. Das Nähere 
daräber wird der fpätern Diskuffion vorbehatten bleiben. Es fine 
aber auch zweitend gegen einzelne DBeftimmungen bed Geſetzes Erin⸗ 
nerungen aufgeftellt worden. Ich babe bis jetzt abſichtlich nicht bie . 
Bertheinigung des Geſetzes gegen dieſe Angriffe übernommen, weil 
ed mir nicht an der Zeit fehlen, indem noch nicht der Abtheilungs⸗ 
Vortrag vorliegt. Ich will das blos erwähnen, damit nicht geglanbt 
wird, daß ich dieſe Angriffe für begründet halte. 
Saudiags-Sierfhal: Da Niemand mehr das Wort verlangt, 
fo ift die Beratbung geſchloſſen. Es fragt fi, ob dee Herr Ab⸗ 
geardnete von Donimiersfi darauf verzichtet, daß fein Amendement 
jet zur Sprache komme, und ob er es norbehalten willen wid, bie 
das Gutachten über den darin angeregten Gegenftanb norliegt? 
Abg. von Donimierski: Ich wünfchte allerdings, daß mein An⸗ 
trag bis dahin ausgeſetzt würde; ich weiß nicht, wie wir über bie 





betreffende Petition beratheti ſollen, wenn jeßt beichlofien wärbe, das 
Geſetz möge pure eingeführt werben. 

Sandtage- Sarfhall: Ich bitte nochmals den Antrag der Ab⸗ 
theilung zu verleſen. 

(Dies geſchieht durch den Referenten.) 

Abg. von Donimierskt; Ich weiß nicht, ob das daſſelbe if, 
als wenn wir fagen: Einführung des Gefepes vom 7. April d. 9. 

Sandtags- Marfhal: Wenn es der Herr Antragfteller verlangt, 
fo will idy über fein Amendement abftimmen laſſen. Die erfte Frage, die 
Das Amendement betrifft, ift: Soll jest fchon befchloffen werden, das 
öffentlidje und mündliche Kriminal-Berfahren einzuführen, mit bem 
Vorbehalte, daß dies nicht ohne den Beirat, der Stände gefchehe? 
Ueber Die weitere Yragg würde Die Beichlußnahme auszufepen fein. 

Abg. von Auerswald: Iſt ſchon enifbieden worben, daß über 
De Faſſung des Herrn Mefereuten abgeftimmt ‘werden fol? Ich 
würde für die des geehrten Herrn, ber vor mir fipt, unbedenklich 
ſtimmen, während ich wich nicht für die des Herrn Referenten er 
Hären könnte. Da aber der Herr Referent der Meinung if, dag ' 
beide Faſſungen daſſelbe enthielten, wird er vielleicht geneigt fein, 
die feinige zurüdzuziehen. 

Referent von Werbe; Ich thue dies fehr gern. 

Abg. Graf von Schwerin: Es fcheint doch nothwendig zu fein, 
dag zunädyft über das Abtheilungs - Gutachten abgeftimmt würde, 
und dann über dad Amendement, weil man jened nämlich anneh⸗ 
men und diefes dann noch hinzufügen fann. Es ift alfo das Amen, 
dement das Plus, das Abtheilungs- utachten das Minus. Es iſt 
swedmäßig, nad) dem bisherigen Modus zu verfahren, erft über 
das Abtheilungs⸗Gutachten abzuftimmen und dann noch zu fragen, 
ob noch hinzugefügt werben fol, daß dieſes Berfahren nur nad) 
Anhörung der Stände eingeführt werben fol. | 

Sandiags- Marfihal: Die beiden Meinungen fliehen neben eins 
ander, Seine Bedingt die andere oder fchließt fle aus, und ale hin: 
ich damit einverftanden, Daß vorher der Vorſchlag des geehrten Mit⸗ 
glieves aus Preußen zur Abjtummung Tommt; Werfelbe geht dahin, 


daß die Beziehung auf dad Geſetz vom 17. Juli ganz weggelaffen 
werde. Die Frage wird alfo lauten: 
„An Se Majeſtät ven Künig die ehrſurchtsvolle Bitte zu eiten, die Aus; 
behnung bes durch das Belek vom 17. Juli 1846 eingeführten öffentlichen 
und mündlichen KriminalsBerfahrene auf alle Theile der Monarchie, in wel⸗ 
‚hen die Allgemeine Kriminal-:Orbnung gilt, befchleunigen und die berfelben 
etwa entgegenſtehenden Hinderniſſe beſeitigen zu wollen.“ 
Eine Stimme: Welches Verfahren ift hier gemeint, das aus ber 
Rheinprovinz, oder Das was jegt in Berlin eingeführt ift? 

Jandtags ⸗Marſchall: Wenn dieſe Faſſung nicht angenommen 
werden ſollte, ſo wird eine andere vielleicht von dem Herrn An⸗ 
tragfteller vorgeſchlagen werben. 

Eine Stimme: Ich wollte nur bemerken, ob denn nicht über 
das Gutachten der Abdtheilung abgeftinnmt werben fol, und wenn 
Bas verworfen. werden follte, über das Amendement. Aber über den - 
Vorſchlag der Abtheilung muß abgeftinmt werden. 

Eine Stimme: Es würden wohl alle Zweifel fchwinden, wenn 
die Faflung dahin beliebt würde, daß darin ausgefprochen wäre, ob 
blos öffentlich mündliches Gerichtsverfahren oder Geſthwommengerichie 
eingeführt werden ſollen. 

Jandtags⸗Marſchall: Ich will den Antrag, wie er jetzt formu⸗ 
lirt iſt, nochmals verleſen. 

(Es geſchieht.) 

Diejenigen Herren, welche für dieſe Faſſung ſind, bitte ich auf⸗ 
zuſtehen. 

(Es erhebt ſich eine große Majorität.) 

Sol nun das Amendement fo lange ausgeſetzt bleiben, bis das 
betreffende Gutachten hier zur Berathung kommt? 

 (Einftimmig: Ja!) 

Das jebt folgende Gutachten betrifft den Antrag auf Deffent 
Iichfeit des Anflage-Vortrages und der Urtels⸗Publication auch bei 
den bei verfchloflenen Thüren zu verhandelnden Kriminalſachen. 

Referent son Werberh (lieft vor): 
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Gutachten 
der fünften Abtheilung der Kurie der drei Stände des erſten 
Bereinigten Landtags 


auf 
den Antrag bes Abgeordneten Dr. Zimmermann auf Deffentiichkeit 
des Anklagevortrages und der Urtelss Publication auch bei den bei 
verfchloffenen Thüren zu verhandelnden Kriminalſachen. 

Sm $. 17 des Geſetzes vom 17. Iuli 1846 ift wörtlich vorgefchrieben: 

Alle bei der Sache nicht betheiligte Perſonen müflen fich aber entfernen, wenn 
der Ungeflagte darauf anträgt oder das Bericht dies aus. Gründen der öffent: 
lien Ordnung oder Sittlichfeit für angemeflen erachtet. 

Der Antragfteller findet hierin einen Widerfprudy mit dem Prinzipe der Oef⸗ 
fentlichleit und gründet hierauf ben oben in der Ueberſchrift präzifisten Antrag, 
indem berfelbe davon ausgeht, daß die Deffentlichkeit die alleinige an die Stelle 
der Aftenmäßigfeit getretene Gewähr eines geſetzmaͤßigen Berfahrens fei, übri⸗ 
gens aber in der Anklage fo wenig, als in dem Urtel, das jedoch, wie voraus: 
geieht wird, ohne Grunde zu publiziren, etwas die öffentliche Orbnung oder bie 
Sittlichleit Derlegendes zu finden möglich fein werbe. 

Indeſſen kann nach Anficht der Abtheilung in den Fällen, wo die Oeffent⸗ 
lichkeit ouszufchließen if, die Veranlaflung dazu, — und dies wird bei der Mehr 
zahl derfelben eintreten, — nicht blos in denjenigen Thatumfländen beruhen, 
welche fich bei der mündlichen Verhandlung herausftellen, fondern durch ben Bes 
genfland der Anklage felbft begründet fein. Der Grund der Anflößigfeit Tiegt 
dann in der Anklage jelbf, weil davon deren Zulaͤſſigkeit oder Ausſchließung abs 
hängt. Ueberdies würbe in ber Veröffentlichung der Anklage ohne Meröffent: 
lichung der Vertheidigung eine Verletzung des Angellagten enthalten fein, weil 
das Publifum nur erfahren würbe, welcher Verdacht auf ihm lafle, aber nicht, 
was zu feiner Entjchuldigung oder Rechtfertigung gereiche. 

Auch die Veröffentlichung des Grkenntniffes ohne Gründe erfcheint Außerk 
bedenklich, weil auch bei einer Freiſprechung es für die öffentliche Meinung fehr 
weientlich darauf ankonmt, ob der Angeklagte für völlig gerechtfertigt ober nur 
wegen, mangelnden Beweifes für nicht überführt zu erachten fei, während umges 
kehrt bei einer Verurtheilung es überaus wefentlich ift, zur Bildung einer An- 
ficht die Gründe derfelben zu kennen. Ueberdies if auch vie Vorausſetzung, als 
fei die Deffentlichfeit an die Stelle der Aftenmäßigfeit getreten, infofern unrich- 
tig, als letztere durch erfiere keinesweges ausgefchlofien iſt. 

Die Abteilung iſt daher einftimmig der Anficht, ‚daß der Antrag nicht zw 
befürworten ſei. Berlin, den 10, Mai 1848. 

Die fünfte Abteilung der Kurie der drei Stände. 


von Bodelfhwingh. von Sauden. von Werdeck Freiherr 
von Nordeck. von Galen. Bertram. Ziemßen. von Schmidt. 
von Wedell. Neumann. Plange Schult. Potworowoki. 
Marx. Przygordzki. Thomas. Jordan. von Önffron. 





„daß dem Antrage auf Aufhebung bes $. 17 der Derorbuung vom 3. Fe⸗ 
bruar c., betreffend die Sonderung in Theile, Feine Folge zu geben fei.“ 
Berlin, den 14. Mai 1847. 
Die vierte Abtheilung der Kurie der drei Stände. 
Graf von Löben. von Peguilhen. Schier. von Ratte. 
Sattig. Niebold. von. Poninsfi. Paternowski. Nethe. 
von Arnim. Bornemann. von der Heybdt. 


Sandtags- Marfhall: Da audy bier die Abtheilung fi gegen 
die Petition erflärt hat, fo muß ich fragen, ob’ fie in der Verfamm- 
lung Unterftügung findet. Diejenigen, die dafür ftimmen, bitte ich, 
aufzuftehen. | 

(Wird ausreichend unterftüßt.) 

Sandtags- Asmmiffer: ch habe bereits bei einer anderen Ver⸗ 
anlaffung Gelegenheit gehabt, mich darüber zu äußern, wie wünſchens⸗ 
werth es fei, daß alle Mitglieder des Vereinigten Landtages hier 
möglichft die Gefammt-Interefien des Vaterlandes ind Auge fallen 
und fie zu beförbern ftreben, nicht aber ſich durch provinzielle oder 
ftändifche Intereſſen hinreißen laſſen möchten, jene größeren Inter: 
effen aus den Augen zu verlieren. Wenn nichtödeftoweniger in dem 
Geſetz vom 3. Februar 1847 die Möglichkeit der Sonderung in 
Theile beibehalten ift, nadı Analogie derjenigen Beftimmungen, weldje 
fi) in den provinzialftändifchen Geſetzen befinden, fo hat dabei die 
Möglichkeit vorgeſchwebt, daß allerdings, wie aud) die Majorität der 
Abtheilung anerkannt hat, Fälle vorfommen Fönnen, wo ungeadhtet 
der genauen Beachtung des eben auögefprochenen Grundfages es im _ 
Intereſſe einzelner Provinzen oder Stände wünfchenswerth fein könnte, 
ihre abgefonderte Meinung an den Thron Sr. Majeftät des Königs 
zu bringen. Ich bitte zu erwägen, daß nicht allein ſolche Gegen⸗ 
ftände, welche Die gefammte Monardjie, fondern auch joldye, welche 
mehrere einzelne Provinzen betreffen, der Berathung und der Peti⸗ 
tion. der hohen Verſammlung unterliegen, und daß es alfo möglich 
wäre, daß die Berfammlung nad) ihrem beiten Willen und Gewiſſen 
Anträge ftellt, welche die einzelnen Provinzen präjubiziren könnten, 
und daß es dann doch wünfchenswerth bliebe, den Weg zur Aeuße- 
vung der abgefonderten Anficht offen zu erhalten. 

Wenn aber bei der Majorität der Abtheilung in dem und vor⸗ 





liegenden Gutachten gegen dieſe Anficht deshalb ſich ein Bedenken 
erhoben hat, weil das dem Vereinigten Landtage für Steuern und An- 
leiden eingeräumte Beſchlußrecht dadurch paralyſirt würde, wenn 
bei jedem Einfpruch einzelner Provinzen oder Stände nicht die Entfcheidung 
des Landtags, fondern lediglich Die Allerhöchfte Entfcheinung maßgebend 
fein folle, fo muß hier nothwendig ein Mißverftänpnig obwalten. In 
Beziehung auf die Propofitionen von neuen Steuern und Anleihen 
ſteht die Sache fo, daß Se. Majeſtät die Bropofition an die Stände 
richten, ob fie ihre Zuftimmung dazu geben wollen, neue Steuern 
aufzulegen oder neue Darlehen zu machen. Antwortet die Majorität 
der hohen Berfammlung mit ‚Nein‘, fo find Se. Majeftät der 
König nicht ermächtigt, die Steuer zu erheben over das Darlehen 
zu negoziiren. Dadurch aber, daß die hohe Berfammlung „Ja“ fagt, 
it Sr. Majeftät noch nicht die Verpflichtung auferlegt, die Steuer 
wirklich zu erheben oder die Schuld zu fontrahiren. Bon einer Ber 
fhlußnahme ver hohen Stände-Verfammlung kann alfo in dieſem 
Sinne nicht die Rede fein, vielmehr hat vie Krone allein den Bes 
ſchluß zu faflen, ob neue Steuern ansgefchrieben und ob Darlehre 
gemacht werben follen, ſobald die hohe Verſammlung ihre Einwilli- 
gung dazu gegeben hat. Hätten 3. B. Se. Majeftät die Abſicht 
ansgefpeochen, eine neue Steuer zu erheben, die hohe Stände-Ber- 
ſammlung hätte ihre Zuftimmung gegeben, eine einzelne Brovinz aber 
die Bitte geftellt, daß nichtsbefloweniger Se. Majeftät die Gnade 
haben möchte, von dieſer Steuer-Erhebung zu abftrahiren, fo würde 
es allerdings zur Entfcheidung des Königs geftellt fein, ob die Er⸗ 
hebung erfolgen ſolle oder nicht. Keinesweges aber könnte man des⸗ 
halb fagen, ein Befchluß der Staͤnde-Verſammlung fei durch die 
Einzelbitte einer Provinz paralyfirt. 
Eine Dtimme: Ich bitte, mir einige Worte vom Plab zu ge: 
fletten: " 
Aeferent von der Heydt: Zuerſt wollte ich die Verſammlung, 
um Mißverftänpniffe zu verhüten, befonders darauf aufmerkſam 
machen, daß bie Petition auf Aufhebung der Sonverung in Theile 
oder auf Aufhebung des $. 17 des Geſetzes vom 3. Februar bios 
den Bereinigien Landtag betrifft und nicht die Aufhebung der Sons 
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Derung in Theile bei den Provinzial-Landtagen. Dann möchte ich 
auf die Bemerkung des Königlichen Herrn Kommiſſars ermidern, 
daß die Meinung der Minorität (denn der Herr Kommiffar haben 
fi wohl nur verfprschen, wenn Sie Majerität geſagt haben), daß 
wa der Meinung der Minorität der Abtheilung das Beſchlußrecht 
des Vereinigten Landtags paralyfirt wird in ven Fällen, daß ein 
abgefonvertes Gutachten auch Sr. Majeftät zur Entſcheidung vor⸗ 
gelegt wird. Es Heißt nämlich in dem betreffenden ‘Baragrapheis: 

„Hält bei einem Begenftande, in Hinficht deflen das Intereſſe der verſchie⸗ 
denen Stände oder Provinzen gegen einander geſchieden iſt, ein Stand oder eine 
Provinz durch einen nach Vorſchrift des F. 16 zu Stande gekommenen Beſchluß 
ſich verletzt, ſo findet eine Sonderung in Theile ſtatt, ſobald eine Mehrheit von 
zwei Drittheilen dieſes Standes oder dieſer Provinz es verlangt. 

„In ſolchem Falle berathet jener Stand oder jede Provinz für ſich beſon⸗ 
ders und giebt ein beſonderes Votum oder Gutachten ab; die daraus hervor⸗ 
gehende Meinungs: Verſchiedenheit wird demnaͤchſt Uns zur Entſcheidung vor⸗ 
elegt. 
nd für andere Fälle behalten Wir Uns vor, von jedem der Bier Stände 
oder jeder der Acht Provinzen des Vereinigten Landtags, wenn Wir es für an⸗ 
gemeflen erachten, abgefunberte Gutachten zu erfordern.“ 


Ich erkenne an, daß in dem einen oder andern gou⸗ immer 
Se. Majeſtät über die Ausführung zu entſcheiden habe, aber michts⸗ 
defioweniger wird gewiflermaßen Do der Beſchluß des Plenwms pa- 
ralyſirt, wenn Das abgefonderte Gutachten mit derfelben Kraft, wie 
der Beichluß des Plenums, an die Krone gelangt und nun Se. Ma⸗ 
jeftät zwifchen einem und dem andern entfcheiven. Ich bin ganz 
der Meinung des Herrn Antragftellers, daß hier in der Gentralver- 
fammlung ber Stände genugfam die Intereſſen der einzeluen Peo⸗ 
vinzen und Stände gewahrt find. 

Ich beforge nicht, daß, wenn bier ein Gegenſtand berachen wird, 
ſich eine Provinz oder ein Stand in einem Präjubiz befinden ‚könnte. 
Sie find ja hier anmefend; ich bin wenigftens für bie Provinz, 
welcher ich angehöre, ganz unbeforgt, daß bie Intereffen derſelben 
präjudiziet würden. Ich ftimme daher dafür, daß die Itio in par 
tes ganz aus dem Geſetz befeitigt werde. 

Abg. son Ollers (vom Plab): Meine Gruͤude ſind durch den 
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Herrn Kommiſſar bereits vorgetragen, ſo daß ich auf das Wort 
verzichie. | 

Abg. von Werdeh: Ic bin im Begriff, mid für das Guk- 
adyten zu erklären. Ich muß auch DBeranlaffung nehmen, darauf 
aufmerkfam zu machen, wie im Allgemeinen unfere Berathung in ein 
nened Stadium getreten ik. Wir baben uns bisher ausſchließlich 
‚mit Gegenſtänden beichäftigt; welche entweber nur reglementarifcher 
RNatur waren oder das Verhältniß der Verſammlung nad) außen bin 
zum Gegeuftande halten. Gegenwärtig ift durch den vorliegenden 
Antrag eine Beranlafiung zur Berathung geboten, die ſich auf un- 
fere innerſten Intereſſen und Verhältniſſe, auf Die Grundlage unfe- 
ter fändifhen Bildung bezieht, ich muß daher um die Erlaubniß 
bitten, etwas tiefer in Die Sache einzugehen, und zum Verſtaͤndniß 
deſſen, was ich in Beziehung auf die Sache felbft zu fagen habe, 
noch Einige über den Standpunkt hinzuzufegen, auf dem ich mich 
befinde. Ich gehe davon aus, daß jede Verſammlung, die in gro- 
fer Zahl zufammengetreten tft, wie die unfrige, ſich nothwendig in 
Parteien auflöfen muß. Sch glaube nämlich, daß es nicht möglich 
st, beſtimmte Anfichten, beftimmte PBringipien zur Geltung zu brin⸗ 
gen, ohne dag vorher außerhalb der Berfammlung gewiſſe Berftän- 
digungen ftatigefunden haben, um dann benfelben nach einer ober 
dee auderen Seite bin Geltung zu verfchaffen. Id) bin der Anficht 
daß Parteikaͤmpfe der Sache nur foͤrderlich fein fünnen, und daß, 
wer such ſiege oder unterliege, immer der Lorbeer bem Vaterlande 
bleibt. Wenn ich hiervon ausgehe, fo glaube ich ferner, daß wir 
Ale eine doppelte Stellung in Betracht zu ziehen haben. Die eine 
bezieht ſich auf die Stellung zur Krone, und im diefer Beziehung 
giaube idy, das wir Me nur Ein Gefühl theilen, nämlid) das, bie 
Krone möglichft unberührt von der Verfchiedenartigfeit umferer An- 
ſicht hingeſtellt zu ſchen, fie Fräftig und mächtig zu erhalten. Ic 
fomme aber zu dem, was uns unmittelbar berührt, nämlich unfere 
Stellung zum Lande. Hier find gewille Verſchiedenheiten der Auf⸗ 
faffung bei. gleicher Ehrenhaftigkeit. und Gewiſſenhaftigkeit möglich; 
fe And nicht nur möglich, fie find auch vorhanden. Was idy nun 
für das Land im Auge Habe, was ish für unumgänglides Bedürf⸗ 
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niß und für feine weitere Entwickelung durchaus erforderlich halte, 
das iſt die ſtändiſche Freiheit. Nach meinen Anſichten verbuürgt 
das Patent vom 3. Februar c. die ftänbifche Freiheit. Ih will 
nicht darüber rechten, was ich mir in dem Patente noch anberd 
gewünſcht hätte Sch fehe es als ein fait accompli an. Einen 
dringenden Wunfch, den ich noch hege, und den wir auf dem geſetz⸗ 
mäßigen Wege zu verfolgen haben, ift die periobifche Wiederkchr. 
Wenn ih aber fage, das Patent verbürgt vie ſtändiſche Freiheit 
mehr als alle Borangegangene, fo glaube ich, daß der Schwer. 
- punkt in dem Anerfenntniß der Krone liegt, und bei Anleihen zu⸗ 
zuziehen, und daß unfere Zuflimmung bei Ausfchreibung von Stenern 
erforderlich fei. Ich mache darauf aufmerffam, daß die Freiheit von 
England auf dem Steuerbewilligungs-Recht beruht. Wenn wir "daher 
zur Steuerfrage übergehen, wenn bier die Frage wegen ber zu 
machenden Anleihe vorgelegt wird, fo werde id; das Bedürfniß ges 
wifienhaft prüfen und mein Botum fo abgeben, wie ich es nöthig 
halte, daß die Anleihen und die Steuern flreng zu dem Zwede ver- 
wendet werden, die wir, das Land und die Krone im Auge haben. 
Sp, meine Herren, verftehe ich die ftändifche Freiheit. Ich fage aber 
eben die ftänvifche Freiheit, denn ich gehe davon aus, daß im 
alten Staaten, wie der unfere einer ift, nur allein fänbiiche Frei⸗ 
beit möglich ift, d.h. nämlich, eine nady den vorhandenen Jntereſſen 
gegliederte Betheiligung der verſchiedenen Unterthanen- Klaffen am 
Regiment. Ich rede nicht davon, ob ſolche Ordnung, wie fie bier 
gegenwärtig befteht, einer Nachhülfe bedarf; ich glaube, daß mit ber 
Zeit, vieleicht auch ſchon jegt, Reformen und Verbeſſerungen nad 
einer oder der anderen Seite hin nöthig find. Ich will dies un⸗ 
berührt Iafien, ich glaube aber, das Prinzip der ftänbifchen Gliede⸗ 
rung müffen wir feithalten. Crlauben Sie mir, Ihre Blicke auf 
die Länder hinzulenfen, die uns benachbart find, wo aber die ftän- 
diſche Gliederung nicht befteht: ich biide auf Frankreich; dort find 

feit 60 Jahren — ih weiß nicht genau — ich glaube aber acht ver⸗ 
ſchiede Verfaſſungs⸗Verſuche gemacht; alle proffamirten Freiheit und 
‚Gleichheit: fragen wir, was ift das Refnltat? Wie Kranfreich 
gegenwärtig vor uns Liegt, beherrſchen 250,000 Wähler ein Land 


von: 34 Millionen Cinwohner. Was find diefe Herrſcher? Es find 
ehremmertbe und angeſehene Männer, aber es Fonzentrirt fidh bie 
Herrfchaft anf den Grundbeſitz größerer Eigenthümer, Fabrik⸗Unter⸗ 
nehmer und Gelehrte. Das Land felbfi wird größteniheild von 
Bächtern bebaut oder denjenigen wenigen Klaſſen freier, unabhäns 
giger Eigenthümer, die nicht zu derjenigen Klaſſe gehören, bie 
300 Fr. Steuer bezahlen, alfo nicht vertreten find. Das Recht, 
wie. es in vielen frangöfifchen Schriften den regierenden Klaſſen 
vorgeworfen wird, das: Recht haben fie auch zur MWitregierung, 
aber geltend machen Tönnen fie es nicht, weil fie nicht 300 Fr. 
Steuer bezahlen; ift das Freiheit? In Belgien haben wir all 
gemeine Wahlen. 
(Ruf: zur Sache!) 

3b, glaube, ich bin in der Sache; ich will beweifen, baß bie 
Entwidelung ohne ſtaͤndiſche Yreiheit nicht moͤglich iſt. 

Fandtags-Marſchall: Es ift nicht erlaubt, den Rebner zu unters 
brechen. 

Abgeord. von Werch: Wir haben in Belgien allgemeine 
Wahlen. Ih-bin in die dortige Berfaffung nicht näher eingebrungen 
id; weiß nur, daß ſie befteht, aber ein Zuftand, wo in einer Pros 
yinz in einem Jahre die Bevölkerung um 20,000 Seelen zurüdgeht 
ift fein glücklicher. Das, glaube ich, wird ſich auch Jeder geſtehen. 
Fragen wir, wie ift eö in England? England — dies Mufter der 
Freiheit — in dieſer Beriehung ſteht es gegen uns zurück, denn in 
England if der freie Stand ber Fleinen Grunbbefiger nicht vertreten, 
und was ift erfolgt? Dieſer freie Stand, der die Blüthe ber Ritters 
fcheft von. Frankreich bei Azincourt und Poitiers vernichtete, iſt unters 
gegangen, weil er feine Bertreter in ben Stände Berfammlungen 
gefunden hat. Nord⸗Amerika können wir nicht zum Mufter nehmen, 
ein Land, wo von 17 Millionen Einwohnern 2%, Millionen Skkaven 
find, kann uns nicht gm Mufter dienen; alfo ich wiederhole es, 
was der Freiheit fürderlich ift, ift Die ſtäändiſche Entwickelung. Im 
Diefer ſtaͤndiſchen Formation, wie wir fie haben, blüht und eine 
ſchöne Zutmmeft, in ihr if uns Gewähr gegeben, daß wir die Bes 
fahren überbauern werben, die Europa gegenwärtig. bedrohen. Was 
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Eunropa fehlt, iſt die Organiſation ber Arbeit, wie haben einen 
großen Fortſchritt in Beziehung auf die Organiſation der Arbeiter 
gethan. Ihn haben unſere Fürſten hervorgerufen, indem fle ben 
Stand der kleinen Grundbeſitzer ſchufen. Wenn wir auf dieſem 
Wege weiter fortgehen, ſo werden ſich auch Mittel und Wege fin- 
ben auch Senen Bertretung zu fchaffen. 

(Ungebuld und Tumult in der Verſammlung.) 

Meine Herren, ich habe ſchon einmal das Unglük gehabt, 
Ihnen zu mißfallen, ich glaube aber, meine Worte haben großen 
Anklang im Rande gefunden, und vaher bitte ich, mich ausreben zu 
laſſen. Meine Herren, die Garantie fir unfere Freiheit liegt in der 
Reform, und fie liegt darin, daß jedes wichtige Vethlltniß eine 
ſelbſtſtaͤndige Vertretung findet, Das fläwbifche Element, ich wieder⸗ 
hole 28, iſt Die einzige Grundlage der politiſchen Freiheit. Ich 
glaube auch nicht, daß durch die ſländiſche Gliederung die Einheit 
leidet. Wollen wir fie aber, fo mäflen unfere Berathungen gebilvet 
fein aus Gewählten der Stände in fi und aus fich, wir. milffen 
aber auch jedem Stande Gelegenheit geben, feine Intereſſen zu 
wahren, wenn die Majorität fie gefährdet. Meine Herren, ich halte 
ed deshalb Für ſtändiſch, daß vie Maforität zu entſcheiden habe, 
aber eben jo ftännifch nothwendig halte ich, daß jedes Recht ber 
befonberen Stände in unferer Berfammlung feine: Bertretimg finde, 
Die Schwierigkeit in jeder Verfaffung ift die: das Privatrecht von 
dem öffentlichen Rechte zu fheiven. Auch in unfer& Verſammlung 
begegnet ſich Das öffentliche Recht mit dan Privatrecht. Das Sant. 
liche Recht verfihafft ſich durch Befchlüffe der Maſovitaͤt die Gel- 
tung. Auf dem Punkte, wo das Privatrecht mit Dem öffentlichen 
Recht zufammentrifft, wird dem gebrüdten Theil fein Mecht dadurch, 
daß er feine MBünfche und Beſchwerden zu den Stufen des Thrones 
niederlegt. Ich glaube aber nicht, Daß, wie geſagt worden iſt, bie 
Orffenitichleit und die Gegenwart des. Herrn Kommiſſarius genügt, 
um die befonderen Rechte zu wahren. Was mir bedurfen, iſt die 
Form, um eine Entfcheivung über dieſen Konflikt herbeizuführen, 
und dieſe ſichert uns die Itio in partes, und darum Din ch ui 
daß fie unangetaftet ‚bleibe. 
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Abgeordn. Graf von Hellderi: Meine Herren! Sch erfläre mich 
mit dem geehrten Antragiteller dahin ganz einverftanden, wie es bie 
Aufgabe diefer hoben Verſammlung fei, bie Einheit des Staates, 
auf weicher eben die Kraft des Staates beruht, moraliich immer 
feſter zu begründen. Auch glaube ich, mich Ihrer alljeitigen Bei⸗ 
fümmung, meine Herten, zu ‚erfreuen, wenn ich ausipreche, daß 
diefe Kraft, diefe Einheit des Staates am ficherften gefördert werben 
wied durch die. Ausgleichung der Sonderiniereflen der verfchiedenen 
Provinzen und Stände, unter Feitbaltung des Rechtsprinzips auf 
dem Wege der Geſetzgebung. Nicht einverflanden aber bin ich mit 
der Anſicht des Herrn Antragftellers und der Minorität der Abs 
teilung, daß durch bie Sonberung in Theile derjenigen ‘Provimg 
ober demjenigen Stande, welcher jene ſucht, ein Recht erwachfe, 
ſich von dem Ganzen zu trennen und in einen Konflift mit bemfels 
ben. firh zu ſehen. Nach meiner Meinung giebt bie Sonderung in 
Theile der Provinz oder dem Stande, welche felbige wegen ver⸗ 
meintlicher Verletzung gefucht haben, nur das Recht, über dieſe bes 
ſonders zu berathen, ein befonveres Gutachten darüber zu verfaflen 
und ſolches zue Kenntnis Sr. Majeftät zu bringen. Weder durch 
bie Protololle, wie bie Minorität der Abtheilung behauptet hat, noch 
darch die ftenographifchen Berichte, noch durch Die Anmwefenheit des 
Königikhen Kommiſſars wird dieſes Recht derjenigen Provinz oder 
des Standes, weicher ſich verleht glaubt, gehörig gewahrt. Ich 
glaube, daß troß der Anwefenheit des Königlichen Kommiffars nicht 
immer in einer fo großen Verſammlung den Betreffenden die Gele- 
genheit und Möglichkeit gegeben fei, ihre Anſicht klar und deutlich 
zu entwideln, und ift daher die Beibehaltung des Rechts der Sons 
derung in Theile zur Zeit unerläßlih. Meine Herren! Seitdem 
Sie befchloffen haben, den Antrag zu ftellen, daß in Folge einfacher 
Stimmenmehrheit Betitionen zußinftig an die Krone gelangen, und 
feitvem Sie ferner befchloflen haben, daß die Anfichten der Mino⸗ 
riut bei Betitiond-Anträgen, welche durch einfache Stimmenmehrheit 
votirt worden, nicht offiziell zur Kenntniß Der Krone gelangen fol 
ken, ſeitdem fordern Recht und Billigfeit noch dringender als 
jemals, daß einzeinen füh verleht glaubenden Provinzen oder Staͤn⸗ 
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ven das Recht belaflen werde, durch die Sonverung- in Theile fol- 
chenfalls ein ihre befonderen Verhältnifie und Interefien darlegen⸗ 
des befonderes Votum oder Gutachten an die Krone gelangen zu 
Infien. Im dringenden Falle gereicht die Uebung dieſes Rechtes je- 
denfalls ſchon zur Beruhigung des Gewiſſens der. einzelnen Abgeord⸗ 
neten, gegenüber den Provinzen und Ständen, weiche fie hierher ge⸗ 
ſandt haben, um bier im Sinne ihrer Kommittenten zu handeln. Be⸗ 
trachten wir übrigens dieſes Recht der Sonderung näher und un⸗ 
befangen, was ift es weiter, ald dasjenige, welches durch 8. 16 
des Gefehes vom 3. Zebruar d. J. bei Begutachtung ‚eines Geſetz⸗ 
Entwurfes oder fonftiger Allerhöchſten Propofition jeder mehr als 
ein Drittheil der Stimmen enthaltenden Minerität beigelegt worden? 

Meine Herren! Als Freund — wie ich mich glaube: mehrfach 
ausgefprochen zu haben — des ruhigen und gemeſſenen Fortſchrei⸗ 
tens in der Entwidelung unferer ftändifchen Inſtitutionen, glaube 
ich, Sie auch vor jedem Eilichritt warnen zu müſſen. Bitten wir 
nicht zu viel! Bitten und beantragen wir nichts, wozu ein beim: 
gendes Bebürfnig nicht vorliegt! Wir haben feine Veranlaſſung, 
die Bitte zu erheben, die hier beantragt iftz fie ift in feiner Bezie⸗ 
bung durch das Ergebniß- unferer feitherigen Verhandlungen gerecht⸗ 
fertigt. Wir haben ohnehin fo manche Anträge zu ftellen, deren Er⸗ 


fülung und mehr am Kerzen liegen muß, für die ich mich ſeſlbſt 


auf das lebendigſte intereffire; halten wir unfere Kräfte. zuſammen 
für dieſe. 
(Bravo!) 
Ich ſtimme daher für das Gutachten der Maäjorität in ber 
Abtheilung: 
daß dem Antrage auf Aufhebung des $. 17 der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar d. J., betreffend die Sonderung in Theile, feine Folge zu geben fei. 
Abg. Küpter: Ich beirete dieſen Platz, um meine volle Zu⸗ 
ſtimmung zu dem Antrage des verehrlichen Mitgliedes aus der 
Rhein⸗Provinz und zu dem entſprechenden Autrage der Minderzahl 
der Abtheilung auszudrücken. 
Meiner innigſten Ueberzeugung nach, verbanft Preußen feinen 
Wachsthum und feine heutige Macht weientlih dem Feſthalten feis 
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ner Regierung an einem Syſtem von Gentralifation. Da ich aber 
mit den Grundfägen dieſes Syſtems das Beſtehen eines Rechte zur 
Sonderung in Theile in der centralftändiichen Verſammlung des 
Reichs nicht in Einklang zu bringen vermag, fo halte ich es fir 
meine Pflicht, unbeningt gegen jede Itio in partes zu ſtimmen. 
Abg. Frhr. son Filien: Ich muß mich ebenfalls gegen ven 
Antrag des Herrn Antragflellers und für den Antrag der Abthei⸗ 


lung erklaͤren. Ich halte die Itio in partes auch auf dem Ber ⸗ 


einigten Lanbiage für fo lange für nothwendig und folgereht, ale 
bier eine fänbifche Gliederung flatifindet und als der Landtag aus 
ben Bereinigten Provinzial» Ständen befteht. Außer dieſer Konfes 
quenz finde ich aber auch in der Sache hinreichende Gründe, um 
bie Itio in partes als nothwendig anzuerfennen. Ich glaube naͤm⸗ 
lich, mit der Minorität der Abtheilung für den Bereinigten Land⸗ 
tag das Bertrauen in Anfpruch nehmen zu müflen, daß er die be- 
fonderen Interefien einzelner Provinzen und Stände, nach vorheris 
ger gruͤndlicher Erörterung, fo weit als zuläffig, pflichtmaäßig beräd- 
fichligen wird. Allein bei der Verfchievenheit der Sitten und Ge⸗ 
braͤuche, der Geſetzgebung und Berfaffung in den verfchiedenen Pro- 
vinzen, welche hier vertreten werben, ‚Tann es nur zu leicht kommen; 
Daß nur eben, weil die nöthige Kenntniß der Verhältnifie mangelt, 
irgend eine Provinz in ihren Interefien verlegt wird. Und ich frage 
She, meine Herren, wie wollen wir, ohne den Rechtsboden zu ver- 
infien, ohne deu Grundſatz: suum cuique, zu verlehen, derjenigen 
Brovinz, die ſich verlept glaubt, den Weg der Beſchwerde an Se. Mas 
jeſtaͤt Den König beſchraͤnken? Endlich Tann ich midy auch mit dem Herrn 
Antragsteller nicht einverſtanden erklären, wenn er ver Anſicht ift, daß die 
Inſtitution des Bereinigten Landtages der Gefahr ausgeſetzt werde, 
unter Beibehaltung der Itio in partes ftatt der Geſammt⸗Inlereſſen 
Bartifular » Intereflen zu vertreten. Ich glaube gerade umgelehrt: 
der Umſiand, daß Diejenigen Provinzen, welche durch einen Beſchluß 
der übrigen Provinzen in ihrem Rechte verleht werden, fich beſchwe⸗ 
rend an Se. Majeflät ven König wenden koͤnnen, wird bie übrigen 
Provinzen mitabhalten, ihre Einzels Interefien zu verfolgen. Aus 
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allen biefen Gründen muß ich mich dagegen erfläuen, jeßt ſchon bie 
Aufhebung der Itio in partes bei Sr. Majeftät zu beantragen. 
Abg. Graf su Enlenburg: Meine Herren! Wenn ich ed un- 
ternebme, gegen bie ‚Petition zu fpeechen, fo -gefchieht es im ber 
vollen Ueberzeugung, daß in der hohen Verfammiung ein geiftiger 
Unterfdjied der einzelnen Stände nicht exiſtitt, eben fo wenig, als 
in irgend einer anderen ftänbifchen Berfunmiung; ferner in dem uns 
bedingten Glauben an vie Unmöglichkeit, daß einer ber Stände jemals, 
fei es abfichtslos oder abfichtlic), gegen das Interefie eines anderen 
Stanbes auftreten fönnte.. Diefe Heberzeugung durchdringt mich, durch⸗ 
dringt Sie Alle. Ich habe dies fagen müfſſen der hohen Ritterfihaft, 
der hohen Verſammlung gegenüber, um ihr andy: ven entfernieflen 
Argwohn zu nehmen, als hätte ich .in meine Worte auch nur einen 
Scyitten des Gedankens legen wollen, es fei bie Ritterfchaft. im 
Stande, ihre numerifihe Meberzahl benutzen zu wollen, um den anderen 
beiden Ständen zu nahe zu treten. Weſſen ich mich nicht zeihen kann, 
befien zeihe ich auch nicht meinen Mitfund. Darum halte ich dies 
für unmöglich. Ich trete vor Sie hin, meine Herren, nicht, um. mein 
Imtereſſe oder das Intereſſe der Ritterfchaft zu wahren, fondern ich 
babe bei meinen Morten vorzugäweife. das Intereſſe der beiden au⸗ 
deren Stände im Auge gehabt. Sie werden fragen, was mich das 
angeht?! — Wohl geht mich das etwas an, meine Herren, denn ich 
betrachte mich hier nicht als Abgeoroneter der Ritterfchaft allein; fon- 
deen ich. maße mir an, bier auch das Intereſſe der Städte und 
Landgemeinden des Kreifed mit zu vertreten, deſſen Lanbrath..ich bin, 
and der mir darum and Herz gemachfen ift. . Das ift der Standpunkt 
yon dem aus ich bier ſpreche, und fo Bitte ich, meine. Worte zu bis 
urtheilen. Indem ich auf Die Sadje felbit eingehe, betrachte. ich zu⸗ 
voͤrderſt den geſetzlichen Standpunlt in Vezlehung auf bie Frage über 
die Itio in partes. 

Wenn ‚wir bie Gliederungen unſerer fäntifchen Corporationen 
wenn wie die Anordnungen prüfen, durch welche dieſe ind Leben 
gerufen find, fo: finden wir durch alle dieſe Geſeze das Recht, in 
Theile uns zu fondern, als ein durchgehendes Prinzip: Um Ihre 
Geduld nicht zu ſehr auf die Probe zu ftellen, beichränfe ich mich 
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darauf, auf das Geſetz vom 22. Juni 1842 aufmerkſam zu machen, 
wonach es den Kreisſtänden nachgegeben iſt, Ausgaben zu beſchließen. 
Um Ende dieſes Geſetzes iſt vorzugsweiſe prägnant und Mar bie 
Beſtimmung Aber die Sonderung in Theile ausgeprägt, und nun 
frage ich die hochgeehrten Abgeorbneten der Städte und Landge⸗ 
meinden, welche gleidjgeitig Abgeorpnete für Kreistage fein möchten, 
ob fe wohl von dieſer Beſtimmung ein Titelhen ablaffen möchten. 
Ich glaube nicht. Ih glaube, Sie können es nicht, denn nad) meiner 
Ueberzeugung giebt dieſe Beſtimmung ihren Sntereflen einen bei 
weiten größeren Schutz, als fe jemals auch ſelbſt von der ausge: 
dehnteften Vermehrung einer Vertretung, fei es in welchem Stande 
e6 wolle, zu erwarten haben würden. So wie aber die Kreiötage und 
andere fländifche Corporationen gegliedert find, fo analog if andy 
Diele Berfammiung zufammengefest, d. h., die Stände find, mit 
Ausnahme einer hochgeehrten Provinz, numeriſch nicht gleih. “Darvanf 
fiße ih. Ich komme hiernach zu dem Schlufle, daß ein Rechtsprin⸗ 
zip, ein durch ſämmtliche ftändifche Belege hindurchgehendes Rechts⸗ 
prinzip, wie ich die Sonderuug in Theile erfennen muß, für einen 
Dheil dieſer Befebgebung, nach meiner Anficht, unmöglich aufgehoben 
werden kann, und hierin muß ic) dem geachteten ‘Betenten enigegen- 
teeten. Doch, auch von ber anderen Seite betrachtet, dürfen wir die 
Rio in partes nicht aufgeben, fo lange wir nad; Ständen geglichert 
ſind. Mögen wir noch fo liberal gegen einander gefonnen fein, 
mögen wir eine auch noch fo große Hingebung gegen einander Dos 
kumentiren, mögen wir auch noch fo oft uns den Bruberkuß reichen, 
fo bleiben unfere Interefien, unter gewiflen Bedingungen, doch immer 
getrennt; und fo lange dieſe Trennung‘ befteht, müflen wir wilnfchen, 
daß das Sefeh in Kraft bleibt, das und einen Schu für dieſe In; 
terefſen verteiht, die möglicher MWeife doch einmal bedroht fein könnten. 
Wir müflen e8 wünfden, weil wie nicht uns vertreten, weil wie 
gewiſſermaßen nicht ſelbſtſruͤndig find, ſondern weil wir nichts weiter 
als Vertreter find, naͤmlich Vertreter der Staͤnde, die zuſammen ein 
Ganzes bilben. Ich frage Sie, ob dieſes Ganze einſtens nicht 
kommen und uns in Bas Ohr donnern kann: Varno! Varuo! wo 
farm meine Legionen! — Den Schutz gegen die, wem auch noch fo 
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entfernt, mögliche Ladirung dieſer verſchiedenen Intereſſen erblicke ich 
allein in dem Recht der Itio in partes, und dies führt mich ſofort 
auf die Wirkungen dieſes Rechts. Dieſe erblichke ich. in folgeuden 
mei Punkten. Ich glaube nämlich, die Itio in partes ſchafft uns 
einmal ein größeres Zutrauen in uns felbſt, d. h. wir fühlen über 
uns ein ſchützendes Dach und ſind darum nicht ſo ängſtlich auf die 
Interefien eines einzelnen Standes bedacht. Es giebt ums ferner 
das Gefühl der Sicherheit und freien Bewegung und endlich Drittens 
eine größere Behutfamfeit in Faſſung unferer Beſchlüſſe. In Folge 
diefer drei Wirfungen Tomme ich zu dem Schluß, daß die Itio in 

partes nicht das Schredbilb if, das man hineinzulegen fiheint. Ich 
Bimme daher. mit der Majorität des Ausfchufles und gegen den An⸗ 
trag des Petenten. 

Abg. Freiherr von Mantenſtel J.: Meine Herren! Nach dem, 
was von dieſer Stelle aus über den Gegenſtand bereits geſagt wor: 
ben ift, befchränfe ich mich auf wenige Bemerkungen, die ſich eng 
aufchließen an den Antrag ſelbſt. Ich frage: was will der Antrag, 
der gerichtet if, die Itio in partes aufzuheben? Sch ‚glaube mich 
nicht zu ircen, wenn ich annehme, daß die Bedeutung des Antrages 
die ift, die Verſammlung foll dadurch erklären, daß fie eine unge 
theilte, eine einheitliche fei._ Mit der Abſicht des Antrages bin ich 
vollkommen einverftanden. Ich glaube, Die Verſammlung fühlt ſich 
als eine einige, und ich theile Diefes Gefühl. Wenn id; aber weiter 
frage: wie foll dieſer Zwed erreicht werben, fo kann ich mich mit 
dem beantragten Mittel nicht einverftanden erklären. Der. Autrag iſt 
mir nämlich zu allgemein. Es ſoll durch die jetzige Abflimmung ver 
Wunſch ausgefprochen werben, für alle Zeiten vie Itio in partes 
abzufchneiden. Allein ich glaube, wir präjubiziren dadurch die Bes 
ſchlußnahme in fpäteren einzelnen Fällen. Ich glaube, wenn wirklich 
einmal bie Intereſſen einer Provinz berührt fein follten, fo Bat es 
einen hohen Werth, wenn die Provinz, obgleich fie dad Recht bat, 
in eine Sonderung zu gehen, es dennoch nicht thut. Sollie nicht 
ein Antrag des Landtages, welcher zu Stande kommt ohne eine ſolche 
Sonderung, obgleich fie geftellt if, mehr Gewicht haben, al& wenn 
letztere unterbleibt, hlos aus. dem Grunde, weil fie sin für allemal 





— 7 — 


verboten iſtz und trauen wir uns und unſern Nachfolgern nicht die 
Kraft und den Muth zu, den einheitlichen Sinn, der uns belebt, 
in ‚jedem Einzelfalle zu bewähren? Ich thue es nicht, und aus die 
fem Geſichtopunkt möchte ich dem Antrag, mit deſſen Tendenz ich 
Abeigens einverfinuden bin, entgegentreten. 

Ä (Es wird vielfeitig um Abſtimmung gerufen.) 
Abg. son Pecerath: Die Verſammlung wird mir geftatten, ri⸗ 
nige Worte zur Bertheivigung meines Antrages zu fügen. Ich habe 
zunaͤchſt meine Befriedigung darüber ausmbrüden, daß die Ten- 
denz des Antrages, der Gtundſatz, auf dem er beruht, von ben 
meiſten Herren Rednern nicht nur, fondern auch von dem Herrn Mi- 
niſter anerfannt worden if. Es fommt alfo nur darauf an, biefeim 
Grundſatze auch Geltung zu verfchaffen. Es hieße den Geift, ven 
dieſe Verſammlung fchon fo vielfacdy zu erfennen gegeben hat, ver- 
fennen, wenn ich mir noch. die Mühe geben wollte, darzuthun, 
daß die Stants-Einheit eine der Grundlagen der Staats- Wohlfahrt ift. 
Es ift ferner überflüffig, darauf hinzuweifen, daß die Grundlage ver 
Staats⸗Einheit weſentlich in dieſer Verfammlung zu fuchen iſt. Wür⸗ 
Den Sie es aber in irgend einem Falle für zweckmaͤßig erachten, eine 
foiche Grundlage zu legen, von der unter Umftänden immer wieber 
ein Theil ſich treunen könnte, fo daß dadurch das ganze &ebäube, 
weiches darauf errichtet ift, in ein unficheres Schwanfen geriethe? 
Wohlan, meine Herren, ein ſolches Verhältniß liegt uus hier vor. 
Man hat gefagt, daß, wenn die Verſammlung eine unauflösliche Ein⸗ 
beit bilden ‚würde, dadurch für eimelne Theile derſelben eine Gefahr, 
Die Gefahr der Rechtsverletzung, entftehen könnte. Sch muß zumächſt 
Darauf hinweifen, wie mir der Fall nicht denkbar ift, daß Das Nedyt 
irgend eines Standes, irgend einer einzelnen Provinz von biefer 
Berfummiung. verlegt werben könnte. Das würde über den ihr 
angewiefenen Wirkungskreis völlig hinausgehen. Es heißt auch in 
dem Baragrapben, um den es ſich hier handelt: „Hält bei einem 
Segenſtande, in. Hinficht defien die Intereffen ver verfchlevenen 
Stände: oder. Provinzen gegen einander gefchieden find, ein Stand 
oder eine Provinz buch einen nad $. 16 zu Stande gekommenen 
Beſchiuß ſich verlegt u. ſ. w.“ Es iſt alfo nicht von einem Rechte 
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die Rede, ſondern nur von einem Intereſſe. Den Fall einer 
Rechtsverletzung hat der Geſetzgeber nicht vorgeſehen und auch vor⸗ 
zuſehen feine Weranlaffung gehabt. Nun frage ich Sie aber, meine 
Herren, wenn in unferer Mitte nad) vollſtändiger grünblicder Er⸗ 
örterung der verfchiedenen Jutereſſen ſich eine beflimmte Meinung, 
ein beitimmter Beſchluß darüber herausftellt, welches Intereſſe von 
dem Stanbpunfte der Gefammtheit aus das überwiegende iſt, wie 
it, wenn alsdann dem unterliegenden Theile noch Vie rechtliche. Mög: 
lichkeit gegeben ift, gegen dieſen Beſchluß zu proteftiren, wie iſt Dann 
überhaupt die Feftitelung des Gefammtinterefies denkbar? Hebt 
dean nicht immer der Proteit der Mingeität gegen den Beſchluß der 
Majorität den letzteren moralifch auf? ſchwächt er ihn wicht immer 
fo, daß dadurch die Regierung, der es doch bei Bildung. des cen- 
tralſtaͤndiſchen Organs darum zu thun war, zu erfahren, weiches 
denn eigentlich das Lanvesinterefie ift, in die üble Lunge kommt, «+6 
nun dennod nicht zu wiflen? Auch in bem Falle, der vorhin be 
fprochen worden ift, und ber ſich im Referate erwähnt findet, wo 
es fih um Bewilligung von Steuern oder Anleihen handelt, auch 
in dem Falle entfteht dieſe mißliche Lage. Ich will nicht fagen, 
daß der Beichluß, den die Stänpeverfammlung hinficktiih einer 
Staatsanleihe oder neuer Steuern faßt, durch ven Proteft ver Mi— 
norität aufgehoben werde, er wird aber mindeſtens Dadurch geſchwaͤcht 
dee Broteft wird in einem Augenblide, wo es darauf: ankommt, daß 
ſich das Land, die Vertretung des Landes, einig zeigt, dieſe Einig⸗ 
keit ftören, er wird fie aufheben und einen Zwiefpalt in bie Ver⸗ 
dammlung, in das Land hineinbringen. Ich erlaube mir noch anf 
die Garantie hinzuweifen, die außer dem Geifte der: Verſammung, 
außer dem Geiſte der Gerechtigkeit, den wir immer in einer preupi⸗ 
ſchen Landesvertretung vorausfegen müſſen, die Verfaſſung barbieiet. 
Wir haben zunächſt, wie ich auch in meinem Antrage geſagt habe, 
zum ‚Schub, zur Pflege des proninzialftändifchen Lebens, die Pro⸗ 
vinzial⸗Stãnde. Sie find ganz an ihrer Stelle, wenn fie bie indi⸗ 
viduellen Intereffen der Provinzen mit Nachdruck vertreten. Bär 
haben ferner die verfafiungsmäßige Beftimmung, daß der Beſchluß 
der einen Kurie erſt dann an den Thron gelangt, wenn er. andy. in 
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dee anderen Kurie Zuſtimmung gefunden hat, Wir haben alfo hier 
vie DBürgfchaft, daß immer nur ein von verfchiebenen Stanbipund; 
ten aus wohlerwogener Ausfpruch zur Reuntnig, zur Entſcheidung 
der Krone gelangt. Wir. haben ferner in vieler. über allen Par⸗ 
teien ſtehenden Extfcheibing eine Bürgſchaft dafür, daß ſteto nur 
das Geſammtintereſſe im Lande Geltung erlangen wird. Mei 
Herren! Wenn: für einzelne Landestheile Gefahr darin läge, bie 
Itiö in partes. aufgaheben, fo würbe fie wahrlich nicht ven der 
Mbein-Brovinz ans. beantragt. werden. 

Sie wien, weid einen befonderen Werth die Rhein: Provinz 
auf. ihre Inſtitutionen legt. Diefe Inſtitutivnen haben feit eimem 
halben Jahrhundert fegensreich bei und gewirkt, und wir rechnen fle 
zu denjenigen Gütern, von denen meulih auf diefer Stelle geſagt 
wurde, daß wir fie ungefchmälert auf ımfere Kinder zu vererben hof- 
fen. Wir halten unfere Inftitutionen hoch, aber wir halten auch bie 
Einfiht unjerer Mitbürger in ben anderen Provinzen hoch. Wir 
haben das Vertrauen, daß Die großen Prinzipien der rheinifchen Ge⸗ 
feggebung. in dieſem Saale nie geführbet werben, wir haben das 
Bertzauen, daß hier bei unferen Berhandlungen in gegenfeitigem 
eben und Nehmen Fein Theil verlieren, fondern alle nur gewinnen 
können. Es ift von einem verehrten Redner behanptet worden, daß 
das Prinzip der ſtaͤndifchen Gliederung die. Aufrechthaltung der Svn⸗ 
derung in Theile auch in dieſer Verſammlung erforderte. Es iſt mir 
das nicht klar geworden; es iſt mir nicht klar geworden, wie der in 
der Geſetzgebung ſelbſt ausgeſprochene Begriff, daß die ſtändiſche 
Verſammlung eine Einheit bilde, wenn er konſequent durchgeführt 
wird, irgendwie in Widerſpruch ſtehe mit dieſer Gliederung, Die ja 
vollſtaͤndig erhalten werden fol. Wenn man aber dieſer ſtaͤndiſchen 
Gliederung eine ſolche Ausdehnung geben will, daß fie eine Größe 
bildet, voor dee jebe andere Größe, ſelbſt die. Einheit der ganzen 
Landesvertretung, zurückweichen muß, banm glaube ich, daß wir .auf 
dem Wege uns befinden, den ein anderer Rebner, ein Mitglied ber 
fächfifchen Ritterfchaft, in dem von mir gemachten Antrage zu erken⸗ 
nen glaubt. Diefes geehrte Mitglied nennt fi einen Freund der 
subigen, frieblidyen Entwickelung. Würde aber das zu einer ruhigen 


and friedlichen Entwickelung führen, wenn. bie einander enigegenge- 
festen Intereffen niemals, durch Fein Organ eine Ausgleichung, eine 
Bermittehing finden könnten, wenn Die Sonderheiten im Lande, weldye 
an ihrer Stelle allerdings auch ihre Berechtigung haben, nicht auf 
einem höheren ‚Gebiete fi) ausglichen, ja, wenn ſie ſich auch ba 
Geltung verfchaffen könnten, wo Einigung das höchfie Ziel if! Sie 
haben, meine Herren, zu oft ſchon ihre Sympathieen für bie Cin⸗ 
heit ded Staats und diefer Verſammlung ausgefprochen, als daß ich es 
nicht für anmaßend erachten müßte, wen id) fie irgend noch in Ihmen - 
zu erweden fuchen follte. Ich vertraue, daß dieſe Verkunmlung nicht 


bie Abficht Hat, fi in dem betreffenden Paragraphen die Waffe zu 


bewahren, mit der fie gelegentlich ſich felbft zerfleifchen könnte. — 
Ich hoffe, daß fie durch Annahme meines Antrags fi zu einer 
nnauflödlihen, von Vaterlandoliebe getragenen Einheit erheben 
wird! 
Kanbtege- Mioſchal: Der Wunſch auf Abſtimmung iR fo allge⸗ 

mein laut geworden, daß wir zu derſelben übergehen werden. 

Sandtegs-Aommiffer: Es iſt von dem geehrten Herrn Referen⸗ 
ten angeführt worden, daß eine ſolche Itio in partes allemal als 
ein ſehr beflagenswerther Umſtand zu betrachten fei. Um ja nicht 
über dasjenige mißverftanden zu werden, was ich in Beriehung auf 
die Gründe angeführt habe, weldye die Regierung vermodyten, das 
Juſtitut der Itio in partes auch in Die Geſetzgebung vom 3. Februar 
gu übernehmen, erklaͤre ich, daß ich in dieſem Punkte dem Herrn 
Referenten völlig beiftiinme. Ich wünſche, daß die Itio in partes 
An dieſem Saale oder in dem Saale, welcher künftig Ihrer Verſamm⸗ 
lung dienen wird, ſo ſelten als möglich vorkommen möge, ich wuͤn⸗ 
ſche, daß der Fall nicht eintreten möge, wo ein Stand oder eine 
Provinz ſich verletzt fühle, ich wünfche, daß, wenn dennoch ein ſol⸗ 
cher Fall vorkommt, der Stand oder die Provinz kleine Verletzungen 
überſehe, um nicht durch die Itio in partes eine Spaltung des Land⸗ 
tags zu bekunden, aber ich wuͤnſche auch Ihnen das Recht erhalten 
zu ſchen, im äußerſten Falle dennoch ihre Intereſſen zu wahren. 
(Allgemeiner Ruf nach Abſtimmung.) 

ſardugeMaſqel: Ich muß zuerſt fragen, ob die hohe Ber- 
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fammlung den Schluß ber Debatte wünſcht? Diejenigen, welche dies 
wünfchen, bitte ich, aufzuftehen. 
(Die Frage wird faft einftimmig bejaht.) 

Ich könnte jet einfach die Frage dahin flellen, ob der Antrag 
bed Gutachtens der Abtheilung angenommen werden folle. Indeſſen 
hat es ſich ſchon oft gezeigt, daß eine foldhe Art der Frageftellung 
nicht recht verftanden worden ift. Ich halte es für beffer, die Frage 
ausführlicher zu ftelfen, und werbe fie fo formuliren: Sol Se. Ma- 
jeftät der König allerunterthänigft gebeten werben, die gefebliche Be⸗ 
Rimmung über Sonderung in. Theile für den Vereinigten Landtag 
aufzuheben? Diejenigen, welche für Beiahung der Frage find, bitte 
ich, aufzuftehen. o 

(E8 ergiebt fid) feine Majorität.) 
‚ Wir fommen nun zu dem Outachten ber fünften Abtheilung, 
betreffend die Petitionen der Herren Abgeordneten Wächter, Schlen- 
ther und Denzin, wegen Abänderung der beſtehenden Borfchriften 
über die Erſtattungspflicht der Mandatarien» Gebühren in Civilpro⸗ 
zefien bei Objekten unter 200 Thalern. Der Herr Abgeordnete 
von Werdeck ift Referent in dieſer Sache, und bitte ich ihn, den 
Bortrag darüber zu halten. 
Referent von Werdech: Das Gutachten Tautet folgendermaßen: 


Gutachten 
der 
fünften motheitung der Kurie der brei Stände des erfien Dereis 
nigten Landtags, 
betreffend 
die Petitionen der Abgeordneten Wächter, Schlenther und Dens 
zin, wegen Abänderung ber beftehenden Borfhriften über die Er- 
Rattungspflit der Mandatarien- Gebühren in EivilsPBrozeffen 
bei Objelten unter 200 Thalern. 


In der Gebähren.Tare für Juſtiz-Kommiſſarien vom 23. Yuguft 1815, Ab⸗ 
femitt I. Anmerkung 2, ift vorgeſchrieben, daß Partheien in Sachen, welche zur 
erfien, zweiten ober britten Kolonne (bei Objelten bis zu 200 Thalern) gehören, 
wenn fie fich der Hülfe eine Juſtiz-Kommiſſarius ohne Noth bedient haben, beren 
Gebühren nicht erftattet verlangen fönnen. 

Die Betenten halten dies im Allgemeinen nicht für gerechtfertigt, einen An⸗ 
trag anf. Ohufebung der Beſtimmung aber um deshalb auch für nothwendig, weil 

V. 6 


durch Annahme der Berhantlunge-Marime im jedigen Prozeß Verfahren und durch 

Einführung von Schriftfägen die Zuziehung von Jufliz- Rommiflarien zw einer 

unabweislichen Nothiwendigfeit geworben fei. 

Der Abgeorbnete Wächter formulirt feinen Antrag dahin: 

. auf das fchleunigfte ein Gefeh zu erlaffen, wodurch die hier befannte Borfchrift 
aufgehoben und die Zuziehung von Iuftiz-Kommiffarien ohne Auſchung des 
Dbjelts des Rechtsſtreits völlig frei gegeben wird. 

Der Abgeordnete Schlenther begehrt dagegen: 

die Aufhebung der gedachten Beftimmung und Ginführung einer unbefchränften 
GErftättungs- Verbindlichkeit in Betreff der Mandatarien- Gebühren zum Veſten 
der im Prozeſſe obfiegenden Partei. 

Durch den Kommiflarins des Königlichen Juſtiz⸗Miniſteriums if der Atfeis 
lung die Mittheilung gemacht, daß die ans dem beſteherder MBerhältuifle hervor⸗ 
gehenden Wiberfprüche bereits die Aufmerffamfeit der Verwaltung auf ſich gezo⸗ 
gen haben und von berfelber auch gegenwärtig dem Staatsrathe der Entwurf 
einer Verorbnung zur Berathung vorgelegt fei, welche von der Nothwendigkeit 
ausgeht, Iufliz- Kommiffarien bei dem gegenwärtigen Prozeß⸗Verfahren auch bei 
Gegenftänden unter 200. Thalern zuzuzichen. 

In verfelben ift deshalb eine allgemeine Erkatiungs- Berbimplichkeit in Ans 
fehung der Mandatarien- Gebühren Seitens des unterliegenden Gegners mit Eins 
ſchluß der drei erften Kolounen der Gebühren-Tare in Ausficht genommen. 

Da fomit ven Wünfchen der Antragfteller Seitens der Staats-Regierung bes 
gegnet wird, fo Tiegt Feine Veranlaſſung vor, an letztere einen beſonderen Antrag 
gelangen zu laſſen. Die Abtheilung Hält einflimmig bafür, daß der Autrag auf 
fich beruhen koͤnne. 

Berlin, den 10. Mai 1847. 

Die fünfte Abtheilung der Kurie der drei Stände. 
von Bodelfhwingh. von Sauden. Freiherr von 
Nordeck. Grafvon Galen. Ziemßen. von Schmidt. 
von Wedell. Neumann. Plange. Schult. 
Potworowoki. Marx. Przygordzki. Thomas. 
Jordan. von Gaffron. Bertram. von Werdeck. 


Sandtags- Marfhall: Es fragt fi), ob diefer Antrag bier im 
der Verſammlung die erforderliche Unterſtützung findet? 

Er bat nicht Hinreichende Unterſtügung gefunden und kann 
daher nicht zur Berathung geftellt werben. 

Sandtags - Marſchall: Das jet zur Berathung kommende Gut- 
achten betrifft den Antrag des Herrn Abgeordneten Dittrich, die 
Eidesnormen und Berminderung der gerichtlichen Eide betreffend. 


Herr Juſtiz⸗Kommiſſar Plange ift Referent in biefer Angelegenheit. 





Weferent Plauge: Das Gutachten Inutet, wie folgt: 
& stadten 
der 
fünften Abtheilung der Rurie der drei Stände des erfien Verei⸗ 
wigten Landtags 
den Autrag des Abgeorbneten Dittri, die Bidesnormen und 
Berminderung der gerichtlichen Bide betreffen». 
Zu ur vorliegenden Petition If 
1. Der Antrag auf Binführung einer gleichartigen Cidesformel zwiſchen ben 
Eiden der evangelifchen und Fatholifchen Blaubensgenofien gefellt: 

indem folche bei den Evangelifchen mit den Worten; 

„Go wahre mir Gott helſe durch Jefum Chriſtum zur ewigen 
Seeligkeit. Amer” — 

ſchließt, und bei den Katholiken mit den Worten: 

„So wahr mir Bott Helfe nnd fein heiliges Evangelium. Amen.‘ 
Die unterzeichnete Abtheilung hat fich einftimmig gegen diefen Antrag aus: 
geſprochen. 

Sie ging bei ihrer Begutachtung von dem Grunde ans, daß ſich an 
der katholiſchen Cidesformel, die durch das kanoniſche Necht beflimmt fei, 
gerade weil der Gin wicht bios ein bürgerlicher Mt, ohne Zuſtimmuug ber 
Kirche — was ſchwerlich zu erwarten fein dürfte — nichts abändern lafle, 
unb daß eine Gleichſtellung nur Dadurch zu bewirken fein werbe, wenn für 
Die Gvangelifigen die Eidesformel der Katholiten angenommen werde, und 
deß, obgleich folder Aunahme fein Vedenken entgegeufüchen möge, ſich bod 
Ks jeht nor lein Webirfeiß für dieſe Gleichſtelluug Fundgegeben habe und 
es nicht rathlich ſcheinen dürfe, in kirchlicher Angelegenheit ohne Roth eine 
inmiſchung gu machen, bie leicht Biverſpruch finden, auch Mißtrauen und 
Beſorgniſſe erweden Tönne, 

Der Antragſteller hat fi dieſer Anficht angefchloffen. 

Dar 
HM. Unteng geht anf Sinfpränfuug oder Verminderung gerichtlicher Eibe. 

Das Gutachten der Abtheilung gebt and) gegen biefen Antrag, wobei 
alle Mitgliever, mit Ausnahme eines, einftimmig waren, aber deſſenun⸗ 
geachtet ner Autragſteller bei feiner Intention behartte. 

Die Abtheilung if darin mit dem Antragſteller gang einverflanden, 
daß die gerichtlichen Cide moͤglichſt durch die Geſetze vermindert werben 
wochtan, fie hält aber einen Uintrag an bie Begierung bier nicht für geeigs 
net aber aothwendig, weil 

8) in dem Untznge beine fpeziellen Bälle beransgehoben worden, in wel⸗ 
hen die Wide wegfallen könnten, uud es fich für ben Angenblid nicht 
überfehen laſſe, wo bies gerade ohne Wechtsverlegung thunlich fei; 
and weil 
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b) ſeitens des Seren Kommiſſars ans dem Königlichen Juſtiz⸗Niniſterium 
die Erklärung ertheilt werve, daß die Gefebgebungs: Arbeiten in dieſer 
Materie bereits begonnen hätten, die durch die Anträge der fchlefiichen 
Provinzial⸗Stände und der General⸗Synode hervorgerufen feien. 

Beide Anträge werben demnach vorläufig auf fich beruhen fünnen. 
Berlin, den 8. Mai 1847. 
Die fünfte Abteilung der Kurte der drei Stände. (Berg. s. 82.) 


Sandtags- Marſchall: Es hat ſich auch hier die Abtheilung 
nicht für den Antrag ausgeſprochen. Ich frage: ob derſelbe in der 
hohen Verſammlung Unterſtützung findet? 

(Es erhebt ſich nicht die hinreichende Anzahl Mitglieder dafuͤr. 

Er kann alſo nicht zur Berathung kommen.) 


- Ein ferneres Gutachten betrifft den Antrag des Herrn Adgeorbneten 
Dittrich) auf baldige Emanirung des neuen Strafgeſetzbuchs. 


Referent Plange: 
Exrtract 
- 008 dem 
Proiotolt d. d. Berlin, den 8. Mai 1847, an Stelle des Gutach⸗ 
tens der fünften Abtheilung. 

III. Was den Antrag des Herrn Dittrich, auf baldige Emanirung des neuen 
Strafgeſetzbuchs anbetrifft, ſo glaubte die Verſammlung einen Beſchluß darüber 
"ganz von der Eröffnung der Krone Über den gegenwärtigen Stand dieſer Ange⸗ 
Iegenheit abhängig machen zu müflen. Der Herr Kommiflarius des Königlichen 
Iufize Minifteriums eröffnete verfelben demnaͤchſt, daß die Regierung feinen 
angelegentlicheren Wunſch habe, als dieſes Geſetzbuch fo bald ale möglid ers 
ſcheinen zu laffen, und es ftehe auch das baldige Erfcheinen deſſelben zu Hoffen. 
Nachdem dafielbe nämlich von ſämmtlichen Brovinzial-Landtagen begutachtet wors 
den, habe der Entwurf nad) den aufgeftellten Erinnerungen eine neue Umarbeitung 
erfahren und das einzige Hinderniß, weldes der Einführung bis jet flch ent⸗ 
gegengefellt, Tediglich in den Schwierigfeiten beftanden, welche in Folge mehrerer 
befonderen Erinnerungen eine fofortige Cinführung in die Rhrinprovinz hinderten. 
Ueber deren Befeitigung werde gegenwärtig mit Sachverfländigen von dorther 
unterhandelt, und es lafle fh die Hoffnung ausfprechen, daß alle dieſe Schwier 
rigfeiten in kurzem zu befeitigen fein würden. 

Hierdurch gelangte die Berfammlung zu der Weberzeugung, daß durchaus 
fein Bebürfniß vorhanden fei, eine fpezielle Bitte auf Cmanirung des neuen Straf⸗ 
geſetzbuchs an Se. Majeftät ven König zu richten, und erflärte ſich daher eins 
Rimmig gegen Befürwortung des baranf gerichteten Anfrage, 

‚ Berlin, den 11. Mai 1847. - 

Die fünfte Abtheilung ꝛc. (Bergl. . 2). 
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Sandtags- Marſchall: Don der Abtheilung ift diefer Antrag 
nicht befürwortet worden, es fragt fich demnach, che er zur Bera⸗ 
thung geſtellt wird, ob fi) 24 Mitglieder dafür erklären? 
| (Er wird. hinreichend unterftüst.) 

Abg. Sehr. von Millius: Meine Herren, ich habe ums Wort 
gebeten, um ein Amendement zu dem von dem Herrn Abgeordneten 
Dittrich geftellten Antrage in Vorſchlag zu bringen. Dieſes Amen⸗ 
dement würde dahin lauten: 

Eine hohe Verſammlung wolle an Se. Majeſtät den König bie Bitte richten: 

Ge. Najeſtät geruße, zw verordnen, daß das Strafgefeßbuch in: feiner nenen 

Umarbeitung entweber dem jebt verfammelten oder dem nächflen Vereinigten 

Zandtage zur Berathung und Begutachtung vorgelegt, jedenfalls eine anges 

meflene Zeit vor diefer Borlage veröffentlicht werde. 


Ich erlaube mir, in Kürze die Gelichispunfte anzubeuten, von 
denen aus ich Unterflügung für dieſes Amenvement im Intereſſe der 
Provinz und, ich glaube fagen zu können, des Reiches mir erbitte. 
Es ift Schon oft gejagt worden und ich wieverhole es, daß ein Ver⸗ 
ftändniß zwifchen der Krone und dem Lande gerade der größte Zweck 
it, den wir zu erflreben haben. Bon dieſem Zwecke ausgehend, 
habe ich das Amendement geftellt, denn ich habe um eine große und 
öffentliche Diskuſſion eines ber wichtigften und umfangreichften Ge⸗ 
fege gebeten, die in ven letzten Jahren ver gefeßgeberifchen Thätig- 
feit des Staats zu Grunde gelegen haben. Es ift oft ausgeſpro⸗ 
chen worden, daß auch die Vernichtung von Mißverftänpnifien jeder 
Art zu gleicher Zeit von und immer erftrebt werden muͤſſe; daß 
aber Mißverflännnifie gerade da, wo es fi) um die Gefebgebung 
handelt, ſtörend fich feftfeben Fönnen zwifchen die Krone und Das 
Land und dort flörend wirken werben, das, glaube ich, beweift ge- 
rade die Gefchichte dieſer Strafgefeggebung in der Rhein« Provinz. 
Es ift oft von den rheiniſchen Inftitutionen die Rede gewefen, felbft 
heute noch, bei mehreren Beranlafiungen. Ich glaube auch dieſe 
Inſtitutionen bezeichnen zu müflen in einer allgemeineren Weife, als 
ed von manchem der geehrten Redner gefchehen iſt. Diefen rheini- 
ſchen Inflitutionen liegen große Prinzipien der Gefebgebung zum 
Grunde. Zuerft liegt ihnen zum Grunde das unbebingte Streben 
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nach der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Geſetze, dann liegt 
ihnen zum Grunde die ſelbſtſtaͤndige Entwickelung eines Staatsbür⸗ 
gerthums, eine Entwickelung zu ſelbſtftaͤndiger Geltung und Thaͤtig⸗ 
keit, abgeſehen von einem bevormundenden, die buͤrgerlichen Verhält⸗ 
niſſe regelnden und richtenden Weſen des Staats. 

Es find dieſe Prinzipien namentlich, welche in der Rheinpro⸗ 
vinz durch die gerichtlichen Inſtitutionen eine Garantie gefunden has 
ben, ſie ſind namentlich garantirt durch das Geſchwornengericht 
denn die Geſchwornengerichte führen den Bürger in das Bewußtfein 
zu dem im Staate lebendigen Rechte; pie Geſchwornengerichte füh- 
ren dazu, ein Volksrecht zu begründen im Gegenſatze zu einem Intiſten⸗ 
recht, indem fie die Volfögerichte bilden, deren Entfcheidungen in dem 
Bewußtſein der"Einzelnen haften und wurzeln. Gerade die Geſchwor⸗ 
nengerichte waren es, bie bei der Einführung des Gteafgefeubuches, 
"Segen welches ſich die Rheinprovinz ſo entſchieden und flirt erkitet 
bat, geſährdet waren. Das ift ein Sag, den Niemand beftreiten 
wied, ben ich als eine Thatſache hinſtelle, und gegen den ſich ſchwer⸗ 
lich eine Stimme erheben dürfte. Aber um uns vor ähnlichen Miß⸗ 
verftändaifien zu wahren, um vor ähnlichen Mißverſtändniſſen - bie 
Mäthe der Krone zu wahren, habe ich geglaubt, fiir diefes umfang: 
reiche und wichtige Gefeh eine öffentliche uud umſtaͤndliche Diðkuſ⸗ 
fivn von Ihrer Unterflügung erbiiten zu mäflen. Dies find vie all; 
Berteinen Geſichtspunkte, die mich vermocht haben, das Amendement 
zu ſtellen, und ich behalte mie vor, in eine nähere Entwwikelung ded⸗ 
ſelben einzugehen. 

Auudtago⸗ Marſchall: Das Amendement geht dahin, daß des 
wie Strafgeſetzbuch dem jetzigen oder naͤchſten Vereinigten Liriid⸗ 
age vorgelegt werde, und ich frage, ob die Verſammlung daffelbe 
unterfrutzt? | 
(E83 wird hinreichend unterfläßt.) 


Abg. von der Heydt: Meine Herren! Nach dem Geſetz über 

bie ſtändiſchen Ausſchüſſe vom Jahre 1842 ift im $. 3 beſtimmt: 
„Die Wirkſamkeit der Ausfchäffe fol vielmehr eintseten, wenn bie Anfichten 
der Landtage verfchiebener Provinzen über einen von ihnen derathenen Geſegtz⸗ 
Mut dvbeutend von einander abweichen, ober wenn in der weiteren Merk 
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thung ber Geſetze in den höheren Inſtanzen der Legislation neue Momente 
hervortreten und Wir es angemeſſen finden, durch ſtaͤndiſche Organe eine Aus⸗ 
gleichung der verſchiedenen Anfichten herbeizuführen.“ 


Der erſte Fall, der poſitive, in dem die Gutachten der Provin⸗ 
zen bedeutend von einander abweichen, iſt eingetreten. Es waren die 
Gutachten der Provinzial⸗Landtage über das Strafgeſetzbuch ſehr ab⸗ 
weichend, und nach dem Geſetze vom Jahre 1842 wirde alſo die 
Publication des Strafgeſetzbuches nicht zu erfolgen haben, ohne vor⸗ 
her die Ausgleichung, wie fie in dem Gefetz vom Jahre 1842 vor⸗ 
gefeben it, herbeizuführen. Mittlerweile aber ift Der Vereinigte 
Landtag ind Leben gerufen und das Recht des centralſtändiſchen Bei- 
raihs fomit auf den Dereinigten Landtag übergegangen. Damit 
ſcheint mie für den Vereinigten Landtag auch der Rechts⸗-Anſpruch 
bervorzugehen, daß das Strafgeſetzbuch ohne vorherigen Veirath des 
Bereinigten Landtags nicht publiziert werde. Aber abgefehen davon, 
ſcheint mie auch die Zweckmäßigkeit fehr dafür zu reden, denn zu kei⸗ 
wer Zeit ift Die Aufmerkſamfeit fo fehr, wie jet, auf die Strafge- 
feggebung hingerichtet geweien, gerade jetzt wird die Deffentlichkeit 
nnd Mundlichkeit des Kriminal- Verfahrens gefördert; fie ift in ber 
Hauptſtadt eingeführt, und vorhin haben wir ja gefehen, wie von 
allen Selten dieſe Deffentlicfeit und Mündlichkeit von den Provin⸗ 
gen, die ſie nicht gehabt haben, ohne daß bie Rhein⸗Provinz, weiche 
fie ſchon lange genießt, es Hat zu befürworten brauchen, gewünſcht 
worden if. Welche Erfolge wird die Einführung des öffentlichen 
Berfaheens haben? Gewiß dieſelben Erfolge, die fie in. der Rhein⸗ 
Bresinz gehabt hat. Es wird namentlich der Geiſt ber Geſetzge⸗ 
bung gen; in has Bolfsieben eindringen, das Interefle fiir die Ge⸗ 
fepgebung wird fich bedeutend gehoben ſehen; und wenn zu irgend 
einer Zeit, wird die Staͤnde⸗Verſummlung dann im Stande fein, 
ein gegründete® Gutachten über das Strafgeſetzbuch abgeben. Al⸗ 
lein, wird man einwenden Gönnen, dadurch ‚wird bie Publication et- 
was Yinausgefchoben. Aber, meine Herren, ift denn der Nachtheil 
Pp groß als ver Vortheil, der hervorgehen würde aus ‘der gemein- 
ſamen Beratäung bes Vereinigten Lanbiages? Ich glaube das nicht, 
weine Kern. 8 iſt auch ſchwierig, was ich zugeben will, vaß 


das Strafrecht in einer fo großen Verſammlung, wie diefe iſt, be- 
rathen werde; aber, meine Herren, mag es bier, wie früher bei 
den Provinzial-Landtagen der Fall war, geſchehen, dort wurbe vor 
der Berathung ein Ausfchuß einberufen, der vorher ſchon das Ges 
fe prüfte. Hier würde ich vorfchlagen, daß geraume Zeit vor Ein- 
berufung des Vereinigten Landtags Ausſchüſſe aus verfchierenen 
Provinzen fomponirt und gewählt zufammentreten, um. im. Beifein 
Königlicher Regierungs-Kommiffarien die Prüfung des Geſetzes vor⸗ 
zubereiten und fo dem naͤchſten Vereinigten Lanbtage ein. motivirte® 
Gutachten über das Strafrecht vorzulegen, weldyes die Diekuffion im 
diefer Berfammlung wefentlicdy erleichtern würden. Es ift noch ‚bes 
fonders in dem Gutachten die Rede davon, daß das Strafrecht jept 
noch mit rheinifchen Sachverfländigen berathen werde. Iſt die Ab⸗ 
fiht vorhanden, für die Rhein- Provinz ein befonveres Strafrecht 
einzuführen, fo kann ich für mein Theil diefen Wunſch nicht thei⸗ 
In. Ich wünfche die Zeit herannahen zu fehen, wo wir nur ges 
meinfame Geſetze in .unferem Baterlande haben, und ich glaube zu⸗ 
gleich, im Sinne meiner Kollegen und der Rhein: Provinz zu reden, 
wenn ich fage, daß ich nichts fürchte von ber Einführung eined Ges 
feßes, was von der Mehrheit dieſer Berfammlung als zwedimäßig 
anerkannt worden if. Etwas Iſolirtes kann Steiner wünfchen; ich 
wünfche, daß man nicht mehr von dem franzöfifchen. Rechte in ven 
Rheinlanden fpreche, wie es wohl vorkommt und noch heute geſchehen 
if. Wir wünfchen aud Feine franzöſiſchen Geſetze, aber deutſche. 
Das Berfahren und der Geift unferer Gefehgebung ift auch nicht 
feanzöfifchen, fondern, wie von einem frühern Redner richtig bemerkt 
iſt, deutfchen Urfprungs, und wir wünfchen gemeinfume Geſetze zu 
haben, wenn wir in dem Ball find, fie gemeinfam berathen zu Lönnen. 
Deshalb wünfche ich, Daß das Strafgeſetzbuch dem nächkten Bers 
einigten Landtage vorgelegt werde, und ich hoffe, daß Die hohe Ber 
fammlung fih in großer Mehrheit vafür ausfprechen werde. 
Sandtags- Asmmifer: Ich bitte um das Wort, nicht um mich 
für oder gegen den Antrag zu erflären, daß das neue Strafgefeh- 
buch noch einmal den Ständen und namentlih dem Bereinigten 
Landiage vorgelegt werde, fondern nur der Behnuptung enigegenge- 





treten, daß in dieſer Beziehung eine rechtliche Nothwendigkeit obs 
walte. Der Herr Antragfteller, ver fo eben gerebet, hat diefe Noth⸗ 
wenbigfeit aus zwei Gründen herleiten zu können geglaubt; einmal 
Daraus, daß in dieſem Kalle nad) der älteren Gefebgebung eine zweite 


Borlage an die Vereinigten Ausſchüͤſſe hätte erfolgen mäffen, und 


zweitens daraus, daß der Vereinigte Landtag der Erbe der Rechte 
der älteren Bereinigten Ausfchüfle fei. Beide Behauptungen glaube 
id; als irrig bezeichnen zu müflen. Die Vereinigten Ausfchäffe, wie 
fie. vor dem Gefeh vom 3. Februar beftanden, waren eine Inflitution, 
die Se. Majeftät geſchaffen hatten, um nad Ihrem Ermeffen 
denfelben diejenigen Gefebe, über welche nach Anhörung der Provin⸗ 
zial-Stände bedeutende Berfchiedenheiten der Anfichten obwalteten, 
zur Ausgleichung dieſer Verſchiedenheiten vorzulegen; aber in Feiner 
Gefehgebung wird eine Vorfchrift gefunden werben, wonach in einem 
folgen Falle die Vereinigten Ausfchüfle gehört werden müßten. 
Aus einer foldhen Annahme würde unmittelbar folgen, daß ziemlich 
wegen aller den Provinzial-Ständen vorgelegten allgemeinen Geſetze 
jedesmal noch einmal die Vereinigten Ausfchüffe hätten gehört wer- 
den müflen, weil der Hal kaum vorgefommen if, daß fich nicht we 
fentlich verſchiedene Anfichten bei der Begutachtung der Provinzial 
Landtage herausgeftellt hätten. Daß dem aber nicht fo fei, Darüber 
läßt Das Gefeh feinen Zweifel; es fagt: * | 

„Die Wirkſamkeit des Ausfchuffes foll vielmehr eintreten, wenn die Anſich⸗ 
ten der Landtage verfchiedener Provinzen über einen von ihnen berathenen Geſetz⸗ 
Eutwurf bedeutend von einander abweichen, ober wenn in ber weiteren Berathung 
der Geſetze in den höheren Inſtanzen der Legislation neue Momente Kervortreten 
und Bir es angemeflen finden, durch fländifche Organe eine Ausgleichung ber 
verſchiebdenen Anfichten herbeizuführen.‘ 

Alſo mußten die Divergenz der fländifchen Anftchten und der 
Allerhoͤchſte Wile Sr. Majeflät des Königs Tonfurriven, um bie 
Wirkſamkeit der Bereinigten Ausſchüſſe eintreten zu laſſen. Die 
zweite Behauptung, daß der Bereintgte Landtag auch der Erbe der 
Rechte der älteren Bereinigten Ausſchüſſe fei, ift auf nichts geſtuͤtt, 
deskub kann ich mich enthalten, diefelbe zu widerlegen. 

Abg. von der Heydt: Wenn ich zu der Meinung Beranlaf- 


fung gegeben haben follte, als glaube ich, daß der Vereinigte Lands 
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tag der Erbe der Vereinigten Ausfchüffe fei, fo würbe ich dies da⸗ 
bin berichtigen müflen, daß dies nicht in meiner Meinung und, meis 
nes Anſicht nach, auch nicht in meinen Worten gelegen hat; ich 
glanbe aber, daß das Recht der centralftännifchen Berathung auf 
ben Bereinigten Landtag übergegangen fei, und er ift nicht nur ber 
Erbe der mäßigen Befugniſſe diefer Ausichüffe, ſondern noch weit 
größere Rechte find ihm erwachſen. Was den $. 5 antangi, fo 
kann ich ihn nur dahin verftehen, daß nad) dem Gelege von 1842 
der gemeinfchaftliche Beirath pofitiv erfolgen müfle; denn es heißt: 
„Die Wirlſamkeit des Ausſchuſſes foll vielmehr eintreten, wenn die Auſichten 
der Landtage verſchiedener Provinzen über einen von ihnen berathenen Geſet⸗ 
entwurf beventend von einander abweichen, oder wenn in der weiteren Bera⸗ 
thung ber Befeße in den höheren Inftanzen der Kegislation neue Momente 
bervortreten und Wir e& angemeffen finden, durch fländifche Organe eine Aus⸗ 
gleihung der verfchiepenen Anfichten herbeizuführen.” 


Und ich mache befonders darauf aufmerffam, daß nach dem er- 
fien Kalle, in welchem die Wirkfamfeit der Ausfchüfle erfolgen fol, 
dem Falle der Abweichung der Gntachten der Provinzial⸗Landtage, 
ein Komma ftehe, dagegen der zweite Kal, wenn neue Momente 
eintreten und ed Se. Majeftät angemefien finden, durch Fein Komma 
getrennt ift, woraus hervorgeht, daß der Allerhöchſte Vorbehalt auf 
den erften Fall nicht anwendbar if. 

Sch glaube, wenn der Gefehgeber es für nothwendig erachtet 
hat, in den angegebenen Allen eine Ansgleichung herbeizuführen, 
dies im vorliegenden alle vollitändig begründet ift; und weldhes 
Geſetz kann wohl eine größere Wichtigkeit fein, als das Strafgefek- 
buch. Keines greift wohl mehr ein, ald Dies, in alle bürgerlichen 
Berhältniffe, und wenn bei irgend einem Geſet eine Ausgleidkung 
nothwendig war, fo hätte fie bei dem Strafrecht gefchehen müſſen. 

Ich wiederhole, meine Herren, ich wuͤnſche bie gemeinfchaftäidge 
Beratumg; die Rheiländer haben, meine Anſicht nad, nichts da⸗ 
dei u fürchten, und beſonders nach der heutigen Diekufflon, wo 
wie gehört haben, wie heute das Priugip der Oeffentlichkeit und 
Mündlichfeit der Rechtspflege von den Bertretern der Haupifiatt, 
wie con allen Brovinzen, hier anerfaunt werben iſt, was man frü- 
der gar wicht erwartet hätte. 
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Sandtags- Asmmifer: Zunächſt muß ich zwar Feine perfönliche, 
aber eine fachliche Berichtigung vortragen, nämlich, daß in der Ge⸗ 
feß-Sammlung vor dem Worte ‚und‘ allerdings das vermißte 
Komma fteht. Wenn th übrigens früher gefagt habe, der geehrte 
Redner habe den Vereinigten Landtag als den Erben der Bereinig- 
ten Ausfchäffe bezeichnet, fo muß ich wegen dieſes Auspruds, wenn 
ee ein anderer if, als der gebrauchte, um Entſchuldigung bitten. 
Der Sache nach aber glaube ich, daß meine Folgerung eine richtige 
gewefen iR. Indem der Herr Renner nämlich die Behauptung aufs 
ſtellte, daß nach dem Geſetze vom 21. Juni 1842 das Kriminal- 

Mecht den Vereinigten -Ausfchüflen habe vorgelegt werden müffen, 
- und daß nunmehr dem Bereinigten Landtage das Recht zuftehe, diefe 
Borlage zu verkingen, fo fann ich eine Konſequenz diefer beiden Be⸗ 
hernptungen nur darin finden, wenn ber Vereinigte Landtag der Erbe 
der Rechte der früheren Bereinigten Ausſchüſſe wäre; denn daraus, 
daß der Bereinigte Landtag das alleinige gefegliche Organ für allen 
ſtaͤndiſchen Beirath fei, — eine Behauptung, die übrigens auch un- 
richtig iſt — aus dieſer Behauptung allein fonnte der Herr Antrag: 
fteller unmöglich feine Behauptung folgern, weil das Kriminal-Recht 
den Standen bereits vorgelegen hat und ſich feine andere Vorſchrift 
findet, daß eine zweimalige Borlage ftattfinden müſſe. Uebrigens 
wiederhole ich hiermit, daß dieſe meine Bemerkung nicht die Tendenz 
dat, der Bitte entgegenzuiceten, daß das Kriminal-Recht dieſer oder 
jener fändifchen Verſammlung noch einmal vorgelegt werden möge. 

Abg. Pittrih: Meine Herren, die Abficht bei meinem Antrage 
war die der Beſchleunigung. Es ift ungmeifelhaft, daß bie 
Borſchriften der neuen Straf⸗Geſetzgebung weſentliche Verbeſſerun⸗ 
gen enthalten gegen die bisherigen Beſtimmungen, und es wird daher 
allgemein dringend die Beſchleunigung gewuͤnſcht. Ich betrachte die 
Zuſammenberufung des Vereinigten Landtages andy in Beziehung 
hierauf als ein mit dem größten Danke anzuerkennendes Moment. 
Yu Yoffe, daß die Vielſeitigkeit und Schwerfaͤlligkeit, wekche bisher 
durch die Anhörung der einzelnen Landtage entſtand und welche bie 
Seſchgebung fehr aufgehalten hat, dadurch aufgehoben und die Be 
ſchleunigung auch dieſes dringend gewuͤnſchten Gegenflandes herbeis 
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geführt werden wird. Ob eine nochmalige Vorlage an ben Ver⸗ 
einigten Landtag nöthig fein dürfte, das zu beurtheilen, bin ich nicht 
im Stande. 

Abg. Hanfemann: Ich meinestheils lege auf die Erbſchaft der 
Vereinigten Ausſchüſſe feinen großen Werth und verlaſſe dieſes Ka⸗ 
pitel. Das Strafgeſetz iſt vor vier bis fünf Jahren den verſchiede⸗ 
nen Provinzial⸗-Landtagen vorgelegt worden, verſchiedene Gutach⸗ 
ten ſind abgegeben; eins iſt aber gewiß, daß ſeit jener Zeit eine 
große Umwandlung in den Anſichten der Nation in Beziehung ge⸗ 
rade auf das Straf⸗Verfahren ſtattgefunden hat, und daß das Straf⸗ 
gefeb auf das innigfte mit dem Strafverfahren zufammenhängt. Gin 
zweites ift gewiß, daß in Folge der Berathung mit ven Provinzials 
Ständen die jet ftattgefundene Umarbeitung des Straf-Gefeßes et⸗ 
was ganz Anderes hervorgebracht hat, ald den damaligen Entwurf; 
mit anderen Worten, daß das Gouvernement bereitd fehr weſent⸗ 
liche Aenderungen darin getroffen bat. Ich Habe nun die fehte 
Meberzeugung, daß Sie Alle, meine Herren, die große Wichtigkeit 
eines folchen Geſetzes erfennen, und daß Sie den größten Werth 
darauf legen, daß ed gemeinfchaftlid von uns Allen berathen werbe. 
Ich appellire daher an Ihren Patriotismus in dieſer Hinficht und 
hoffe, daß Sie allgemein dem Antrage eines verehrten Kollegen ans 
der Rhein⸗Provinz beitreten werben, dem Antrage, der einfach da⸗ 
bin geht, die Bitte an Se. Majeftät zu richten, dem gegenwärtigen 
oder dem nächften Vereinigten Landtage das Straf⸗Geſetz vorlegen 
zu laſſen. 

Sandtags- Marfhall: Demnach werde ih die Frage auf das 
Amendement des Abg. von Mylius (S. 85.) flellen, welches dahin 
geht, daß Se. Majeftät der König allerunterthänigft gebeten werben 
fol, das neue Strafgeſetzbuch dem jehigen oder dem nädhften Ver⸗ 
einigten Landtage zur Berathung vorlegen zu laſſen. 

Der Secretair verlieſt nochmals dieſe Frage. 

Sandtags- Mlarfchall: Diejenigen, welche die Frage bejahen 
wollen, bitte ich aufzuflehen. 

(Die Frage wird mit einer Majorität von mehr als zwei Dritthei⸗ 
len der Stimmen bejaht.) 
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Abg. von Der Heydt: Ich erlaube mir jetzt den früheren Vor⸗ 
fhlag zu erneuern, daß nämlich zur Vorbereitung der Berathung 
des nächlten vereinigten Landtages gebeten werden möge, noch auf 
dem gegenwärtigen Landtage Ausfchüffe zu wählen, nämlich aus jes 
dem Stande in jeder Provinz ein Mitglied, die einberufen werben 
würden, um vor dem Zufammenteitt des Vereinigten Landtags vor- 
zuberathen. Es iſt durchaus nöthig, daß bei einem fo vwoichtigen 
Geſetze eine Vorberathung flattfinde. 

andtags -Marſchall: Findet diefer Antrag Unterſtůtzung? 

Abg. von Yyla (von der Tribüne): Ich halte dieſen letzten 
Antrag, obwohl ich den erften unterflügt habe, nicht für nothwen⸗ 
Dig. Wir haben diefes Geſetz, was, fo viel ich glaube im 3. 1843 
vorgelegt wurde, auf den Provinzial-Landtagen einmal im Ausfchuß 
und dann in pleno berathen. Ich bin der Meinung, es werben 
Wenige unter uns fein, welche diefen Entwurf nicht genau geprüft 
haben. Wenn wir nun noch einmal eine Borberathung deſſelben 
vornehmen follen, fo wird dieſes und vielen Aufwand an Zeit und 
Koften verurfachen. Ich glaube, es iſt genug, wenn der Entwurf 
nochmals in pleno berathen wird. Dadurch dürfte den Wünfchen 
der Abgeorbneten aus der Rhein-Provinz genügend entfprochen fein. 

Eine Stimme: Gerade damit wir in pleno die Zeit erfparen, 
fol der Entwurf: vorher in reiflide Erwägung gezogen werben. 
Darum flimme ich mit dem Kollegen, der den Antrag geftellt hat. 

Abg. von der Heydt: Ich erlaube mir darauf aufmerkfam 
zu machen, daß noch nie bedeutende Gefeb-Entwürfe bios in pleno 
berathen worben find. Immer hat durch eine Kommiſſion eine 
Vorberathung fattgefunden. Vier bis ſechs Wochen find zur Bes 
rathung nothiwendig. Dagegen ift es nicht zweckmäßig, daß bie 
Borberathung während des Landtags ftattfinde, fondern es wird bie 
dafuͤr zu wählende Kommifftion nothwendig vor dem Landtage zur 
fawmentreten müſſen. Es ift dann noch von Wichtigkeit, daß das 
Gutachten derfelben vor dem Vereinigten Landtage den Mitglievern 
befennt werde. 

Abg. Pimmermann: Sch glaube nicht, daß wir auf die eins 
zelnen Anträge über diefen Gegenftand eingehen können, um fo we- 
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niger, als wir die Verſicherung erhalten haben, von Allem recht⸗ 
zeitig informirt zu werden. 

Sandtags- Marſchall: Der Antrag geht Yabin, Se. Mujekät 
zu bitten, gnaͤdigſt zu befehlen, daß zue Borberathung für den naͤch⸗ 

fen Bereinigten Landtag eine Kommiflion ernannt werbe. 
‘ Abg. von der Heydt: Der Antrag iſt der, Daß der jehige 
Landtag aus jeder Provinz fo viel Abgeordnete, als für angemeſſen 
befunden: werben, wählen fol, um das KriminalsGefehbuh mit Mi⸗ 
nifterial-Kommiffarien zu berathen. 

Eine Stimme: Es ift auch die Pflicht und das Reibt des 
Marfchalls, die Mitglieder der Abiheilungen zu ernennen. 

Eine Simme: Ich follte meinen, daß es weder im Gele, 
noch in der Geſchäfts⸗Ordnung ausgedrückt ift, daß eine ſolche Kom. 
miſſion ernannt werben foll. 

Abg. Graf von Schwerin: Ich muß mic, entſchieden gegen Den 
Antrag erflären. Ich hätte geglaubt, daß der vorige Antrag ange- 
nommen würde; ich beflage, daß er nicht angenommen worben if. 
Es wird dadurch die Gelegenheit. genommen, ein gutes Gefeh zu 
befommen. Die Sache ift übrigens abgemacht, und man kann nick 
wieder darauf zurüdfommen. Diefer Antrag aber, von dem jeht Pie 
Rede ift, wäre, wenn wir ihn annähmen, ein improokfixier, und 
wenn wir Anträge improvifiren, fo betreten wir einen gefährlichen 
Weg. Ich muß mid alfo dagegen erklären. Mir will fcheinen, 
daß ein ſolcher Antrag den Weg der Petition geben muß. 

Abg. »sn der Heydt: Es ift nicht meine Abſicht geweſen, ewas 
Neues einzuführen oder mit einem Borfchlage zu überraſchen. Mein 
Wunſch ift einzig nur darauf gerichtet, eine moͤglichſt gründliche Wer - 
rathung des Gefeh-Entwurfs des Strafgefepbuches zu erzielen. Wird 
nicht gewünſcht, daß der gegenwärtige Vereinigte Landtag für die 
Borberathung einen Ausfchuß erwähle, fo mobifizive ich mein Amen⸗ 
dement fehr ‚gern. Ob die ProvinzialsLandtage jeder einige Abge⸗ 
ordneten zu biefem Zwecke beſonders wählen, ober ob die Marſchälle 
diefe Mitglieder ernennen, darauf lege ich feinen Werth. Die Haupt⸗ 
ſache ift wir, daß Ausfchüffe zufammentreten und Das Geſetzbuch grin— 
lich berathen. 








Abg. Vittrich: Nachdem die Berfammiung beſchloſſen hat, daß 
um die Borlage des Geſetzbuches gebeten werben foll, fo halte ich 
bie Wahl eines Ausfchufles zur Vorberathung auch für nothwendig, 

Abg. Tſchone: Ich will mir noch erlauben, daran zu erinnern, 
was dasjenige Mitglien gefagi bat... 

(Bodyen und Lärm.) 
Daß nänlich der geprüfte Entwurf... 
Ä (Abermaliged Stampfen und Pochen.) 
den Abgeordneten überreicht werde, ehe fie ſich hier verfammeln. 

Sandtegs- larfcheil: Ich muß bemerken, daß uns bier ein ſehr 
unoorbereiteied neues Amendement vorliegt, und daß, wenn bie hohe 
Berfammlung überhaupt darauf eingehen will, die Beſchlußnahme 
hierüber einer fpäteren Sitzung vorbehalten bleiben muß, 

Abg. Frhr. von Mylius: Das von mir vorgefchlagene Amens 
dement umfaßt zwei Theile: 

„J. Daß Se. Majeflät gerube, zu verorbnen, daß das Strafgefehbud; in feiner 
neuen Ausarbeitunug entweder bem jetzt verfammelten oder dem näcflen Ber 
einigten Landtage zur Berathung und Begutachtung vorgelegt‘, 

Das ift diefer Theil, weldyer durch Veſchluß der hohen Ver⸗ 
ſammlung erledigt iſt. 

Der zweite Theil lautet: | 

„U. jedenfalls eine angemeffene Zeit vor dieſer Vorlage veröffentlicht 
werbe.” 


Hinfichtlich des zweiten Theile ift noch Fein Beſchluß gefaßt. 

Sendtegs- Marfchall: Der Antrag geht dahin, daß der Entwurf 
eine Zeit lang vorher vor der Berathung veröffentlicht werde. Fin⸗ 
det er Unterftügung? 

Eine Stimme: Das ift fchon bei allen anderen Gefeben gefches 
hen, der Herr Landtags Kommiffar hat ja gefagt, daß dieſe Bitte 
nach Möglichkeit berüdfichtigt werben folle. 

Eine andere Stimme: Ich halte dafür, daß es eine rein admi⸗ 
niſtrative Maßregel iſt. 

. Aandtags - Marſchall: Der Antrag hat Unterſtützung gefunden, 
ich Relle ihn zur Berathung, wenn noch Jemand darüber ſprechen will, 

Abg. von Yrünnech: Ich bin um fo mehr veranlaßt, Mefen Ans 
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trag zu unterſtützen, als der Landtag der Provinz Preußen nach Be⸗ 
gutachtung des Strafgefeßbuches ſchon denfelben Antrag geftellt at. 

Abg. von Mantenfiel II.: Ich halte dafür, daß dieſer Theil 
bes Amendementö eine fo reine Adminiftrativ-Maßregel betrifft, daß 
doch unmöglich hierauf eine Petition gerichtet werden bürfte.. 

(Pochen und Stampfen.) 

Ich glaube, daß es gefchehen wird, aber geradezu vorzuſchreiben, 

daß der Entwurf 4, 5 bis 6 Wochen vorher... 

(Das Pochen und Stampfen wiederholt fi.) 
in das PBublifum hiyaus ſoll, halte ich für eine Maßregel, die wir 
dem Gouvernement überlaffen müflen; aber darauf einen befonderen 
Antrag zu formuliren, halte ich meinerfeitd für ganz unzuläffig. 

Abg. Dittrich: Wenn einmal ein Antrag angebradht wird, fo 
fann diefer Antrag fehr gut mit angebracht werden, und ich finde 
höchſt zweckmäßig, hierin die größtmögliche Veröffentlihung erfolgen 
zu laſſen. 

Abg. von Miylius: Ich erlaube mir, hinzuzufügen, daß in bem 
Antrage auch von Feiner beftimmten Frift die Rede ift, fondern daß 
ed nur heißt: angemefjene Friſt, und die Beftimmung derſelben der 
Berwaltung überlafien ift. 

Abg. von Hechtritz: Ich muß erwähnen, daß der fchlefifche Land⸗ 
tag denſelben Antrag formulirt hat. 

Abg. Simmermann: Ich erlaube mir, hinzuzufügen, daß das 
Allgemeine Landrecht denſelben Weg durchgemach hat. 

Sandtags-Mlarfchall: Die Frage iſt, ob Se. Majeſtät der König 
allerunterthänigft gebeten werden follen, den Entwurf zu dem neuen 
Strafgeſetzbuche eine angemeflene Zeit vor Berathung beflelben ver- 
- Öffentlichen zu laffen. Diejenigen, welche dem Antrage beitreten, bitte 
ich, aufzuftehen. 

(Mit großer Majorität angenommen.) 

Der frühere Antrag ift jet von dem Herrn Antragfteller modifizirt 
und ganz allgemein geftellt worden. Er geht in feiner neuen Faf⸗ 
fung dahin, daß Se. Majeftät der König. allerunterthänigft gebeten 
werden möge: eine Vorberathuug des neuen Strafgefeßbuches durch 
einen aus allen Provinzen zufammengefehten Ausfchuß eintzeten zu 
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Infien, Einen ſolchen allgemeinen Antrag, bei welchem auf Parti⸗ 

fularitäten nicht eingegangen würde, sur Berathung und Beichluß- 

nahme zu ftellen, möchte weniger Bedenken haben; ich frage daher, 

ob Jemand das Wort verlangt, und wenn das nicht ift, ob der An⸗ 
trag Unterſtützung findet. 

(Hinreichend unterftügt.) 
Dann bitte ich, daß diejenigen, welche die Frage beiahen, auf 
ftehen. | 


Mit mehr ald zwei Drittel angengmmen.) 


Der jebt zu verhandelnde Gegenftand betrifft eine Petition auf 
Abänderung der verſchiedenen Gefege, nach welchen die Koften für 
die Herftellung der Landwehr-Kavalleriepferbe, fo wie für die Land- 
armen= Pflege und die Unterhaltung der Irren-Anſtalten, nad) ber 
Seelenzahl repartirt werden. Referent ift der Herr Abgeorbnete von 
Nechtritz. 

(Mehrere Mitglieder wollen den Saal verlaſſen.) 


Meine Herren, wir haben noch zwei Gutachten hier, die heute 
auf der Tagesordnung itehen, ich glaube, daß wir mit denfelben fehr 
bald durchkommen und,. wenn dies der Sal ift, Feine Urfache haben 
werben, morgen eine Sigung zu halten. 

(Die Abgeordneten ehren zu ihren Plätzen zurüd.) 


Referent von UKechtritz (trägt Das Gutachten vor): 


“ Exrtract 
aus der 
Berhandlung.der fiebenten Abtheilung der Kurie der drei Stände, 
d. d. Berlin, den 26. April 1847. 
„Die Berathung ergab das Refultat, daß: 
ad 1. Die Petition des Abgeordneten Schulze-Dellwig auf Abänderung der 
verſchiedenen Geſetze, nach weldyen die Koften für die Herftellung der 
Landwehr⸗Kavallerie⸗Pferde, fo wie für die Landarmen⸗Pflege und die 
Unterhaltung der Irren-Anſtalten, nach der Seelenzahl repartirt 
werben, | 
zur Berathung Seitens des Vereinigten Landtags nicht geeignet befunden wird. 
Denn wie die Erörterung des Gegenflandes ergiebt, befteht der vom Antrag: 
fteller angeregte Webelitand, daß die Subrepartition auch in den einzelnen Ge: 
meinden nach der Seelenzahl erfolgt, nicht allgemein, es befleßt vielmehr hierin 
V. 7 
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eine große Berfchievenheit, und er ift ſonach auch Drgenhans ver Kreio⸗ und 
veſp. provinzialſtaͤndiſchen Beratbung. - 

Gegen die affirmative Beantwortung der Frage: 

ob aus Veranlaſſung des Antrages das Prinzip der Steuer⸗ Vertheiluug nach 

ber Kopfzahl im Allgemeinen zum Gegenſtande der Erörterung zu erheben? 

glaubte fi die Mehrzahl der Verſammlung erflären zu müflen.“ 

Sandtags- Marfchall: Die Abtheilung hat ſich nicht für Befür⸗ 
wortung des Antrags erflärt, ich frage, ob er hier in der Verſamm⸗ 
lung Unterftügung findet. Er ift nicht untefkipt worden, wird alfo 
nicht zur Berathung kommen. . 

Es liegt nun noch ein Gutachten vor, betreffend die Petitionen 
wegen Gründung von Berbredher- Kolonien in anderen Welttheilen 
und Anwendung der Deportation für ſchwere Verbrechen. Bon einem 
der Herren Antragfteller ift zwar der Wunfch geäußert worden, Daß 
das Gutachten heute noch nicht vorkommen möchte. Indeſſen, da es 
auf der Tagesordnung fteht, fo finde ich mich nicht befugt, ed von 
der Berathung auszufchließen, und dies um fo weniger, ald wir das 
durch an Zeit gewinnen. Sch bitte den Herren Referenten von 
Sauden, und das Gutachten vorzutragen. 

Referent Abg. von Saucen: 

(trägt das vorgedachte Gutachten vor.) 
Sutadhten 
der 
fünften Abtheilung der KRurie ber drei Stände bes erfien Ver⸗ 
einigten Landtages, 
betreffend 
die Petitionen des Abgeordneten Örafen Heliodbor von Skorzewski 
und des Abgeordneten Bürgermeifter Bauch, wegen Gründung von 
Verbrecher-Kolonien in anderen Welttheilen und Anwendung der 
Deportation für ſchwere Verbrecher. 
Drer erſte Petent motivirt feinen Antrag wie folgt: 

a) Die Entfernung der Verbrecher aus dem Staatsverbande wird weder durch 
Sefängnig, noch Bagno — noch Baleeren, fo fiher ale durch Deporta⸗ 
tion bewirkt. 

b) Mehr ale die Tobesftrafe und Tangjähriges Gefängnig wirft abſchreckend 
die Deportation und haͤlt von Verbrechen ab. 

c) In der Verbannung haben ſich die nichtswürdigſten und größten Verbre⸗ 
eher häufig zu brauchbaren und nüßlichen Mitglievern der Gefellfchaft ums 
gewandelt. 
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d) Die Infolirung- der ſchweren Verbrecher, öftere -Törperliche Zuchtigung, das 
Leben in enger Zelle, ohne ben Genuß ber freien Luft, wäre eine hauͤrtere 
als die Todesſtrafe. Denn bie Gefunbheit würde zerrüttet, und deshalb 
Deportation weit vorzuzichen. 

- ©) Die Deportation wäre nicht fo koſtbar als die Erhaltang in den Graf: 
Anftalten, viefe dann: weniger noͤthig und auch weniger BolizeisBebiente 
erforderlich, und Petent folgert daraus: 

„Der Ankauf einer Infel oner eines Landſtriches in Menden Welt⸗ 
theilen wurde die Ausſahrung der Deportation möglich machen; gleich⸗ 
: zeitig für die Schiffahrt große Vortheile haben, und dieſe Verbrecher: 
Kolonie großen Nutzen für den Handel gewähren.” - 

Der zweite Betent (Abgeordneter Bauch) begründet feinen Antrag dahin: 

a) Die beftehende Beftrafung der Berbrecher führt weder zu ihrer Verminde⸗ 
rung noch zu ‚ihrer Beflerung. Die Meberfüllung der Strafanſtalten be⸗ 
weiſe dies. 

b) Bei der Sntlafſſung der Sträflinge und Ihrem Rückiritt in die Geſellſchaft 
find dieſe In der Regel noch mehr verborben und begehen nicht nur feibft 
neue und größere Verbrechen, ſondern verführen noch- andere bazu. 

ec) Durch vie Benußung der Kräfte der--Sträflinge werben in den Strafan- 
ftalten Fabrikate billiger, als es außerdem möglich ift, gefertigt und das 
durch in den Orten, wo file ſich befinden, die Gewerbe in dem Grabde ges 
drück, daß eine Noth erzeugt wird, bie wieder zu Berbrechen treibt. Pe⸗ 
tent fchlägt zur Gründung einer Verbrecher⸗Kolonie die Oſtküſte von Süd⸗ 
-Amerifa zwiſchen dem 40ſten und Höften Dreitegrabe — Gatagonien) als 

beſonders geeignet vor. 
Die Aftheilung faßte den Gegenfland zuerft im Allgemeinen ins Ange und 
gelangte zu: der Anficht: 

Der Staat darf die Strafpollſtreckung gegen feine Untertfanen feinem frem⸗ 

den Gouvernement übertragen, — fondern muß biefe felbft übernehmen; — 

‚auch der Verbrecher hat geſetzliche Rechte, die ihnt nicht entzogen werden fün- 

‚nen. Wollte Preußen in einem fremden Weltiheile Land acquiriren und felbfl- 

ſtaͤndige Berbrecher- Kolonien gründen, fo müßte auch dort für eine firenge 

Bewachung diefer geforgt werben. Denn ohne diefelbe würde durch die maf- 

fenhafte Berbindung der fchwerften Verbrecher Die größte Demsralifation und 

Gefahren allee Art eintreten und eine Rückkehr berfelben nach der Heimat 

häufig vorfommen. Eine folcde Kolonie zu gründen nnd zu unterhalten — 

- ober wenn ſolche Maßregeln vertragsmäßtg andere Nationen zu übernehmen 

bereitwillig wären — würbe unendikh höhere Summen Foften, als die jeßige 

Aufbewahrung der Verbrecher und ‚gleichzeitig für Diele dadurch an Ab⸗ 

ſchreckungskraft verlieren, daß es Einzelnen gelingen koͤnnte, bei befonderer Ge⸗ 

ſchicklichkeit und Kiugheit, neben moraliſcher Verworfenheit, ihr are zu 
machen. 
7% 
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England, wo bie Deportation wohl am großartigſten eingerichtet und aus⸗ 
geführt iſt, Hat für. 33, 155 deportirte Perfonen in den Jahren von x786 bis 
‚ 2821 faR 34,900,000, alfa pro Kopf eirea i000 Rihlr. gezahlt und, dcherem 
Vernehmen nach, wird felbft dort von allen Sachverſtaͤndigen diefes Verfahren 
als ein zwedmäßiges fo fehr in Trage geſtellt, daß vie ganze Maßregel wahr: 
ſcheinlich ſchon aufgegeben wäre, wenn nicht Aenderungen in bergleicgen Eins 
richtungen felbftredend mit fo großen Schwierigfeiten verbunden wären. 
Wenn wu England — in Bei ver großartigfien Kolonien — feiner 
Marine und wohlorganifirter Deportations-Binzichtungen, dieſe doch nicht ale 
vortheilhaft erkennt, wie viel weniger dürfte es fire Preußen angemeflen fein, 
derartige Kolonien erſt begründen zu wollen. | 
Die prenßifche Regierung Hat früher zu verfchiebenen Zeiten die Anwendung 
- ‚ver Deportation ins Ange gefaßt und mit vielen Staaten in verfdhichenen 
Welttheilen Unterhundlungen angeknüpft, aber alfe haben das gleiche Refultar 
der Unausführbarfeit gehabt. Im SIahre 1801 wurden 58 ſchwere Berbrecher 
nach einer Vebereinfunft mit dem ruffifchen Souvernement nach Sibirien ge- 
fandt. — Der Transport diefer 58 Perfonen koſtete zwifiken 10 und 11,000 
Rthlr., und mehrere Tehrten fchou auf den Transport, andere in Sibirien ents 
fprungen, zurüd, und ein Verbrecher beging gleich nach ver Rückkehr an dem⸗ 
felben Orte, wo er es früher verubt, ein neues ſchweres Verbrechen. Die 
Regierung gab als nicht nühlich und zu koftfpielig die Deportation. gänzlich 
auf, bei deren georbneter Anwendung es auch einer Umänderung der Strafge- 
ſetze beburft Hätte, indem bie preußifchen Geſetze die Deportation nicht aufges 
nommen haben, vie nach der Perfänlichfeit eine Schärfung und. auch Milde: 
rung fein fann, indem fie nicht gleichmäßig trifft, und Perſonen, Die noch 
. Auhänglichfeit an Berwandte und Baterlanp haben, würken bie Deportation 
als eine ungemeine Steigerung erkennen, während Andere — bei der jetzt herr: 
fhenden Auswanderungsſucht — fie als etwas Erwünfchtes begrüßen könnten. 
Ins Spezielle eingehend,. ‚n.iv die Abtheilung, daß du.ch die Gründung von 
Verbrecher Kolonien Feine "erkennbare Erleichterung unferer Strafanftalten, und 
fo der gehoffte, vom zweiten Petenten angegebene Bortheil fich nicht herausſtellen 
dürfte, denn es könnten nur bie fchweren, — zum Tode — lebenslänglichen oder 
doch fange dauernden Gefängnig veruetheilten Verbrecher: der Deportation unter- 
worfen werben. Auf alle Perfonen, deren Strafe unter 5 Jahren fefgeitellt — 
iſt file gar nicht — auf alle Berfonen bis 10 Jahre nur fehr bedingunge⸗ 
weiſe und dann zu Eoflfpielig — anzuwenden. | 
In Preußen — Gott fei ed gebanft — beiteht die bei weitem größere Zahl 
der Verbrecher aus den leichteren, zu weniger old 5 Jahren Befängniß verur- 
‚theilten Berbrechern; die Deportation würde fich daher auf eine fehr geringe 
Bahl befchränfen, die bei weitem größere verbliebe unter allen Verhältniſſen dem 
Lande und unferen Strafanftalten und mit ihnen auch der Uebelſtand, über ben 
Petent — Bau — Beſchwerde führt, 
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„daß nämlich durch; die Denuzung dev Arbeitskrafte der Sträinge Jabrikate 
fo wohlfeil gefertigt wurden, daß die Gewerbe in den Städten, wo Strafau⸗ 
ſtalten ſich beſinden, ſo gedrückt würden, daß dadurch eine Noth hervorgerufen 
wird, die wieder zu Verbrechen führt.“ 

Die vortheilhafteſte Benutzung der vorhandenen Kräfte iſt wohl überall, aber 
befonters in derartigen Anftalten, eine der wichtigften Aufgaben. Se mehr fie 
hier gelöft wirb, um fo weniger foffptelig wird dem Staate, und fo fedem fel- 
ner Mitgliever, die Gchafteng der Ordnung und Sicherheit der Straf-Boll: 
firetung. So viel befannt, dürfen vie Anfalten nit en detail verkaufen; 
viele von ih⸗en ſtreben auch dahin, Babrifate zu fertigen, die nicht in der Nähe 
gemacht wersen; — bie anliegenden Stäbte dürfen auch durch größeren Verkehr, 
durch die gebetene Gelegenheit, die Kräfte der Sträflinge auch zu benutgen und 
dergleichen riehr, einigen Erfah erhalten, und wirb dies wenigſtens vielfeitig das 
durch anerkannt, daß bei reuen Anlagen berartiger Anfalten viele Städte bitten, 
daß fo'e bei ihnen etoblirt werben mögen. 

Der zweite Petent erflärt: durch die anfgeftelten Grimbe von der Unaus⸗ 
führbarfeit feines Antrages Kberzeugt zu fein und zieht feinen Antrag zurüd. 

Die Abtheilung If, mit Ausnahme von 3 Stimmen, der Anficht, daß ben 
beiden Petitionen nicht weiter Folge zu geben fei und ſchlaͤgt ber hoben Ber» 
fammlung 

„vie Rüdllegung zu den Akten“ 
gehorfamft vor. 
Berlin, den 10. Mai 1847 
Die fimfte Abtheilung ber Rarie ber drei Stände. 
von Bodelſchwingh. von Sanden. Grafvon Galen. Ziem⸗ 
gen. von Schmidt. von Wedell. Reumann. Plange. 
Schult. Potworowski. Marr. Przygordzki. Thomas. 
Jordan. von Gaffron. von Werdeck. u 


Sandtags- Marfhall: Die Ahtheilung hat den Antrag nicht 
befürwortet, und es fragt fi, ob er in der Berfunmlung Unter; 
ſtützung findet? 

Es haben fih nur 12 Stimmen dafür erhoben, ver Antrag 
wird alfo nicht in Erwägung genommen werben können. *) 





, Sn Folge biefee Ablehnung kommunizirte ber Graf Skotzewski den 
Landtags⸗Deputirten das nachſtehende Memoir: J 
„Bo es nothwendig infiffen Ansnahmen Statt finden!" 

„Meine Betittion anf Ginführung det Deportation anflatt der Tobesftrafe 
and lebenslaͤnglicher Gefaͤngnißſtrafe, war der allerletzte Gegenſtand der geftrigen 
Sitzung der Kurie ver dret Stände und wurde nicht geleſen; das Giitachten ver 
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 Sandtegs- Madiall: Er liegt nicht genug Material vor, um 


noch eine Sitzung zu füllen; ich hoffe jedoch, daß dies am nächſten 
Dienftage der Fall fein werde. Jetzt find nur vorhanden: die Gut⸗ 


Abtheilung wurde aber vorgetragen. Die Mojorität der Abteilung ‚was ver 
Anficht, daß der Petition nicht weiter Folge zu geben fi. —.: : 

Der Petitions-Anteng gelangte laut $. 26. des Reglements. night zur Bes 
rathung. 

Die Verwerfung meines Antrages hatte zur Folge, deß ich denſelben nicht 
vertheidigen konnte. — Vielleicht wird mein Antrag, küuftig wieder. in Anre- 
gung zu bringen ſein? — Dieſe Hoffnung und die Ueberzeugung einer Pflicht 
zu genügen, bewegen mich heute, ſowohl meine Petition als auch das, was ich 
in der Abtheilung geſagt und in der Plenerfigung zu wieberholen bereit war, 
jest drucken zu laſſen.“ 

a8 ich gefprochen und gern wiederholen: wollte! u“ 
„Barum follen wir night um etwas bitten, das die Tobeaſtrafe und: lange _ 
wierige Einfperrungen in Zuchthänfer fehr gut erfehen Tönnte und, das bie Bei 
flimmunug vieler Aufgeflärten Hat? 

Bentham's Namen hörte ich in der Pofener Landtogsverſammlung ‚oft wies 
derholen, Bentham Hat dies oder jenes ‚gut gefunden, ertönte, wie ein Orakel⸗ 
ſpruch; und Bentham iſt es, der behauptet, baß bie Zuſchauer bei Vollſtreckuug 
einer Todesſtrafe im Innern ihres Gemüths eine Indignation fühlen, "welche 
vom Beftraften auf ben Richter. und vom Richter. auf den Gefeßgeber übergeht. 
Ich will aber nicht Bentham allein citiren: Bladötome in Caglaud, d’Eyrand 
‚iq Frankreich und Levingstone in Amerika riefen alle: Depqertation mit oder ohne 
u Zwangarbeiten verbunden! Was behaupten ‚aber die deutſchen Gelehrten? ich 

berufe mich auf das Staafs⸗Lexikon von Rotteck und Weller, und lege einen 
Auszug bier bei. 

Diele Nationen haben Rofonien, Seemacht; Preußen hat keine. Es würde 
aber mit einer moraliſchen Wohlthat auch ein materiell vortheilhaſtes Geſchaͤft 
verbinden, wenn ed durch Anlauf einer oder mehrerer überſeeiſcher Inſeln oder 
einer andern überfeeifchen Landflaͤche, mit Souverainetaͤtsrecht verbunden, eine 

olonie zur Deportation anlegte, nach welcher die hie zu verurtheilten Sträflinge 
transportict würden. — 

Eine Feine Kolonie kann groß werden, — einige Schiffe zu dieſem Zwecke 
in, Thätigfeit gefebt, können den Kern zu einer künftigen größeren Seemacht. bilden. 

Soll die Topesfirafe bleiben, ohgleich das fünfte Gebot, fie. yerbistet und 
fol noch ferner geſtraft merben, ohnz zu willen wie — ? Bas, Die Jodesſtrafe 
iß, weiß kein Meuſch, weil wir, was der Tod iſt, nicht wiſſen. en 

Aber auch dann, wenn bie Todesſtrafe bleiben foll,. ift ber Borfhlag-zu 
einer mit Kolpnifirung verbundenen Deportation nicht zu perwerfen, wenn biefelke 
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achten 1) über die Aufenthalskarten; 2) über bie Geſindebücher; 
3) über eine an Se. Majeät den König zu flellende Petition, daß 
der Haupt⸗Finanz⸗Etat in einer Abtheilung berathen werben möge; 
und enblid 4) die Ablösbarfeit der bäuerlichen Lehne betreffend. 
Diefe Berichte Finnen mit Gewißheit als Tagesordnung angegeben 
werden, hierzu würde noch dasjenige kommen, was bis Dienflag ges 


nur flott anderer Strafen ale der Todesſtrafen, 3. B. Tangiwieriger Cinſperrun⸗ 
gen, ſtattfinden kann. 

Durch den Ankauf einer Inſel oder anderen überſeeiſchen Landſtrecke würde 
offenbar ein guter Anfang, zur Bildung einer Marine und ſchou dadurch eine 
Befoörderung des Handels erlangt werben. 

Ich hörte fagen, daß zwar eine Kolonie, aber nicht eine Straflolonie, ein 
Anfang zu etwas Großem und Guten werben könne: ich berufe mich aber auf 
die Geſchichte — Was waren es für Leute, welche Rom gründeten? und was 
wurde aus Romolus Kolonie? — Gin Reich, das uns noch in vieler Hinficht 
als Muſter dient. Ä 

Bott, die Seele der Welt, Gott, der Vater aller Menſchen, 
offenbart fi in feinen Werken, dem Weltall, und da, im großen 
Buche der Natur, das wir überall vor Augen haben, Fönnen wir 
lefen und erfennen, was wir thbun und was wir meiden follen. — 
Die Landwirthe wechfeln ihre Saaten, Taufen auf fremben Peldern geerntete 
Körner, um einen beſſern Ertrag zu erzielen. Iſt vie Entfernung zwiſchen ben 
Feldern, wovon ber Saame bezugen und worauf er verfeßt wird, eine bedeutende, 
deſto beſſer wird der Erfolg fein. Die Gärtner verpflanzen ihre Bäume, die 
Teihwirthfchafter Fifche, die Menfchen verfeben die Menfchen; und alles, was 
verpflanzt, verfeßt worben, gedeiht beiler. Gin Spröchwort fagt, daß keiner ein 
Prophet in feinem Baterlande if. Das find Wahrheiten, welche leider die 
Menfchen noch nicht gehörig erwogen haben, um das göttliche allgemeine 
Geſetz zu erkennen, nach welchen die Meberfiedelungen durch das 
Beffere Gedeihen des Berpflanzten belohnt werden. 

Diefes Geſetz iſt aber nicht das einzige: andere Geſetze find dabei immer 
zu beobachten. — 3. B.: fehr alte Bäume zu verpflangen bringt keinen Nutzen 
— und ranatsBänme würden in Sibirien nur eifrieren, anftatt Früchte zw 
Bringen. 

Ein Dolt ohne Kolonien ift wie ein Menſch ohne Kinder. Wie die eins 
zelnen Menfchen, fo gehen auch die Nationen unter. Endland — das alte Eng⸗ 
fand, wird nicht immer leben; England hat aber Kinder: die Vereinigten Staaten, 
Indien, Auftralien u. f. w., welche in aller Kraft ver Jugend Teben werben, 
wenn das alte England geftorben fein wird, und in biefen Kindern Englands 
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druckt und vertheilt fein Finn. Es if der Wunſch geäußert wor⸗ 
den, die nädjfte Sitzung erft um 11 Uhr angehen zu laſſen; ich 
Schließe daher die heutige Sitzung und lade die verehrten ‚Herren auf 
Dienftag um 11 Uhr gehorfamft ein. 

(Schluß der Sieung Nachmittags 4 ‚Ubr.)- 





wird die englifche Sprache, es werben in ihnen die Sitten Englands fortleben 
und fi vervollfommnen. 

Ueber die Möglichkeit der fofortigen Anlegung einer Straffolonie find wir 
niht im Stande zu beftimmen, müflen dies vielmehr der DBeurtheilung ber 
Königl, Regierung überlafien, und hätten und nur für die Sache ſelbſt zu er⸗ 
klären. 

Ich habe die Ueberzeugung, daß die Zahl der verdorbenen Menſchen ſehr 
angewachſen iſt, die Gefängniſſe enorme Koſten verurſachen und die Zahl der 
Verbrecher nicht vermindern. Dieſes würde mich ſchon allein bewogen haben, 
die Anlegung einer Straffolonie zu beantragen. 

(Bis hier find es die Worte, welche ich in ber Abtheilung ſprach und gern 
in der Plenarfitzung unter Hinzufügung des Folgenden wiederholt hätte.) 
Für die, welche für eine Kolonie, aber nicht Steaffolonie, ſtimmen würden, 
wollte ich folgendes Amendement ftellen: 

Zu bitten, daß Se. Majeftät ver König allergnäbigft Seinen bevollmächtigten 
Miniftern, reſp. Geſandten den Befehl zu ertheilen geruhen möge: die geeig— 
neten Schritte zu thun, um die Acquifition überfeeifcher Infeln oder eines 
‚überfeeifchen Ländertheils, mit Spuverainitätsrechten verbunden, zum Behuf 
der Anlegung einer Kolonie herbeizuführen.“ 
„Berlin, den 25. Mai 1847.“ 
„Heliodor, Graf Skorzewski.“ 
Die Petition ſelbſt theilen wir der Raumerſparniß wegen nicht wieder mit, 
da fie im obigen Gutachten (S. 98.) fehr vollftändig aufgenommen ift. 
Ä Anmerk. des Herausgebers. 
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KAntandz;wanzigfte 
Sitzung des Vereinigten Landtags 


am 25. Mai, 





Kurie der drei Stände. 


Inhalt: 
Srinnerungen in Betreff des Protokolls über die legte Sitzung; Reclamation 
wegen der der. Petenten zu geftattenden Befugniß, auch außer der Reihe das Wort 
zu ergreifen; die Berichtigungen der in der Allg. Preuß. Ztg. veröffentlichten ſte⸗ 
nographifchen Protofolle; Gutachten über die Petitionen wegen Aufhebung der 
Gebühren für Aufenthaltefarten und Ermäßigung des Preifes für Gefindebücher; 
Gutachten, betreffend den Antrag auf Verweifung des Haupt: Binanz- Etats und 
der Weberficht der Finanz⸗Verwaltung an eine Abtheilung zum Zwecke der Vor⸗ 
bereitung der Information für den Vereinigten Landtag und 
Berhanblungen darüber. 

Unter Borfih des Landtags⸗Marſchalls von Rochow. 

AS Serretaire fungiren die Abgeordneten Kuf ft und 
Siegfried. 

Die Sitzung begmnt 20 Minuten nach 11 Uhr Bormittage 
mit der Berlefung des Protofolls der. letzten Sigung vom 21. d. M: 
durch den Serretair Abgeordn. Naumann. 

Sandiags - Marſchall: Findet ſich etwas gegen das PBrotofoll 
zu erinnern? 

Abg. von Jilien: Wenn ich nicht irre, fol ich geſagt haben, 
als ich auf ven Beſchluß zurüdgeflommen bin über die Beröffent: 
lichung der Gemeinde⸗Verſammlung in der Rheinprovinz, ich hätte 
auf den Unterſchied hingebeutet zwiſchen der Gemeinde⸗Verſammlung 
in der Rheinprovinz und jener in Weſtphalen. Dem iſt nicht fe; 
das habe ich nicht geſagt. Im Gegeutheil, ich babe auf die Ans⸗ 
malte ‚hingewiefen, die in dieſer Beziehung. bei der Veröffentlichung 
der Gemeinde-Berfammlungen und Stabtoteorhaeten, Verſannnlumgen 
befteht. : Das iſt es, worauf ich hingewieſen babe. 

Seccretair Manmann: Ich glaube, es dürfte dem. Herrn & 
geordneten angenehm fein, twenn man den Paſſus herauslaͤßt; cr 
wird in dem ſtenographiſchen Berichte Aufnahme ‚gefunden haben. 


Sandtags- Marſchall Wird nichee Vogegen erinnert, daß der 
Paſſus wegbleibt? 

(Keine Erinnerung. wird gemacht) 

Eine Stimme: Ich erlanbe mir eine kurze Bemerkung, von 
welcher ich wünfchen muß, daß fie in den ftenographifchen Bericht 
aufgenommen werde. 

Iandtags- Marfhall: Es wird geſchehen. Wenn alſo gegen 
das Protokoll keine weitere Erinnerung gemacht wird, ſo erklaͤre ich 
daſſelbe vorbehaltlich der nachträglichen Berichtigung der dagegen 
gemschten einen Bemerfung für genehmigt. 

Da fich bereits einige Mitglieder‘ das Wort erbeten haben, fo 
kann ich dem Heren Abgeorbneten erfl fpäter das Wort geben. 

Der Her Abgeordnete Mehls hat es zuerſt. 

Abg. Mehls: Meine Herren! -&o. viel mir bekanut, iſt bei 
der Berathung über das Geſchäfts⸗Reglement beſchloſſen worden, 
daß die einzelnen Renner für. oder wider eine Petition over eine 
Peopofition ſich nur an dem Tage bei dem Heren Landtags⸗Mar⸗ 
fhall melden und zum Wort einfchreiben Iaffen follen, an welchem 
die Bropsfitisnen oder die Petitionen, mit dem Gutachten der Ab- 
theilung verfehen, zum Bortrag fommen. Ich habe geglaubt, daß 
biefer gefaßte Beſchluß fofort in das Leben getreten fei und habe 
mich deshalb einigemale um das Wort bei dem Vortrage in ber 
Sitzung felbft gemeldet, allein ich habe das Wort nicht erhalten koͤn⸗ 
nen. Dei der vorletzten Sigung, wo die Angelegenheit wegen ber 
Deffentlichfeit der Stadtverordneten⸗Sitzungen zum Vortrag kam, 
bei‘ welcher ich als Petent für vie unbebingte: Deffentlichfeit ber 
Stadtverordneten⸗Sitzungen geftimmt und den Antrag. geflelt habe, 
meldete ich mich auch in der Siuung um was: Wort, ald aber. meh» 
rere der Herren Redner gefprorhen hatten und die hohe. Berfamms 
lung die Abſtimmung wünfhte, ich aber das Wort micht erhiekt, 
was wit: neun: anderen Rednern gleichfalls: der Fall war; erkundigte 
id) mid; nad) dem Grunde ‚meiner Nichtberüstfichtigung bei dem 
Herrn Marſchall, und er Hatte bie Güte, mir zu erflären, daß die 
Reimer, welche Das. Wort erhalten, ſich ſchon drei oder vier Tage 
vorher um das Wert: gemeldet hätten und eingeſchrieben worden 


er 


wären. Gin folches Berfahren: ſcheint mir nachcheilig für unſeren 
Geſchäftsgang, weil auf tiefe. Weile nur zu oft der Patent um Die 
Gelegenheit kommen muß, die Gründe für feinen Antrag ver der 
hohen Berfummlung entwidien zu Tünnen. 

Eins Stimme: Diefer Beſchluß ift nicht gefaßt, fonbern so ie 
gerade das Gegentheil Hefchloifen werben. 

Ag. Mehls: Im Wilgemeinen darf ich wohl anuehmen,: or 
der Petent feine Petition genau erwogen und fih Kar über bie 
Gründe zur Unterftügung derfelben gemorven ik, daß bei abweichen, _ 
den Anfichten zwifchen der Abtheilung und dem Petenten ber Beiew 
vorbereitet ift, feine Gründe der hohen Verſammlung barzulegen und 
vor derfelben zu vechifertigen, und alfo bei einer Oppoſition feine 
Gründe, wie ber Referent die Gründe, welche bie Abtheilung bei - 
ihrem Beſchluſſe gehabt, zu vertreten hat. Es fcheint mir klar, daß 
wenn Die widerſprechenden Anfichten mit Gründen belegt ber ‚hohen 
Verſammlung vorgetragen werden, dieſe bie Entſcheidung ſicherer 
und beſtimmter faſſen kann; welches offenbar in dem Intereſſe der 
Sache it. Es Scheint mir auch gewiſſermaßen ein Wet der Gerech⸗ 
tigfeit gegen den ‘Betenten zu fein, daß er das Wort, ſelbſt außer 
ver Reihe, infofern er ed. vor dem Schluſſe der Diskuſſion verlangt; 
erhält, am der hohen Verſammlung feine Gründe verlegen zu: Fon; 
nen. Auch felbfi der befte Referent ift, nad) meiner Ueberzeuguug, 
nicht immer im Stande, fo Far, fo überſichtlich und fo überzeugend 
bie Gründe in dem Gutachten vorlegen zu Fönnen, ald Dies das es 
bendige Wort des Petenten vermag. Ich erlaube mie daher bei 
bem Herrn Landtags, Marfchall ‚chrerbietigft darauf anzuwagen, ob 
ber Herr Marrſchall es nicht für angemeſſen erachtet, erſtens beim 
Petenien auch außer der Reihe, wenn ex es verlangt, vor dem 
Schluffe der Debatte einmal dad Wort: gefälligft zu ertheilen, um 
zweitens, ob es nicht für angemeflen erachtet werbe, daß die Herren 
Redner Hir oder wider eine Propafition oder Pelition ſich erſt an 
dem Tage bei dem Herrn Landtages ⸗Marſchall umn bat Wort mei⸗ 
ben, sın weidhem die Prapoſition oder Petition mit dem Abtheilungs⸗ 
Gutachten zum Vortrage kommt. Kein prrſönliches Intereſſe leitet 
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mich bei der Suche, da weine beiden Petitionen bereits. ber hohen 
Berfammlımg zur Entſcheidung worgelegen haben. 
&me Stimme: Nur eine Bemerlung zur Sache will ich ‚mir 
erlauben. Ich habe nichts gegen den Antrag, daß die Herren. Be 
tenten zuzuziehen find, und nur die Bemerfung zu machen, daß, wenn 
es viele Petenten find, wie Died oft ver Ya iſt, die Herren einen 
unter ſich wählen, ſonft Fönnten wir vielleicht funfzehn Vortraͤge von 
Petenten anhdren. 
andtage- Marſchall: Diefe Angelegenheit iſt beveiis zur Sprache 
gekommen; als. die Petitionen über Die Abaͤnderungen im Reglement 
berathen wurden. Damals find vielfältige. Antodge dieſer Art ge: 
macht worden, namentlid andy darauf, daß vie Herren Redner ſich 
nicht vor der Sigung melden sollen u. ſ. w.; die. hohe Verſamm⸗ 
ung ift aber über alle dieſe Anträge hinweggegangen und hat bes 
fchloffen, Feine Bitte hierauf: zu- richten, ich habe mich affo auch 
wicht ermächtigt gefühlt, an dem gewoͤhnlichen Gange der Geſchaͤfte 
etwas zu Ändern. 

‚. Eine Stimme: Ich möchte aber doch für biefen- ſpeziellen Fall 
den Antrag des „Herrn Rebners befürworten, denn es muß aller- 
dings einem Betenten außerordentlich ſchmerzhaft fein, wenn er feine 
Anficht, die er gewiß nur allem am gründlichſten zu vertheidigen 
vermag, nicht vortragen fann, weil ihm eine Anzahl Redner voran- 
gegangen find und Die Verſammtung vielleicht můde geworden iſt, 
ibn anzuhören. 

"Sendtage- Marfchall: Ich rg aber doch bemerken, daß das 
eine. Aenberung des Reglements wäre, wenn dem Marſchall vorges 
flydieben werben follte, dem Petenten außer der Reihe das Wort 
zu. geben. Ich glaube nicht, daß es in feiner Befugniß ſteht, ſo 
eiwas einzuführen, one daß das Reglement im dust in den 
Stand fehl. 
hg, von Aurel: Ich giaube kaum, daß es Vevuefalß 
iſt. Denn wenn ich den Hertn, welther dieſen Anteag machte, recht 
verſtanden habe, fo beruht das, was ihm auf ſo unangenehme Weiſe 
pafſirt iſt, anf einem Mißveorſtäändniß. Er hat geglaubt, vaß die 
Verſammlung zuletzt beſchloſſen habe, was ſie nicht beſchloſſen hat, 
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nämlich, daß man. fi) unr an demſelben Tage melden birfe, au 
welchem eine Petition oder Propofiton zur Berathung kommt. Würde 
er nicht in diefem Glauben geſtanden haben, fo würde er fi frü⸗ 
her gemeldet haben, hätte es wenigſtens thun können, und dies ift 
etwas, was jebem Petenten freißeht. Ich erlaube mir, zu bemer⸗ 
fen, daß hei der letzten Diskuſſion diefer Grund, daß nänlid) Jeder 
in der Verſammlung iu gleichem Rechte iſt und. fich melden kann, 
auch der Petent, als fchlagend angenommen wurde. Sch glaube, daß 
bie Sache auf ſich beruhen Tann. 

Jandtags -Marſchall; Ich bitte die Antragſteller, welchen es 
darum zu thun iſt, wegen einer Petition das Wort zu e-halten, 
ſich fogteic, zu melden, wenn das Gutachten über die Petition an⸗ 
gekündigt wird. - 

Eine Stimme: Es ſcheint Bedürfniß zu fein, auch außer ber 
Reife Das Wort zu erhalten, denn es Fönnen Einwürfe gegen eine 
Petitiow vorkommen, weiche noch nicht zur Sprache gefommen find, 
und welche erft Widerlegung jinden müſſen. 

Eine Stimme: Bir fcheint es, Herr Marfchall, als wenn der 
Petent und der Referent ſich gegenüberfländen; als wenn der Petent 
bie Gründe widerlegen müßte, weldye der Referent bei der Abthei 
lung vorgetragen hat. 

Abg. von Manteulſſel II. (vom Platz): Da ber Gegenftand ein⸗ 
mal beſprechen wird, fo wollte: ich mn Belehrung bitten, in welcher 
Weiſe man ſich längere Zeit vorher zu melden habe, wenn man über 
einen. Gegenftand fprechen will; ob ver Herr Marſchall felbft Die 
Meldung enigegennimmt oder das GSefretariat. Mir ift nicht be- 
fannt geweſen, wie. derartige Meldungen erfolgen, 

Sandtags-Starfchell: Alle Melpungen, welche mir muͤndlich oder 
ſchriftlich gemacht worden find, habe ich ſogleich angenommen und 
die Herren in der Reihenfolge notirt. 

Abg. von Silien: Ich halte es für zwedmäßig, wenn bie An⸗ 
meldung zum Reden vor der. Debatte felbft nicht ferner. geftattet wird. 
Diefem Gebrauche, welcher ſich mehrfach geltend gemacht hat, ſcheint 
das Reglement entgegenzuftehen. Es heißt daſelbſt $. 15: ,, Jedes 
Mitglied, weiches zu reden werlangt, zeigt dies durch Aufftehen an 
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und begiebt ſich, nachdem es dazu von dem Marſchall aufgeforbert. 
worden, auf den zum Reden beſtimmten Platz.“ Alſo mir durch Das 
Aufftehen erfolgt reglementsmäßig die Anmeldung zum Reben. 

Sandtags- Marfhall: Es ift dies auf's weitläuftigfte diskutirt 
worden, und bie Berfammlung int beſchloffen, in dieſer Hinſicht 
nichts zu erbitten. 

Abg. son Silien: Ich halte mich an bie Beſtimmung bes Regle⸗ 
ments. 

Abg. Schauß: Es hat dieſer Gebrauch zweifelsohne etwas ſehr 
Uebles; es kann Mancher von und nicht die Abficht haben, über 
eine Sache ſprechen zu wollen. Allein in dem Augenblide, wo fie 
zur Berathung hier gelangt-iR, fann man-Beranlaffung nehmen wol- 
len, etwas zu fagen, . weil eben fi) in der Verhandlung dies ober 
jenes heransgeftellt hat, wogegen man zu ſprechen geneigt wäre. 
Wenn fid) nun aber viele Renner haben einfchreiben laſſen, fo if 
es natürlich, daß, wenn man während der Berathung das Wort ſich 
erbittet, ed unmöglich ift, dazu zu gelangen. Es ift auch mir zu 
mehreren Malen fo ergangen, fo gern ich das Wort gehabt hätte, 
ward es mie nicht, da allzuviele Redner vor mir eingefchrieben wa- 
ren. Bleibt e8 bei dem bisherigen Brauch, fo wird die Anmeldung 
um über einen Gegenftand zu fprechen, nicht mehr 4, ſondern 8 und 
14 Tage vorher gefchehen müffen, und es wird zuletzt keine Graͤnze 
mehr zu finden fein. Mir will es am zweckmaͤßigſten fcheinen, daß 
vorzeitigeren Meldungen gar nicht nachgegeben würde, daß gegen⸗ 
theilig nur immer am Tage der Verathung das Wort gefordert wer: 
den koͤnnte. 

Abg. von Auerswald (vom Pape aus): Es if dies Diskuſſion 
über dad Geſchaͤfts⸗Reglement, welche, meines Erachtens, früher ab- 
gemacht worden ift. 

Sandtags - Marſchall: Der Herr. Asgeränee von Auerswald 
bat jeht das Wort. 

Abg. von Auerswald (hetritt die Rednerbühne): Ich ſehe mich 
veranlaßt, den Blick der hohen Verſammlung auf einen Gegenſtand 
zu lenken, den ich in einer früheren Verſammlung habe fallen laſ⸗ 
fen, naͤmlich die Berichtigung ber Mitiheilungen ver Allg. Breu- 
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ßiſchen Zeitung. : Ich ließ ben Antrag damals fallen, weil an 
demſelben Tage die Verhandleng über die ſtenographiſchen Protofolle 
erfolgen und eine Remedur flattfinden follte. Diefe hat nicht gends- 
gend flattgefinden, obgleich finnentflellende Fehler und Unrichtigkeiten 
in den Mittheilungen der Allg. Breuß. Zeitung noch täglich vorkom⸗ 
men. E86 ift bereits bei früßeren Diskuffionen darauf aufmerkfam 
gemacht worden, daß fo nothwendig dieſe Berichtigungen au find, 
fo fatal umd fdywierig wäre es fr Die einzelnen Mitglieder, dieſe 
Berichtigungen, beſonders wenn fie ihre eigene Perſon betreffen, in ber 
Berfammlung vorzubringen und dieſelbe damit zu langweilen. Es 
wurde ein anderer Borfchlag gemacht, auf den ich zurüdfommen 
werde, nachdem id) die Nothwendigkeit nody näher erörtert; für dieſe 
führe ich 3. B. die Notiz über eine Abftimmung an, welche Jemand, 
der der Berfammkung nicht beigewohnt hat, nicht richtig auffaflen 
kann, über die Abſtimmung darüber nämlih, ob Se. Majeſtät ge 
beten werben foll, die Beichlüfie über Petitionen nad) einfacher 
Majorität anzunehmen. Die Abitimmung ift jo dargeftellt, als ob 
fie nicht über.die Hauptfrage, ſondern über ein Amendement er⸗ 
folge, welches der Abgeordnete von Patow geftellt hatte, und wer 
ber Verhandlung nicht beigewohnt hat, kann leicht zu dem unrichti⸗ 
gen Glauben gelangen, als habe die Hauptfrage nicht zwei Drittel 
der Stimmen echalten, was jedoch der Fall war. 

- Kerner ift einem Abgeordneten der ſchleſiſchen Ritterſchaft, der 
jetzt, wie es ſcheint, nicht anweſend iſt, der unangenehme Fall paf- 
ſirt, daß, während er geſagt hat, die Verſammlung wäre in prin- 
cipio in Widerſpruch, er gefagt haben ſolle, fie wäre in principe 
in Widerſpruch. Ich glaube, daß es dem geehrten und gewiß fehr 
Ioyalen Abgeorpneten böchft unangenehm fein wird, fich eine foldye 
Aeußerung in den Mund gelegt gu fehen. Einem anderen Abgeord⸗ 
neten iſt gerade das Gegeniheil von dem, was er gefagt hat, da⸗ 
durch zugefchrieben worden, daß das ort „nicht“ weggelaflen if, 
und mehrere ähnliche Dinge®*). Ich erlaube mie aus biefen Grün« 


*) Beide Bälle waren in der Sitzung der StänderKurie vom. 19. Mat 
vorgefallen und erfterer dem Abgeord. Grafen dv. Renard, letzterer dem Abg. 
Tſchocke widerfahren. Wir haben fie an gehöriger Stelle berichtigt. 

Anmerk. des Here" 
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zen auf den Vorſchlag zurükzulommen, ben ich früher machen 
wollte, und Bitte die hohe Verfammlung, auf ihre Recht, über die 
Richtigkeit, und Nothwendigkeit einzelner Berichtigungen zu entſchei⸗ 
den, zu verzichten, daſſelbe auf das Sefretariat übergehen zu laflen 
und an den Herrn Marfchall folgende Bitte zu richten: 

„Der Herr Marſchall wolle anorbnen, daß Berichtigungen der 
bereits gebrudten Mittheilungen, wenn diefelben am Tage nad 
Ausgabe der betreffenden Nummer der Allg. Preuß. Zeitung ein- 
gehen, von dem Sekretariat gefammelt, geprüft und. der Redaction 
zur Aufnahme amtlich eingefenwet werben.“ 

Es erfcheint mir dies um fo nothwendiger, als, wie bekannt, 
Abdrücke unſerer Verhandlungen in beſouderen Sammlungen bereits 
erſcheinen, in die nun alle jene Undinge übergehen, die auf keine 
Weiſe zum Vortheile für die Sache gereichen können. Ich ſtelle 
anhehn, ob der Herr Marſchall die Unterſtüzung der. Verſammlung 
zu diefem Antrage aufrufen wolle. 


“ Sandtags- Marfchall: Es ſcheint mir, daß dieſer Vorſchlag ver 
Sadje ganz angemeffen ift, und daß Niemand dagegen etwas ein; 
wenden wird; ich bitte daher, daß alle diejenigen Herren, welche 
Berichtigungen zu machen haben, fte den Herren Serretairen, welche 
an dem Tage fungirt haben, einreichen, damit diefe fie mir zuſchicken 
und ih fie der Allg. Preuß. Zeitung zum Drucke zufertige. Der 
Herr Serretair Naumann will die in dem heutigen Protolfe berich- 
tigten Stellen vorlefen. 


(Der Serretair verlieft die berichtigten Stellen, welche auf Die 
von dem Marfchall deshalb geftellten Fragen genehmigt 
werden). 


Abg. von Prünneck: Ich wollte mir- in Beziehung auf ben 
Antrag meines Kollegen aus Preußen die Bemerkung erlauben, 
daß es wünſchenswerth wäre, daß die falfche Abftimmung, die in 
jener Nummer der Allg. Preuß, Zeitung enthalten ift, gleich be- 
tichtigt werde. Es ift damals abgeflimmt worden darüber: ob ftatt 
zwei Drittel der Stimmen die einfache Majorität nothwendig fein 
follte und deshalb ein Geſuch an Se. Majeftät den König gerichtet 
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werben follte. Die Abftimmung hatte für vie einfache Majorität 
entſchieden, fie ift aber in der Zeitung ganz entftellt. 

Sandtags- Marfchall: Dies wird durch den heutigen flenogras 
phiſchen Artikel berichtigt werden. *) 

Abg. Möwes: Ich muß zunächſt die hohe Verſammlung um 
Eutfhuldigung bitten, wenn ich auf das Gefchäftsverfahren nochmals 
zurückkomme. Die hohe Verſammlung hat in den legten Sigungen 
verjchiedenen SBetitiond - Anträgen, gegen welche die Gutachten ber 
Abtheilungen fich ausgeſprochen hatten, ihre Yinterftügung - verfagt 
und diefe Petitionen daher verworfen, ohne daß deren Gründe genau 
befaunt geworben, ohne daß felbft den Herren Antragftellern noch 
das Wort zur Unterſtützung ihrer Anträge gegeben worben ift. Ich 
will keinesweges behaupten, daß dieſe Petitionen eine größere Unter⸗ 
füßung gefunden haben würden, wenn bie Antragfteller noch das 
Wort gehabt hätten; jedoch im Prinzipe halte ich dieſes Verfahren 
für bedenklich, indem dadurch auch wichtigere Dinge und Petitionen, 
vieleicht aus bloßen Zufälligfeiten, in folcher Weife ihre Erledigung 
finden könnten. Die hohe Verſammlung ift es, nach) meinem Dafürs 
halten, fich ſelbſt und jedem Antragfteller ſchuldig, daß die Gründe 
genau vernommen werben, auf welche ſich eine Betition ſtützt. Die 
Öffentliche Meinung bürfte. fonft bald zu der Annahme fommen, daß 
einzelne Petitionen mit Leichtigkeit hier behandelt werden, und bie 
Antragfteller muͤſſen ſich zurüdgefept fühlen, wenn fie ihre Gründe 
nicht mehr vortragen dürfen. Dies um fo mehr, als manche Peti⸗ 
tionen nicht fänmtliche Gründe enthalten, die für die Anträge fpres 
hen, auch die Gutachten fich nicht vollftändig über die Gründe ber 
Antragfteller verbreiten und dieſen legteren nicht immer vergönnt ift, 
in den Abtheilungen felbft ihre Gründe geltend zu machen. Ich ſelbſt 
bin an einem Tage und zu einer und berfelben Stunde zu dreien 
verfchienenen Abtheilungen eingeladen geweien, habe mich natürlich 
aber nur in einer befinden können. Mit Beiorgniß jehe ich daher 
auch dem Bortrage der Abtheilungs-Butachten über die Petition ents 


*) Iſt fchon von uns an der betreffenden Stelle zu Ende der Sitzung der 
Staͤnde⸗Kurie vom 18, Mai (Band IV.) geſchehen. Anmerk. des Herausgeb. 
V. 8 
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gegen, die ich mit den Abgeorbneten von Berlin der hohen Verſamm⸗ 
lung zu überreichen die Ehre gehabt habe, indem ich befürchten muß, 
daß dieſe Petitionen eventuell das Schickſal jener Eingangs erwähn- 
ten theilen könnten. Ich will mie daher unter biefen Umſtaͤnden und 
mit Rädficht auf die Gerechtigkeit, die unfer hochverehrier Herr Mar- 
ſchall jedem Einzelnen zu Theil werben läßt, Die Bitte erlauben, daß 
in den Fällen, in welchen fid) bie Abiheilung gegen einen Petitions⸗ 
Antrag audgefprochen hat, dem Antragfteller noch geftattet werbe, 
wit wenigen Worten feinen Antrag zu unterflüben, bevor bie Ver⸗ 
fammlung aufgefordert wird, fich darüber zu erflären, ob fie ben 
Antrag unterftügt oder nicht. Das jetzige Verfahren finbet feinen 
Anhalt in 8.26 des Neglements sub Litt. b,, in welchem gefagt 
ift: daß, wenn das Abtheilungs- Gutachten gegen einen Petitiond« 
Antrag ausgefallen ift, nach deſſen Berlefung vor Gröffuung ber 
Berathung die Berfammlung zu befragen fei, 

„ob der Petitions-Antrag in Berathung genommen werden folle”, 
and daß; wenn diefe Frage durch 24 Mitgliever nicht bejaht wird, 
der Antrag nicht zur Berathung kommt. 

Nach meinem Dafürhalten ift alfo in einem folchen Falle nur 
die Berathung abgefchnitten. Die Berathung aber ift verſchieden von 
den Antrage und der Unterftägung deſſelben durch den Antragfteller. 
Der Antrag und die Gründe für denfelben bilden ein Ganzes und 
müffen möglichft der Verſammlung befannt werden, bevor barüber 
Beſchluß gefaßt werben kann, ob die Berathung barüber nicht ſtatt⸗ 
finden folle. Ich finde daher in dieſer Beftimmung des Reglemente 
kein Hinderniß, daß der Antragfteller erft mit feinen Gründen ges 
hört wird, und glaube, daß meine Bitte um fo mehr Berüdfichtigung 
finden kann, als in Betreff der Amendements fchon der Uſus einges 
treten ift, daß Diefelben motivirt werben, che die Verſammlung bes 
fehließt, ob fie in Berathung genommen werben follen ober nicht. 

Jandtags ·Marſchall: Es fcheint mir doch, daß Dies eine Aus⸗ 
dehnung der Beitimmung ded Reglemente fei, zu der ich mich nicht 
verftehen zu fönnen glaube; ich muß es für einen Theil der Beras 
tbung halten, wenn Jemandem, fei ed der Antragfteller ober ein ans 
derer Abgeordneter, dad Wort gegeben wird. Alsdann möchte es 
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ſchwer fein, eine fernere Disfuffion abzufdmeiden. Ein Mittel einer 
ftärferen Begründung liegt immer darin, daß verlangt werben könne, 
die Petitionen felbft vorgulefen, was bis jetzt noch nicht ſtattgefunden 
hat. Würbe es verlangt, fo müßte es gefchehen; weiter zu gehen 
und irgend Jemand das Wort zu geben, fei es der Antragſteller oder 
ein Anderer, halte ich außer meiner Befugniß. 

Abg. Möwes: Allerdings. Die Vorlefung ver Petition ift auch 
in dieſer Beflimmung verfagt, wena der Antrag des Petenten, daß 
fie verlefen werde, nicht die Unterſtügung von 24 Mitgliedern findet. 
Mit voller Ueberzeugung erkenne ich an, daß die Vorlefung der Pe⸗ 
titionen nicht immer gut iR, und daß man die Vorlefung weitlaͤuf⸗ 
tiger - Debusctionen vermeiden muß. Die Anführung der Gründe für 
einen Antrag aber durch einen. mündlichen Vortrag ift hiervon ver- 
ſchieden "und gewiß zweckmäßig. Daher habe. ich geglaubt, daß «es 
dem Antragfteller wohl erlaubt werben koͤnnte, feinen Antrag noch 
zu unterftügen, che die Berfammlung erflärt: wir wollen ihn nicht 
in Berathung gehen Iaflen. 

Sanviags- Marſchall: Ich will nicht fagen, daß ich .eine foldhe 
Beftimmung nicht für gut hielte, fondern es ift nur meine Meinung, 
fie fei noch nicht vorhanden, und ich dürfe fie nicht einführen. - 

Abg. Hunfemann: Ich habe die hohe Berfammlung mit Berich⸗ 
tigung defien, was in ben Zeitungen von den von mir gehaltenen 
Vorträgen mitgetheilt worden ift, noch nicht behelligt; ich erlaube 


mir aber heute, eo ald Unterftügung zu demjenigen zu thun, was - 


ein geehrte Mitglied aus Preußen vorgebracht hat, und anzuführen, 
baß in der heutigen Allgem. Preuß. Ztg., in dem Vortrage, wo id) 
das allgemeine Petitionsredjt befürwortete, ein Satz eingefchoben 
worben ift, den ich gar nicht gefprochen habe, und der an einer an- 
deren Stelle gefagt worden fein muß. Nämlich, indem ich blos von 
meinem Antrage rede, fteht auf einmal dazwifchen: „der Antrag 
des. Heren von Sanden ging dahin, daß das Petitionsrecht der Pro- 
vinzial- Landtage, wie es bisher gewefen ift, ungefchmälert beftehen 
bleibe.” Das mag nun wohl bei einer anderen Gelegenheit gefagt 
worden fein, aber nur nicht von mir bei diefer Veranlaflung. Ich 
habe nun hierauf bie Rebaction der Allgem. Preuß. Ztg. gebeten, 
8* 
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dieſen Fehler zu berichtigen, follte dieſe jedoch nicht darauf eingehen, 
fo babe ich nach dem fo eben gefaßten Beſchluſſe des Herrn Mar- 
ſchalls das geehrte Sefretariat zu bitten, die Allgem. Preuß. Zig. 
zu diefer Berichtigung zu autorifiren, refpeltive dazu anzumeifen. 

Abg. Eſchoche: Sie werden wifien, daß bei der Diskuffion über 
die Petition des Herrn Grafen Reichenbach dad Gutachten der vers 
ehrten Abtheilung nicht günftig ausgefallen war, und daß ich bei 
jener Gelegenheit einzelne Motive, mit denen die verehrte Abtheifung 
die Betition zurüdweifen zu müflen glaubte, wörtlich anführte und 
fie durch meine Gegenanficht beantwortete. Das eine von dieſen 
Motiven ging dahin, es wurzele tief im Wolfe die Anficht, daß, wenn 
Jemand angeſchuldigt fei, der Glaube an feine Unbefcholtenheit nicht 
mehr vorhanden fei. Diefer Aeußerung habe ich entgegengeftellt: 
ed würde ſchwer fein, dies durchgängig zu widerlegen. Dies 
Motiv aber, welches ich eben zu widerlegen fuchte, ift in der Allg. 
Preuß. Zeitung, wie ich mich Freitag Abends überzeugte, ganz wegs 
gelaffen, fo daß meine Entgeguung wie aus der Luft gegriffen da⸗ 
fleht und Jeder, der fie lieft, es unbegreiflicy finden wird, wie ich 
dazu gefommen bin. Dies war ed, was ich mir zu bemerlen er⸗ 
lauben wollte.*) 

Sandtags- Marſchall: Wir werden nunmehr zur Tagebordnung 
kommen, und zwar zuerſt zu dem Gutachten, betreffend die Gebühren 
für Aufenthalts- Karten. Da der Referent, Herr Abgeordnete von 
Uechtritz, nicht gegenwärtig ift, fo will der Herr Abgeordnete von 
Fock den Vortrag übernehmen. 

(Der Abgeorbnete von Soh lieſt:) 
Exrtraft 
aus 


dem Sipungs: Protokoll der fiebenten Abteilung der Vereinigten 
Kurie der drei Stände, d. d. Berlin den 9. Mai 1847, 


betreffend 
die Aufhebung ber Gebühren für Aufenthalts-Karten. 
Die Hierauf R 


*) Mir bemerken überhaupt, daß alle hier vorgebrachten Reklamationen an 
den betreffenden Stellen ihre Verlchtigungen gefunden haben. 
Arnmerk. des Herausgebers. 
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III. zur. Bereifung geſtellte Bett bes Gern hgeerhniien Brown, 
betreffend 
den Antrag auf Aufhebung ber Gebühren für Aufenthalto⸗Karten, 
fhien der Verſammlung gleichfalls nicht geeignet, um fie dem hoben 
* Lanbtage zur Derudfichtigung empfehlen zu fönnen. 

Der Antragfieller bittet: 
durch eine zu den Stufen des Thrones nieberzulegenbe Petition um 
Aufhebung der Gebühren für Aufenthaltöfarten überhaupt, insbeſondere 
aber der den Bewohnern der Provinz Pofen ausnahmsweiſe auferlegs 
ten Gebühren für die Aufenthalts: Erlanbnig während der Meffe zu 
Branffurt a. d. O., antragen zu wollen. - 

Das Sachverhaͤltniß, welches den Antrag hervorgerufen Hat, iR in - 
der Betition nicht vollftändig vorgetragen, und führt deshalb ber bei ber 
BDerathung gegenwärtige Herr MiniflerialsKommifferius Folgendes au: 

- Die General: Inftruetion vom 12. Juli 1817, betreffend bie Aufents 
Haltss Karten, ertheilt in Ausführung des $. 18 des Allerhoͤchſt voll⸗ 
zogenen Paß⸗GEdikts vom 22. Juni 1817 denjenigen größeren Handels⸗ 

und Feſtungsſtädten, in welchen dies feitene der Königlichen Regie⸗ 
rungen: wegen der obwaltenden Verhältniſſe angemeflen befunden und 
aus drũcklich beſtimmt wird, das Recht, Aufenthalte-Rarten an Fremde 

zu ertheilen und bafür bie $. 10. J. cit. feſtgeſezten Gebühren von 

24 Sgr. bie 10 Sgr., nach Maßgabe ber Länge des Aufenthalte, zw 
erheben. 

Die Abgabe hat die Natur einer Velizei⸗Steuer, welche zur Kaſſe 
derjenigen groͤßeren Staͤdte fließt, denen die Polizei-Verwaltung zuſteht. 

Mittelſt beſonderen Erlaſſes der Königlichen Regierung zu Fraulk⸗ 
furt vom 15. September 1817 wurde dieſe Stadt, ſewohl wegen ih⸗ 
ver Sröße, als auch wegen des darin ſtattfindenden Handels⸗ und 
Mei: Dertehrs, für vorzüglich geeignet exflärt, Aufenthalts⸗Karten für 
Fremde darin einzuführen und zur Ausführung der neuen Einrichtung 
fofort die nöthigen Binleitungen zutreffen. 

Hiernach werden die Gebühren für AufentHalts-Karten in Frauk⸗ 
furt auch noch jeßt erhoben, und es find von den Abgaben dafür nach 
einer fpäteren, auf Minifterial:VBerfügung vom 10. Januar 1818 ges 
ſtützten Regierungss Verfügung vom 12. Februar ejusd. nur die Eins 
wohner der Provinz bei Kreifen innerhalb derſelben davon befreit, 
obgleich fie auf Grund befonderer, auf ficherheitspolizeilichen Kückſich⸗ 
ten beruheuder, fpäter ergangener Anordnungen der Königlichen Res 
gierung zu Frankfurt auch ihrerfeits verpflichtet find, fih in den Befig 
von Aufenthalts-Karten zu feben. 

Die Bewohner aller anderen Provinzen, alfo nicht blos, wie Bitt⸗ 

ſteller behauptet, die Bewohner der Provinz Poſen, find zur Gntrichs 
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tung ber gefehlich feſtſtehenden SufentHalts- Karten Gebühren verpflich- 
tet, deren Ertrag, wie der Here Minifterials Kommiffarius anführt, 
nach der vom ibm darüber eingezugenen Erkundigung, die Koften, 
welche die PBolizeisBerwaltung während der Meflen — alſo im Inter: 
efie der Meßbeſucher — ertraorbinaie herbeiführt, die Binnahme an 
Gebühren für Aufenthaltsfarten mehr als abferbirt. 

Hiernach Halt die Derfammlung den Petitions⸗Anttag um fo wes 
niger für begründet, als es nicht an ber Zeit ift, den größeren Städten, 
we die Kommunal-Bebürfniffe jebt befonders im Steigen begriffen find, 
eine zu deren theilweifen Beſtreitung geeignete, ihnen zufiehende Ein; 
nahme zu entziehen, und weil etwanigen Abweichungen nnd Uecherfchreis 
tungen einzelner Beamten bei ver Ausführung buch. eine Beſchwerde ge⸗ 
wiß ſofort Abhülfe verſchafft werben kann. 

Es wird deshalb gleichfalls ſubmittirt, den Antrag. als unbegründet 
zu verwerfen. 

Als mit dem Original übereinfimiend atteftirt 
Graf von Finkenſtein. 


Fandtags -Marſchall: Die Abtheilung hat den Antrag nicht 
befürwortet, und es fragt fid) daher, ob er in der hohen Verſamm⸗ 
lung Unterſtützung findet. 

Eine Stimme: Es ift in der Faſſung, wie ſie ſo eben ver- 
lefen wurde, gejagt, bie Berichtigungen für die Aufenthalts » Karten 
flöflen in die Stadtkaſſe, in Breslau jedoch fließen fie nicht in Die 
Stabtfaffe, fondern in die Polizeifaffe. 

Sandtags- Matſchall: Ehe weiter gefprochen werden darf, muß . 
ich erſt fragen, ob der betreffende Antrag die geſetzliche Unterſtůt⸗ 
zung findet. 

(Die Unterſtützung erfolgt) - 


Abg. Sperling: Einen polizeilichen Zwed Können dieſe Auf- 
enthaltsfarten nicht haben, denn es hat Jeder, der einen Ort be- 
tritt, die Verpflichtung, ſich bei der Polizei entweder felbft zu mel- 
deut, oder der Hausbefiger muß die Meldung machen, und dadurch 
erhält die Polizeibehoͤrde hinlängliche Veranlaſſung, das betreffende 
Individuum zu überwachen. Es ift alfo blos eine finanzielle Maß- 
tegel und in dieſer Beziehung dem Gegenftande nad) unbedeutend. 
Frankfurt wenigftend kann ſich darauf nicht berufen, daß die Po⸗ 
lizeiverwaltung ihm befondere Koften während der Meſſe verurfache, 
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benn biefe werben, wie auch bie damit verbundene Unbequemlichkeit 
durch die Vortheile anfgemogen, welche bie Stadt durch Die Meſſe 
bezieht, und was die anderen Städte anbelangt, fo mögen deren 
Berhältniffe wohl von der Art fein, dag ihnen feine Einnahme eni- 
zogen werben follte. Jedoch hat man in biefer Beziehung, bei ſehr 
erheblicher Einnahme, in deren Genuß fie feit 100 Jahren und län- 
ger waren, Fein Bedenken empfunden. Bei der Zahlung für vie 
Aufenthaltsfarten ift das Prinzip nicht zu rechtfertigen, denn es führt 
zu Beichränfungen der Staatsbürger in der Wahl ihres Aufenthalte: 
ortes. Wer den von ihm dafür geforderten Betrag zu zahlen nicht 
im Stande ift, muß den betreffenden Ort verlaflen, und and dieſem 
runde ftimme ich gegen das Gutachten der Abtheilung und für bie 
Aufhebung der Abgabe. | 

Abg. Stebtmenn: Sch will nicht wiederholen, was der geehrte 
Redner vor mir gejagt hat, da er ganz und gar meine eigene Ans 
ſicht ausgefprochen hat. Sch will blos diefe Tribüne für Minute 
befteigen, um zu fügen, daß ich ganz dem Antrage ver Petenten bei- 
pflichte und dies um ſo mehr Fan, als wir am Rhein eine ber- 
artige Abgabe nicht kennen und alfo nicht im geringiten dabei be- 
theiligt find. Es find deshalb die allgemeinen Grundfäge, welche 
der Bürgermeifter von Königsberg aufgeftellt hat, ganz übereinftim- 
mend mit meiner Anflcht, welche ich habe geltend machen wollen. 
Ich finde es gang dem Prinzip unangemeffen, daß irgend eine Stabt 
für die Ausübung der Polizei eine Abgabe von Leuten in Anfprud 
nimmt, die ohnedies durch ihre Gegenwart den Nahrungsfland der 
betreffenden Stadt zu heben beitragen. 

Abg. Grunen: Ich pflichte den beiden vorigen Rednern bei 
und bemerfe nur, daß der Ausfchuß hier am Schluß feines Gut⸗ 
achtens fagt: „Er halte den PBetitions-Antrag um fo weniger be- 
gründet, da dieſe Abgabe für die Beftreitung der dortigen Kommunal- 
Bedürfniſſe ſei.“ Mir fcheint es gar nicht darauf anzufommen, for 
dern nur auf den Gegenſtand, wofür fie erhoben wird. Wir leben 
heute in einer fo bewegten Zeit, daß wegen ber Keichtigfeit der Com⸗ 
nmenirationsmtittel mehr Neifen unternommen werben, als früher. 
Betten wit aber 3. B. aus dem Inlande in das Ausland, fo wer- 
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den wir nicht nach Paß⸗ und Aufenthaltsfarten gefragt, reifen wir 
aber aus einer Provinz in die andere ober gar nur aus einer Stadt 
in die andere, fo müffen wir eine Aufenthaltsfarte löſen. Deshalb 
fcheint die Abgabe für Aufenthalsfarten nicht zeitgemäß und es be- 

gründet zu fein, daß eine Bitte an Se. Majeſtaͤt ven König um 
Aufhebung dieſer Abgabe gerichtet werde. 
Abg . Siebig: Hohe Verfammlung! Auch id Fann mid) nur 
entſchieden dahin ausſprechen, daß die Aufenthaltskarten wegfallen 
mögen. Sch erlaube mir aber noch einen. Mißbrauch — id) Tann 
es nicht anders bezeichnen — zur Sprache zu bringen, ber bisher 
und zwar bis voriges Jahr in Breslau flatigefunden bat, fei es 
aus Irrthum oder aus andereren Gründen. Die Aufenthaltsfarten 
find dort Iange Zeit auch ſolchen Individuen gegeben worben, bie 


fich manchmal Jahre lang. dort aufhielten. Mir ift ein Fall befannt, 


wo eine ledige Perfon, die nach polizeilichen Berichten durchaus 
rechtfchaffen und unbeicholten ſich aufgeführt hat, 15 Jahre dieſe 
Abgabe bezahlte, während fie der Stadtgemeinde längft als Ein- 
wohnerin gefeglich. zugefallen wäre. Ich glaube deshalb, daß ber 
Wegfall der Aufenthaltsgebühren ein At der Gerechtigkeit ift, und 
werde mic) deshalb ven früheren Rednern anfchließen, nach welchen 
Se. Majeftät gebeten werden fol, daß dieſe in ber That läftige und 
nur auf einer Kleinigkeit beruhende Abgabe abgeftellt werde. 

Abg. Stedtmann (vom Platz): Ich vernehme fo eben, daß es 
allerdings in ber Rheinprovinz noch einige Orte giebt, wo dieſe 
Abgabe erhoben wird; aber in meiner Gegend findet das nicht ſtatt. 
Wenn aber von Rückſichten auf die Kommunal-Kaſſen geſprochen 
worden iſt, ſo bin ich ſo frei, daraus einen neuen Grund abzulei⸗ 
ten und mich um fo entſchiedener gegen dieſe Abgabe auszuſprechen, 
weil ich fie als BVefchränfung des Prinzips der Freizügigkeit anſehe. 
Ich glaube, der Antrag auf Abfchaffung diefer Gebühren wird um 
fo mehr gerechtfertigt, als dem letzten ſchleſiſchen Landtag eine Pros 
pofition vorlag, daß alle magiftratualifchen Regiftratur- und Polizei⸗ 
Gebühren Fünftig aufhören follten. Deshalb wird gewiß alfo die⸗ 
fer Antrag um fo eher bei Sr. Majeftät dem König Gehör finden. 

Abg. von Manteniel I.: Ich will durchaus für diefe Abgabe 








— 1 — 


nicht in die Schranfen treten, ich glaube wohl, daß ſich Manches 
dagegen fagen läßt. Indeſſen erlaube ich mir, die hohe Verſamm⸗ 
lung darauf aufmerffam zu machen, daß fie ganz beſonders einen 
ſehr fpegiellen Theil. der Monarchie, nämlih die Stadt Frankfurt, 
betrifft. Ich weiß nicht, ob es in der Stellung des hohen Land: 
tag8 liegen Tann, ſich mit einer ſolchen Spezialität zu befaſſen. In⸗ 
deffen gebe ich doch gehorfamft zu bedenfen, daß, wenn ber hohe 
Landtag auf einen folchen Spezialfall eingeht, er der Gefahr aus⸗ 
geſetzt iſt, einfeitig über die Sache zu urtheilen und Manches zu 
überfehen. So viel mir befannt ift, haben die frankfurter Meflen 
einen ganz: befonderen Charakter. Gin großer Theil des Publikums 
fommt aus den öftlichen Staaten dahin, und es ift diefem Theile 
bes Publifums viel daran gelegen, wenn ed mit der Legitimation 
nicht fo ftreng genommen wird. Sch glaube, daß vie ftäntifchen 
Behörden ungern eine ſolche Handhabe verlieren würden, um gerade 
diefen Theil des dortigen Publikums unter geeignete Kontrolle zu 
nehmen. Deshalb möchte wohl Anftand genommen werden, eine 
Beſchlußnahme über dieſen einzelnen Partikularfall herbeizuführen. 
| Abg. von der Heydt: Ich weiß nicht, ob die Abtheilung in 
ihrem Gutachten im Irrthume ift oder der legte verehrte. Redner, 
der doch als Direktor des Minifteriums des Innern die Gefehe ken⸗ 
nen muß. Ich glaube, es handelt fih um die Aufenthaltsfarten- 
Gebühren nicht blos für die Stadt Frankfurt, fondern um Die Ab- 
gabe für Aufenthaltöfarten, wie fie für bie ganze Monardjie in den 
betreffenden Städten geftattet if. Wenn aber wirklich diefe Abgabe 
blos in Frankfurt ftattfände, was nicht der Falk iſt, jo wäre nicht 
blos dieſe Stadt betheiligt, fondern alle Staatsbürger, die zu dieſer 
Abgabe beitragen müſſen. Nicht im Interefie der Stabt Frankfurt 
fol eine Petition angebracht werden, da würde der Redner Recht 
haben, fondern im Intereſſe aller Staatsbürger. Aus der Gegend, 
wo ich zu Haufe bin, und aus der Stadt, welcher ich angehöre, 
gehen eine Menge Kaufleute auf die Meſſe nah Frankfurt und 
muͤſſen ohnedies viel Geld dort verzehren, was der Stabt viel ein: 
bringt. Es fiheint mir ungerecht und unbillig, daß eine ſolche Ab- 
gabe erhoben wird, und ich fchließe mid) ven Petenten an, uns zu 
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der Bitte an Se. Majeftät ven König zu vereinigen, daß dieſe Ab⸗ 
gabe abgeſchaft werde. 

Abg. Graf von Finkenſtein: Nur eine Berichtigung! Es 
fteht deutlich in dem Protofolle der Abtheilung: 

„für Aufenthaltsfarten überhaupt, insbejondere aber der ven Bewohnern 

der Provinz Poſen ausnahmsmweife auferlegten Gebühren für die Aufents 
baltse:Erlaubnig während der Meſſe zu Brankfurt a. d. O. antragen zu 
wollen.’ 

Alfo geht diefe Petition nur auf Die einzige Stadt Frankfurt. 

Abg. Sperling: Ich wollte mich ſchon ded Wortes begeben; 
aber der Redner, welcher fo eben geſprochen hat, veranlaßt mich, 
dad Wort zu nehmen und die Stelle nochmals verzulefen. Es 
beißt: 

Der Antragfteller bittet; 

ndurd eine zu den Stufen des Thrones niederzulegende Petition um Auf: 
hebung der Gebühren fir Aufenthaltsfarten überhaupf, insbefondere aber 
der den Betvohnern der Provinz Pofen ausnahmsmeife auferlegten Gebüh⸗ 
ren für die Anfenthalts: Erlaubnig während ber Dee zu Frankfurt a. d. 
D., antragen zu wollen.‘ 

Es iſt alſo der Gegenſtand ſehr allgemeiner Natur. 

(Die Abgeordneten Meviſſen und von Manteuffel J., vom Marſchall 
aufgefordert, das verlangte Wort zu nehmen, verzichten auf daſſelbe.) 

Abg. Prown: Ich wollte nur ſagen, daß die Hauptveranlaſ⸗ 
fung zu meiner Petition die geweſen ift, daß alle diejenigen, welche 
son den öftlichen Provinzen nad Frankfurt fommen, mit einer fol 
chen Steuer belaftet werben, während Andere davon frei find. Das 
iſt die fpezielle Veranlaſſung zu meinem Antrage; aber mein Ans 
trag geht freilich darauf hinaus, daß die Aufenthaltöfarten über- 
haupt wegfallen möchten. Soll eine polizeiliche Kontrolle ſtattſin⸗ 
den, fo Tann dieſe immer erfolgen; es. Fönnen auch Aufenthaltsfar- 
ten gegeben werben, ohne daß aber deren Verabreichung mit einer 
Geldauflage verbunden ift. 

Abg. Sinau: Ich habe gegen die Aufhebung der Aufenthalis⸗ 
farten gar nichts, wenn fie allgemein aufgehoben werben follen; 
aber wenn fie blos für die Stadt Frankfurt aufgehoben werden fols 
ken, fo nräßte ich feierlichft dagegen proteſtiren. Wie ſchon der Ab⸗ 
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georbnete für Brandenburg bemerft hat, iſt bei uns eine Kontrolle 
durchaus nothwenvig. Meine Herren! Sie fennen bie Lente nicht, 
weiche zur frankfurter Meſſe kommen, und wie follen wir fie unter 
einer Kontrolle halten? Jetzt ift es fo, daß fie ſich dort melden 
und eine Karte nehmen müſſen, und es iſt wegen ber Kontrolle bie 
Karteneinrihtung für Frankfurt fehr notwendig. 

Abg. Sperling: Aber die 10 Sgr., die dafür bezahlt werben, 
find nicht nothwendig. 

Abg. Ainau: Wie viel dafür bezahlt wird, weiß ich nicht, es 
werben 10 Sgr. fein, und wie gefagt, für den Kal, wenn die Aufs 
enthaltöfarten allgemein aufgehoben werben, ftimme ich bei, aber 
dagegen, daß fie blos in specie für Frankfurt aufgehoben werben 
follen, muß ich proteftiren. 

Abg. von Meding: Sollie aus dem, was jept geſagt wor, 
den ift, wohl nicht. deutlich hervorgehen, daß die hohe Verfammlung 
das hier zum Grunde liegende Sachverhältnig nicht vollſtaͤndig übers 
ſieht? Mich. dünkt, daß das nicht allein aus dem Gutachten der 
Abtheilung, fondern auch aus dem, was alle Redner gefagt haben, 
hervorgehe. Wenn die Sache fo liegt, daß fie die hohe Berfamm- 
lung nicht zu überfehen vermag, fo ftelle ich anheim, ob es nicht 
gerathener fei, einen Antrag an die Krone nicht zu bringen, als 
einen Antrag zu ftellen, den man nicht -überfehen fann und wobei 
zu fürchten ijt, daß, wenn man ihn ftellt, während man das Vers 
hältniß nicht überfieht, die hohe Verfammlung in den unangenehmen 
Tall verfegt wird, daß die Krone den Antrag ablehnt. Sollte bei 
der Sadje wirflid ein fo wichtiges Intereſſe vorliegen, daß ſchon 
jetzt nothwendigerweiſe, ohne nicht ein wefentliches Intereſſe zu ges 
fährven, ein Antrag gemacht werden müßte, und follte nicht ein fols 
cher Antrag bis zu einer Fünftigen Zeit ausgefeht werden können, 
wo man ihn volftändig zu überfehen vermag? 

Abg. Graf von Gneifenau: Meine Herren! Die Abgabe flieht 
nicht in die Königliche Kaffe, fondern in die Kaffe derjenigen Stäbte, 
welche berechtigt find, fie zu erheben. Die meiften Herren, bie fidh 
für die Aufhebung der Abgabe ausgefprochen haben, find Vertreter 
fotcher Städte geweſen. Wenn alſo feitens der betreffenden Stänte 
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gewünſcht wird, die Abgabe aufgehoben zu fehen, fo fehe ich feinen 
Grund ein, warum wir, die. wir fein Intereffe dabei haben, die 
wir zur ländlichen Bevölferung gehören, die Aufhebung 1 nicht befür⸗ 
worten ſollten. 


Abg. Sperling: Der Abgeordnete aus der Mark macht der 
Verſammlung einen Vorwurf daraus, daß ſie auf dieſe Sache ein⸗ 
geht, ohne ſie zu überſehen. Ich glaube, es wäre dann wünſchens⸗ 
werth geweſen, daß der Redner der Verſammlung das Sachverhält⸗ 
niß vorgetragen hätte. Es iſt aber das auch nicht weiter nöthig; 
denn es iſt, wie ich glaube, in dem Gutachten der Abtheilung ſo 
deutlich auseinandergeſetzt, daß kein Zweifel obwalten kann. Es geht 
einfach darauf hinaus, daß derjenige, welcher nach einem beſtimmten 
Ort fommt, in welchem er nicht wohnt, eine Aufenthalts⸗Karte Löfen 
und dafür bezahlen muß. Wäre diefe Aufenthalts- Karte nur zur 
Kontrolle beftimmt, ohne daß dafür etwas gezahlt werben duͤrfte, ſo 
ließe ſich nichts dagegen einwenden. 


Abg. von Sauchen: Es iſt zum Theil ſchon das erwähnt wor⸗ 
den, was ich ſagen wollte. Wenn von einem Mitgliede der Mark 
Brandenburg, welches entſchieden ſeiner Stellung nach Kenntniß 
von dem Sachverhältniß haben muß, der Vorwurf gemacht wird, 
daß die Abtheilung nicht gründlich zu Werke gegangen ſei, ſo muß 
ich wünſchen und beantragen, daß der Gegenſtand an die Abthei⸗ 
lung zurückgegeben werde, damit dieſe ihn gründlich erörtere. Das 
Mitglied der Provinz Brandenburg würde dann hinzutreten, um 
die Abtheilung von dem Sachverhältniß gründlich” zu informiren, 
damit diefe hierauf eine Entfeheidung zu geben im Stande fei. 

Abg. von der Heydt: Ich bin auch der Meinung, daß das 
geehrte Mitglied aus Brandenburg jevem Mitglieve füglich über- 
laſſen Fönnte, für fi) zu erwägen, ob es fi) genugfam aufgeflärt 
finde, ein Votum abzugeben. Ich meinerfeits finde mich genugfam 
aufgeklärt durch den Bericht der Abteilung und durch die Ausfunft - 
die der Königliche Kommiffar dort gegeben hat. | 

Secretair Kaſchke (nicht deutlich zu verſtehen): Es fcheint wir 
nicht ‚darauf anzufonmen, ob Aufenthalts-Karten. eriheilt werben 
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follen, fondern nur auf die Bezahlung. Ich bin auch der Reung 
daß diefe Abgabe von 2, Sgr. abgefchafft werde. 


Abg. ‚von Byla: Kine nähere Aufflärung in Betreff dieſer 
Petition fcheint mir in der That nicht nöthig. Es fteht offenbar 
feſt, daß Aufenthalts-Karten ertheilt und Gebühren dafür erhoben 
werben. Mehr brauchen wir, glaube ich, nicht zu wiffen. Wenn 
wir aber annehmen, daß feit längerer Zeit dahin gewirft ift, alles 
Sportuliren in polizeilichen Angelegenheiten aufzuheben, fo fcheint 
es mir auch an der Zeit zu fein, ein foldyes Sportuliren bei Auf- 
enthaltsfarten ebenfalls aufzuheben oder zu beantragen, daß ed auf- 
gehoben werde. Wie nachtheilig jedes Sportuliren in polizeilichen 
Angelegenheiten ift, davon find wir, glaube ih, vollfommen über: 
zeugt. | 

Sandtags-Mlarfchall: ES ift der Antrag gemadht worden, das 
Gutachten an die Abtheiluug zurüdgehen zu laffen. Ich muß zuerft 
fragen, ob dieſer Antrag Unterftügung findet. 

(Wird nicht unterſtützt.) 

Ich fihließe fomit die Berathung und werde die Frage ftellen: 
Sol Se. Majeftät der König gebeten werben, die Aufhebung 
der Gebühren für Aufenthalts-Karten zu befehlen? 

Mehrere Stimmen: Für die ganze Monarchie? 

Sandtags- Merfhall: Natürlich. 

(Secretair verlieft nochmals die Frage.) 

Sondtags-SMarfchall: Diejenigen, welche für Bejahung viefer 
Frage find, bitte ich aufzuftehen. 

(Wird mit mehr als zwei Dritteln der Stimmen angenommen.) 

Das zweite Gutachten betrifft die Ermäßigung des Preifes für 
die Gefinde-Bücher von 10 Ser. auf 2% Ser. - 

In Stelle des abwefenden Referenten von Uechtritz der Ab- 


geordnete von Fock Cverlieft das Gutachten über die Gefinde- 
Bücher): 
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dem Sisungss:Protofolle der fiebenten Abtheilung der Bereinigten 
Kurie der drei Stände, d. d. Berlin den 3. Mai 1847, 
betreffend 
die Ermäßigung des Preifes für die Geſindebücher von 10 Sgr. 
auf 2} Sgr. 
Nachdem folchergeftalt die Berathung über viefen Gegenftand gefchlofien 
war, wurde 
IH. 3u dem Vortrage der Petition bes Herrn Abgeordneten Starf, betreffend: 
die Ermäßigung bes Preifes für die Seſinde / Dienſtbů cher 
übergegangen. 
Der Antragſteller trägt darauf an: 
den Preis der durch das Geſetz vom 29. Eeptember 1846 angeord⸗ 
neten Gefinde- Dienftbücher (cf. Gefeß: Sammlung für 1846 Seite 
467) von 10 Sgr. auf 24 Sgr. zu ermäßigen und nur dann bem 
Preis von 10 Sgr. eintreten zu laſſen, wenn die Fälle der 88. 7 und 
8 des Geſetzes vorliegen und es alſo entweder auf Ausfertigung eines 
neuen Gefinde-Dienfibuchs an die Stelle eines verlorenen oder baranf 
ankomme, ein neues an bie Stelle eines folchen anszufertigen, worin 
fich ein ungüunftiges Zeuguiß befindet. 

Der Antrag wird durch die Behauptung zu begründen gefucht, daß bie 
nene Einrichtung gegen früher eine Erhöhung der Beſteuerung mit ſich 
füßre, weil jest jeder Dienfibote ein Geſindebuch für 10 Sgr. loͤſen 
müſſe, während früher ein fiempelpflichtiges Atteſt nur dann zur Anwen⸗ 
bung gefommen, wenn ein Dienftwechfel eingetreten und es verlangt 
worden fei. 

Die Mehrheit der Verſammlung Hält den Antrag nicht für begründet 
und ftellt der weiteren Grwägung des hohen Landtags anheim: 

die Petition als unbegründet zurüczuweifen, 
denn zunaͤchſt iſt es unrichtig, daß nach der früheren Binrichtung der 
Stempel weniger betragen habe, da, wenn der Dienftbote auch nur eins 
mal in Dienft trat, er zum Dienft-Antritt felbft eines obrigfeitlichen At⸗ 
tefles darüber bedurfte (cf. S. 10 der Geſinde-Ordnung vom 8 Okto⸗ 
ber 1810), 

daß feiner Annahme als Gefinde Fein Bedenken entgegenftehe, 
eines Atteftes, welches tarifmäßig die Anwendung eines Stempels von 
15 Sgr. für ſich allein nothiwendig machte. 

Denn nun jegt, wo die Dienftbücher obrigfeitlich ausgefertigt werben, 
ein folches Attef nicht mehr nöthig ifl, wenn außerdem jebt ſechs Attefte, 
zu denen das Buch Raum gewährt, nur 10 Sgr. Stempelfteuer erfors 
dern, während früher hierzu 1 Rthlr. verwendet werben mußte, fo liegt 
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in der neuen Cinrichtung auf jede Weiſe eine Erſparniß für den Dieb _ 
boten, die danfbar anzuerkennen und nicht geeignet if, dem Autrage des 
Betitionsftellers das Wort zu reden. Das, was früher allerdings leichter 
wer, war die Umgehung jeden Stempel dadurch, daß er ber Vorfchrift 
entfprechend nicht vertvendet wurde, woraus nad; Anficht der Mehrheit ber 
Berfammlung indeß fein Grund hergeleitet werben Tann, auf Grmäßigung 
einer bereits ermäßigten gefeblichen Abgabe anzutragen, einer Abgabe, Die 
in Fällen wirflicher Armuth jept wie früher jede Ortsbehörde abzuwenden 
oder bis dahin zu verfchieben vermag, wo ber abgehende Dienfibote fie 
entrichten kann. 
Als mit dem Original überemflimmend atteftirt 
Straf von Finkenſtein. 


Sandtegs- Marſchall: Die Mehrheit der Abtheilung hat biefen 
Antrag nicht befürwortet. Ich frage, ob er in der hohen Berfamms 
Inng Unterſtützung findet? 

(Wird ausreichend unterflüßt.) 

Abg. von der Heydt: Ich kann mid, dem Vorſchlage der Abs. 
theilung nicht anfchließen. Es fcheint mir vielmehr der Antrag auf 
Ermäßigung des Preiſes für die Gefindebücher wohl der Berüds 
fihtigung werth. Bei der Berathung des betreffenden Geſetzent⸗ 
wurfs hat der rheiniſche Provinzial- Landtag die Bebürfniß-Frage 
wegen zwangsweifer Einführung der Gefindebücher mit großer 
Stimmenmehrheit verneint. Es hat ihm bebenklich gefchienen, mit 
Rückſicht auf das einfache Verhältmiß zwiſchen Herrfchaft und Ges 
finde, ſolche polizeiliche Bellimmungen anzuorbnen und das Wohl 
oder Wehe einer ohnehin fchon hart bevrängten Klafle in die Hand 
einer nicht immer leidenfchaftslofen Herrfchaft zu legen. In Bazie⸗ 
bung auf ven Preis der Befindebücher hat der rheinifche Laudtag 
darauf aufmerffam gemacht, daß durch Diefelben ja nur eine polizei⸗ 
liche Anordnung bezwedt werde, und daß ed daher angemeflen er 
feine, nicht mehr als die wirklichen Koften zu fordern, alfo den 
Preis nicht höher als etwa 1 Sgr. zu ftellen. Nehmen wir"am, 
daß die Zahl der Dienftboten in dem preußifchen Staate ungefähr 
174, 68 1%, Million beträgt, dann würde durch dieſe 10 Ger. 
eine Summe von 4 bis 500,000 Thaler an außerordentlicher Ge⸗ 
finvefteuer anfgebracht worven fein. Es fcheint mir in der That 
nicht gerechtfertigt, eine fo hohe und exceptionelle Steuer auf eine 
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Klaſſe zu legen, welche ohnehin ſchon ein hartes Loos trifft, das 
ſchon an und für ſich auf Mitgefühl Anſpruch hat. Die Dienſt⸗ 
boten haben an Klaſſenſteuer 15 Sgr. zu zahlen und tragen dadurch 
ſchon zu den Staatslaſten verhältnißmäßig mehr bei, als die Reichen. 
Im Allgemeinen iſt häufig die Wahrnehmung gemacht, daß die 
Ärmeren Klaffen mehr zu den Staatslaften beizutragen haben, als 
die wohlhabenden, und von dieſer Anficht ift auch wohl die Staate- 
Regierung ausgegangen, als fie den Geſetzentwurf zur Erhebung 
der Einfommenfteuer, vorgelegt bat. Laflen Sie und, meine Herren, 
unfere Verwendung zu Gunften einer ohnehin ſchon bevrängten 
Klaffe nicht verfagen, laſſen Sie und eine Ermäßigung des Preiſes 
für die Gefindebücher auf die eigentlichen Koften, auf etwa 1 Sgr., 
- befürworten, und feien wir überzeugt, daß Seine Majeflät ver 
König, welcher in Beziehung auf die ärmeren Klafien fo manche 
dankenswerthe Erleichterung hat eintreten laſſen, ein foldyes Gefuch 
ſehr wohlwollend aufnehmen wird. Ich trage daher darauf an, 
daß der Preis der Gefindebücher. nicht nur auf 2,, fondern auf 
1 Sgr ermäßigt werde. 

Abg. von Meviſſen: Meine Herren, ich fann dem Gutachten 
der Abtheilung nicht beiftimmen, ich glaube, daß es dem Geiſte 
Diefer hohen Verſammlung mehr entfprechen wird, wenn fle, in ber 
die Beſitzloſen nicht vertreten find, gerade dadurch die erreichte hohe 
Stufe des Kulturzuftandes in Preußen bezeichnet, daß fie aus freier 
Wahl, frei von aller äußeren Anregung, die Rechte der Beſttzloſen 
vorzugsweife wahrnimmt. Dieſe Tendenz ift es, die in der Steuer: 
Geſetzgebung der lebten Jahre mehrfach angedeutet, die bei der Her⸗ 
vorrufung der Vereine zum Wohle der arbeitenden Klaffen leitend 
geweſen ift. Der Redner, der vor mir gefprodyen, hat ihnen bereits. 
gefügt, bis zu welchen Betrage die Auflage auf einen fo unfchein- 
baren Gegenftand, als die Geſindebücher find, fi beläuft. Er hat 
berechnet, vaß im Laufe weniger Jahre, etwa im Laufe von 4 Jah⸗ 
ren, während welcher diefe Auflage von den im Stante lebenden 
Dienftboten erhoben wird, diefelbe bis auf eine halbe. Million Thaler 
fleigt; diefe halbe Million Thaler fol eingezogen werden von einer 
Klafie der Bevölkerung, die durchaus nichts befigt, die im fremden 





Haufe lebt, Die gar: feine ſelbſtſtaͤndige Steflung im Staate hat. Ich 
glaube, eine. ſolche erceptionelle Steuer werden: Sie. wicht aufrecht 
erhalten wollen, Sie werben gewiß darin. mit dem rheiniſchen Pro-- 
vinzial⸗Landtage einverflanden fein, daß, wenn die Gefeßgebung e8 
für nöthig gehalten hat, eine ſolche Zwangspflicht, wie vie, ſich 
Zeugnifle in Geſindebüchern ausftellen zu laflen, den Dienftboten: 
aufzuerlegen, dieſe dann wenigftens nicht angehalten werben bürfen, 
die ihnen in einem freinden Intereffe auferlegte Verpflichtung auch 
noch zu bezahlen. Ich flimme für gänzliche Aufhebung jeder Ver⸗ 
gütung für Geſindebücher. 

Abg. Gier; Meine Herren, mir ſcheint es, als wenn: vie 
Mehrheit der Abiheilung aus einigen faltiſchen Irrthümern fidy 
gegen die Petition erflärt hätte. Es ift erſtens behanptet worden; 
die Abgabe fei feither noch höher geweien, indem jeder neu antre⸗ 
tende Dienfibote ein Atteft mit 15 Sgr. bezahlen mußte. Die ir 
Geſindedienſt Tretenden gehören: aber meiſt zum unbemittelten Stande, 
und deshalb ift ihnen und ihren Aeltern, da das Stempelfteuer-: 
Geſetz die Armen freiläßt, Feine Stempelfteuer abgefordert worden 
und auch nicht abzuforbern gewefen. Dann fagt das Abtheilungs- 
Gutashten, man habe oft die Steuer umgangen, indem man kein 
Atteſt gelöſt habe. Wir haben aber befondere Minifterial-Referipte 
darüber, Daß eine Zwangspflicht geſetzlich nicht beflehe, man ben 
Dienſt ohne fchriftliches Atteft wechfeln könne. Die Herrfchaft könne 
ſich mündlich. erfundigen und bevürfe eines ſolchen Atteſtes auf 
Stempel nicht. Deshalb glaube ich, daß die jehige Abgabe weit 
mehr einbringen wird. Auch auf dem ſächſiſchen Landtage wurde, 
ein geringerer Betrag als 10 Sgr. vorgefchlagen. Dan wünfcht, 
daß. die Dienftboten Eleine Einlagen in Die Sparfaffen .madjen und 
Geßnde⸗Praͤmien⸗Fonds geftiftet werben, was auch zu deren Beften: 
theifweife ſchon geſchehen. Um fo cher follte man jenen. Sat ers: 
mäßige. Indem man aber. 10 Ser. Abgabe einem Dieufäboten,. 
der lange freu und ehrlich dient, - abforvert und ein öfter wechſeln⸗ 
der, ſchlechterer Dienfthote nicht mehr bezahlt, ſo beſteuert man. 
jenen sigentlich. höher. - In. meiner. Gegeud hat Die Auflage von 
19 Egr⸗viele Klagen „veranlagt und wird für zu hart ‚gehalten; 
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weshalb ich mich für. die Pathion erllaͤre, daß ver Betrag auf 
23%, Sgr. gefeht werde, wobei der Fiokno unter. obigen Verhät⸗ 
niffen immer noch mehr Einnahme als früher haben wire. . 
Abg. von Kunheim: Es heißt hier immer, daß die Staatd- 
falle diefe Einnahme erhalten babe; es fließt aber in die Kirchen⸗ 
und Armenkaſſe ein Theil davon mit 2’,.Ger., und wir haben es 
bei und ſchmerzlich empfunden, daß wir viefen UAntheil verloren 
haben. 
Abg. Schauß: Entgegen den Anfichten ver bisherigen Redner, 
muß ich mich für die Anficht der Abtheilung ausfpredyen. Ich laſſe 
geen mein Mitgefühl. vorwalten für audere Menfdyen und beions 
word für. foldhe, die in einem gedrückten, abhängigen Zuftände leben. 
Ich muß mich aber zunächſt fragen, ob: Dies bei der dienenden 
Kafſe dev. Fall -fei.. Ich vermag nicht zu beuttheilen, in welden 
Berhältniffen die dienende Klafle in anderen Provinzen und Gegenden 
des Landes ſich befindet, ich kann nur davon ſprechen, wie es .bei 
uns in Berlin iſt, und da muß ich ſagen, daß dieſe Abgabe, die 
jetzt bedeutend durch die Geſindebücher ermäßigt iſt, weil fie jeht 
für einen ſechsmaligen Wechſel nur 10 Sgr. beiträgt, waͤhrend fie 
früher 1 Rthlr. ausmachte, nicht als eine braüdende Abgabe be⸗ 
teashtet werben: fann, um fo weniger zwar, als bier in meiner 
Baterftadt nicht die Dienftleute, fondern eigentlich die Dieuſtherr⸗ 
fehaft diefe Abgabe zu tragen hat und trägt. Von der Höhe des 
Lohnes, welches die dienende Perſon Für dad Jahr empfängt, ber 
fommt fie ein Angeld von 1 Ser. 2 Pf. vom Thaler, wenn fie 
migenommen if. Für 30 Rthlr. Lohn wird mithin 1 Rihlr. 6 Sgr. 
Angelo in der Regel von’ der Herrfhaft bezahlt. Wenn nun Die 
Geſtndebuͤcher noch in ihrem Preiſe ermäßigt werben, fo könnte dies 
leicht für Die dienende Klaſſe eine um fo geößere Veranlaffung wer⸗ 
den, den Dienft noch häufiger zu wedhfeln, wie es leider ſchon jeht 
geſchieht. Ich will nicht fügen, daß Die Unmoralitüt in der bier 
neuben. Klaſſe vorhereſchend ſei; es if ein großer Theil berfeiben 
von großem moraliichen Werth, es giebt aber Diele unter Ihnen, 
von denen man. dies nicht fagen kann, und wenn man den Umzug 


eslsichtert, fo möchte dies zum großen Nachtheil für vie Heerſchaft 
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möglicherweiſe gereichen, infofern wenigftens, als die Neigung zu 
Veränderungen bei den Dienftthuenden fi) noch ſehr verftärfen 
bürfte. Wenn man auch gefagt hat, man müſſe dafür forgen, daß 
die dienende Klaſſe etwas erfpare, fo glaube ich, daß fie Died auch 
ohnehin recht gut then Fönnte, wenn ſie ſich andererſeits nicht dem 
Luxus hingeben würde, wie jeht großentheils es geſchieht, wobei ich 
jedoch wiederim mir von ber Hauptſtadt ſpreche. Dies Alles in 
Betracht gezogen, glaube ich, kann es ſehr wohl dabei bleiben, daß 
10 Sgr.'für die Gefindebücher bezahlt werden. Endlich aber muß 
ih zum andern es ausſprechen, daß es mit Schmerz mich. erfüllt 
hat, daß Geſindebücher überhaupt eingeführt worden find. Ich kann 
es nicht bilfigen, daB Menfchen, ohnehin in ihrer Lage nicht zu ber 
neiden, auf Jahre hinaus gewiffermaßen einer fteten polizeilichen 
Rontröfle unterworfen werden, daß fte den Stempel ihres Verhals 
tens an der Stirn gleihfam tragen follen. Bisher hatten fie ed 
wenigſtens für fidy, mit dem Zeugniß nach eigenem Willen zu vers 
fahren. — Die Säge übrigens zu ermäßigen, wie verfchiebentlich 
vorgefchlagen, dagegen muß ich mich entſchieden erflären. 

Finanz⸗Miniſter von Düesberg: Nach dem Gefege vom 29. Sep: 
tember v. I. ift e8 allerdings die Abficht gewefen, die Abgaben, 
bie das Geſinde zu entrichten hat, zu ermäßigen, und es ift auch 
wie in dem Gutachten der Abtheilung ausgeführt worden, feinem 
Zweifel unterworfen, daß dieſe Ermäßigung feine unerhebliche fei. 
Damit das Geſinde zuerft in den, Dienft eintreten Tonne, ift nach 
der Gefinde-Ordnung ausprüdlich erforderlich, daß ein Zeugniß don 
der Obrigfeit. beigebracht werde, und ein ſolches Zeugniß in Privat- 
farben ift immer einem Stempel von 15 Sgr. unterworfen. Es 
fautet nämlich der 8. 10 dieſes Gefeges: 

F. 10. „Leute, die bisher noch nicht gedient zu haben angeben, müſſen durch 
. ein Beugnif ihrer Obrigkeit darthun, daß bei Ihrer Annehmimg als Gefinde 
. kein Behenten obwalte.“ 

Es iſt hiernach unbedenklich, daß der erſte Antritt des Dienſtes 
dem Geſinde eine Abgabe von 15 Sgr. verurſachte. Außerdem trat 
bei jedem Wechſel des Dienftes eine neue Abgabe von 5 Sgr. ein; 
fo daß, wie die Abtheilung bereits angeführt hat, die Abgabe bei 
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einem ſechsmaligen Wechfel, wofür das Dienfibuch ‚Raum zu ben 
nöthigen Atteften enthält, dreimal mehr betrug, als jetzt. Bei der 
Berathung ded Geſetzes vom 29. September find bie. verfchienenen 
Momente, weldye es räthlich machten, vie Abgabe zu ermäßigen, 
reſp. fie vielleicht ganz aufzuheben, in Erwägung gezogen, nachdem 
fämmtliche Provinzial⸗Landtage darüber gehört worden, - 

Es ift hierauf von Er. Mafeftät die Entſcheidung fo getroffen, 
wie das Gefeh es beftimmt. Die Argumente, Die jet Dagegen an⸗ 
geführt worden, find ſchon bei den Vorberathungen zur Sprache 
gefommen; und in der Darauf ergangenen Allerhöchften Beſtimmung, 
gegenwärtig, nad) einem Verlaufe von einigen Monaten, eine Abs 
änderung eintreten zu laſſen, bafür fprechen, meiner Anſicht nach, 
feine Gründe, die duch die Erfahrung Beftätigung - gefunden hätten. 

Ang. Siebig: Wenn eine hohe Verfammlung fo eben von 
einem Herrn der Minifterbanf Auskunft erhalten hat darüber, daß 
die Gefindebücdher ermäßigt find, fo kann id; dem nur beitreten; 
allein big hierher hatte das Gefinde 5 Sgr. bei jedem Dienftwechfel 
zu entrichten, während es jet 10 Sgr. entrichten muß. 

Eine Stimme: (vom Platz): Aber für fehsmal. 

Abg. Siebig: Ich felbft habe einen Dienftboten entlaflen, er 
hat 10 Sgr. bezahlen müffen für ſechs Zeugniſſe, ob er die übri⸗ 
gen fünf erfeben wird, weiß ich nicht. Es fteht ferner feft, daß nur 

> derjenige in Dienft bei anderen Leuten tritt, der arm ift, der nichts 
bat, als feinen gefunden Körper und diefen' vermiethet, und ich 
glaube, es liegt im Geifte unferer humanen Zeit, diefen Leuten alle 
mögliche Erleichterung zu verfchaffen, daß fie einfehen, daß man fie 
nicht vergißt. | 
Ich fehe ein, daß dieſes Geſetz allerdings eine Ermäßigung 
herbeiführt, und zwar um. etwa zwei Drittel des früheren Betrages, 
indem jetzt ein Dienftbote in 1’, Jahren bei ſechsmaligem Wechfel 
. 10 Sgr. zahlt, während er früher 17, Rthlr. zu entrichten hatte. 
In unferen humanen Zeiten müffen wir uns dee Armen annehmen, 
wird dem Dienftboten die Abgabe fo erleichtert, fo kann er ſich ein 
Samupiuh, oder jonft einen Gegenftand eher kaufen, und das ift wichtig. 
 @ie Abftimmung wird verlangt.) | 


Ich wollte mie noch erlauben, einen Rath vorzutragen, der 
mir fo eben von dem Herrn Königl. Kommiſſar ertheilt worben iſt, 
nämlich, wenn die hohe Verſammlung darauf eingehen wollte, das 
Gefinde von diefer Stener zu entbinden und diefe auf bie Herritaft 
zu übertragen. i 
Nbgeordneter Gier verlangt das Wort.) 

Sundinge- Merget. Ich kann Ihnen das Wort noch nicht 
geben. 

Abg. Gier: Es iſt eine Bemerkung zur Erläuterung der Ans 
gaben. 

(Abſtimmung wird nerlangt.) 

Sondings- Marſchall: Ich Tann mid auf dieſe Weiſe nicht 
übertäuben laffen. Der Herr Abgeordnete von Manteuffel hat das 
Wort. 

Abg. son Santeufiel II: Ich würde auf das Wort verzichten, 
wenn die Berfammlung die Abftimmung verlangt. 

Ich möchte den Abgeordneten der Rhein⸗Provinz, der auf fo 
firifte Beweiſe hält, fragen, auf welche Weile die Berechnung, bie 
von ihm ausgefprochen wurde, zu begründen fein dürfte, und nach 
welcher Berechnung eine Summe hervorttat, die alles abgehende und 
zuziehende Gefinde betrifft. Es wurde eine Zahl ausgefprochen und 
gefagt, To Hoch belaufe fid) der Stand des Gefindes im preußifchen 
Staat. Worauf diefe Zahl beruht, ift mir unbekmnt, ich glaube 
aber, daß eine Menge Faktoren der Berechnung fehlen, namentlich 
wie oft das Geſtude umzieht. Wenn det Herr Abgeordnete gejagt 
hat, daß das Geſinde von den 15 Ser. Klaſſenſteuer zu flarf ge- 
drückt fei, fo halte ich mich für verpflichtet, zu bemerken, daß es in 
meiner Provinz ſtets Regel ift, daß die Herrfchaft die Klaffenfteuer 
bezahlt; follte in der dortigen Provinz: eine ſolche Mildthätigkeit 
nicht gefunden werden, fo bebaure ich Dies ehr. 

Abg. von der Heydt: Ich bin allerdings nicht im Stande, Die 
Zahl. der. Dienftboten fpeziell anzugeben, das würde ber Iehte Red⸗ 
ner beſſer können als id; ‚meine Annahme bafirt aber auf der An: 
gabe in einer Denkfchrift, welche bei Berathung des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfs vorlag, und wonach die Zahl jevenfalls über. eine Million 
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sing, Das Gedaͤchtniß giebt mir die Zahl augenblicklich nicht. Wieder; 
ich glaube aber, daß jetzt 1%. bis 1% Millien Dienfiboien vor⸗ 
handen find. Ich habe nicht gelingt, daß der angegebene Beirag 
jährlich auffommen, fondern daß die. angegebene Summe aufgebracht 
werben würde, weil ein Seber doch zuerft das Geſindebuch anzu⸗ 
fchaffen hat. Dann mörkte ich ven Herrn ‚Ühgeorbusten von Berlin, 
per über die Wahrnehmungen in Betreff ver Morcctität dos Gueſindes 
geſprochen hat, darauf aufmerffam machen, daß die Verhältniſſe Der 
Hauptſtadt nicht immer- glei find Denen in. ProsiniauSköphen. 
(Es wird die Abftimmung verlangt.) ’ 

Sandtags- Marſchall: Sch muß fragen, ob bie Berfammlung den 

Schluß der Debatte wünſcht. Wer dies will, bellebe aufſſuſtehen. 
. (Brofe Mejorität.) - 

Ich erllare die Debatte daher für geſchloſſen. 

Die Abtheilung hat, ſich dahin ausgeſprochen, daß beine Petition 
geſtellt werden möge, daß es alſo bei dem gegemmärtigen Satz von 
10 Sgr. fein Bewenden behalten ſoll. Außerdem. find folgende An- 
träge geftellt worden: 

Einer amendirt die Herabfehung auf 2% Ser; ein anderer 
bie Ermäßigung bis auf 1 Sgr.; endlich ift ein. Vorſchlag, der 
dahin geht, die Abgabe ganz aufzuheben. 

Eine Stimme: Ich möchte mir eine Berichtigung erlauben. 

Sandtags- Marshall: Das find Alles Berichtigungen. Ich 
müßte fonft den anderen Herren auch das Wort geben. 

(Bon vielen Seiten wird Abftimmung verlangt.) 

Sch könnte nun fragen, ob ber Antrag der. Abtheilung ange⸗ 
nommen werben fol. Indeß, wenn ich frage, ob Se. Maieftät der 
König allerunterthänigft gebeten werben fol, eine Ermäßigung der 
Abgabe bis auf 2", Sgr. eintreten zu laflen, fo ift, wenn dieſe 
Frage bejaht werden follte, damit der Antrag der Ahbtheilung ver 
worfen. Würde die erſte Frage verneint, fo könnte ich den Antrag 
anf Ermäßigung bis zu 1 Sgr., und, wenn Diefer Die Genehmigung 
der Verfammlung nicht erhalten follte, den Antrag auf Die ganzliche 
Freilaſſung zur Abſtimmung bringen. 

Eine Stimme: Ich glaube, wenn wir über das Gutachten der 





Abtheilung abgeftiummt haben und. daſſelbe zugennmmen wire, fr if 
alles Andere befeitigt, 

Sandtags- Marfhall:: Daſſelbe findet ſtatt, wenn ber Antrag 
auf Herabfebung non 2% Sgr. angenommen wird. 

(Ginige Stimmen widerſprechen.) 

. Ich glaube, daß bie Anpkamung mit - Dem hörten Kntrge 
anfangen müßte. | 

Eine Stimme: Ich. blefte es für has Beile, wuerſ über das 
Gutachten der Abtheilung abſtimmen zu laſſen. Es: iſt auch immer 
ſo geſchehen. 

Eine Stimme: Wenn über bas Gutachten der Abtheilung abs 
geftimmt wird, fo findet die Sache am: beften ihre Erlevigung, denn 
wenn es nicht angenommen wird, werben bei den einzelnen Anträgen 
die Einen dafür, die Anderen dagegen ftimmen. 

Secretair Sisgkried:.- Das Gutachten der Abtheilung ſtimmt 
dafür, daß es bei dem bisherigen Geſetz belaſſen werde. 

Abg. Möwes: Das Gutachten der Abtheilung ſtimmt dafür, 
daß es bei der bisherigen Abgabe verbleibe, daß alſo 10 Sgr. noch 
ferner für die Dienſtbücher erhoben werden. Wird das Gutachten 
verworfen, dann können erſt die einzelnen Amendements zur Abſtim⸗ 
mung kommen, und dürfte daher zuerft über den Antrag der Ads 
theilung bie Abſtimmung zu veranlaſſen ſein. 

Secretair Siegfried: Ich erlaube mir den Vorſchlag, daß bie 
Abftimmung gefchehe, erftlih: ob es bei dem bisherigen Geſetz ver- 
bleiben folle, nad) dem Gutachten der Abtheilung. Würde dieſes 
nicdjt angenommen, dann wäre zweitens jur Frage au ftellen, ob 
eine Abgabe von 2, Sgr., dann drittens, ob eine Abgabe von 
1 Sgr., und eventuell endlich vierteng, ob gar feine Abgabe fein 
folle. 
Sandinge- Macſchal: Wenn die. Abſtimmung in dieſer Weife 
gewänfcht wirb, ſoll fie fo vorgenommen werben. Diejenigen Mit 
glieder, bie far Annahme des Gutachtens der Abtheilint ſtnd, bitte 
ich aufzuſtehen. 

(Eine Stimme: Das Reſultat iſt zweifelhaft l) 

Die ˖Sache iſt gar wicht zweiſelhaft, denn es müſſen zwei Driks 


tel Stimmen vorhanden fein, wenn das Outachten ber Abtheilung 
nicht angenommen wäre, und biefe find unzweifelhaft wicht vorhan⸗ 
den. Das Gutachten iſt alfo von der Verfammlimg angenommen. 
Es folgt nun die Berathung. über das Outachten, betreffen ben 
Antrag auf Verweifung des Haupt⸗Finanz⸗Etats und der Lleberficht 
per Finanz Verwaltung an eine Abtheilung zum Zwede der Bor: 
bereitung der Information für den Vereinigten Landtag. 5 gebe 
dem Abgeordneten Herrn Sattig das Wort... . 
Abg. Battig Tieft: 
Sutadhten 
ur der ' 
— vierten Abtheilung ber Kurie ber dei Stände, 
über 
den Antrag des Abgeordneten von der Heydt, betreffend die Ber: 
weifung des 'Haupt-Finanz: Etats und der Ueberfidht der Finanz⸗ 
Berwaltung an eine Abtheilung zum Zwecke der Borbereitung ber 
Information für den Vereinigten Landtag. 

In Rüdficht auf die feitens des Herrn Marſchalls der Kurie der drei Stände 
erfolgte Zurückweiſung des Antrags des Abgeorbneten Camphauſen auf Ueber⸗ 
weifung des Haupt-Finanz-Etats pro 1847 und der Ueberfiht der Binanz- Ber; 
waltung aus den Jahren 1840 bis 1846 an eine Abtheilung behufs der nähe: 
ren Informirung der Kurie darüber. — hat der Abgeorduete von der beydt 
den Antrag geſtellt: 

es möge einem hohen Landtag gefallen, au Se. Majeköt den König die. ehr: 
erbietigfte Bitte zu richten, die baldigfte Berweifung. des Haupt⸗Finanz⸗Ctats 
und ber’ vorgelegten Weberficht der Refultate der Finanz-⸗Verwaltung an eine 
Abtheilung zur Prüfung und Bericht:Erflattung zum Zwecke der Information 
des Dereinigten Landtags Allergnädigft zu geflatten. 

Er Hat diefen Antrag dadurch zu begründen gefucht, daß in dem 8. 11 der 
Verordnung vom 3. Februar c. über die Bildung des Vereinigten Landtags — 
im Gegenfag zu dem dem Vereinigten Landtag in den vorhergehenden Paragra⸗ 
phen eingeräumten Rechte der Bewilligung oder Verfagung neuer Darleihen und 
neuer oder erhöhter Steuern — das Recht ber Feſtſtellung des Haupt » Finanz: 
Etats und die Befimmung über die Verwendung der Staatseinnahmen und ber 
ſich dabei engebenden Ueberſchüſſe der Krone allerdings ausſchließlich vorbehalten 
it, daß aber die Begutachtung dieſer Gegenſtände von dem dem Vereinigten 
Landtag in allen inneren Angelegenheiten eingeräumten Berathungsrecht feiness 
weges ausgefchloflen fei, wie benn auch in Betreff der Verwendung von Weber: 
ſchüſſen der Beirath ſchon ausdrücklich erfordert fein, — bag ſodann nad $. 8 
ver Deſchäfts⸗Ordnung die von ver Regierung ansgehenben . Mitteilungen in 








einer Plenar⸗ Derfammlung zu verleſen uub dann ben Abtheiluugen zu Aberwel— 
fen feiern, folglich eine den einzelnen Abgeorbneten urittelft Vertheilnug gedeudc⸗ 
ter Exemplare gemachte Mittheilung vie durch das Geſetz beflimmte offizielle 
Information für den Bereinigten Landtag um fo weniger erfeßen Tonne, als ders 
felbe nur in organifcher Verſammlung irgend eine Wirffamfeit ausüben oder if 
gend eine offizielfe Mittheilung oder Information entgegennehmen künne, — daß 
enblich zum Zweck der durch das Gefet vorgeſchriebenen Juformation, welche 
durch eine brevi manu erfolgte Uebergabe nicht erfegt werben Tune, hie vor⸗ 
herige Prüfung und Verichterftattung durch eine Abtheilung in der Natur der 
Sache begründet fei. 

Der allegirte $. 11 lautet: 

„Bird der Beteinigte Landtag zu einer der in den 55. 4 bis 10 Bneitmeten 
Angelegenheiten einberufen, fo follen demfelben jederzeit der Haupt Binanzs 
Etat und eine Weberficht des Staafshanshaltes für die Zeit von einer Bew 
fammlung zur anderen zur Information vorgelegt werden. Die Feſtſtellung 
des Haupf- Finanz- Etats, fo wie die Beftimmung über die Verwendung ber 
Stantseinnahmen und der babei ſich ergebenden Veberfchüfle zu den Bedürf⸗ 
niffen und zur Wohlfahrt des Landes, verbleibt ein ausfchließendes Reit der 
Krone. 

Nach dem im Schlußfak dieſes Paragraphen ausgeſprochenen Vorbehalt 
der Krone iſt eine Prüfung, um auf Grund derſelben Abänderungen herbeizufüh⸗ 
ren, nach Lage der Geſetze unzuläffig. Die Abtheilung verſtändigte ſich aber mit 
dem Antragſteller dahin: daß derſelbe in feinem Antrage unter Prufung nicht 
eine ſolche zum Zweck der: Abänderung, fondern nur eine ſolche Prüfung, wie fle 
zur Erlangung jeder vollßändigen Information erforderlich fei, verſtanden habe, 

Die hiernach folgendermaßen formulirte Frage: 

Soll der Antrag dahin befürwortet werben, daß Se. Majeftät der König aller⸗ 
unterthaͤnigft gebeten werde, Allergnäpigft zu geftatten, daß der Hanpt- Finanz; 
Etat und die Ucherficht der Finanz-Verwaltung einer Abtheilung zur Bericht⸗ 
Grſtattung an das Plenum behufs Informirung befielben im Sime des 8.11 
der Verordnung vom 3. Februar c. überwiefen mwirb? 

wurbe von 7 Mitgliedern der Abtheilung befaht, von 5 verneint. 

Die Majvrität flirbt fich anf folgende Gründe: 

Der Vereinigte Landtag hat nach 6. II ein gefepliches Hecht zur Informas 
tion über jene Gegenkände. Information ift nicht blos Kenntnißnahme; fie 
feßt vielmehr ein ſolches Cindringen in den Gegenſtand voraus, daß ver Infor 
mirte von demfelben vollftändig unterrichtet if. Zur vollfländigen Information . 
muß alfo auch die Mögkichfeit. geboten fein, Erläuterungen zu verlangen. 

Daß das Geſetz unter. Information nicht blos Kenntnignahme verftcht, geht 
daraus hervor, daß nach $. 11 der Finanz Etat und die Meberficht des Staates 
Haushalts nur in den Fällen vorgelegt werden foll, wo der Vereinigte Landtag 
wegen der Mitwirfung bei Anleihen oder Steuern ‚einberufen wird, wo er alfo 
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Ne Seformalien ir Beantwortung der Buage deberf, ob und in welchem Naße 
2a den Staatehen chalta-Verhaͤltuiſſen das Darlehen oder bie Steuer noth⸗ 
wendig iſt? 

Dieſe Information ſoll dem Vereinigten Landtag als ſolchem gewährt wer: 
ken. Er ſoll in den Stand geſetzt werden, über die obige Frage ein Urtheil, 
eine Erflaͤrndg abzugeben, und kann dies nur nach vorgängiger Vlenar⸗Berathung 
ia plene thus. Nach $. 7 der Seihäfte-Orbuung muß jeder. Plenar⸗Verathung 
eine Vorhereitung durch eine Abtheilung vorausgehen. Folglich muß der Hanpt⸗ 
Sinanz⸗Etat und die Ueberſicht des Staatohaushalts einer Abtheilung zur Vor⸗ 
bereitung der Information des Plenums überwieſen werden. 

Nur hierdurch iſt es möglich, dem Plenum die vollſtaͤndige Information zu 

temahren, deun den ˖ einzelnen Mitgliedern bes Landtags ſteht die Befugniß nicht 
gu, vie jedem Cinzelnen erforderlich ſcheinenden Erläuterungen von her Staato⸗ 
zeglerung zu verlangen, was auch praltiſch unausführbar wäre. Die Mbtheilung 
vielmehr muß prüfen, ob die Information für ihren Zweck vollſtändig ift, oder 
welche Grlänterungen noch nöthig find, muß diefe dem Plenum bezeichnen, und 
aur dieſes kann die nöthige Auskunft von dem Königlichen Landtags⸗Kommiſſa⸗ 
rius verlangen. 

Die Information aber muß fi) auf alle dem Landtag vorliegenden König: 
lichen Propofitionen in Finanz⸗ ingelegenheiten beziehen: es genügt daher nicht, 
daß die einzelnen Mitglieder der verfchtedenen, folche Propoſitionen vorberathens 
den Nbtheilungen, oder dieſe Abtheilungen felbft die vorliegenden Materialien 
zur Information für ihren Zwed für ausreichend erachten; fondern der Landtag 
als ſolcher muß in den Stand gefeßt werben, zu benrtheilen, ob und in welchem 
Map zw allen den verfchiedenen ihm vorgelegten Fineuz⸗Maßregeln ein Bedürf⸗ 
niß vorhanden iſt, und dies lann er ume durch bie # Vorberathung in einer Ab- 
öhellung für dieſen Zweck. 

Die Minorität der Abtheilung geht davon aus, daß die: Brüfung bebufe 
ser Information auch die Prüfung des Hanpt: Finanz, Etats und der Veberficht 
bs Stantshaushalts ſelbſt in ſich fchließt und dieſe nach F. ki ungnläffig ift, 
daß aber auch eine Prüfung diefee umfangreichen Schriftſtücke in einer jo zehl⸗ 
reichen Berfammlung, wie fie der Dereinigte Landtag bildet, der Natur der Sache 
nach praftifch nicht ausführbar ift, Daß ferner die Information der einzelnen Mits 
glieder, denen zu biefem Behuf jene Materialien gegeben, erreicht wirb, und mo 
Bei der Berathung einer Finanz Frage eine weitere Ausfunft nöthig if, dieſe von 
deu betreſſenden Abtheilung verlangt werben lann und muß, alfo. werer gefepkich 
no reihe ber Antrag gerechtfertigt if. Berlin, den 18. Mai 1847. 

Die vierte Abtheilung der Kurie der drei Stände. 


Graf von Zöben. von Ratte. Bornemanu. Sat⸗ 
tig. Schier. von Peguilhen. Riebold. Brüns 
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Ich erlaube mir, noch nachträglich zu bemerken, daß ber vierten 
Abtheüung nod) eine andere Petition vorliegt, welche dahin gerichtet 
ift, Se. Majeftät zu bitten, den Hmept-Finanz Etat dem Vereinigten 
Lundtage künftig zur Mitfeitftellung zu übergeben. Die Abtheilung 
hat diefe beiden Gegenftände getrennt, weil es ſich bier nur um M⸗ 
terpretütion der Berorbuung vom :3. Kebruar. hinfichtli der Aus⸗ 
übung eines: bereit wertiehenen ftänbifchen: Rechts handelt, in jener 
anderen Betition Dagegen um die Erweiterung ber ſtändiſchen Rechte. 

Abg. von Ollers: Hohe Berfammlung! Ich bin ven Berech—⸗ 
nungen des Stantähnushalts » Etats aus Liebe für De Sache nicht 
jest in meiner Stellung als Landtags⸗Abgeordueter, ſondern fchen 
aus früherer Zeit immer gefolgt und kann fagen, daß ich ſowehl 
den Staatshaushalts- Etat als die Kontabilität der Rechnungen in 
einer fo regelmäßigen Stellung gefunden habe, daß ich glaube, wohl 
darauf antragen zu bürfen, daB wir den Staatöhaushalt, wie er 
jegt vorliegt, für jept unferen Berathungen, unferen Befchläffen zu 
Grunde legen können. Ich bin überzeugt, wenn wir den Staato⸗ 
haushalts- Etat, wenn wir die fämmtlihen Berechnungen, welche 
dazu gehören, und wozu nod) mehr Berechnungen gehören, als uns 
vorliegen, gründlich erörtern wollen, d. h. vorläufig durch eine Abs 
theifung, worauf. dann natürlich folgen müßte, daß aud) die Die⸗ 
fufjion in pleno eröffnet würde, wir uns auf ein Feld ſtellen win 
ben, wo wir nad) meiner vollen Ueberzeugung in acht Tagen nicht 
fertig werben würden. Ob das gerade für jebt rathſam wäre, das 
gebe ich zu bedenken. Ich habe mir gedacht, daß, wenn biefe An⸗ 
gelegenbeit hier zur Erörterung fäme, wir eine Unzahl von Reben 
hören würden, und ich befürchte, um Ende würben wir ‚fo weit fein, 
wie wir jegt find. Hätten wir Zeit genug zu dieſer Angelegenheit, 
jo möchte fie ſehr anzurathen fein, fie möchte auch großes Intereſſe 
gewähren; aber die Kürze der Zeit, die wir jet noch haben, we ' 
und fo ausgezeichnet wichtige Gegenftände noch zur Diskuſſton vers 
liegen, dieſe, meine ich, follte ung veranlaflen, jet den Staatshanss 
halt als richtig anzunehmen und zum Grunde zu legen für die Zeit 
daß wir noch hier fein werden. Wir haben nur noch zwei Wochen 
6 Wochen find verflofien. Die Preſſe — ich meine nicht ° 
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Brefle, welche ſich ſtellt zwiſchen König und Bolt, ich meine die 
gute Brefie, die ed mit dem Volke hält — Hat. uns ſchon feit eini- 
geu Tagen zugernfen: aber wo find denn die Blüthen eurer Ver⸗— 
handlungen, wir ſehen noch nicht viel. Ich kann Niemand anfla- 
gen, ich kaun der Preſſe nicht Recht und nicht Unrecht geben; aber 
das ſehe ich wohl ein, ziehen wir. ben Staatshaushals⸗Etat mit in 
Grörterung, fo. bleiben uns bie widhtigften Angelegenheiten liegen, 
3.3. die Berhandlungen über Schlacht: und Mahlfteuer, über Schug- . 
zölle, über wichtige Betitionen, die uns fonft verliegen. Meine Her- 
zen, unferen Kommittenten, worüber immer geſprochen wird, kann 
3a nicht daran gelegen fein, daß bier viel gefprochen, fondern daß 
Hier viel gehandelt und erlangt werde. Aber ich befürchte, auf dieſe 
Weife fommen wir wicht weiter. 

Fragen wir doch die Erfahrung, wie über Kleine untergeorb- 
nete Gegenftände Standen lang geſprochen wird. Ich möchte wirk- 
dich wünfchen, daß auf dem ‘Bfeiler bier gegenüber eine große Uhr 
angebracht würde, damit der Zeiger ded Chronometers dem Redner 
füge: „Es. giebt nur noch wenige Tage! Halte Dich zurüd, fprich 
nicht fo viel, bleibe bei der Sache!” Ich glaube ganz ficher, wir 
thun beſſer, ‚jene Diskuffion fortzulaffen und uns nicht auf viefes 
Feld zu begeben, um andere viel näher liegende wichtigere Gegen- 
ſtände berathen zu Eönnen. 

J Ag: Simmermann: Bor allen Dingen ftimme ich der Aeuße⸗ 
zung des geehrten Redners bei, welcher die Tribüne eben verlaffen 
bat, daß wir uns nicht in eine materielle Diskuſſion über ven Ges 
genſtand zu ‚verlieren haben würden; aber dieſe Frage fcheint mir 
Refultat reiflicher Erwägung der Ahtheilung werben zu müflen. Die 
Verordnung vom 3. Februar d. 3. beftimmt, daß der Finanzplan 
and bie und vorgelegte Ueberficht der Finanz- Verwaltung dem Ver: 
einigten Landtage zur Information vorgelegt werden fol. Indem 
dieſes das Geſetz beftimmt, legt ed doch dem Vereinigten Landtage 
dabei irgend eine Pflicht auf, und ich finde dieſe Pflicht in dem 
Ausdruck: Information“ ausgedrüdt; ich fol mich auf einen bes 
ſtimmien Standpunkt ftellen; ich kann mich dabei zunächft fragen: 
MWelther Stanbpunkt? Diefen deutet das Geſetz felbft an in den 
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vorgefeßten Worten, daß, wenn Gegenftände, wie fie nach 68.4 bis 10 
der Verordnung zur Berathung kommen follen, da find, Vorlegung 
einer Abtheilung erfolgen fol. Es kann mir darauf enigegnet wer 
den, daß ich mir die Information felbft zu verfchaffen habe. Ich 
kann mich aber mit dieſer Anſicht nicht‘ einverſtanden erflären, weil 
ih die einzelnen Mitglieder, einzeln gedacht, nicht als Bereinigten 
Landtag anfehen kann. Das Geſetz fagt: Der Vereinigte Landtag 
ſoll informirt werden. Ich verftehe unter „Vereinigter Landtag‘ 
bie einzelnen Mitglieder in der Gefammtheit. Daß die einzelnen 
Mitglieder in: der Gefammtheit ein Bild bekommen, fcheint mie num 
-bie Derathung der Abtheilung nothwendig zu machen. Dann etz 
faube ih mir, darauf aufmerkfam zu machen, daß es ein hochher⸗ 
iger Entfhlug Sr. Majeftät war, und nicht blos die Finanzver⸗ 
waltung, wie fie in diefem Augenblid befteht, vorlegen zu laſſen 
fondern eine Weberficht über die geſammte Regierungsperiont. Das 
ganze Land möge erfahren, daß Se. Majeftät diefen Beſchluß ge- 
faßt bet. Wir aber müflen uns eifrig angelegen fein laſſen, daß 
wir durch die Abtheilung uns eine Kenntniß verfihaffen, damit wir 
unfer Urtheil zu. begründen befähigt werden. Deshalb halte ich e& 
für nöthig, daß die Sache und zur Information durch eine Abthei⸗ 
lung vorgelegt wir. 

Abg. Hanfemann: Meine Herren! Ich ſtimme dem Gutachten 
der Maforität der Abthetlung bei. Ich werde nun fuchen, Ihnen 
die Gründe, die mich zu dieſem Botum beftimmt haben, darzuſtellen. 
Sch glaube, daß Wenige unter und find, die ſich ded großen Ber 
flänvnifles rühmen dürfen, was eben ber Herr. Abgeordnete vpn 
Münfter uns in Beziehung auf feine Berfon mitgetheilt hat; ich 
glaube nicht, daß Viele unter uns find, die die und mitgetheilte 
Ueberficht des Finanzzuftendes jo gut begriffen und werfianhen has 
ben, wie dieſer Here Abgeordnete. Ich wenigftens für. mein Theil 
muß in aller Befcheivenheit befennen, daß für mich noch gar Dickes 
nicht vollftändig, nicht deutlich genug mitgetheitt. iſt. Man kann aus 
dieſen Mittheilungen nicht erfehen, wie eigentlich die Verwendung 
der Staatseinnahmen geweſen iſt; es find darin nur ſehr allgemein? 
Angaben darüber enthalten. Sie können nicht ſehen aus den Min 
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htheilungen, wie viel z. DB. die Befoldungen der fänmtlichen Civil⸗ 
Verwaltung befragen, Sie können nicht genau fehen, wie viel zu 
Feſtungsbauten, wie viel zu anderen Verwendungen im Kriegsmis 
nifterium erforderlih if. Um ein Budget überfehen zu können, 
meine Herten, gehört ein genauer Nachweis, ein Nachweis, wie er 
auch in anderen Staaten üblich if. Das hier 
| (ein Bolumen vorzeigend) 
it das, was die Staatsregierung den einzelnen Mitgliedern des 
Landtags bat zufommen laſſen. Ich will fie nun aufmerkfam machen - 
auf vie. Mitiheilungen, welche jedem Deputirten der franzöftfchen 
Kammer über den Staatshaushalt jährlich gemacht werden. Das 
iſt das Budget. 

(Zwei Bände vorzeigend.) 
Da können Sie genau nachſehen, wie die Einnahmen entſtehen und 
verwendet werden. Das iſt dasjenige von Belgien; 

(ein anderes Volumen vorzeigend) 
und damit Sie nicht glauben, meine Herren, daß dergleichen voll- 
ſtaudige Mittheilungen nur in den conftitutionellen Staaten ftattfin» 
den, fo zeige ich Ihnen hier auch das von Dünemarf, einem ver⸗ 
tragsmaͤßig rein abfolntiftifchen Staat, 
(ein anderes Volumen vorzeigend) 

Sie werben daraus ebenfalls, infofern Sie daͤniſch verftehen, jede 
Einnahme und jede Ausgabe genau entnehmen fönnen. Alle der 
gleichen WUeberfichten des Finanzhaushalts gewähren einen feht nütz⸗ 
lichen, intereſſanten Bid in den Zuftand der Länder, auf welche fie 
ſich beziehen. Da Mandyen von Ihnen das Forfehen darüber an 
genehm, vielleicht auch nüslich fein wird, fo werde ich diefe vers 
fchiedenen Scheiftftäde in das Serretarlat wenigſtens während 8 Tage 
zur Eiaficht der Herren Abgeordneten niederlegen. 
5 werbe zugleich noch drei Karten beifügen, und zwar zur 
beſonderen Berichtigung der Anſichten des geehrten Abgeordneten 
dee Mark, welcher und vor wenigen Tagen bemerkt hat, wie ber 
Wohlftand In Belgien. eben nicht fehr groß fein müfle. Zwei dies 
fer Krrten ftellen die dortigen Transportmittel Bar, nämlich Eifen- 
bahnen, Kamäle und -Shauffeen, wie ſie im Jahre 1834 und wie 
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fie 1844 waren. Eine andere Karte ſtellt dar, welche Chauſſeen 
gebaut worden find ſeit 30 Jahten. Aus dieſer Mittheilung wirb 
der verehrte Abgeordnete erſehen, daß Belgien nicht das Land des 
Elends iſt, ſondern des fortſchreitenden Wohlſtandes; denn eine Ras 
tion, die fo bedeutende Summen auf die Verbeſſerung ihrer Trans» 
portmöttel verwenden kann, muß nothwendig eine: wohlhabende fein. 
Ben einem Nedner vor mir ift bereits bemerkt worden, daß Die Mit⸗ 
theilung des Amanzhaushaltes an die einzelnen Mitglieder eigent« 
lich Feine Bedeutung ‚habe, daß nur der Bereitiigte Landtag: geeigtiet 
fel, in feiner Geſammtheit darüber Anträge. und Aeußerungen zu 
machen; das Nämliche iſt audy feitens der Abtheilung dargeſtellt 
worden, und ich enthalte mic) deshalb, Weiteres darüber zu fagem, 
um fo mehr, als ich glaube, es werde ſchwerlich irgend Jemand fein, 
der dies beftreiten wolle. Es iſt num aber, meine Herren, eine 
foldye Berweiſung des Budgets an eine‘ Abtheilung befonders des⸗ 
halb nothwendig, damit der Vereinigte Landtag Gelegenheit erhatte, 
fidy Darüber zu änßern, in welcher Weife er wünfche, daß die Staute- 
einnahmen verwendet und in weldyer Weite hier oder da Erſparun⸗ 
gen gemacht werden mögen. Wie wichtig 4. B. die Verwendung 
iR, darüber erlaube ich mie Ihnen nur ein paar Beiſpiele anzufuh⸗ 
ven. Es ift in einer der Tehteren Sitzungen von den Herren ber 
Miniſterbank uns mitgetheilt worden, wie im Ganzen ehva- einige 
Beillionen zu Bauten von Chauſſeen, Feftungen und Eifenbahnen 
von Seiten des Staates verwendet werden. ch weiß die Summe 
nicht mehr genau,‘ id glaube, es Kım eine ‚Summe von zwei eder 
prei Millionen heraus. Cs’ fragt: ſich nun fehr, ob eine Verwen⸗ 
dung dieſer Art nicht In viel größeren Maße zur Etreidimg ber 
höchſten -Entwidehung der Wohlfahrt. und- der Macht des Landes 
Rattfirben: müffe. Ach mache Sie, meine Herren, nur darauf anf 
merkſam, daß; während mie hier von 'ein paar Millionen reden, zu 
den gleichen Zweden im Budget Framkreichs unter verſchiedenen Tis 
tele in einem einzigen Jahre 55 Millionen Thaler beftiinmt fine“ 
ohne die Feſtungsbauten, die ebenfalls noch 5%, Milllonen Dalet 
betragen. Es iſt ferner hinſichtlich der Art der Einnahmen ganß 
beſonders zu berückſtehtigen, auf welche Weiſe fie bei“ 


und wie fie zunehmen, denn es ift Dies ein Merkmal der Wohlha— 
beubeit des Landes. und Ihres Fortſchrittes; Dazu find vorzüglich bie 
&onfumtiond Steuern, die den Lurus treffen, dienlich. In dieſer 
Hinſicht ift eine Scheidung - der befonderen Einnahmen aud), nicht 
genan im Budget angegeben. In dem und mitgetheilten Finanz⸗ 
Stat fehen wir eine Zunahme von Ausgaben, insbeſondere von Bers 
weſtungskoſten. Auf. welche Weiſe fie entſtanden ift, kann nicht ges 
nau erfehen werben, und doch. wäre es höchſt wichtig, au -ermeflen, 
inwieweit bie-Verwaltungs-Ausgaben ermäßigt werben fönnen: Auch 
bemerft man, daß die Einnahmen des Staates im Allgemeinen bis: 
infl. 1844 geftiegen, ſeitdem gber gefallen find; es wäre nicht nur. 
intereffant, fondern höchft wichtig, daß hierüber Verhandlungen des 
Allgemeinen Landtages mit der Regiexung ftattfänden, — nicht. von 
einzelnen Deputirten, die fich Darüber Auskunft erbitten, fondern von 
Seiten. des Landtags. Das find die Gründe, meine Herren, wes⸗ 
halb ich ſehr wünſche, daß Sie der Majorität der Abtheilung beis 
ſtimmen mögen; Sie würden hierdurch es vorbereiten, daß der Land⸗ 
‚tag die. Prüfung des Budgets vornehmen und dann die bei biefer 
Gelegenheit ſich herausftelenden Wünfche auf Veränderungen Sr. 
Majeſtät dem Könige vorzutragen Gelegenheit haben möge. Ganz 
abgeſehen non diefem Antrage, Der doch feinen weiteren Zweck hat, 
qls nur dem Landtage Gelegenheit zu geben, Petitionen an Se. Mar 
fit den König in Beziehung auf den Staatshaushalt richten zu 
Können, muß ich auch noch bemerken, daß. der Landtag niemals Dies 
jenige moralifche Stärke erlangen wird, die im Interefie des Gou- 
vernements nothwendig iſt, fo lange. er nicht eine Einwirkung auf 
bie. Berwenbung der Staatäeianahmen erlangt. Den Ständen ift 
das Recht eingeräumt worden, bei Einführung neuer und bei Ber 
änderung. befiehender Steuern ihre Zuftimmung zu geben oder zu 
vermeigern. Ich. verkenne gewiß. nicht die Bedeutung dieſes Rechts, 
aber ich habe auch die Liebergeugung, daß dergleichen Rechte nicht 
aus. andaren als politifch-vernünftigen Nüdfichten dem Landtage beia 
gelegt worden. fmd. Die Stärfe.der Regierung beruht; wie. bereits 
sehrmalen hier. ;bemerkt worben -ift, auf der Uebereinſtimmung bee 
Wation mit.-ipr, alfo auf der Uebereinſtiamung ber Regierung, mit 
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dem Landtage. Gerade nun, weil das Einführen neuer Steuern 
oder das Verändern der beftehenden eine Angelegenheit ift, wodurch 
jedesmal oder faft ohne Ausnahme eine große Zahl von Perfonen 
verlegt wird, ift eine ſolche Zuflimmung nothwendig gehalten wor: 
den. Ebenfalls ift dies auch bereits in dem Gefehe von 1820 in 
Beziehnng auf vie Anleihen erfannt worben. Alfo gerade bei den 
Bunften, wo es darauf anfommt, daß die Regierung die größte mo: 
raliſche Kraft habe, tritt die Zuftimmung des Landtags ein. Nun, 
aber meine Herren, frage ich Sie, ob nicht auf der anderen Seite 
der Landtag immer eine innere Schwäche haben muß, wenn ihm 
das Mittel einer wirkfamen: Einwirkung auf die Verwendung bes 
Geldes, auf Verwendung der Staatseinnahmen fehlt? Wird er 
nicht immer bei Bewilligung neuer Steuern, bei Bewilligung neuer 
Anleihen ſich ſelbſt fügen mäflen, oder wird nicht die Mehrzahl von 
uns fi fagen müllen, wie vermögen wir neue Steuern zu bemil- 
ligen, wie vermögen wir das Gehäffige, das Unangenehme von Aus- 
führung einer ſolchen Maßregel auf uns zu nehmen, wenn uns 
jede Einwirkung auf Berwenbung der Staatseinnahmen fehlt! Es 
ift alſo nach meiner innigen Meberzeugung das wahre Intereſſe des 
Gonvernements, einen folchen Zuftand aufhören zu Iaflen. Der 
Zwed des Bereinigten Landtags im Sinne des Gouvernements fann 
nie erreicht werben, fo lange wir wicht eine weſentliche Einwirkung 
auf Verwendung der Staatseinnahmen haben. Was die Majorität 
der Abtheilung beantragt hat, ift ein Keiner Theil von einer folchen 
Einwirkung, es ift das Minimum, und diefes, meine Herren, hoffe 
ih, werden Sie einftimmig erbitten. | 
Abg. von Werdech: Ich bin dem geehrten Abgeorbneten fehr 
dankbar für vie Belehrung, die mir und anderen Mitgliedern zu 
Theil. geworden if. Indeß kann ich die Bemerkung nicht unter 
vrüden, daß nad der Wahrnehmung, welde ſich auf die Zeit vor 
"1845 bejichb, ‘gerade nothwendigerweiſe auch Gelegenheit gegeben 
werden muß, über die Wahrnehmung von. 1845 und 1846 belehrt 
zu: werben. Denn es bat mich auf das Außerfte betroffen gemacht 
vaß fo große Verwendungen noch jo wenige Refultate für Die Haupt: 
ſache geliefert haben. 
V. 10 
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Abg. Henſewmann: Das Budget wird bem verehrten Meise 
noch nähere Erläuterung über diefen Punkt gewähren. 

Abg. von Olfers: Ich bemerfe nur, dag, wenn der vwerehrie 
Redner aus der Rheinprovinz in feiner liebenswürdigen Veſcheiden⸗ 
beit fagt, er verfiche ven Staatshaushalt. nicht in allen feinen Thei⸗ 
len, fo iſt dies nichts Neues für. uns, ich feibit habe. berihet, daß 
die und vorliegenden umfaſſenden Papiere zu. unferer- volkftänbis 
gen Aufklärung wicht hinreichen. werben, fondern noch andere Ber 
rechnungen dazu nothwendig find. Ic glaube aber, meine. Herren, 
baß dieſes eine Menge von Zeit erfordern wird, und dieſe bitte ich 
auf Gegenftände zu verwenden, welde viel wichtigere Materien 
berähten. 

(Unruhe.) 

Änudtegs- Mlarfhell: Wis werden Darauf nicht urüdiommen 
dürfen. 

Abg. Siebig: Hohe Verſammlung! Wenn Sr. Majeſtät der 
König die Repräfentanten des Volles zufammenberufen hat, um in 
den wichtigſten Angelegenheiten des Staated mit ihnen Rai zu 
pflegen, um ihren Rath zu vernehmen, jo glaube ich, giebt es Feine 
wichtigeren, als die Finanz» Verhältuiffe über Einnahme und Aus: 
gabe. Es ift nicht zu ameifeln, daß das Rechnungsweſen, wie es 
und vorliegt, in wohlgeorkneten Zahlen erfcheint; dagegen kann ſich 
der Laie nit überzeugen, daß das, was daſteht, auch rchi ſei..... 

he) 
. wenn er nicht geprüft hat. 
(Wieverholter Ausruf: Ohoh 
wenn. er nicht geprüft bat. Alſo Prüfung if überali nothwendig, 
wie im Kleinen, fo im Großen. Als Sr. Majeſtät der König Frie⸗ 
drih Wilhem III den. Städten das herriiche Gefchenf. ver Städte⸗ 
Ordnung verlieh, auf Die-zurüdgulonnen. wir fo oft Gelegenheit har 
ben, wurbe in biefelbe als Das weientlichfte Prinzip aufgenommen, 
daß den Stadtverordneten der Stadthaushalt jährlich vorgelegt wer⸗ 
den muß, und nur, wenn fie Die Rechnung richtig hefunben, wenn 
fie das Geld richtig angeiwendet gefunden haben, exiheilt die Stadt⸗ 
verorbneten-Derfammlung die Decharge. Es dürfte alfo fein. Imei⸗ 
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(ek unterliegen, daf, wonn mit dem Besinze unſeres allgemeinen 
Sentliben Lebens Se. Maieſtät ven Finanz⸗GEtat der Verſanunlung 
vorgelegt hat, wir ihn nicht blos an ſehen, ſondern einſehen ſollen. 
Der Antrag iſt höcha wichtig, welcher dahin geht, eine Kommiſſion 
nt. ernennen, ‚um den Finanz⸗Etat in allen feinen Theilen zu prüfen, 
wa vielleicht auch die Raihfchläge. dahin. zu ertheilen, ob bie oder 
jeue Swiune; hie. in ven Andgaben fich vorſindet, richtig angewen⸗ 
het fei, oder ab nicht die Einſicht dee Bandes Repräfeniation hier 
RED da auf Mitteln Wege ſtoßen lönute, um Sr. Maieflät dem 
Könige. im Verwanen zu jagen: Ew. Majeftit, wir glauben, daß 
das und das auf eine andere Weiſe und zum Wohle des Polles 
Beſſer verwendet werden koͤnnne. Ich glaube, weine. Herren, bie 
Prüfung des Finanzeſſttats iſt eine Der wichtigſten Handlungen, die 
wir bier zu vollzichen haben, und ich weiß nicht, welches Aufſehen 
ad nach außen machen würde, wenn e6 nicht geſchäͤhe. Ich- faun 
wid nur ver. Mehrheit der Kommiflien dahin anſchließen, daß eine 
Petition der Met: eirigrreicht werden möge, daß der Finanz⸗Etat in 
allen: feinen Theilen zur Prüfung: des hachgeehrten Vereinigten Land⸗ 
tages lomme. 
andaago · Marfgall: Der Herr Abgeordnete von der Heydt 
will eine yerfönlicdhe Bemerkung machen. Mas biefe perfänlichen 
Demerfungen betrifft, fo muß ich darauf aufmerkfam machen, daß 
dieſelben immer mur. foldye fein dürfen, die ſich auf die Perſon des 
Sprechers felbft- bejiehen, nicht aber darauf, daß bie von ihm aus⸗ 
geſprochene Meinung von. einem Anderen angegriffen worden ifl. 
Das Lebtere bat oft ſtattgefrnden, man nahm dies für perſönliche 
Vemerhmgen und geiff damit tief in die Diokuſſion ein. Ich will 
jedoch namit: darchaus nicht auf den Herrn Abgeordneten, der jeht 
20a Wort verlangt hat, Bezug genommen haben. | 
bg. mon der Heybt: Der Wbgenchnete von Münfter hat 
Sch, wenn ich recht verſtanden habe, haupiſächlich deshalb Dem An- 
tage widerſazt, weil. ex die Etans und Die -Weberfichten für- richtig 
annahm. Es iſt Damit allerdings wicht umgekehrt :geingt,; daß An⸗ 
derẽ ſe nit für richtig annehmen; ich fühle aber als Antragfteller 
ch gedrungen, e8 -andorädlich- auszuſprechen daß ich bei dem An⸗ 
10% 


teage nicht die entferktefte Idee gehabt habe, als könnten die Etats 
oder die Meberficht nicht richtig fein. So etwas iſt mir nicht einge 
fallen. Mein Antrag hat blos bezwwedt, die Ausführung deſſen her⸗ 
beizuführen, was nad) meiner Anficht Rechtens iſt und durch das 
Geſetz vom 3. Februar vorgefchrieben wird. Die Gründe dafuͤr hat 
Die Abtheilung vorgetragen, und ich werde fie nicht wiederholen. 
Kur das möchte ich hinzufügen, daß der weitere Grund, wir würden 
Heit damit verlieren, der Erwägung nicht werth If; denn ich glaube, 
wir würden dem Lande einen fchlechten Dienft erweiſen, wenn wir 
die wichtigften Angelegenheiten deshalb nicht weiter erörtern woll⸗ 
ten, weil wir Zeit damit verlieren. 

Ag. Tſchocke: Hohe Verſammlung! Ich ſchtieße weich biefer 
Petition an und nicht blos deshalb, weil dadurch ein laͤngſt won 
mir gehegter Wunfch befrienigt wird, fondern and) noch aus dem 
Grunde, weil ich das, was in der Petition beantragt wird, fiir eine 
gebieterifche Pflicht des hohen Landtages halte. Wen-von uns iſt 
es nicht bekannt, welche Verſchiedenheit der Meinungen Aber unferen 
Staatshaushalt, über unferen Finanzzuftand in dem Publikum herrſcht. 
Da giebt e8 einen Theil, weldyer den Staatshaushalt für übervoll 
hält und daran eine Menge Wünfche und Anträge knupft. 

Diefer Theil fagt, dieſes oder jenes Beduͤrfniß muß der Staat 
befriedigen, der oder jener beflagenswerthe Zuftand koͤnnte durch den 
Staat gehoben werben; in jener oder in mehreren Provinzen bunte ber 
Armuth ohne Zuthun, ohne Unterſtützung ver Mitbewohner aufgehol⸗ 
fen werden. Hier möchten Chauſſeen erbaut werben, dort ſtud fogiake 
Einrichtungen erforderlich, die vom Staate übernommen werden ſoll⸗ 
ten, weil fonft das Unternehmen nur höchſt mühfam, oft aber auch 
teog der Mühe nicht zur Ausführımg gebradyt werben kann. Ein 
anderer Theil fagt. wieder, die Königliche Regierung weiß wohl, was 
dem Lande Roth thut; waͤren die Mittel vorhanden, fo würde fie bie 
Unternehmung machen; da fie es aber nicht thut, fo fei dies ein Be⸗ 
weis, daß Die Mittel fehlen. Man geht noch weiter, mar fagt, wenn 
die Mittel jest fchon fehlen, wie ſoll es dann kuͤnftig mit uns wer⸗ 
den, wenn wir einmal mehr als die gewöhnlichen Mittel bedürfen, 
wenn 3. B. einmal ein Strieg eintreten follte, was dannd Der 
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Staat würde gendthigt fein, gezwungene Anleihen zu machen, denn 
wach der Allg. Preuß. Itg. fei der Staat jebt rechtlich kreditlos. 
Dies, meine Herren, wird meine Behauptung, es fei Die dringende 
Pflicht des Landtages, ſich Aber die Zuſtaͤnde ver Yinanzen ins Klare 
zu ſehen, gewiß rechtfertigen. Wie müflen uns heute doch einiger 
maßen auf den Standpunkt ftellen, ven das Bolf im Allgemeinen, 
wenn auch nicht durch und durch, inne hat. 

Richt mehr, wie chebem, ift der "Leichtglaube oder blinde Glaube 
vorhauden. Nicht mehr, vote ehedem, wirb eine polizeiliche oder eine 
Negierungs⸗Verfügung oder ein Minifterial-Refrript angenommen 
und für unfeblhar gehalten, ohne zu peifen, ob ed gut und ob es 
nicht beſſer fein Tonne. 

Meine Herren! &6 foll hiermit Sein Tadel ausgebrüdt fein 
gegen die Staatſverwaltung, noch foll damit gefagt fein, daß ber 
Staatshanshalt nicht in Ordnung fei. Das Fanıı ich nicht fagen, 
denn ich. femme: ihn nicht. Aber wir find ale Vertreter des Landes 
unferen Sommittenten fihuldig, die ums das Vertrauen gefchenft umb 
uns hierher gefandt haben, uns die. Stlarheit zu verichaffen, fo weit 
es nach ven beſtehenden Giefeben möglich if, damit wir Das Mittel 
gewinnen, unfere Kommittenten zu beruhigen und ihnen Bertrauen 
zu der Regierung und zur Staatöverwaltung einzuflößen. Darum 
biste ich die hohe Berfammlung, ſich diefer Betition anſchließen zu 
wollen. 

Abg. von Prümechk: Ich werde auf die Materie gar nicht eins 
gehen und mich ſtreug halten an das Gutachten der Abtheilung. 
Ich muß: geftshen,: daß mie aufgefallen iſt, daß iiber bie vorliegende 
Foage, wich nur entfernt, hat ein Zweifel ftattfinden können. I 
Ban das Geſetz, und namentlich ven $. 11, durchaus gar nicht 
arders veriehen, als Daß die Haupt⸗Finanz⸗Etats dem Landtage 
gar Information bingegeben werben ſollen, das heißt doch wohl zu 
feiner offiziellen, amtlichen Information, wicht aber den einzelnen 
Mitgliedern zu Ihrer Privat-Information. Daher hat es mid; be 
fremden müflen, aus dem Butachten ber Abtheilung zu entnehmen, 
daß des Königs Majeſtät allerunterthaͤnigſt erſucht werben folle, 
und die Erlaubniß zur Ueberweiſung ves Haupt⸗Finanz⸗ und Staates 


Schulden⸗ Etats an eine beſendere Abtheilung zur Berberibung ib 
Berichterftattung zu erwirlen. Ich babe Dies als eine uns gebotene 
Pflicht betrachtet, als fi) von feib verfichenn, im-6, 11 bes Ge⸗ 
ſeges liegend. Ich muß. außerdem bemzufen, daß ich auch durchaus 
keinerlei Rachtheile davon erwarten. fan; ich kann namentlich: dem 
geehrten Abgeordneten aus Münfler, wenn ich nicht. irre, darauf 
nur erwienern, wie ich glaube, daß. ver rag der Ahtheilung nur 
eine Abküryung für unfere. Geſchaͤfte zur Folge Haben würde. Es 
ſcheint mir durchaus noͤthig, daß, wenn wir die Veſtimmmg des 
3. 11 genau erfüllen ſollen, wenn ber Laudtag von den vorgelegtan 
Etats amtliche Informationen: nehmen ſoll, dieſe Etats einer Abthei⸗ 
lung zur Vorberathung hingegeben werben müſſen, und daß diche 
Abtheilung der Verſammlung darüber einen Morivag halte Se 
wird es nur möglich fein, und. die Ueberzeugung zu verſchaffen, die 
der Abgeordnete von Muͤnſter bier ansſprach, und ich glanbe, daß 
wir nur durch genaue Information dieſe Uebergeugung gewinnen 
können, und daB wir. dann auch viel leichter über Die: FReage hin⸗ 
wegfommen werden, deren wir und nicht mit voller Klarheit bewußt 
"werben können, weil und die genaue Infoametion yon: dam end⸗ 
unferer Finanzen fehlt. 

Daher ſtimme ich. Dem. Antrage ber Ablheiang veutounmen beiz 

ich möchte aber zunaͤchſt noch an den Herrn Kaniglichen Kommiſſar 
die Frage richten, ob ich das Geſetz vollkommen richtig verſauden 
babe, und oh es dennoch nöthig fein wird, au Se. Majefläi den 
König. dieſerhalb einen befonderen Antrag zu rirkken. .: 
:  . dendtsge-Rammiffer: Aufgeforvert, mich über den ‚vorliegenket 
Gegenſtand u Aufern, werde Ich dies fehr gern than, Icnoch. mehr 
ih ſchon oft bei ähnlichen Veranlaſſungen bemerft babe, nicht: um 
mich in die Debatte über die vorliegenhe Frage zu mifchen, fonkten 
um Auflklaͤrungen über faltiſche Zußaͤnde m eben. . ins Fe 
nom 3. Februar d, 3. fagt: 

„Wird der Landtag zu einer ber in den. “ 4 Bie- * neis. 
neten Angelegenheiten einberufen, fo ſollen vemfelben. jederzeit der 
Haupt⸗Finanz⸗Etat und eine Ueberſicht des Smatshanshalts für die 
Zeit von einer Verſammlung zu. der andern zur Jafoxmatian 








vorgelegt werben.” Ich glaube, Daß die Beziehungen des Schluſſes 
dieſes Geſetzes zu deſſen Eingange fehr nahe liegen. Die im Ein⸗ 
gange bezeichneten Gegenſtaͤnde ver Beratbung find: Bewilligungen 
neuer Darlehne oder Bersilligung neuer oder erhöhter Steuern. 
Tritt einer von dieſen Faͤllen ein, fo foll dem Bereinigten Lanbtage 
der Haupt Finanz-Etat und die Hebericht des Stants- Haushalte 
vorgelegt werben. Go famn dies offenbar feinen andern Zweck 
haben, als den natürlichen, daß der Laudtag in einem folchen falle 
nicht blindlings uribeilen, fondern in genaner Kenutniß der Sache 
fein Urtheil abgeben möge. Es verſteht ſich von felbit, daß, wenn 
es fish davon handelt, Schulden aufzunehmen oder neue. Steuern gu 
bewilligen, biejenigen, welche Sr. Majeſtät dem Könige einen ent 
ſcheipenden Rath zu geben haben, auch genau informirt fein müſſen, 
vb die. Nothwendigkeit einer ſolchen Maßregel vorhanden fei, Denn 
nur, wann ſich die Nothwendigkeit dazu aus den von ber Regierung 
gemachten Vorlagen ergiebt, wird der Landtag mit Zuverſicht und 
Gewiſſenhaftigkeit das verlangte Gutachten abgeben fünnen. Cine 
andere unmittelbare Beziehung kann ich in dem Geſetze zwiſchen 
Vorderſaß und Nachſetz nicht erkennen. Ob mun Viefe Information 
dadurch erlangt werde, daß der Haushalts⸗Etat und die Veberficht 
der Verwendung einer befonveren Abtheilung zur Berathung und 
Begutathtung vorgelegt, ober ob, was. mir natürlicher, ja faft noth⸗ 
wenig fcheint, viefenige Abtheilung, welcher die Frage vorliegt, ob 
nene Schalden konfentirt oder Steuern bewilligt werben follen, Diele 
Information vorbereite, dies ſcheint mir eine Frage von geringer 
Bedenung zu fein. Ich glaube, daß der Landtag allerdings auf 
eine. ober. die andere: Weiſe in viefer Begehung informirt fein uniß. 

Uebrigens ſind bier Gründe für die vorliegende Betition ans 
‚geführt, welche über die von mir als nöthig anerkannte Information 
hinausgehen; ich glaube. wicht; daß fie in dem Bereich. der gegem- 
wuͤrtigen Besaldung liegen, fie gehören vielmehr in den Bereich der⸗ 
jenigen Berathung, welche bie Abtheilung bereit vom ber vorliegen- 
den Frage getrennt Hat, naͤmlich über die Petition, daß dem Ber 
einigten Landtage eine Kantrolle über den Seants⸗Haushalt zuge 
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wiefen iverden möge, Weil fe nicht zur rechten. Zeit vorgebracht 
find, fo glaube ich, fie für jeht übergehen zu müffen. 

Dagegen will ich noch mit einigen Worten auf einige andere 
Punkte eingeben, die bier hersorgehöben find.“ Zemächſt hat ver 
Abgeordnete von Schleften erwähnt, es ftehe in ver Allg. Preuß. 
Zeitung: „der Staat fei rechtlich kreditlos.“ Es if ſchon 
von einem früheren Reimer diefelde Stelle angeführt. und behauptet 
worden, bie allgemeine Meinung befage, daß id) der Verfaſſer des 
Auffatzes fei, worin ſich eine Ähnliche Aeußerung findet, Ich glaube, 
über dieſe Nebenfrage keine Aufklärung geben zu vürfen, Sondern 
mid nur an die Sache halten zu mäßen, und in biefer: Beziehung 
muß ic; erflären, daß das Angefährte. nicht in ver Allgem. Preuß, 
Zeitung ftehe; es fleht vielmehr nur darin, der preußiſche Stact 
fei bis zum 3. Februar 1847 rechtlich kreditlos geweien, weil 
das Gefe vom Jahre 1820 vorfchreibe, daß ohne Zuſtimmung ver 
Reichsftände Fein neues Darlehen fontrahirt werden dürfe. Daraus 
hat der BVerfaffer jenes Auffatzes geſchloſſen, — ob mit Recht ober 
mis Unrecht, will ich dahingeſtellt fein Iaften, — daß bis zur Grün 
dung einer centealfländifchen Berfammlung Darlehen nicht aufge- 
nommen werben konnten, daß alfo der Staat, fo lamge eine foldse 
nicht geichaffen, rechtlich kreditlos gemeien fei. Von dem Augenblick 
an aber, wo Se. Majeftät der König das im Geſetze v. I. 1820 
vorbehaltene Recht der Zuflimmung zu neuen Darlehen ven Ben 
einigten Landtagen zugewieſen haben, hört dieſe rechtliche ſreditloſtg⸗ 
keit, wenn ſte je heftanden hat, jedenfalls auf. 

Ein anderer verehrter Redner hat den Vorlagen, weiche bie 
Regierung in Folge des 8. 11 der hohen Verſammlung gemacht 
hat, den vergleichenden Vorwurf der Unvollſtändigkeit gemacht und 
dieſen Vergleich durch dickleibige Budgets anderer Staaten beweifen 
wollen. Ich will nicht behaupten. oder unterſachen, ob unſere Bor 
lagen nicht didder oder dünner hätten fein können. ‘Die Verſicherung 
aber will ich geben, daß ber Verſammlung über den Staatshaus⸗ 
hatt Seinerlei Art von Geheimniß hat gemacht werden: fellen, ſondern 
daß in. diefer Beziehung die größte Offenheit unfer eruſtlicher Wille 
ift, und daß diefer Wille auf dem Befehle Sr. Majeftät des Königs 





beruht. Jedem Mitgliede iver Berfammlung, weiches nähere Ans 
funft darüber gewünſcht hat ober gewünſcht hätte, dem ift ſolche 
"geworden, ober fie würde ihm gegeben fein, wenn fen Wunſch au 
uns gelangt wäre. Der geehrte Reimer felbft, weldyer dieſen Bor 
wurf gemacht hat, wird es bezeugen können, daß ihm eine folche 
Auskunft, nachdem er fie gewünſcht Hatte, auf ber Stelle gegeben 
iſt. Es ſteht in dem Gefeh ansbrüdlich, ver Haupt- Finanz: Etat 
foll vorgelegt werben; es fteht aber nicht darin, daß er durch alle 
Spezials®tats ‚belegt ſein ſoll. Wenn dieſe alle vorgelegt wäre; 
fo glaube. ich, daß unfere Vorlagen die Didlleibigfeit anderer Staus 
tem wicht hinter fich zurückgelaſſen hätten. Wenn ver Herr Referent 
derjenigen Abtheilung, vie dazu. berufen ift, in dieſer Beziehung 
näher auf die Details einzugehen, einen Spezial: Etat einzufehen 
wünfcht, fo gebe ich Hiermit die Verficherung, daß ihm in feiner 
Weiſe irgend etwas vorenthalten werben fol. Ich bemerfe, daß 
wir feine Geheimnifje haben, oder daß fie nur auf ganz Heine Sum⸗ 
men befdhränft find, daß es ſich nicht wie in einem Land, weldes 
der Herr Redner citirt hat, von "geheimen Fonds handelt, Die ſich 
auf 1 bis 2. Millionen jührlich belaufen. 

Es ift ferner bei diefer Gelegenheit dem preußifchen Stau 
zum Vorwurf gemacht worden, Daß er zu wenig Mittel verwende 
auf. öffentliche Banten und andere nüglice Anlagen, und es iſt auch 
in diefer Beziehung ber Vergleich wit einem "anderen in diefer Hins 
ficht freigebigeren Lande gemmcht werden; Hierauf muß id mit 
wenigen Worten vertheidigend erwienern, daß bei unferee Staate⸗ 
verwaltung der Grundſatz gilt, nicht mehr auszugeben, ald wir ein 
zunehmen haben, waͤhrend das Land, auf. weidhes der geehrte Red⸗ 
ner fich bezieht, feit 15 Jahren in großem Maßſtabe von viefem 
Grundſatze abgewichen if. Ah frage Sie, ob wir auch in vieler 
Beziehung dem Beifpiele jenes Landes folgen joßen? : ': - 

| (Stürmifches ',, Nein!“ 

Endlich iſt noch hervorgehoben worden, daß andy bie hehe 
Berſammlung eine Einwirkung auf bie Bermenbung der Staats⸗ 
eimahmen haben mäfle. Sofern dieſes in das Kapitel von ber 
Kontrolle hinübergreift, ſo ſchweige ich Darüber; fofern es ſich aber 
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lediglich darauf beyiehen fell, daß der Landiag Wilniche Darüber aws- 
ſprechen darf, daß dieſer oder jener Theil der Staatsausgabe nütz⸗ 
lich verwendet, einem Ausgabepoften etwas zusulegen, :vem anderen 
abzunehmen fei, fo ift auch in biefer Beziehung nach ver Intention 
des Geſetzes der hohen Verſammlung die nöthige. Freiheit gegeben. 
Jeder Einzelne hat das Budget, die Ueberſicht der Stautseinnahme 
von der lebten bis zur gegenwärtigen Stänbeverfunmlung vor fich 
und kann feine Wünfche daraus entnehmen. Wenn er fie im Wege 
her Betition verbringt, fo kommen fie in ber hohen Verſammlung 
zur Spradje und zue Disfuffion. Ziritt dann dieſelbe dem Wunſche 
bei, jo gelangt viefelbe auf völlig geſehlichen Wege zur Keuntniß 
Er. Majeftät des Könige, und er. hat dann diejenige Beridhichti- 
gung zu erwarten, welche Se. Majeftät allen billigen, nach ben all⸗ 
gemeinen Verhaͤltniſſen zuläffigen Anträgen augefichert haben. 
Ich Schließe alfo damit, daß ich mich in Beziehung auf den 

Antrag der Abtbeilung: 

„Se. Majeſtaͤt den König zu bitten, den Siaats hanohalis⸗ ⸗Etat 

einer beſonderen Kommiſſion zur Prüfung zu überweiſen, 
fofern diefe Prüfung feinen anderen Zwed haben foll, als denjeni⸗ 
gen, der im 8. 11 deutlich angezeigt iſt, d. h. die Verſammlung 
darüber aufzuklären, ob fie mit gutem Gewiflen Steuern fonfentiren 
oder der Kreirung von Darlehen ihre Zuſtimmung geben kann, daß, 
fage. ich, ich mich über dieſen Antrag jeder Aeußerung um fo mehr 
enthalien Tann, als. nadı meiner Ueberzeugung die Wittel und Wege, 
Diefen Zweck zu erreichen, dem Landtage vollſtaͤndig gegeben find, ins 
dem die Abtheilumg, weicher jene finanziellen ragen vorliegen, pad 
Rerht und die Pflicht hat, ſich zu informiren und dem Laudtage 
daruͤber Bericht zu erſtatten. 
. Abg. nen Patthammer: Rad) dem, was der Königliche Herr 
Kommiſſar fo chen geſprechen hat, und was von einem geehrten 
Abgeordneten aus Preußen, der zuletzt dieſe Rednerbühne einnahm, 
geſagt wurde, werde ich ſehr wenig mehr zu ſagen haben. Sch 
habe mit dem geehrten Abgeordneten aus Preußen geglaubt, daß das 
Bedürfniß allgemeine: Anerkennung finden würbe, über die Finanzen 
mad ben Haushalt des Staates zu einer völligen Klarheit zu ge⸗ 





langen, um hiernaͤchſt "bei ben uns noch vorliegenden Königlichen 
Bropofitionen, bei denen es fich um Geldfragen hanbeit, zu einer 
reiflichen Grwägung und Abſtimmung zu fommen. Wenn ich aber. 
ans dem Muchtachten der Abtheilung gefehen habe, daß doch vers 
ſchiedene Meinungen barüber exiſtiren, ſo muß ich mich der Mehr⸗ 
heit der Adtheilung anfchließen, und war aus den in dem Gutach⸗ 
- ten entwidelten Gründen, benen noch eier hinzutritt. Sch glaube 
winslich, daß es auch im Smtereffe der Staatsregierung liegt, daß 
der Antrag gewährt werde, indem es fonft leicht wieder kommen 
Könnte, daß mügliche Maßregeln abgelehnt werden, weil man ſich 
nicht in unbelannten Regionen bewegen will. Zu völliger Klarheit 
über den verwickelten Gegenftand dürften bie Mehrften von und nur 
dann kommen, wenn er der Vorberathung und Berichterfiattung einer 
Abtheilung unterworfen wuͤrde. Geſchaͤhe dies nicht, fo glaube sch, 
wärde die Beratung hier in dem Plenum bie dreifache Zeit in Ans 
ſpruch nehmen, indem. einzelne. Anfichten, die .bei der Borberathung 
gewiß berückichtigt worden wären, Hier auftmschen und diskutirt 
werden würden, ohne daß es zum tele führen möchte, 

Abg. von Manteufiel Il: Ich ſchließe mich derjenigen Anſicht 
durchaus am, welche eine moͤglichſt ausführliche Darſtellung des Stacuo⸗ 
haushaltes für dieſe hohe Verſammlung wünſcht, ich halte aber da⸗ 
für, daß dieſe Darſtellung in der Weiſe, wie in dem Abcheilungs⸗ 
Gnutachten vorgeſchlagen worden iſt, nicht erlangt werben Tann. Ich 
hatte dafuͤr, daß eigentlich eine Informationo⸗Ertheilung einer Ab⸗ 
theiluug an dieſe hohe Berſammlung etwas ganz Abnoemes fein 
moͤchte. Die Abiheilung felbft: würde ‚zunächk. in eine mißliche Lage 
kommen, es würde ein Referent ernannt werben müſſen, und biefse 
Referent wůrde Bücher zufamiitienfchreiben ſollen in ber Weile, wie 
fie dart zu fehen ſind; die Abtheilung würde nachher dieſe Arbeiten 
als die ihrigen durchgehen, und es würde biefer hoben Verſanm⸗ 
lung angeſonnen werden follen, ſchließlich dieſe informatoriſche Ar⸗ 
beit hier enigegenzunmehinen. Ich glaube, daß keine Verhandlung in 
Biefem Saale ſtattſinden kann, weiche nicht zulegt auf eine Beſchluß⸗ 
nahme und vorher :auf einen Austauſch gegenſeitiger Anſichten bins 
anskäuft: Mifo dieſe Information, die der Herr Refe 
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Abtheilung zu geben haben würde, in diefer Ansführlichbeit auögn: 
arbeiten, würde nothwendig zu einer Debatte hinfuͤhren über. einen 
Gegenftand, der eben nur eine Information fein fol. Um deswil⸗ 
len halte ich den von ber Abtheilung vorgefchlagenen Ausweg micht 
für einen folhen, den man einschlagen Fünnte, und muß mich des⸗ 
halb gegen das Gutachten erklären. 

... Abg. Genfemann: Unter dem, was ber hochwerehrie Herr 
Landtags⸗ Kommiſſar uns eben mitgetheilt hat, habe: ich mit befon⸗ 
berer Freude bemerft, daß d—ie größte Bereitwilligfeit vorhanden iſt, 
dem Landtage alle Etats, Die er wünfht, ‚mitzutheilen; ‚aber nicht 
sur allein dem Landtage, fondern auch jedem Einzelnen. Gernde 
run, weil ein foldyes Mittheilen an Einzelne unmöglich ift, ohne 
daß man die ganze. Meberficht drucken läßt, ift es nöthig, Daß mau 
fäaftig eine genanere-Weberficht drucken laſſe. Aus dem, was der 
Herr Landtags⸗Konmiſſar und gefagt bat, geht hervor, daß die Abs 
theilung, zu welcher ich gehöre, nämlich die, welche mit der Prü⸗ 
- fung bed neuen Steuer⸗Geſetzes beauftragt if, ſich in einem großen 
Irrthume befunden hat, als ihre Mehrheit befchloß, man ſolle nicht 
anf .eine Prüfung bes Finanz⸗Etals eingehen. Sch hatte gerade bie 
Anficht, die der Herr Landtags⸗Kommiſſar ausſprach, nämlich es 
ſei die Pflicht der Abtheilung, genau nachzuſehen, imviefern das Ber 
dürfniß einer ſolchen Steuer vorhanden feis ich machte aufmerkſam 
Rarauf, ob nicht hier und da Erfparniffe einteeten könnten, wodurch 
Die. Milton, welche durch die Einkommenſteuer aufgebracht werden’ 
fall, wegfallen konnte. Die Majorität war aber gerade ber Anſicht, 
daß wir nicht das Recht hätten, jebt auf eine foldye Prüfung ein⸗ 
zugehen. Don ber nämlichen Anficht ift auch der Herr Landtags⸗ 
Mariah ausgegangen. Der Herr Marſchall hat mir einen Antrag 
wrüdgemielen, der dahin ging, daß eine Abtheilung des Landtags 
mit der Prüfung des Staatshaushalts ſich beſchäftige ıc. Und va 
jeyt nun die Anſichten in dieſer Beziehung eben fo wie in Bazie⸗ 
hung auf. die aͤußeren Angelegenheiten von Seiten der Miniſierbank 
reltiſizirt worden find, hoffe ich, daß der Herr Marſchall nun aud) 
zugeben möge, daß ich meinen Antrag veieberum einreiche. Mit 
großer. Freude habe ich endläh vernommen, daß keine geheimen 
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Fonds bei uns, wie in Frankreich, verwendet werben, daß Alles 
vollſtaͤndig mitgetheilt werben Tanıtı. Der Herr Landtags Rommiflte 
hat anf einen Finanz⸗Grundſatz aufmerkſam gemacht: man fei von 
der Anficht ausgegangen, nicht mehr auszugeben, als man einge- 
nommen habe, was andere Ränder nicht gethan hätten. Die Prü⸗ 
fung dieſer Anſicht würde zu weit führen; nur will ich darauf auf 
merffam machen, daß, nachdem die Regierung diefe Anficht Jahre 
fang gehabt hat, fie in Beziehung auf die Bahn nad Preußen 
jeßt zu der nämlichen Anſicht übergegangen ift, die in anderen Lun⸗ 
dern hierüber obwaltet; daß alfo allerdings Umftände eintreten Tön- 
nen, welche es vortbeilhaft fein laflen, wenn der Staat Anleihen 
macht, um die Wohlfahrt des Landes zu vermehren. 
Sandtags-Rommiffar: Bor allen Dingen glaube ic; hier einem 
Mißverſtändniß vorbeugen zu müflen, welches ich, wenn meine Worte 
wirklich dazu Beranlaffung gegeben haben follten, fehr bedauern 
mäßte. Ich glaube nicht, gefagt zu haben, daß mach dem gegen: 
wärtigen Stande ber Gefebgebung eine Abtheilung gebildet werden 
dürfe, um den Stantshaushalt zu prüfen und an die hohe Ver⸗ 
ſammlung zu berichten. Das Reglement verweift nur Petitionen 
und Propoſitionen an befondere Abtheilungen. Wenn ber Herr 
Landtags Marfchall, bis Sr. Majektät anders verfügt haben nöchten, 
einen dahin gerichteten Antrag zurüdgewiefen hat, fo Din ich weit 
entfernt, dieſes als unrecht zu bezeichnen, vielmehr glaube Ich, daß 
der Herr Landtags⸗Marſchall vollfommen in feinem Rechte war. 
Sollten meine Worte mißverftanden worden fein, fo bebaure ich das, 
aber eine andere Anficht habe ich nicht gehabt. Es iſt mir ferner 
in-den Mund gelegt, ich habe gefagt, wir hätten Feine geheimen 
Fonds. Ich habe nur bemerkt, daß wir nicht geheime Fonds von 
mehreren Millionen haben. Wollen Sie Zahlen willen, fo fage ich, 
daß die geheimen Fonds der Minifterien nur 17,000 Rthlr. be⸗ 
tengen. Endlich ift angeführt worden, daß in Beziehung auf Preu- 
Sen der Staat von dem Grundfage, mehr auszugeben als einzunehmen 
in Beziehung auf den Bau der Eifenbahnen abgegangen fei. Ich 
ann dies nicht zugeben. Wenn man fi an die Verhandlungen 
erinnert, welche über die Eifenbahnen vor fünf Sahren flattnf-—r— 
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haben, jo wird man finden, daB damals. den Ständen die Frage 
geftellt war, ob es räthlich fei, den Bau der Eifenbahnen aus 
Staatsmitteln zu befördern. Diefe Brage wurde bejeht und ein 
Plan vorgelegt, wonach für dieſen Zweck eine Summe von höchſtens 
3 Millionen Thalern jährlid; disponihel gemacht werden follte. - Jcht 
liegt eine Propofition vor, die damals vorzugsweife zu Garantien 
beſtimmte Unterfübung theilweife in ein Darlehen zum eigenen Bau 
eines Eifenbahnzugs umzuwandeln, jedoch innerhalb der früher limi⸗ 
tieten Summe von 2 Millionen Thalern als Marimum jährlicher 
Ausgabe. Ich glaube nicht, daß in dieſer Propofition ‚eine wirklicde 
Abweichung von dem Grundfage, welcher bisher im Staate gegokten 
bat, zu finden ift, nehme aber auch nidyt einen Augenblid Anſtand, 
- dem geehrten Redner darin beizutreten, daß Umſtaͤnde einireten kön⸗ 
nen, welche es räthlich machen, Kapitallen aufzunehmen, um bem 
Stagte gewifie Wohlthaten um fo ſchneller zuzuwenden. 

Sandtags- Marſchall: Als der Herr Kommiflar dns Wort nahm, 
war ich im Begriff, dem Herrn Abgeordneten, der geſprochen hatte, 
zu anfworten und ihm zu fagen, daß ich weder durch Die Worte 
des Herrn Kommiſſars, noch durch fonft etwas meine Meinung 
ändern koͤnne, daß es nicht in meiner Befugniß geflaunen hätte, ven 
Haupt» Finanz’ - Etat, zur Vorbereitung der Berathung im Plenum, 
einer Abtheilung zu überweifen. Im Gegsntheil, ich bin in meiner 
Meinung noch dadurch beftärft worden, daß bie Möjorikät dexjenigen 
Abtheilung, welche ſich mit einem Gegenſtande beichäftigt, Der - ihr 
bie Veranlaſſung gab, ja vielleicht die Verpflichtung auferlegte, pen 
Haupt-Finanz-Etat zu prüfen, fih dazu nicht für befugt gehalten 
hat, wobei ich bemerfen muß, daß ich mich in diefer Majorität nicht 
befunden haben würde. Ferner werde ich in meiner Meinung be 
ſtaͤrkt durch die Gründe der Minorität des vorliegenden Gutachtens 
weldye nicht einmal die Bitte an Se. Majefkät gerichtet wien will, 
bie Vorlage Fünftig zu geſtatten. Hiernach muß id; dabei bleiben, 
Daß mir die Befugniß nicht zuſtehe, ven Saupt-Binang- fig en «ine 
Abtheilung zu überweilen, 

Finanz⸗ Miniſter van BDücsberg: Der Haupt + Finanz» Etat wo 
bie Meberficht des Stantehausheits foll der Hohen. Stänber-Rerfanm- 


iung vorgelegt werben, um ein Urtheil dariiber fällen zu Biunem, 
ob ein Bedürfniß vorhanden fei zu Steuer- Erhöhungen, zu neuem 
Steuern oder zu Anleihen. Es ift daher bei Entwerfung fowchl 
des Haupt⸗Finanz⸗Etais als auch der Ueberſicht des Staatshaus⸗ 
halts genau geprüft werden, ob und in welcher Art diefem Zwecke 
am richtigſten zu entiprechen fei. Don einer Seite mußte man zu 
große Detaild vermeiden, welche zu umenblich voluminöfen Zuſam⸗ 
menftelungen würden geführt haben; anbererjeits. durfte man bie 
Berechnungen nicht zu fehr abfürzgen und zufammenbrängen, Damit 
eine richtige Einſicht moͤglich ſei. Dei Aufftellung des Haupt Finanzs 
(Stats, fo wie. der Ueberſicht des Staatshaushalts, ift man von 
dieſem Geſtechtspunkte amögegangen, und ich glaube, daß dadurch im 
Allgemeinen die nöthige Lieberficht gewährt wird, um ein Urtheil 
über vie vorliegenden Finanzfragen fällen zu fönnen. Wollte man 
in ein ganz ausführliche Detail eingehen, jo würde man, meines 
Erachtens, den Zweck im Wehentlichen verfehlen. Der Haupt⸗Finanz⸗ 
Etat ftellt die Schluß-Refultate. von 3724 theils General-, theild 
Brovinzial-, theils Spezial⸗Etats dar, und eben fo liefert die Ueber⸗ 
ſicht des Stautshaushalts Die Refultate von 3724 Kaſſen⸗Abſchlüſſen. 
Diefe verſchiedenen Etats, diefe verichiedenen Abſchlüſſe enthakten ein 
unendliches Detail, und man mußte dies nothwendig umter Haupt⸗ 
Rubrifen zuſammenfaſſen, um der Berfammiung ein Hared Bild gu 
verſchaffen. Dadurch folkte indeß nicht ausgefchlofien werden, in 
Fallen, wo Erläuterungen für nothwendig erachtet würden, Diele zu 
eribeilen. . Den Abtheilumgen, die zunächft. mit benjenigen Gegen⸗ 
ftänden fich zu befchäftigen haben, zu deren Zwecken ver Haupt 
Finanz⸗Ciat und die Ueberficht des Staatshaushalts vorgelegt wor⸗ 
den. find, nämlich der Abtheilung, die mit dem Steuergeſetz und mit 
ver Anleihe wegen ber preußifchen Eifenbahnen ſich zu befchäftigen 
hat, find, fo weit ich Dabet.gegenwärtig gewefen bin, diejenigen Auf- 
Härungen ertheilt worden, bie gewünfcht wurden: Ob bei der Als 
theilung wegen des Steyergefehed bie Frage wegen Prüfung des 
Haupt⸗Finanz⸗ Etats und der Ueberſicht ded Staatshaushalts im All⸗ 
gemeinen zur Berathung gelomwen iſt, weiß ich nicht, weil ich nicht 


bei allen Berathungen gemefen bin; ich bin aber bereit, noch jede 
weitere Aufklaͤrung zu geben, die gewünſcht wird. 

Ich fann nur der Meinung fein, daß der Finanz Etat, wie er 
gegenwärtig vorliegt, feinen Zwed im Allgemeinen erfüllt. Wo 
weitere Aufflärung nöthig gefunden wird, werde ich ſolche gern ge- 
ben; sch glaube aber fchwerlich, daß der Berfammlung damit gedient 
fein würde, das ungeheure Waterial, welches dem Haupt - Fmanz- 
Etat und den Ueberfichten des Staatshaushalts zu Grunde liegt, 
vorzulegen. Eine nähere Prüfüng deflelben würde Donate Zeit und 
großed Studium erfordern. Cs kommt nicht: blos darauf an, bie 
Zahlen durchzuſehen, fondern aud) :varanf, fie zuſammenzuſtellen und 
bie Berechnungen, jo wie bie verfchiebenen Arten von Fractions⸗ 
Berechnungen, die ihnen zu Grunde liegen, zu ‚prüfen, und das if 
Teine Feine Arbeit. Es werden nur die Haupt⸗Etats jährlich regu- 
lirt; ein großer Theil des Etats. wird alle drei Jahre, ein. Theil 
nur alle ſechs Jahre regulirt, und dieſe neue Regulirung der Etats 
ift eine Arbeit, die einen großen Theil der Zeit des Finanz⸗Miniſte⸗ 
riums und außerdem noch aller übrigen Departements in Anfpruch 
nimmt. Die Cinrichtung ift befanntlid) die, Daß jede Kafle, bie 
nicht als eine bloße Rezeptur ver Berwaltung einer andern Kaſſe 
angeſchloſſen ift, einen eigenen Etat hat; dieſe Etats werben, fo weit 
fie nicht reine Finanz-Kafien betreffen, in den betreffenden Departe- 
ments angelegt und gelangen zur Revifion des Finanz: Minifteriume. 
In gleicher Art gelangen auch die Abſchlüſſe aller Kaſſen, fowohl 
derjenigen, welche unmittelbar vom Finanz- Minifterum, als ders 
jenigen, weldje von anderen Departements reffortiren, zum Finanz. 
Minifterium, bei welchen das Ganze jährlich zufannnengeftellt wird. 
Das Refultat, wie e8 in diefer Beziehung vorliegt, ift gewiß vell- 
fommen richtig. Ich bemerfe übrigens, wie die Prüfung, daß die 
Etats überall genau befolgt werden, noch durch eine befondere, von 
den Minifterien unabhängige Behörde, die Ober - Rechnungsfammer, 
bewirkt wird. Diefe hat die Berpflihtnng, darauf zu halten, daß 
jedem Etat und den beftehennen Berwaltungss-Prinzipien gemäß ges 
wirthſchaftet wird; und daß dieſes von jener Behörde auf das 
pünftlichfte gefchieht, ift micht in Zweifel zu ziehen. Ich glaube alfo, 
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daß dasjenige, was bezwedt werden fol, durch Verlegung des Haupt⸗ 
Finanz⸗Etats und die Weberfiht des Staatshaushalts im Ganzen 
wohl erreicht ift. Sollte in einzelnen Sachen es noch winfchens- 
werth fein, nähere Details zu erhalten, fo werbe ich fie gewiß nicht 
vorenthalten, weil ich fein Geheimniß aus der Yinanz- Verwaltung 
mache; wollte id) dies aber fo weit ausdehnen, daß ich Das ganze 
Material vorlegte, weldyes beim Haupt-Finanz-Etat und der Lieber- 
ſicht des Staatshaushalts zu Grunde liegt, fo würde daraus eine 
Arbeit erwachſen, die viele Monate erforderte. 

Abg. von Prünnecn: Nicht zu irren glaube ich, wenn ich den 
Herrn Königl. Kommilfar dahin verftanden habe, daß allerdings 
die Haupt» Finanz: Etats zu unferer amtlichen Information dienen 
follen, alfe zur Information des gefammten Landtags. Der Königl. 
Herr Kommiffar hat Dabei geäußert und vorausgefest, daß Diejenigen 
Abtheilungen, Die ſich ſpeziell mit folchen Gegenſtänden zu befchäf- 
tigen haben, die ein Anlehen oder eine andere Beſteuerung betreffen, 
auch diejenigen ſein müßten, Die ſich zugleich mit dem Haupt⸗Finanz⸗ 
Etat zu beſchaͤftigen ımd alle nöthigen Erläuterungen zu erbitten 
haben würden. Wir haben aber fchon die Präcedenz, daß dies, 
namentlich bei ber Königl. Propofition wegen der Rentenbanfen, 
nicht gefchehen iſt; wir haben — ich weiß nicht, inwieweit die Ab- 
thestung, der die Königl. Bropofition in Betreff der Sitlichen Eiſen⸗ 
bahn vorliegt, Died getan hat — von einem geehrten Abgeordneten 
dee Rhein⸗Provimz erfahren, daß die Abtheihung, die fid) mit dem 
neuen: Stenergefeße zu beſchäftigen hat, und in weldjer mehrere 
Mitghieder es gevünfcht hatten, dennoch in ihrer Mujorität fich da- 
gegen erflärt und bie Haupt⸗Finanz⸗Etats nicht zu ihrer Kenntniß- 
nahme benubt und nicht weitere Aufflärung berfelben fich verſchafft 
hat. Daher ſcheint doch am Ende fein anderes Mittel übrig, als 
daß ſich entweder eine befondere Abtheilung mit den Finanz - Etats 
befehäftige, oder daß ver Abtheilung, der Das neue Steuergefeß vor- 
liegt, zur Pflicht gemacht werde, daß fie bei Berathung diefer 
Königl. Propofition fi auch mit dem Yinanz-Etat genau befannt 
mache. Eires von beiden ſcheint mir nothwendig, um ber hohen 
Verſammlung demnaͤchſt einen ausführlichen Vortrag zu ihrer In⸗ 
V. 11 
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formation darüber machen zu koͤnnen. Ich verfiehe auch nicht, wie 
daraus die Rachtheile entitehen koͤnnten, welche ein gechrier Abge⸗ 
orbneter aus Brandenburg hervorhob, daß daraus ein fehr weit 
laͤuftiges Gefchäft erwachfen würde, fonbern ich glaube, daß es 
genügen wirbe, wenn eine Abtheilung über die Finanz⸗Etats einen 
Vortrag hielte, aus dem deren Refultate Har hervorgingen, ber biefe 
zu unferer gemeinfamen Kenntniß und Verſtändniß brächte; denn ich 
feße voraus, daß Viele in ver Lage fein werben, wie ich, daß uns 
nämlich ohne Dies das genaue Verſtäͤndniß dieſes Finanz⸗Etats ab- 
gehen würde. Wenn aber der Herr Landtags⸗Kommiſſar und der 
Herr Marfchall von der Anficht ausgehen follien, daß es nad) Dem 
Reglement nicht zuläfftg fei, eine befondere Abtheilung dafür. zu er⸗ 
nennen, dann wirde die hohe Berfammlung fih wohl dahin aus⸗ 
fprechen müflen, daß die Abtheilung, der das Steuergeſet vorliegt, 
vorzugsweife auch diefen Gegenftand zu behandeln haben würde. 
(Der Abgeordnete von Maffow verzichtet auf das Wort.) 

Sandtags-Rommiffer: Ich muß mich. doch mit wenigen Worten 
in Beziehung anf das, was ein geehrier Redner vorhin geſprochen 
bat, äußern. Ich habe gefagt, daß diejenigen Mitglieder des Land⸗ 
tags, welche mit der Frage über dad neue Darlchen befchäftigt 
feien, das Recht und die Pflicht hätten, fly über den Haupt⸗Finanz⸗ 
Etat ſo weit zu informiren, als es zur Beantwortung der ihnen 
vorliegenden Fragen nöthig fei, und daß der Landtag von ihnen 
erwarten müffe, daß ſie diefe Information auch dem ganzen Land⸗ 
tage gäben. Ob und inwieweit dieſe für nötbig halten, in das 
Detail darüber einzugehen, ift eine Beurtheilung, ‘die mir nicht zu⸗ 
ſteht. Bei der jebt vorliegenden Steuerfrage handelt es ſich wicht 
um eine Stener-Erhöhung, fondern nur darum, die eine Steuer 
mit der anderen zu verwechieln. Es it ſchon hervorgehoben wor: 
den, daß durch die Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer etwa 
17/, Millionen Thaler verloren geben werben, welche baburd wie⸗ 
der beigenonmen werben follen, daß die Mlaftenfteuer in den höheren 
Stufen in eine Eimfommenftener verwandelt werde. 

Meiner Meinung nad, hat alfo die Kommifften, welche beaufs 
tragt ifl, dies Geſetz zu prüfen, Die Verpflichtung, den Staats⸗ 
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Hanpi⸗Eiat einzuichen umd fid) Darüber zu infermiren, ob wohl biefe 
anderthalb Millionen Thaler enibehrt werden koͤnnen, ob fie alſo 
ben hohen Landtage vorfchlagen kann, die Mahl und Schlachtfteuer 
abzuſchaffen, wie Kiafienfteuer einfach einzuführen und von allem 
Anderen zu abftrabiren. Eben fo hat bie andere Abtheilung, bie 
beauftragt ift, der hohen Verſammlung Vortrag zu erflatten, wegen 
Aufnahme eined Darlehns für vie oͤſtliche Eifenbahn, zu unterfuchen, 
sh Die zum raſchen Angriff dieſes Baues nöthige Summe nur auf 
dem Wege der Auleihe beſchafft, oder ob fie etwa aus den Beftäns 
den der Staatskafſe entnommen werben könne; in diefen beiden Bes 
ziehungen iſt es die Aufgabe der Abtheilung, die hohe Berfammlung 
aufftären. Ich glaube aber nicht, daß aus meinem früheren Bor: 
teage. verfanden werben darf, daß dieſe Abtheilungen die Pflicht 
haͤtten, uͤber den geſammten Stantshaushalt der hohen Berfammlung 
ausführlichen Bortrag zu halten, fonbern ich habe mich früher aus- 
drücklich auf die. Berbinpung des Einganges des 8. 11 mit feinem 
Schluſſe bezogen und angebentet, daß darin Die genaue Erklärung 
Kege, wozu die Information nad) dem Willen des Geſetzgebers 
dienen fol. 

Abg. von der Het: Wir haben gehört, daß man die Abthei⸗ 
ungen für verpflichtet hält, fidy über den Hanpt- Finanz= Etat zu 
unterrichten und vemfelben zu prüfen, nämlid ‚vie Abtheilung, wels 
der auch das Einkommenſteuer⸗Geſetz vorliegt. Es ift aber vorhin 
fon gelagt worden, daß vie Abtheilung fich dazu nicht für vers 
yflichtet erflärt hat, und ich glaube, daß fie es überhaupt nur dann 
fein würde, wenn davon durch den Herrn Landtags⸗Marſchall Auf- 
trag am die Abtheilung gelangte, wie es für alle Mittheilungen ver 
Art Voricheift- if. Da nun aber der Herr Marſchall bei feiner 
Anſicht ‚verbleibt, daß es ihm nicht zuſtehe, den betreffenden Etat 
webft Ueberſicht an eine Abtheilung zu verweilen, fo erlaube ich mir, 
bei reinen Autrage zu beharren und Sie zu erfuchen, nad) Dem 
Votſchlage der Abtheilung die Bitte an Se. Majeftät den König zu 
beantragen, daß der Haupi⸗Finanz⸗Etat und die Nachweiſe an eine 
Abtheilung verwiefen werden. Es fommt hier auf. ven Grunbfag 
an, 0b .chwe ſolche Mitthrilnug blos unter. ver Hand geichehen ſolle, 
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gerade wie 28 bei anderen Anträgen, bie bioweilen vertheilt wurden, 
der Fall war, wo jedem Abgeordneten ein Exenplar gegeben wers 
den foll, oder ob dieſe Mittheilung offiziell zu geichehen habe. Es 
fheint mir wohl der Wichtigkeit der Sache zu. entſprechen, biefer- 
halb eine Bitte an Se. Majeftät den König zu richten. 

Abg. von Auerswald: Ich glaube zwar, daß, wenn biefenigen 
Abtheilungen, die mit den Gegenſtänden befchäftigt find, von Denen 
ed fi) eben handelt, auf die Sade in ben Limfange ‚eingehen, 
wie die Verſammlung e8 wünſchen muß, fie auch zu einer genü⸗ 
genden Kenntniß von den Spegialitäten des Haupt- Finunz Chats 
und Staats-Haushaltes gelangen werben, um die Wünfdje der ho⸗ 
hen Berfammlung zu befriedigen. Ich glaube dies aber namentlich 
pon der Abtheilung, welche die für die Eitenbahn zu übernehmenbe 
Garantie behandelt und aus ben hereitd von dem Herrn. Landtags⸗ 
Kommiſſar felbft angeführten Daten nothwendig verpflicheet iſt, eine 
Veberzeugung davon zu gewinnen, ob eine Anleihe nothwendig if 
und warum fie nothwendig if. Ich. glaube daher, daß die Abchei⸗ 
lung bei ihren ferneren Arbeiten in Diefer Beziehung, wenn ſie nicht 
ſchon abgegeben ſind..... 

Eine Stimme: Sie ſind ſchon abgegeben. 

Abg. von Auerswald: Nun dann bedaure ich, daß ſie nicht 
auf die Bedenken geſtoßen iſt, welche ihr eine nähere Kenatniguahme 
pon dem Haupt-Finanz-Etat ala durchaus nothwendig hätten müſſen 
erfcheinen laſſen. Wenn vielleicht feitens der Abtbeilung, weiche bie 
Einkommensteuer behandelt, eben fo wenig Ausſicht dazu vorhanden 
ift, fo bleibt nad) meiner Ueberzeugung nichts übrig, ald und Dem 
Antrage der Abtheilung anzufchließen, deren Bericht uns hier vors 
liegt, wenn wir das erfüllen und erreichen wollen, was und wir 
lich erſt recht vollfommen in ven Stand feht, unſere Pfücht zu er⸗ 
füllen. Ich mache bei dieſer Gelegenheit darauf aufmerkſam, wie 
wir in die Lage gefommen find, darf anzutragen, das ber Haupb 
Binanz-Etat am eine Abtheilung zur Berichterflaitung geiwiefen wer⸗ 
den dürfe. In dem PVorfihlage heißt es: „behuſs näherer Infor 
mation über das, was uns gebrudt vorliegt.” Es ik alſo einfach 
darum dazu gekommen, weil und bie gedruckte Vorlage nicht genügte 
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weil wir Die Gelegenheit nicht gehabt haben, in die Spezialitäten 
des Stanishaushaltes in ähnlicher Weife einzugehen, wie e8 von dem 
geehrten Abgeordneten aus Münſter vorausgefeht werden muß, weil 
diefem die Vorlage genügt. Es wäre aber Allen vollfommen Ge: 
nüge geichehen, wenn uns ber Haupt» Finanz Etat und die Ueber: 
fiht des Stantshanshaltd in der Ausführlichkeit mitgetheilt worden 
wäre, von der der Herr Finanz: Minifter, wie der Herr Landtags⸗ 
Kommiflar, wiederholt erflärt haben, daß fie zuläffig fei, weil dabei 
nichts zu verkhmeigen fei; wie es ganz im Sinne der Regierung 
Bege, daß nichts dabei verfchwiegen werde; daß dies Des Könige 
eigener hoher Wille fei, und daß, nach der Aeußerung des Heren 
Finanz⸗Miniſtes, Tein anderer Grund vorgelegen habe, uns die Ueber⸗ 
fühten nicht in größerer Ausführlichkeit mitzutheilen, als der, daß 
ein allzuausführliches, zu volumindfes und zeitraubendes Werk dar⸗ 
aus geworden wäre. Da muß ich aber fagen, wie ich es ganz un⸗ 
endlich bedauere, daß dieſe Rüdficht davon abgehalten hat. Ich er- 
laube mir die Frage: welchen Schaden ed am Ende haben kann, 
wenn felbft eine große Anzahl der Abgeorbneten, fo wie eine große 
Anzahl unferer Mitbürger überhaupt, eine ſolche ausführliche Bor: 
fage nicht fo benugte, vielleicht nicht jo zu benugen im Stande 
wäre, wie es wünſchenswerth erfcheint? Ich möchte fügen, wenn 
nur ein Einziger in jedem Kreiſe des Landes, ja wenn nur ein 
Einziger auf jeder Bank diefer Verfammlung durch eine fo aus⸗ 
führliche Borlage ganz vollfommen und fpeziell von all den tauſend 
und aber taufend Thatſachen und Dingen Einſicht gewwönne, von des 
nen er bis jebt nicht Kenntniß erhalten fonnte, — wenn alfo auch 
nur von Wenigen ein Zug bis auf den Grund des Bechers geihan 
würde, es wäre für das Vertrauen des Landes in feine Finanz- 
Berwaltung durch eine folche offene Darlegung derſelben ohne Zweis 
fel unendlich viel gewonnen. Ich wünfche, nicht mißverftanden zu 
werden — ich fpreche nicht von dem Vertrauen in die Reinheit und 
Redlichleit unjerer YinanzsBerwaltung, welche, wie ich glaube, nicht 
bezweifelt wird, fondern von dem allerdings nicht gemigend begrün- 
deten Vertrauen in die Umficht und Zweckmaͤßigkeit derſelben. Für 
dieſes hätte vießeicht im ‚Lande durch ein einziges Drudheft, wenn 
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and von einiger Bolumindfität, unendlich meht gewonnen werben 
fönnen, als wenn wir heute Alle, Mann für Mann, von unferem 
Vertrauen zu der Finanz Verwaltung ſprächen; daſſelbe würde einen 
Eindrud gemacht haben, der durch nichts zu erfeben iſt, deſſen Fol⸗ 
gen nachhallen würden bei jeder Fünftigen Verhandlung auf Kreis: 
tagen, ProvinzialsLandtagen und Bereinigten Lanbtagen. 

Ic kann es nicht verhehlen, und Sie, meine Herren, ohne 
Ausnahme, werden meine Meinung theilen, daß, als die Verordnung 
vom 3. Februar erfhhien, der 8. 11 derſelben eben fo viel Freude 
auf der einen Seite, als Beforgniß auf der anderen Seite dahin 
erregte, daß doch nicht Alles, was zu einer gründlichen Kennmiß 
des Haupt⸗Finanz⸗Etats gehöre, fo vollftändig, fo ausführlich mits 
getheilt werden würde, als es wiünfchenswerth fei. Der Herr fi 
nanz-Minifter hat gejagt, die Mittheilung ſei nach beſter Weberles 
gung und fo gefchehen, wie man glaube, daß fie dem Zwecke genü⸗ 
gen würde. Das muß man ehrend anerkennen. Aber es ift zu 
bevenfen, daß außer denjenigen, welche ſicher mit großer Umſicht, 
mit großer Gewiffenhaftigfeit den Finanz» Etat angefertigt haben, 
eine große Anzahl von Perfonen eriftirt, die ihn aus anderen Ges 
fichtspunften betrachtet, aus Gefichispunften, welche mehrere Mit: 
glieder von Haufe aus bewogen haben, auf eine fyeziellere Mittheis 
lung über die Finanz-Verwaltung zu dringen. Weil man aber nicht 
glaubte, daß es zufäffig gehalten werden würde, anf einzelne in Dies 
fer Verſammlung geftellte Fragen fo detaillirte Mittheilungen zu 
machen, wie fte jegt von der Minifterbanf aus für zukiffig erklärt 
worden find, fo hat man den Weg gewählt, daß eine Abtheilung 
beauftragt würde, um dem Landtage Bericht zu erftatten. Man hat 
vorausgeſetzt, daß dieſe Abtheilung geneigt fein werde, auf die Wünſche 
und Nachfragen einzelner Mitglieder des Landtages, bie ſich befon- 
ders dafür intereffiren, Rüdficht zu nehmen, daß fte felbft Die Wünfche 
und Nachfragen weiter ausdehnen würde, und man hat geglaubt, 
dadurch einen Erfah für das zu erlangen” was bei der erflen Bor: 
lage nady unferer Vieberzeugung fehlte. Aus allen diefen Gründen 
muß ich darauf zurädfommen, daß nur der eine oder andere Weg 
dann doch eingefchligen werden muß, wenn wir unferen Zweck voll: 
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ftänbig erreichen, wenn wir uns in bie Lage verfeben wollen, für 
jet umd für die Zufunft mit voller Vieberzeugung ohne ypeinliches 
Gefühl unfere Stimme abgeben zu können, wenn wir einen Zuftand 
herbeiführen wollen, der und Klarheit über unfere Finanz - Verwals 
tung giebt. Der Weg dazu ift durch Die Erflärung des Herrn 
Landtags» Rommifjard, wie des Herren Finanz» Minifters, gebahnt. 
Wir wiſſen, daß man und ein Geheimniß aus. nichts machen will, 
daß Alles der Deffentlichkeit hingegeben werben fol. Wir haben 
erfahren, daß dies in der Allerhöchften Beitimmung felbft liegt, und 
ih glaube, wie find befugt und verpflichtet, mit dem tiefften Dank 
gegen Se. Majeftät ven König hiervon Akt zu nehmen; ich glaube 
aber, daß wir nun Alles anwenden müflen, um und mit dem Herrn 
Landtags» Marfchall, mit dem Heren Landtags - Kommiffar über Die 
Form zu vereinigen, um den Weg, ber weder verleßend für bie 
Staatsregierung, noch auch unbefriedigend für das Land ift, auf 
reglementarifche Weife aufzufinden. Sollte fein anderer Weg ger 
fanden werben, fo glanbe ich, daß wir bei dem Vorſchlage der Ab- 
tbeilung ftehen bleiben müjjen, und ich würde mir nur bie Bitte 
erlauben, daB dem Antrage der Abtheilung, weldyer mit den Wor⸗ 
ten fchließt: „überwieſen werde‘, daß dieſem Antrage, der meiner 
Ueberzeugung nach durchaus nichts von dem enthält, was ber Kerr 
Landtags⸗Kommiſſar ald ungefeglich zurüdweilen zu müflen glaubte, 
noch hinzugefügt würbe: „und daß die von der Abtheilung behufs 
einer folchen Information erworbenen näheren Refultate durch den 
Druck befannt gemacht werben‘, weldjer Zwed jedoch, wie mir in 
diefem Augenblide Har wird, bereits durch den Drud des Berichts 
der Abtheilung felbit vollftändig erreicht werben kann, da in Diefem 
jene Refultate enthalten fein müſſen. 

Sandtage- Marſchall: Der Herr Abgeordnete von Manteuf- 
fet II. will eine auf feine Perfon bezügliche Bemerkung machen. 

Abg. von Mantenkel II: Ich halte mich verpflichtet, zu bes 
merken, daß ic; Referent in dem Berichte bin, der über die öftliche 
Eifenbahn erflattet wird. Diefer Bericht gehört vor das Plenum. 
Wenn aber jetzt davon gefprochen worben ift, fo würde ich glauben, 
gegen die Pflicht zu verfloßen, die ich gegen die hohe Verfammlung 
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habe, wenn ich nicht bemerkte, daß bei dieſem Referate ein fo voll⸗ 
fländiges Eingehen auf den gefammten Stuatshnushalt, wie von 
einem Redner vorausgefegt worben ift, wicht ftattfinvet. Ich halte 
mich verpflichtet, dies zu erflären, obgleich es gegen die Anficht if, 
die ich hier vertheidige; aber ich wünſche nicht, daß man mir fage, 
ich hätte gefchwiegen, und man habe daher etwas Ausführlidyeres 
vorausgefebt. Wir find in der Abtheilung bei dem Titel „Eiſen⸗ 
bahnweſen“ ftehen geblieben und haben uns nicht veranlaßt gefehen; 
eine allgemeine Prüfung des Staantshaushaltes zu geben, wie von 
einem Abgeordneten verlangt worden ift, weil die Anleihe lediglich 
auf den Titel für das Eifenbahnwefen fundirt if. 
(Viele Stimmen verlangen die Abftimmung.) 

Referent Sattig: Die Abtbeilung ift davon ausgegangen, daß 
mit dem Rechte der Zuftimmung zur Aufnahme netter Darleihen 
- oder zur Auflage von neuen oder erhöhten Steuern auch die ernfte 
Pflicht auf die Verfammlung übergegangen ift, nur dann neue uber 
erhöhte Steuern zu bewilligen und die Zuſtimmung zu einer An- 
leihe zu ertheilen, wenn fie Die Weberzeugung erlangt hat, daß ein 
Bedürfniß dazu da if. Es ift der Weg, auf- weichem dieſe Ueber: 
zeugung erlangt werben fol, verfchieden bezeichnet worden. Nament⸗ 
lich ift die Minorität der Abtheilung davon ausgegangen, daß die 
Abtheilungen, welche ſich mit den Finanz-Angelegenheiten beichäftigen, 
Gelegenheit haben, diefe Information dem Pleno zu gewähren. Die 
heutige Verhandlung hat aber dargethan, daß dieſe Abtheilungen fi 
nicht die Aufgabe geftellt haben, darüber, inwiefern ein Bedürfniß 
nach den Staatshaushalts-Verhältniffen wirklich vorliegt, Bericht zu 
erftatten. Dieſes Ergebniß der heutigen Verfammlung liefert ven 
Beweis, daß der Antrag der Abtheilung, einer befonderen Abthei⸗ 
lung die Weberfiht des Staatshaushaltd und des Finanz» Etats zu 
überweifen, fich rechtfertigt. Es darf aber aud) ein anderer Geſichts⸗ 
punft nicht unbeachtet bleiben. Wenn nämlich z. B. Die Abtheilung, 
welche ſich mit der Anleihe für die Eifenbahnen befchäftigt hat, aus 
der Ueberſicht des Staatshaushaltes die Ueberzeugung gewonnen 
hätte, daß ein disponibler Fonds aus den Ueberſchüſſen der Einnah- 
men, die für dieſen Zweck verwendet werden follen, vorhanden fei, 





fo wäre es Pflicht geweſen, die Berfammlung darauf hinzuweiſen 
ud ihr zu überlaffen, die Ausdehnung der Eifenbahn - Anleihe nad) 
Maßgabe diefer Mebergeugung zu befchränfen. Ein gleicher Beſchluß 
fonnte von der Abtheilung, die ſich mit Einführung der Einkommen⸗ 
ſteuer zu befchäftigen hat, gefaßt werben. Es konnte von ihr dar⸗ 
auf hingewieſen werben, daß, wenn ein foldher Ueberichuß aus ben 
Staatseinnahmen fich ergiebt, ed dann erforderlich fei, nur ein ge⸗ 
wies Maß der Einkommenftener zu beftimmen. Schon biefer Ge⸗ 
fichtöpunft, daß die verſchiedenen Abtheilungen möglicherweiſe zu ver» 
ſchiedenen Refultaten in den Gutachten fommen und es dann erft 
der hohen Verſammlung überlaflen fein würde, biefe verſchiedenen 
Gutachten dadurch auszugleichen, daß fie erklärt, der Ueberſchuß ift 
bereitö zu den Eifenbahn- Angelegenheiten verwendet worden, Tann 
alfe nicht hier bei der Einfommenfteuer verwendet werben, ſchon 
diefer Umſtand beweiſt, daß es zweckmäßiger ift, einer beſtimmten 
Abtheilnng den Finanz⸗Etat und die Ueberſicht des Staatshaushal⸗ 
tes zur Prüfung vorzulegen. Dieſe wird dahin gerichtet werden 
müffen, ob neue Steuern, ob Anleihen erforderlich ſind. Dieſe Frage 
muß im Plenum beantwortet werden, und die Geſchaͤfts⸗Ordnung 
giebt Deutlich Anleitung, wie verfahren werden fol, wenn eine ſolche 
Frage im Plenum beantwortet werden muß. Sie Tann nur beant- 
wortet werden nad) vorgängiger Berathung in einer Abthellumg. 
Haben vie Abtheilungen für die Finanzjachen ſich nicht damit bes 
ſchäftigt, ſo ſcheint nichts Anderes übrig zu bleiben, als noch jegt 
einer Abtheilung diefe Frage zu überweifen. Diefe Ueberweiſung 
faun von dem Marfchall der Kurie der drei Stände nicht gefchehen, 
denn jämmtliche Abtheilungen, welche fi) mit den Finanz⸗Angelegen⸗ 
heiten beishäftigen, gehören den beiden Kurien an. Wir werben 
alfo, gtaube ich, nur durch Die Bitte an Se. Majeftät den König 
zu dem Ziel gelangen, welches wir nöthig halten. 

(Ruf zue Abftimmung.) 

Sandtags- Siarfhal: Es haben noch drei Redner das Wort. 
Indeß bei dem vielfachen Ruf nach Abftiminung will ich fragen: ob 
die hohe Verfanmlung den Schluß der Debatte wünſcht. Die ihn 
wünschen, bitte ich, aufzuftehen. 
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Er iſt nicht gewünfcht. 

Sandtags- Asmmifar: Der geehrte Redner and der Provinz 
Preußen hat fein Bedauern darüber ausgefprochen, daß dem 8. 11 
nicht vollſtäändiger entfprocdhen fei, als dies durch bie finanziellen 
Vorlagen geſchehen. Hiergegen glaube ich wieberholt darauf vers 
weifen zu müflen, daß in dem Geſetz nur vorgefchrieben ift, daß ber 
Haupt-Finanz-Etat vorgelegt werden fol, und daß hierin dad Mint: 
fterium wohl feinen Befehl hat erkennen Fönnen, neben dem Haupt 
Etat auch die 3724 Spezial-Etats, worauf folcher beruht, mit vors 
legen nnd abdrucken zu laſſen. Sch hebe ferner hervor, wie in bie 
fem Geſete nur vorgefchrieben ift, daß eine Ueberſicht des Staats; 
haushaltes für die Zeit von einer Berfammlung zur anderen zur 
Information vorgelegt werde, und unmittelbar feine Verpflichtung 
hieraus gefolgert werben Fonnte, dieſe Meberfidht der Yinanzverwals 
tung bei dem erften Zufammentritt des Landtags für die Vorzeit zu 
geben, daß aber nichtsdeſtoweniger Se. Majeftät der König eine 
vollſtaͤndige Ueberſicht Ihrer Finanzverwaltung von dem Augenblid 
Ihres Regierungsantrittes an haben geben laſſen und dadurch auch, 
wie ich glaube, die von einem früheren Redner hervorgehobenen fals 
ſchen Anfichten, theils, daß ungeheure Schäbe angefammelt würden, 
und theils, daß wir uns in neuen Yinanz=Berlegenheiten befänden, 
vollſtaͤndig befeitigt find, auch ohne Hinzufügung der 7mal 3724 
Rechnungen, welche nöthig fein würden, wenn jene Ueberſicht ver 
Berwenvungen von dem Regierungsantritt Sr. Majeftät an bis auf 
die gegenwärtige Zeit, alfo für 7 Jahre, vollftänvig hätte belegt 
werben follen. Ich glaube daher, daß die Vorlagen des Finanz 
Minifteriums nicht allein dem Geſetze entſprechen, fondern über pas 
Geſetz hinausgehen, und daß auch viefe Erfüllung über das Geſet 
hinaus im Lande mit Dank anerkannt worben if. Ich habe aller 
dings gefagt, und der Herr Finanz-Minifter ift mir darin beigetre- 
ten, daß Fein Geheimniß in dieſer Beziehung beftehe, fonvern daß 
vie hoͤchſte Offenheit in allen finanziellen Beziehungen der Wille Er. 
Majeftät fei, und daß deshalb dem hohen Lanbtage feine Informas 
tion vorenthalten ‚werve, die er überhaupt wuͤnſcht. Ich bitte aber, 
nicht daraus zu ſchließen, daß ich dadurch die Verpflichtung aner⸗ 
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fannt over der Entſchließung Sr. Majeſtät des Könige irgendwie 
darüber vorgegriffen hätte, ob Fünftig neben dem Haupt⸗Etat aud) 
fämmtliche Spezial: Etats abgenrudt und vorgelegt werden follen. 
Ich weiß nicht, welches die Entfchließung Sr. Majeftät hierüber fein 
wird. Endlich muß ich in Beziehung auf jene Erklärung noch eine 
Ausnahme hervorheben: es iſt Dies die Ausnahme, weldye der hohe 
Landtag bereits fennt, daß nämlich der Beſtand des Schatzes, wie 
er in dem Augenblicke eriftirte, als Se. Majeftät die Regierung 
übernahmen, zur Zeit ein Geheimniß bleiben und nicht veröffentlicht 
werben foll, während diejenigen Verfionen, die feit dem Regierungs- 
antritt in den Staatöfchab geſtoſſen find, der hohen Verfammlung 
befannt find, wie auch die Erflärung, daß feit jener Zeit Feine 
Summe daraus entnommen worden. 

Sandtags- Marfchal: Der Herr Königliche Kommiſſar hat das 
Recht, zu jeder Zeit das Wort zu nehmen, alfo auch nach dem 
Schluß der Debatte; wenn es aber gefchehen ift, fo halte id) es für 
meine Pflicht, nochmals zu fragen, ob die Debatte geſchloſſen bfei- 
ben fol. Ich bitte daher, daß Diejenigen, welche den Beſchluß der 
Debatte wünfchen, aufftehen. 

(Die Majorität iſt nicht für den Schluß der Debatte.) 

Abg. von Schorlemer: Ich habe auf ſechs Kandtagen in der 
Provinz Weftphalen dem Steuerausfchuffe vorgeftanden und trane 
mir daher ein Urtheil über Arbeitöfräfte zu; ich begreife aber nicht, 
wo wir Arbeitöfräfte hernehmen follen, um in einer fo wichtigen 
Frage aus 3700 verfchiedenen SpezialsEtats die Finanzlage ber 
ganzen Monarchie in der und zugewiefenen Furzen Zeit aufzufaflen, 
namentlidy wenn wir nad) der Meinung eined Deputirten aus ber 
Rheinprovinz die Vorftudien aus den beigifchen und franzöftfchen 
Budgets entnehmen follen. 

Abg. Schauß: Nach meinem geringen Bafiungsvermögen fagt, 
wie die Sache heute liegt, das Gefeh in Betreff der Information 
wohl nicht, daß der Landtag, ald folcher, fi von dem Finanz⸗Etat 
informiren folle, fondern es will, daß jeder einzelne Abgeorpnete eine 
möglichft genaue Kenntniß von dieſer Borlage für fih zu nehmen 
habe, damit, im Kal er zu irgend einer Abtheilung gezogen wird, 
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in welcher über Steuerfragen Beratungen gepflogen werben, er ſich 
jo informirt habe, um dort, wie auch hier in der Plenar-Berfamms 
lung, mit ſich ganz eins zu fein, wo er feine Zuftimmung zu geben 
hat, und wo nicht. In dieſer Beziehung würde ich gewünfcht ha- 
ben, daß und der FinanzsEtat fchon einige Zeit vor Zuſammenbe⸗ 
rufung des hohen Landtages zugefommen wäre. Wenigftens, was 
mid) betrifft, geftehe ich «8 ganz unverholen, ich habe ihm bis jet 
nur einen flüchtigen Durchblick widmen können. Denn nachdem ber 
Landtag zufammenberufen worben, wir täglich Situngen haben von 
10 bis 4 Uhr und des Abends in den Abtheilungen befchäftigt find, 
da weiß ich in der That nicht, wo noch Zeit gewonnen werben foll, 
um mit Grünblichfeit auf Die und gewordene Vorlage einzugehen. 
Wenn bier ein Antrag geftellt wird, der darauf Bezug hat, daß 
eine Abtheilung erwählt werben möchte, um ben beregten Finanz: 
Etat näher zu beteachten und zu prüfen, fo glaube ich, ift es eigent- 
lich des Betenten Abficht geweien, damit auszufprechen: wie für bie 
Folgezeit im Allgemeinen, fo auch für jegt den erhaltenen Etat einer 
näheren Kritif zu unterwerfen, dahin: daß Bemerkungen dagegen 
erhoben werben könnten, daß Dies oder jened nicht geregelt jei und 
einer Abänderung unterivorfen werden möchte. Sept natürlich ha⸗ 
ben wir fein Recht dazu, denn nad) $. 11 des Gefebes vom 3. Fe- 
bruar ift uns ein ſolches Recht nicht zugebilligt worden, meines- 
theils würde ich mid) uber dem Wunſche des Petenten gern anſchlie⸗ 
Ben und aljo auch dem der Majorität der Abtheilung ſelbſt. Es 
fcheint mir die Nothwendigfeit unzweifelhaft, daß man bei den Fi⸗ 
nanz-Etats ein Mitfprechen habe, infofern andererfeits man berufen 
ift, zu Steuern feine Zuftimmung zu geben. Wenn dies nun aber 
gefchehen fol, fo muß ich mir allerdings auch jagen, daß die Vor⸗ 
lagen, die und geworben, nicht ausreichend find. Ein mehr in das 
Detail gehendes Material wäre meines Bedünkens erforderlich ge- 
wejen, um tiefer und beffer darauf eingehen zu können. Unter allen 
Umftänden würde ich mid) jehr gern dem Gutachten der Abtheilung, 
alfo dem der Majorität derſelben, anfchließen. 

Abg. Hanſemann: Zweierlei will id; nur kurz bemerfen, erſt⸗ 
lich daß die Abſtimmung in der Steuerabtheilung, von der ich var« 
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hin ſprach, vorgefommen if, als kein Organ der Regierung gegen: 
wärtig war, "fo daß alfo der Herr Finanz, Minifter auch nichts das 
von willen konnte. Das Zweite, was ich zu bemerken habe, if, 
daß ich die erhobene Schwierigkeit der Publication von fo und fo 
viel Tauſend Spezial: Etats nicht einſehe. Es iſt ganz umd gar 
nicht nothwendig, daß dieſe Spezial-Etats vollſtaͤndig publizirt wer⸗ 
den, ſondern man macht Ueberſichten davon, wie ſie in anderen 
Laͤndern gemacht werden, wodurch man genügende Einſicht erlangt, 
auf welche Weiſe die Einnahmen verwendet werden. Es iſt jetzt 
wicht nöthig, die verſchiedenen Unterabtheilungen näher zu berühren, 
der Gegenftand wird in der Steuerabtheilung noch vorfommen, und 
da wird ſich das Nähere bei der Berathung ergeben. 

Abg. von Gudenan: Meine Herren, der Abgeorbnete von 
Aachen hat früher und jebt zum zweiten Male erwähnt, baß in ver 
Stenerabtbeilung die Majorität fich dahin ausgefprochen habe, daß 
wir auf die Prüfung des Haupt Binanz - Etats nicht eingehen kön⸗ 
nen. Zu dieſer Majorität babe auch ich gehört, und wenn ich die 
heutige Verhandlung recht veritanden habe, fo glaube ich aus bem, 
was ſowohl der Königliche Herr Kommillarius als der Herr Mars 
ſchall geäußert bat, annehmen zu können, daß nach ihrer Anſicht Die 
Abtheilung recht wohl hätte Veranlafiung finden können, auf nähere 
Prüfung ded Haupt» Finanz- Etats einzugehen, und muß ich mid) 
daher, da ich dagegen geftimmt habe, rechtfertigen. Ich war allees 
dings der Meinung, daß, wenn man auch annehmen wollte, daß 
der Landtag berechtigt fei, eine Kommiflien zn dieſer Prüfung zu 
ernennen, Died doch jebenfalls eine Sache für fich fei, die in dem 
Mandat unferer Abtheilung nidyt Tag, andy war fie noch weniger 
dazu veranlagt, weil bier nicht Die Rede von einer Anleihe oder 
Stenererhöhung, fondern nur von einem Austaufch einer Steuer ge: 
gen die andere war. Hätten wir unfere Aufgabe dadurch geköft, 
das wir erflänten, wir wollen weder die eine noch bie andere, wir 
wollen den Betrag fparen, fo hätten wir unfere Aufgabe nicht ges 
loͤſt. Wenn ich alfo den Herm Kommiffarius und den Herrn 
Landtags⸗Marſchall richtig verftanden habe, daß wir Beranlaflung 
hätten finden Tönnen, auf die nähere Prüfung des Haupt» Finanz 
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Etats einzugehen, mn fo ſehe ich nicht ein, Da unfere Verhaudlun⸗ 
gen noch nicht gefrhloffen And, warum wir wicht noch in eine etwa⸗ 
nige Beleuchtung des Haupt⸗Finanz⸗Etats eingehen könnten. Diefe 
wiirde vielleicht zweckmaͤßig fein und zur Beruhigung Vieler dienen. 
Ich fehe nicht ein, warum wir dies nicht ftatt deſſen thun follen, 
daß wir eine Betition an Se. Majeflät den König richten, die für 
die Daner des jebigen Landtages Feinen Erfolg mehr haben Fann. 

Abg. von Brünneh: Ich Imbe nur ganz kurz bemerken wol- 
Ien, daß je erfreuficher vie Mittheilungen fein müflen, die wir em- 
pfangen haben, und je baufbarer wir es anzuerkennen haben, daß 
Se. Majeftät der König und die Etatd über die ganze Zeit feiner 
Regierungsperiode vorlegen zu lajfen Die Gnade gehabt hat, um fo 
mehr müffen wir auch wünſchen, daß dieſerhalb eine ſolche Veröf- 
fentlichung ftattfinde, durch weldye die verſchiedenartigen Meinungen, 
die in Diefer Beziehung vorherrichen, aufgeklärt würben, und daher 
glaube ich, daß für biefen Zwed es ein geeignetes Mittel fein 
würde, wenn eine bejondere -Abtheilung für die Berathung des 
Haupt - Finanz - Etats gebildet wirde, die der hohen Verſammlung 
darüber Vortrag zu halten hätte. 

Abg. von der Heydt: Ich würde mir nicht erlauben, noch ein- 
mal dad Wort zu nehmen, wenn ich nicht von dem Abgeordneten 
der Stadt Berlin dazu veranlaßt worden wäre, der non der Ab⸗ 
fürht des Petenten ſpricht. Diefe Abficht, die aus dem Gutachten 
hervorgeht, und die ich öfter heute ausgeſprochen habe, hat lediglich 
ben Zweck, daß dem Gefeh genügt werde, da nad) meinem Dafür; 
halten die Information nur auf amtlichem Wege, nicht durch bie 
bloße Vertheilung ber Exewplare erfolgen kann. 

(Abſtimmung wird von mehreren Seiten gewinfcht.) 
andtags · Marſchall: Es hat nur noch ein Redner das Wort 
verlangt, und dieſem werde ich es geben. 

Abg. Jachmann (vom Pla): Man hat ver Abtheilung, welche 
die Einfommenftener zu berathen hat, und aud der Abtheilung, weis 
cher die Öftliche Eiſenbahn vorliegt, den Vorwurf gemacht, daß fie 
nicht den Finanz⸗Etat zum Gegenftand ihrer Berathung gemacht hat; 
hätten dies aber beine Abiheilungen gethan, fo wäre unnsöthiger⸗ 
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weiſe zweimal eine ſo umfaſſende Arbeit geliefert worden. Ueber⸗ 
dem iſt es nicht unwahrſcheinlich, daß fie weſentlich abweichende Au⸗ 
ſichten Aber den Finanz⸗Etat dem Plenum vorgetragen hätten; es 
geht alfo daraus nothwendig hervor, daß nur eine befondere Abthei⸗ 
lung ven Finanz» Etat zum Gegenftand ihrer Berathung machen 
fann, und es bleibt daher nichts übrig, ald Se. Majeftät um Bes 
willigung einer folchen befonderen Abtheilung zu bitten. 

Sendtags- Marſchall: Der Here Secretair wird bie Frage 
vorlefen. 

(Lieſ't die Frage.) 

Soll der Antrag dahin befürwortet werben, daß Se. Majehät der König 

alleruntertgänigft gebeten werde, Allergnaͤdigſt zu geftatien, daß der Haupt⸗ 

Finanz: Etat und die Meberficht der Sinanzverwaltung einer Abtheilung zur 

Berichterfiattung an das Plenum behufs Informirung deſſelben im Ginne 

des 5. 11 der Verordnung vom 3. Februar c. berwiefen wird ? 


Sendiags- Marſchal: Die für die Bejahung der Frage fin, 
bitte ich, aufzuftchen. 
(Leberwiegende Majorität erhebt ſich.) 
Ich fchließe hiermit die heutige Sikung und lade zu morgen um 
10 Uhr ein. Die Tagesordnung für morgen fft: 
1) das Gutachten, die Ablösbarkeit der noch beſtehenden bäuer- 
lichen Lehne betreffend; 
2) das Gutachten, die Maßregeln wider die nachtheiligen Die- 
membrationen betreffend; 
3) das Gutachten wegen Errichtung eines Handels-Minifteriums; 
4) das Gutachten wegen der Interpretation der Beſtimmung 
über die Sonderung in Theile; 
5) das Gutachten in Betreff anf das Salzmonopol und bie 
Salzſteuer; 
6) das Gutachten wegen Aufhebung der Klaſſen-Lotterie und 
eventuell anderer Vertheilung der Gewinne. 
(Schluß der Sitzung 3 Uhr.) 
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Sechsundzwanzigfte 


Situug des Vereinigten Landtags 


am 26. Mai, 


Kurie der drei Stände. 


Inhalt. 
Erinnerungen in Betreff des Protokolls der letzten Sitzung; Reclamation wegen 
nicht erlangter Druckerlaubniß zu dem Antrage eines Abgeordneten; Antrag 
wegen der Reihenfolge der Redner bei den Verhandlungen; Entwurf zu der aller⸗ 
unthaͤnigſten Bitte des Landtages um Geſtattung der Ueberweiſung des Haupt⸗ 
Finanz⸗Etats an eine Abtheilung; Gutachten über die Petition wegen Erlaſſung 
geſetzlicher Beſtimmungen über Ablösbarfeit der noch beſtehenden bänerlichen 
Lehne; Gutachten über die Petition wegen Mafregeln wider die nachtheiligen 
Dismembrationen; Gutachten über die Petitionen wegen Errichtung eines Han⸗ 
dels:Minifteriums und Berathung deſſelben; Gutachten fiber die Petition wegen 
der in mehreren Provinzial: Landtags: Abfdjieden enthaltenen Interpretation ber 
Beftimmung über die Sonderung in Theile; Gutachten über mehrere Anträge in 
Betreff des Salz: Monopols und der Salzſtener. 


Die Sigung beginnt nah Y,1l Uhr unter Vorſitz ded Mar 
ihals von Rochow mit Vorlefung des über die geftrige Sitzung 
geführten Protofols durch Secretair Kufchfe. 

Aandtags-Marſchall: Findet fi etwas zu dem Protokoll zu 
bemerfen? 

Abg. Möwes: In dem Protofoll- ift der von mir am geftri- 
gen Tage geftellte Antrag in Verbindung gebracht worden mit einem 
anderen Antrage eines geehrten Abgeoroneten der Provinz Bran⸗ 
denburg. Er hat dadurch eine andere Deutung erhalten. Er be- 


traf zwar auch das Gefchäftsverfahren, aber doch einen ganz ande: 


ren Gegenftand und ging ganz einfach dahin, daß in dem Kae, in 
welchem das Abtheilungs⸗Gutachten gegen eine Petition fi) ausge⸗ 
fprochen hat, es dem Antragftellee noch vergdant werben möge, das 
Mort zu nehmen, um feine Gründe anzuführen, bevor die Berfamm- 
lung veranlaßt würde, darüber ſich zu beftimmen und ſich zu äußern, 
ob fie den Petitionsantrag unterftügen wolle over nicht. Daß eitte 
Borlefung der Beritionen ftattfinden folle, dafür habe ich mich nicht 
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ausgefprochen, im Gegentheil habe ich auseinandergeſetzt, daß ich es 
für fehr zweckmäßig erachtete, daß nicht weitläufige ‘Petitionen hier 
vorgelejen würden. 

Secretair Siegfried: (lief’t die beireffende Stelle vor): „den 
Petenten vor der Abftimmung. “ 

Abg. Möwes: Nicht ‚vor der Abftimmung‘ habe ich gefagt. 
Ich habe nicht den Antrag dahin geftellt, fondern nur im Allge⸗ 
meinen ed wünfchenswerthb und zweckmäßig erachtet, für die Bes 
fhlußnahme der Berfammlung, ob fie einen Antrag unterflügen 
wolle oder nicht, daß der Antragftellee noch vorher dad Wort ers 
halte. Die Berfammlung wird, nachdem das Gutachten gegen bie 
Petition ausgefallen ift, jedesmal gefragt: ob fie den Antrag in der 
Betition unterflügen will oder nicht? Und ich habe mich eben aus» 
zuführen bemüht, daß es zwedmäßig ift, daß die Verfammlung, um 
zu dieſer Befchlußnahme zu kommen, vorher noch die Gründe des 
Antragftellers vernehme. 

Serretait Siegfried: Sie wünfchen alfo, daß, bevor die Ver: 
ſammlung gefragt wird, der Antragfteller nochmals mit feinen 
Gründen gehört werde? 

Ag. Mömes: Ja, denn er ift bis dahin nicht gehört worden. 

Abg, von Kunheim: Es iſt geftern allerdings der Antrag ge- 
ftellt worden, Se. Majeftät den König zu bitten, daß bie Aufent- 
haltöfarten abgeſchafft würden, jedoch nicht unbedingt, fondern man 
bat fi nur gegen die Gelverhebung ausgefprodyen, und es bleibt 
jewem Orte überlafien, ob er Aufenthaltsfarten ausftellen will. Wie 
ich glaube, ift nicht im Protofoll gefagt worden, daß ein Beichluß 
in diefer Weife gefaßt worden fei. 

Secretair Siegfried (left); „Es wird zuerft das Gutachten 
der Abtheilung zur Abftimmung gebracht und daſſelbe mit großer 
Mujorität angenommen.” Alſo ift dies darin enthalten. 

Abg. von Kunheim: Ich habe falſch verftanden. 

Abg. son Werdech: Ich wollte bemerken, daß meiner Erörterung 
mit dem Herren Abgeorbneten Hanfemann nit richtig. Erwäh- 
uung geichehen if. Meine Abftimmung ift ganz richtig angegeben, 
aber ich babe bei ner Erörterung nicht erflärt, wie ich abſtimmen 

V. 12 
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würde, ſondern es war mar eine perſonliche Entgegumg auf eine 
perſoͤnliche Bemerkung. Ich glaube, wie fommen am einfachſten 
heraus, daß wir dieſen Paſſus ftreichen. 

Secretair Siegfried: (lief: „Anſcheinend dagegen fiimmt ber 
Abgeordnete von Werdeck.“ 

Abg. von Werdech: Ich habe nachher entſchieden dagegen ge⸗ 
ſtimmt, aber meine Bemerkungen bezogen ſich nicht auf die Abſtim⸗ 
mung. 

Secretair Siegfried: Der Protokollführer hat den Eindruck, den 
eine Rede macht, aufzunehmen, und der Eindruck iſt derfelbe, wie er 
bier wiedergegeben worden iſt. 

Sandtags- Marfhall: Der Antrag geht dahin, dag diefe Stelle 
ganz geftrichen werde. Hat die hohe Verfammlung dagegen etwas 
einzuwenden? 

( Rein.) 

Der Herr Serretaie wird noch die angegebenen Veränderungen 
vornehmen, mit Vorbehalt vderfelben wäre alfo das Potokoll ge- 
nehmigt. 

Secretair Siegfried: Darf ich über die Aenderung mit den bei⸗ 
den Herren, welche Einwendungen gemacht haben, Rüdipradye neh⸗ 
men, oder muß dies mit der hohen Werfammlung geichehen? 

Jaudtags⸗Marſchall: Eigentlih müſſen die Veränderungen der 
ganzen Berfammlung vorgetragen werben. 

Abg. Möwes: Inſofern die Ienderung nur eine Thatfache bes 
trifft, was diefer oder jener vorgetragen hat, dürfte der hohen Ver⸗ 
fammlung wohl nicht daran liegen, nochmals einen Bortrag darüber 
durch den Herrn Serretair zu erhalten. 

Sandtags-Marfhal: Wenn von der hohen Verſammlung nicht 
gewünfcht wird, dieſe Aenderungen nochmals zu hören — (Nein) 
es ift nicht gewünfcht worden. Ein Betitions- Antrag des Heren 
Abgeordneten Fabricius, betreffend die Ausführung der Allerhoͤchſten 
Kabinets-Ordre vom 12. April 1846 wegen Errichtung von Pris 
vatbanfen ift in die ſechste Abtheilung gefommen, wohin er nicht 
gehört. Er gehört in die flebente Abtheilung, und ich bitte daher 
dieſe, denfelben zur Beſchlußnahme vorzubereiten. Dee Herr Abs 
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georbnete Küpfer hat in einer allgemeinen Angelegenheit das Wort 
verlangt. 

Abg. Küpfer: E& war meine Abficht, meine Herren, den An- 
trag, den ich am diefe Verſammlung in Betreff der Periopizität des 
Bereinigten Landtages geftellt habe als Manuffript, behufs der Ver- 
tbeilung unter die Mitglieder deffelben, hier in Berlin druden zu 
lafien, wie dies andere Mitglieder mit ihren Anträgen über biefe 
und andere Fragen befanntlidy bereits öfters gethan haben. 

Da es zum Drud eined Schriftftüded unter 20 Bogen einer 
befonderen Drud-Erlaubniß bevarf, fo habe ich für den Zweck der 
Erhaltung derfelben die Inftanzen des Bezirks⸗Cenſors, des Miniftes 
riums des Innern und des Marfchalld der Kurie der drei Stände 
erſchöpft. Alle, ſich auf die beitehenden Vorſchriften ſtützend, haben 
fich in dieſem Falle für infompetent erflärt. — Es befteht alfo für 
ein Mitglied diefer Verſammlung bei einem Falle, wie der vorlies 
gende, eine faktiſche ISmprimaturlofigfeit, das heißt, bei der beſtehen⸗ 
den Preßgefebgebung, ein Drud-Interbift. 

Ih habe es für meine Pflicht gehalten, dieſe Sachlage zur 
Kenntniß der VBerfammlung zu bringen, will aber feinen befonderen 
Antrag daran nüpfen und erlaube mir nur noch folgende Be- 
merfung. 

Wir haben geftern von dieſer Stelle gehört, wie ein Mitglied 
aus der Mark nicht der Berathung des von ihm eingebrachten An- 
trages in der betreffenden Abtheilung hatte beimohnen können, und 
wie ein anderes Mitglied aus der Mark bei der Disfuffton feines 
Antrages in der Plenar-Verfammlung nicht das Wort zu erhalten 
vermocht hatte. Wird der Antragftellee nun auch faktiſch noch außer 
Stand gefegt, die nach feiner Anficht für feinen Antrag fprechenden 
Gründe anf dem Wege der Mittheilung der Petition zur Kenntniß 
der Verſammlung zu bringen, fo würbe er fich jeder direften Ein- 
wirfung auf die Berathung feines vielleicht wichtigen Antrages be⸗ 
raubt finden. 

Abg. Milde: Ich befinde mich ganz in demſelben Falle, wie 
das verehrte Mitglien, welches fo eben gefprodyen, und es fcheint 
mir allerdings höchſt bevenflich zu fein, wenn ein Abgeordneter, der 
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irgend Anträge zu machen hat und machen will, verhindert wird, 
diefe Anträge zur Gognition der ganzen Verfammlung zu bringen. 
Es ift, wie befannt, nicht beliebt worden, daß die einzelnen Peti- 
tionen ober wenn deren mehrere über denſelben Gegenftand vor⸗ 
handen, dem Referat vorgebrudt werben; der Landtag ift demnach 
vollfommen außer Stande, anders über einen Gegenftand zu urthei- 
Ien, ald nad; dem Referat; ift der Referent, bei aller Hochachtung, 
die ich für Die einzelnen Herren habe, mehr oder weniger von vorn» 
herein gegen einen ſolchen Antrag prädisponirt, fo wirb bie eigent⸗ 
liche Materie nun und nimmermehr zur Kenniniß der ganzen Ver⸗ 
fammlung fommen. Ich befinde mid), wie gefagt, ganz in bemfel- 
ben Falle, wie das verehrte Mitglied aus dem Großherzogthum 
Pofen, und muß dringend bitten, daß die hohe Berfammlung ſich 
darüber ausfpredye, wie und in welcher Weife fie Kenntniß von den 
bier eingebrachten ‘Petitionen nehmen wolle. Wird eine Drud-Er- 
laubniß der Art verweigert, indem man, behufs der Erlangung des 
Imprimatur, von einer Behörde zur anderen herumgefchidt wird, 
ohne daſſelbe zu erlangen, fo muß ich geftehen, daß das verehrte 
Mitglied, welches den vorliegenden Gegenftand zur Sprache ges 
bracht, vollfommen Recht hat, wenn ed fagt, daß ein Landtags Ab- 
georbneter viel fchlimmer daran fei, als jeder andere Privatmann. 
Sandtags- Kommiffer: Ich habe mich gegen die Herren Mars 
ſchälle ausführlih darüber geäußert, wie es nad) der beſtehenden 
Gefehgebung in Beziehung auf den Abdruck von Schriften zu halten 
fei, welche durch Die Uebergabe an den hohen Landtag Eigenthum 
defielben geworben find. Ich bin bereit, in einer der naͤchſten Sit 
zungen dieſe meine Neußerung vorzulegen, damit die hohe Verſamm⸗ 
lung felbit den Stand der Sache genau kennen lernt. Worläufig 
kann ich auf die geftellte Frage nur erwiedern, daß im 8. 1 der 
Verordnung vom 30. Juni 1843 die Beftimmung enthalten ift: 
„Nachrichten über den Gang der Verhandlungen der preußifchen fländifchen 
Derfammlungen dürfen während der Dauer der lebteren nur übereinflimmeub 
mit den von diefen felbft für die Zeitungen gefertigten Landgtags-Berichten oder 
nach den von der Regierung veröffentlichten amtlichen Mittheilungen in bie 
oͤſſentlichen Blätter übernommen werben. Gben fo find in biefen Blättern 
Petitionen oder fonflige Schriften, melde an die Landtage gerichtet werben, 
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nur inſoweit zum Druck zuzulaſſen, als fie durch die gebachten Lanbiages 
Berichte oder amtlichen Mittheilungen veröffentlicht werden.“ 

Diefe Beitimmung ift durch eine fpätere Declaration in Ueber; 
einftimmung mit der Bundes» Gefehgebung über die Preſſe, welche 
folche für alle ftändifchen Berfammlungen des gefammten Bundes 
vorfchreibt, auf alle Drudichriften ausgedehnt worden. So lange 
dieſe gefeblichen Beftimmungen beftehen, bin ich nicht ermächtigt, 
einem Genfor amzubefehlen, fulche Schriften, welche bereits dem 
Landtage übergeben und dadurch Eigenthum deſſelben geworben find, 
das Imprimatur zu ertheilen, fofern der Her Marfchall nicht er: 
flärt, daß diefer Drud im Intereſſe des Landtags zur Information 
der Mitglieder erfolgen folle. So fteht im Wefentlichen diefe An⸗ 
gelegenheit, und ich finde darin Feine Einfchränfung der hohen Ver: 
fammlung, fondern nur eine Anerkennung ihrer Befugniß, daß fie 
felbft oder ihr Marfchall darüber erfennt, inwiefern ein ihr bereits 
angehöriges Schriftitüd gedruckt werben fol oder nicht. 

Jandtags Marſchall: Da mein Rame hier mit genannt wor» 
den, fo werde ich nicht umhin können, meinerfeitd auch auf bie 
Sadje einzugehen, obwehl der Landtags⸗Kommiſſar es einer fpäteren 
Sigung vorbehalten hat, ausführlicher darüber zu fprechen. Der 
Herr Landtags⸗Kommiſſar hat mir allerdings eine Mitiheilung zu⸗ 
fommen Iaflen, in welcher ausgefprochen wird, daß es ben. Mars 
ſchaͤllen überlafien bleibe, zu beftimmen, welche von den ftänbifchen 
Schriften, Anträgen ıc. zum Drud befördert werden dürften. Ich 
babe mir erlaubt, Darauf zu antworten, daß eine foldye Art von 
Genfur won mir .nicht übernommen werden könne, daß ich entweder 
die Befugniß erhalten müfle, alle Betitiong-Anträge, die dem Land» 
tage zugegangen find, zum Drud zu befördern, oder daß die Druck⸗ 
erlaubniß, die von mir ausginge, ſich nur auf diejenigen befchränfen 
muͤſſe, bei denen berfelbe wegen des Gefchäftsganges nothwendig 
fi. Ich glaube, daß weder die Zeit, die mic bei fonftiger treuer 
Bflichterfülung übrig bleibt, noch meine Stellung zu biefer Ver⸗ 
ſammlung es mir erlauben, ein fo ſchwieriges Amt zu übernehmen. 
Das if der Stand der Sadıe, inſofern fie mich betrifft. 

Abg. Milde: Rad dem, was fowohl von Seiten des Herin 
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Kommiffars, wie von Seiten ded Herrn Marſchalls gefallen ift, 
will es demnach bevünfen, daß die Petitionen, die an den hoben 
Landtag eingereicht werben, zur beiferen Berftänbigung und zur För⸗ 
derung unferer Gefchäfte alle möchten gebrudt werben. Denn wenn 
alfe gedruckt würden, fo würben wir nicht in eine ſolche Schwierig- 
feit, wie die gegenwärtig beregte, kommen. Sollte aber auch Died 
nicht belicht werden und Die einzelnen Cinbringer zu befierer Be⸗ 
leuchtung des Gegenftandes ihre Petitionen als Manuffript für die 
verfammelten Mitglieder des Landtugs druden Iaffen wollen, dann 
müſſen viefelben in ihrem Rechte der Pflicht -Erfükung geſchützt 
werden. Nachdem von dem Herrn Kommiffar gejagt worden ift, 
daß die Drud-Geftattung von der Kompetenz des Marfchalls ab- 
hänge und effektiv in dem Augenblide, wo id) eine Petition ein- 
bringe, fte Eigenthum des Landtags wir, fo hat fte als folche das Recht, 
gebrudt zu werben, um zur Kenntniß aller Mitgliever zu gelangen. 
Ich weiß aber allerdings auch jetzt noch nicht nach dem, was bier 
gefallen, wie die Sache liegt, ich weiß noch immer nicht, Tönnen 
Petitionen gedrudt werben oder nicht, ich bin um keinen Schritt 
weiter, als ich im Anfange der Debatte war. 

Jandtagas -Asmmiſſar: Ich ‚habe bereits erflärt, daß ich morgen 
vollftändig die Lage der Sache bier mittheilen werde, und ſchlage 
deshalb ergebenft vor, bis dahin folche auf ſich beruhen zu laſſen. 
Die Aufllärung, weldje ich im Augenblicke geben konnte habe ich 
gegeben. 

Abg. von Silien-Echthanfen: Ich habe mir das Wort erbeten, 
um auf das bereits geftern erwähnte Berfahren der hohen Kurie 
zurücdzufommen, wonad diejenigen Mitgliever derfelben, weiche bei 
einem Gegenftande das Wort nehmen wollen, ſich ſchon vor der 
Diskuſſion, oft mehrere Tage vor der Sitzung, bei dem Herrn 
Marſchall um das Wert melden. Ich halte dieſes Verfahren fir 
eben fo unzweckmäßig als reglementswidrig. Es HM ra 
glementswibrig, weil $. 15 Litt, A. des Reglemente über 
den Geſchäftsgang des Vereinigten Landtags Folgendes beftimmt: 
„Jedes Mitglied, welches zu reden verlangt, zeigt dies durch Auf 
fieben an und begiebt fih, nachdem. «8 dazu von dem Marfchall 





anfgefordart worden, auf ben zum even befimmien Plag.“ Es 
giebt alfo keine noch fo frühzeitig erfolgte Anmeldung zum Reben 
bei dem Herrn Marfchall, fondern lediglich das frühere Aufftchen 
der Mitglieder während der Diskuſſion die Priorität in der Reihe⸗ 
folge des Redens. Wenn dies aber nad) dem Haren Buchflaben 
des Reglemente des Geſetzes der Fall ift, fo muß du dar⸗ 
nach verfahren werben, fobald Died von irgend einem Mitgliede 
der Berfammlung verlangt wird, denn daſſelbe ift dann im 
feinem Rechte. — Unzwedmäßig ift aber auch das bisherige 
Berfahren, nach welchem das Anmelden bei dem Herrn Marfchall 
vor der Diskuffion die Reihenfolge der Redner beftimmt, weil das 
durch alle Friſche und Lebendigkeit in der Diskuffion verloren gebt; 
Die Diskuſſion muß nothwendig ermüdend und ſchleppend werben, 
wenn wir 3. B. ſechs noch fo gut fiplifiete und noch fo gut memo- 
riete Reden anhören müflen, von welchen die fünf letzten Neben nur 
wit: anderen Worten das wiederholen, was wir von dem erflen 
Redner bereitd vollſtändig gehört haben. Solche Reven ftehen iſo⸗ 
lirt da, ohne fürbeend in die Diskuſſton einzugreifen. Sie find oft 
nur ein wohlgezaͤumtes und wohlgeſatteltes Paradepferd, welches ber 
hohen Berfammlung, nicht minder aber au den Kommittenten 
möglichtt fchulgerecht vorgeritten wird. Ganz anders wird die Sache 
ſich geflalten, wenn Die swedmäßige Beſtimmung des allegirien Bas 
ragraphen des Reglements genau befolgt, wenn das Wort nur 
während der Diekuflion vom Plape aus erbeten werben Tanı. Es 
wird dam Schlag um Schlag dem Angriffe die Bertheibigung und 
wiederum diefer jemer folgen. Es wird eine fpesielle Diöfuffon 
eintreten: und diefe if vor Allem meines Erachtens ein Bedürfniß 
für ıumjere Verhandlungen. Wir werben nicht allein an Zeit, fon- 
dern auch an Gründlichktit der Diokuſſion gewinnen; ed wird aud) 
nicht leicht mehr der Fall eintreten, daß die Berfammlung, durch 
fehr lauge, fich Häufig mehr auf der Oberfläche als auf dem Grunde 
bewegende Reden ermibet, den Schluß der Disfuffion und bie Ab⸗ 
ſtimmung verlangt, während fehr wichtige Bunfte bei der Berathung 
noch gar nicht zur Grörterung gekommen find. Hiernach erlaube ich 
mir an den Herren Marfchall die Bitte zu richten: nicht ferner An⸗ 


— 176 — 


; 


Sechsundzwanzigfte 


Sienns des Vereinigten Landtags 


am 26. Mai. 


Kurie der drei Stände. 
Inhalt. 


Grinnerungen in Betreff des Protokolls der lebten Sigung; Reclamation wegen 
nicht erlangter Drucderlaubniß zu dem Antrage eines Abgeordneten; Antrag 
wegen der Reihenfolge ver Rebner bei ven Berhandlungen; Entwurf zu der aller 
unthaͤnigſten Bitte des Landtages um Geftattung der Meberweifung des Haupt⸗ 
Finanz-Etate an eine Abtheilung; Gutachten über die Petition wegen Erlaſſung 
geſezlicher Beitimmungen über Ablösbarfeit der nuch beſtehenden bänerlichen 
Lehne; Butachten über die Petition wegen Maßregeln wider bie nachtheiligen 
Dismembrationen; Gutachten über die Petitionen wegen Errichtung eines Hans 
del: Minifteriums und Berathung deffelben; Gutachten fiber die Petition wegen 
der in mehreren Provinzial: LandtagssAbfchieden enthaltenen Interpretation der 
Beſtimmung über die Sonderung in Theile; Gutachten über ‚mehrere Anträge in 
Betreff des Salz: Monopols und der Salzſteuer. 


Die Sigung beginnt nah LI Uhr unter Vorſitz des Mau 
(halle von Rochow mit Vorlefung des über Die geftrige Sitzung 
geführten Protokolls durch Serretair Kufchke. 

Fandtags -Marſchall: Findet fich etwas zu dem Protokoll zu 
bemerfen? 
. Abg . Möwes: In dem Protokoll ift der von mir am geftris 
gen Tage geftellte Antrag in Verbindung gebracht worden mit einem 
anderen Antrage eines geehrten Abgeorbneten der Provinz Bran- 
denburg. Er hat dadurch eine andere Deutung erhalten. Er be- 
traf zwar aud) das Gefchäftsverfahren, aber doch einen ganz ande: 
ren Begenftand und ging ganz einfach dahin, daß in dem Kae, in 
welchem das Abtheilungs⸗Gutachten gegen eine Petition ſich ausge- 
fprochen hat, es dem Antragfteller noch vergöant werden möge, das 
Wort zu nehmen, um feine Gründe anzuführen, bevor die Verſamm⸗ 
lung veranlaßt würde, barüber ſich zu beftimmen und fich zu äußern, 
ob fie den Petitionsantrag unterftügen wolle oder nicht. Daß eine 
Vorleſung der Petitionen ftattfinden folle, dafür habe ich mich nicht 
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ausgeſprochen, im Gegentheil habe ich anseinandergefebt, daß ich es 
für ſehr zweckmäßig erachtete, daß nicht weitläufige Petitionen bier 
vorgelefen würden. 

Secretair Siegfried: (lieſ't die betreffende Stelle vor): „den 
PBetenten vor der Abftimmung. 

Abg. Möwes: Nicht „vor der Abſtimmung“ habe ich gefagt. 
Ih habe nicht den Antrag dahin geftellt, fondern nur im Allge⸗ 
meinen ed wünfchenswertb und zwedmäßig erachtet, für die Bes 
fchlußnahme der Berfammlung, ob fie einen Antrag unterſtützen 
wolle oder nicht, daß der Antragftellee noch vorher das Wort er- 
halte. Die Berfammlung wird, nachdem das Gutachten gegen bie 
Petition ausgefallen ift, jedesmal gefragt: ob fie den Antrag in der 
Betition unterſtützen will oder nicht? Und ich habe mich eben aus, 
zuführen bemüht, daß es zweckmäßig ift, daß die Verfammlung, um 
zu diefer Befchlußnahme zu kommen, vorher noch die Gründe bes 
Antragftellers vernehme. 

Serretair Siegfried: Sie wünfchen alſo, daß, bevor die Ver⸗ 
fammlung gefragt wird, der Antragfteller nochmals mit ſeinen 
Gründen gehört werde? | 

Ag. Mömwes: Ja, denn er ift bis dahin nicht gehört worben. 

Abg. von Kunheim: Es ift geitern allerdings der Antrag ge- 
fiellt worden, Se. Majeftät den König zu bitten, daß die Aufent- 
haltskarten abgefchafft würden, jedoch nicht unbedingt, fondern man 
hat ſich nur gegen die Gelverhebung ausgeſprochen, und es bleibt 
jedem Orte überlafien, ob er Aufenihaltsfarten ausftellen will. Wie 
ich glaube, ift nicht im Protofoll gefagt worden, daß ein Beichluß 
in dieſer Weife gefaßt worden fei. 

Serretait Siegksied (lief); „Es wird zuerft das Gutachten 
der Abtheilung zur Abftimmung gebradyt und daſſelbe mit großer 
Majoritaͤt angenommen.‘ Alſo ift dies darin enthalten. 

Abg. von Kunheim: Ich habe falſch verftanden. 

Abg. von Werde; Ich wollte bemerfen, daß meiner Erörterung 
ut dem Herrn Abgeorbneten Hanfemann nicht richtig. Erwäh- 
nung geichehen if. Meine Abftimmung ift ganz richtig angegeben, 
F ich babe bei der Erörterung nicht erklaͤrt, wie ich abſtimmen 
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würde, ſondern es war nur eine perſoͤnliche Entgegumg auf eine 
perſoͤnliche Bemerkung. Ich glaube, wie kommen am einfuchflen 
heraus, daß wir biefen Pafjus ftreichen. 

Secretair Siegfried: (lief): „Anſcheinend dagegen flimmt der 
Abgeordnete von Werdeck.“ 

Abg. von Werdech: Ich habe nachher entſchieden dagegen ge⸗ 
ſtimmt, aber meine Bemerkungen bezogen ſich nicht auf die Abſtim⸗ 
mung. 

Secretair Siegfried: Der Protokollführer hat den Eindruck, den 
eine Rede macht, aufzunehmen, und der Eindruck ift berfelbe, wie er 
bier wiedergegeben worden ift. 

Sandtags- Marfhall: Der Antrag geht dahin, daß diefe Stelle 
gang geftrichen werde. Hat die hohe Verfammlung dagegen etwas 
einzuwenden? 

(Rein.) 

Der Herr Serretair wird noch die angegebenen Beränderungen 
vornehmen, mit Vorbehalt verfelben wäre alfo dad Potokoll ge: 
nehmigt. 

Serretair Siegfried: Darf ich über die Aenderung mit den beis 
den ‚Herren, welche Einwendungen gemacht haben, Rüdiprache neh⸗ 
men, ober muß Died mit der hoben Verſammlung geichehen? 

Sandtags- Mlarfhall: Eigentlich müflen die Veränderungen der 
ganzen Verſammlung vorgetragen werben. 

Abg. Möwes: Infofern die Aenderung nur eine Thatfache bes 
teifft, was diefer oder jener vorgetragen hat, dürfte der Hohen Ver⸗ 
fammlung wohl nicht daran liegen, nochmals einen Vortrag darüber 
durch den Herrn Secretair zu erhalten. 

Sandtags- Mlarfhall: Wenn von der hohen Berfammlung nicht 
gewünfcht wird, diefe Menderungen nochmals zu hören — (Rein) 
es ift nicht gewünfcht worden. Ein SPBetitions- Antrag des Herrn 
Abgeordneten Fabricius, betreffend die Ausführung der Allerhöchften 
Kabinets⸗Ordre vom 12. April 1846 wegen Crrichtung von Pri⸗ 
vatbanfen ift in die fechöte Abtheilung gefommen, wohin er nicht 
gehört. Er gehört in die flebente Abtheilung, und ich bitte daher 
dieſe, denfelben zur Beſchlußnahme vorzubereiten. Dee Herr Abs 
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georbnete Küpfer hat in einer allgemeinen Angelegenheit das Wort 
verlangt. 

Abg. Küpter: Es war meine Abficht, meine Herren, den An- 
trag, den ich an diefe Verſammlung in Betreff ver Periodizität des 
Vereinigten Landtages geftelit habe als Manuffript, behufs der Ver⸗ 
theilung unter die Mitglieder deſſelben, hier in Berlin druden zu 
laffen, wie dies andere Mitglieder mit ihren Anträgen über biefe 
und andere Fragen befanntfid; bereits öfters gethan haben. 

Da es zum Drud eines Schriftftüdes unter 20 Bogen einer 
beſonderen Drud-Erlaubniß bevarf, fo habe ich für den Zweck der 
Erhaltung derfelben die Inftanzen des Bezirks⸗-⸗Cenſors, des Miniftes 
riumd des Innern und des Marſchalls der Kurie der drei Stände 
erſchöpft. Alle, ſich auf die beitehenden Vorfchriften fügen, haben 
fih in dieſem Falle für infompetent erflärt. — Es befteht alfo für 
ein Mitglied diefer Verſammlung bei einem Falle, wie der vorlies 
gende, eine faktiſche Imprimaturlofigfeit, das heißt, bei der beftchen- 
den Preßgefebgebung, ein Drud-Interbift. 

Ich habe es für meine Pflicht gehalten, dieſe Sachlage zur 


Kenntniß der Berfammlung zu bringen, will aber feinen befonderen - 


Antrag daran Fnüäpfen und erlaube mir nur noch folgende Be- 
merkung. 

Wir haben geftern von dieſer Stelle gehört, wie ein Mitglieb 
aus der Mark nicht der Berathung des von ihm eingebrachten An: 
trages in der betreffenden Abtheilung hatte beiwohnen können, und 
wie ein anderes Mitglied aus der Marf bei der Diskuffion feines 
Antrages in der Plenar⸗Verſammlung nicht das Wort zu erhalten 
vermodht hatte. Wird der Antragfteller nun auch faftifch noch außer 
Stand gefest, die nad) feiner Anfiht für feinen Antrag fprechenden 
Gründe anf dem Wege der Mittheilung der Petition zur Kenntniß 
der Verſammlung zu bringen, fo würde er ſich jeder direkten Ein- 
wirfung auf die Berathung feines vielleicht wichtigen Antrages be- 
raubt finden. 

Adg. Milde: Ich befinde mid ganz in demfelben Falle, wie 
dns verehrte Mitglien, welches fo eben gefprochen, und es fcheint 
mir allerdings höchft bedenklich zu fein, wenn ein Abgeoroneter, der 
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irgend Anträge zu machen hat und machen will, verhindert wird, 
diefe Anträge zur Cognition der ganzen Berfammlung zu bringen. 
Es ift, wie befannt, nicht beliebt worden, daß die einzelnen Peti⸗ 
tionen oder wenn deren mehrere über benfelben Gegenſtand vor- 
handen, dem Referat vorgebrudt werden; der Landtag ift demnach 
vollfommen außer Stande, anders über einen Gegenftand zu urthei- 
Ien, als nad) dem Referat; ift der Referent, bei aller Hochachtung, 
die ich für die einzelnen Herren habe, mehr oder weniger von vorn- 
herein gegen einen foldyen Antrag präpisponirt, fo wird die eigent- 
liche Materie nun und nimmermehr zur Kenniniß der ganzen Ber- 
fammlung fommen. Ich befinde mich, wie gefagt, ganz in demfel- 
ben Falle, wie ‘das verehrte Mitglied aus dem Großherzogthum 
Pofen, und muß dringend bitten, daß die hohe Berfammlung ſich 
darüber ausfpreche, wie und in welcher Weife fie Kenntniß von den 
hier eingebrachten Petitionen nehmen wolle. Wird eine Drud-Er- 
laubniß der Art verweigert, indem man, behufs der Erlangung des 
Imprimatur, von einer Behörde zur anderen herumgefcjidt wird, 
ohne dafjelbe zu erlangen, fo muß ich geftehen, daß das verehrte 
Mitgliev, weldyes den vorliegenden Gegenftand zur Sprache ge- 
bracht, vollfommen Recht hat, wenn es fagt, daß ein Landtags Abs 
georoneter viel ſchlimmer daran fei, als jeder andere Privatmann. 
Sandtags- Kommiffer: Ic habe mich gegen die Herren Mar- 
fälle ausführlich darüber geäußert, wie es nad) der beftehenben 
Gefebgebung in Beziehung auf den Abdruck von Schriften zu halten 
fei, welche durch die Uebergabe an den hohen Landtag Eigenthum 
beflelben geworden find. Ich bin bereit, in einer ber nächſten Sit 
zungen dieſe meine Aeußerung vorzulegen, damit die hohe Berfamms 
lung felbft den Stand der Sache genau fennen lernt. Borläufig 
kann ich auf die geftellte Srage nur erwiedern, daß im $. 1 der 
Verordnung vom 30. Juni 1843 die Beftimmung enthalten ift: 
„Nachrichten über den Gang der Berhandlungen der preußifchen fländifchen 
Berfammlungen dürfen während der Dauer der letzteren nur übereinſtimmeud 
mit den von diefen ſelbſt für die Zeitungen gefertigten Landgtags- Berichten oder 
nach den von ber Regierung veröffentlichten amtlichen Mittheilungen in bie 
Öffentlichen Blätter übernommen werben, Gben fo find in diefen Blättern 
Petitionen oder fonftige Schriften, welche an die Landtage gerichtet werben, 
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nur infoweit zum Oruck zuzulaſſen, als fie durch die gedachten Landtage⸗ 
Berichte oder amtlichen Mittheilungen veröffentlicht merben.‘' 

Diefe Beſtimmung ift durch eine fpätere Declaration in Ueber⸗ 
einftimmung mit der Bundes sGejehgebung über die Preſſe, welche 
ſolche für alle ftändifchen Berfammlungen des gefammten Bundes 
vorfchreibt, auf alle Drudfchriften ausgedehnt worden. So lange 
diefe gefehlichen Beſtimmungen beftehen, bin ich nicht ermächtigt, 
einem Genfor amgubefeblen, ſolche Schriften, welche bereitd dem 
Landtage übergeben und dadurch Eigenthum defjelben geworben find, 
das Imprimatur zu ertheilen, fofern der Herr Marfchall nicht er: 
flärt, daß diefer Drud im Intereſſe des Landtags zur Information 
der Mitglieder erfolgen folle. So fteht im Wefentlichen diefe Ans 
gelegenheit, und ich finde darin feine Einfchränfung der hohen Ver: 
funmlung, fondern nur eine Anerkennung ihrer Befugniß, daß fie 
felbft oder ihre Marfchall darüber erkennt, inwiefern ein ihre bereits 
angehöriges Schriftftüd gedruckt werben foll ober nicht. 

Sandtags- Marfhell: Da mein Name bier mit genannt wor 
den, jo werde ich nicht umhin können, meinerfeits auch auf bie 
Sache einzugehen, obwohl der Landtags-Rommiflar es einer fpäteren 
Sigung vorbehalten hat, ausführlicher barüber zu fprechen. Der 
Herr Landiags⸗Kommiſſar bat mir allerdings eine Mittheilung zu⸗ 
fommen laflen, in welcher ausgefprochen wird, daß es den Mars 
ſchaͤllen überiafien bleibe, zu beftimmen, welche von ben ftänbifchen 
Schriften, Anträgen ıc. zum Drud befördert werden bürften. Ich 
babe mir erlaubt, darauf zu antworten, daß eine ſolche Art von 
Eenfur won mir .nicht übernommen werben könne, daß ich entweder 
Die Defugniß erhalten müfle, alle Betitiond-Anträge, die dem Land» 
tage angegangen find, zum Druck zu befördern, oder daß die Druck⸗ 
erlacuebniß, die von mir ausginge, fich nur auf diejenigen beſchraͤnken 
wmifle, bei denen derſelbe wegen des Gefchäftsganges nothwendig 
fi. Ich glaube, daß weder die Zeit, die mir bei fonfliger treuer 
Pllichterfüllung übrig bleibt, noch meine Stellung zu biefer Ber: 
ſammlung ed mir erlauben, ein fo fehwieriges Amt zu übernehmen. 
Das if der Stand der Sache, injpfern fie mich betrifft. | 

Abg. Milde: Nach dem, was fowohl von Seiten des Herin 


— 19 — 


Kommiffare, wie von Seiten bed Herrn Marſchalls gefallen ift, 
will e8 demnach bedünken, daß die Petitionen, die an den hohen 
Landtag eingereicht werben, zur befferen VBerfländigung und zur För⸗ 
derung unferer Gefchäfte alle möchten gebrudt werben. Denn wenn 
alle gebrudt würden, jo würden wir nicht in eine foldhe Schwierig- 
feit, wie die gegenwärtig beregte, fommen. Sollte aber auch dies 
nicht beliebt werben und die einzelnen Cinbringer zu befferer Be- 
leuchtung des Gegenftandes ihre Petitionen als Manuffeipt für bie 
verfammelten Mitglieder des Landtags druden laſſen wollen, dann 
müſſen dieſelben in ihrem Rechte der Pflicht - Erfüllung gefchirgt 
werden. Nachdem von dem Herrn Kommiffar gefagt worden ift, 
daß die Drud-Geftattung von der Kompetenz des Marſchalls ab- 
hänge und effeftiv in dem Augenblide, wo ich eine Petition ein- 
bringe, fie Eigenthum des Landtags wird, fo hat fie als folche das Necht, 
gebrudt zu werben, um zur Kenntniß aller Mitglieder zu gelangen. 
Sch weiß aber allerdings auch jebt noch nicht nach dem, was hier 
gefallen, wie die Sache liegt, ich weiß noch immer nicht, können 
Petitionen gedrudt werben oder nicht, ich bin um feinen Schritt 
weiter, als ich im Anfange der Debatte war. 

Sandtags- Asınmiffar: Ich habe bereits erklärt, daß Ich morgen 
vollfftändig Die Lage der Sache hier mittheilen werbe, imd ſchlage 
deshalb ergebenft vor, bis dahin folche auf fich beruhen zu Taflen. 
Die Aufkläͤrung, welche ich im Augenblicke geben konnte habe ich 
gegeben. 

Abg. von Filien-Echthauſen: Ich habe mir das Wort erbeten, 
am auf das bereits geftern erwähnte Berfahren der hohen Kurie 
zuruͤckzukommen, wonach diejenigen Mitglieder betfelben, welche bei 
einem Gegenftande das Wort nehmen wollen, ſich ſchon vor der 
Diskuſſton, oft mehrere Tage vor der Sitzung, bei dem Herrn 
Marſchall um das Wort melden. Ich halte dieſes Verfahren für 
eben fo unzweckmäßig als reglementswidrig. & iſt re 
glementswidrig, weil 8. 15 Litt, A. des Reglements über 
den Gefhäftsgang des Vereinigten Landtags Folgendes beftimmt: 
„Jedes Mitglied, welches zu reden verlangt, zeigt died durch Auf 
ſtehen an und begiebt fih, nachdem. es dazu von dem Marſchall 


anfgeforbart worben, auf ben zum Reden beftimmten Ping.’ Es 
giebt alfo Feine noch fo frühzeitig erfolgte Anmeldung zum Reben 
bei dem Herrn Marfchall, fondern lediglich das frühere Aufftchen 
der Mitglieder während der Diekuffion die Priorität in der Reihe⸗ 
folge des Revend. Wenn dies aber nad) dem Haren Buchſtaben 
des Reglements des Geſetzes der Tal ift, fo muß äuch bar 
nach verfahren werben, fobald Died von irgenb einem Mitgliebe 
der Berfammlung verlangt wird, denn daſſelbe ift dann ix 
feinem Rechte. — Unzwecnmägßig ift aber auch das bisherige 
Berfahren, nach welchem pas Anmelden bei dem Heren Marfchall 
‚ vor der Diskuſſton die Reihenfolge der Redner beftimmt, weil das 
durch alle Friſche und Lebendigkeit in der Diskuffion verloren gebt; 
die Diefuffion muß nothwendig ermüdend und fchleppend werben, 
wenn wir z. B. ſechs noch fo gut fiylifiete und noch fo gut memos 
rirte Reden anhören müſſen, von welchen die fünf lebten Neben nur 
wit: anderen Worten das wiederholen, was wir von dem erften 
Redner bereitö vollkändig gehört haben. Solche Reven fichen ifo- 
lirt da, ohne foͤrdernd in die Diskuſſton einzugreifen. Sie find oft 
mir ein mohlgezäumtes und wohlgefatteltes Paradepferd, welches ber 
hohen Berfammlung, nicht minder aber auch den Kommittenten 
moͤglichſt fchulgerecht vorgeritten wird. Ganz anders wird die Sache 
ſich geflalten, wenn die zweckmäßige Beſtimmung des allegirten Ba 
ragraphen des Reglements genau befolgt, wenn dad Wort nur 
während der Diefuflion vom Platze ans erbeten werten kann. Es 
wird dam Schlag um Schlag dem Angriffe die Bertheibigung und 
wiederum biefer jener folgen. Es wird eine fpesielle Disfuffien 
eintreten: und dieſe if vor Allen meines Erachtens ein Berürfuiß 
für umfere Verhandlungen. Wir werben nicht allein an Zeit, ſon⸗ 
dern auch an Gründlichfeit dee Diokuſſion gewinnen; es wird auch 
nicht leicht mehr der Fall eintreten, daß die Berfammlung, durch 
ſehr Inuge, ſich häufig mehr auf der Oberfläche als auf dem Grunde 
bewegende Reden ermuͤdet, den Schluß der Diefuffion und die Wb- 
fümmmmg verlangt, während ſehr wichtige Bunfte bei ver Berathung 
nech gar nicht zur Erörterung gelommen find. Hiernach erlaube ich 
mir an den Herrn Marſchall die Bitte zu richten; nicht ferner An⸗ 
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meldungen zum Reden vor der Diskuffien ſelbſt zulaſſen, ſondern 
mit aller Strenge die angeführte Beitimmung des Reglemente aufs 
recht halten zu wollen. Ich darf bei der großen, in dieſem Saale 
wiederholt anerfannten Gewifienhaftigfeit, womit Sie, Herr Mar: 
ſchall, die Beflimmungen des Reglements ſtets zur Ausführung brins 
gen, wohl um fo mehr auf Gewährung meiner Bitte rechnen, als 
ich mich dabei nad) dem, was ich fo eben vorzutragen bie Ehre 
hatte, der Zuftimmung ver hohen Verſammlung verſichert halten zu 
dürfen glaube, 

Sandtegs- Marfhall: Es giebt Beitimmungen des Reglements, 
die fo deutlich find, daß der Marfchall von venfelben auf Feinerlei . 
Weife abweichen kann; es giebt andere, wo ihm ein gewifler Raum 
gelaſſen if. Bei dieſen legteren wird er allemal fuchen, ven Wün- 
fhen der hohen Verfammlung ſich zu bequemen. Die jet in Frage 
gefommene Beftimmung iſt eine der letzteren Art. Ich meinerfeits 
habe gar Feine Art von Vorliebe für lange Anmeldungen, es würde 
mir eben fo lieb fein, wenn die Herren blos durch Anfftehen zu 
erkennen gäben, daß fie fprechen wollen; id habe nur aus einer 
früheren fehr ausführlichen Disfuffion abzunehmen geglaubt, daß es 
der Wille der hohen Berfammlung fei, e6 bei viefer Gewohnheit, 
wie fie ſich eingeführt hat, zu belaffen. Bei den Berathungen über 
dag Reglement war darauf angetragen worben, es folle nicht mehr 
geftattet fein, fi) wor der Sibung zum Sprechen zu melden; bie 
hohe Berfammlung wollte aber damals auf einen folchen Antrag 
nicht. eingehen. Das ift die Urfache, warum ich feine Aenderung im 
diefee Gewohnheit — es ift eine bloße Gewohnheit — habe ein- 
treten laſſen. Sollte jest noch die hohe Berfammlung in ihrer 
Majorität ven Wunf äußern, daß es fo, wie es der Herr. Aus 
tragſteller wünfcht, gehalten werde, fo habe ich meinerſeits durchaus 
nicht8 Dagegen einzuwenden. 

Abg. von Auerswald: Sch glaube, daß vie Diskuffion über 
diefen Punkt bei Gelegenheit des Reglements, die der Herr Mar- 
Thal fo eben erwähnt Hat, ſich auf die Frage bezogen hat, ob man 
fih. nur am Tage der Diekufftoen, jedoch vor eröffneter Sibung, 
oder auch an einem früheren Tage melden dürfe, und dieſe Frage 
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ift von der hohen Berfammlung dahin entfchieven worben, daß man 
ſich überhaupt fo früh, ald man wolle, zum Sprechen melden dürfe; 
heute ift aber die Beflimmung des Reglements von einem geehrien 
Abgeordneten dahin aufgefaßt worden, daß überhaupt vor der Diss 
fuffion, vor dem Moment, wo der Marichall fagt, diefe Frage fteht 
jet zur Diskuffion, ſich Niemand melden dürfe. Diefe Frage, im 
Gegenſatz zu der Frage, ob ſich überhaupt vor der Berhandlung, 
gleichviel, ob an demfelben oder an einem früheren Tage, Jemand 
melden dürfe, ift früher bier nicht zur Diskuſſion gekommen, und 
daher glaube ich, daß, wenn die hohe Verfammlung ſich heute dafür 
erklärt, wofür ich mid; meines Theils erflären würde, dies der früs 
beren Abftimmung auf Feine Weife entgegen fein würde. 

- Ag. Simmermenn: Ich habe mir nur erlauben wollen, auf 
die Beitimmung des 8. 5 des Neglements aufmerffam zu machen, 
die mit der erwähnten Beftimmung in einigem Widerfpruch zu ſtehen 
fcheint, wenigftens eine andere Form für ftatthaft erflärt, indem es 
beißt, daß die Ordner die Namen derer, welche das Wort vers 
langen, zu vermerfen und dem Marſchall mitzutheilen haben. Es 
iſt auch Hierin nicht die Befugniß ausgefprochen worden, daß Mel 
dungen vor der Sigung oder vor Eröffnung der Debatte flatifinden 
können; ich glaube aber, daß dieſe Beſtimmung doch fo anszulegen 
if, daß an dem Tage, wo Jemand über die Sache zu fprechen bes 
gehrt, durch den Ordner die Anmeldung erfolgen kann. 

Abg. Graf von Schwerin: Ich Tann mich meinerfeitd dem 
Antrage des verehrten Abgeordneten aus Weftphalen, nur während 
der Diskaffton durch Aufſtehen das Zeichen zum Neben geben zu 
dürfen, nicht anfchließen; ich finde darin eine Beſchränkung ver 
Freiheit, die ich nach dem Reglement in einer Weile gerechtfertigt 
finde. Ich nehme auf $. 5 und $. 15 Bezug, wo nur gefagt iſt, 
wie man fich melden fol, wenn man ſich währenn der Sitzung mel: 
det, aber nicht, daß man ſich nur während der Situng melden 
dürfe, und weil dies alſo nicht verboten ift, hat man natürlich bie 
Freiheit, ſich vorher auch melden zu koͤnnen. Wenn ein geehrter 
Abgeordneter fand, daß dadurch dem Beftreben, Paradepferde zu 
reiten, Vorſchub geleiftet werve, jo glaube ich, mus di⸗ ahnfg, 
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wenn ein Abgeordneter auf einem Paradepferde reitet und er da⸗ 
durch nicht die Zuflimmung der Verſammlung erhält, Jeder felbit 
teagen, und bürfen wir einem Abgeordneten Feine Borfchriften weis 
tee darüber machen, in welcher Weife er feine Meinung ausdrücken 
will. Auf der anderen Seite ift große Gefahr vorhanden, daß, 
wenn nicht vorher Die Meldungen angenommen werben, nicht vors 
her ein Gegenftand überlegt und Reden ausgearbeitet werben Eöns 
nen, wir dann in eine Privat-Converfation kommen, die bei einer 
Berfummiung von 600 Perjonen eine Unmöglichkeit iſt und ber 
gründlichen Diskuſſion einen größeren Eintrag thun würde, ald das 
Berfahren, wie es bisher beitand, was allerdings einige Zeit raubt. 
Es Liegt aber in der Natur einer jo großen Verſammlung, daß bie 
Sachen nicht in der Kürze erledigt werden können. Sch halte es 
daher durchaus für zwedmäßig, es bei dem bisherigen Berfabren 
zu Iafien, wo es in jedes Abgeordneten eigene Konvenienz geftellt 
wird, bei dem Marfchall fih zu melden, wenn er will, und bann 
der Marfchall nad) der Reihenfolge der Anmeldungen das Wort 
ertheilt. 

Abg. von Anerswald: Ich bemerke zuvörderſt auf Das, was 
der Herr Abgeordnete aus Spandau erinnert hat, daß ich die Be⸗ 
ſtimmung des 8. 5 nur für eine ſolche halte, welche den Ordner 
anmeift, den Marfchall in folchen Fällen, wo derſelbe phyſtſch ges 
wiffermagen feine Function nicht ausüben kann, zu unterflügen, wenn 
vieleicht in jeder Provinz 3, 4, 5 Mitglieder gleichzeitig aufftehen 
und es für den Marfchall von Wichtigkeit ift, zu wiſſen, in welcher 
Meibenfolge fie aufgeſtanden find; daß aber das Reglement — dies 
bemerfe ich mir gegen den lebten geehrten Nebner — auch der Meir 
nung geroefen fein muß, daß man ſich nur während ber Sitzung 
melden dürfe, geht aus folgenden Worten hervor: ‚Für diefe Ber 
rathung gelten folgende Regeln: a) jedes Mitglied, welches zu res 
den verlangt, zeigt bied durch Aufſtehen an.’ 

Ich glaube, daß ganz einfach aus dieſer Bezeichnung fchon her⸗ 
vorgeht, daß dies nicht anders als in der Sigung gefibehen kann. 
Ich Hätte nichts dagegen, daß, wenn eine foldye Anorbnung in ber 
Art, wie ed der geehrte Abgeordnete ausſprach, zu der Befuürchung 
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Beranlafiung geben Könnte, daß dadurch gediegene Reben verhindert 
and die Berhandlungen in eine Converfation ausarten würden, daß 
dann diefer Paragraph wie bisher weiter ausgenehnt würde. Ich 
theife aber dieſe Beforgniß nicht und glaube, daß ausführliche und 
bedeutende Reden nur dadurch vorbereitet werben, daß man ſich auf 
den Gegenftand, der verhandelt werben fol, gründlich vorbereitet 
und dann in dem paflennen Moment fidy ausfpricht; mwährenn fonft, 
wenn der Redner mit einer ſchon fertigen, vollftindig ausgenrbeites 
ten Rede feinen Plab betritt, derſelbe leicht in die Gefahr geräth, 
von der ber erfle Herr Antragfteller fprach, daß man über Dinge 
unwillfürlich noch einmal fpricht, von denen bereits die Rede gewe⸗ 
fen if, wenn ich auch in anderer Beziehung feine Befürchtungen in 
diefem Grade nicht theile und am wenigften bier beftätigt finde. 
Für diefe meine Anficht, daß auch nach dem von dem Reglement 
beftimmten Modus eine bloße Eonverfation in einer fo großen Ber 
ſammlung nicht leicht entftehen dürfte, fcheint mir ein fehr bedenten⸗ 
des Beifpiel zu ſprechen. Ich glaube nicht, daß ich mich täufche, 
wenn ich behaupte, daß im englifchen Parlament eine vorherige An- 
meldung nicht zuläffig ift, während dies in den franzöflfchen Kam⸗ 
mern der Fall ift, wo häufig ber Fall vorgekommen if, daß Mit 
glieder ſich des Nachts haben einfchließen laſſen, um zuerſt zum 
Worte zu kommen. Wenn died von dem englifchen Parlamente bes 


gründet ift, 

(Abg. Milde: es ift fo.) 
fo glaube ih, das dieſes Beifpiel una wohl jeder Beforgniß über: 
heben könnte, und daß, wenn wir in jenen Fehler verfallen, dies 
nur durch umfere Schuld gefchehen möchte. Ich erkläre mich alſo 
wiederholt für den Antrag des geehrten Abgeordneten. 

Abg. von Maſſew: Ich trete ganz den Anträgen dee Herren 
Abgeordneten aus Weftphalen und Preußen bei und mache nur auf 
bie einzige Schwierigfeit aufmerkſam, die entflehen wirb, wenn man 
ſich nicht früher meldet als in dem Augenblid, wo der Marſchall 
den zu berathenden Gegenſtand anfündigt, wo dann wahrfcheinlich 
eine größere oder Kleinere Zahl Abgeordneter gleichzeitig aufflehen 
wird. Das hält mich aber nicht ab, dem Antrage beizutreten, fons 
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dern ich glaube, daß der Marſchall alsdann vie Befugniß Hat, die 
Reihenfolge zu beflimmen, und möchte nur die Witte hinzufügen, daß 
die Reihenfolge provinzenweiſe beliebt würde. 

(Einige Stimmen: Ja! Andere: Nein!) 

Ich glaube mißverftanden zu fein und meine, daß, wenn meh⸗ 
rere Abgeordnete gleichzeitig aufftehen, der Marſchall, der die Bes 
fuguiß hat, zu beftimmen, in welcher Reihenfolge fie ſprechen follen, 
in dem Fall nicht mehrere Abgeordnete aus einer und derfelben SBros 
vinz hinter einander fprechen laflen möge. 

Eine Stimme: ch kenne zivar das englifche Parlament nicht, 
aber in Deutſchland habe ich in dieſer Beziehung eine Erfahrung 
gemacht. Bei der Iandwirtbfchaftlichen Verſammlung in Graetz wa- 
ren 1500 Perſonen verfammelt, und da war bie Einrichtung ges 
teoffen, daß ever, der fprechen wollte, Dies durch Aufftchen und 
Kennung des Namens bezeichnete; fie wurden dann aufgerufen, Die 
Tribüne zu befteigen, und es ſprach Jeder, was die Disfuflion er- 
forderte. Wenn dies dort möglich war, wird es um fo eher auch 
bier möglich fein. 

Abg. von FJattorſt: (vom Pla aus): Ich fehließe mich voll⸗ 
fommen dem Antrage des Abgeordneten aus Weftphalen anz follte 
ee aber nicht angenommen werden, fo erlaube ich mir den Vorſchlag, 
daß diejenigen Herren, die fich früher melden, anzugeben haben, ob 
fie für oder gegen einen Gegenſtand fprechen wollen, und daß biefe 
ann alterniten, wie ed in der franzäflfhen Kammer der Fall if. 
Ich bitte ausnahmsweiſe, daß mein Name genannt werde, um die 
Möglichkeit zu haben, wenigften den Unſinn forrigiren zu Tönnen, 
dee leider jedesmal meinen kurzen Worten in ben ftenograpbifchen 
Berichten untergelegt worden ift. 

Eine Stimme: ch glaube, daß der Vorſchlag ded Herrn Ab: 
georbneten aus Weftphalen angenommen werben muß, weil er fd) 
auf Das Reglement ſtützt und wir nicht das Recht haben, biefes 
abzuändvern. 

Abg. Milde: Ich kann dem, was eben gefagt worden ift, 
nicht vollfommen beitreten; denn wäre das Reglement fo Far, ale 
ed das geehrte Mitglien vorausſetzt, jo hätte gewiß der Herr Mar⸗ 
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[hal vie Interpretation dem Reglement gegeben, bie von einem 
geehrten Mitglieve aus Preußen vemfelben jetzt und nad dem, was 
ein geehrtes Mitglied aus Weftphalen gefagt hat, untergelegt wor, 
den if. Mir fcheint aber auch, daß es beſſer iſt, daß wir bei Dies 
fer Diät bei dem jetzigen Modus bleiben und nicht mitten in unſe⸗ 
ren Arbeiten einen neuen Modus einführen, der und zu einer Mafle 
von Schwierigkeiten bringt. Im dem englifchen Parlament, wo ſich 
die Parteien auf beitimmten Plätzen gruppirt befinden, ſieht ber 
Sprecher einmal rechts und einmal links und alternirt unter den 
Parteien; aber wir haben bei uns noch nicht ausgefprochene Par⸗ 
teien und fehen eine Menge von Dingen nicht aus PBarteianfichten 
an. Im deshalb glaube ich, müſſen wir warten, bis wir in einer 
gewiſſen Art und Weife mit unferen politifchen Formen weiter ges 
fommen find, bevor wir etwas ändern. Nur eine Bemerfung wollte 
ih mir noch geftatten darüber, weshalb ich glaube, daß der jebige 
Modus befier jei. Zu Ende der Diät werden fich die Gefchäfte fo 
häufen, daß, wenn wir den Vorfchlag annehmen follten, es wohl 
fommen fönnte, daß derjenige, der eine Petition eingebracht hat, dem 
fie vorzugsweife nahe liegt, gar nicht dahin gelangen würde, -über 
feine Petition einige einleitende Worte zu fprechen. Das fann er 
jest, indem er ein paar Tage vorher den Marfchall angeht und 
ihm fagt: ich bitte für diefen Gegenftand um das Wort. Leicht 
aber Fonnte ed Tommen, daß, wenn eine Menge Herren aufftehen 
und das Auge ded Marfchalls zufällig diefen Antragfteller am leb- 
ten trifft, er auch der Letzte auf der LKifte fein würde und dann die 
Debatte gefchloflen werben Fönnte, bevor von dem Einbringer einer 
Petition überhaupt zur Empfehlung und Unterftügung feines Antra- 
ges das Nöthige hätte vorgebracht werden können. Ich muß alfo 
dabei ftehen bleiben, daß Die jebt eingeführte Art und Weile für - 
dieſe Diät beibehalten bleiben möge. 
Abg. von Byla: Ich muß gerade dieſem Antrage des geehr- 
ten Redner aus Schlefien entgegentreten. Gerade für dieſen erflen 
Landtag, glaube ich, müflen wir feſt bei den Vorſchriften des Res 
glements verbleiben und beharren. Wenn wir finden, daß eine Bon 
ſchrift vielleicht nicht ganz als zweckmaͤßig zu erachten ift, dann fteht 
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und das Recht zu, im Wege der Petition eine Abänderung Aller⸗ 
höchften Orts zu beantragen; allein fir Diefen Landtag ſtimme ich 
vollfommen dem Antrage des geehrten Abgeordneten aus Weſtpha⸗ 
len und eben fo aus Preußen bei. 


Abg. von Gaffeon: Ich Fannn mich ebenfalld nur dem anfchlie- 
Ben, was der erfte geehrte Redner aus Weftphalen und fpäter ein 
anderer aus Sachſen gefagt hat. Es find mir Fälle vorgefommen, 
wo immer nur gegen ein Gefeß, aber nie für daſſelbe geſprochen 
worden ift, weil zufällig fi) die Redner etwas fpäter gemeldet hat- 
ten, die für daffelbe fprechen wollten. Wenn alfo frühe Anmeldun- 
gen ftattfinden, halte ih es für eine Sache der Gerechtigfeit, daß 
abwechfelnd für und wider gefprochen wird; im Allgemeinen aber 
muß ich dafür ftimmen, daß nur vom Plage aus der Antrag auf 
das Wort gefchieht. 


Abg. von Silien- Echthaufen: Ich wollte mie erlauben, mit 
wenigen Worten auf dasjenige Bedenken, welches der geehrte Ab- 
geordnete aus Schlefien vorbrachte, daß nämlich bei firenger Befol- 
gung des $. 15. Litt. a. des Reglements die Petenten nicht zum 
Worte kommen Fönnten, zu erwiedern: daß jened Bedenken gerabe 
für meine Anficht fpricht; denn welche Garantie hat ver Petent, 
welcher fi) am Tage vor der Diskuſſion zum Reden anmeldet, daß 
nicht fchon 20 Redner und mehr vor ihm eingefchrieben find? Bits 
tet er dagegen während der Diskuſſion, wenn auch mit 6 anderen 
Mitgliedern gleichzeitig um das Wort, fo wird der Marfchall aus 
Billigkeitsrüdfichten ihm den Vorzug vor den Vebrigen geben. 

(Bielfacher Ruf zur Abftimmung.) 


Abg. son Vrünnech: Ich habe die geehrte Verfammlung nur 
. auf die bisherige Erfahrung aufmerkſam machen wollen. Der Herr 
Marſchall wird die Güte haben, mir zu bezeugen, daß ich mich noch 
nie vor der Sitzung gemeldet habe, fondern immer während ber 
Sitzung, und ed hat mir dennoch nicht Die Gelegenheit gefehlt, meine 
Meinung ausfpredhen zu Finnen. Darauf babe ich nur aufmerkfam 
machen wollen. 
(Wiederholter Ruf zur Abſtimmung.) 
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Abg. vos Vardeleben: Ic muß diefer Erfahrung eniſchieden 
widerfprechen. 

Eine Stimme: Ich auch! 

Abg. von Warbelcben: Sowohl mir als Anderen if es wider: 
fahren, daß uns das Wort genommen worden ift, und id) glaube, 
der eigentliche Grund hat allein darin gelegen, daß ſich andere Red⸗ 
ner ſchon viele Tage vorher hatten einfchreiben laſſen. 

Abg. von Offers: Auch ich finde mich zu der Bemerkung ver- 
anlaßt, daß idy mich vor Beginn der Sigung gemelvet habe, aber 
nicht zum Vortrage gelangt bin. 

Eine Stimme: ch habe eine Ähnliche Bemerkung gemacht; ich 
wünfche daher, daß über den Antrag des Herrn Abgeordneten aus 
Weftphalen abgeftimmt werde. 

Sendtegs- Marſchall: In Folge meiner früheren Weußerung 
werde ich jest die hohe Verfammlung um ihre Wünfche befragen. 
Dabei muß ich bemerken, daß für den heutigen Tag die Beftim- 
mung, wenn fie abweichend von der bisherigen Gewohnheit ausfals 
len follte, wohl noch nicht eintreten mödjte, da die Redner, welche 
fi) bereitö gemeldet haben, das Wort behalten müßten; es find 
deren übrigens nicht viele, und ich frage hiernach, ob die hohe Ver⸗ 
fammlung den Wunſch hat, daß ich Fünftig nur den Rednern das 
Wort geben fol, welche fi von da ab, wo ein Antrag zur Dis: 
fuffion geftellt ift, melden. Diejenigen, welche dieſen Wunſch haben, 
bitte ich, aufzuftehen. 

(Eine große Majorität ftimmt dafür.) 

Ich werde danach verfahren. Herr Abgeordneter Zimmers 
mann wollte no das Wort nehmen über einen allgemeinen Ge⸗ 
genſtand. 

Abg. Ainmermann: Zur Berichtigung der ſtenographiſchen 
Veröffentlichung erlaube ich mir nur zu bemerken, daß bei Gelegen⸗ 
heit, wo über das Petitionsrecht verhandelt worden ift, mein Amen- 
dement ganz unvolftändig abgebrudt worden ift, indem der Theil 
fortgelafien ift, wo ich darauf antrage, daß auch dritten Berfonen 
das Recht zufiehen folle, durch Vermittelung der Abgeordneten Pe 
titiomen einzubringen. 
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Sandtags- Marfhal: Dies wird in dem heutigen Berichte zu 
bemerfen fein.*) Herr Abgeordneter Sattig wird den Entwurf zu 
der allerunterthänigften Bitte des Landtags um Geftattung der Ueber⸗ 
weifung des Haupt-Finanz-Etats an eine Abtheilung vortragen. 

(Der Abgeordnete Sattig verlieftt den Entwurf.) 
Allerunterthänigfie Bitte 
der _ 
Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtagé 
um 

Sehattung der neberweifung des HauptsFinanz-Etats und ber 
Veberficht ver Refultate ver Finanz: Derwaltung an eine Abtheis 

lung zur Bericht: Erftattung an das Plenum des Landtags. 

In Betracht, daß nady $. IL der Verordnung vom 3. Februar c. über bie 
Bildung des Dereinigten Landtags demſelben, wenn er zur Mitwirkung bei 
Staats:Anleihen und Steuern einberufen wird, jederzeit der Hanpt-Finanz-Etat 
und eine Weberficht des Staatshauskalts zur Information vorgelegt werden foll, 
für jeßt aber nur an bie einzelnen gegenwärtig verfammelten Mitglieber des 
Bereinigten Landtags Abdrücke des Haupt⸗Finanz⸗CEtats pro 1847 und der Lieber 
fiht von den Refultaten der Binanz-Berwaltung in den Jahren 1840 — 1846 
vertheilt worden find, — diefe Bertheilnng jedoch dein Zweck der Information 
darum nicht entfpricht, weil der Vereinigte Landtag feine Mitgarantie für Staats⸗ 
Anleihen und feine Zuflimmung zu neuen ober erhöhten Steuern nur ausſprechen 
fans, wenn er die Ueberzeugung gewonnen hat, daß und in welchem Maße fie 
nach Lage der StantshaushaltssVerhältniffe nöthig find, diefes Urteil von ihm 
aber nur in pleno ausgefprochen werben fann und jeder Pleuar-Beratfung nad 
$. 7 der Gefchäfte-Ordnung vom 9. April c. eine Vorbereitung durch eine Ab⸗ 
theilung vorausgehen fol; — in Betracht ferner, daß auch thatfächlic die Ab⸗ 
theilungen des gegenwärtig verfammelten Bereinigten Landtages, welchen bie 
Borberathungen der Allerhöchften Propofitionen über die FinanzsAngrlegenheiten 
übertragen ift, die Brage- wegen der durch die Staatshaushalts sBerhältnifle bes 
dingten Nothwendigfeit derfelben nicht zur Grörterung gezogen haben, diefe Frage 
auch füglich nicht durch mehrere, für verfchiedene Gegenſtaͤnde formirte Abtheis 
lungen zur Entfcheidung über alle vorliegenden Finanz: Angelegenheiten vorbereitet 
werben Tann; in Betracht endlich, daß es im allgemeinen Jutereſſe der Staates 
Regierung wie der Stände liegt, die Zweckmäßigkeit der Finanz: Berwaltung in 
ein klares Licht geftellt zu fehen und etwaige Bedenfen und Wünſche der Lebteren 
an die Stufen des Thrones gelangen zu laffen, 

hat die Kurie der drei Stände des Bereinigten Landtages beſchloſſen, auf 

verfaffungsmäßigem Wege Se. Majeſtät den König allerunterthänigft zu bitten: 





*) Iſt oben gefchehen. Vergl. in Bd. IV. die Sikung vom 19. Mai. 
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Allergnädigſt zu geſtatten, daß der Haupt⸗Finanz⸗CEtat und bie Ueber⸗ 
fit der Finanz-Verwaltung einer Abtheilung zur Berichterſtattung an 
das Plenum, behufs Informirung deſſelben im Sinne des 8. I1 der 
Berorpnung vom 3. Februar e., überwiefen werde. 

Berlin, den 26. Mai 1817. 


Findet fich gegen diefen Entwurf etwas zu bemerken? — Da 

nichts bemerft wird, fo ift er angensınmen. 
* Abg. Graf Gneiſenan: Ich bitte um's Wort in Bezug auf 
bie vorige Abftimmung. Wenn der Herr Marfchall uns zugefichert 
hat, daß die Debatten nun in Folge der vorigen Abftimmung ge- 
leitet werden follen, fo glaube ich im Sinne der ganzen hohen Ber- 
fammfung mid) auszufprechen, wenn ich die Bitte an den Herrn 
Marfchall ftelle, den Herrn Landtags-Marſchall des Vereinigten 
Landtags von dem Wunfche der hohen Verfammlung in Kenntniß 
zu feßen mit der Bitte, wenn der Herr Landtags-Marfchall des Vers 
einigten Landtags den Borfig führt, die Debatte nach demfelben 
Prinzipe zu leiten. . 

Sandtags- Marfhal: Das muß ich doch ablehnen. Was der 
Herr Landtagd-Marfchall der anderen Kurie thun will, muß ich ihm 
gänzlich überlaſſen. Wenn ihm der Wunfch der hohen Verfamm- 
lung auf irgend eine Weife zufommt, wirb er ihn gewiß erfüllen; 
in meiner Stellung möchte ich ihm denfelben aber nicht gern vor- 
tragen, da dies faft wie eine Belehrung ausfehen würde. 

Sandtags- Kommifar: Ich bin erbötig,. in dieſer Beziehung 
Rückſprache mit dem Herrn Landtags Marfchall der Vereinigten 
Kurien um fo mehr zu nehmen, als ich allerdings glaube, daß bie 
jest beliebte Interpretation des Reglements die richtige iſt. Sch 
weiß nicht, ob der Herr Antragfteller ſich damit einverftanden erklärt. 

Abg. Graf Guceiſenau: Ganz einverftanden damit! 

Sandtags- Marfhal: Wir kommen zur Tagesordnung. Es 
fommt zuerft zur Berathung das Gutachten, betreffend die Petition 
wegen Crlaffung geſetzlicher Beftimmungen über Ablösbarfeit der 
noch beftehenden bäuerlichen Lehne. Referent ift Herr Abgeordneter von 
Peguilhen-Kunzfeim; derfelbe ift unwohl; würde vielleicht ein anderes 
Mitglied der Abteilung die Güte haben, den Vortrag zu übernehmen? 


Abg. Steinbechk: Ich bin bereit dazu. 
V. | | 13 





— 14 — 
Gutadten 


der 
ſechſten Abtheilung A. des Kurie ber brei Stände, 
betreffen» 
Die Petition des Abgeordneten der Landgemeinden in der Provinz 
Brandenburg, Dansmann, betreffend den Erlaß geſetzlicher Be⸗ 
flimmungen über bie Ablösbarfeit ver nod beſtehenden bäuerliden 
Lehne. 

Der Abgeordnete Dansmann hat darauf angetragen, des Koͤnigs Majeſtaͤt 

allerunterthänigſt zu bitten: 
die Ablosbarkeit der Ichnsherrlichen Rechte hinfichtlich der noch beſtehenden ſo⸗ 
genannten bäuerlichen Lehne auf einfeitige PBrovocation, fowohl des Berech⸗ 
tigten, wie des Berpflichteten, Allerhoͤchſt anszufprerhen und in dem dieſerhalb 
zu erlaffenden Geſetz die näheren Bedingungen und Grundfäge für die Abloͤ⸗ 
fung des Lehns-Nerus und der ans dem lehnsherrlichen Obers@igenthum flie- 
Benven gutsherrlichen Befugniffe zu beftimmen. 

Der Antragfieller hat feine Petition einerfeits durdy Berufung auf die Prin- 
zipien der Landesfultur-Gefege, namentlih das Erift vom 9. Oftober 1807 und 
die ich daran anfnüpfenden fpäteren Gefehe über die Regulisung der gutsherr- 
lichen und bäuerlichen Verhältniffe, wonach allen anderen, früher in viel be⸗ 
fchränfterer und ſchlimmerer Rage befindlichen bäuerlichen Wirthen die vollfommen 
freie Dispoflition über die zu Eigenthum erworbenen bäuerlichen Beflgungen 
eingeräumt if, andererſeits durch Schilterung der Beichwernifie und Nachtheile 
begründet, welche für die Bamilien der Bafaflen, wie für die fortfchreitende Kul- 
turverbeflerung der Güter aus den mit dem Lehns⸗Nexus der bäuerlichen Lehne 
folgenden wefentlicyen Befchränfungen der Dispofltion fortdanernd verbunden find. 

Die Abtheilung ift der übereinftimmenden Anficht, daß der Antrag die Be: 
achtung des hohen Landtages verdiene und beantragt ihrerfeite: 

Der hohe Landtag möge befchließen, daß Se. Majeftät ver König allerunter- 
thänigft gebeten werde, des baldigſten einen Geſetz⸗ Entwurf ausarbeiten zu 
lafien, welcher die Ablösbarfeit der beſtehenden bäuerlichen Lehne unter Belt: 
flellung angemeffener Ablöfungs-Grundfäge zur Entichädigung der Lehusherrn 
ausſpricht. 

Die Abtheilung hält eine ſolche Maßregel eben ſowohl für ein Bedürfniß, 
als für gerecht, auch ohne Beeinträchtigung der Rechte der Lehnäherren für wohl 
ausfährber. 

Sie fügt ihre Anfiht auf folgende Motive, deren Gewicht nm fo mehr 
einleuchten wird, wenn man bie beſtehenden Berbältniffe näher ins Auge faßt 
und fih die Lage der den Gegenfland betreffenden ober bemfelben verwandten 
Geſetzgebung vergegenwärtigt. 

So viel in ver Abtheilung bekannt geworben, beſtehen dergleichen bänerlige 
Sehne in alter, von ber Befehgehnng ber Jahre 1807 seq. unberishrt geblichener 





Berfafinng vorzüglich noch in dem weils und oſthavellaͤndiſchen, im ruppinfegen 
Kreife und in ber Priegnig, der Provinz Brandenburg, in der Provinz Sachſen, 
und zwar in den zum Herzogthum Sachſen gehörigen Lanbestheilen, in ber 
Riederlaufig, in Schieflen, und zwar im Fürſtenthum Schweidnitz⸗-Jauer, und 
ver Oberlanfiß, ferner im Ermelande der Brovinz Preußen, in Vorpommern, im 
GBerzogthum Werphalen und in Dfichein, in größerer oder geringerer Bahl, deren 
Lehnsherren tbeild der Königliche Fiskus, theils Privaten und namentlich Mitters 
gutsbefißer find. In der Mark kommen fskalilche Lehne nur noch bei den ein⸗ 
gezogenen Gütern des SohaunitersRitters Drdene vor Denn in der Aurmarl, 
wo die bäuerlichen Lehne, deren Ober: Bigentbam dem Biofus gehörte, vormals 
am häufigen waren, find Diefe mit Ausſchluß derer, welche auf ben Ball ſtauden, 
ingleichen folcher, „woranf Anwartungen und Expektantien ertgeilt worden wa⸗ 
ten‘, bereits mittelſt Allerhoͤchſter Deelaration wegen Aufhebung der Kabuzität 
ber vormaligen Echulzens und Bauerlehne und deren Deränderung in Erbe und 
Gigentgum, vom 28. Auguſt 1721, für vollfommene Allodial⸗ und Erbgüter 
erklärt. 

Nur bei den Privat:Bauerlehnen, insbefondere auch der Kurmark, find alle 
aus der älteren Verfaſſung herrührende Befitz⸗-Cinſchränkungen und namentlich 
folgende befiehen geblieben: 

a) die Verpflichtung des Bafallen zur Cinholung des Ichnsherrlichen Kon: 
feufes bei Aufnahme von Schulden auf die Subflanz des Lehns; 

b) die Unzuläffigfeit einer Deräußerung des Lehus, fei es ganz oder theil- 
weife; 

ce) die befchränfte Eucceffion in dergleichen Bauerlehne, welche, da bei biefer 
Art von Lehuen eine gefammte Hand. in der Regel nicht üblich ift, mar 
den Söhnen des Beſitzers zuftceht, von welcher hingegen Brüder des vers 
ftorbenen Befigers und andere Agnaten und Seitenverwandte gänzlich auss 
geſchloſſen find, fo daß das bäuerliche Lehngut dem abligen Lehnsherru 
anheimfällt, fobald der Bafall, ohne Söhne zu Hinterlaflen, verſtirbt. 

Es kommt babei in Betracht, daß die gegenfeitigen Mechtsverhältuiffe größe 
tentheils zweifelhaft und ſchwankend find, weil fie zum Theil auf Obfervanz und 
Herfommen beruhen, unter Anderem auch nicht. feſtſteht, in welchen Faͤllen ber 
Lehnsherr zur Konfentirung aufzunehmender Lehnsfchulden gehalten if. 

Die vorliegende Betition erläutert die geſchilderten Nachtheile des fortdau⸗ 
ernden Lehns-Nerus durch zwei Fülle. In dem einen wollte der bäuerliche Lehns⸗ 
befiger feine I843 durch einen Blitzſtrahl eingeäfcherten Wohn; und Wirthſchafts⸗ 
Gebäude wiederum anfbauen und führte dies zum Theil mit geliehenem Gelbe 
dergeftalt aus, daß der Zufland der Gebäude ein viel werthvollerer und beflerer 
geivorben war, als zuvor. Als er die dazu angeliehenen Kapitalien eintragen 
zu laſſen genöthigt war, wurde ihm ber GintragungssKonfens feitens ber Lehns⸗ 
herren verweigert, ungeachtet er früher und vor dem Brandunglück konſentirte 
Lehnsſchulden abgetragen hatte. In einem zweiten Balle wollte der altersſchwache 

13% 
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Bafall fein Gut feinem Sohne, unter Borbehalt eines Altentheils, ſchon bei 
Lebzeiten „abtreten. Der dazu erforderliche Konfens des Lehnshern wurde ihm 
jedoch insbefondere deshalb verweigert, weil er ein Altentheil begehre, ungeachtet 
deſſen Höhe der Beſitzung und dem bei anderen Gütern des Orts üblichen Her: 
fommen entiprad). 

Die Rechtsverhältniffe der Bauerlehne And zwar nicht blos provinziell, ſon⸗ 
dern ſelbſt örtlich und individuell fehr verfchieden, allen find jedoch Belchräns 
tungen in der Dispofition, welche der Anlage von Kapital in Grund und Boden 
zu RultursBerbefferungen entgegenftehen, mehr oder weniger eigenthinnlich. Diefe 
Beſchränkungen und die durch die Kaduzität der Lehne bedingte Unficherheit des 
Zamilienbefißes bilden gegenwärtig den einzigen Inhalt des Lens - Inflitute, 
während fein eigentlicher Zweck und feine Bedeutung einer Tängft verſchwundenen 
Beit angehören und das Inftitut in der Umgebung burchaus veränderter fozialer 
Nechtöverhältniffe völlig ifofirt dafteht. 

Mährend vor 1807 und 1811 die Beſitzer der Bauerlehne zur privile- 
girteften Klaſſe des Bauernſtandes gehörten, find fie gegenwärtig in ber Ent: 
wickelung des Nechtszuftandes weit hinter den vormaligen Landwirthen zurückge⸗ 
blieben und von den Wohlthaten der Landes⸗Kultur⸗Geſetzgebung ausgefchloflen, 
welche fonft ein Gemeingut aller Klaſſen der ländlichen Bevölferung geworben 
und tief in das Bewußtfein der Nation übergegangen find. Der Rechtszuftand 
der Beftger der Bauerlchne Hat fich im Gegentheil in Vergleich mit der früheren 
Zeit wefentlich verfchlechtert, weil vormals befannte Verordnungen die Einzies 
bung bäuerlicher Güter zu den Rittergütern und die Confolibation der erfleren 
mit den leßteren verboten, weil Sitte und Herfommen die Belaffung der bäuer- 
lichen Lehngüter in den Familien auch beim Mangel männlicher Defcenvenz 
gegen gewiſſe Annahme-Preife begünftigten und beim geringeren Werth des 
Grund⸗Cigenthums vum SHeimfallsrechte in Ayerturfällen feltener Gebrauch ges 
macht wurde, was gegenwärtig fchwerlich der Fall fein möchte. 

Dazu kommt, daß da in einigen Landestheilen die Ablösbarkeit des beuers 
lichen Lehns-Nerus bereits gefeßlich fauctionirt if, um fo mehr die Vollendung 
der Geſetzgebung auch in Beziehung auf den Lehns⸗Rexus bänerliher Güter in 
denjenigen Lanbestheilen eriwartet werben barf, wo zur Zeit noch dergleichen 
Ablöfungs-Beftimmungen fehlen, bei deren Grlaß alsdann vielleicht auch ti: Er⸗ 
gänzung anderer bereits beftehender Beflimmungen in Erwägung zu nehmen 
fein möchte. 

Namentlich find zufolge der drei Geſetze vom 21. April 1825 über die 
gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniffe im vermaligen Königreich Weſtphalen, Groß⸗ 
herzogthum Berg und vormals franzöfifchshanfeatifchen ober Lippe⸗Departement 
gie Bauerlehnen in der Megel gleich anderen Bauerngütern zu behandeln und zur 
Ablöfung der Reallaften mit Aufhebung des Ichnöherrlichen Nerus berechtigt; 
bie eigentlichen Banerlehne und die daran zugeflandenen Ichnsherrlichen Mechte 
aller Art nebſt den davon abhängigen Befchränfungen find gegen Zahlung eines 
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Alopikcationszinfes ſchon feit dem weſtphaͤliſchen Dekret von 26. März 1800 
wirflich aufgehoben, lediglich mit Ausnahme derjenigen, welche nad näherer 
Beflimmung jener Befebe zum Heimfall oder auf vier Augen flanden. (Vergl. 
$. 58, $. 68 — 73, $. 78 des Geſetzes vom 21. April 1825, ©. 74, Gef 
Sammlung,n. ſ. w., inel. die Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 8. November 
1845, betreffend die altmärkifchen Bauer-Lehne, und deren Anlage ©. 721 bie 
724, GeſetzeSammlung pro 1845.) 

Wenngleich es für andere Landestheile, befonders bie mittlexen und für bie 
öftlichen Provinzen, an Abloͤſungs⸗Geſetzen über das Rechte-Iuflitut der Bauer, 
Lehne fehlt, fo find doch auch hier in vielen Fällen dergleichen Ablöfungen, 
namentlich bei denjenigen Bauer⸗Lehnen, deren Lehnsherr der Bisfus geweien, 
im Wege des Vergleichs vor ſich gegangen. 

Die mittel des Cireular⸗Reſkripto des Juſtiz-Miniſters an fämmtliche Pros 
vinzial-Iuftizböfe vom 6. Dezember 1830 mitgetheilte Allerhoͤchſte Kabinetes 
Ordre an die Minifterien des Innern und ber Finanzen vom 8. Auguft 1830 
fanetionirte diejenigen Grundſätze zu den wegen Aufhebung des Lehns⸗Verbandes 
der Bauer⸗Lehne in den Domainen abzufchließenden Verträgen, welche in der der 
Alterhöchften Ordre beigefügten Anweifung der Regierungen feftgeftellt find, nach 
welchen Orunpfägen jeder einzelne Beſitzer folder Lehne, fofern er es feinem 
Jutereſſe angemeffen finden follte, die Aufhebung des Lehnsverbandes und bezies 
hungsweife der Rechte des Lehnsherrn nachzufuchen berechtigt ift, wenn das 
Lehn auf mehr als auf zwei Augen flieht. Nach diefen Grundſaͤtzen beträgt die 
Ablöfungsfumme, wenn die Lehne auf mehr als vier Augen fichen, bei Mann⸗ 
Ichnen 2 bis 5 und bei Weiber-, vermifchten und Erblehnen 1 bis 3 pEt., wenn 
die Lehne nur auf vier Augen ftehen, das Doppelte des Kapital: und refp. Sub⸗ 
flanzwerths des Lehns, nach Abzug der darauf haftenden, vom Lehnsheren kon⸗ 
fentirten und venfelben verpflichtenden Hypothefenfchulden. Dieſe Beilimmungen 
betreffen aber nur diejenigen Bauerlehne, bei welchen der Domainen = Fisfus 
Lehnsherr iſt, während alle andern Bauerlehne, an denen das OÖbereigenthum 
einem Privats®utäheren als Lehn zufteht, von der Wohlthat der Landesknltur⸗ 
Gefebgebung ausgefchloffen find. 

In der That reduziert fich das Mecht folcher Lehnsherren auf das Heimfalles 
recht, imdem alle anderen aus der Lehnseigenfchaft der Bauergüter abgeleiteten 
Befugnifle durch die veränderte Geftaltung ber ſozialen Berhältnifie bedeutungs⸗ 
108 geworben find, Daß dafür den Lehnsheren eine vollfommen ausreichende 
Entfchädigung gewährt werben müfle, daß ber Satz der Entſchädigung nad 
Maßgabe der größexen oder geringeren Beichränfung der Vaſallen, in Hinſicht 
ver Dispofition über das Lehn und Vererbung defielben, abzumeſſen fei, folgt 
aus dem Prinzip der preußifchen Landeskultur⸗Geſetzgebung yon ſelbſt, welches 
feine Aufhebung von Rechten ohne angemefiene und vollfländige Entſchaͤdigung 
der Berechtigten kennt. Daß eine folche Ablöfung aber ausführbar und eine 
Entfchädigung meßbar: fel, beweift außer der bereits angeführten Inftrwetlon voni 
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8, Auguf 1899 auch der $. 75 der Orbnung wegen Ablöfung der Real⸗Laſten 
in den Lanvestheilen, welche vormals zum Königreich Mefiphalen, zum Broßs 
berzogthum Berg oder zu ben franzöfifcken Departements gehört haben, vom 
13. Juli 1829, in Berbindung mit dem Geſetz wegen Gtleichterung ber Abloͤ⸗ 
fang des Heimfallvechtes in der Provinz Weſtphalen, vom 25. April 1835, wo: 
felöft, je nach der größeren oder geringeren Ausſicht des Heimfallsberechtigten 
auf die Kabuzität des Gutes, 2, 5 und 10 pGt. des Meinertrages für Ablöjung 
des Heimfalle gezahlt werben folten. 

Die Abtheilung hat diefe in mehreren Landestheilen bereits beſtehenden oder 
für fisfalifche Bauerlehne fogar in allen Lanvestheilen geltenden Beſtimmungen 
erwähnen zu müflen geglaubt, um dadurch die Angemeffenheit und Ansführbar- 
feit allgemeiner gefeßlicher Maßregeln wegen der Ablösbarfeit der bäuerlichen 
Lehne zu beweifen, während fie die allerdings ſehr verfchiedenartige Beſchaffen⸗ 
heit der MNechtsverhältniffe in den einzelnen Begenden und Landestheilen und die 
banach abzumeffenden Abfindungs⸗Grundſätze fpezieller zu erörtern außer Stande 
geweien iſt. Dies wird vielmehr der Vorbereitung des beantragten Gefek- Ent: 
wurfs durch die Staatsregierung anheimfallen müffen. 

- Berlin, ven 17. Mai 1847. 
Die fehste Abtheilung A. der Kurie der drei Stände. 
Graf Renard. von Edle. Meviffen. von Bede- 
rath. Steindbed. Seltmann. Dansmann. Mi: 
haelis. von Peguilhen-Kunzkeim. (Referent.) 


Sandtags- Marſchall: Indem ich das Gutachten zur Beratung 
ftelle, bemerfe ich, daß ſich noch fein Redner gemeldet hat. 

Abg. Hanfemann: Meine Herren! Das Wefen des Antrags 
ber Abtheilung wird gewiß fo allgemeine Unterftügung finden, daß 
es wohl meiner Unterflügung nicht bevarf. Ich ſchlage ihnen aber 
vor, daß Sie in den Antrag einige Worte einfchalten möchten. Es 
heißt nämlich: Der hohe Landtag möchte befchließen, 

„daß Se. Mafeftät der König allerunterthänigft gebeten werde, 
des baldigften einen Gefeg-Entwurf ausarbeiten zu Iaffen. ” 
Ich ſchlage Ihnen vor, die Worte: 
„zur Borlage an den nächſten Vereinigten Landtag‘, 
vor dem Worte „baldigſt“ einzufchalten. Mein Vorſchlag be 
trifft alfo blos den Zuſatz der Worte: 
„Zur Borlage an den nächſten Vereinigten Landtag.” 

Es iſt offenbar das allgemeine Staats -ntereffe bei viefem 

Vorſchlage interefiirt; bean auf Dem Vereinigten Landtage werben 





alle einzelnen Fälle in der Verſammlung am ſchuellſten zur Erledigung 
gebracht, und es werden dann auch die divergirenden Anſichten ausge: 
glichen, welche fletö ein Hinderniß bei Berathungen von Gefeken find, 
die von entſchiedenem Intereſſe für mehrere Provinzen find. 
Stellvertreter bed Referenten, Abg. Steinbeh: Inſofern davon 
die Rebe if, daß über das Prinzip der Ablösbarkeit im Allgemeinen 
von Seiten der Stände der Monardie ein Botum su geben if, 
fällt Diefes Botum, wie au die Abtheilung dieſer Meinung if, 
dem Vereinigten Landtage ganz anheim, und das ift auch der Sinn 
des geitellten Antrags. Die Verhältniffe der bäuerlichen Lehne find, 
wie in dem Referat auch bemerkt ift, prowinziell ſehr verſchieden. 
Es find hier in dem Referat die Momente zufammengefaßt, bie in 
den meiften Provinzen bei den Lehnen vorhanden find und biefe Lehne 
charakteriſiren. Diefe Momente find aber durchaus nicht in allen 
Provinzen einerlei; fie find fehr weſentlich verfchieden, und unter 
Anderem find im der Provinz Schlefien die Verhättnifie der bäuer- 
lichen Lehne ganz andere. Es findet dort 3. B. fein Heimfallsrecht 
ftatt, fondern es find ganz andere Leiftungen, die auf dem Lehne 
haften. Darum hat die Abtheilung ihren Antrag nicht anders ſtel⸗ 
len zu fünnen geglaubt, als fie ihn geftellt hat, und ein Zufag zu 
dem Antrag würde Immer nur in dem Sinne gefaßt werben können, 
daß Die Provinzial⸗Landtage ſich vorbehalten müßten, ihre eig enthüm⸗ 
lichen Berhältnifie in der Weile zu berathen und zu ordnen, wie 
fie der Natur der Sadje, den in den einzelnen Provinzen geltenden 
Gefegen nad der herrfchenden Obfervanz entfprechen. Der fehr ger 
ehrte Redner, der vor mir fo eben eine Mobifiention des geftellten 
Antrags amenbirt hat, würde, wenn dieſe Mobification angenommen 
werden follte, dadurch bewirken, daß der Vereinigte Landtag über 
alle Details und über dieſe Abweichungen entweder in eine Erör⸗ 
terung eingehen müßte, die der Natur des Vereinigten Landtags 
fremd iſt, oder aber der Bereinigte Landtag müßte fi ein Recht 
beilegen, das er bereits von fich gewiefen hat, nämlich das Red: 
durch feine Majorität dem Urtheil einzelner Provinzen über Gegen- 
fände ihres Separat-Intereffes vorzugreifen. Darum muß ich im Na- 
men des abweſenden Referenten und der Abtheilung vertheinigen, 


daß der Antrag fo ftehen bleibt, wie er gefaßt if. Es ift vorans- 
zuſetzen und zu erwarten, daß die hohe Staate-Regierung, wenn fie 
in unferen Vorſchlag eingeht, wenn Se. Majeftät der König den 
Antrag genehmigt, dieſe Provinzen nicht verlaffen und die Sache 
an die Provinzial-Landtage verweifen wird, daß auf diefe Weile 
das Prinzip als ein allgemeines behandelt und auf dieſe Weife der 
wer erreicht werben wird, ben wir zu verwirklichen fireben, näm- 
lich Berwidelungen der Verhältnifie zu verhüten. 

Abs. Hanſemann: Nach den gegebenen Erläuterungen nehme 
ich meinen Antrag zurüd. 

Sandtags- Marſchall: Wenn Niemand: weiter das Wort ver: 
langt, fehließe ich die Debatte und ftelle die Frage: ob. der Vor: 
ſchlag der Abtheilung angenommen werden fol? Wer für die Ans 
nahme des Borfchlags ift, den bitte ich fich zu erheben. Die ganze 
Berfammlung hat fidy einitimmig dafür ausgefprochen. 

Da der Referent unwohl it, fo wird wohl ein anderes Mit⸗ 
glied der Abtheilung die Güte haben müffen, ven Entwurf der Bitte 
auszuarbeiten. 

(An den Abgeordneten Steinbeck ſich wendend.) 
Wollen ſie die Güte haben, denſelben zu verfaſſen und vorzulegen? 

Das zweite zur Tages⸗Ordnung beſtimmte Gutachten betrifft 
die Petition wegen Maßregeln gegen die nachtheiligen Dismembra- 
tionen. Auch hier war Here von Peguilhen-Kunzleim Referent. Wer 
wid fo gut fein, den Vortrag des Gutachtens zu übernehmen? 

Abg. von Becherath: (nimmt den Platz des Referenten ein und 
verlieft das betreffende Gutachten.) 

- Sutadhten 
der 
ſechſten Abtheilung A. der Kurie der drei Stände des Bereinig: 
ten Landtages, 
betreffend 
die Petitionen der Abgeordneten von Sena, Gadegaſt, Bleyer, 


Dansmann wegen Mafregeln wider die nacdhtheiligen 
Dismembrationen. 


Die Antragfteller bezeichnen übereinſtimmend die durch Geldverlegenheiten 
oder gewinnfüchtige Speculationen Kervorgerufene Zerflädelung von Bancchöfen 
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als überaus verderblich, nicht allein, weil dadurch die Eriftenz bes Bauernſtaudes 
dedroht wird, fondern auch, weil den Gemeinden, neben der Berminderung ihrer 
Kräfte, eine erhöhte Belaftung erwächft, und weil endlich die Parzellenfäufer nicht 
felten durch Nechtsunficherheit zu Grunde gerichtet werben. Sie glauben als 
Mittel zur Abhülfe diefer Mebelftände vorfchlagen zu müflen, daß 
a) jedem Veſitzer eines Bauernhofes geftattet werde, denfelken als Fibeikom⸗ 
miß zu fonftituiren, und daß, um dies zu erleichtern, Stempelfzeiheit für 
die bezüglichen Verträge u. ſ. w. gewährt werde; 
b) bie Parzellirungs-Befugniß auf ein Blächen-Minimum befchränft werde; 
ec) Niemand zur Serflüdelung eines Grundſtücks befugt fein foll, der fich 
nicht mindeftens fünf Jahre im Beſitz deſſelben befindet. 
Die Abtheilung pflichtet einftimmig den Antragflelleen darin bei, daß bie 
Barzellirungen, welche durch äußere Motive, nicht aber durch die natürliche Ents 
widelung ver gefellfchaftlichen Kräfte hervorgerufen werden, mit Uebelftänden vers 
bunden find, welche den Fortichritten der Landess und der Volfoknltur hinbernd 
entgegentreten. Sie iſt inbefien der Meberzeugung, daß gegen dieſe Webelftände 
und insbefondere gegen bie fogenannten Hofjchlächtereien Teine andere legiolati⸗ 
ven Maßregeln zuläffig find, als diejenigen, welche die 66. 2 und 4 des Ger 
feßes vom 3. Saruar 1845 über die Zertheilung von Grundſtücken und die Grün: 
dung neuer Anfiedelungen enthalten, namentlich die Beflimmungen, dag Dis: 
membrationdsBerträge vor dem Richter der Sache und nicht vor Berichtigung 
bes Befiptitels des Veräußerers, oder doch nicht vor Ablauf eines Jahres und 
bevor die Möglichfeit nachgewiefen fei, dieſen Befigtitel zn berichtigen, aufge: 
nommen werben follen. Zwar werden auch diefe, wie überhaupt die legislato⸗ 
rifchen Maßregeln, welche der Gewinnſucht und Privatfpecnlation entgegentreten, 
durch mandherlei fimulirte Berabredungen umgangen, indeflen lehrt die Erfahrung, 
daß es der Gefehgebung überhaupt unmöglich ift, den zu begegnen. Wollte die 
Geſetzgebung unmittelbare Schranfen errichten, fo würde fle dadurch mit dem 
Prinzip der neueren Agrar-Gefeßgebung, dem ber freien Bewegung, welches fich 
im Allgemeinen als Bafls jeglichen Bortjchritts erwiefen hat, in Widerſpruch 
treten und baburch vorausfichtlich um fo größere Uebelſtaͤnde hervorrufen. 
Veberhaupt müflen die von den Petenten angeregten Webelflände als bie 
äußere Erſcheinung eines gefellfchaftlichen Leidens angefehen werben, deſſen Wur⸗ 
zeln fehr viel tiefer Liegen, und die nach der Anficht der Abtheilung namentlich 
darin erfannt werden müffen, daß die mittelalterliche Agrarverfafiung aufgelöſt 
worden, ohne daß eine den neueren Derhältniffen entfprechende Geſtaltung ber 
agrarifchen Berhälinifie an deren Stelle getreten. So ift die mittelalterligge 
Korporativ-Berfaflung aufgehoben, und noch immer fehlt den mittleren und öflr 
lichen Provinzen die LandgemeindesÖrbnung, fo wie eine damit in Einklang ftes 
hende ländliche Bolizei-Berfaffung. Die mittelalterlichen Naturalfeiftungen gegen 
Staat, Grundherrn und Bamilie find aufgehoben und in Gelpleiftungen verwan- 
delt worben, und es fehlen Krebitanflalten, welche den Ruſtikalbeſitzern bie en 


forbertichen Betriebsmittel, fo wie die Gelegenheit zur Aufammiung von Er⸗ 
fparnifien und neuen V'eliorationss Kapitalien, darbieten; in den öfllichen Bros 
vinzen außerdem die feit Einführung der Gelbwirthſchaftsform eine Lebensbedin⸗ 
gung gewordene Verbindung des Landbaues mit der Babrication und insbefons 
dere mit dem fogenannten Fleinen Gewerbe. Im Gegentheil ift die vormals fo 
blühend geweſene Spinnerei und Weberei der überlegenen Konfurcenz des Aus: 
Iendes erlegen u. f. w. 

Die Abtheilung ift ber vollen Weberzeugung, daß die zügellofe, d. h. aus 
feinem inneren Bedürfniß hervorgehende VBodenzerfplitterung eine aus vielen ſo⸗ 
zialen Mißftänden hervorgehende franfhafte Erfcheinung ift, vie fih durch Pal: 
fiative nicht befeitigen läßt, deren Verſchwinden indefien nach Herftellung geſun⸗ 
ber gefellfchaftlicher Iuftände und insbeſondere nach Ausfüllung ber vorbezeichs 
neten Lücken mit Sicherheit erwartet werden darf. Sie glaubt demnach auf die 
Borichläge der Petenten nicht eingeben, dem hohen Vereinigten Lanptage aber 
am ſo dringender die Berückſichtigung der anderweit zur Berathung kommenden 
Betitionen wegen Gmanation einer Landgemeinde- und einer ländlichen Bolizeis 
Ordnung, Errichtung von ländlichen Hypothefenbanfen, Förderung der Fabrica⸗ 
tion in den öfllihen Provinzen n. f w. empfehlen zu müflen. 

Berlin, den 19. Mai 1847. 

Die fechfte Adtheilung A. der Kurie der drei Stände, 
Graf Renard. Meviffen Michaelis. Steinbed. 
Dansmann Seltmann. von Peguilhen: Kunz: 
feim (Referent.) von Eöls. von Bederath. 


Sandtags- Marſchall: Die Abtheilung hat den Antrag nidyt 
befürwortet. Ich muß fragen: Ob derfelbe hier in der Verſamm⸗ 
lung Unterftügung findet. | 

(Alles ſchweigt.) 
Die Unterftügung findet nicht ftatt, der Gegenftand kann aljo nicht 
zur Berathung kommen. 

Das Dritte vorliegende Gutachten betrifft die Petition wegen 
Errichtung eines Handelsminiſteriums. 

Referent Mevriſſen: (verlieft das Gutachten. Mehrere Stim> 
men: „Wir bitten um einen vernehmlicheren Vortrag!“) Weine 
Herren! Ich Tann ihren Wünfchen nicht entfprechen; ich kann nicht 
lauter leſen. 

(Das Verlangen nach lauterer Stimme wird wiederholt.) 

Ich wiederhole Ihnen, daß ich nicht lauter zu leſen vermag 
und volllommen verſtaͤndlich zu fein glaube. 
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Sandtags-Marfhal: Der Herr Referent bemerkt, daß er uns 
möglich Tauter Iefen könne, da er heifer if. Das Gutachten befin- 
det fich übrigens in dem Händen der Herren Mitglieder. Sie wer: 
den wohl die Güte haben und dem Vortrage folgen. 

Referent Meviſſen: Die fechite Abtheilung bat die Prüfung 
der verfchiedenen, die Errichtung eines Handeld-Minifterinms betref- 
fenden Petitionen zufammengefaßt in dem nachftehenden Referat, 
welches wir der hohen Berfammlung vorzutragen und beehren. 

(Er verlieft hierauf das Gutachten, welches lautet): 


Gutadhten 
der 
ſechſten AbtHeilung der Kurie der brei Stände des erflen Bers 
einigten Landtages 
über 
bie Betitionen der Abgeordneten Wächter, Ritter, Milde, Shauß, 
der Abgeordneten von Danzig: Abegg, Jebens, Frantzius wegen 
Errichtung eines Handels⸗Riniſteriums. 
Der ſechſten Abtheilung des Vereinigten Landtages find zur Begutachtung 
überwiefen: 
I. die Betitionen des Abgeorbneten Wächter um Grreichtung eines Hans 
dels:Minifteriums; 
H. vie Petition des Abgeordneten Hitter um Errichtung eines Miniftes 
riums für Handel und Gewerbe; 
IH. die Betition des Abgeordneten Milde um Errichtung eines Handels⸗ 
Minifleriums; 
IV. die Petition des Abgeordneten Schaug um Grrichtung eines Handels⸗ 
Minifteriums und um Grrichtung von Handels:Rammern; 
V. die Petitionen der Abgeordneten von Danzig; Abegg, Jebens, Franz⸗ 
zins, um Bildung eines Minifteriums für Handel und Gewerbe, 
Wir haben die Prüfung dieſer Petitionen zufammengefaft in das nachſte⸗ 
hende Referat, was wir einer hohen Berfammlung zu erflatten uns beehren. 
Schon im Jahre 1817 wurbe es von der Geſetzgebung anerkannt, dag Aders 
bau, Handel und Induſtrie, ald die wichtigften Träger der materiellen Rational⸗ 
wohlfehrt, einer befonderen Pflege bebürfen, und durch Die Kabinets⸗Ordre vom 
2. Degember 1817 eine ſelbſtſtaͤndige Vertretung vieler Interefien durch ein Hans 
dels⸗Niniſterlum angeordnet. Durch KabinetesOrbre vom 8. Juni 1825 wurde 
dieſes Handels⸗Miniſterium aufgelökt und bie Gefchäftszweige deſſelben dem Mi⸗ 
niſteriem des Innern überwieſen. Die Kabinets⸗Ordre vom 12. Januar 1835 
rief abermals ein ſelbſtſtaͤndiges Minifterium fir Gewerbe: Angelegenheiten ins 
Leben. Die Kabinets⸗Ordre vom 11. Januar 1838 hob jenes Gentrals Organ 
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wieder anf und ordnete eine Derteilung der demfelben zugeſtandenen Geſchäfts⸗ 
zweige unter die Minifterien des Junern und der Finanzen an. Nach diefer bis 
heute unverändert fortbeflehenden Negulirung der Kabinets-Ordre vom IL. Ja= 
nnar 1838 gehören zum Reſſort des Minifteriums bes Innern: 
Alle Anftalten zur Beförderung der Landwirthſchaft; 
die Beanffichtigung der Tandwirthfchaftlichen Krebitanftalten, der Gelb: 
inftitute, der Corporationen und Gemeinen, der weſtphaͤliſchen Hülfs- 
fafle, der Kreis: und Kommunal-⸗Sparkaſſen und dergleichen; 
zum Refiort des Minifteriums der Binanzen: 
Die Verwaltung für Handel, Babrication und Bauweſen, einfchließ: 
lich für das Chauſſeebauweſen (Kabinets-Ordre vom 4. April 1837); 
bas Bergwerf-, Hütten: und Salinenwefen (Rabinets-Orbre vom 
28. April 1834). 
Zum gemeinfchaftlichen Reffort des Miniſteriums des Innern uud der Finanzen 
gehören: 
die Angelegenheiten der pommerfchen ritterfchaftlichen Privatbanf; 
die Angelegenheiten, welche den allgemeinen Marktverkehr betreffen; 
bie Gewerbe⸗Polizei. 


Der häufige Wechfel in der Vertheilung der Gefchäfte von 1817 bis 1838 
läßt vermuthen, daß Rückſichten auf die den einzeluen Departemens zur Zeit vor: 
fiehenden Perfönlichfeiten babei von großem influffe geweſen find. 

Mehrere provinzialfändifche Berfammlungen haben feit dem Jahre 1838 
ihre Meberzeugung dahin ausgefprochen, daß eine Zerfplitterung ber Intereflen 
des Aderbaues, des Handels nnd der Induflrie in untergeurbnete Nebenzmweige 
zweier Minifterien der hohen und ſtets fleigenden Bedeutung dieſer Haupthebel 
der Rationals Wohlfahrt nicht entfpreche, vielmehr einzig die Herflellung der frü- 
heren felbfiftändigen Vertretung für eine den Bedürfniffen des Landes entſpre⸗ 
chende Berüudfichtigung derjelben Gewähr biete. Kurz nach der Aufhebung des 
Minifteriums für Gewerbeangelegenheiten. (1838) trugen im Jahre 1841 die 
Brovinzialflände der Provinz Pommern auf Wieverherftellung eines felbfiftän- 
digen Centralorgans für Handel, Gewerbe und Induſtrie au. Gleiche Anträge 
erfolgten im Jahre 1843 von den Provinzialfländen ber Provinz Preußen und 
der Rheinprovinz, im Jahre 1845 von den Provinzialfläinden der Provinz Schles 
fien und der Rheinprovinz. Diefe wiederholten Anträge der Provinzialftände 
Inften um fo mehr auf das Borhandenfein eines dringend gefühlten Bedürfniſſes 
ſchließen, da dieſelben gleichzeitig von Provinzen ausgegangen find, Deren Ins 
tereſſe in Bezug auf Aderbau, Handel und Induftrie häufig als kollidirend bar: 
geflelt wird. Die dem Bereinigten Landtage eingereichten, von Deputirten ber 
Provinzen Brandenburg, Pommern, Preußen, Schlefien ausgegangenen Anträge 
Befunden, daß das Interefie an jener Frage noch fortbauernd in faſt allen Bro: 
vinzen des Staates lebhaft empfunden, daß das Bebürfniß einer Aenderung ber 
beſtehenden Einrichtung für ein ſehr bringendes gehalten wird. 
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Die von den Antragfellern vorgebradhten ober in ber Disfuflon ber UAb⸗ 
tbeilung zum Bortrag gefommenen Gründe, die dem Antrage zur Seite ſtehen, 
find im Mefentlichen folgende: 

Ackerbau, Handel und Gewerbe find mit der fleigenden Kultur des Volles, 
mit der Hohen Ausbildung technifcher Kräfte nnd Bertigfeiten in ben letzten funfs 
zig Jahren zu einer Entwidelung vorgefchritten, von der vergangene Zeiten faum 
eine Ahnung gehabt Haben; bie Production iſt in unglaublihem Maße gefleis 
gert; der Verkehr der Perſonen und Produkte ift duch Dampfichiffe und Wifens 
bahnen unenblich erleichtert; mit der Production find in faft gleihem Maße bie 
Bedürfniſſe der Völker gefliegen, der Krieg ter Waffen iſt zu einem Kriege der 
Induſtrie zwifchen ven induftriellen Nationen ECuropa's geworben, und bie aus⸗ 
gebildeten Berhältniffe haben taufendfache Verzweigungen, bie nur der geübteſte 
Blick zu erkennen und zu fördern vermag. 

In allen europäifchen Staaten find Aderbau, Handel und Induftrie längſt 
als die wichtigften Hebel der National: Defonomie anerfannt. Die Beförberung 
diefer Intereffen bildet eine der hoͤchſten Aufgaben ver Staatsmänner, und in 
den meiften Staaten find an den Gentralftellen der Berwaltung ſelbſiſtaͤndige 
Organe zur Wahrnehmung berfelben angeordiiet. In Preußen find bie in bem 
Boden, dem Handel und der Induftrie liegenden Kräfte zur Hebung des Natios 
nalwohlftandes zum großen Theil noch natürlich und künſtlich gefeflelt. Die 
Entfeflelung derfelben fann nur einer Hand gelingen, welche diefe Quellen des 
Nationalreichthums in allen Iren befonderen Derhältnifien ins Auge faßt, dabei 
von einer praftifchen, fachtundigen Umgebung unterftügt wird und nicht durch 
anderweitige widerftreitende Pflichten gebunden if. Gin ſelbſtſtaͤndiges Handels: 
Minifterium erfcheint für Prengen um fo nüöthiger, da Prengen politifch wie 
fommerziell berufen ift, an der Spiße des großen deutſchen Staatenbundes die 
Intereſſen aller deutfchen Stämme dem Auslande gegenüber zu vertreten. Dur 
den Zollverein find die Intereflen unferes engeren Baterlandes durch die fämmts 
licher BZollvereinssStaaten bedingt; eine unausgefegte Ausgleichung divergiren⸗ 
der Anfichten und Wünſche im Innern, eine unausgefezte Vertretung neu her⸗ 
vortretender oder veränderter Beziehungen zum Auslande iſt bie nothwendige 
Konfequenz diefes Bundes. 


Ein preußifches Handels-Minifterium wird als feine Hauptaufgabe es zu 
betrachten haben, die noch unentwidelten Kräfte des Landes anzuregen und zu 
fördern, den Producten und Manufalten des Landes neue Abfagquellen zu ers 
öffnen, die Bedürfniffe des Ackerbanes, der Induſtrie und des Handels alfer Or⸗ 
ten im Gingelnen zu erforfchen und bie zur Befriedigung berfelben etwa noth⸗ 
wendige Mitwirkungen des Staates zu beantragen und vorzubereiten. Diefes 
Ziel fcheint bei der beftehenden DÖrganifation, wo die Branchen bes Handels: 
Miniſteriums, in verjchiedene Nebenzweige zerfplittert, den Minifterien des Ins 
nern und ber Finanzen zugetheilt fine, durchaus unerreichbar, ja die fee Vers 
folgung deſſelben fcheint mit dem anderweitigen Geſchaͤftskreiſe jener Minifterien 


unperträglih. Gegen diefe Behandlungsweiſe Areitet die hohe Wichtigleit und 
der Umfang der Materie, die in allen ihren Beziehungen nur von einem Manne 
überfchen und feft im Auge gehalten werden fann, ber ihr feine ganze Thätige 
feit widmet. Die volle Thatkraft eines Maunes reicht faum aus, dieſes Gebiet, 
was die Hauptquellen des National⸗Reichthums umfaßt, zu bewältigen, es fors 
dert eine Borbildung, die, nach dem Gauge menfchlicher Entwidelung, die bei 
dem größeren Reichtum an Stuff mehr und mehr der Fachbildung fidh zuneigt, 
aur bei Individuen gefunden merben wird, bie dieſem Zweige ein ganzes Leben 
widmen und gewwidmet haben. Der Finanz-Miniſter hat in feinem Geſchäſts⸗ 
treife die Tinanzquellen des Staates vorzugsweife aus dem Gefichtspunfte bes 
zeitigen Staatsbedürfniſſes aufzufaflen, er hat für den regelmäßigen Unterhalt 
der Staatsverwaltung die Mittel bereit zu halten und bie Verteilung der Steuern 
fo zu bewirfen, daß durch eine gerechte Vertheilung die ſittliche und materielle 
Kraft des Bolfes gehoben werde. Der in feinen einzelnen Bofitionen feilftehende 
Bedarf des Staatshaushaltes muß gebedt werden: hierüber zu wachen, Ausfälle 
unmöglicdy zu machen, die Einnahme moͤglichſt zu fleigern, dies find bie nächflen 
Pflichten des Finanz: Minifiers, welche denfelben oft nöthigen, dem Handel, ber 
Induftrie und den Gewerben nur in foweit Berücfichtigung angebeihen zu lafs 
fen, als viefelben als Mittel zu augenbliclichen finanziellen Zwecken betrachtet 
werben fönnen. Der Handels: Minifter, als folcher, Hat nur eine indirelte Be⸗ 
ziehung zu den Steuern als Staatseinnahme, er hat nicht die augenblicliche 
Ergiebigkeit des Ackerbaues, des Handels und der Induſtrie für die Staatsbe⸗ 
dürfniffe,. fondern den Weg ins Auge zu faflen, auf welchem dieſe drei großen 
Factoren des NutionalreihthHums dauernd gefräftigt und gehoben werben koͤnnen. 
Diefer Weg wird in fehr vielen Fällen, namentlich bei Begründung neuer Ers 
werbözweige, augenblickliche finanzielle Opfer des Staates erfordern, Opfer von 
porüubergeheuder, verhäftnißmäßig geringfügiger Natur, die durch ben erhöhten 
Wohlſtand, durch die dadurch erhöhte Leiftungfähigfeit der Staatsbürger ſich 
raſch wieder ausgleichen und dauernd fichere Stützen der Staatseinnahme vers 
ſchaffen. Aus dem Standpunkte des Handels-Minifters betrachtet, find bie im 
fein Reffort fallenden Steuern vorzugsweife ein Mittel, ven Aderbau, den Hans 
del und die Induftrie des Landes gegen übermächtige Konfurrenz des Auslandes 
zu fchüßen, ihnen einen fletigen Markt zu fichern, und es it nur Nebenfade, 
bag tiefelben zur Staatsfafle beitragen. 

Wem es zweifelhaft fein fünnte, daß die auf induſtriellen Erzeugniſſen laſten⸗ 
den Zölle vorzugsweife zu Gunſten der Induſtrie etablirt find, der bat nur das 
in der Steuer: Öejebgebung vom Jahre 1818 ausgefprochene Prinzip bes Bolls 
ſchutzes zur Beförderung der Induftrie und das von einer anderen Richtung bes 
fürwortete Prinzip der Handelsfreiheit fharf ins Auge zu faſſen. Beide Syſteme 
führen in Bezug auf bie von inbuftriellen Erzeugniſſen der Staatskaſſe zuflies 
Bende Einnahme zu gleichem Refultate, beide thun auf verfchiedenem Wege bie 
Nothwendigkeit dar, von diefen Sinnahmen zu abſtrahiren, um dem Lande die 
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ſchlummern den Krhfte zur Schöhung feines Wohlſtandes zu erichließen. Die Ger 
fammteinnafme aus ben Abgaben auf Induſtrie⸗Erzeugniſſe beträgt im Zollverein 
pro 1845 5796,872 Rtbir., alfo für Preußen p. p. 3,175,000 Rthlr. Die 
Geringfügigfeit diefer Sunme, gegenüber der hohen Bedeutung, bie dieſelbe ins 
direft für die ganze materielle Wohlfahrt der Nation in ſich trägt, beweift, daß 
auf dem Gebiete des Handels der finanzielle Standpunkt nidyt maßgebend fein 
Sonn. Die Uebeltände, die von einer Vereinigung der nothwendig kollidirenden 
Standpunkte, ver Zinanzzölle, als Onellen der Staateeinnahme, und der Inder 
ftriezölte, als Hebel einer nationalen Induſtrie, in einer Hand unzertrennlich ers 
feinen, find zum Nachteile der Induſtrie mehrfady grell bervorgetreten, und 
noch die letztbeſchloſſene Bchöhung des Twiftzolles von 2 auf 3 Kthlr., die ih⸗ 
ver Tendenz nach einen größeren Schuß inländifcher Baummwollenfpinnereien bes 
zweckt, in ber That jedoch blos als eine Steigerung ber Einnahme aus finans 
ziellem Standpunfte anerfannt werbeu Tann, liefert dafür einen neuen Beleg. Es 
liegt fo nahe, daß eine Derwaltung, die die Finanzen des Staates zum Hanpts 
gegenflande hat und haben muß, tiefen Gefichtepunft feithält, daß es gegen die 
Natur der Berhältnifle zu ſtreiten fcheint, wenn dieſelbe zugleich ſich auf einen 
ihr an ſich ganz fremden Standpunft der Beurtheilung flellen foll. 


Ehen fo fer, wie der in ber Natur der Sache liegende Konflikt zwifchen 
ben Binanzzölfen und den Induſtriezoͤllen, eben fo fehr it die Unmöglichkeit, zum 
gleicher Zeit das weite Gebiet des Aderbaues, des Handels und der Induſtrie 
und das ber Staatsfinanzen zu überfehen, practifch hervorgetreten. Befannte 
neuere Greigniffe bieten bafür fchlagende Beweiſe. Daß fle möglich gewefen, 
wenn die Interefien des Handels und der Induſtrie ihr eigenes Organ unter 
den Rathgebern der Krone gehabt, iſt kaum denkbar. Weitere Belege dafür lies 
gen in dem Abſchluſſe faft fämmtlicher Handelstractate niit dem Auslande, bie 
in der Regel gleich nach dem Abfchluffe vom Volke als feinem Intereſſe zuwibers 
lanfend erfannt wurden und nad Ablauf der gefeglichen Friſt gekündigt werben 
mußten. Es wird überflüfftg fein, daran zu erinnern, daß der Beitritt der Norbs 
feetüfle zum Zollverein und in beflen Folge die Annahme eines nationalen Schiff⸗ 
fahzrts⸗Geſetzes bis jetzt gänzlid; ohne Erfolg angeſtrebt worben if. Bin Haupts 
hinderniß dieſes Anſchluſſes if flets in einer mit dem Seeverkehr gänzlich uns 
vereinbaren peinlichen Kontrolle bei der Berfleuerung, in einem bemmenden und 
zeitraubenden Bormenwefen bei ber Abfertigung gefunden worden, was nur durch 
fistalifche Rückfichten motivirt erfcheinen kann. 

In unferem Baterlande werden die Klagen der Induſtrie, fo wie bes Acker⸗ 
Saues, lauter und lauter, und die Anficht ift weit verbreitet, daß diefe Klagen 
gun großem Theile darin begründet find, daß diefe Zweige der Vertretung eines 
Gentral-:Organs ermaugeln, was ihre Interefien ſelbſtſtaͤndig wahrnimmt und bei 
etwaigem Konflidte mit den finanziellen Interefien des Staates nicht unbedingt 
unterliegt. In der Organifation eines Handelsamtes kann dieſes felbfftändige 
Organ nicht erfannt werben. In diefe Inftitution liegt die Anerkennung, aber 
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nicht die Befriedigung des Bedürfniſſes. Das Handelsamt hat eine rein theso⸗ 
retifche Stellung und fann durch die Ginficht feines Chefs und durch die unter 
feinem Borfig flotigefundenen Beratfung das Dafein eines Konflikts zwiſchen 
dem finanziellen und indnftriellen” Stanbpunfte wohl Fonftatiren, es kam aber 
diefen Konflift nicht heben. Die Theorie wird für die National: Interefien erft 
danı fruchtbar, wenn ihr die Praris auf dem Fuße folgt. Dem Bräfiventen des 
Handelsamtes ficht nach $. 3 bes Gefebes vom 7. Juni 1844 eine Teilnahme 
an ber Berwaltung des Handels: und Gewerbeweiens nicht zu, derfelbe if nicht 
Mitglied res Staateminifteriums, fondern hat nur in beflimmten Fällen eine 
beratbende Stimme. An diefer Klivpe ift bis jegt die Wirffamfeit des Handels⸗ 
amtes geſcheitert. Seine Borfchläge haben Feine Ausführung erlangen fünnen, 
weil fie auf eine in den meiften Fällen unüberfleigliche Schraufe, auf die ent 
gegengefeßte Ueberzeugung des Finanz Minifteriums, geflogen find. 

Es wird feiner weiteren Ausführung bedürfen, um die Ueberzeugung zu bes 
gründen, das ein folches ſelbſtſtändiges Nebeneinanderſtehen abweichender Anfich- 
ten, wovon die eine auf eigener Kenntnißnahme von den induftriellen Zuſtänden 
des Landes und auf Mittheilungen und Berathungen von Gewerbeverſtändigen 
beruht uud mit den Wünfchen des Landes im Wefentlichen übereinfiimmt, bie 
andere aber die Auwendung ber praftifchen Handhabe, wodurch eine Anficht erſt 
Leben und Beventung erlangen faun, konfequent verweigert, zu einer fegensvol- 
fen Entwickelung der National: Wohlfahrt nicht führen Tann. 

Ein Handels-Minifterinm erfcheint deshalb geboten, un bie öffentliche Mei⸗ 
nung in Bezug anf die Wahrnehmung der wefentlichten Intereffen des Staates 
zn beruhigen; es fcheint geboten, um ben in lebter Zeit ſchroff hervorgetretenen 
Konflift zwifchen den finanziellen und induftriellen Intereffen des Staates zu 
vernitteln, geboten, um mit fefter Hand tie Haubelspolitif des Zollvereins forts 
zubilden und dem Auslande gegenüber dem Zollvereine diejenige Achtung und 
Bedeutung zu verichaffen, die der wach gewordene Nationalgeift im Bunde mit 
der Volkswirthſchaft fordert; es frheint endlich am dringendſten geboten, um bie 
Einheit herzuftellen und der Zerſplitterung von Gefchäftäzweigen, die ihrem Bes 
fen nach zufammengehören, ein Ende zu machen. Die lesteren Motive naments 
lich find es, die in Preußen ein Miniſterium für Adertau, Handel und Indnſtrie 
wünfchenswerth machen. Die Wechfelwirfung dieſer Thätigkeitsformen iſt überall 
vorhanden; am innigften aber da, wo noch feine Vergangenheit einen dieſer drei 
Zweige auf Koften der beiden anderen künſtlich und treibhausartig emporgetries 
ben hat. Preußen muß, die Lehren der Geſchichte der Nachbarvölfer benutzend, 
biefe drei Hebel des Nationalreichthums gleichzeitig entwideln, und damit feine 
einfeitige Sntwicelung bes einen auf Koften des anderen eintrete, erfcheint -e6 
nothiwendig, daß die Vertretung derſelben einer Haud anvertraut werde. 

Die fechfte Abtheilung trägt, geſtützt auf die Hier entwidelten Motive, 
baranf an: 
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"Su Er. Mejeſtät den König die ehrfurchtsvolle Witte zu richten, die Umwand⸗ 
kung des zur Zeit befichenden Handelsamtes in ein felbfiftändiges Minifierium 
für Aderbau, Handel und Induftrie aAueranadigũ anordnen zu wollen. 

Berlin, den 18. Mai 1847. 
Die ſechſte Abtheilung der Kurie der drei Stände. 
KRenard. von Edle. Dansmann. GSteinbed. 
von Peguilhen⸗Kunzkeim. Michaelis. Meviffen. 
Ref. Mlesifen CAußert nach der Borlefung): Meine Herren! 

Erlauben Ste mir, wenige Worte dem fo eben verlefenen Referate, 

das, nach wieinem Dafächalten, einen Begenftand von ber Höchften 

Bedeutung für das Land behandelt, hinzuzufügen. Die Hauptfrage, 

bie fich bei der Beurtheilung Des zur Verhandlung ftehenden Antra- 

ges aufbrängt, Ift die: Thut uns im Einzelnen eine andere Organi- 
jation der Verwaltung der Handels -Intereffen, thut und im Allge⸗ 
meinen eine größere Gentralifation der Verwaltung Noth? Wenn 

Sie die Motive des Gutachtens erwägen, fo werden Sie diefe Frage 

mit ja beantworten; weit mehr aber noch, wenn Sie die gegenwär⸗ 

tige Lage des Landes, den in allen Provinzen gedrüdten Zuftand ver 

Induſtrie erwägen; ich frage Sie, meine Herren, und bitte Sie, 

ſich felbft zu fragen, ob Preußen in den lebten 7 Jahren in feiner 

fommergiellen und inpuftriellen Entwidelung fo fortgefchritten ift, wie 
es hätte fortfchreiten ſollen. Ich frage Sie: Welche große Reful- 
tate werden dieſe verflofienen 7 Sahre der Zukunft überliefern, mit 
welchen großen unvergeßlichen Ihaten werben fie in das Buch der 

Geſchichte einzutragen fein? Meine Herren! Ich will nicht be- 

haupten, daß Preußen in dieſer Zeit gar nicht fortgefchritten ſei, 

aber ich behaupte, es iſt nicht in der naturgemäßen Progrefiion fort- 
geſchritten, es iſt nicht im gleichem Verhältniß fortgefchritten, wie 
andere Bölfer. Leider fehlen in unferem Staate fo genaue ftatiftifche 

Nachweiſungen über alle Zweige der Staats-Werwaltung und ber 

nationalen Ihätigfeit, wie andere Staaten foldye beſitzen. Es muß 

bei uns noch viel, noch fehr viel gefchehen, um die Statiftif, vie 
vergleichende Finanz Wiffenfchaft, dem Volfe jo zugänglich zu machen, 
wie das im Auslande geichieht. Aber ich bitte, vergleichen Sie Die 
ſtatiſtiſchen Reſultate der auf diefer Bühne fo oft genannten Ränder: 
vergleichen Sie die gewerblichen ZJuftände in Belgien 
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und England mit den unfrigen, Sie werden dort ein ganz anderes 
Steigen der Rational-Wohlfahrt und der Gewerbe entveden, als bei 
und. Freilich giebt es dort, wie hier, ein ftetd ſteigendes Proleta⸗ 
riat; der Unterfchied in dieſer Beziehung liegt nur darin, daß wir ein 
Broletariat des Aderbawes haben, Die genannten Staaten ein Pro⸗ 
letariat der Induſtrie. Welche von beiden Erfcheinungen bie trau⸗ 
rigere fei, mögen Sie beurtheilen, wenn Sie den. Standpunkt Eng- 
lands gegen den Irlands, den. Zuftand des englifchen gegen ven 
des irlänvifchen Arbeiters vergleichen. Man wird dem Antrag auf Er⸗ 
richtung eines felbftftändigen Handeld-Minifteriums vielleicht einwer⸗ 
fen, daß gerade in ber gegenwärtigen Organifation eine heilſame 
Bermittelung divergenter Standpunkte liege, weil faft jede induſtrielle 
Frage zugleich eine Finanzfrage fei und gerade der Herr Finanz- 
Minifter am beiten in der Lage fein müfle, gleichzeitig, beide Stande 
punfte zu beurtheilen, zu ermeflen, inwieweit die Finanzen des Stade 
te8 Opfer zu Gunften der Induſtrie erlauben. Meine Herren! 6 
fiheint mir hierbei wefentlidh darauf anzufommen, welcher der kom⸗ 
binirten Zweige in den Vordergrund geftellt iſt; ich glaube, daß bei 
ber gegenwärtigen Organifation für den Finanz « Minifter die Han- 
dels⸗Intereſſen in der zweiten Linie liegen. Wäre Die Sache umge 
fehrt, wäre das Finanz- Minifterium ein Zweig bes Handels⸗Mini⸗ 
ſteriums, fo würben Die Handels⸗Intereſſen wohl genügende Beach⸗ 
tung finden, aber es ftände dann zu befürchten, daß auf die Bes 
dürfniſſe des Staats aus dem finanziellen Standpunkt nicht Die 
erforderliche Rüdjicht genommen würde. 

Die Ausgleihung, meine Herren, welche in unferem Stante 
dadurch herbeigeführt werben fol, daß heterogene Anterefien, welche 
in anderen Staaten ſich einer felbftftänpdigen Wertretung erfreuen, 
bei und in einer Hand Fombinirt find, dieſe Ausgleichung, die ih 
für nothwendig erachte, findet in anderen Staaten auch flatt, aber 
nicht dadurch, daß man Zweige, die eine felbitftändige Verwaltung 
ihrer hohen Wichtigkeit, ihres großen Umfanges, ihrer großen Spe⸗ 
zialität wegen erfordern, in eine Hand vereinigt, nein, die Ausglei⸗ 
hung der Divergengen. dieſer ſelbſtſtändigen Berwaltungszweige, 
meine Herren, findet dadurch ſtatt, daß alle diefe Adern des Staaia⸗ 
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Organiemus in dem Kopfe eines einzigen Menfchen, in dem Kopfe 


eined Premier-Minifterd organisch zufammenlaufen. In den Ländern, 
wo die Induſtrie am weiteften vorgefchritten ift, hat der Miniſter⸗ 
Praͤſident ſtets ein feftes politifches und ein feftes inpaftrielles Sy⸗ 


Ken, dieſes Syſtem ift dem Gefammt- Minifterium aufgebrüdt, an 


deſſen Spige er ſteht. Heterogene Elemente finden fih nicht an der 
Spige von Minifterien, heterogene Elemente, die dem augenblidlichen 
Syftem widerfprechen, ftehen in der Oppofltion der Kammer. Meine 
Herren! Ich werde mit Freuden den Tag begrüßen, wo wir aud) 
in unferem Lande eine folche Gentralifation, jene Ginheit, vie feit 
dem Tode Hardenberg's fehlt, wieder in unferer Verwaltung erblifs 
fen werden, den Tag, wo nicht mehr, wie es leider feit Jahren 
nur zu oft der Fall gewefen fein mag, ganz heterogene Richtungen 
ich felbſeſtaͤndig an der Spitze verfchievener Verwaltungszweige be- 
fiaden. Ich habe die tiefe Ueberzeugung, daß nur ein Premier-Mi: 
wißer Die nothwendige Ausgleichung zwifchen den einzelnen Departe- 
mente herbeizuführen, den Geſchaͤftsgang überall zu befchleunigen, 
wit einem Adler⸗Blick die taufendfachen fomplizirten Verhältniſſe und 
Interefien des Landes auf einen Schlag zu überfehen vermag. Nur 
auf Diefem Standpunkte ift eine Ausgleichung bivergirender Anfich- 
ten leicht, weil die Grundbaſis, das Syſtem, das zum Wohle des 
Volkes nach reiflichfter Prüfung, in Uebereinftimmung mit den Ver: 
tretern des Volkes und verantwortlid den Wertretern des Volkes 
gegenüber, befolgt werden fol, unerfchütterlich feitfteht, weil bie Ab- 
weichung von biefem Syſtem nur einzelne untergeordnete Momente 
ver Ausfährung, nie aber das Ganze betreffen kann. Der Premier⸗ 
Miniſter hat zu ermeſſen, wie weit der Chef eines jeden einzelnen 
Miniſteriums felbftftändig vorfchreiten darf, chne den Gang, welcher 
ver ganzen Staats-Verwaltung ſtreng vorgezeichnet ift, zu hemmen, 
ohne ſanctionirte Prinzipien zu verlegen. Es wird ihm dies um fo 
leidytee werden, da in der Regel in dieſen Staaten fein fpezieller 
Berwaltungssweig zu feinem Reſſort gehört, da ed eben feine Auf- 
gabe iſt, die ſaͤmmtlichen Verwaltungszweige aus einem generellen 
Standpunkte zu überfehen und zu leiten. Es ſei fern von mir, 
derch meine Bemerfungen über die Mangelhaftigfeit der augenblick⸗ 
14* 
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jich bei und beſtehenden Einrichtungen irgendwie den Perſtelichkeiten 
weiche augenblicklich an der Spite unſerer verſchiedenen Departe⸗ 
ments ſtehen, zu nahe treten zu wollen. Das Uebel liegt meiner 
Weberzeugung nach nicht in den Perfonen; wir -werben vielmehr bei 
PBerfonen einräumen fönnen, daß fie, was fie auf. ihrem vereinzelten 
Standpunkte zum Beften des Landes für dienlich erachten, redlich 
ind Werk zu feßen bemüht find. Das Uebel Hegt, mie ich glaube, 
tiefer, e8 liegt bei und in dem Organismus der Central⸗Behörden, 
es liegt in dem Mangel an Einheit, in dem Mangel der fonfequens 
fen Durchführung eined großen Prinzips. Wir haben im. unferem 
Staate gegenwärtig ſechs felöftfländige Departements für bie Finan⸗ 
zen des Staates, wir haben ein Departement für die Sitaatoſchul⸗ 
den, eines für bie Bank, eines für die Scehandlung, eines fiir bie 
Poſt, eines für den Schatz, eines für die Domainen. Während 
wir an der einen Seite in biefe fechs -verfchienenen Departements, 
die ein Ganzes bilden, Die nothwendig zufammen gehören, die ger 
nicht zu trennenden Zweige der Yinanz-Verwaltung getheilt und zen 
fplittert finden, finden wir an der anberen Seite, daß die fo ehe 
wichtigen Interefien des Handels-Minifteriums ſich gar Feiner jelbfl- 
ftändigen Vertretung erfreuen, fondern vielmehr als untergeordnete 
Kebenzweige dem Finanz-Minifterium und dem Miniſterium des In⸗ 
nern zugetheilt find. Uns fehlt alfo die. Einheit des feinem Weſen 
nach Zufammengehörigen in den einzelnen Departements, uns fehlt 
für das Ganze ein Premier- Minifter, der die getrennten ſelbſtfän—⸗ 
digen Organismen zu einer höhern Einheit ſegensvoll verbindet, da⸗ 
mit aus einem Centrum hinaus die Staateverwaltung durch ihre 
organische Thätigfeit Alle Poren des Staatslebens durchdtinge, bes 
febe und befruchte. Auf dieſer Einheit beruht die Größe, wie 
Macht und das Wohl des Staates. Ich halte dafür, daß der un⸗ 
heilvollen Zerfplitterung ein Ende gemacht werben muß, wem wie 
aus jener mechanifch künſtlich geglieverten Verwaltungs⸗Maſchine, 
die für unfere Zuſtände nicht länger ausreicht, die ihr Werk Der 
mechanifchen Leitung und Bevormundung nur zu lange vollbracht hat, 
hinauskommen, wenn wir zu jener freieren Bewegung, jener groß 
arligen Stantslenfuug, wenn wir zu dem Standpunkte . gelungen 
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wollen, den unſere Intelligenz wie unſere ausgebildeteren Verhaͤlt⸗ 
niſſe gebieieriſch erheiſchen; zu jenem Standpunkte, weicher Preußen 
zu einer: Stufe erheben ſoll, auf der andere vorgeſchrittene Völker in 
yolitifcher, wie induſtrieller Beziehung uns vorausgeeilt find, auf der 
fie heute ſchon ftehen. 

Cine Stimme: Darf ich mir vielleicht nom Blake aus eine 
kurze Bemerkung : erlauben ? 

andtags·Marſchall: Wenn es eine perfönliche Bemerkung ift; 
im auderen Fall kann ich das Wort nicht geftatten. 

Abg. von Eynern: Meine Herren, ich gevdenfe mich in dieſer 
Sache kurz zu fallen. Die Sache, meine ich, redet für fich felbft, 
und es wird daher nicht nothwendig fein, viel für viefelbe zu fpre- 
chen. Ich pflichte allen den Gründen des Gurachtens vollftändig bei 
wand meine, den Antrag nur infofern befräftigen zu müflen, daß ich 
die Erklaͤrnng abgebe, daß die Verwirklichung deſſelben in den Stäb- 
ten und Gegenden des bergiſchen Landes, wo die vielfältigfte In⸗ 
duftrie befteht, große Freude bervorbringen und ungetheilten Anklang 
finden wird. Die Errichtung des Handelsamtes ift im Wupperthale 
mit großer Genugthuung aufgenommen worden; die Handelskammer 
von Glberfeld und Barmen ſprach dies in ihrem Berichte von 1844 
ans, indem des Königs Majeftät durch dieſe Verordnung die Roth- 
wenbigfeit anerfannt habe, daß bei der Verwaltimg des Handels⸗ 
und Gewerbeweiens ein anberer und mehr praftiicher Weg, ald der 
bisher verfolgte, einzuſchlagen fei, wodurch fich die Ausficht eröffne, 
die Wunſche ver Kammer, mehr als es bisher gefchehen, in naher 
Zukunft berädiichtigt zu fehen. Der Mann, den das Vertrauen 
des Könige an die Spitze des Handelsamtes berufen bat, hat in 
feiner 3 jaͤhrigen Wirkſamkeit auch das Vertrauen des Handelsſtan⸗ 
des unſerer Provinz in vollſtem Maaße erworben. Die Handels⸗ 
kammer von Elberfeld und Barmen ſagte ſchon in ihrem Berichte 
von 1845 darüber: WVon Seiten des Königlichen Handelsamtes 
find in der Kammer im Jahre 1845 folgende Gegenftände zur Bes 
onilnıng vorgelegt (die ich: bier übergehe), und haben wir aus der 
Art und Weihe der Behaublung diefer zum Thell für Handel und 
Induſtrie Sehe wichtigen Gegenſtaͤnde bie einſichtsvolle und erhöhte 
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Thaätigkeit dieſer Behörde mit beſonderer Frende wahrgenommen. 
Wir halten uns überzeugt, daß dieſer Thätigkeit von unſeren übri⸗ 
gen hohen Staats⸗Behörden diejenige Unterſtützung zu Theil werden 
wird, welche nothwendig iſt, um derſelben einen günſtigen Erfolg zu 
ſichern.“ 

Inwieweit dieſe günſtigen Erfolge erreicht ſind, darüber ent⸗ 
halte ich mich hier aller Urtheile; dem Anſcheine nach, iſt aber den 
Anſichten des Handelsamts nicht das erwünſchte Maaß von Aner⸗ 
kennung und Geltung zu Theil geworden. Es wird vielfach ge⸗ 
glaubt, daß gerade die Unterorbnung deſſelben unter die Finanzen, 
die fomit beſchränkte Stellung des Handelsamtes, daran. wohl Schuld 
fei, überhaupt daß die Konzentrirung zu vieler wichtigen Aemter in 
einer anerkannt noch fo tüchtigen und gervandten Hand, ben Inte 
tefien des Handeld und der Verwaltung felbft nicht förderlich fein 
könne. Man hofft und wünſcht daher für Handel und Induſtrie 
eine ſelbſtſtändige und vollgültige Bertretung, und ſchließe io 
mich and voller Ueberzeugung dem Antrage an. 

Eine Stimme (vom Platze): Ich trage auf Abſtimmung an, 
da mir der Gegenftand erſchöpft fcheint. 

Sandtags - Marfhal: Ic kann nicht finden, Daß der Gegen- 
ſtand bereits erichöpft fei. 

Abg. Piergerdt: Meine Herren! Dem gediegenen Gutachten 
der Adtheilung, womit ich mich vollfommen einverſtanden . erfiäre, 
habe ich nur wenige Worte von dem Standpunfte meiner gefammel- 
ten Erfahrungen hinzuzuſetzen. Meine Inpuftrie, meine Herren, be 
darf feines Schutzzolles, im Gegentheil ift dieſelbe fo geftellt, duß ich mich 
hauptfächlid, im Auslande bewege. Sc habe Zeiten ‚gehabt, meine 
Herren, wo mein Wirkungsfreis bald in Frankreich, England, Rußland, 
bald in Spanien .und Portugal war, überall aber habe ich gef 
den, daß durch Verbote oder dem Berbote gleiche Abgaben ich mein 
Geſchaäͤft nicht der Entwickelung entgegenführen Fonnte, wie es fonft 
der Gall geweien wäre. 

Ich bin weit entfernt, unferer Verwaltung zumuthen zu 1 wollen, 
fih in die inneren Angelegenheiten fremder Länder zu mifchen, wie 
es von Seiten Englands zuweilen gefchieht, wonon uns Die Note 
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des Lord Aberdeen, die mus ned in gutem Andenken ift, überzeugt 
Hat. Dagegen glaube ich wohl, meine Herren, die Behamptung auf- 
ſtellen zu dürfen, dag, wenn von unferer Seite fräftige Maßregeln 
ergriffen worden wären, wenn wir zu Repreflalien übergegangen 
wären, wir dann. ein: Recipeozitäts - Berhäliuig herbeigeführt haben 
würben. Died, meine Herren, ift leiver wicht gefchehen. Es wäre 
vieleicht wohl gefchehen, wenn wir.einen Handel -Minifter gehabt 
hätten, ver fich dieſer Angelegenheit Fräftig angenommen hätte, ber 
bie ‚Zeit gehabt hätte, ſich in ben Yabrif- Diftriften umgufehen und 
gründliche Erfundigung einzuziehen, was feit 20 Jahren in unferen 
theinifchen Fabrik⸗Diſtrikten nicht gefchehen ift. Ich glaube, meine 
Herren, dag perfünlicde Anfchauung über materielle Berhälmiffe ein 
ganz anderes Bild giebt, wie der todte Buchſtabe der Alten. Seit 
30 Jahren, meine Herven, hat ver Kampf mit den Waffen aufge- 
höet, der materielle Kampf bet dagegen begonnen. Diefer Kampf 
wird aber mit ungleichen Waffen geführt, und felbft vie größte 
Anodaner muß dabei:unterliegen. Wir find friebliebende Soldaten, 
wozu ich mitgehöre; aber wir bedürfen eines Chefs eben fo, wie 
bie Armee eines Kriegsminifters bedarf. Wenn dieſe unfere Wünſche 
ia Erſüllung gehen, werben unfere Verhältnifie eine ganz andere 
Geftattung befommen, werden wir und nicht mehr Verlegungen ges 
fallen laſſen müffen, wie es uns im der letzten Zeit von Holland in 
Betreff des Bertrages mit Belgien gefchehen it. Diefer Vertrag, 
meine Herren, verlegt bie materiellen. Intereſſen in einer Weiſe, daß 
es unbegreiflich ift, wie der Zollverein fi fo lange hat paſſiv vers 
halten können, um ſo unbegreiflicher, pa Hollands Wohlſtand haupts 
ſaͤchlich von dem Abſatze der Kolonialwaaren in den Zollnereins- 
Staaten abhängt. Wenn ein Feiner Staat, der nidyt mehr ald 5 
ber Bevölkerung des Zollvereins bat, fich fo viel erlauben darf, 
uns haben wir dann von größeren Staaten zu erwarten? Died 
find die Müdfichten, die mich veranlaßt haben, mid) für ven Antrag 
auszufprechen. | . 

Abg. Merkenrs. Meine Herren! Ic habe nicht erwarten 
fönnen, daß bei Gelegenheit des Ausprudes des Wunfches eines 
Handeldminifteriums in die Sache tiefer eingegangen werben würd⸗ 
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unverteiglih. Gegen dieſe Behandlungsweiſe ſtreitet die Hohe Wichtigkeit und 
der Umfang der Materie, die in allen ihren Beziehungen nur von einem Manne 
überfehen und feſt im Auge gehalten werben kann, ber ihr feine ganze Thaͤtig⸗ 
feit widmet. Die volle Thatkraft eines Maunes reicht kaum aus, dieſes Gebiet, 
was die Hauptquellen des National⸗Reichthums umfaßt, zu bewältigen, es for⸗ 
dert eine Vorbildung, die, nach dem Gauge menfchlicher Entwidelung, die bei 
dem größeren Reichthum an Stoff mehr und mehr der Fachbildung ſich zuneigt, 
aur bei Individuen gefunden werden wird, bie biefem Zweige ein ganzes Leben 
widmen und gewidmet haben. Der Finanzs Minifter hat in feinem Geſchäfts⸗ 
freife die Finanzquellen des Staates vorzugsweife aus dem Geſichtspunkte bes 
zeitigen Staatsbedürfniſſes aufzufaflen, er hat für den regelmäßigen Unterhaft 
der Stantsperwaltung die Mittel bereit zu halten und die Bertheilung der Steueru 
fo zu bewirken, daß durch eine gerechte Vertheilung die ſittliche uud materielle 
Kraft des Volfes gehoben werde. Der in feinen einzelnen Bofitionen feſtſtehende 
Bedarf des Staatshaushaltes muß gedeckt werden: hierüber zu wachen, Ausfälle 
unmöglic, zu machen, die Einnahme möglihft zu fleigern, dies find die nächflen 
Pflichten des Finanz: Minifters, welche denfelben oft nöthigen, dem Handel, der 
Induſtrie und den Gewerben nur in foweit Berückſichtigung angebeigen zu lafs 
fen, als diefelben als Mittel zu augenblichlichen finanziellen Zweden betrachtet 
werben können. Der Handels-Minifter, als folcher, hat nur eine indirelte Be; 
ziehung zu den Steuern als Staatseinnahme, er hat nicht die augenblidliche 
Ergiebigkeit des Ackerbaues, des Handels und der JInduſtrie für die Staatsbe- 
dürfniffe, fondern den Weg ins Auge zu faflen, auf welchem dieſe drei großen 
Factoren des Nutionalreichthbums dauernd gefräftigt und gehoben werben Finnen. 
Diefer Weg wird in ſehr vielen Fällen, namentlich bei Begründung neuer Er⸗ 
werböjweige, augenblicliche finanzielle Opfer des Staates erfordern, Opfer von 
vorübergehender, verhältnißmäßig geringfügiger Natur, die durch ten erhöhten 
Wohlſtand, dur die dadurch erhöhte Leiftungfähigfeit der Staatsbürger ſich 
raſch wieder ausgleichen und dauernd fichere Stuben der Staatseinnahme vers 
fchaffen. Aus dem Staudpunfte des Handels:Miniftere betrachtet, find bie in 
fein Reflort fallenden Steuern vorzugsweife ein Mittel, den Aderbau, den Hans 
del und die Induſtrie des Landes gegen übermächtige Konkurrenz des Auslanbes 
zu ſchützen, ihnen einen ſtetigen Markt zu fichern, und es it nur Nebenſache, 
daß diefelben zur Etaatsfafle beitragen. 

Men es zweifelhaft fein fünnte, daß die auf induftriellen Erzengniſſen laſten⸗ 
den Zölle vorzugsweife zu Gunſten der Induſtrie etablirt find, der hat nur das 
in der Steuer: Gefeßgebung vom Jahre 1818 ausgefprochene Prinzip bes Bolls 
ſchutzes zur Beförderung der Induſtrie und bas von einer anderen Richtung Bes 
fürwortete Prinzip der Handelsfreiheit fcharf ind Auge zu faflen. Beide Syfleme 
führen in Bezug auf die von inbuftriellen Grzengniſſen ber Staatskaſſe zuflies 
Bende Einnahme zu gleichem Refultate, beide thun auf verfchiedenem Wege bie 
Nothwendigkeit dar, von biefen Ginnahmen zu abſtrahiren, um bem Lande bie 
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ſchlummernden Kräfte zur Erhoͤhung feines Wohlftandes zu erfchließen. Die Ger 
fammteinnahme aus den Abgaben auf Induſtrie⸗Erzeugniſſe beiträgt im Zollverein 
pro 1843 5796,872 Rtbhir., alfo für Breußen p. p. 3,175,000 Rtälr. Die 
Geringfügigfeit diefer Sunıme, gegenuber der hohen Bedeutung, die dieſelbe ins 
bireft für die ganze materielle Wohlfahrt der Nation in ſich trägt, beweilt, daß 
auf dem Gebiete des Handels der finanzielle Stanppunkt nicht maßgebend fein 
faun. Die Uebelflände, die von einer Bereinigung der nothwendig Follidirenden 
Standpunkte, der Binanzzölle, als Quellen der Staateeinnahme, und der Indie 
ſtriezoͤlle, als Hebel einer nationalen Induſtrie, in einer Hand ungertrennlich ers 
fheinen, find zum Nachtheile der Induſtrie mehrfad) grell Hervorgetreten, und 
noch die letztbeſchloſſene Echöhung des Twiſtzolles von 2 auf 3 Mthlr., die ib 
ver Tendenz nach einen größeren Schuß inländifcher Baummollenfpinzereien des 
zwedt, in der That jeboch blos als eine Steigerung der Einnahme aus finans 
ziellem Stanppunfte anerfannt werden fann, liefert dafür einen neuen Beleg. Es 
liegt fo nahe, daß eine Verwaltung, die bie Finanzen des Staates zum Haupts 
gegenflande hat und haben muß, tiefen Geſichtspunkt feithält, daß es gegen die 
Natur der Berhältnifie zu ftreiten fcheint, wenn diefelbe zugleich fi auf einen 
ihr an fich ganz fremden Standpunkt der Beurtheilung ſtellen foll. 


Eben fo ſehr, wie der in ber Natur der Sache liegende Konflidt zwifchen 
den Finanzzöllen und den Induſtriezoͤllen, eben fo fehr iſt die Unmöglichkeit, zu 
gleicher Zeit das weite Gebiet des Aderbaues, des Handeld und der Induſtrie 
und das der Staatsfinanzen zu überfehen, practiich hervorgetreten. Bekannte 
neuere Greigniffe bieten dafür ſchlagende Beweiſe. Daß fie möglich geivrfen, 
wenn die Intereſſen des Handels und der Induſtrie ihr eigenes Organ unter 
ven KRathgebern der Krone gehabt, iſt kaum denkbar. Weitere Belege dafür lies 
gen in dem Abfchluffe fait fünmtlicher Handelstractate mit dem Auslande, bie 
in der Regel gleich nach dem Abſchluſſe vom Volke als feinem Interefie zumiders 
Ianfend erfannt wurden und nad Ablauf der gefeglichen Friſt gefiindigt werden 
mußten. Es wird überflüffig fein, daran zu erinnern, daß der Beitritt der Norbs 
feefüfte zum Zollverein und in beflen Bolge die Aunahme eines nationalen Schiff⸗ 
fahrts⸗Geſetzes bis jetzt gänzlid, ohne Erfolg angeitrebt worben if. Ein Haupts 
hinderniß diefes Anſchluſſes if ftets in einer mit dem Seeverkehr gänzlich uns 
vereinbaren peinlichen Kontrolle bei der Berfteuerung, in einem hemmenden und 
zeitraubenden Formenweſen bei der Abfertigung gefunden worden, was nur durch 
ſtokaliſche Rückſichten motivirt erfcheinen Tann. 

In unferem Baterlande werden bie Klagen der Induſtrie, fo wie des Acker⸗ 
Kanes, lauter und lauter, und die Anficht ift weit verbreitet, daß diefe Klagen 
gun großem Theile darin begründet find, daß dieſe Zweige der Vertretung eines 
Eentral:Organs ermangeln, was ihre Interefien jelbfiftändig wahrnimmt und bei 
etwaigem Konflidtte mit den finanziellen Intereſſen des Staates nicht unbedingt 
unterliegt. In der Organifation eines Handeldamtes Tann dieſes felbfftännige 
Organ nit erfannt werben. In biefe Inflitution liegt die Anerkennung, aber 
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nicht die Befriedigung des Bedürfniſſes. Das Handelsamt hat eine rein thee⸗ 
retiſche Stellung und kann durch die Ginficht feines Chefs und durch die unter 
feinem Borfig flattgefundenen Berathung das Dafein eines Konflikts zwiſchen 
dem finanziellen und induftriellen” Standpunkte wohl fonftatiren, e8 kann aber 
diefen Konflift nicht heben. Die Theorie wird für die National: Intereffen erſt 
dann fruchtbar, wenn ihr die Praris auf dem Fuße folgt. Dem Präfiventen des 
Handelsamtes ſteht nach $. 3 des Geſetzes vom 7. Juni 1844 eine Theilnahme 
an der Verwaltung des Handels: und Gewerbewefens nicht zu, derfelbe if nicht 
Mitglied res Staateminifteriums, fondern hat nur in beflimmten Fällen eine 
Berathende Stimme, An diefer Klivpe ift bis jest die Wirkjamfeit des Handels⸗ 
amtes gefcheitert. Seine Borfchläge haben Feine Ausführung erlangen fünnen, 
weil fie auf eine in den meiften Fällen unüberfteigliche Schranfe, auf die ents 
gegengefeßte Meberzeugung des Finanz-Minifteriums, geftoßen find. 

Es wird feiner weiteren Ausführung bedürfen, um die Meberzeugung zu be- 
gründen, das ein folches felbitfländiges Nebeneinanderſtehen abweichender Anfich- 
ten, wovon die eine auf eigener Kenntnißnahme von den induſtriellen Zuſtänden 
des Landes und auf Mittheilungen und Berathungen von Gewerbeverftändigen 
beruht und mit den Wünfchen des Landes im Wefentlichen übereinflimmt, bie 
andere aber die Anwendung der praftifchen Handhabe, wodurch eine Anſicht erſt 
Leben und Bedeutung erlangen kann, konſequent verweigert, zu einer fegensvol- 
fen Entwickelung der National: Wohlfahrt nicht führen Tann. 

Ein Handels-Minifterium erfcheint deshalb geboten, um die öffentliche Mei⸗ 
nung in Bezug auf die Wahrnehmung der weſentlichſten Intereffen des Staates 
zu beruhigen; es fcheint geboten, um ben in leßter Zeit fchroff hervorgetretenen 
Konflift zwifchen den finanziellen und induftriellen Iuterefien des Staates zu 
vermitteln, geboten, um mit fefter Hand tie Haudelsypolitif des Zollvereins fort: 
zubilven und dem Auslande gegenüber dem Zoflvereine diejenige Achtung und 
Bedeutung zit verfchaffen, die der wach gewordene Nativnalgeift im Bunde mit 
ber Bolfswirthfchaft fordert; es frheint endlih am dringendſten geboten, um bie 
Einheit herzuftellen und der Zerfplitterung von Befchäftszweigen, bie ihrem We⸗ 
fen nach zufanmengehören, ein Ende zu machen, Die letzteren Motive naments 
Tich find es, die in Preußen ein Minifterium für Aderfau, Handel und Induſtrie 
wünfchenswerth machen, Die Wechfelwirfung dieſer Thätigkeitsformen iſt überall 
vorhanden; am innigfien aber da, wo noch feine Bergangenheit einen diefer Drei 
Zweige auf Koflen der beiden anderen künſtlich und treibhausartig emporgetrie⸗ 
ben hat. Preußen muß, die Lehren der Geſchichte der Nachbarvoͤlker benutzend, 
diefe drei Hebel des Nationalreihthums gleichzeitig entwideln, und bamit Feine 
einfeitige Entwidelung des einen auf Koften des auderen eintrete, erfcheint -e6 
nothiwendig, daß die Vertretung derfelben einer Hand anvertraut werde. 

Die ſechſte Abtheilung trägt, geſtützt auf die bier entwidelten Motive, 
baranf an: 
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Ha Sr. Majeftät ven Koͤnig Die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, die Umwanb⸗ 
lurg des zur Zeit beſtehenden Haudelsamtes in ein ſelbſtſtäändiges Miniſterium 
für Ackerbau, Haudel und Induſtrie Aleranadien anordnen zu wollen. 

Berlin, den 18. Mai 1847. 
Die ſechſte Abtheilung der Kurie ber drei Stände. 
Kenard. von Eile. Dansmann. Steinbeck. 
von Pegnilhen⸗Kunzkeim. Michaelis. Meviffen. 
Ref. Meviſſen (Außert nach der Vorlefung): Meine Herren! 

Erlauben Ste mir, wenige Worte dem fo eben verlefenen Referate, 

vas, nach meinem Daftichalten, einen Gegenſtand von ber Böchften 

Bedeutung für das Land behandelt, hinzuzufügen. Die Haupifrage, 

die ſich bei der Beurtheilung des zur Verhandlung ftehenden Antra- 

ges aufbrängt, iſt die: Thut uns im Einzelnen eine andere Organi- 
fation der Verwaltung der Handels» Intereffen, thut und im Allge⸗ 
meinen eine größere Gentralifation der Verwaltung Noth? Wenn 

Sie die Motive des Gutachtens erwägen, fo werden Sie diefe Frage 

mit ja beantworten; weit mehr aber noch, wenn Sie die gegemwär- 

tige Lage des Landes, den in allen Provinzen gedrückten Zuftand der 

Induſtrie erwägen; ich frage Sie, meine Herren, und bitte Sie, 

ſich felbft zu fragen, ob Preußen in den Iehten 7 Jahren in feiner 

fommerziellen und induftriellen Entwidelung fo fortgefchritten ift, wie 
ed hätte fortichreiten follen. Ich frage Sie: Welche große Reful- 
tate werben dieſe verflofienen 7 Jahre der Zukunft überliefern, mit 
welchen großen unvergeßlichen Thaten werben fle in das Buch der 

Geſchichte einzutragen fein? Meine Herren! Ich will nicht be- 

haupten, daß Preußen in dieſer Zeit gar nicht fortgefchritten fei, 

aber ich behaupte, es iſt nicht in der naturgemäßen PBrogrefiion fort- 
defehritten, es iſt nicht in gleichem Verhältniß fortgefchritten, wie 
andere Bölfer. Leider fehlen in unferem Staate fo genaue ftatiftifche 

Rachweilungen über alle Zweige der Staats-Perwaltung und der 

nationalen Thaͤtigkeit wie andere Staaten ſolche befiten. Es muß 

bei uns noch viel, noch fehr viel gefchehen, um die Statiftif, vie 

vergleichende Finanz-Wiffenfchaft, dem Wolfe fo zugänglich zu machen, 

wie das im Auslande gefchieht. Aber ich bitte, vergleichen Sie bie 

ſtatiſtiſchen Refultate ver auf diefer Bühne fo oft genannten Länder; 

vergue hen Sie die gewerblichen Zuſtände in Belgien, Frankreich 
14 
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und England mit den unfeigen, Sie. werben dort ein ganz «anderes 
Steigen der National- Wohlfahrt und der Gewerbe entveden, als bei 
und. Freilich giebt ed dort, wie hier, ein ftet3 ſteigendes ‘Proleta- 
riat; der Unterfchied in dieſer Beziehung liegt nur darin, daß wir ein 
Broletariat des Aderbaues haben, die genannten Staaten ein Pro- 
letariat der Induſtrie. Welche von. beiden Ericheinungen bie trau⸗ 
rigere fei, mögen Sie beurtheilen, wenn Sie den. Standpunkt Eng⸗ 
lands gegen den Irlands, den, Zuftand des englifchen gegen den 
des irländifchen Arbeiter vergleichen. Man wird dem Antrag auf Er⸗ 
richtung eines felbftftändigen Handels-Minifterinms vielleicht einwer⸗ 
fen, daß gerade in der gegenwärtigen Organifation eine heilſame 
Vermittelung bivergenter Standpunkte liege, weil faft jede induſtrielle 
Frage zugleich eine Finanzfrage fei und gerade der Herr Finanz⸗ 
Minifter am beften in der Lage fein müfle, gleichzeitig. beide Stande 
punkte zu beurtheilen, zu ermeſſen, inwieweit die Zinanzen Des Stad« 
tes Opfer zu Gunften der Induſtrie erlauben. Meine ‚Herren! Ge 
jiheint mir hierbei wefentlid darauf anzufommen, welcher ver kom⸗ 
binirten Zweige in den Vordergrund geftellt ift; ich glaube, daß bei 
ber gegenwärtigen Organifation für den Finanz» Minifter die Han- 
dels⸗Intereſſen in der zweiten Linie liegen... Wäre die Sache umge- 
fehrt, wäre das Finanz Minifterium ein Zweig bes Handels⸗Mini⸗ 
feriums, fo würden die Handels⸗Intereſſen wohl genügende Beach⸗ 
tung finden, aber es fände dann zu befürchten, daß auf die Bes 
dürfnifje ded Staats aus dem finanziellen Standpunkt nicht Die 
erforberlihe Rüdficht genommen würde. 

Die Ausgleihung, meine Herren, weldye in unferem Stante 
dadurch herbeigeführt werden ſoll, daß heterogene Intereſſen, welche 
in anderen Staaten ſich einer felbftftändigen Vertretung erfreuen, 
bei und in einer Hand fombinirt find, dieſe Ausgleichung, die ich 
für nothwendig erachte, findet in anderen Staaten auch fiatt, aber 
nicht dadurch, daß ınan Zweige, bie eine felbftftändige Berwaltung 
ihrer hohen Wichtigkeit, ihres großen Umfanges, ihrer großen Spe⸗ 
zialität wegen erfordern, in eine Hand vereinigt, nein, die Ausglei⸗ 
dung der Divergenzen. dieſer ſelbſtſtändigen Berwaltungsgweige, 
meine Herren, findet dadurch ftatt, daß alle diefe Adern des Siaais« 
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DOrganiömus in dem Kopfe eines einzigen Menfchen, in dem Kopfe 
eines Premier⸗Miniſters organifch zufammenlaufen. In den Ländern, 
wo die Induſtrie am weiteften vorgefchritten ift, hat der Minifter- 
Praͤſident ſtets ein feftes politifches und ein feftes induſtrielles Sy⸗ 
ſtem, dieſes Syſtem ift dem Gefammt- Minifterium aufgerrüdt, an 
been Spipe er ſteht. Heterogene Elemente finden fich nicht an der 
Spige von Minifterien, heterogene Elemente, die dem augenblidlichen 
Syſtem widerfprecdyen, ftehen in der Oppofition der Kammer. Meine 
Herren! Ich werde mit ‚Freuden den Tag begrüßen, wo wir auch 
in unferem Lande sine ſolche Gentralifation, jene Einheit, die feit 
dem Tode Harbenberg’s fehlt, wieder in unferer Verwaltung erblifs 
fen werden, den Tag, wo nicht mehr, wie es leider feit Jahren 
nur zu oft der Fall gewefen fein mag, ganz heterogene Richtungen 
Sch ſelbſiſtaͤudig am der Spitze verfchienener Berwaltungszweige be- 
finden. Ich babe die tiefe Ueberzeugung, daß nur ein Premier-Mi- 
niſter Die nochwendige Ausgleichung zwiſchen ben einzelnen Departes 
ments herbeizuführen, den Geſchäftsgang überall zu befchleunigen, 
mit einem Adler-Blid die taufendfachen fomplizirten Verhältniſſe und 
Interefien des Landes auf einen Schlag zu überfehen vermag. Nur 
auf Diefem Standpunkte ift eine Ausgleichung divergirender Anſich⸗ 
ten keicht, weil die Grundbaſis, das Syftem, das zum Wohle des 
Volkes nach reiflichfter Prüfung, in Webereinftimmung mit den Ber: 
tretern des Bolfes und verantwortlich den Bertretern des Volkes 
gegenüber, befolgt werben fol, unerfchütterlich feitfteht, weil die Ab- 
weichung von diefem Syſtem nur einzelne untergeorpnete Momente 
der Ausfährung, nie aber das Ganze betreffen kann. Der Premier: 
Binifter hat zu ermeſſen, wie weit der Chef eines jeden einzelnen 
Miniſteriums felbftftändig vorfchreiten darf, chne den Gang, weldyer 
der ganzen Staats⸗Verwaltung ftreng vorgezeichnet ift, zu hemmen, 
ohne fanctionirte Prinzipien zu verlegen. Es wird ihm dies um fo 
leichter werden, da in der Regel in dieſen Staaten fein fpezieller 
Berwaltungszweig zu feinem Reflort gehört, da es eben feine Auf- 
gabe iſt, die ſaͤmmtlichen Verwaltungszweige aus einem generellen 
Standpunkte zu überfehen und zu leiten. Es fei fern von mir, 
weich meine Bemerfungen über die Mangelbaftigfeit der augenblid- 
14* 
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jich bei und beſtehenden Einrichtungen irgendwie den Perſtelichkeiten 
welche augenblicklich an der Spitze unferer verſchiedenen Departe⸗ 
ments ſtehen, zu nahe treten zu: wollen. Das Uebel liegt meiner 
Ueberzeugung nach nicht in ben Perfonen; wir werben vielmehr dem 
Perfonen einräumen können, daß fie, was fie af. ihrem vereinzelten 
Stanppunfte zum Beten des Landes für dienlich erachten, redlich 
ins Werk zu ſetzen bemüht find. Das Viebel Hegt, wie ich glaube, 
tiefer, e8 liegt bei und in dem Organismus der Gentral-Behörben, 
es liegt in dem Mangel an Einheit, in dem Mangel der konſequen⸗ 
fen Durchführung eines großen Prinzips. Wir haben im unferem 
Staate gegenwärtig ſechs felbftfländige Departements für vie Finan⸗ 
zen des Staates, wir haben ein Departement für die Staatoſchul⸗ 
den, eines für die Bank, eines für Die Scehandlung, eines fire bie 
Boft, eines für den Schaß, eines für die Domainen. Währenk 
wir an der einen Seite in Diele ſechs -verfchiedenen Departements; 
die ein Ganzes bilden, Die nothwendig zufammen gehören, bie ger 
nicht zu trennenden Zweige der Finanz⸗Verwaltung getheilt und zer⸗ 
fplittert finden, finden wir an der anderen Seite, daß die fo fehle 
wichtigen Interefien des Handels-Minifteriumsd ſich gar feiner felbfl- 
ftändigen Vertretung erfreuen, fondern vielmehr als untergeordnete 
Mebenzweige dem Finanz-Minifterium und dem Minifterilum bes In⸗ 
nern zugetheilt find. Uns fehlt aljo die. Einheit des feinem Weſen 
nach Zufammengehörigen in den einzelnen Departentenis, uns fehlt 
für dad Ganze ein Premier-Minifter, der die getrennten ſelbſtftän⸗ 
digen Organismen zu einer höhern Einheit fegensvoll verbindet, da⸗ 
mit aus einem Centrum hinaus die Staatsverwaltung durch ihre 
srganifche Thätigkeit alle Poren des Staatslebend durchbringe, bes 
febe und befruchte. Auf diefer Einheit beruht die Größe, We 
Macht und das Wohl des Staated. Ich halte dafür, daß der un⸗ 
heilooflen Zerfplitterung ein Ende gemacht werben muß, wenn wie 
aus jener mechanifch künſtlich geglienerten Verwaltungs Meafchiue, 
die für unfere Zuftände nicht länger ausreicht, die ihe Werk bir 
mechanifchen Leitung und Bevormundung nur zu lange vollbracht bat, 
hinausfommen, wenn wir zu jener freieren Bewegung, jener groß 
arligen Stantslenfuug, wenn wir zu bem Standpunkte gelangen 
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wollen, den unſere Intelligenz wie unſere ausgebildeteren Merhäft- 
niſſe gebieteriſch erheiſchen; zu jenem Standpunkte, welcher Preußen 
mm einer: Stufe erheben fell, auf der andere vorgeſchrittene Völker in 
politifcher, wie induſtrieller Beziehung und vorausgeeilt find, auf Der 
fie heute ſchon ftehen. 

Cine Stiume: Darf ih mir vielleicht yon Platze ‚aus eine 
Barze Bemerkung erlauben? 

andtago · Mathe: Weun es. eine pesfönliche Bemerkung ift; 
im anderen Fall kann ich das Wort nicht geftatten. 

Abg. von Eynem: Meine Gerren, ich gevenfe mich in dieſer 
Sache kurz zu faflen. Die Suche, meine ich, redet für fich felbft, 
und es wird daher nicht nothwendig fein, viel für dieſelbe zu fpre- 
dien. Ich pflichte allen den Gründen des Gutachtens vollitäindig bei 
und meine, den Antrag nur infofern befeäftigen zu müflen, daß ich 
die Erllaͤrung abgebe, daß die Verwirklichung beffelben in den Stäb- 
ten und Gegenden des bergifchen Landes, wo bie vielfältigfte Ins 
duftrie befteht, große Frende hervorbringen und ungetheilten Anklang 
finden wird. Die Grrichtung des Handeldamtes ift im Wupperthale 
mit großer Genugthuung aufgenommen worden; die Handelskammer 
von GSberfeld and Barmen fprach dies in ihrem Berichte von 1844 


aus, indem des Königs Majeftät durch diefe Verordnung die Noth⸗ 


wenbigfeit anerfannt habe, daß bei ber Verwaltinig des Handels⸗ 
and Bewerbeweiens ein anderer und mehr praftiicher Weg, ald ber 
bisher verfolgte, einzuichlagen fei, wodurch fich Die Ausficht eröffne, 
die Wunſche ver Kammer, mehr ald es bisher geſchehen, in naher 
Zuunft berkdiicktigt zu jchen. Der Mann, den das Vertrauen 
des Könige an die Spibe des Handeldamtes berufen hat, bat in 
feiner 3 jaͤhrigen Wirkſamkeit auch das Bertrauen des Handelsitan- 
des unferer Provinz in vollſten Maaße erworben. Die Handels- 
kammer son Elberfeld und Barmen fagte ſchon in ihren Berichte 
vor 1845 darüber: ;,;Bon Selten des Königlichen Handelsamtes 
find in der Kammer im Jahre 1845 folgende Gegenflänne zur Be⸗ 
raihnug vorgelegt (vie ich bier übergebe), und haben wir aus ber 
Art und Weile der Behandtung diefer zum Theil für Handel und 
Induſtrie fee wichtigen Gegenſtaͤnde die einſtchtsvolle und erhöhte 
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Thätigfeit dieſer Behörde mit beſonderer Frende wahrgenommen. 
Wir halten uns überzeugt, daß dieſer Thätigkeit von unſeren übri⸗ 
gen hohen Staats⸗Behörden diejenige Unterſtützung zu Theil werben 
wird, welche nothwenvig ift, um berfelben einen gänftigen Erfolg zu 
ſichern.“ 

Inwieweit dieſe günſtigen Erfolge erreicht ſind, darüber ent⸗ 
halte ich mich hier aller Urtheile; dem Anſcheine nach, iſt aber den 
Anſichten des Handelsamts nicht das erwünſchte Maaß von Aner⸗ 
kennung und Geltung zu Theil geworden. Es wird vielfach ge⸗ 
glaubt, daß gerade die Unterordnung deſſelben unter die Finanzen, 
die ſomit beſchraͤnkte Stellung des Handelsamtes, daran wohl Schuld 
ſei, überhaupt daß die Konzentrirung zu vieler wichtigen Aemter in 
einer anerkannt noch fo tüchtigen und gewandten Hand, den Inte⸗ 
reſſen des Handels und der Verwaltung ſelbſt nicht foͤrderlich ſein 
könne. Man hofft und wünſcht daher für Handel und Jnduſtrie 
eine felbftftändige und vollgültige Bertretung, und ſchließe in 
mich aus voller Ueberzeugung dem Antrage an. 

Eine Stimme (vom Platze): Ich trage auf Abſtimmung an, 
da mir der Gegenftand erfchöpft fcheint. 

Sandtags - Marfhall: Ich kann nicht finden, Daß der Gegen- 
ftand bereits erichöpft fei. | 

Abg. Diergardt: Meine Herren! Dem gediegenen Gutachten 
der Abdtheilung, womit ich mid) vollfommen einverkkanden . erfiäre, 
habe ich nur wenige Worte von dem Standpunkte meiner geſammel⸗ 
ten Erfahrungen binzugufegen. Meine Induftrie, meine Herren, be 
darf feines Schußzolles, im Gegentheil ift dieſelbe fo geftellt, duß ich meich 
hauptfächlid) im Auslande bewege. Sc babe Zeiten gehabt, meine 
Herren, wo mein Wirkungsfreis bald in Frankreich, England, Rußland, 
bald in Spanien und Portugal war, überall aber habe ich gef 
den, daß durch Verbote oder dem Berbote gleiche Abgaben ich wein 
Geſchaͤft nicht der Entwidelung entgegenführen Fonnte, wie es fonft 
der Hall geweſen wäre. 

Ich bin weit entfernt, umferer Verwaltung zumuthen zu wollen, 
fih in die inneren Angelegenheiten fremder Länder zu mifchen, wie 
es von Seiten Englands zuweilen gefchieht, wenon uns Die Rote 
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des Lord Aberdeen, die mus noch in gutem Andeulen iſt, überzeugt 
hat. Dagegen glaube ich wohl, meine Herren, die Behauptung auf⸗ 
ſtellen zu dürfen, daß, wenn von unferer Seite kräftige Maßregeln 
ergriffen iworden wären, wenn wir zu Repreflalien übergegangen 
wären, wir dann ein- Neriprozitäts - Berhältuiß herbeigeführt haben 
würben. Dies, meine Herren, ift leider nicht gefchehen. Es wäre 
vielleicht wohl gefchehen, wenn wir. einen Handels -Minifter gehabt 
hätten, ver fich dieſer Angelegenheit Fräftig angenommen hätte, ber 
bie ‚Zeit gehabt hätte, Ach in ben Yabrif- Difteiften umzufehen und 
gründliche Erfundigung einzuziehen, was feit 20 Jahren in unferen 
theinifchen Yabrifs Diftriften nicht gefchehen if. Ich glaube, meine 
Herren, dag perfönliche Anfchauung über materielle Verhaͤltniſſe ein 
ganz anderes Bild giebt, wie der todte Buchſtabe der Alten. Seit 
30 Jahren, meine Herner, hat der Kampf mit den Waffen aufge- 
hört, der materielle Kampf hat dagegen begonnen. Diefer Kampf 
wird aber mit ungleichen Waffen geführt, und felbft die größte 
Auodauer muß dabei: unterliegen. Wir find friepliebende Soldaten, 
wozu ich mitgehöre; aber wir bevürfen eines Chefs eben fo, wie 
bie Armee eines Kriegsminiſters bedarf. Wenn dieſe unfere Wuͤnſche 
in Erfülung gehen, werben unfere Verhältniſſe eine ganz andere 
Geſtaltung befommen, werben wir uns nicht mehr Verletzungen ge- 
fallen laſſen müffen, wie «8 und in der lebten Zeit von Holland in 
Betreff des Berirages mit Belgien gejchehen iſt. Diefer Vertrag, 
meinte Herren, verlegt die materiellen Intereſſen in einer: Weile, daß 
ed unbegreiſlich ift, wie ber Zollverein fich fo lange hat paffiv ver- 
balten können, um ſo unbegreifliher, da Hollands Wohlſtand ‚haupt; 
ſaͤchlich von dem Ablage der Koloniahvaaren m den Zolluereins- 
Staaten abhängt: Wenn ein kleiner Staat, der nicht mehr als 7, 
der Bevölferung des Zollvereins hat, ſich fo viel erlauben darf, 
uns haben wir dam von größeren Staaten zu erwarten? Dies 
ſind die Rüdfichten, die mich veraulaßt haben, mich für ven Antrag 
auszufprechen. . 

Abg. Merkens- Meine Herren! Ich habe nicht erwarten 
fönnen, daß bei Gelegenheit des Ausdruckes des Wunſches eines 
Handeldminifteriums in die Sache tiefer eingegangen werben würde, 
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daher habe ich mich nicht auf die vorgetragene Sache weiter vorbe⸗ 
reitet. Nur eins will ich bemerken. Die Petitionen, die vorliegen, 
ſprechen davon, ein Handelsminiſterium zu bilden, und ich ſelbſt mag 
‚zugeben, daß auch der Ackerbau hinzugeſegt werde, denn Ackerban und 
Handel find Geſchwiſter; der Ackerbau iſt der ältere Bruder, ber 
Handel der jüngere. Die Inbuftrie aber bitte ich davon abzutren⸗ 
nen, denn wenn dieſe hinzugefegt werben follte, dann Fönnte eben fo 
gut darauf angetragen werben, daß wir ein Kriegs⸗ und Friedeno⸗ 
Minifterium errichteten. Bekanntlich ftehen Handel und: Induſtrie 
feindlich gegen einander; | 
Oh 
der Handel will Freiheit, wid Wohlfeilheit, die Induſtrie aber will 
Theurung, will Einſchraͤnkung, will Abweilung ; 
(Zeichen des Mißfallens.) 
der Handel breitet beive Arme aus und fagt: kommt ber zu mir, 
Alle, die ihre mühfelig und beladen ſeid, die Induſtrie aber wehrt 
ab. Ich bitte alfo jebenfalls, wenn von einem ſolchen Minifterium 
die Rede if, daß darin ja nicht Handel und Induſtrie, dieſe beiden 
entgegengeſetzten Wefen, umter eine Firma gebracht werben. Wenn 
rin Handelöminifterium befürwortet wird, dann ift es möglich, daß 
. die Ritter der Induſtrie auch ein Induſtrie⸗Miniſterium forbern, 
. (Heiterfeit. Einige Stimmen: 9) 
aber man ſoll jich enthalten, Beide mit einander ‚zu vermiſchen. I3ch 
hoffe, es wird ſich noch Gelegenheit finden, bei einem anderen Vor⸗ 
trage näher in die Sache einzugehen; ich bitte aber vorlaͤufig, gegen 
ein Beribeuerungs-Minifterium ums zu bewahren. 
Geichen des Mipfallens; einige Stimmen: Bravo, fehr gut!) 

Abg. Piergardt: Meine Herren, ich bitie für einen Augenbiid 
nad Wort. 

Sandtegs- Marſchall: Das Wort kann nur ich Ihnen geben! 
Wenn Sie eine perfönliche Bemerkung zu machen haben, re gebe 
ich Ihnen daſſelbe. 

: Abg. Piergardt: Meine Herren, dieſe Aenferug von den J 
duarie Rittern iſt auf mich gemünzt. 
Geiterkeit.) 
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Ich glaube, meine Herren, daß Sie es wicht als eine Anma⸗ 
fung anfehen werden, wenn idy über viefen Punkt einige Aufflärun: 
gen gebe. Bei dem vorlegten rheinifchen Landtage wurden von 
einem Mitglieve der cheinifchen Ritterfchaft Biefelben Worte gebraucht, 
und. die Verfamminng erwartete, daß ich mich darüber äußern möge. 
Y babe, meine Herren, viefem Kollegen darauf erwiedert, daß id) 
die Sache nicht in dem franzöfifchen Sinn nehmen wollte, venn Sie 
wiffen, zwiſchen Ritter der Induſtrie und Inbuflrie- Ritter ift ein 
großer Unterfchieb; 

j (Belächter.) 


ih Sabe.nämlich von jenen gelagt, daß ich fie in dem guten beut- 
fen Sinne meine, und habe zugleich gefagt, baß ich mich noch er⸗ 
innerte, in einer franzöfifchen DeputirtensBerfammiung gehört zu bar 
ben, daß ein Redner die Behauptung aufftellte: P’agriculture est ia 
plus grand manufacture. Ich werde auch fo frei fein, darauf zus 
rärzufommen. Was aber das Wort Induftrie-Nitter betrifft, fo 
glaube ich, daß nicht der Stand den Mann ehrt, fondern der Mann 
den Stand ehren muß, und daß es gleichviel ift, in welchem Stande 
man wirft, wenn man nur das eine große Ziel verfolgt, das Wohl 
des Baterlandes. 
(Bravo.) 

Um daranf zurückzuklommen, was den Zuſammenhang ber In⸗ 
vuſtrie und des Ackerbaues betrifft, fo erlaube ich mir nur eine Be⸗ 
merkung. Ich bin bei beiden betheitigt, id) bin ſowohl Gutsbeſttzet 
als auch Induſtrieller. Ic münfchte meinen verehrten Kollegen, 
ven Herren Gutsbeſitzern der Älteren Provinzen, von ganzem Her⸗ 
zen, daß Die Zeit nicht fern fein möge, wo ‚fie auch theilweiſe In⸗ 
duſttielle werben. 

(Zeichen des Mißfallens von einigen Seiten.) 

Ich bin weit entfernt, die Schattenſeiten der Induſtrie zu ver⸗ 
keanen, fie hat ihre Schattenfeiten, wie jede menſchliche Einrichtung; 
aber ich wünſche für Sie alle, die Sie aus den öftlichen Provinzen 
ſind, daß Sie einen Theil ihrer Beoölferung für die Induſtrie ger 
winwen mögen. Sie werden dann ganz anbere Zuſtände befonmen, 
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als fie jet find, med nah 25 Jahren an die Worte “ teinnern, 
die heute hier gefprochen worden find. 
(Bravo.) 

Abg. Schauß: Ich würde diefe Stelle gar nicht beireten has 
ben, vermißte ich in dem Gutachten nicht die Berührung bed eimen 
Theils ded von mir perfönlid; geftellten Antrages. Des Weiteren 
halte ich es fonft für überflüflig nad der außerordentlich erſchöpfen⸗ 
den, mit befonderem Daufe anzuerfennenden Darlegung ver Abthei⸗ 
lung, in welcher uns die Nothwendigfeit eined Handels⸗Miniſte⸗ 
riums vorgeführt wird, wie man ſie nur irgend Jemandem vorführen 
kann, etwas hinzuzufügen. — Was mirh felbft betrifft, fo babe ich die 
Ueberzeugung von der Notbwendigfeit, daß bie allerwichtigften Ins 
terefien der Staats Wohlfahrt auch ihre felbfiftäindige Bentral- Ber 
waltung abgefondert befigen müflen, lange zuvor fihon in mir ger 
tragen. Würde Das nicht der Fall gewefen fein, fo würden : bie 
Borgänge in den lebten Tagen, an bdiefem Orte hier mir dieſe 
Meberzeugung gewiß im voliften Maaße haben geben müften. Wie 
es mir aber ergangen ift, wirb es auch der hohen Berfammlung in 
der Mehrheit ihrer verehrten Mitglieder wahrfcheintih ergangen 
fein, und ich zweifle alſo feinesweges, daß bie verſchiedenen Petitio⸗ 
nen, die ein Handeld-Minifterium beantragten, mithin auch das Gut⸗ 
achten der Abtheilung, allgemeinen Anflang finden werben unb Se. 
Majeftät gebeten werden wird, ein ſolches Allergmäbigfi uns gu ge 
währen. Wenn ich aber deifenungenchtet mich: bieeher begeben habe, 
fo iſt es, wie vorangeführt, hauptſächlich nur um eine Yrage am 
den geehrten Herrn Referenten in Bezug auf meine Petition zu 
richten. Ich habe naͤmlich neben dem abgefonderten Handels⸗Mini⸗ 
fterium auch den Antrag formuliert auf Errichtung von Handels, 
Kammern. Lieber dieſen Iebtern Antrag finde ich in den Abthei⸗ 
lungs⸗Gutachten nichts gefagt. Ich weiß nun nicht, hält die Ab⸗ 
theilung dergleichen Kammern für unnöthig, oder aber will fie dar⸗ 
auf zurüdfommen bei- Gelegenheit einer etwaigen anderen dem die 
genſtande verwandten noch vorliegenden Berathung. Daruͤber wuͤnſchie 
ich eine Auskunft zu erhalten und will mir dieſe hiermit erbeten haben. 

Referent Mevifen: Ich erlaube mir, dem verehrten Antrags 


— 319 — 


ſteller die Auftlärung zu geben, daß das Neferat über die. Handeld 
Kammern noch nicht fertig ift, und daß in dem vorliegenden Refe⸗ 
rate nur fummarifch der Inhalt der eingereichten, auf das Handels⸗ 
Minifterium begüglichen Betitionen angeführt ift; ich darf aber jeht 
ſchon vorausſchicken, daß in Bezug auf die Handels - Kammern. die 
Abtheilung eben jo fehr, wie in Bezug auf das Handels-Minifterinm, 
mit. den Wunſchen des Antragftellers übereinftimmt. 


Abg. Schauß: Dann danke ich für die Auskunft, und ich habe 


nur den einen Wunfch hinzuzufügen, daß in Betreff des Minifte- 
riums für Handel und Gewerbe recht bald. zur Abflimmung gejchrit: 
ten werden möge, weil, wie ich glauben darf, vorausjegen zu kön⸗ 
nen, dad Refultat der Abftimmung zweifellos ein für die Petenten 
wur. erfreulicyes fein wird. | 

Abg. Milde: Wenn die hohe Verſammlung ſchon jetzt gemeint ift, 

(Zeihen von Ungebuld.) 
zur Abftimmung zu fdreiten nad) dem vortrefflid gearbeiteten Refe⸗ 
znte, weldyes uns vorliegt, jo will ich meinerfeitd gern auf Das 
Wert verzichten. Ich bin einer der Einbringer einer der vorliegen: 
ven Petitionen geweien, und das Referat ift ausgezeichnet, erichöpfend 
und überzeugend gearbeitet. Sch werde aljo, wenn bie hohe Ver⸗ 
ſammlung zur Abſtimmung vorfchreiten will, auf das Wort verzich⸗ 
ten; ſollte aber. ‘vie Debatte fortgeführt werben, dann wuͤrde ich na- 
türlich nicht auf. das Wort verzichten können. 

Cine Stimme: Bor der Abftimmung möchte ich mir noch eine 
Bemerkung erlauben. 

Aandtatzs ·Marfchall: Es find noch mehrere Nenner eingefchtie- 
bes, und ich glaube, darunter find auch folche, Die gegen die Sadıe 
fpeechen wollen; es würde wichtig fein, auch diefe zu hören; alio 
werde. ich einige derfelben noch aufrufen. Dann mag.die Verſamm⸗ 
tung weiter beftinmen. 

Ag. Milde: Dann muß ich natürlich das Wort behalten. 
Meine Herren! Nachdem ich midy alfo überheben kann, ben An- 
dung, den ich geftellt habe, ans der Sache felbft zu unterſtüten, d. B. 
ſelbſt auf die Sache einzugehen, weil in dem Referate Alles gejagt, 
alle. Argumente: berbeigebracht find, deren ich mich Hier bedienen 





koͤnnte, ſo muß ich mich Doch zunächft zu dem hinwenden, was rin 
verehrter Vertreter von Köln, der bier vor kurzer "Zeit geſtanden 
hat, in einer Art und Weiſe vorgebracht hat, vie bei einem großen 
Theile der hohen Verfammlung vieleicht des Humors wegen einigen 
Eingang gefunden haben fann, aber zur Sache fekbft in feiner Met 
und Meile irgend etwas beigebracht hat. Der geehrte Rebner bat 
fich in Phrafen ergangen, die antiquirt find, wie das Merfantil-Syftem, 
mit einer Theorie, die die Wiflenfchaft Längit auf die Seite geworfen hat, 
(Bravo!) 
weil fein Menſch mehr fagen Faun oder ſagen wird: der Handel 
will nur dort fanfen, wo er am wohlfeilften kauft. Wenn man fo 
etwas vor 50, 60 oder 70 Jahren, als die national⸗ ökonomiſche 
Wiſſenſchaft noch in den Windeln lag, den Leuten zu Marfte ing, _ 
Bonnte es allerdings Teidstgläubige Leute geben, die auf vergleichen 
Theorieen eingingen. Diefe Zeiten find Gottlob! vorüber. Wir 
haben ein uationaled Syſtem der Handelspolitif Tennen gelernt, und 
die Roth treibt und, es in Anwendung zu bringen. Wir find zu 
der Ueberzeugung gelommen, daß der Handel, wenn er überhaupt 
etwas Tüchtiges fein fol, die Arbeitsfräfte des Volles befruchten 
muß, daß ein bloßes Handeln, welches in ver einen Hand Tauft und 
in der anderen verfauft, dem Nationalwohlftande nun und nimmer- 
mehr etwas binzuträgt, fondern höchftens die Faktoren verändert, bie 
in den Händen der Einzelnen find. Der wahre wichtige Hunde, 
der unfer Nationalvermögen vermehrt, ift derjenige Handel, Der un: 
fere Arbeitsfräfte befchäftigt, und mit dem Handel die Arbeltskräfte 
des Bolfes am beiten zu. befchäftigen, das if der Handel, der pros 
dultio für uns if. Ein foldyer Handel wird nimmermehr fügen, 
daß man da, wo man am wohlfeiliten fauft, am beflen ankemmt; 
er wird fagen, wo man am günftigften, unter ven günftigkten Mes 
dingungen Fauft, da Fauft man am beften. Was nügt mir, wenn 
3 eine Waare noch jo wohlfell erfaufen kann, md Ich babe Das 
Eeld nicht, um fie zu bezahlen, was nuͤtzt mie wohlfeit laufen zn 
Üunen, wenn dem die Mittel dazu fehlen, der mir dieſelbe abkaufen 
U. Ich Habe nur mit dieſen vielleicht einer fpäteren Debatte‘ vor 
greifenden Worten darauf hindeuten wollen, daß man in der heu⸗ 
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digen Zeit Handel, Gewerbe und Induſtrie nimmermehr aus einan⸗ 
der reißen lann. Handel und Gewerbe, Gewerbe und Induſtrie 
find fo innig verwachien in ber heutigen Zeit, daß man fich uns 
möglich eine Staatsverwaltung, eine Behörde denken könnte, in ber 
nicht für alle dieſe drei Potenzen ein Ausdruck gefunden wäre. Sch 
habe deshalb namentlich wollen das Wort ergreifen, um von biefet 
Stelle ans darauf binzumelfen, wie ungemein wichtig es if, ein 
Handelsminiſterium zu haben für die Interefien, die in der heutigen 
Zeit und Alle, die die materielle Wohlfahrt des Bolfes berühren. 
Wir haben in Preußen ein Handelsminifterium in jener Zeit gehabt, 
als das Geſetz vom 26. Mai 1818 emanirt wurbe, und id} pros 
vozire auf alle die, die in jener Zeit fi) mit den induftriellen Fragen, 
oder mit Induſtrie, Handel und Gewerbe befchäftigt haben, ich pros 
vozire auf alle die, welche ſich jener Zeit erinnern, ob nicht da ein 
lebendigeres Intereſſe feitens der höchſten Staatöbehörden für Die 
Befruchtung, für die Aufrechthaltung und Beförderung jener Ber 
bärfniffe vorhanden geweſen ift, als wir ed nad) dem Jahre 1825 
gefehen haben. Und es war dies aud ganz natürlih. Ein Minis 
ſterium, welches aufgelöft, in verfchiedene Theile zerlegt wird und 
von dem der wichtigfte Theil, der Handel, gerade dem Minifterium 
beigelegt wird, welches, wie das Referat richtig bemerft, ausfchließ- 
lich and dem rein finanziellen Gefichtspunfte die Adminiftration zu 
betrachten hat, fcheint mir ein großer Webelftand, wenn nicht Miß⸗ 
geil. Der Handel, die Gewerbe und die Induſtrie müſſen oft in 
ihren Deriretern, dem Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
ums dem- der Finanzen, im Rathe der Krone, einander entgegen feins 
deunn in der allfeitigen Crörterung der verfchiedenen Fragen, die ſich 
dert darbieten, ſcheint mir, mäflen auch alle einzelnen Interefien ihre 
eigenen Anwalte haben. Wie aber, wenn der Finanz - Minifter als 
Handels» Minifter ſich felbft entgegentreten fol? Wie ein verehrter 
Redner vor mir ſchon darauf hingewieſen hat, daß der Unterricht, 
der Krieg, die Juſtiz, jede der großen Fractionen ober Theile des 
Volkslebens feinen Ausdruck in einem ſelbſtſtändigen Minifterium 
befigen, fo muß Dies auch der Handel haben, der in der heutigen 
Zeit mit feinem großen umfafienden Einfluffe unbeningt mehr "" 


jeder andere Faktor im Rationalleben dazu qualifiziert if. Ich bin 
überzeugt, und wenigftens im Volke iſt dieſe Ueberzeugung, daß, haͤt⸗ 
ten: wir ein Handels⸗Miniſterium gehabt, die Angelegenheit mit Kra⸗ 
fau, die ich vor einigen Tagen bier berührt habe, nun und nimmer 
mehr Platz gegriffen haben würde, denn eö würde im Nathe ber 
Krone der Bertreter des Handeld und der Gewerbe auf dieſe In⸗ 
tereffen hingewiefen und den Weg angebentet haben, um bie Nach⸗ 
theile zu vermeiden, die ich damals hervorgehoben habe. 
(Bravo!) 

Ich trage darauf an: daß dieſe Petition bei Sr. Majeſtät dem 

Könige auf d das dringendfte befürwortet ‚werde. 
Gravo!) 

Abg. Merkens: Der verehrte Abgeordnete von Breslau hat 
mich als einen Anhänger des Merfantil- Syftems aufgeführt. Ich 
pitte, die Berficherung hinzunehmen, daß id) genau. das Gegentheil 
bin und nicht weiß, aus welcher meiner Yeußerungen er dies bat 
entnehmen fünnen. Die folgenden Situngen werden dies übrigene 
beweifen und näher darthun. 

Abg. Milde: Ich begebe mich momentan des Worted, werke 
aber zur Zeit nicht verfehlen, meinen Mann zu ftehen. 

Abg. Hanſemann: Es ift von einem der beiden Herren Abs 
geordnteten von Köln behauptet worden, Handel und Imbuftrie ftän- 
den fich feindlich entgegen. Ich gehe nicht auf eine Tauge Erörterung 
hierüber ein, fondern will den behnupteten Sa nur durch eine eins 
zige Thatfache widerlegen. In Hamburg ift, eine Kommiſſion zuſam⸗ 
mengetreten, beftehend aus den angefehendften Kaufleuten; — Ham⸗ 
burg. ift, wie befannt, nicht eine Induſtrie-, fondern eine Handels⸗ 
ſtadt, — dieſe Kommifiion hat über die Intereffen Hamburg in Ber 
ziehung zum Zollverein Bericht erftatte. Ste hat bei diefer Ver⸗ 
anlafiung gerade hervorgehoben, wie nahe Handel und Induſtrie ſich 
perwanbt find, wie der Handel, namentlich Hamburgs, ohne eine 
kraͤftige Induſtrie Deutfchlands nicht groß werden fünne Man Tan 
verſchiedener Anſicht über die Mittel fein, die Induſtrie zu haben, 
aber über die enge Verbindung von Handel und Induſtrie # fo 
viel ich weiß, heutiges Tages fein Zweifel mehr. 





Bon dem Referenten ift ſchon hervorgehoben worden, daß im 
Organismus unferer Staatsverwaltung gewiſſe Fehler beftehen, in 
Folge deren eine gehörige Vertretung der wichtigften Intereſſen richt 
Ratifinbet. Beine Ueberzengung iſt nun, daß, wenn auch biefen 
Mängeln nicht volllommen durch Bildung eined Minifteriums für 
Handel, Aderbau uud Gewerbe abgeholfen wird, doch ein wefentlis 
der Schritt zue Abhülfe dadurch geſchehen wird. Es läßt ſich nicht 
verkennen, meine Hetren, daß dieſe großen Intereſſen des Staates, 
dieſe Intereſſen, auf welchen die ganze materielle Wohlfahrt deſſel⸗ 
ben beraubt, nicht immer die gewünſchte Vertretung gefunden haben. 
Ich meinestheild finde dies vorzüglidy darin, daß biefe Interefien von 
verſchiedenen Minifterien als NReben-Attribute derfelben vertreten wor⸗ 
ben find. Zum Belege deſſen, was ich fo eben gefagt habe, werde 
ih Ihnen einige Erfahrungen anführen und Sie auf verfchiebene 
Berhätinisie aufmerffam machen, die anders fich geftaltet haben würs 
ven, wenn ein ſolches Miniſterium beftanden hätte. In einer uns 
ferer früheren Sitzungen hat der Minifter des Innern uns bemerf- 
lich gemacht, daß der Mangel an Lebensmitteln, an Getreide früher 
nicht Hätte gehörig vorgefehen werben können, es fei erit in ber 
Iepten Zeit diefes ganz Har geworden. Nun glaube ich, daß, wenn 
ein ſolches Minifteriunt, wie dasjenige, wovon heute die Rede ift, 
beſtanden hätte, ein Nichtwiſſen, wie wir es gehört haben, nicht 
Rettgefunden haben würde. 

(Oh! Oh!) 

Denn bereit im vorigen Jahre hat das Landes - Defonomies 
Kollegium vollſtaͤndige Nachrichten von verfchiedenen landwirthfchafts 
lichen Geſellſchaften eingezogen, und das Refultat diefer Mittheiluns 
geu beftaub darin, daß wirklich ein erheblicher Ausfall ſtattfinde. 
Das Nähere iſt in ben gedrudten Berichten dieſes Kollegiums zu 
kefen. Nun ift meine Meinung, daß, wenn ein eigenes Minifterium 
für dieſe Gegenflände vorhanden gewefen wäre, eine foldye Mitthei⸗ 
Inug einen viel geößeren Effekt hervorgebracht haben’ würbe. Bes 
reits im Neferat ift angeführt worden, daß die mit dem Auslande 
abgeichlofienen Handels» und Schifffahrtöverträge nad dem allge 
meinen Urtheil der Gewerbtreibenden Niemand genügt haben. Auch 
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dieſes würde bei dem Beſtehen eines folchen Miniſteriums ſich an- 
ders geftaltet haben. Das Eiſenbahnweſen ift in unferem Staate 
den Privatgefelifchaften, ſelbſt auf den Hauptlinien, hingegeben. 
Wenn ein Minifterium für Aderbau, Handel und Gewerbe beſtau⸗ 
den hätte, fo ift ed nur fehr wahrfcheinlich, daß Die wichtigen Grunde, 
weiche in Defterreich, Bayern, Hannover, Brammfchweig und it ats 
deren Etaaten ven Cifenbahnbau für Rechnung des Staates bewirk 
haben, auch. bei und Anerfennung gefimden haben würden. Das 
Allgemeine würde fid gewiß babei beſſer befunden haben, als bei 
dem Bau durch Gefellfchaften. Cine andere Erfahrung haben wir 
noch kürzlich gehabt. Gegen die Anſicht des Handelsamtes, ſelbſt 
gegen die Anficht ded damaligen Yinanz : Minifters, iſt eine Banfı 
einrichtung getroffen worden, nad welcher der Staat mit. Privat 
leuten fich affoziirt hat. Der große Nachtheil von dieſer Einrich⸗ 
tung befteht darin, daß, fobald Krieg ausbricht ober Krieg nur des 
forgt wird, diefe Banf, weil der Staat daran betheiligt ift, feinen 
Kredit haben wird, daß alle Bankzettel zurüdftrömen gleich ven 
Kaflen - Anweifungen und dadurch der Staat großer Gefahr ausge⸗ 
fest wird. Gin Minifterium, welches die großen Interefien ber mas 
teriellen Wohlfahrt der Nation allein zu vertreten gehabt hätte, 
würde höchſt wahrfcheinlich fo wichtige Gründe gegen eine foldye 
Maßregel geltend gemacht haben, daß fie nicht zur Ausführung ges 
fommen wäre. Meine Herren! Bliden Sie auf unfere öſtlichen 
Provinzen, auf Oſt- und Weftpreußen und Pofen, fo läßt ſich nicht 
verfennen, daß dort für die Gommunicationsmittel, die diefem Lande 
fo ſehr noththun, nicht das Genügende gefchehen it. Gin Mint 
Rerium, deſſen Aufgabe es allein gewefen wäre, für berartige und 
andere, den Rational-Wohlftand befördernde Mittel zu wirfen, würse 
höchſt wahrſcheinlich fo dringliche Vorktellungen ſchon längft gemacht 
haben, daß jener Mangel an Communications⸗Mitteln nicht mehr 
vorhanden wäre. Nun mache ich Sie, meine Herren, noch auf ein 
paar Verhäftnifie größerer Art aufmerkſem. Unter den Commumi⸗ 
entiond- Mitteln gerade in flachen Gegenden, wie fie in einem gros 
Sen Theile unferer Monardyie fi) befinden, nehmen Die Kanlle einem 
wichtigen Theil ein. Sehen Sie auf England, Belgien, Frankreich 





dort beftehen: Kanäle von einem Ende deö Landes bio zu dem an- 
deren. Bei uns iſt für Kanäle feit Friedrich des Großen Zeit fehr 
wenig gefehehen, und doch, meine Herren, find gerade die mittleren 
und öftlichen Provinzen durch großartige Kanalbanten der färkfien 
Entwidelung des WBohlftandes fähig. Glauben Sie nicht, Daß man 
durch die Eifenbahnen der Kändle entbehren Förme. Die Erfahrung 
hat gerade bewiefen, daß, nachdem Eiſenbahnen in Ländern, wo 
Kanäle beſtehen, gebaut worben find, der Transport auf Kanälen 
noch zugenommen hat. Eine fehr große Frage der Nationalmadıt, 
der Wohlfahrt der Ration ift bisher entweder noch nie ernflhaft er⸗ 
örtert oder doch micht einer Entſcheidung näher gebracht worden. 
Deine Herren, die Macht, das Unfehen einer Nation beruht vor 
allen Dingen darauf, daß fte vom Auslande geachtet werde, daß 
ihre Angehörigen, die im Auslande Geſchäfte betreiben, überall den 
gehörigen Schutz finden. Diefes kann nicht gefchehen, wenn die Na- 
tion nicht durch eine Kriegsmarine gehörig ihre Angehörigen im 
Auslande fchiiken Tann. 
(Gelädhter.) 

Ich ſche einige der Herren laͤcheln. Nun, ich fage Ihnen, es 
it eine fehr ernfte Sache. Bedenken Sie, meine Herren, daß nad) 
den Lehren der Gefchichte eine Nation nie eine große Zukunft zu 
erwarten hat, wenn fle nicht mit der Landmacht auch eine Sees 
macht verbindet. Diefes iſt in der neueren Zeit noch gewifler ale 
früher. Es wird, wenn wir ein Minifterium haben, welches bie 
Wohlfahrt der Nation in den drei Haupterwerbzweigen vertritt, die 
Frage ernfthaft zur Erörterung fommen, ob ed angemeffen fei, we⸗ 
niger für die Landmacht zu verwenden und das, was dort erfpart 
wird, zur Gründung einer Marine zu beftimmen. 

GBravoruf!) 

Bebvenken Sie, meine Herren, daß dieſes Intereſſe nicht nur 
das von Preußen, daß ed das von ganz Deutfchland iſt; bedenken 
Ste, daß es nad der einſtimmigen Anftcht aller denfenden Staats⸗ 
männer nur Eine würdige, nur Eine große, nügliche preußifche Po- 
nt giebt - — die e wahrhaft deutſche. 

(Bravoruf!) 
V. 15 
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Abg. ECamphaufen: Dee Abgeordnete, der vor mir ſprach, bat 
manche Punkte zur Erörterung bei dieſer Gelegenheit herangezogen, 
son denen einige vollſtaͤndig mit dem. übereinftinsmen, was auch ich 
darüber derke; nur darüber möchten wir uns nicht in Uebereinſtim⸗ 
sung befinden, daß es gerade Punkte waren, weldye mit dem Vor⸗ 
ſchlage, ein Handels⸗Miniſterium zu errichten, im Zuſammenhange 
fiehen, daß gerade die Errichtung eined Handels: Minifteriums das 
geheime, das Univerfalmittel fei, welches uns die Befriedigung aller un- 
ferer Wünfche vertihaffen werde. Es ift von einem verehrten Mitgliebe 
aus Preußen und von mehreren anderen Mitghevern in einem frür 
heren Abfchnitte der Verhandlung angeregt worden, daß es nüglich 
und noͤthig fei, Wiederholungen in den Verhandlungen zu vermeiden. 
Wenn ich dieſem Rathe folge und auf Manches verzichte, was ich 
Ihnen zu fagen ‚mir vorgenommen hatte, jo Tann ich doch nicht 
unterlafien, dem Schlußvortrage Des Meferenten, werin derſelbe ſich 
über die Organifation unfgrer Berwaltung ausgeſprochen und eine 
erhebliche Verbeflerung verfelben in der Leitung der Geſchäfte durch 
einen erften Minifter gefunden bat, mich aus ganzer Seele anzu⸗ 
fliegen. Im Uebrigen babe ich hauptfädlih nur Das Votum, 
welches ich in dieſer Sache abgebe, zu motiviren. Wenn ung vors 
geichlagen ift, Se. Majeftät den König um Grrichtung eines befon- 
deren Minifteriums für Aderbau, Handel und Gewerbe zu bitten, 
fo faun id won den dafür angeführten Gründen den einen gelten 
laſſen, daß es unter gewiſſen Umſtänden nüplid und von erheb⸗ 
lichem Bortheil fein Tan, wenn bie Departements des Miniſte⸗ 
riums, welche vorzugsweile Aufgaben zu löſen haben, wofür die 
Berwendung öffentlidyer Mittel erforderlich ift, von denjenigen ‘Des 
partement getrennt werben, deſſen Hauptaufgabe ea ift, die Mittel 
herbeizufchaffen, daß, fage ich, es yon Bortheil fein fann, wenn in 
der Staatö- Verwaltung ſelbſt die fisfalifchen und Die volkewirth⸗ 
ſchaftlichen Iutereffen ihre befonneren Repräfentanten haben. Der 
Nutzen hiervon geht jedoch nicht fo weit, um überfehen zu laſſen, 
daß im Grunde der Werth aller Mafregeln für die Vollswixihſchafts⸗ 
pflege nach dem Einfluffe bemeijen werben muß, den fie auf die 
Sähigfeit der Nation zur Tragung von Steuern ausüben koͤnnen, 
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noch geht ex fo weit, daß bie Nothwendigkeit einer Einheit bes ges 
ſammten Miniſteriums ihm untergeorbnet werben darf. Ich erinnere 
an Mobert Peel, von dem gerabe biejenigen die größten Thaten 
fud, in denen er zugleich als Miniſter des Aderbaues, als Minifter 
des Handel, ald Minifter der Inbuftrie und als Finanz - Minifter 
fungirte. Inſofern nun ber Antrag der Abtbeilung nur dahin geht, 
daß die ebengenannte Trennung bei Er. Majehät dem Könige bes 
fürwortet werbe, trete ich demſelben nicht entgegen. Indem aber 
die nähere Motivirung des Antrags diejenigen Grundſaͤtze, welche 
bisher in Beziehung auf die Finanzen und auf die Bollswirthichaft 
keitend geweien find, verwirft, indem die Nothwenbigfeit eines fo- 
genannten Syſtemowechſels dargethan wird, indem dieſe Motivirung 
die Deutung zulaͤßt, daß es ſich weniger darum handelt, ein Mini- 
ferium für den Aderbau, den Handel und die Induſtrie zu bilden, 
als vielmehr ein Induftrie-Minifterium oder, noch beftimmter aus- 
gedrückt, ein Schug- und Rüchkzoll⸗Miniſterium, infofern wünfche ich 
daß die Erörterung diefer Frage, als einer der wichtigften der dem 
Landtage vorliegenden, audy einer befonveren Verhandlung vorbe⸗ 
halten bleibe, und ic) hoffe, die Abtheilung wird damit einveritanden 
fein, daß ed nicht in ihrer Abficht liege, heute beiläufig biefe 
wichtige Frage zur Enticheivung zu bringen. ‘Den Herren mir gegen⸗ 
über und der ganzen Berfammlung wuͤnſche ich in diefer Beziehung 
Die volle Freiheit vorzubehalten und die Frage durch das heutige 
Votum nicht zu praͤjudiziren. 

. Referent Mexiſſen: Ich eriläre ſehr gern, daß dieſe Abſicht 
wir bei Abfaſſung des vorliegenden Berichts nicht vorgeſchwebt hat, 
und daß nicht tiefer auf diefe Frage im Referate eingegangen wor⸗ 
ben if, ale es nothwendig war, um die Frage des zu erbittenben 
Handela⸗Miniſteriums aufzuflären. 

Abg. von Gaſftron: Ich habe nur eine Stelle des Referats zu 
belcuchten, im Uebrigen ſchließe ich mich dem an, was der lebte 
verehrte. Redner aus wer Rhein Provinz gefprochen hat. Ich wünſche 
daß die Bitte an Se. Majeſtät auf Errichtung eines Handels⸗Mini⸗ 
Reriumd gerichtet werde, aber ohne mich den Gründen anzufchließen, 
welche im Neferate gegen das biäkerige Berfahren ber Verwaltung 

15% 


238 
U) — 


enthalten find. Es iſt im der beregten Stelle nämlich gefagt, im 
‚unferem Baterlande werben die Klagen der Induſtrie, des Handels 
und des Aderbaues lauter und lauter. Beine Herren! Der Acker⸗ 
bau ift mein Beruf, ich betreibe ihn feit einer Reihe von Jahren, 
ich habe mehrere Phafen in diefem Gewerbe durchgemacht, ih kann 
aber verſichern, daß feit einer Reihe von Jahren der Aderbau in 
meiner vaterländifchen Brovinz im orifchreiten iſt und, fo viel ich 
weiß, in mehreren anderen Provinzen Feine Klagen über beffen ums 
günftigen Stand laut werben, fondern daß er im Aufſchwunge be 
griffen ift und größerer Segnungen als in früheren Zeiten ſich er⸗ 
freut. Der Nothſtand des gegenwärtigen Jahres kann hier nicht im 
Anrechnung kommen, da biefer von "höheren Einflüffen herrühet, 
welche außerhalb der Ginwirfungen des Gouvernements liegen. 
Was hier gefagt und vorgetragen wird, es wird nicht blos in den 
Räumen dieſes Saales gehört und gelefen, ſondern auch außerhalb 
derfelben; es ift daher nöthig, daß nicht Verhältniſſe in einem un- 
günftigeren Lichte dargeftellt werben, als dies wirklich der Fall iſt, 
und ich glaube, daß meine anmwefenden Berufsgenofien mir darin 
beiftimmen werben, daß der Aderbau, — es mag einzelne Aus⸗ 
nahme geben — im Allgemeinen in der Gegenwart nicht zu klagen 
hat. Dann wollte idy einem andern verehrten Redner aus ver 
Rheinprovinz, der und Gutsbefigern der oͤſtlichen Provinzen wünfchte, 
daß wir recht bald die Segnungen der Induſtrie erfennen möchten, 
verfichern, daß wir ftolz darauf find, induftrielle Landwirthe zu ſein, 
daß wir Yabrifen aller Art mit der Landwirthſchaft verbinden. Wir 
haben außer den Brennereien, die ich nicht beſonders in Anſchlag 
bringen will, auch Zuderfabrifen, Oehlmühlen, amerifanifche Muͤh⸗ 
Ien u. f. w. Diefe gewerblichen Anlagen vermehren fih, und ich 
glaube, daß in den äftlichen Provinzen Aderbau und Induſtrie uns 
mittelbar Hand in Hand gehen. Herner erlaube ih mie noch einen 
Bunft zu bemerken auf die Rede eines früheren verehrten Redners 
ans der Rheinproving. Nämlich, was die preußiſche Marine aus 
langt, fo fchwärme auch ich dafür, betrachte fie als eine eruſte 
Sache und wünſche nichts fehnlicher, als daß Preußens Flagge auch 
auf dem Meere diefelbe Geltung habe, wie Preußens Fahne fie 


immer überall mit Ruhm und Ehren auf bem fehlen Lande errungen 
bat. ch glaube jedoch, daß ner wichtige Dinge vorzubereiten find, 
ehe wir zu diefem Ziel gelangen, ehe ernftlihe Maßregeln dafür 
ergriffen werben können. Ich bin, wie gefagt, von der Wichtigkeit 
der Sache vollkommen durchdrungen, glaube aber, daß fchon jet in 
Küdficht auf eine künftige Marine eine Berminverung ver preußi- 
ſchen Landmacht eintreten zu laſſen, zu frühzeitig fein würde. 
(Bravoruf!) 

Referent Meviſſen: Wenn in dem Referate geſagt iſt, daß auch 
der Aderban Hage, fo ift dies theilweife in Wahrnehmungen ver 
Rheinprovinz, theils in der Dentichrift des preußifchen Provinzials 
Landiags von 1843 begründet. Im jener Denffchrift haben bie 
Brovinzialftände der Provinz Preußen behauptet, daß der Aderbau 
zu. Magen alle Urſachen habe, daß der Aderbau in jenen Gegenven 
nicht fo ſchnell forigefdgritien fei, als es hätte gefchehen Fönnen, 
wenn von der Staatsregierung Alles angeivendet worden wäre, um 
den Fortſchriti zu fördern. Die Klage irgend eined Zweiges, 4. B. 
bes Aderbanes ift nicht unter allen Umſtänden eine abfolute, ſondern 
fie iſt in der Regel und namentlid bei uns eine relative. Ich habe 
fon in gleichem Sinne angeführt, daß auch Die Klage des Handels 
und der Juduſtrie eine relative fei. Es ift im Referate nicht beftrit« 
ten, daß ein Fortſchritt überhaupt flattgefunden habe, wohl aber ifl 
darin beſtritten und wird von mir beftritten, daß ber Kortfchritt in 
per Brogreffion, in der Schnelligkeit ftattgefunvden habe, wie er hätte 
ſtattſinden können, wenn bie Staatsregierung mit aller Kraft darauf 
hingewirkt hätte. Diefe Behauptung hat noch Feine Wiverlegung 
gefunden 


: Eine Stimme: Für den Aderbau muß ich das durchaus bes 
ſtreiten. | 
Abg. von Werdeck: Sch fchließe mich Im der Hauptfache dem 
Dutachten ver Abtheilung an, indeflen kann ich dabei nicht unters 
Iniken, auf einige Bedenlen aufmerkſam zu machen, die mir bei Bes 
zeichnung für die neu zu bildende Organifation eines Minifteriums 
für den :Aderbau, den Handel und die Induſtrie aufgeftoßen find. 
Wenn ich nämlich ebenfalls dason audgehe, daß unfere Organiſation 





für die verſchiedenen Zweige unſeres Natisnal⸗Lebens keine gumz 
glückliche ſei und es gewiß kein Bebenken haben kann, der Zahl uns 
ſerer Herren Miniſter noch einen hinzuzufügen, der die Förderung 
dieſer Gegenſtaͤnde zu ſeiner Haupt⸗Aufgabe macht, ich gleichwohl 
auf der anderen Seite ein großes Bedenken haben würde, mit Ges 
wißheit zu verfichern, daß der Mangel eines ſolchen Organed, wie 
e8 hier. bezweckt wird, einen wirklichen Nachtheil nach fich gezogen, 
der bei einer veränderten Organiſation zu vermeiden geweſen wäre: 
fo glaube ich doch, daß in Beziehung auf den Ackerbau vie Sache 
ſich weſentlich anders geftaltet, als in Anfehung des Haudels und 
der Induſtrie. Wir müflen nach deu, was gejagt worben: iſt, und 
zwar von unmittelbar Betheiligten, entichieven annehmen, daß ver 
Handel und die Gewerbe der Forderung durch ein befonderes Mi⸗ 
nifterium bedürfen. In Anſehung des Wderbaued, meine Herren, 
als Aderbaued, ja, da möchte ich im Namen aller Aderwirtbe eine 
entfchiedene Verwahrung Dagegen einlegen, daß uns durch ein bes 
ſtimmtes Minifterium eine Förderung zu Theil werden könne; ich 
mindeſtens für mein ‘Theil, fo weit ich Brandenburg, Sachſen, einen 
heil yon Pommern kenne, muß geflehen, daß mir die freiheit im 
jeder Beziebung als wünſchenswerth erfcheine und ich mir feine Des 
vormundung irgend einer Art durch ein Minifterium, weichen Ras 
men es haben möge, erwünſcht denlen fann. Ich habe gefagt, für 
den Aderbau als ſolchen. Ich verkenne nit, daß es Besichungen 
giebt, in welchen ver Mderbau ale Gewerbe einer foldyen Unter 
flübung bedarf, Ich habe dabei diejenigen Provinzen im Auge, bie 
fh im Oſten der Oder befinden, Ich glaube, daß es da gemifler 
Einrichtungen bedarf, um dem Aderbau als Gewerbe namentlich 
Geldmitiel zufließend zu machen, und diefe Einrichtungen, glaube ich, 
fönnen nur durch ein Central⸗Organ gefördert werden, wie es jet 
Im Handels⸗Miniſterium erfirebt wird. Sch möchte aber. zur Ber: 
meidung einer Mißdeutung nicht fagen, daß es ein Minifiechm für 
den Aderbau fei, fondern ich würde fügen, es ift ein. Minifterims 
für Handel und Gewerbe, Hierbei muß ich, noch eines befürworten 
Der Geſichtspunkt, den ich fo eben begeichnet habe, ift nicht Der 
einzige, ich babe noch einen befonderen, unb das ift der: Wir haben 
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ben Ackerban durch moͤglichſte Befreiung von den auf ihm ruhenden 
Laſten befördert. Dieſe Befreiung iſt bisher von dem Miniſterium 
bes Innern geleitet worden. Unter deſſen Leitung find die Gemein: 
heitstheitungen fortgejähritten, find die Mblöfungen Yorgenommen _ 
worden. Im Minifterium des Innern hat ſich eine Vertrautheit mit 
diefen Angelegenheiten erzeugt; id) würde es für fehr bebenflich hal- 
ten, wenn wir im Intereſſe des Ackerbaues ein Winifterium ins 
Leben rufen wollten, dem, wenn wir nicht näher dyarafterifiren, was 
wir wollen, dieſe Angelegenheiten nothwendigerweiſe zugewieſen wer⸗ 
den müſſen. — Dagegen möchte ich mich verwahren. Ich würde es 
daher für durchans angemeflen halten, wenn wir die Petition auf 
Errichtung eines Minifteriums für Handel und Gewerbe befchrän- 
fen. Ich glaube, der Aderbau würde, fo weit er betheiligt IM, 
ebenfalls feinen Schub und feine Vertretung finden. — Nun möchte 
ich aber noch eines fagen. Es ift darauf hingewieſen worven, daß 
ein Aderbau-Broletariat eriftire. So weit ich Brandenburg kenne, 
exiſtirt es nicht. Ich Tenne zahlreiche Gemeinden, wo von einer 
regelmäßigen Armenpflege nicht die Rede if. Warum? weil es an 
Uirmen fehlt. Proletariat aber und Anſprüche an Armenpflege gehen 
alle Zeit Hand in Hand. Wenn ferner im Intereſſe der Induſtrie 
die Bildung eines Handeld-Minifteriums geforbert und darauf hin- 
gewieſen wird, daß die Eifenbahnen, Kanäle, Chauſſeen eines foldyen 
Central⸗Inſtitutes bedürfen, und auf ein anderes Land Bezug ge 
nommen wird, welches dadurch weiter fortgefchritten fei, als wir, 
wenn namentlich England genannt wird, ja, meine Herren, da muß 
sh bemerken, daß gerade in England die Kanäle, Chauſſeen, Eiſen⸗ 
bahnen durch Privatgeſellſchaften befördert werben. 
(Ruf zur Abftimmung.) 

Referent Merifen: Der verehrte Redner hat befürmaztet, daß 
der Ackerbau von dem Handel und der Induſtrie getrennt werden 
möge. Ich glaube, die Motive, welche ihn zu dem Antrage auf 
eine ſolche Trennung leiteten, find wicht gunz begründet. Der wer 
ehete Redner ſtützt feine Anficht hauptſächlich darauf, daß er -bie 
Wengen ver Geſetßgebung, die auf den Ackerbau Bezug haben, als 
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wefentliche Beſtandtheile des Fünftigen Ackerbau⸗Miniſterjums auf 
faßt. Diefe Vereinung der auf den Aderbau Bezug habenden Ge⸗ 
febgebung mit einem Minifterium zur Beförderung des Aderbanes 
fheint mir nicht nöthig zu fein, vielmehr fcheint es mir recht gut 
möglich, daß diefe Branche davon getrennt bleibe. Der großen Ge⸗ 
feßgebung der Jahre 1807— 1813 in Bezug auf den Aderbau, bie 
wir fo oft hier rühmenn erwähnt haben, wollen wir gewiß durch 
das Handeld-Minifterium wicht entgegentreten. Ich glaube, daß Nie⸗ 
mand uns, mir und meinen Freunden, den Vorwurf machen wird, 
daß wir die Freiheit in irgenn einem Gebiete des Staatslebens ber 
fchränten wollen. Abgefehen von ver Freiheit des Beſites, bie der 
Staat dem Aderbau durch die Geſetzgebung gewähren fol, hat ein 
AderbausMinifterium noch die befondere Aufgabe, die, den Aderbau 
zu jchügen und zu fördern, nicht dadurch, daß es die Freiheit des 
Beſitzes beichränfe — denn dadurch würde der Aderbau tuinirt 
werden — fondern dadurch, Daß ed Gebrauch mache von den dem 
Staate zur Unterftüßung der Aderbautreibenden zu Gebote ſtehenden 
Mitteln. Diefe find landwirthſchaftliche Krevit-Anftalten, landwirth⸗ 
fchaftliche Lehr-Anftalten, Kanäle, Eifenbahnen, Sollen diefe Mittel 
nicht mit dem Aderbau in Rapport ftehen? Würden Sie, wenn 
dieſe Mittel bei dem Handels⸗Miniſterium einfeitig angeordnet wer⸗ 
den follten, ohne Rüdficht auf die Intereflen des Aderbaues, nicht 
fehr bald Klagen an dieſer Stelle hören, daß für die Induſtrie in 
Bezug auf die Beichaffung diefer Mittel weit mehr geſchehen fei, 
als für den Aderbau, und würden biefe Klagen nicht in vielem 
Fällen begründet fein? Es fcheint mir, daß die abſolut nothwendige 
Ausgleichung zwilchen den drei großen Faktoren der Rational: Wohl 
fahrt, Aderbau, Handel uud Induſtrie, einzig dadurch, daß fe in 
einer Hand vereinigt werben, bewirkt werben fun, - 
(Ruf anf Abſtimmung.) 

Sandtags- Kommifas: In der Boransfegung, daß Die Debatte 
zur Abflimmurg reif ober. dieſem Zeitpuntie doch nahe gerürft fei, 
ergreife ich im Namen des Minifteriums nur das Wort, um unfer 
Schweigen zu rechtfertigen. Wir fchweigen in Beziehung anf ben 
Antrag der Abtheilung, wir ſchweigen noch mehr in Beziehung auf 





die viel weiter gehenden Rathſchlaͤge des Herrn Meferenten über die 
DOrganifation unferer höhften Staatsbehörben, weil wir in dieſer 
Beziehung der Entſchließung Sr. Majeftät des Königs auch nicht 
durch eine Aeußerung irgendwie vorgreifen zu dürfen glauben, wir 
ſchweigen endlich in Beziehung auf die heftigen Angriffe, welche der 
beitebende Zuſtand von einigen Rebnern erfahren hat, weil wir 
glauben, daß die Beantwortung bis dahin aufzufchieben fei, wo bie 
dabei berührten materiellen Intereſſen hier von Grund aus zur Er⸗ 
örterung kommen werben. Ich fage, wir fchweigen, und ich habe 
mich in dieſer Beziehung als Drgan des Minifteriumsd betrachtet. 
Zugleich aber erbitte ich für mich daſſelbe Recht, welches den geehr⸗ 
ten Mitgliedern der hohen Verfammlung jederzeit zugeſtanden wich, 
nämlid) das Recht einer Antwort in perfönlicher Beziehung. Pers 
ſoͤnlich bin ich von einem und demfelben geehrten Redner zwiefach 
angegriffen. Er hat mir zuerft vorgeworfen, daß ich von dem bes 
ſtehenden Mangel an Lebensmitteln in der Monarchie nicht rechts 
zeitig unterrichtet geivefen fei, unter Hinzufügung ber Behauptung; 
daß, wenn ein beſonderes Minifterium für den Uderbau, die Fa— 
brisation umd den Handel beftanden hätte, dieſem eine ſolche Uns 
wiftenheit nicht begegnet fein würde. Er hat fich dabei. auf Work 
berufen, die ich früher in biefer Verfammlung gefprochen haben foll, 
die ich aber ableugnen muß. Ich habe nicht geſagt, daß wir von 
diefen Mangel nicht unterrichtet gewwefen wären, und fann died um 
fo weniger gefagt haben, als wir lauge Zeit vor dem von dem ges 
ehrien Redner citirten Berichte des Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums 
Anftelten getroffen hatten, bedeutende Ouantitäten von Lebensmitteln 
mezufaufen und fie in diejenigen &egenden zu bringen, wo ein 
momentaner Mangel eintreten Fonnte. Ich habe nur gefagt, daß die 
Anzeigen von plöplichem Mangel an Lebensmitteln aus den mitt 
leren Provinzen der Monardhie, aus denen bis vahfn feine 
Klage über fchlechte Aerndte und über zu. beforgende Noth zu uns 
gedrungen fei, erft im der lehten Zeit hervorgetreten wären. Wenn 
nun in diefen Provinzen ein wirklicher ober. anfcheinender Mangel 
dadurch entſtanden iſt, Daß die erzeugten Produkte in ungewoͤhnlichem 
Maße ausgeführt find, fo glaube ich nicht, daß es einem intelligen- 
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teren und aufmerkſameren Minifter, daß es einem Handels Minifter, 
dem das Wohl des Vaterlanded mehr. am Herzen gelegen, als mir, 
hätte gelingen mögen, zu berechnen, ob zehn, ob hundert taufend 
Scheffel Weizen mehr über die unbewachten Grenzen der Vereins: 
Kinder ausgeführt worden find, als zur Eomfumtion des Landes 
Hätten zurüdbehalten werben follen. Ich unterwerfe mich jedem 
Urtheile, ich glaube aber nicht, daß mich: des halb ein gerechter Vor⸗ 
wurf trifft. 
(Biele Stimmen: Nein, Nein!) 

Ich gehe zu dem zweiten Punkte über, in welcher Beziehung 
der perfönliche Angriff weniger klar hervortreten dürfte, nichtsdeſto⸗ 
weniger aber ein perfönlicher Angriff iſt. Es ift behauptet worden, 
daß, wenn wir zu rechter Zeit einen Handels⸗Miniſter gehabt hätten, 
ein ganz anderes Syſtem ber Eifenbahnen eingeführt -fein würbe, 
daß man die Eifenbahnen nicht der Induftrie der Privaten überlaffen, 
fondern von Staats wegen gebaut hätte. Diefer Angriff trifft mich 
deshalb perfönlich, weil ich zu der Zeit, wo Das gegenwärtige Sys 
flem des Eifenbahnbaues feine vorzügliche Ausbildung erhielt, Chef 
des Finanz Minifteriums und alfo Borftand dieſer Partei war. Aber 
ich ftelle andy bier die Behauptung auf, daß, wenn Damals ein Han⸗ 
beis-Minifter vorhanden gewefen wäre, er ſchwerlich die Kunft er- 
funden haben würde, ohne fremde SKapitalien von Staats wegen 
ein fo großes Eifenbahnneh in der Monarchie zu fchaffen, als wir 
dieſes jetzt in Bolge des damals gewählten Syſtems wirklich befigen. 
Welche Gründe aber es damals einem Handels -Minifter eben fo 
unmöglich machten, als den Finanz⸗ Minifler, die erforderlichen 
60 Millionen, die ſeitdem verbaut fein mögen, im Wege der An- 
leihe zu befchaffen, parüber brauche ich mich gegen die hohe Ber 
ſammlung nidyt weiter auszufprechen, weil fie Allen hinlaͤnglich bes 
lannt ſind. 

(Bon vielen Seiten her: Fa, ja!) 

Ich erachte mich alfo auch in viefer Beziehung von dem Vor⸗ 
wurfe frei, durch die Combination der Aemter, die nicht durch mes 
nen Willen, fordern durch den Willen Sr. Majeftät des Königs 
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haben. 
(Allſeitiger Ruf: Ya!) | 

Abg. Hanfemann: (erbittet ſich das Wort, kann aber lange 
Zeit wegen Pochen und Lürmen nicht zum Worte fommen, bis enbs 
lich die Glocke des Marfihalls die Ruhe wieder herbeifälhrt.) 

Ich habe blos eine perfönliche Bemerkung zu machen. Det 
Herr Landtags-Kommiffar hat einen Theil desjenigen, was ich vor⸗ 
bin vorgetragen babe, als perfönlichen Angriff genommen. Ih bin 
bavon fehr weit entfernt geweſen und glaube, daß, wenn wir über 
die Handlungen von Minifterien reden, wir fern von ber Berfon 
find und Die Sache ſtets objektiv auffaffen. Ich glaube auch, daß 
es bisher hier immer fo gehalten worben iſt. Ich meines Theitd 
gehe immer von biefem Geſichtspunkte aus und wünſche, daß ber 
Herr Landisge-Kommiffar das, was ich fage und Fünftig fagen 
werde, fietd nur in dieſem Sinne auffaffen möge. Hinſichtlich deſſen, 
was bei der Verhandlung über die Rothfrage gefagt worden ift, 
habe ich mich lediglich auf das veröffentlichte Protokoll zu beziehen: 

Sandtegs- Aommiffar: Inden der Redner erklärt hat, daß ber 
Angriff nicht perföntich geweſen fei, was ic; auch im firengen Sinne 
des Wortes nicht gemeint habe, will ich ſehr gern bitten, daß die 
hohe Verſammlung das, was ich geſprochen habe, nicht als Ver⸗ 
theidigung meiner Perſon, ſondern als Vertheidigmng der r Sue 
aufnehmen wolle. 

(Stimmen beiden ihre Beiltimmumg aus.) 

Jandtags - Marſchall: Eo haben fidy ned, acht Rebner gemeldet 
(Zeichen der Ueberraſchung und wiederholter Ruf. u we 
flimmung.) 

Da der Wunſch, daß die Debatte gefchloffen werben möge, FM 
vielfach hören läßt, fo wii ich fragen, ob die hohe Verſanmlung 
dieſer Meinung ift, und bitte baher diejenigen, ufpaftehen, welche 
den Schluß der Debatte wünſchen. 

(Eine überwiegende Majorität erhebt ih.) — 

Es ift alfo beſchloſſen, daß die Debatte beenbigt ‚fein fol. Zu⸗ 

naͤchſt liegt mix die Frage ob, ob ber Antrag der Abtheilung auge⸗ 


nommen erden fol. In demſelben find aber. zwei Amendements 
gemacht worden. Das eine befteht darin, daß darin von der Ins 
duftrie nicht die Rede fein fol, und das zweite, daß des Aderbaues 
wicht erwähnt werde. Ich muß zuvoͤrdeſt fragen, ob beide Amen- 
demenis die noͤthige Unterſtützung finden. Wird der Antrag unters 
Rüst, daß ver Induſtrie nicht erwähnt werde? Diejenigen, welche 
safe find, bitte ich aufzuſtehen. 
(Der Antrag. wird ‚hinreichend unterflüßt.) 

Der andere Antrag geht dahin, daß des Ackerbanes nicht ges 
dacht werde. Wird dieſer Antrag unterſtützt.) 

(Dee Antrag findet die ausreichende Unterftügung.) 

Es werden alfo diefe Amendements nachher zur Abftimmung 
kommen. 

Abg. von Prünnch: So wie der Antrag geſtellt if: daß ein 
Minifterium für Handel, Induſtrie und Ackerbau erbeten werben 
fol, fcheint er mir einer anderen Faſſung zu bebürfen. Ich wuͤrde 
vorfchlugen, für den Ausvrud ‚‚Iupufteie‘‘ ven „Gewerbe“ zu 
wählen. 

. (Biele Stimmen: Ya!) 

Mein Grund dafür ift der: ich glaube, daß der weitere Be 
griff der Induſtrie nicht von der Fabrikation: allein und ausſchließ⸗ 
lich für fih in Anfpruch genommen werben Tann. Ich begreife 
unier Induſtrie eben fowohl den Handel als die Kabrication und 
den Aderbau, und es fcheint mir offenbar nicht richtig zu fein, 
wenn ein Minifterium für Handel, Induſtrie und Aderbau erbeten 
wird, fondern es muß ein folches für Handel, Gewerbe und Acker⸗ 
ban erbeten werden, wenn man es nicht vorziehen ſollte, ven letz⸗ 
teren, als in den Gerverben mit begriffen, nicht bejonders zu er⸗ 
währen, ! . 

. Uandtegs M. qal: Ich muß zuerſt fragen, ob das Amende⸗ 
werd. Unterflägung findet? 
(Wird vielfach unterfüüst.) i 

Referent Merifen: Das Mißverſtaͤndniß ſcheint darin zu be- 
ruhen, daß das Referat geglaubt hat, daß das Wort ,SInuftrie‘‘ 
noch umfaſſender fer; alo das Wort,Gewerbe“,; daß has Wort 
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„Induſtrie“ nicht allein die Probuckon des Mafchinemweiene, ſon⸗ 
dern auch die Produktion der Handarbeit umfafle. Wenn Sie das 
Wort „Gewerbe“ vorziehen und glauben, dag Ihre Anficht dadurch 
befier ausgedruͤckt werbe, jo bin ich vollfommen damit einverſtanden. 

andtags · Marſchall: Ich werde nunmehr zur Wbftimmung 
bringen, ob der Antrag der Abtheilung angenommen werben fol, 
jedoch mit dem Vorbehalte, daß ich nachher noch frage, ob des 
Aderbaues darin erwähnt werden fol, und ob man will, daß flatt 
„Induſtrie“ gefagt werde: Gewerbe”. 

Abg. Jachmann: Man pflegt die Gewerbe in produzirende und 
fabrizirende zu fcheiden, unter erfteren verficht man vorzugsweiſe bie 
Landwirthfchaft, 

(Biele Stimmen: Nein! Rein! und große Ungeduld in der 
Verſammlung.) 
ih kann daher eine Bezeichnung, welche die Landwirthſchaft als einen 
Begenfag gegen die Gewerbe darftellt, nicht glücklich gewählt finden 
und bin dafiir, nur von einem Minifkterium für Handel und Ges 
werbe zu fprechen. 

Serretair Aaumann: Die Frage wird alſo fein: Soll Se. 
Majeftät der König gebeten werden, die Umwandlung des feither 
beftehenden Handels⸗Amtes in ein felbftftändiges Minifterium für 
Aderbau, Handel und Gewerbe Allergnäpigft anorbnen zu wollen? 

Landtags - Marfhall: Mit dem Vorbehalte, daß über den Aders 
bau noch befonderd abgeftimmt wird, Diejenigen, welche für Die 
Annahme des Antrages find, bitte ich aufzufichen. 

(Mit großer Majorität angenommen.) 

Nun werde ih noch fragen, ob darin nicht des Aderbaues ers 
wähnt werben foll? 

Eine Stimme: Darf ich zum Verſtändniß der Frage noch bins 
zufügen, daß ich allerdings glaube, daß der Aderbau, fo weit er 
ein Gewerbe ift, in dem Anshrude „Gewerbe mit begriffen fei? 
Ich will mich nur gegen bie weiteren Konfequenzen verwahren, das 
mit es nicht fcheine, ald ob wir den Aderbau den anderen gewerbs 
lichen Beichäftigungen unterorbnen. 


. Iandtegs- Marfall: Diejenigen, die bafür find, daß des Acker⸗ 
baues nicht beſonders erwähnt werden foll, bitte ich, aufzuſtehen. 
Ä (Es ergiebt ſich feine Majorität. ) 

Kine Stimme: Wenn ich die Frage recht verſtanden babe, fo 

ging fie dahin, ob das Wort „Ackerbau“ veöhalk nicht aufgenom- 
un werben fall, weil eö in dem Worte Gewerbe Liegt. 

(Bon allen Seiten ertönt der Ruf: Nein, nein! Die Verſamm⸗ 
Inng befindet ſich in höchſter Ungeduld und wird nur ſchwer 
durdy die Glode des Marſchalls zur Ruhe zurüdgebracht.) 

Aardtag⸗·Marſchell: So wie es jekt liegt, ‚wird der Antrag 
der Abtheilung mit dem einzigen Unterfchiebe angenommen, daß ſtait 
des Wortes „Induſtrie“ gefagt wird: ‚Gewerbe. “ 

Ä (Viele Stimmen; Ja wohl.) 

Wir fommen nun zur Berathung des Gutachtens, betreffend 
die Petition der Abgeorpneten der Stadt Berlin, wegen der in meb- 
reren Provinzial⸗Landtags⸗Abſchieden enthaltenen Interpretation ber 
Deftimmung über die Sonderung in Theile. Referent ift der Ab⸗ 
geordnete von der Heydt. | 

‚Referent von der Heydt: 

„Gutachten 
der 

vierten Abtheilung der Kurie der drei Stände de erfien Ver⸗ 

einigten Landtages, 
at betreffend 

die Betitior ber Abgeordneten der Stadt Berlin wegen der in 

mehreren Brovinzialstanbtiags:-Abfchieden enthalteuen Interpre 

tation der Beflimmung über die Sonderung in Theile. 

Dei Beurtheilung ber vorgebachien, ber unterzeichneten Abtheilung zur Bes 
richterftattung überwiefenen Petition der. Abgeordneten der Stadt Berlin hat bie 
Abtheilung fich nicht mit der Frage der Itio in partes befchäftigt, da biefe Frage 
im einem anderen Referate erörtert if. Sie bat ſich vielmehr im vorliegenbem 
Salt l⸗diglich darauf befchränft, Die vorgebrachte Veſthwerde mit Rüdficht auf 
die. beßehenden Beimmungen einer Prüfung zu unterwerfen. Die Deullchrift ber 
genannten Abgeordneten ift zu beſſerer Beurtheilung dem gegenwärtigen Gut⸗ 
achten beigeheftet. (Bergl. ©. 241.) 

Acht nur im dem bezogenen Landtags: Abfchiede für Meftyhalen, fondern 
auch in mehreren anderen Landtags : Abfihieben vom 36. Dezember 1843 iſt in 
Betreff einer Sonderung in Theile wörtlich Folgendes angeführt: 
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„ine folge iR nach 6.47 des Geſehes vom 37. März 1834 uläfig, wenn 

durch einen Beſchluß des Landtags bei der Begutachtung einer ihm vorge 

legten Propofition oder dadurch, daß terfelbe mit verfaflungsmäßiger Major 
rität eine Petition an Uns zu richten beichließt, ein Staub befien Jutereffe 
in diefem Falle gegen das der andern Stände gefchieden if, ich in feinem 

Rechte verlegt glaubt Dadusch aber, daß ein Antrag die verfaſſungsmäßige 

Majorität nicht erlangt, um ihn überhanpt zu einer Uns vorzulogenden Des 
tition zu erheben, faun ein einzelner Stand fi in feinem Rechte nicht vers 
legt fühlen, indem der Beichluß des Landtags, die Petition nicht anzu⸗ 
uehmen, nur die Folge hat, daß es bei dem beſtehenden Zuflande verbleibt." 

„Als Ausnahme von der Regel könnte in dem letztgedachten Falle Die 
Senderung in Theile hoͤchſtens dann geflattet werben, wenn biefer Antrag 
von einem einzelnen Stande auöginge und einen Gegenſtand beiräfe, bei dem 
das Intereſſe dieſes Standes ausſchließlich und allein betheiligt wäre. Cin 
ſolcher Ball lag aber bei feinem ber hier in Rede ſtehenden Anträge ver, 
indem auch die anderen Stände ein fehr nahes Interefie dabei haben, durch 
wie viel Abgeordnete ein jeder Stand auf dem Laudtage vertreten wird, und 
welche Bedingungen für die Wählbarkeit der Abgeorbueten eines Staudes 
der wit den übrigen Ständen gemeinfchaftlich die Angelegenheiten der Pro⸗ 
vinz auf dem Landtage beräth, erfordert werden.‘ 

In dom Landtage⸗Abſchiede vom 27. Dezember 1845 an bie Provinz Sach⸗ 
fen it aus Anlaß einer Vorſtellung des fächfifchen Previnzialstandtags nad 
gegeben, daß ein Unterſchied zwifchen verlepten Rechten und verletzten Intereſſen 
infofern unbegründet: fei, als auch durch verlegte Intereſſen die Sonderung im 
Theile motivirt werben koͤnne. 

Die betreffende Beſtimmung in ben provinzialſtaͤndiſchen Gehen Iauiet 
wörtlich alfv: 

„Bei Gegenfländen, bei deuen das Intereffe der Stände gegen einander ges 
ſchirden if, findet Sonderung in Theile Ratt, fobald zwei Drittheile der 
Stinmen eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß der Mehrheit wen 
legt glaubt, darauf bringen. In einem ſolchen alle verhandelt die Bew 
ſammlung nicht mehr in der Geſammtheit, ſondern nad den $ 2 befinmten 

Ständen. Die auf diefe Weite hervorgehende Verſchiedenheit der Butacdian 

der einzeluen Stänte wird bayn zu Uuferer Enifcheisung vorgel 
Hiernach Tann bei alten Gegenſtänden, bei been das Intereſſe der Staͤnde 
gegen einander geſchieden tft, ſabald zwei Drittel der Stimmen eines Standes 
ſich durch irgend einen Beſchluß der Mehrheit verlegt glauben, eine Gonderunrg 
ia Theile provozirt werben. 

Die Annahme, dag in Beziehung auf Petitionen nur ein affirmativer 2 
ſchluß zu einer Sonderung iu Theile Anlaß geben Tönne, fiadet in der Seſtim⸗ 
mung des Befepes Feine Begründung. Bei Verwerfung von PetitionsAnixaͤgen 
berußt die Ablchuung nicht minder auf einem Beſchluſſe. Der Laudtag hat bei 
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jedem Retitions⸗Antrage zunächſt darüber zu beſchließen, ob ber Antrag zu einer 
Petition des Landtags erhoben werden folle, ober nicht. Annahme oder Verwer⸗ 
fung wird durch die vorgefchrichene Stimmenmehrheit entſchieden. Die Annahme 
Towohl als die Berwerfung aber beruht auf einem Beſchluſſe des Landtags, und 
nach der vorbezugenen Beftimmung genügt es zur Forderung einer Sonderung 
in Theile, daß zwei Drittel eines Standes fich durch irgend einen Beſchluß der 
Mehrheit verlegt glanben. 

: Eben fo wenig findet die Annahme, daß bei &egenfländen, in denen das 
Intereſſe der Stände gegen einander gefchieden if, das Verbleiben des beflehens 
den Zuſtandes die Rechte oder die Intereflen eines Standes nicht verlegen koͤnne, 
Im ber bezogenen Beflimmung rechtliche Begründung. In den fraglichen Füllen 
dhandelte es fih um die Vermehrung ver Abgeorbneten einzelner Stände. Die 
Bertrefung der Stände iſt prinzipiell "fine gleichmäßige. Das Verhältnig if 
In den einzelnen: Provinzen verfchieden, und die Berfchiedenheit des Vertretungs⸗ 
Derhältniffes beruht offenbar anf der Verfchiebeuheit der dabei in Betracht ge: 
Sommenen befonderen Verhältnifie in ben Provinzen. Nur diejenigen Verhäͤlt⸗ 
niffe aber konnten bei den abweichenden Beſtimmungen über die Vertretung der 
einzelnen Stände maßgebend fein, welche zur Zeit der Smanirung der fraglichen 
Geſetze befanden. Gutweder könnte nun ein einzelner Stand in der urfprüngs 
lichen Beſtimmung feine Rechte oder Intereflen verlept glauben, oder er Fönnte 
in dein Fortbeſtehen der urfprünglichen Beſtimmung wegen weſentlicher Verän⸗ 
Serungen in den bei diefer Beſtimmung maßgebend geweſenen Derhältsifien eine 
Berlepung zu erbliden glauben. Wenn der betreffende Stand in ſolchen Fällen 
eine Petition einbringt, welche von dem Landtage durch Beichluß der Majsrität 
verworfen wird, fo ift er fowohl nach dem Wortlaut ald nah tem Sinne der 
fraglichen Beſtimmung unzweifelhaft berechtigt, die Sonderung in Theile zu 
begehrten. 

Es würden funft die in geringer Zahl vertretenen Stände fich in der Uns 
moͤglichkeit Hefinden, bei dem Widerſpruch der Mitftände einen die befonderen 
Intereſſen ihres Standes betreffenden Antrag zur Allerhöchften Entſcheidung au 
deingen. 

Endlich findet auch die Annahme, daß die Sonderung in Theile hochſtens 
ei dann geſtattet werden dürfe, wenn dieſer Antrag von einem einzelnen Stande 
ausginge- und einen Gegenſtand beträfe, bei dem das Interefie diefes Standes 
ausſchließlich und allein betheiligt wäre, in dem Gelege Feine Begründung. 
Cine ſolche Diftinction iſt in dem Geſetze nicht aufgeſtellt. Es genügt, daß dos 
Imterefie der Stände gegen einander geſchieden ift, und daß ein Stand ſich durch 
den Beichluß der Mehrheit verlent glandbt, um zu einer Sonderung zu berech⸗ 
tigen. 

Aus diefen Gründen hat die Abtheilung mit 14 gegen 3 Stinimen ihr 
Gutachten dahin gegeben: 

. daß die in den betreffenden Landtago⸗Abſchieden enthaltene Interpretation 
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mit den. geſetzlichen Beſtimmungen über bie ktio in partes nicht überein⸗ 

ſtimmt, und daß Gr. Majeſtät die ehrerbietige Bitte vorzutragen fel, fo lange 

als jene Beſtimmungen nicht anf gefeßlichem Wege geändert feien, vie An⸗ 

wendung berfelben in igrer vollen Ausdehnung unbefchräntt zu geftetten. 

Die Minorität glaubte in der beanfpruchten Weile die Sonderung in Theile 
gar zu ſehr beghnftigt und kounte fich deshalb mit der Anficht der Majorität 
nicht einverfianden erflären. 

Berlin, den 17. Mai 1847. 

Die vierte Abtheilung der Kurie der drei Stände. 


ITIO IN Partes. 
Deukſchrift 


über 
die Sonderung in Theile, 

Das Gefeh wegen Anordnung der Provinziallände für die Marl Branden⸗ 
bung uns des Markgrafenthum Miederlaufs vom 1. Juli 1823 (Befehf. S. 130) 
behind in feinen $. 47: 

Dei Gegenſtänden, bei denen has Intereffe der Stände gegen einan: 

der geſchieden iR, findet Sonberung in Theile Ratt, fobald zwei Drittel 

eines Standes, welcher fi durch einen Beſchluß ber Mehrheit ver: 
lest glaubt, darauf dringen. 

Diefe na ihrem Wortlaute fowohl, als nad ihrer Tendenz, unzweifelhafte 
Behimmung findet ihre legislative Rechtfertigung in der Art der Zaſammenſrtzung 
des Landtages und iu der Gerechtigkeit, welche die Wünfche und Bittfchriften des 
ſchwaͤcher repraͤſentirten Standes nit einer minderen Verückſichtigung als bie nes 
in größerer Zahl vertretenen Standes unterwerfen will. Sie ſoll dem erſtern 
einen Gchup gegen das Uebergewicht der zahlreichen Stimmen des letzteren ges 
währen, eine Art Ausgleichung des Mißverhältniffes in der Repräfentation der 
verfchiebenen Stände herbeiführen, wenigſtens ein Mittel darbieten, biefes Miß⸗ 
serhältniß nicht in eine offenbare Zurückſetzung der fchwächer sepräfentirten Stäude 
audarten zu laſſen, und dem einzeluen Stande, welcher fich durch einen Beſchluß 
der Mehrheit verliebt glaubt, den Weg bahnen, um zu einer Allerhoͤchſten Ent⸗ 
ſcheidung zu gelangen, 

Ein ſolcher, dem weniger zahlreich repräfentisten Stande zu gewährender 
Schutz if demfelben unentbehrlich, denn da er nur in folchen Fällen in Anſpruch 
genommen werden darf, in denen das Interefie ber einzelnen Stände gegen ein- 
auber gefchieden ift, und gerabe in folden Fällen gewiflermeßen fich zwei 
Barteien bilden, von welchen jebe ihre Interefien wahrnimmt und vertheibigt, fo 
entfieht felbiredend hierdurch ein Zwieſpalt, der, fol er im Junern des Landtas 
ges anögeglichen werden, ſtets dem ſtaͤrker vertzetenen Theil den Sieg verleihen, 
within aaauableiblich zum Nachtbeil des Ichwächer vertretenen Theils fügren muß, 
Wi: 16° 
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Do ein foldyer, aller Villigkeit und Gerechtigkeit entgegenlanfender Ucbelftaud zu 
Tage liegt, Tamm unb darf die nothiwenbige Abhülſe nit ausbleiben, und ber 
welſe Geſetzgeber bat fie durch bie obige Geſetzſtelle gewährt. 

Wis aber diefes mit der Organifatton des furmärfifchen Provinzial⸗Landta⸗ 
nes anf's Innigfle verzweigte Nerht dem in unzureichender Zahl bei demſelben 
vertretenen Stande ber Städte anf hoͤchſt bedauerliche Weife verlümmert worden, 
davon geben die Verhandlungen des neunten Provinnal- Lavdtage⸗ ver Marl 
Brandenburg ꝛc. den fchlagenpften Beweis. on 

Um eine vollſtaͤndige Neberſicht der Sachlage und des Gindufes u geben, 
den eine gefeßlich nicht begründete Auslegung des die Sonderung in Theile bes 
treffenden Paragraphen ausgeübt Hat, ift es nosgiwerdig, zunädft einen Blick auf 
jene Verhandlungen zu werfen. 

In der Sikung des Provinzial: Landtages der Mark Brandenburg ic. vom 
13. April 1845 hatten ſich anf die Frage: 

Ob eine Vermehrung der Vertreter des Standes der Städte auf den Pros 

vinzial⸗Landtagen (Allerhöchften Orts) beantragt werben ſollie? 
bei 65 Votanten 33 Stimmen bejahend und 39’ Stimmen verneinend anspefpros 
hen. Wenngleich hiernach die Mehrheit der Stimmen für die Beförderung 
des Antrages war, fo durfte fe doch nicht zur Ausführung fommen, da vie Ma: 
joritaͤt dor Stimmen nicht bie Höhe von zwei Drittel erreicht hatte. Dffeubar 
lag bier ein Tall vor, in welchem das Intereſſe der Gtände gegen einander ge: 
fohieden war. Denn fo fehr es im Intereſſe des Standes der Städte Liegt, bie 
Bay ihrer Abgeordneten vermehrt zu fehen, fo ſehr liegt es im Intereffe des 
Standes ver Rittergutsbefiger, einer folchen Vermehrung entgegen zu fein, indem 
durch die letztere der Einfluß. des gegenwärtig Durch feine zahlreiche Repräfentes 
tion begünftigten Standes. in demfelben Maaße fick vermindert, als ver bis jeht 
durch die geringe Stimmengahl fehr untergeorbnete Einfluß ver Abgeurbneten ber 
Städte, durch eine Bermehrung der Zahl derfeiben, ſich erweitern und einer ges 
rechten Gleichſtellung entgegengeführt werden würde. 

Es wurbe daher von Seiten fämmtlicger ſtaͤdtiſchen Kögesrbneten auf eine 
Gonderung der Theile angeiragen und biefelbe durch den yräfldirensen Herru 
VDiee⸗Landtago⸗Nacſchall für zuläffig erachtet. Diefer ausdrücklichen Erklaͤ⸗ 
rung ungenchtet, eröffnete jedoch in der nädhken Landtags: Sigung am 14. April 
1845 derfelbe Here Borfipende der Berfammlung: er habe zwar fi babis- ges 
äußert, daß er in dem fraglichen Falle bie Itio m partes für zuläflig halte, 
babei jedoch Die Bemerkung gemacht, daß dieſe Maßregel Hier feinen weiten 
Effekt haben könne, als daß die Anficht der Häntifchen Abgeordneten in einer ber 
fonbern, unter feinem Vorſitze ſtattſindenden Berfammlung zu Protokoll genom⸗ 
men und den Berbandlungen des Landtages beigefügt würde, ober doch wenig⸗ 
Pens, wenn er feine Meinung nicht fo voliftändig dargelegt Haben 
follte, nur in dieſem Sinn bie Sonderung in Theileszugelaffen. & 
Sei daher auch, falls die Herren Abgeordneten der SHäbte ihre Meinung über 
diefen Punkt darzulegen und zu Protokoll zu geben beabfichtigten, ganz ecbötig, 
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in den Dieferhalk: zu veranſtaltenden befonderen Berfanimlımgen ben Borfib zu 
führen und die Erlläraugen zu Protokoll wehmen zu laſſen. Allein dies Ber: 
fahren könne keinen weitern Erfolg haben, als daß das aufgenommene Protokoll 
ben. Laundtags⸗Werhandinngen beigefingt würde; an Se. Majeftlät den König aber 
fönne ein Antrag nicht gelangen, weil nach F. 46 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 
ein Veſchluß nur Bann zur Aliechöchften Kenntniß gebracht werben bürfe, wenn 
er eine Stimmenmehrheit von zwei Dritteln erlangt babe, dies aber Hier nicht 
der Fall fei, und ihm, als flellvertretender Landtags: Merichall, nicht die Befug⸗ 
niß gufiche, einen Beſchluß, der nicht zwei Drittel der Verſammlung gewonnen, 
an ven Thron zu bringen. Zur. Rechtfertigung biefer Anficht Berufe er ſich noch 
ahf den, au ben füebenten Brovinzial- Landtag von Weſtphalen eriaffenen Land: 
tag6-Abfchied, welcher in Betreff des ganz gleichen Balles, wo anf die von einem 
Abgeordneten nes Standes der Landgemeinen, wegen Erweiterung ber Wahlbe⸗ 
fagwilie dieſes Standes, welcher die erforderliche Majorität von zwei Dritteln dee 
Staändeverſammlugg nicht erhalten, der vom Stande ver Laudgemeinen beantrags 
ten Sunderung in Theile Folge gegeben worden, demnächſt aber die Stände über 
ven Antrag abgeſondert berathen hätten, und deren &ntachten des Königs Ma: 
jeßäk zur. Euntſcheidung vorgelegt worben fei. | 

Die. Allerhoͤchſte Catfcheidung enthalte: 

daß in dieſem Falle die Sonderung in Theile ſich nicht wechtfertige, eine 
foiche vielmehr nach $. 47 des Geſetzes vom 27. Mai 1824 nur dann zus 
Iäffig fei, wenn durch einen Beichluß des Landtages, bei Begutachtung 
einer ihm vorgelegten Propvfition, oder dadurch, daß derfelbe eine Betition 
anzubringen beſchließt, ein Stand, deſſen Intereffe in diefem Fall 
gegen Das Der anderen gefchieden ift, ſich in feinen Kechten verletzt 
glaubt, dadurch aber, daß der Landtag den Antrag eined Standes zu einer 
Petition zu erheben verweigert, eine Berlegung ver beftehenden Rechte jenes 
Standes nicht eintreten fönne, indem durch diefe Verweigerung feine Der- 
änderung, fondern nur die Aufrechthaltung des beftehenden Rechte bewirkt 
werben könne. 

In diefem Landtags: Abfchiere haben Se. Maje ſãt ver König ſich ganz Har 
ausgeiprochen, und da fonach in dem vorliegenden ganz gleichartigen Wall die 
Itio in partes mit dem Effeft, daß an des Könige Majeftät eine Petition ges 
richtet würde, nicht ſtatthaft fei, vielmehr der Landtag durch die Einrichtung einer 
Immediatvorſtellung unter den/obwaltenden Unhänben une eine Nüge fich zu⸗ 
ziehen würde, er aber diefe nicht herbeifühten. wolle,. fo vermöge er die Itio im 
pertes mit dem auegebrücten Gffeft nicht zu verflatten, ſondern müfle, vermöge 
der als flellvertretennen Landtags: Marfchall ihm zuſtehenden Befugniß, dieſelbe 
* die Anbringung einer Petition verweigern. 

Aller Remonftration und Proteſtationen der ſtädtiſchen Abgeordneten gegen 
* Irgumentation ungeachtet, verblieb der Herr Vorſitzende bei feiner eng, 
uny deendigte die Dieuſſion neit ver Gyklürung: 
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daß, fo fehmerzlich es ihm auch ſei, auf dieſe Weiſe von feinen Rechten 
Gebrauch machen zu müflen, er doch auf keinem Falle ben Berren Abgeort: 
neten der Stäbte, wegen der Vermehrung der Bertreter ihres Standes, bie 
Itio in partes mit der Wirkung, daß dieferhalb hei des Könige Majehkt 
eine Petition angebradyt würde, verflatten, und auch eine weitere Diskufſton 
über biefe Angelegenheit nicht zulaſſen, fondern nur auheimgeben könne, ge 
gen feine Entfcheidung Broteft einzulegen. 

Dies gefchah denn auch fofort dahin: 

daß, da bie Itio in partes nicht eintreten fünne, fo müßten die ftäbtifchen 
Abgeorbneten, in Betracht ihrer quantitativen Berhältniffes zum Pleno 
des Landtages, von heute an ihren Einfluß auf die Händifchen Verhand⸗ 
Iungen ale vernichtet betrachten. 

Leider ift diefe ſchmerzliche Bezeichnung nur zu begründet, denn es liegt im 
der Natur der Sache, daß jeder, dem fpeziellen Interefie eines Standes entgegens 
Rehende, die Iutereflen eines andern Standes beförbernde Antrag, bei dem erfl- 
erwähnten Stande ben lebhafteſten Widerſpruch finden muß. 

Dennoch wäre hierauf ein minderes Gewicht zu legen, ja vielleicht in biefer 
Geſtaltung der Berhältniffe ein anzuerkennendes konſervatives Element zu finden, 
wenn die Kräfte. anf allen Seiten gleich vertheilt werben, und dann ein gleicher 
Einflug fih von allen Seiten Geltung verfchaffen fünnt. Gin ganz anderes 
Anſehen gewinnt aber die Sache, wenn bie faktifche Geſtaltung berfelben ius Auge 
gefaßt und nicht überfehen wirb, welche Abnormitäten dadurch herbeigeführt 
werben. 

Nach der Derorbnung vom 17. Auguft 1825 (Befehl. S. 193) Hund die, 
den Furmärlifchen Provinzial: Landtag bildenden Abgeordneten ber verſchiedenen 
Stände in folgender Art vertheilt: 

A. Fürdie Kurmark und zwar 
für den erfien Stand . . . „23, für ben zweiten 15, für den dritten 8 Mitgl. 
B. Für die Neumark 


“für den erflen Stand... . . 6, s :s 4: =: 3: 
©. Für die Riederlanſitz 
für den erſten Stand... . . 6,: = = ds: =: . 935 


und dazu noch eine fväter er- 

nannte Birilkimme des Herrn 

Grafen v. Solms: Sonnen; 

walbe. 2.220000 n ee l,= = — ug 

Sind in allem . . „36, für den zweiten 23, fr den dritten 12 Mitgl. 

in Summa 71 Mitglieder, 
von welchen 48 Stimmen anzunehmen find, um zwei Drittel aller Stimmenden 
zu bilden. Biernach bedarf alfo der erſte Stand, um eine, feine Jutereſſen bes 
fürderade. Petition burchzubringen, nur 11 Stimmen ans den beiden anderen . 
Ständen; wogegen, um einen gleichen Erfolg herbeizuführen, der zweite Staub 
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26 Stimmen und ber dritte Stand fogar 36 Stimmen ans den beiden anberen 
Ständen erlangen muß. 

Daß hiernach der zweite und dritte Stand fich in einer gänzlichen Abhäns 
gigfeit von dem Willen des erften befindet, wirb einer weiteren Ausführung nicht 
bebürfen, wohl aber fich von felbR ergeben, daß dieſes Mißverhältnig um fo 
greller hervortritt, wenn es ſich um Gegenſtaͤnde handelt, welche bie gegenfeitigen 
Staubesintereffen berühren, in welchen Fällen durch das Uebergewicht des ers 
fen Standes, den beiben anderen Ständen, felbft wenn fie einftimmig vereinigt 
wären, und ſonach zwei Stände gegen einen votirt hätten, der Weg zum 
Throne abgefchnitten wird. Hierdurch iſt der erſte Staub gewiflermaßen zum 
Richter über die Anträge der beiden anderen Stände erhoben, indem bie 
Lehteren gar nicht einmal zw einer Beſchwerde oder Bitte an Se. Majeſtät ven 
König gelangen fünnen, ohne zuvor bazu die Zuflimmung eines großen Theiles 
bes erfien Staudes zu erlaugen. 

Man kann nicht fagen, daß die Ritterfchaft in gleicher Lage fich befinde. 
Auch fie bedarf zwar zwei Drittel der Stimmen, um einer Petition Bingang zu 
verfchaffen ; allein dieſe Gleichheit it — wenn gleich grunbfäßlich ausgeſprochen 
— nur eine fiheinbare, da praftiih, nad) Maßgabe der quantitativen Mepräs 
fentation der einzelnen Stände, die Sache, ſich ganz anders gefaltet, indem für 
deu erfien Stand es ungleich leichter if, aus zwei Ständen I1 Stimmen zu 
erhalten, als dem zweiten Stande, der 26 Stimmen, und dem britten 
Stande, der 36 Stimmen gewinnen muß, um eine Betition burcdhzubringen. 
Hierbei ift aber überdies nicht zu überſehen, daß die Intereffen des erſten Stans 
des meiſteutheils mit denen bes dritten Standes im Einklange ſtehen, mithin bei 
ber Bereinigung des erftien und brittien Standes zu einem Antrage, es audy 
nicht einer Stimme bes zweiten bebarf, nm zwei Drittel der Stimmen zu ers 
zeichen, wogegen bie Interefien des zweiten Standes nur eine Beförberung ges 
winnen können, wenn zahlreiche Stimmen aus den beiden andern Ständen ſich 
ben Anfichten der Abgeorbneten der Städte anfchließen. 


Sobald alfo Konflikte zwiſchen ftädtifchen und ländlichen Intereffen entftes 
hen, befinden fi die fRädtifchen Abgeorbneten in ber entfchiedenften Minorität 
und wöärben fich dadurch verhindert fehen, die Interefien ihrer Kommittenten auf 
gefeßlich begründete Weife wahrzunehmen, wenn ihnen ber F. 47 des Geſetzes 
vom 1. Juli 1823 nicht den nöthigen Schub dadurch gewährte, daß er ihnen 
durch Die Itio in partes den Weg zum Throne bahnt und dadurch der Beeins 
trächtigung vorbengt, welche ihnen fonft auf dem Landtage widerfahren würde. 
So fehr ſich daher die innere Nothwendigfeit und Rechtfertigung des oben alles. 
girten 6. 47 ergiebt, fo nieberfchlagend ift die Wahrnehmung, wie das aus dem: 
felben herznleitende Recht den fädtifchen Abgeorbneten auf dem neunten Brovins 
zialsLanpiage, nach den voraufgeführten Erlebniſſen defielben, vorenthalten wors 
den if. Nicht zu gedenlen, daß Piejenige Sonberung in Theile, welche der bas 
malige Herr Borfipende nur allein für zuläffig erflärte, eine Maßregel in fi 
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ſchließt, welche im Geſetz nicht vorgeſchrieben und daher auch als eine nicht ſtakt⸗ 
hafte zu erachten ift, jedenfall8 aber eine wirfungslofe und daher gewiß nicht 
eine Itio in partes im gefeßlichen Sinne gewefen fein winde — will es nicht 
einleuchten, daß die, dem Antrage der flädtifchen Abgeurpneten auf Sonderung 
in Theile entgegengeftellte Präſidialverweigerung eine gefeblicde Begränbeng ges 
habt Hätte Es bezieht fich diefe Berweigerung zunächſt auf die Beſtimmung, 
nach welcher Landtags⸗Beſchluſſe nur zur Allerhöchften Kenntniß gebracht werben 
follen, wenn fie durch zwei Drittel der Stimmen ‚gefaßt wurben. Indeſſen bleibt 
habei unbeachtet, daß nicht der, zwar per majora, aber nicht durch zwei Drite 
tel der Stimmen gefaßte Beſchluß, wegen Bermehrung der Räbtifchen Abgeord⸗ 
neten, fondern das Refultat. einer Sonderung in Theile Sr. Majeität dem Ks 
nige anzuzeigen war, mithin nicht der $. 46, der die Beſtimmung wegen ber 
gwei Drittel Stimmen enthält, fondern der 9.47 des Geſetzes vom 1. Juli. 1838 
über die Itio in partes für den vorliegenden Fall zur Anwendung gebradgt mer: 
den mußte. 

Menn nun hiernächft, zue Begegnung ber Anfichten des Standes der Stäste 
auf eine in dem Landtags-Abſchiede au die Stände der Provinz Weſtphalen ent: 
haltene und vorſtehend bereits erwähnte Allerhöckfte Eutſcheldung Bezug genom⸗ 
men- worden, fo iſt in. viefer Beziehung Folgendes zu berückfichtigen. 

Nach dem Inhalte des Protekolls vom 34: April 1845 ift beim Landtage 
an⸗ und. ausgeführt worden, daß bie Landtags-Abfchiede für die eine Provinz für 
andere wicht maßgebend fein und überhaupt als allgemeine Gefsge nicht angefe⸗ 
ben werben Tönnen. Der in Bezug genommene Landtages Abfehien.enthält ukrts 
gens nicht eine Interpretation bes $. 47, wohl aber eine gänzliche Um— 
wandlung beflelben, eine Beſchränkung der ſtändiſchen Rechte, alfo eime 
Abänderung des Orundgefeßes vom 5. Juli 1823, die nach veſſen vorleßtem 
Abſatze des vorgängigen Beirathes der Stände bedurft hätte Wenn 
aun der unverfennbaren Richtigkeit und Anwendbarkeit dieſer Gründe ungeachtet 
die Itio in partes nicht zugelaflen worden, fo fteht zu befürchten, daß bei km 
licher Bergnlaffung ein gleichmäßiges, bie ftänbifchen Rechte beeintraͤchtigendes 
Berfahren Platz greifen dürfte. 

Mm eisem ſo großen Uebelſtande, deſſen nachtheildge und dem Geiſte ber 
ſtaͤndiſchen Inſtitution zuwider laufende Folgen vorfichend deſprochen worden, voys 
zubaugen, fcheint es mahrlich usthivendig, um fo mehr auf bie Sache uud): näher 
einzugeben, al& auch in der Verordnung über bie Bildung des Vereinigten Land⸗ 
inges vom 3. Jebruar 1847 8. 17 die Beſtimmung ſich vorfinbet: 
„Hält.bei einem Gegenſtande, in Hinfidyt deffen das Intereffe ber verfdhie- 
beuen Stände oder Provinzen gegen einauber gefchieden IR, ein Btand odey 
eine Provinz durch einen wach Borfchrift des $. 16 zu Stande gekommenen 
Beſchluß fich verlegt, fo findet eine Sonberung in Theile ſtatt, fobalb 
eine Mehrheit von Zwei Drittheilen dieſes Standes oder dieſer Provinz es 
verlangt,‘ 
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eite Veſtimmung, auf die möglicherweite leichtes bie, in dem vorgedachten 
Banstaye:Abfchiede enthaltene, Interpretation angewenbet werben Tünnte, und dies 
zu berfelben Beihräntung ſtändiſcher Mechte führen würbe, wie ſolche auf dem 
Iurmärfifchen Propinzial⸗Kandtage durch bloße Auwenbung einer, mit Erfolg gels 
tend gemachten, Prafdisleinfchreitung zur Ausführung gelommen ift. 

Wird nun der oft erwähnte F. 47 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 in ſei⸗ 
ner ganz einfachen, Elaren und deutlichen Faſſung auf das Sorgfültigfie betrach⸗ 
tet, fo wird immer nur das zweifelsfreie Reſultat fi ergeben, daß durch benfels 
ben geſetzlich feſtgeſtellt worben if: 

daß (ohne alle weitere Beichränfung) die Sonderung in Theile flatt 
finvet, ſobald bei Gegenſtänden, bei denen das Intereffe der Stände ges 
gen einander gefchieden if, zwei Deittbeile eines Standes, welcher 
fich Durch einen Beſchluß der Mehrheit verlegt glaubt, baranf 
bringen, 

Hiernach ift alfo, um den Antrag auf eine Itio in partes zu begrkuben, ers 
forberlich, — und zwar nichts mehr und nichts weniger als: 

2) daß über einen Gegenſtaud verhandelt worben, bei welchem bas Intereffe 
ber Stände gegen einander gefchieden if, 
b) daß über dieſen Gegenſtand ein Beſchluß gefaßt werben, 
. c) daß ein Stan» buch dieſen Beſchluß fih verlegt glaubt, und 
d) daß dieſer Stand mit zwei Drittel der Stimmen deſſelben auf die Gons 
derung In Theile dringt. 
Es wir) faum der Erwaͤhnung bedürfen, daß alle durch die fragliche geſetz⸗ 
liche Beftimmung geforderten Beringungen, bei dem Antrage, den bie ſtaͤdtiſchen 
Abgeordneten bei Selegenheit des neunten Provinzialstandtages der Kurmark anf 
eine Sonderung in Theile Reltten, vorhanden waren, und daß danach Diefer Aus 
teag durchaus als. geſetzlich gerechtfertigt Kätte erachtel werden müflen; denn 
zu a) lag es im Intereſſe des zweiten Stanbes, bie Zahl des Abgrordneten 
befieiben vermehrt zu fehen: wogegen es dem Intereffe bes erſten enl⸗ 
ſchieden, und bebingungsweife auch dem des britien Standes eutgegen war, 
eine folche Vermehrung eintreten zu laſſen. 
Der Gegenftand war alfo von der Art, dag Hinfichts der Sonderung 

ber Intereſſen der Stände ein Zweifel nicht obwalten fonnte, 

zub) war über biefen, die gegenfeitigen Standes⸗Intereſſen beruhreuden Gegen; 
fand ein Beſchluß gefaßt worden, ob genehmigenn, oder ablehnend, if 
hierbei nad; den, Worten, dem Sinne und Geifte, fo wie der Tendenz des 
Geſetzes, ganz gleihgältig; 

zu c) lag es in der Natur der Sache, daß ber zweite Stand feine Intersffen 
duch dad Reſultat der Abflimmung für verlest erachten mußte; 

zu d) endlich Hat der zweite Stand einkimmig — wiewohl vergeblich — auf 
die Sonderung in Theile gedrungen. 


@s frogt ſich hlernach, was denn dem in Rede ſtehenden träge eigeullich 
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fehlte, um dem Erforderniſſe des Geſetzes zu genugen? Vergeblich wird dad Bes 
miühen fein, bei der Beantwortung biefer Frage irgend einen fehlen Auhaltepunkt 
gu finden; denn das Geſetz ift zu bündig und unzweifelhaft und die Anwendung 
beffelben auf: den gegebenen Ball fo ungemein anpaflenn, daß ſich weder ein 
Zweifel, noch eine Unflarheit in irgend einer Beziehung vorfinden läßt, und hier⸗ 
aus ergiebt fich fchon von vorn herein, Daß biejenigen Brände, die dem Antrage 
entgegengeftellt wurben, ihre Quelle nicht in dem Geſetze ſelbſt Haben konnten. 
Diefes iſt denn auch der Ball, indem das inhibirende DBerfahren gerechtfertigt 
werden follte durd) den, den Ständen einer andern Provinz ertheilten Allerhöch⸗ 
ſten Landtags sAbfcyied, welchen man als eine authentifche Interpretation ange: 
fehen wiſſen wollte. Allein dieſer dem flänbifchen, gefeplich feſtgeſtellten Rechte 
fehr präjndizivenden Anficht widerftreitet fchon vorweg der Umſtaud, daß Dekla⸗ 
tationen und Saterpretationen überhaupt nur dann Anwendung finden fönnen, 
wenn gefehliche Beflimmungen zu einem Zweifel und folglich zu einer verfchie: 
benartigen Anwendung Beranlaffung geben. 

Hiervon Tann aber bei dem in Rede ſtehenden $. 47, wie bereit nachgewie⸗ 
fen worden, gar nicht die Rede fein, weil eben verfelbe ganz klar und unumwun⸗ 
den fich ausfpricht, fein Inhalt auch mit der inneren Nothwendigkeit und Ge⸗ 
rechtigfeit, fo weit es die eigenthümliche Art der Zufammenfegung und Gliede⸗ 
rung des Landtages und der verfchievenartigen quantitativen Repräfentation der 
einzelnen Stände betrifft, im Innigften Zufammenhange fit. Wenn aber das 
in Rede ſtehende, fehr verfländliche und in feiner Anwendung zu feinem gerecht⸗ 
fertigten Zweifel DVeranlaflung gebende Befeh keiner Interpretation bedarf, fo 
würde jede Mobiftzirung beflelben - eine wefentliche Aenderung der jener Beſtim⸗ 
mung unterliegenden Abficht Herbeiführen. Und dies ift denn amch wirklich ber 
Ball, wenn die, in dem Allerhöchften an die Stände Weſtphalens gerichteten 
LandtagssAbfchiene entwidelten Grundſätze in bie Stelle des $. 47 des Geſctzes 
vom 1. Inli 1823 zur allgemeinen Anwendung bei allen Provinzial: Landtags: 
Berfammlungen tommen follten. In dieſem Allechöchflen Landtags⸗Abſchiede wird 

a) ein Unterfchied gemacht, je nachdem ein Stand ſich durch einen, eine 
Allerhöchfte Propofition, oder eine anzubringende Betition betreffenden 
Befchluß verlest glaubt. 

Diefen Unterfgied Tennt das Geſetz vom 1. Juli 1823 nit; es fpricht 
vielmehr nur ganz allgemein von dem Ball, wenn ein Stand durch einen Bes 
flug ber Mehrheit (alfo ganz indiſtinkte vun welcher Art oder über welchen 
Begenftand er fei, wenn nur bei vemfelben das Intereffe ver Stände ge- 
fhieden ift) ſich verlegt glaubt. Auch ein, den Antrag eines Standes ablehs 
nender Beſchluß des Landtages ift und bleibt ein Beſchluß deffelben und 
dem Stande, welcher fih durch einen folchen Beſchluß verlegt glaubt, bleibt — 
nach dem Geſetze — das Mecht, feinen Schub durch die Itio in partes zu 
finden. 

b) das Geſetz vom 1. Zuli 1823 ſagt nicht, wie der Allerhoͤchſte Landtags: 
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Abfchied es annimmt, daß bie Itio in partes nur wegen eines verletzten 
Rechtes flattfinden köune, ſondern es ſpricht von ben verletzten Juter⸗ 
eſſen und giebt dadurch zu erkennen, daß die Itio in partes nicht blos 
zum Schuße erworbener oder fonft beflehender, jedenfalls vorhandener und 
aufrecht zu erhaltender Rechte, fondern in allen Bällen ergriffen werben 
könne, in welchen das Intereffe ver Stände gegen einander ges 
ſchieden if. Diefes Sntereffe kann alfo in ſolchem alle nach allen 
Seiten hin, ohne weitere gefeßliche Befchränfung, auf legale Weife durch 
die Itio in partes verfolgt werden, wenn nur die fonftigen, im $. 47 ans 
gegebenen Regquifite vorhanden find. 

Wenn nun auf diefe Weife nachgewiefen ift, daß durch den hier in Bezug 
genommenen Allerböchflen Landtage⸗Abſchied in die geſetzlichen Beflimmungen des 
$. 47 Borausfehungen, Beringungen und Begriffe hineingetragen werben, bie 
feinem Haren und deutlichen Inhalte ganz fremd fird, fo ergiebt ſich von ſelbſt, 
daß es fich Hier nicht um eine Auslegung des Geſetzes, fondern um einen legis⸗ 
Iativen, die Abänderung der landſtändiſchen Berfaflung bezwedenden Aft fehr 
befhränkender Art handelt, defien Ausübung nach dem Gefche vom 3 Juni 
1823 einem vorangegangenen Beirathe der Brovinzialfiänbe vorbes 
halten ift. 

Da nun ein folcher Beirath nicht flattgefunden hat, es aber von ber größ: 
ten Wichtigfeit ift, alle den Ständen geſetzlich zugeficherten Rechte ungefchmälert 
zu erhalten, fo bitten @inen hohen Bereinigten Landtag wir gehorfamft: 

Sr. Majeſtät dem Könige die Allerunterthänigfte Bitte vorzutragen, ben 
F. 47 des Gefehes vom 1. Suli 1823, nach feinem Haren Wortfinn und 
feiner unverfennbaren Bedeutung, unverfürzt Allergnäbigft aufrecht halten 
zu wollen. 
Berlin, ven 10. Avril 1847. 
Die Landtags:Abgeorbneten der Stadt Berlin. 
Moewes. % Schauß. Knoblauch. 


Referent v. d. Heydt: Es handelt ſich alſo, meine Herren, in dem 
vorliegenden Falle nicht um Die Frage der Rützlichkeit, die neulich erörs 
tert worden ift, fondern lediglich um das, was Rechtens iſt. Viele Pros 
vinzial-Stände haben geglaubt, in den geftellten Schranfen in Beziehung 
auf die Itio in partes eine Rechtöbeeinträchtigung zu erleiden. Es 
ift aber für das Rechtsgefühl im Bolfe eine unangenehme, eine 
peinliche Wahrnehmung, wenn beftehende Gefege nicht nach dem eins 
fach natürlihen Sinne interpretirt und gehandhabt werben, wenn 
man in einfeitigen und Tünftlichen Deutungen und Interpretationen 
eine Rechtsverletzung ‚zu erbliden glaubt. Es Kat zwar neulich ſchon 


die Staats⸗Regierung erklärt, : daß auch ihrerfeits die Anwendung 
der Itio in partes nicht wünfchenswerth erfcheine, und fie ift auch 
in der hohen Verfammlung im Allgemeinen jo betrachtet worden; 
wenn inbeflen beftehende Geſetze nicht wünfchenswerth erfcheinen, ſo 
fcheint es befler, fie zu ändern, als Die Anwendung in irgend einer 
Weile zu fchmälern. In diefem Sinne befürworte ich den Antrag 
der Abtheilung und fonit auch die Petition der Abgeordneten von 
Berlin. 

Sandtags-Eommiffer: In dem Antrage, welcher der gegenmwär- 
tigen Verhandlung zu Grunde liegt, ift S. 11 der vorliegenden 
Denkſchrift (Bergl. bier S. 246.) gejagt: ‚Der in Bezug genommene 
Landtags-Abfchien enthält übrigens nicht eine Interpretation des 8. 47, 
wohl aber eine gänzliche Umwandlung deſſelben, eine Befchränfung der 
ftändifchen Rechte, aljo eine Abänderung des Grundgefepes vom 5. Juli 
1823, die nach deſſen vorlegtem Abfabe des vorgängigen Beirathe 
der Stände beburft hätte”, und die Abtheilung ift in ihrem Gutach⸗ 
ten, wenngleich fie diefe Aeußerung nicht wörtlich aufgenommen hat, 
doch im Wefentlihen dem Antrage der Herrn Petenten gefolgt. 
Aus diefem Grunde Halte ich mid) verpflichtet, die Staatsregierung 
vor dem VBorwurfe zu wahren, durch eine Abänderung dee provins . 
zialſtäändiſchen Gelege eine Verletzung der darin deutlich enthaltenen 
Borfchriften begangen zu haben. Der $. 47, um deſſen Deutung 
es ſich bier handelt, lautet: „Bei Gegenftänden, bei denen das In⸗ 
terefie der Stände gegen einander gefchieden ift, findet Sonderung 
in Theile ftatt, fobald zwei Drittheile eines Standes, weldjer ſich 
vurch einen Beſchluß der Mehrheit verlegt glaubt, darauf drin- 
gen. Es handelt firh hier um bie Interpretation des Worted ‚Bes 
ſchluß“. Diefelbe ift auf den Provinzial⸗Landtagen lange, wenigftens, 
wie ich gewiß weiß, ſeit dem Jahre 1830 freitig geweſen, indem 
man dem Work , Beſchluß“ theils diejenige engere Deutung gab, 
welche jetzt durch die Interpretation Sr. Majeſtät des Könige zu 
einer authentijchen geworben ift, theild biejenige der Herrn Antrags: 
ſteller. Als in fpätewer Zeit diefe Frage genmuer zur Erörterung 
Kom, um bie autbentifche Interpretation Sr. Majeflät des Königs 
vorzubereiten, ft man: von ber Anſicht ausgegangen, daß bie Vedeu⸗ 
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tung des Wortes Beſchluß“ feine ficherere Crflärmg finden 
Eönne, als in dem unminelbar vorausgehenden Paragraphen des 
Geſetzes. Diefer 8. -46 lautet aber: „Zu einem gültigen Bes 
ſchluſſe Über ſolche Gegenftände, welche von Uns zur Berathung am 
fie gewiefen, ober ihrem Beichluffe mit Vorbehalt Unſerer Sanction 
überlafien, ober fonft zu Unſerer Kenntniß zu bringen find, wird 
eine Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen erforbert.‘ 

Wenn nun (und von diefen Falle handelt es ſich hier) ein Ans 
trag auf eine an des Könige Majeftät zu richtende Bitte oder Bes 
ſchwerde geftellt ift, diefer Antrag aber die geſetzliche Majorität von 
zwei Dritteln der Stimmen nicht erhält, dem Antrage alfo Feine 
Folge gegeben werden kann, fo fragt es ſich, ob durch dieſe Richt: 
annahme des Antrages ein Beſchluß der Provinzialftände-Verfumms 
lung konſtituirt ift, oder nicht. Da der 8. 46 ausdrücklich vworfchreibt, 
daß zu einem jeden gültigen Beſchluſſe zwei Drittel der Stims 
men nöthig ſeien und im 8. 47 doch wohl nur von einem gülti⸗ 
gen, aber nicht von einem ungültigen Befchluffe die Rede fein 
fann, jo -ift angenommen worben, daß die Itio in partes nur in 
bem Kalte zuläffig fei, wo ein nach dem Sinne und Wortlaute des 
8. 46 gültiger Beſchluß das Imterefle eines Standes verletzt hat, 
und daß, wenn fein Beihluß zu Stande gefommen fei, auch von 
ber Verlegung der Intereſſen nidyt die Rede fein koͤnne. Dies if 
bie Anftcht gewefen, welche die authentiſche Interpretation Sr. Mas 
jeſtaät Des Königs hervorgerufen bat, und ich hoffe, daß dieſe meine 
Worte genügen werben, um der hohen Verſammlung Die Ueberzeu⸗ 
gung zu geben, daß es ſich hier wirklich um Die Interpreiatton einer 
fireitigen Frage und nicht darum gehandelt hat, das Geſetz willkür⸗ 
lich und ohne Beirat; der Stände zu ändern. Ob übrigens bie 
hohe Berfummlung e8 ‘geeignet findet, Se. Majefilt um: eine Abaͤn⸗ 
derung biefer Interpretation in dem Sinne zu bitten, daß das Recht 
dee Itio in partes den Provinzial» Ständen auch dann gegeben 
werde, wenn fein Befchluß im Sinne des 8. 46 vorhanden wear 
(wenn eine Petition die gefebliche Majerität nicht erhalten hat), das 
glaube ich lediglich der Berathung und Entſchließums der Verſaum⸗ 
lung anheim geben zu muſſen. 


— 193 — 


: Referent von der Heydt: Auch die Abtheilung iſt berfelben 
Anſicht geweſen, daß es fi) blos um eine Auslegung des betreffen: 
den Paragraphen handle, nur hat fie geglaubt, daß es gar feiner 
Snterpretation bedürfe, weil der ‚betreffende Paragraph ausſpricht, 
daß jebesmal, wenn ſich ein Stand durch einen Beichluß der Majo- 
rität verlest glaubt, die Itio im partes eintreten kann. Die Abthei⸗ 
lung trägt alfo mit den PBetenten darauf an, daß es Sr. Maies 
ſtaͤt gefallen wolle, die Interpretation nicht ferner in Anwendung zu 
bringen. 

Ag. Wodiczka: Durch die Erflärung des Herrn Landtages 
Kommiffars erledigt fid) meine Rebe. 

Abg. Pracht: In einem jetzt zur Berathung vorliegenden Gut⸗ 
achten und der dazu gehörigen Denkfchrift ift auf frühere, in den 
weſtfaͤliſchen Provinzial-Landtagen vorgefommene Berhandlungen Bes 
zug genommen und baburch die Veranlaffung für einen der dabei 
anweſend gewejenen MWeftfalen entftanden, einen Beitrag zur Vervoll⸗ 
fländigung dieſer Bezugnahme zu liefern. Auf einem der erften 
weitfälifchen Provinzial-Landtage, ich glaube auf dem vierten, wurde 
won ben Vertretern der Lands und Stadtgemeinden auf eine Petition 
wegen einer gefeplichen Beftimmung, wonach nur Rittergutsbeſitzer 
zu Landräthen wählbar find, ein Antrag geftellt. Diefem Antrage 
konnte aber nicht Die erforderliche Stimmenzahl von zwei Dritteln 
verfhafft werden, und darum entichloflen fich die Vertreter ver Stabt- 
and Landgemeinden, eine Beichwerbeführung unmittelbar an des 
Königs Majeftät einzufchiden. Die Entſcheidung darüber fiel zwar 
in der Hauptſache ungünftig aus, aber Se. Majeftät gaben dem 
Herrn Landtags⸗Marſchall in fehr entfchievener Weife und unter An- 
führung von Gründen zu erkennen, daß. der Fall ſich allerdings zu 
einer Itio in partes geeignet habe und daher viefe mit Unrecht von 
ijhm verweigert jei. Bei dem fpäteren Antrage auf Verftärfung ver 
lLandlichen Vertreter, der in der Denffchrift erwähnt ift, wurbe auf 
dieſe Königliche Entſcheidung Bezug genommen, und als durch ben 
Abſchied für den fiebenten weftfälifdyen Provinzial-Landtag feine Ab: 
bhälfe erfolgte, warb dieſe Abhülfe abermals bei Sr. Königl. Maje 
tät in Erinnerung gebracht; fie ift aber bis jetzt wicht erfolgt. Es 
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iR alſo früher fon eine anthentifche Interpretation über Die Zus 
läffigfeit der Itio in partes für einen ganz gleichen Fall, wie ber 
vorliegende, gegeben werben. 

Sandtegs-Asmmifer: Das Faktum, welches der Herr Abgeord 
nete aus Weſtfalen angeführt hat, iſt vollkommen richtig. Des hoch⸗ 
feligen Königs Majeftät haben in einem einzelnen Falle, nicht abet 
in einem Landtags-Abſchiede, durch eine Kabinets-Ordre eine Ent⸗ 
ſcheidung getroffen zu Gunften derjenigen Anficht, welche jebt von 
ben geehrien Abgeordneten aus Berlin und von der Abiheilung gel 
tend gemacht iſt. Es fieht dies nicht im Widerſpruch mit dem, was 
ich fagte, fondern es wirb vielmehr dadurch beftätigt, daß ſchon ſeit 
1830 dieſe Angelegenheit ftreitig geweien ift. ine authentifche In⸗ 
ferpretation aber haben bes Könige Majeftät durch die Lantags⸗Ab⸗ 
ſchiede gegeben. 

Eine Stimme; Ich möchte demnach darauf antragen, daß, mia 
die vollſtaͤndige Ueberficht zu gewinnen, der Antrag an die Abtheis 
lung zurüdgewiefen und nach der Vervollſtändigung wieder zur 
Sprache gebradjt werde. 

Abg. von Meding: Was ich fagen wollte, fchließe ich gleich 
an die Worte an, die wir eben gehört haben. 

Ich glaube nämlih, daß es ſich bier gar nicht mehr darum 


handelt, ob früherhin eine richtige Interpretation des Gefehes ftatt- 


fand ober nicht, daß man das ganz füglich auf fich beruhen Taffen 
Tann. Sch meiner Anficht nach würde mich auch der Anficht an- 
fchließen, daß vie bisherige Interpretation nad) den Worten des 
Geſetzes die richtige geweien, und daß daher auch auf dem letzten 
brandenburgifchen Landtage richtig verfahren ift, indem die dort ge⸗ 
wuͤnſchte Itio in partes nicht zugelaffen wurde. Richtsdeſtoweniger 
fchtieße Ih mich auch, von dem Standpunkte aus, den die hohe Ver: 
ſammlung jest hier einzunehmen bat, wie mir fcheint, von bem 
Standpunkte aus, ob Se. Majeftät um eine Interpretation ober, 
wenn man will, um eine Abänderung des jetzt beſtehenden Geſetzes 
zu bitten ift, von dieſem Standpunfte aus ſchließe ich mich den Her: 
ven Abgeorbneten von Berlin vollftändig an, und ungeachtet ich auch 
im Allgemeinen der Meinung beitrete, die hier in der Verſammlung 
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vielfach geäußert wurde, nämlich daß die Itio in partes gerade ein 
Inſtitut fei, Das nicht fo fehr zu begünftigen fei oder vielmehr nicht 
fo ſehr zu vervielfältigen fei, fo glaube ich Doc, daß das Voxrhan⸗ 
denfein der Möglichkeit einer Itio in partes in unferer generalftän- 
diſchen Organifation tief begründet ik, daß wir fie daher nicht ent⸗ 
ehren fünnen, und. daß wir Deshalb auch gut daran thun, fie in 
dem gefehliden Sinne nicht allgufehr zu beſchränken. Gerade fo, 
wie unfere ſtändiſche Gliederung jebt befteht, wie fie auch ohne 
Zweifel ferner beftelen wird, gerade da iſt eö ſehr wünſchenswerih, 
daß einem ober dem anderen Stande, die Möglichfeit, feine Mei⸗ 
nung auszufprechen und. fie vor bie Stufen des Thrones zu brin⸗ 
gen, wicht allzu ſehr beſchränkt werde, denn nad; Der Erfahrung, bie 
ich hier zu machen Gelegenheit gehabt habe, wird es zu beſonderer 
Beruhigung gereichen, wenn auf diefe Weife die Anſichten einzelner 
Provinzen oder Stände zu den Stufen des Thrones gelaugen kön⸗ 
sen. Es fommt nur darauf an, daß die Anträge der Skinde, fos 
wohl der Stände im Allgemeinen ald der einzelnen Stäube, aus des 
nen die ganze Verſammlung zuſammengeſetzt ift, recht veiflich erwe- 
en an die Stufen des Throne gelangen, und das, glaube ich, 
gefchieht anf dieſe Weiſe. Ich unterftäge daher den Antrag, wie er 
vorgeſchlagen ift. | . | 

Abg. Möwes: Ich würde mich als Aniragfteller eines jeden 
Wortes enthalten haben, wenn ich nicht durch die Aeußeruug des 
Königlichen Herrn Kommifjard genöthigt wäre, Die Abgeordneten der 
Stadt Berlin, welche diefe Petition eingereicht haben, zu rechtfertigen. 
Ich würde um fo. weniger das Wort genommen haben, als das 
Abtheilungs⸗Gutachten jo vollitändig die Gründe entwidelt, Die für 
den Antrag: ſprechen, daß im Mefentlichen nichts mehr hinzuzufü⸗ 
gen iſt, als auch dasjenige, was ein geehrted Mitglied her Pro⸗ 
vinz Brandenburg fo eben an diefer Stelle gefprochen hat, fo ger 
eignet ift, den Antrag zu unterfüben, daß ich wohl hoffen har, Die 
hohe Berfamminng werde fi dem Antrage der Abtbeilung ans 
fhlieffen. Ja, was das geehrte Mitglied der Provinz Branden- 
burg eben geiprochen hat, ift um fo wichtiger, als in feinen Händen 
bisher bie Angelegenheiten des brandenburgiſchen PBuoningials Bands 


tages nelegen haben und er vollftändig im Stande ift, zu beurchei⸗ 
Im, ob und welchen Gebraud) oder welchen Mißbrauch die Stände 
ver Provinz Brandenburg von dem Recht der Sonderung in Theile 
gemacht haben, ob Grund vorhanden ift, das Recht der Sonderung 
in Theile durch Interpretationen zu beichränfen. Der Abtheilung 
aber, die fo vollftändig den Gegenſtand aufgefagt hat, glanbe ich 
Namens der Antragftellee Danf fagen zu müflen, und dies um fe 
mehr, als bier unfere Bitte für wichtig und werth genug gehalten 
wird, fie durch den Abdruck zur fpeziellen Kenntniß der geehrien 
Mitgkieber diefer Verſammlung zu bringen. Was aber Die Aeuße⸗ 
rung des Königlichen Herrn Kommiflars betrifft, der in der Aus⸗ 
führung. der Petition einen Vorwurf gegen die Verwaltung erblickt, 
fo bedaure ich def, Daß die Erörterung eined Gegenitanbes, der: eine 
geſetzliche Beſtimmung betrifft, als ein Vorwurf gegen Die Verwal: 
tung betrachtet wird. Die Auffaflung des Gegenſtandes und die 
rechtliche Ausführung vdefelben iſt fehr verfchienen von einem Bor: 
wurfe gegen die Verwaltung. 

Ich finde in der Ausführung felbft auch nicht im mindeften 
eine Bezeichnung, Die als Vorwurf für die Berwaltung hätte ange⸗ 
feben werben Können. Wenn ferner der Königl. Herr Rommifler 
dem 6. 47 der Brovinzialgefebe eine Auslegung giebt in Verbin— 
dung mit dem vorhergehenden Paragraphen, .in welchen nur davon 
die Rede ift, daß ein Beſchluß über Petitionen, infofern dieſe an 
bie Stufen des Thrones gelangen follen, zwei Drittel der Stimmen 
erforderlidy macht, fo fann ich mit Nüdficht auf die ifolirte Stellung 
des $. 47 und’ auf den ganz getrennten und verfchiedenen Gegen⸗ 
ftand mic, jener Interpretation nicht anfchließen. Diefer Paragraph 
handelt nur von ver Sonderung in Theile an und für fh. Wenn 
dadurch den Ständen die Gelegenheit gegeben werben foll, ihre ver- 
legten Intereſſen noch zur Erörterung zu bringen und ihre Anfichten 
auch Sr. Mafeftät vortragen zu dürfen, fo iſt das, meiner Anficht 
nach, eine ganz abgefonderte Beftimmung, Die mit der früheren nid 
in Verbindung zu bringen it. Wenn aber nun in dieſem Para— 
grecphen beftimmt ift, daß, wenn durch einen Beſchluß der eine on 
andere Stand. fih in fernen Antereffen verlegt fühlt, er. dann anf 
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Sonderung in Theile antragen kann, ſo finde ich keine Verſchieden⸗ 
heit darin, ob dieſer Beſchluß durch zwei Drittel der Stimmen zu 
Stande gekommen iſt oder nicht. Ein Beſchluß bleibt ein Beſchluß, 
gleichviel, ob er die volle Wirkſamkeit erhält, nämlich vor die Stu⸗ 
fen des Thrones gebracht zu werben, ober ob durch Mangel an 
Sinreichender Stimmenzahl dies unterbleibt. Jedenfalls aber liegt 
darin, daß der Beichluß nicht zwei Drittel der Stimmen erhalten 
bat, das verlebte Interefie ded einen oder des anderen Standes, 
und es ift alfo dann wahrlidh der Kal vorhanden, von dem das 
Geſetz ſpricht. Ich für meinen Theil erachte die Beſtimmung des 
$. 47 auch für ganz klar und unzweifelhaft und finde in den Wor- 
ten derfelben nichts, was eine andere Deutung zuläffig macht. Wenn 
jedoch davon Die Rede ift, daß der Paragraph zweifelhaft fei, fo 
beziehe ich mich hinfichtlich. Der Auslegung deſſelben auf das allge⸗ 
meine Landesgeſetz, das ausbrüdlich vorfchreibt, daB fein Geſetz an- 
ders interpretirt werden barf, als den Sim und die Worte bed 
Geſetzes im Zufammenhange zu laſſen, und daß man auf den Grund 
der betreffenden Beftimmung zurüdgehen müffe, um ein klares Bild 
von dem zu befommen, was der Gefebgeber gewollt hat. Auf der 
anderen Seite aber erblide id im 8. 47 der Provinzial⸗Geſetze ein 
befonderes Borrecht der einzelnen Stände, nämlich das Vorrecht daß 
ihnen, trob des gefaßten Beſchluſſes der Majorität, noch die Gele 
genheit gegeben werden fol, ihre Anfichten, ihre verlegten Inter: 
efien Sr. Majeftät dem Könige vorzuiragen. Ich eradhte dieſe Freis 
heit als ein Privilegium, und in dieſer Beziehung fchreiben unfere 
Landesgeſetze vor, daß Privilegien nur fo interpretirt werben follen, 
wie es der wohlwollenden Abficht des Gebers entfpricht, und zwar 
fo, daß die wohlmollende Abficht des Gebers nicht vereitelt wird. 
Ich erachte deshalb dafür, daß jede Interpretation, bie darauf hin- 
ausgeht, der in Rede ftehenden geſetzlichen Beitimmung eine folche 
Deutung zu geben, durch welche das Recht der Sonderung in Theile 
beichränft wird, nicht gerechtfertigt if. Daher glaube ich auch ber 
haupten zu können, daß die Ausführung in der Petition, daß eine 
Aenderung des Geſetzes durch Interpretation flattgefunden habe, nicht 
eine umrichtige if. Ja, fie ift e8 um fo weniger, wenn man er⸗ 





— 11 — 


waͤgt, daß, wie in ber Petition auch ausgeführt iſt, bei den Pror 
pinzial » Ständen, ‚befonders in unferer Provinz, es bei: der ſtattge⸗ 
fundenen Muölegung gar nicht wöglich wäre, von dieſem Rechte Ge⸗ 
brauch zu machen, in dem Falle, wenn ein Stau ſich in feinen 
Intereſſe durch einen Beſchluß verlept fühlt und in ber Minorität 
geblieben iſt oder wenigftens nicht eine ſolche Majerität ſtattgefun⸗ 
ben bat, weldye durch die Beitimmung des 8. 46 bezeichnet ift. Mus 
dieſen Gründen erachte ich den Antrag für völlig gerechtfertigt. 
Aber auch darauf, glaube ich, haben wie Rüdficht zu nehmen, daß 
der Borwurf, welcher uuferen Gefehen in heutiger Zeit gemacht 
wird, daß fie den verſchiedenartigſten Auslegungen unterliegen, fo 
viel wie möglic, abgewenbet wird, und daß da Interpretationen uns 
terbleiben, ‚wo Geſetze unzweifelhaft find. Es Liegt im Intereſſe der 
Nation, daß, fo wie in. ihrem politifchen, fo auch in ihrem gewerb: 
fichen und. bürgerlicgen. Verhältniffe, Klare Gelee in ihrer, Beitim: 
mung feflgehalten werben. und ein Zufland der Rechtoſicherheit ein- 
tritt, der eo nicht. mehr auläffig macht, daß Rechte und Geſetze nad 
allen Seiten hin gedeutet werden können. Ich bitte daher, daß die 
hohe Verſammlung dieſer Anficht ſich anfchließe und Se. Majeftät 
der Rönig gebeten werde, die Beftimmung des $. 47 in ihrem wahs 
zen Sinne und in der Weiſe, wie fie der wohlmollenden Ibſicht 
des Geſetgebers entſpricht, aufrecht zu erhalten. 

Referent von der Heydt: Ich glaube, die hohe Werſammlung 
wird dem. geehrten Redner aus Weſtphalen nur Dank wiſſen ‚für 
den ihr gehaltenen: Vortrag. Ich würde ben von ihm augezogenen 
Ball gewiß berührt haben, wenn id) ihn gefannt hätte. . Sämmi— 
liche. Herren Kollegen werben wahrfcheinlich in dem Sal fein, wie 
ich, daß fie nicht zu fammtlichen ‚Landtags - Abfchieden die Verhand⸗ 
kungen befigen. Ich habe die Landtags⸗Abſchiede mir erbeten und 
Einſicht Davon genommen, aber ich habe ‚nichts dergleichen darin ger 
funden. Wenn ein. Mitglied vorgefchlagen hat, den Gegenftand zur 
nochmaligen Berathung an die Abtheilung zurüdzuweifen, jo erlaube 
ich mir einen viel kürzeren Vorfchlag zu machen, den Antrag näm⸗ 
sich, den angeführten Fall ald Motiv mit aufzunehmen. 

Abg. von Sancen: Ich muß. geſtehen, ich habe 
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je in der Rage zu fein, die Ito in partes vertheidigen zu müſſen. 
Ich habe fle immer fir nicht wünfchenswerth ’ gehalten amd mid 
überhaupt nie dafür intereffirt. : Meines Dufärhaltens iſt es nicht 
erwünſcht, daß fle eintwete. In der Provinz Preußen ift fie noch 
niemals vorgefommen, Ich bin Übrigens weit entfernt, fie anderen 
Provinzen nehmen zu wollen, weil ich. fehe, daß es wirklich Ver⸗ 
Hältniffe giebt, die fie nothiwendig niachen Ebhnnen. Ich wollte 
aur die wenigen Worte anführen, weil die Suche Vielen als un- 
beveutend erfcheinen und fie Dagegen fummen Iaffen Könnte. Hier 
fteht die Sache aber fo, daß dadurch, daß ein. Befchluß ‚nicht zu 
Stande fommt, jeder Antrag eines Standes einer Provinz, der Rd) 
verletzt glaubt, abgeiwiefen wird. Der Stand barf nicht beſchließen 
und nicht das Intereſſe feines Standes vertreten, weil. fein Beſchluß 
der Verſammlung es ihm verftatte. Er fühlt ſich im feinen Stan- 
desintereffen gefränft und möchte fih eine andere Beſtinimmg erbit⸗ 
ten, allein der Provinzial⸗Landtag tritt nicht: mit zwei Drittele Der 
Stimmen bei. 8 ift alfo Fein Beichluß gefaßt, gegen den die Ver⸗ 
legten ſich beſchweren könnten. Durch das Nichtzuſtandekommen des 
Beſchluſſes iſt den einzelnen Ständen die Gelegenheit genommen, 
ihre Beſchwerden an den Thron zu bringen. Im: Interefle derjeni⸗ 
gen Stände alfo, welche leider, ich fage es frei heraus, in ihren 
Mitftänden noch nicht "überall die gleiche Bertretung gefunden haben, 
iſt es von Wichtigfeit, daß ihnen das Mittel geſtchert bleibt, daß 
Se. Majeſtaͤt der König die Interefien und Wünfche ber einzelnen 
Stände erfahre, wenn fie ſich gedtüct ſinden, und ihre Klagen ver- 
nehmen kann. J 

Abg. Tſchete: Miles, was ich ſagen wohl, ift bereits ange: 
führt worden; ich verzichte daher auf das Wort. " : 

Abg. Ansbland: Ich befinde mich in der Lage, den Fau 
welchen das geehrte Mitglied aus Weſtphalen erwähnt hat, ergän- 
zen zu können. Ich will ‚mie erlauben, die Kabinets⸗Ordre des 
hochſeligen Königs vorzulefen. Es heißt namlich in Dem Reffeipt 
des Staatsminifteriums vom 18. Juli 1834: 


„Se. Majeſtaͤt der König Haben durch Kabinets⸗Ordre vom 23. Mir; 1834 
zw entſcheiden geruht, daß die Weigerung des Landtags⸗Marſchalls, in dem 
! . 








wrachenen Halle hie Mankerung in Tgailz zu gußatten, bau: den 8. 49. 
des Gefches vom 24. März 1824 nicht gerechtfertigt fel, indem au. bies 
jenige Abſtimmung der Gefammtheit, durch welche ver Antrag 
eines Standes von der Mehrheit verworfen wird, als ein fols 
Ger: Beſch luß derſelden zu betrachten fel, gegen welchen in 
Anwendung bes gabadien Baragranpen Genberung in Theit⸗ 
ſtattfindet.“ 

Abg: von Keni- Eriemen: Nur wenige Worte will id; mic 
erlauben. Es iſt von dem vorigen Rebwer gefagt worden, er wünſche, 
doß auch andere Abgeerdnete nur das allgemeine Interefie ind Auge 
fohen. Ich will die Mio in partes. nicht erwähnen; fofeen aber 
der Borwurf gegen die Stände der Provinz Brandenburg geridjtet 
it, fo muß ich mich entichiehen dagegen erklären. Sch fordere alle 
Kollegen bier auf, um zu beftätigen, ob wir nicht Alle im wahren 
wohlverkandenen Intereſſe des Gefammtvaterlandes zu flimmen ges 
wohnt find. 

Abg. Ofiermenn (vom Plap): Dem Abgeorbneten der Pro- 
vinz Brandenburg, zu der auch ich gehöre, weldyer fo eben gegen 
bie Rede des Abgeorbueten der Provinz Preußen, von Sauden, 
geſprochen und proteftirt. hat, muß ich widerſprechen und bem erften 
Seren Reduer beipflickten und vermweile zu meiner Rechtfertigung 
anf den Inhalt ver Protokolle des neunten brandendurger Provin⸗ 
zial⸗Landtages. 

Abg. Säule (Goͤh): Ih Tann nur dem, was ber Herr 
Abgeordnete der Ritterſchaft aus der Provinz Preußen geſprachen, 
velltoumen beitreten, indem, was er bemerkte, den in der Provinz 
Brandenburg ſtattfindenden Verhaimmiſſe ganz entfprechend iſt. 

bg. Krohn: Ich muß gleichfalls beipflidhten, und zwar be⸗ 
fonbera in Bezug auf bie Verhältnife zu den Landgemeinden. 
Eine Stimme; Babe ich das Mitglied aus Preußen recht ver⸗ 
Aanven, fo hat ee wohl gemeint, es moͤchte eine gleichmäßige Ver⸗ 
tretung der Stände ſtattfinden, weil dieſe noch nicht überall gleich ift. 

(Bon allen Seiten wird „Abſtimmung!“ gerufen.) | 

Fandtags -Marſchall: Da fi Feine Reber mehr melden, ſo 
fihließe ich bie: Debaste und werde alſo den Aurag der Abtheilang 
ur Abfimmung. beingen. ‚Soll der Antrag ver. Abtheif 
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nommen werden? Mer biefe Frage bejahen wit befeße A zu 
erheben. 
7 (Eine große, Majorität erhebt ſich ‚von den Sigen,) J 
Ich erkläre den Antrag. Der Abtheilung für augenommen. 
Zur Berathung: fommt nun das; Botum der Iten Abtheilung, 
betreffend mehrere Anträge in Bezug auf das Salzmonopol mb die 
Salzſteuer. Referent ift der Abgeordnete von So se erſuche 
ihn, das: Gutachten vorzutragen. 
Abg. von Foch (nimmt den cefetenbenpiahee et amd. vorkept 
das Gutachten in Beriehung “u Des Antrag der ihgeorbneien Dei 
und Müller): 


Votum— 
der 
fiebenten Abtheilung des erſten Dereinigten Lanbtages, 
betreffend 
mehrere Anträge in Bezug auf das Salz— Monopol und die 
Salzſteuer. — 


Zwei Petitionen von den Abgeordneten Gruͤnau aus Elbing und Ritter 
Beantragen die Aufhebung des Salz: Monopol8 und Befchaffung ber dadurch aus⸗ 
Fallenden Staatseinfünfte durch Einführung einer firen Steuer vom Salz. hie 
dritte Petition des Abgeordneten von ButtfammersMeinfein winnfcjt Die Aufho⸗ 
Bung der Salzflener und Mebertrogung des daraus bezugenen Ginfommens auf 
biefenigen Klafien der Klaflenftener, in welchen die wohlhabenden, Klaſſen der 
Bevölkerung eingefchägt find. 

Ein vierter Antrag ber Abgeorbneten Dolz und Müller endlich geht, im Ge⸗ 
genſatz mit: jenen ſo eben gedachten, dahin, den fizheren Salzpreis durch Erho⸗ 
hung deſſechen von 12 auf 25. Rthir. pra Tomne wieder: herzuſtellen and das 
dadurch erziolte Mehreinkommen zu Armen⸗ Unterſtũtzungen zu verwenden. 
Was zuvorderſt dieſen letzen Antrag aubelangt, in welchen nach der in der 
Abtheilung gegebenen Auskunft des Antragſtellers inſofern ein Schreibfehler ein⸗ 
geſchlichen iſt, als darin fthtt „Töpfer“ geſetzt werden inuß Seifenſieder“, ſo er⸗ 
achtet vie. Abtheilung deſſen Veſprechung wegen beö entfchiedenen- Gegenſatzes, in 
dem. er mit den anderen Petitionen fleht, vorweg für angemsflen.. Derfeibe wird 
im Weſentlichen dadurch motivirt, daß ber Zweck, welcher bei Ermaͤßigung Der 
Salzpreiſe vorgewaltet habe, nämlich, dadurch den ärmeren Klaſſen zu Hülfe foms 
men, nur in ſehr befchränftem Maße erfüllt werde, ba der Verbrauch von Salz 
bei jenen: ätmeren: Rlaffen verhaͤltnißmaͤßig nur ein ſehr gerittger fel und es alfo 
auch die Briparnifie durch die verminderten Salzyreife fen müßten, während bie 
Reicheren, die jenes Prodult in, ihren Gaushaklungen in. Mapa. Dnautitäten 
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varbrauchten, any ‚nementli die gräßeren Gewerbetreibenden, die des Salzes zu 
ihrem Gewerbe bebürften,; es ſeien, welche einen ſehr erheblichen Vortheil ans je⸗ 
ner Ermaͤßigung ber Salzpreiſe zoͤgen. Dieſes ſei nun aber ohne Zweifel nicht 
ber. Zweck jenes Erlaſſes geweſen, und da ſich der Werth irgend eines neu er⸗ 
griffenen Maßregel immer er in ihrem Erfolge beurtheilen laſſe, fo fei es jeht 
gu der Zeit, das. Perlaſſen des betretenen Weges zu. beantragen und auf benjenis 
gen hinzumweifen, imelcher allein zum Ziele fühze, namlich den früheren Salzpreis. 
wieder herzuftellen und. das babscch erzielte Mehr: Ginlommen ‚ven verſchiedenen 
Provinzen verhältuißmäßig :zu Zwecken der Armenpflege zu überweifen. 

Diefer Antrag fand indefien ijn dee Abtheilung Feine Unterſtützung. Denn 
zuvorderſt Fonnte es nicht zugegeben werben, daß die Ermäßigung der Salzpreife 
feine torfentliche Erleichterung: für die Armeren Vollsklaſſen gewährt habe. Der 
Paris des Pfund Satzes iſt im Ginzelverfauf von I Sgr. 3 Bf. auf I Ser, 
beruntergegangen, und dieſe Berminderung bes Preifes iſt an fich eine nicht uns 
erhebliche, fie tritt aber beſonders in jenen allerärmften Gegenden wohlthätig her⸗ 
vor, wo es der arbeitenden Klaffe in einem Maße auf die Erſparung der aller: 
unbedentendften Ausgabe anfommt, die auch bei ihnen in anderen wohlhabendes 
ten Gegenden gar nicht einmal geahnt wird. Will man auch zugehen, daß im 
Allgemeinen die Erfparnig von 3 Pf. pro Pfund Salz nichts Erhebliches ift, 
und dag im Garzen fi die Ausgaben ‚gegen früher nicht einmal vermindern, fo 
iſt ſchon das ein fehr erfreuliches Refultat, daß jetzt der ärmere Mann für das 
font ausgegebene Geld eine größere Ouantität jenes ihm bei Ieinen ſchlechteren 
Lebenomitteln um fo unentbehrlicheren Produftes erhält. 


Auch Tann man durchaus nicht verfennen, daß bie Herabſehung ber Salz⸗ 
preiſe gerade in dem Maße dankbarer aufgenommen‘ ward, als die Armuth dee, 
Gegenden eine größere war, und man fann nicht bezweifeln, daß die’ Wiedererhoͤ⸗ 
hung der Preiſe gerade in demſelben Verhaltniß einen ungünſtigen Eindrud her⸗ 
vorrufen würde, und zwar um fo mehr, als neue Belaftungen ftets mit flärkerer 
Abneigung aufgenommen werden, als die Entlaftung von beftehenden und ges 
wohnten Steuern mit Freude erfüllt. So wahr ed nun auch iſt, daß der Erfolg 
mancher Maßregeln in der Staatsverwaltung und Befleuerung oftmals überras 
ſchend abweichende Refultate von dem Tiefert, was man vorher erwartete, fo Fanır 
man doch feinesweges behaupten, daß das Refultat ver Ermäßigung der Salz: 
preife in der Hinfiht ein unvorhergefehenes gemefen ſei, daß der Bortheil der 
größeren Haushaltigen und Babrifannten ein erheblicher fein müſſe. Diefe That: 
fache konnte nicht zweifelfraft fein. Es wäre aber auch ganz unmöglich, irgend 
eine indirefte Befteuerung zum Bortheil "der ürmeren Volksklaſſen aufjuheben, 
wenn man die Maßregel deshalb beanftanden wollte, weil den Neicheren, welche 
den beftenerten Gegenftand ebenfalls unverhältnigmäßig ftärfer verbrauchen, da⸗ 
durch gleichfalls ein Vortheil zugewendet wird; Außerdem aber bewährt fich dus 
Segensreiche der Mafregel durch einen ſeit Ermäßigung der Salzpreife erheblich 
vermehrten Verkauf. Und wenn nun vor Bintritt jener Ermäßiaung bie Mehr 
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zahl der befragten’ Provinzialſiände ſich zum Vehuf der Steuervermindernng ſur 
eine Serabfehung der Salzpreiſe entſchieben hat und dieVereinigten Ausſchüffe 
ſich ebenfalls für dieſe Maßregel ausgeſprochen Haben, fo werben es nur ſehr ge⸗ 
wichtige und ganz unvorhergeſehene Gründe fein koͤnnen, die ben gegenwärtig 
Bereinigten Randtag bewegen koͤnnten, nady wenigen Jahren die Wiehererhöhung 
der Salzpreife zu beantragen. Die Abtheilung konnte fi um fo Weniger dafkt 
entſcheiden, als ſelbſt, wenn man annehmen wollte, daß jener Erhohnng unger 
aͤchtet das frühere Einkommen würde erzielt werben, dieſes, auf bie zur Armen⸗ 
pflege verpflichteten Kommunen und Inſtitute vertheilt, für jebe derſelben keinen 
einigermaßen erheblichen Beitrag gewähren würde, 


Aandtags- Marſchall: Der erſte Antrag geht auf Erhoͤhung > 
Salzpreiſes auf. 15 Rihlr. pro Tonne, wie er früher war, und bie 
Berwendung bed Mehreintommend zur Armen-Unterflügung. Die 
Abtheilung hat, wie Sie gehört haben, diefen Antrag nicht unter: 
ftügt. Ich frage daher, ob er.in ver Berfunmlung Unterſtützung 
Anbei? ‚Wer ihn. unterftügen will, beliebe aufzuftchen. 


(Nah einer Baufe.) - 
Rachdem keine Unterſtütung erfolgt, fahren wir fort. 
Abg. von Foch (fährt in dem Gutachten fort): 


Was den dritten Antuag, nämlich Aufhebung der Salzfſtener und Verthei⸗ 
lung. des ausfallenden Staats: Einfommens auf bie höheren. Steuerfiufen der 
Klafienfteuer, anbelangt, fo kann bie Abtheilung bemfelben aus dem Grunde nicht 
beitreten, weil die vorgefchlagene Art ber Dedung. des Ginnahme: Ausfalls eine 
uyansführbare if. ' 

.. Die Salzflener ‚gewährt naͤmlich einen reinen Gewinn von 4902 200 Rthle., 
welcher wieder beſchafft werden müßte. 

Von dem Geſammt⸗Betrage der Alaſſenſteuer von. 

7,044,520 Rthlr. aber werden von beiden oberen HauptfteuersRlaffen nur circa 
13 Milionen Rthlr. aufgebracht, und würden diefelben alfo, wenn fie noch nahe 
an 5 Millionen übernehmen follten, um Amal höher befleuert, alfo der monat⸗ 
lie Sag der erilen Steuerfiufe auf circa 48. Rthlr. uud fo verhältnigmäßig 
herunter erhöht werben müſſen. Abgeſehen davon, daß ein ſolcher Borfchlag jedes 
Eingehen auf bie vorliegende Bropofition in Betreff der Erhebung einer Gins 
fommenfleuer ausſchließen würbe, iſt derſelbe aber auch mit Rüdficht auf bie 
Hoͤhe ber nothwendigen Befteuerung an ſich unausführbar, wenn man bedenkt, daß 
die Mebertragung der Mahl⸗ und Schlachtfleuer von etwas über 3 Millionen, fo 
weit fie nicht durch Binführung der Klafienfteuer in den unteren Stenerfiufen ber 
Stänte gebedt wir, vor bie Hier Steneitlaſſen ſchon ihre Bebenfligleiten 
erzagk hat, 





Die Mitteilung farm fon‘ viele Vorſchlag ale unuuefktehue nicht befür⸗ 
worten und fich alfo mar zu ven Anträgen wenden, welche wide ſowohl eins 
Befreiung des Salzes won jeder Abgabe, als viehnehr die Aufhebung des Mo⸗ 
nopolhanbeld und’ vie Onferlugang einer firirten ‚Steuer zum Gegenſtand Haben. 


Aandtags-Marſchall: Ich muß auch bei biefem Antrag, der von 
der Abtheilung nicht befürwortet ift, bie Frage ftellen, ob er in ber 


Verfanmmlung Unterftügung findet. 

: Der. Antrag erhält feine. Unterfhipung, er fäht alfo. 

Abg. von Soh (verlieſſt weiter, betreffend die Aufhebung des 
Salz⸗Monopols): 


- Die Abtheilung konnte, in ucdereintimmung mit den von dem Antragſteller 
mindlich näher entwickelten Gränten, das Vewichtive der gemachten Vorſchläge 
nicht verlennen 

Ben ven 675,188 Kenn; aus venen der ſaihtliche Salzbedarf nach den 
amtlichen Mitthellungen der Staatobehorden beſteht, werden 402, 300 Tonnen aus 
inlaͤndiſchen, 28,568. aus vereinslaudiſchen und 241,200 Tonnen aus auslandiſchen 
Drten und von dieſen wieverum 172,701 Tonnen zur See bezogen. 

Während gegenwärtig die Regierung vie Beſchaffung des auslaͤndiſchen Sal⸗ 
zes auf dem Wege des Vertrages bewirken muß und biefenigen, welche die Lies 
ferungen Kberhehmen, vie Auſchaffnag nach ven bedungenen blieferungszeiten 
ermeſſen ntüflen, würde bei einer freien Konkurtenz im Salzhanvbel ſchon dadurch 
mitunter eine Erleichterung bei der Beſchaffung herbeigeführt werden, daß der 
Handelsſtand einen noch größeren Spieltaum als jegt erhält, gelegentlich das 
englifche Salz «als Rückfracht mit herüber zu bringen und fo die Transportkoſten 
zu erfparen.. Beſonders winde dieſer Vortheil den Offechäfen zu gut geben, von 
benen dahrr auch Müträge in vem beregten "Sinne gegenwärtig uns früherhin 
mehrfach geltend gemacht ſins. So If auch nicht zu bezweifeln, daß bet einet 
gleichmaͤßigen Beſtenerung des Salzes vie nächſten Umgebungen ber Orie, welige 
das Balz zur ee beziehen, daſſelbe zu erheblich geringeren Preiſen würben ers 
halten 'Tönnen, weil bei ber gegenwärtigen Gleichſtellung der Salzpreiſe vie Orte, 
zu denen der Trandyport wohlfeiler iſt, viejenigen mit Übertragen müffen, zu bes 
nen er fich koſtſpieliger gefaltet, und eben fo Taun nicht in Abrede geſtellt wer⸗ 
den, daß ſich dem Inneren Handel ein reiches Feld bei Thätigfelt eröffnen mhßte, 
dag namentlich viele Komfumenten, beſonvers in den Afklichen Provinzen, fi die 
auf dem Salze Iaflenben Koflen des Lands und Wafles-Transports badutch Halle 
weife erſpaten Tinten, vaß fie des Salz aus Orten, welche den Seehäfen und 
Steönien wäh gelogen: find, als. Nürkftacht bei vem Verfahren Ihres Betraiuue 
weitbringen, auch möchte wahl an ben Koſten der Verpackung bier um da varıy 
bau Anſchaffen ⸗ eigener Gefaͤße ſeitens Der Käufer dtiwas zu erſparen fein, obs 
ſchon diefrr leztete Gegenſtand Deshalb nicht bedeatend :fein lann, weil auch bie 
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vielfach geäußert wurde, naͤmlich daß die Itio in partes gerade ein 
Inſtitut ſei, das nicht fo ſehr zu beguͤnſtigen ſei oder vielmehr nicht 
fo ſehr zu vervielfältigen ſei, ſo glaube ich doch, daß das Vorhan⸗ 
denſein der Möglichkeit einer Itio in partes in unſerer generalſtän⸗ 
diſchen Organiſation tief begründet iſt, daß wir ſie daher nicht ent⸗ 
bohren koͤnnen, und daß wir deshalb auch gut daran thun, fie im 
dem geſetzlichen Sinne nicht allzufehr zu beſchränken. Gerade fo; 
wie unſere ſtändiſche Gliederung jetzt beſteht, wie ſie auch ohne 
Zweifel ferner beſtehen wird, gerade da iſt es ſehr wünſchenswerih, 
daß einem oder beat anderen Stande, die Möglichfeit, feine Mei⸗ 
nung auszuſprechen und. fie vor bie Stufen des Thrones zu brin⸗ 
gen, nicht ‚allzu fehe bejchränft werbe, denn nach der Erfahrung, bie 
ih bier zu machen Gelegenheit gehabt habe, wird es zu befonderer 
Beruhigung gereichen, wenn auf diefe Weife die Anſichten einzelner 
Brovinzen ober Stube zu den Stufen des Throues.gelaugen kön⸗ 
sen. Es fommt nur darauf an, daß die Anträge der Stände, fo: 
wohl der Stände im Allgemeinen ald der einzelnen Stände, aus des 
nen die ganze Verfanmlung zufammengefegt. ift, recht veiflich erwo⸗ 
gen au die Stufen des Thrones gelangen, und das, glaube ich, 
geſchieht auf diefe Weile. Ich unterſtütze daher den Antrag, wie er 
vorgeichlagen ift. . Ä 

Abg. Mäwes: Ich würde mich als Antragfteller eines jeden 
Wortes enthalten haben, wenn ich nicht Durch Die Aeußerung Des 
Königlichen Herrn Kommiſſars genöthigt wäre, Die Abgeordneten der 
Stadt Berlin, welche diefe Petition eingereicht haben, zu rechtfertigen: 
Sch würde um fo weniger das Wort genommen haben, als das 
Abtheilungs⸗Gutachten jo vollftändig die Gründe entwidelt, die für 
den Antrag: ſprechen, daß im Wefentlichen nichts mehr hinzuzufü⸗ 
gen iſt, als auch basienige, was ein geehrted Mitglied ber Peo- 
vinz Brandenburg fo eben an dieſer Stelle geſprochen hat, fo ger 
eignet ift, den Antrag zu unterflüßen, daß ich wohl hoffen darf, Die 
hohe Berfamminng werde fi dem Antrage der Abtheilung ans 
fließen. Ia, was das geehrte Mitglied der Provinz Branden- 
burg eben geiprochen hat, ift um fo wichtiger, als in feinen Haͤnden 
bisher die Angelegenheiten des branbenburgiichen . Provimgial- Land⸗ 


tages Helegen haben und er vollftändig im Stande ift, zn brurchei⸗ 
len, ob und welchen Gebraud) over welchen Mißbrauch die Stände 
bee Provinz Brandenburg von dem Recht der Sonberung in Theile 
gemacht haben, ob Grund vorhanden if, das Recht der Sondernng 
in Theile durch Interpretationen zu befchränfen. Der Abtheilung 
aber, die fo vollftändig den Gegenftand aufgefaßt hat, glaube ich 
Namens der Antragfteller Dank fagen zu müflen, und bied um fo 
mehr, als hier unfere Bitte für wichtig und werth genug gehalten 
wien, fe duch den Abdruck zur fpeziellen Kenntniß der geehrten 
Mitglieder diefer Verſammlung zu bringen. Was aber die Aeuße⸗ 
rung des Königlichen Herrn Kommiſſars betrifft, der in der Aus⸗ 
führung. der Petition einen Vorwurf gegen die Verwaltung erblict, 
fo bedaure ich tief, Daß die Erörterung eined Gegenitandes, ber eine 
geſetzliche Beſtimmung betrifft, als ein. Vorwurf gegen die Berwak 
tung betrachtet wird. Die YAuffaffung des Gegenftanded und bie 
rechtliche Ausführung vefielben iſt fehr verfchieden von einem Bors 
wurfe gegen die Verwaltung. ' 

Ich finde in der Ausführung felbft auch nicht im mindeſten 
eine Bezeichnung, die als Vorwurf für die Verwaltung hätte ange⸗ 
ſehen werben können. Wenn ferner der Koͤnigl. Herr Kommſſen 
den $. 47 der PBrovinzialgefege eine Auslegung giebt in Verbin⸗ 
bung mit dem vorhergehenden Paragraphen, in weldyen nur davon 
die Rede ift, daß ein Beſchluß über Petitionen, infofern dieſe am 
die Stufen des. Thrones gelangen follen, zwei Drittel der Stimmen 
erforderlich macht, fo kann ich mit Nüdficht auf die ifolirte Stellung 
des 8. 47 und auf den ganz getrennten und verfchiedenen Gegen 
ftand mid, jener Interpretation nicht anfchließen. Dieter Paragraph 
Handelt nur von der Sonverung in Theile. an und für ih. Wenn 
dadurch den Ständen die Gelegenheit gegeben werben foll, ihre ver- 
legten Intereſſen noch zur Erörterung zu bringen und ihre Anfichten 
and Sr. Majeftät vortragen zu Dürfen, fo ift das, meiner Anficht 
nach, eine ganz abgefonderte Beſtimmung, die mit der früheren nid 
in Verbindung zu dringen it. Wenn aber nun in dieſem Para— 
grepphen beftimmt ift, daß, wenn durch einen Beſchluß der «eine on 
andere Stand ſich in feinen Intereffen verlegt fühlt, er dann anf 
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Sonderung in Theile antragen kann, fo finde ich Feine Verſchieden⸗ 
heit darin, ob dieſer Beſchluß durch zwei Drittel dee Stimmen zu 
Stande gekommen ift oder nicht. Ein Beſchluß bleibt ein Beſchluß, 
gleichviel, ob er die volle Wirkfamfeit erhält, nämlich vor die Stu: 
fen des Thrones gebracht zu werben, ober ob durch Mangel an 
Binreichender Stimmenzahl dies unterbleibt. Jedenfalls aber liegt 
darin, daß der Beichluß nicht zwei Drittel der Stimmen erhalten 
bat, das verlegte Interefie des einen oder des anderen Standes, 
und es ift alfo dann wahrlich der Fall vorhanden, von dem das 
Geſetz ſpricht. Ich für meinen Theil erachte die Beftimmung des 
$. 47 auch für ganz Har und unzweifelhaft und finde in den Wors 
ten derfelben nichts, was eine andere Deutung zuläffig macht. Wenn 
jedoch davon die Rede ift, daß der Paragraph zweifelhaft fei, fo 
beziehe ich mich hinfichtlich der Auslegung deſſelben auf das allge 
meine Landesgeſetz, das ausprüdlich vorfchreibt, daß fein Gefeb an⸗ 
ders interpretirt werden barf, als ben Sinn und die Worte des 
Gefeges im Zufammenhange zu laflen, und daß man auf den Grund 
der betreffenden Beftimmung zurüdgehen müffe, um ein klares Bild 
von dem zu befommen, was der Gefeßgeber gewollt hat. Auf der 
anderen Seite aber erblide id, im $. 47 der Provinzial-Gefege ein 
befonveres Borredht der einzelnen Stände, naͤmlich das Vorrecht daß 
. Ihnen, trotz des gefaßten Beichluffes der Majorität, noch die Gele: 
genheit gegeben werden fol, ihre Anfichten, ihre verlegten Inter: 
efien Sr. Majeftät dem Könige vorzutragen. Ich erachte dieſe Frei⸗ 
beit als ein Privilegium, und in biefee Beziehung fchreiben unfere 
Landesgeſetze vor, daß Privilegien nur fo interpretirt werben follen, 
wie es der wohlwollenden Abficht des Gebers entfpricht, und zwar 
fo, daß die wohlwollenne Abficht des Gebers nicht vereitelt wird. 
Ich erachte deshalb dafür, daß jede Interpretation, die darauf hin⸗ 
ausgeht, der in Rede ſtehenden gefehlichen Beſtimmung eine ſolche 
Deutung zu geben, durd welche das Recht ver Sonderung in Theile 
befchränft wird, nicht gerechtfertigt if. Daher glaube ich auch ber 
haupten zu können, daß die Ausführung in der Petition, daß eine 
Aenderung des Geſetzes durch Interpretation ftattgefunden babe, nicht 
eine unrichtige if. Ja, fie ift e8 um fo weniger, wenn man er⸗ 
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wägf,. daß, wie in der Petition auch ausgeführt iſt, bei ven Pror 
vinzial» Ständen, beſonders in unferer Provinz,. es bei der ftatige- 
fundenen Auslegung gar nicht möglich wäre, von diefem Rechte Ge⸗ 
brauch zu machen, in Dem Zale, wenn ein Stand fid in feinen 
Intereſſe durch ‚einen Beſchluß verlept fühlt und in der Minorität 
geblieben iſt oder wenigflens nicht eine ſolche Mejorität ſtattgefun⸗ 
ben hat, welche durch die Beitimmung des 8. 46 bezeichnet it. Aus 
diefen Gründen erachte ich den Antrag für völlig gerechtfertigt. 
Aber auch darauf, glaube ih, haben wir Rüdficht zu nehmen, daß 
der Borwurf, welcher unſeren Gefehen in’ heutiger Zeit gemacht 
wird, daß ſie den verfchiebenartigften Auslegungen unterliegen, fo 
siel wie möglich abgeiwendet wird, und daß da Interpretationen uns 
terbleiben, :wo Geſetze unzweifelhaft find. Es liegt im Intereſſe der 
Nation, daß, fo wie in ihrem politifchen, fo auch in ihrem gewerb⸗ 
lichen und bürgerlichen. Verhältnifie, Taxe Gelehe in ihrer. Beſtim⸗ 
mung feftgehalten werben und ein Zuftand der Rechisſicherheit ein- 
tritt, der es nicht: mehr auläffig macht, daß Nechte und Geſetze nach 
alten Saiten hin gedeutet werben fünnen. Ich bitte daher, daß die 
hohe Berfummlung dieſer Anficht. fich anfchließe und Se. Majeftät 
der König gebeten werde, die Beftimmung des $. 47 in ihrem wah⸗ 
ren Sinne und in der Weiſe, wie fie der wohlmollenden Abſicht 
des Geſetzgebers entſpricht, aufrecht zu erhalten. 

Referent von der Heydt: Ich glaube, die hohe Verſammlung 
wird dem geehrten Redner aus Weſtphalen nur Dank wiſſen fuͤr 
den ihr gehaltenen Vortrag. Ich würde den von ihm angezogenen 
Fall gewiß berührt haben, wenn ich ihn gekannt hätte. Saämmt— 
liche. Herren: Kollegen werben wahrfcheinlih in dem Ball fein, wie 
ich, daß fie nicht zu. fammtlichen Landtags -Abfchienen die Verhand⸗ 
bangen beſitzen. Ich habe Die Landtags⸗Abſchiede mir erbeten und 
Einfiht davon genommen, aber ich habe nichts dergleichen darin ger 
funden. Wenn ein. Mitglied vorgefchlagen hat, den Gegenftand sur 
nochmaligen Verathung an die Abtheiluug zurückzuweiſen, fo erlaube 
ich mir einen viel Fürzeren Vorſchlag zu machen, den Antrag näme 
Jich, den angeführten Fall alg Motiv mit aufzunehmen. 

Abg, von Saucen: Ich muß. geftehen, ich habe nicht geglaubt, 

V. 
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je in ber Rage zu fein, die Itio..in pärtes vertheidigen zu mäffen. 
Ich habe fle immer filr nicht wünfchenswerth ! gehalten and mid) 
überhaupt nie dafür interefiirt. :: Meines Dafärhaltens iſt es nidyt 
erwünſcht, daß fle eintrete. In der Provinz Preußen ift fie od) 
niemals vorgefommen, Ich bin uͤbrigens weit entfernt, fie anderen 
Provinzen nehmen zu wollen, weil ich. ſehe, daß es wirklich Ver⸗ 
Hältniffe giebt, die ſte nothwendig niachen koͤnnen. Ich wollte 
nur die wenigen Worte anführen, weil die Sathe Vielen als um 
bedeutend erfcheinen und fie dagegen filmmen Taffen koͤnnte. Hier 
fteht die Sache aber fo, daß dadurch, daß ein. Befchluß nicht zu 
Stande kommt, jeder Antrag eines Standes einer Provinz, der. ſich 
verletzt glaubt, abgewiefen wird. Der Stand darf nicht beſchließen 
und nicht das Inteteffe feines Standes vertreten, weil: fein Beſchluß 
der Verſammlung es ihm verftatte. Er fühlt fi im feinen Stan- 
desintereffen gefränft und möchte fih eine andere Beftinimumg erbit- 
ten, allein der Provinzial-tandtag tritt: nicht: mit zwei Dritteln Der 
Stimmen bei. Es ift alfo Fein Beſchluß gefaßt, gegen ben die Ver⸗ 
legten ſich beſchweren koͤnnten. Durch das Nichtzuſtundekommen das 
Beſchluſſes iſt den einzelnen Ständen die Gelegenheit genommen, 
ihre Beſchwerden an den Thron zu bringen. Im:Initereſſe derjent⸗ 
gen Stände alfo, welche leider, ich ſage es frei. heraus; in ihren 
Mitftänden noch nicht "überall die ‚gleiche Vertretung gefimben haben, 
iſt es von Wichtigkeit; daß ihnen das Mittel: geſichert bleibt, daß 
Se. Mafeftät.der König die Intereflen und. Wünfche her. einzelnen 
Stände erfahre, wenn fie ſich gedtück Anden, und ihre Klagen ver⸗ 
nehmen kann. 

Abg. hohe: Alles, was id fügen welie- iR Bert ange⸗ 
führt worden; ich verzichte daher auf das Wort. 

Abg. Kaoblanch: Ich befinde mic. in der Lage, den Fau 
welchen das geehrte Mitglied aus Weſtphalen erwähnt hat, ergän⸗ 
zen zu fönnen. Ich will mir erlauben, die Kabinets⸗Ordre des 
hochieligen Könige vorzulefen. Es heißt nämlich, In dem BReſtrie 
des Staatsminifteriums vom 18. Juli 1834: 

„Se. Majeftät der König haben durch Kabinets⸗Ordre vom 25. März 1834 

zw entfheiden gerußt, daß bie Weigerung des Landtags⸗Marfchalls, in dem 

7 





onaebenen Falle hie Sordemng in Theile zu gehatten, bau den 4. 44. 
des Geſetes vom 24. März 1824 nicht gerechtfertigt fei, indem auch bies 
jenige Abfimmung der Gefammtheit, durch welche der Antrag 
eines Standes von der Mehrheit verworfen wird, als ein fols 
Ger: Beſchluß derfelden zu betrachten fei, gegen welden in 
Anwendung bes gehadtien Paragraphen Gonderung in Theile 
ſtattfindet.“ 

Abg: von Axnim - Eriemen: Kur wenige Worte will ich mir 
erlauben. Es ift von dem vorigen Reimer gefagt worden, er wünſche, 
daß auch andere Abgeerdnete nur das allgemeine Intereſſe ins Auge 
falten. Ich will Die. Kio in partes sicht erwähnen; ſofern aber 
dee Borwurf gegen die Stände der Provinz Brandenburg gerichtet 
it, fo muß ich mich entfchienen dagegen erflären. Ich fordere alle 
Kollegen bier auf, um zu beftätigen, ob wir nicht Alle im wahren 
wohlverſtandenen Interefie des Geſammtvaterlandes zu ſtimmen ge- 
wohnt find. | 

Abg. Ofermans (vom Plab): Dem Abgeordneten der Pro- 
vinz Brandenburg, zu der auch ich gehöre, weldyer fo eben gegen 
die Rede des Abgeordneten der Provinz Preußen, von Sauden, 
geſprochen und proteftirt. bat, muß ich widerſprechen und bem erfien 

Reduer beipflickten und vermeile zu meiner Rechtfertigung 
anf den Inhalt der Protokolle des neunten brandenburger Provin⸗ 
zial⸗Landtages. 

Abg. Schulze (Goͤh): Ich kann nur dem, was der Herr 
Abgeordnete der Ritterſchaft aus der Propinz Preußen geſprachen, 
vollkomen beitreten, indem, was er bemerkte, den in ver Provinz 
Brandenburg flattfinnenden Berhlltnifien ganz entfprechend ift. 

Abg- Krohn: Ich muß gleichfalls beipflichten, und zwar be- 
ſonders in Bezug auf die Verhältniffe zu den Landgemeinden. 
.. ine Stimme; Habe ich das Mitglied aus Preußen recht ver⸗ 
Kanven, fo hat er wohl gemeint, e& möchte. eine gleichmäßige Der: 
tretung ber Stände fattfinden, weil dieſe noch nicht uͤberall gleich if. 
Bon allen Seiten wird „Abſtimmung!“ gerufen.) j 

Aandtags -AMarſchall: Da fi Feine Redner mehr melden, fo 
fihliege ich bie. Debatte und werde allſo den Antrag der Abtheilang 
ur Abſtimmung beingen. ‚Sell der Antrag der Abtheilung ange: 
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nommen werden? Ver biefe Frage bejahen 6 wit, befteße ſich zu 
erheben. 
7 (Eine große Majoritaͤt erhebt. ſich von den Sipen,).. 
Ich erfläre den Antrag .der Abtheilung für angenommen. 
Zur Berathung kommt nun. vas⸗Votum ber Iten Abtheilung, 
betreffend mehrere Anträge in Bezug auf das Salzmonopol ımb Die 
Salzſteuer. Referent iſt der Abgeordnete son god: 38: erſuche 
ihn, das Gutachten vorzutragen. Ze 
Abg. von Sch (nimmt Den Referentenpkab. e ein ab verlieſt 
das Gutachten in Beriehung. auf den rag don Migeorbneien Dos 
und Muͤller): | : 


Votum 
der 
fiebenten Abtheilung des erſten Bereinigten Lanbiages. 
betreffend 
mehrere Anträge in Bezug auf bas Salz— -Monoppl und bie 
Salzfteuer. 


Zwei Petitionen von ben Abgeorbneten Grunau aus Elbing und Ritter 
Beantragen die Aufhebung des Salz: Monopols ind Befchaffung der dadurch aus: 
Fallenden Staatseinfünfte durch Einführung einer firen Steuer vom Salz. ine 
dritte Petition ‘ves Abgeordneten von Buttfammer-Mainfeip wirft die Aufho⸗ 
Bung der Salzftener und Mebertzagung des daraus bezugenen Ginfommensd auf 
diejenigen Klaffen der Klaflenfteuer, In welchen die wohlhabenden, Klafien ver 
Bevölkerung eingeichägt find. 

Ein vierter Antrag ber Abgeorbneten Dolz und Müller endlich geht, im Ge⸗ 
genfag mit. jenen fo eben gedachten, dahin, den ftüheren Salzpreis durch Erhoͤ⸗ 
hung deſſelhen von 12 auf 15. Rthir. pra Tome wieder: herzuſtellen und had 
dadurch erzielte Mehreinkommen zu Armen⸗ Unterſtutzungen zu vermenben..- - . 

Mas zuvoͤrderſt biefen fegen Antrag anbelangt, in welchen nach ber. in der 
Abtheilung gegebenen Auskunft des Antragſtellers inſofern ein Schreibfehler ein⸗ 
geſchlichen iſt, als darin ſtatt „Töpfer geſetzt werden muß Seifenſieder“, ſo er⸗ 
achtet vie. Abtheilung deſſen Beſprechung wegen des entſchiebenen Gegenſatzes, in 
dem er mit den anderen Petitionen ſteht, vorweg für angemeſſen. Derſelbe wird 
im Weſentlichen dadurch motivirt, daß ber Zweck, welcher bei Ermäßigung ber 
Salzyreife vorgewaltet habe, nämlich, dadurch ben ärmeren Klaflen zu Hülfe foms 
men, nur in jehr befchränftem Maße erfüllt werde, ba ber Verbrauch von Salz 
bei jmen- &tmeren Klaſſen verhaͤttnißmaͤßig nur ein ſehr geringer fel und "es alſo 
auch die Erſparniſſe durch die verminderten Salzpikife fein müßten, während ble 
Reicheren, die jenes Prohuft in ihren Haushallungen in. bedeutenken Dnautitäten 
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yerbraudgten, und namentlich ‚bie größeren Gewerbetreibenden, die bes Salzes zu 
ihrem Gewerbe bebürften,. e4 rien, welche einen fehr erheblichen Vortheil aus jes 
ner Ermaͤßigung ber Salzpreiſe zögen. Diefes fei nun aber ohne Zweifel nicht 
ber. Zweck jenes Erlaſſes geweien, und da fich der Werth irgend einer neu ex; 
griffenen Maßregel immer erſt in ihrem Grfelge-beurtheilen laſſe, fo fei es jetzt 
44 der Zeit, das. Berlaflen des betretenen Weges zu. beantragen und auf benjenis 
gen hinzumeifen, melcher allein zum Ziele führe, nämlich den früheren Salzpreis 
wieder herzuſtellen und das dadurch erzielte Mehr» Ginlommen ben verfchiehenen 
Provinzen verhältuißmäßig zu Zwecken der Armenpflege zu überweiſen. 

Diefer Antrag fand indeflen ijn her Abtheilung Feine Unterflübung. Denn 
zuvörberft Fonnte es nicht zugegeben werden, daß die Ermäßigung der Salzpreife 
feine weſentliche Erleichterung für die Armeren Volksklaſſen gewährt habe, Der 
Paris des Pfund Salzes iſt im Ginzelverkanf von 1 Sgr. 3 Bf. anf 1 Sgr. 
heruntergegangen uud dieſe Verminderung des Preiſes iſt an ſich eine nicht un⸗ 
erhebliche, fie tritt aber beſonders in jenen alleraͤrmſten Gegenden wohlthätig her⸗ 
vor, wo es der arbeitenden Klaffe in einem Maße auf die Erfyarung der aller: 
unbeventendfien Ausgabe ankommt, die auch bei ihnen in anderen wohlhabende: 
ren Gegenden gar nicht einmal geahnt wird, Will man auch zugehen, daB im 
Allgemeinen die Erſparniß von 3 Bf. pro Pfund Salz nichts Erhebliches ift, 
und daß im Garzen fi die Ausgaben ‚gegen früher nicht einmal vermindern, fo 
ift fchon das ein fehr erfreuliches Refultat, daß jebt der ärmere Mann für das 
fonft ausgegebene Geld eine größere Duantität jenes ihm bei feinen fchlechteren 
Lebensmitteln um fo unentbehrlicheren Produkteo erhält. 


Auch kann man durchaus nicht verfennen, daß die Heradſehung der Salz⸗ 
preiſe gerade in dem Maße dankbarer aufgenommen ward, als die Armuth der 
Gegenven eine größere war, und man fann nicht bezweifeln, daß die’ Wiedererhoͤ⸗ 
hung der Preife gerade in demſelben Verhaͤltniß einen ungünſtigen Cindruck her⸗ 
vorrufen würde, und zwar um fo mehr, als neue Belaftungen ſtets mit flärkerer 
Abneigung aufgenommen werden, als die Entlaftung von beftehenden und ges 
wohnten Steuern mit Freude erfüllt. So wahr ed nun auch iſt, daß ber Erfolg 
mancher Maßregeln in der Staatöverwaltung und Befteuerung oftmals überras 
ſchend abweichende Refultate von dem liefert, was man vorher erwartete, fü kann 
man doch keinesweges behaupten, daß das Reſultat der Ermäßigung der Salz: 
preife in der Hinfigt ein unvorhergefehenes gemefen fei, daß der Vottheil der 
größeren Saushaltigen und Babrifannten ein erheblicher fein mühe. Diefe That⸗ 
ſache konnte nicht zweifelhaft fein. Es wäre aber auch ganz unmöglich, irgend 
eine indirekte Beſteuerung zum Bortheil ver ärmeren Volksklaſſen aufzuheben, 
wenn man die Maßfregel deshalb beanftanden wollte, weil den Reicheren, welche 
den beftenerten Gegenſtand ebenfalls unverhältnigmäßig flärker verbrauchen, das 
durch gleichfalls ein Vortheil zugewendet wird: Außerdem aber bewährt fich das 
Segensreiche der Maßregel durch einen feit Ermäßigung der Salzpreife erheblich 
vermehrten Verkauf. Und wenn nun vor Ginteitt jener Ermaͤßigung die Meht⸗ 
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zahl ver befragten' Provinziafkänne fich zum Vehuf ber Gteusruerminderung für 
eitte Serabfehung der Galzpreife entſchieden hat und bie Vereinigten Ansſchüſſe 
ſich ebenfalls für diefe Maßregel ausgeſprochen Haben, fo werben es nur ſehr ge⸗ 
wichtige und ganz unvorhergeſehene Gründe fein tönen, die den gegenwärtig 
Vereinigten Landtag bewegen koͤnnten, nach wenigen Jahren die Wiebererhöhung 
ver Salzpeeife zu beantragen. Die Abthellung konnke ſich um fo weniger dafüt 
entfcheiden, als feld, wenn man annehmen wollte, daß jener Erhshnug ungen 
ächtet das frühere ECinkommen würde erzielt werben, dieſes, auf bie zur Armen⸗ 
pflege verpflichteten Kommunen und Infitute vertheilt, für jede derſelben feinen 
einigermaßen erheblichen Beitrag gewähren würde. 


Aandtass⸗Maxſchall: Der erfte Antrag geht auf Erhöhung dea 
Salzpreiſes auf 15 Rthlr. pro Tonne, wie er früher war, uud bie 
Berwendung des Mehreinkommens zur Armen -Unterflügung. Die 
Abtheilung hat, wie Sie gehört haben, diefen Antrag nicht unter: 
ftügt. Ich frage daher, ob er in der Verſammlung Unterflügung 
finde? Mer ihn unterftügen will, beliebe aufzuftchen. 

(Rah einer Baufe.) - 
Nachdem keine Unterſtütung erfolgt, fahren wir fori. 
Abg. von Koch (fährt in dem Gutachten fort): 


Was den dritten Ankrag, wänlich Aufhebung ber Solzſtener und Verthei⸗ 
Iung bes ausfallenden Staats: Einfommens auf bie höheren. Steurfiufen der 
Klafienftener, anbelangt, fo kann die Abtheiluug demfelben aus dem Grunde nicht 
beitreten, weil die vorgefhlagene Art der Deckung des Binnahıne, Aucſelle eine 
uyandführbare if. 

: Die Salzſtener ‚gewährt nämlich einen reinen Gewinn von 4,993,200 Kthlr., 
welcher wieder beſchafft werden müßte. | 

Bon dem GefammtsBetrage der Klafienfiener vun . 

7,044,520 Riblr. aber werben von beiden oberen HauptfteuersKlaflen nux circa 
13 Milionen Rthlr. aufgebracht, und würden biejelben alfo, wenn fie noch nahe 
an 5 Millionen übernehmen follten, um Amal höher beſteuert, alfo der monat⸗ 
Ude Sag der erflen Steuerfiufe auf circa 48. Rthlr. und fo verhältnigmäßig 
herunter erhöht werden müſſen. Abgefehen davon, daß ein ſolcher Vorſchlag jedes 
Gingehen auf bie vorliegende Bropofition in Betreff der Erhebung einer Eins 
Sommenfleuer anschließen würde, ift berfelbe aber auch mit Rudfiht auf bie 
Höhe ber nothwendigen Befteuerung au fi unausführbar, wenn man bedenkt, daß 
die Uebertragung der Mahls und Schlachtfleuer von etwas über 3 Millionen, fo 
weit fie nicht durch Cinführung der Klafienfleuer in den unteren Stewerfiufen ber 
Stäbte gededt wird, durch bie hoͤheren Stenertlaſen ſchon ihre Bedenklichkeiten 
erragt hat. 


Die Nötteilung lann ſencch dieſen Vorſchlag ale unnuelkiehae nit Befkrs 
werten und ſich alfe nar zu ben Anträgen wenden, welche wid ſowohl eine 
Befreiung des Satzes von jeden Abgabe, als viebnehr die Auffebung des Mir 
nopolhambeld unb vie Anferlogung einer firirten Steuer zum Gegenſtand Haben. 


Sandtags-SHarfhal: Ich muß audy bei diefem Antrag, der von 
der Abtheilung nicht befürwortet ift, die Frage ftellen, ob er in der 
Berfammlung -Unterftügung findet. 

Der. Antrag echält feine Unterſtützung, ex fällt alfo. 

Abg. von Soh (vertieft weiter, betreffend die Aufhebung des 
Salj-Monopols): 


- Die Abtgeilung Founte, in Uebeweinflimmung mit den von dem Antragfteller 
mundlich näher entwickelten Gränen, das Bewiitige ker gemachten Worſchlaͤge 
sicht verlennen. i 

Ben ven 673,128 Tonnen, aus denen ver Jährliche Salzbedarf nad den 
amtlichen Mittheilungen ver Staatobehorden beſteht, werden 402,850 Tonnen au 
inlaͤnd iſchen, 28,568: ans verrinsidmwiichen and 241,200 Tonnen aus auslänvifchen 
Orten und von dieſen wieberum 172,701 Tonnen zur See bezogen. 


Während gegenwärtig die Regierung bie Beſchaffung des auslaäͤndiſchen Sal⸗ 
zes anf dem Wege des Vertrages bewirken muß und diejenigen, welche die Lies 
ferungen abernehmen, vie Auſchaffnag nach ven brbungenen Ablieferungézeiten 
erutefien nüflen, würde bei einer ferien Konkurtenz im Salzhanbel {yon dadurch 
mitunted eine Erleichterung bei ber Beſchaffung herbeigeführt werden, daß der 
Handelsftand einen noch größeren Spieltaum als jegt erhält, gelegentlich das 
englifche Salz als Rückfracht mit berüber zu bringen nnd fo die Transportfoflen 
zu erfparen. Beſonders würde biefer Vortheil den Oftfeehäfen zu gut gehen, von 
benen dahrr auch Anträge in vom besagten inte gegenwärtig uns früherhin 
mehrfach, geitenn gemacht find. Es if auch nicht: zu bezweifeln, daß bei einer 
gleichmaͤßigen Beſtenerung des Salzes die Hädyften Umgebungen dur Orte, welche 
das Salz zur See begiehen, daſſelbe zu erheblich geringeren Preifen wuͤrden ers 
halten koͤnnen, weil bei der gegenwärtigen Gleichſtellung der Salzpreiſe vie Orte, 
zw denen der Transport wohlfeiler iſt, Diejenigen mit fbertragen müffen, zu bes 
nen ev fich koſtſpieliger geſtaltet, und eben fo Tann nicht in Abrede geftellt wer⸗ 
den, daß ſich dem inneren Handel ein reiches Feld ver Thatigkeit eröffnen mäßte, 
daß namentlich viele Konfumenten, beſonvers in dem oſtlichen Provinzen, ſich vie 
auf vem Salze laſtenden Koſten ded Lands and Waſſer⸗Tranoports badurch theil⸗ 
weiſe erſpaten koͤnnten, duß fie das Salz aus Orten, welche den Serhäfen und 
Stromen näher gelegen find, als. Rückftacht bei vem Verfahren ihres Getraives 
mitbringen, au möchte weht an den Koſten der Verpackung bier um Ya durch 
Das Anſchuffen⸗ eizener Gefaͤße ſeitens ver Kaufer dtwas zu erſparen fen, obs 
fügen vieſer lejtete Gegenſtand deshalb nicht bedentenb -fein kann, weil auch bie 
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Prinatverfäufer pen Berichtuß des Salzen in Tonnen nk Eden Bein. Trans; 
yort zur Abwendung einer Beruntrenung nicht. werben entbehren Können und fie 
alſo auch hen Hierdurch erzeugten Koſtenbetrag bei Stellung der Salzpreiſe wer; 
den berückfichtigen müflen. Sollte es hei Muferlegung einer feflen Steuer. gelius 
gen, den Preis des Salzes zu ermäßigen, fo würde es kaum bezweifelt werben 
fonnen, daß ſich der Verbrauch deſſelben noch vermehren würbe, wie das ſich ſchon 
jeßt nach der eingetretenen Herabfegung der Salzpreiſe gezeigt hat, obſchon die 
Verwaltung, nicht mit Unrecht, es nicht als eine feſtſtehende und mit Gewißheli 
zu erwartende Thatſache anfehen zu Binnen glaubt, daß der Verbrauch des Sal⸗ 
zes immer ‚in demfelben Maße zunehmen mäfle, :al6- per, Preis finft, . 

Grwägt man ferner, daß die Aufhebung jedes Monopuls an fih an als 
wünfchenswertö angefehen werben fann, und daß der Staat felbft ſich dem 
Wunſche anſchließen muß, von einer vielfach fo läftigen Bermaltung, als die des 


u Salzhandels if, befreit zu werden, fo kann die Abtheilung nur die Auſicht aus⸗ 


“Sprechen, daß gewichtige Gründe für die Aufhebung des Salz Menuysis vor⸗ 
liegen. Ehe, man fish indeflen für einen bazauf- gerichteten. Autxag ausſprechen 
Innn, müſſen aber auch. die entgegenſtehenden Gründe beleuchtet: und es muß 
namentlich erwogen werben, ob die fir die Sache fpresheuben Motive wicht theil« 
weife dadurch an Gewicht verlieren, daß die Nothwendigkeit, den bevorfichemben 
Einnahme⸗Ausfall durch eine fefle Steuer zu beden, den Preis bes Salzes im 
Allgemeinen in der bisherigen Höhe erhalten werde. 


: Mach der. von der Berwaltung gegebenen Auskunft Dean Denihfignittlic 
die Anlaufsr und TransportsRoflen einer Tonne Sal; . . .: 3 Rtble. 24 Ger 
und die Magazinirungs- und Berwaltungsfoflen ».....-.— u MB „ 
ip daß der Gewinn an jeder Tonne Salz betraͤgt : 1.213 „ 

m 12 Thlr. 

Sou dieſe Cinnahme von einer 410 Bir. haltenden Tonne Salz durch eine 
fieirte Steuer gedeckt werben, fo glaubt die Verwaltung dies nur durch eine Bes 
henerung. des inländifchen und dieſem gleichſtehenden vereinslaͤndiſchen Salzes 
wit 2 Rthlr. pro Gentner und mit 24 bis 24. Mtkle. pro Centner des antläns 
diſchen Salzes erreichen zu: Tonnen. In dem höheren Steuerſatz für auslänkis 
fees Salz wird ein Schub für die Inländifche Habrication geincht, mährend man 
eine größere Erhöhung befielben, ohne die Vortheile jenes Handelsverkehrs zu 
fehr zu fehmälern, nicht für thunlich erachtet. Die Derwaltung nimmt dei Aufs 
Bellung jener Steuerfäge allerdings auf eine Dermehrung des Verbrauchs Teine 
Rückficht, weil ihr bei einer durch die Beſteurrung vorausgefehten Gleichheit ber 
Preiſe Feine Beranlaffung zu einer ſolchen Vermehrung des Verbrauchs vorhans 


den zu fein fcheint. Wie bereits gedacht, iſt es ganz unzweifelhaft, daß im ben, 


den Serhäfen zunächft gelegenen Provinzen eine Preisverminderung herbeigeführt 


werben wird. Denn ſchon jeht wird das überſeeiſche Salz dorthhin gu einsm 


Preife zwifchen 13 und 2 Rthlr. geliefert, währen» ber Staat die durchſchnitt⸗ 
lichen Selbflfoften auf mehr ale 4 Rihlr. anfchlagen: muß, und diefen : Preis 





wird ſich noch verwminbere, wenn die Heraufuhr des Salzes alfgemein. als Mike 
fracht auf Schiffen, welche ſchon aus anderen Beranlaffungen nad England fah⸗ 
ten, eingeführt werben kann. DB ober in den dem Meere und den großen Steös 
men ferneren: Gegenden, namentlich in den aͤrmeren Begenden Breufens, Polens; 
Echleſtens und Hinterpommerns dad Salz ebenfalls eine Srmäßigung, ob vaſſelbe 
wicht vielmehr eine Schögung erfahren werde, das if eine um To zweifelhaftere 
Trage, als man auch micht nergeffen kann, daß, turen einerſeits Staatsbehoͤrden 
in der Regel theurer adminiſtriren, doch Bier der Umfland eintritt, daß die Bers 
waltung mehrſtentheils durch doch nicht zu entbehzenbe Beamte ber. indirekten 
Steuer Berwaltung, welche bafür nur einen geringen Gehaltézuſchuß beziehen, 
Nebemei bewirtt wird, daß ber mit fo erheblichen und ſtets bereiten Mitteln bes 
tiebene Großhoudel des Staats auch viele Vorthelle gegen ben Kleinhandel 
gewährt, daß die zur Aufbewahrung des Salzesurrforberlichen Räume einmal 
vorhanden find, während bie Handeltreibenden ſich dieſe Räumlichkeiten er be: 
fhaffen und fowohl Hierfür ale für ihre Mühewaltung fi einen Profit berechnen, 
müflen, fo daß ſonach hierbei die Vortheile, welche ber freie Verkehr bietet, Leicht 
im Großen und Ganzen mit ben Bortheilen, weldge dem Staate bei Betreibung 
diefes Handels zur Seite ſtehen, fih ausgleichen könnten. Ans diefen Oründen 
glaubt die Verwaltung alfo bei Beſtimmung einer fehlen Salzfleuer, ohne bie 
Möglichkeit des vorausgeſetzten Cinkommens zu gefährden, nicht eine Dermehs 
rung des Salzverbrauchs mit Sicherheit annehmen zu bürfen. 

Daneben aber bleibt es noch zweifelhaft, ob bie an fich nicht unmwichtige 
Salz⸗Fahrication des Inlandes, welche eine erhebliche Zahl Arbeiter befchäftigt, 
und einen bebeutenben Theil des Dermögens mancher Perfonen hildet, iubem, 
jährlih 65,942 Tounen. aus Privat: Salinen bezogen werden, die Konfurreng 
mit dem Auslande aushalten werde, fobald bie derſelben jetzt gewährte Beihulfe 
des Staats durch die nad den Umſtänden ermeflene Bewilligung verſchiedener 
Berfaufspreife fortfaͤllt. Während fich im Allgemeinen der aus dem freien Vers 
fehr mit dem ausländischen Galze gegoffte Vortheil durch eine noch weiter ges 
hende Erhöhung der Steuer fehr. vermindern wird, Tann biefer Steuerſatz für 
manche inländifche Salinen. feinen ausreichenden Schuß für die Konkurrenz güns 
Riger ſituirter auslänbifcher, benachbarter Salinen enthalten, 

Alsdann aber kann nicht unerwähnt bleiben, daß ſchon feither das Viehſalz, 
deſſen jaͤhrlicher Betrag auf 14,734 Tonnen veranſchlagt iſt und ſich jetzt über 
20,000 Tonnen beläuft, theils zu den örtlichen, theils zu den durchſchnittlichen 
Selbſtkoſten verabreicht und der Bedarf für viele Gewerbe, der auf 20,086 Tons 
nen angenommen ift, zu ermäßigten Preifen abgelaflen wird. 

Dei einer Aufhebung des Monopol- Handels wird, wenn andy alles dieſes 
Salz unbeſteuert ‚bleibt, doch fchwerlich den entferntesen Gegenden ber freie Hans 
bel das Viehſalz zu den jept geflellten billigeren Preifen zuführen. 


Mill man andy nicht in Abrede flellen, daß man dieſe Ihatfachen und dir: 
ar Woglicher denernden oher momentanen Dertfeurung des Salzes für eingelme: 


Gegenden gegen den Voriheil eines freien VBerlehrs wicht fihwerer in die Wager 
ſchale werfen darf, als den verſchledenen Stand des Preifes alter erſten Lebens⸗ 
bedürfniſſe nach den verſchiebenen Dertlichleiten, fb darf man doch nicht: vergeſſen, 
daß das Bier Geſagte wenigſtens nicht zu den Vortheilen einer beabfichtigten Ver⸗ 
äüderung zu gehoͤren ſcheint, vielmehr muß man neben dem ſchon Angeſuͤhrten 

hier noch ganz beſonders der Schwierigkeiten gedenken, welche die Berhältnifie zw 
ver Zulfvereins : Staaten dem Antrage entgegenfielfen, damit man ſich bewußt 
werbe, ob die zu hoffenven Bertheile wirklich erheblich genug Ars, am bie. Des 

fſeitigung jene Hinderniſſe zu verfuchen. 

Rauch den mit ſaͤmmtlichen Zolfvereins» Gtnaten getroffenen Geesinbamugen 
haben ſich die lontrahitruden Regierungen gegenfeitig' verpflidytet, den Salzthanbel 
en gros im Innern ihrer: Staafen während‘ der Dauer der Bortcage nur auf 
Staats⸗Regie führen zu lafen: 

Ehe alfo irgend auf den geftellten Borfchlag eingegangen werben fönnte, 
müßten mit den Zolfvereins- Staaten Unterhannlungen angefnüpft werben, telche, 
wenn die Berwaltung ein erwünfchtee Refultat unter gewiffen Umftänven auch' 
nicht für unmöglich Half; doch jedenfalls ſchwierig erfcheinen. Der Umſtand, daf 
es weder der prenßifchen Regierung noch den anderen Vereins Regierungen vor: 
tHeildaft fcheinen dürfte, die Salzfteuer tin gefammten Umfang der Vereins⸗Staa⸗ 
ten gemeinfchaftlich zu erheben und nach ben Grundfägen bei den Zoll-Revenüen 
zu vertheilen, wird, wenn Preußen ſelbſt von jenen kontraktlichen Stipulationen 
entbunden würbe, zum Behnf der Salz⸗Kontrolle die Wiederbefekung ber ſteuer⸗ 
lich unbewachten Gränzen gegen die Vereins⸗Staaten nothzwenbig machen "und ſo 
einen erheblichen Koſtenaufwand herbeiführen, veffen‘ Deckung entweder ans dem 
Einfonmer ver Sälzftener oder aus anderen Staaterinnahmen ermartet werben 
müßte, der mancherlei Belaͤſtigungen für ven freien Verkehr nicht zu gedenken, 
welche eine ſolche Einrichtung haben würden. 

Bedenkt man daher, daß es ſich hier um Schwierigkeiten handelt, deren Be⸗ 
feitigung iedenfalls nicht leicht und ohne Koflenaufmand möglich erſcheint, wie⸗ 
wohl deren Ueberwindung ala ausgeſchloſſen keineswegs bezeichnet worden iſt, 
wenn es ſich um Erreichung eines entfchlenenen Vortheils Handelte; fo if vie 
Abtheilung doch in überwiegender Stimmenmehrheit bes Dafürhaltens, daß bie 
Vortheile, die von der einen Seite mit dem Antrage verbinden find, bei der 
Rothwendigkeit, die ansfallenden Staatseinnahmen durch eine andere Erhebungs- 
weife and dem Salzhandel anfzubringen, anf der anderen Seite auch wieder fo 
erhebliche Bedenken fr der Ausführung gegen fich haben, baß es nicht angemefs 
fen erfcheine, die Petition dem Vereinigten Landtage zur Befürwortung zu empfehlen, 

Daß die Salzftener an fich eine fäftige fe, und daß deren Beffitigung mit 
bem Monopofhandel zugleich zu den vollfommen begründeten Wünſchen gehöre, 
erkennt die Abtheilung ſelbſt an. So lange aber bie Staatsbedürfniſſe das Ein- 
fommen aus ven Salzhandel nicht entbehelich erſcheinen Iafien, winsmt vie Abs 
Hellguy, namlich anter ben befiehenden Berhältuiffen zu ben Zollvoreiad⸗Stas⸗ 
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en, Auſtanbd, vie Anfhebang des Bheuupold und die Aufbringung ves Glasten 
Ginfommens durch eine Binganges und Fabricationsſtener vom Salz für jebt zu 
befürworten. Berlin, den 19. Mai 1847. . 

Die fiebente Abtheilung des erfien Vereinigten Landtages. 


Sandieger lasfchall: Auch viefer Antrag ift von der Abtheilung 
nicht befürwortet worden. Auch hier frage ich: ob er in ber Ver⸗ 
ſammlung Unterftügung findet. 

(Viele Mitglieder erheben fi.) 

Die Unterftügung ift vorhanden, Herr Abgeordneter von Raven 
hat das Wort. . 

Abg. von Haven: Das Eeniral- Direktorium ber landwirth⸗ 
ſchaftlichen Vereine in Schleſien hat von letzteren vielfach die Auf« 
forderumg: befommen, dahin au wirken, daß das Salz Monopol aufs 
gehoben und durch andere Steuern erſetzt werben möchte. Ic; Tamm. 
zu dem Direftorium gehörend, nur bedauern, daß es der Abtheilung 
wicht gelungen ift, einen Weg zu finden, ver die Aufhebung bee 
Salzſteuer wöglid macht, indem über die Nütlichkeitsfrage nur 
Eine Stimme fein kann. Es kommt blos darauf an, ob eine GSache 
für das ganze Nakienalwohl jo von Bedeutung iſt; dann muß. fidk 
auch ein- anderer. Weg finden laſſen, und fei ed andy mit Opfern. 
Ich ſpreche nicht, allein barüber, ob unſere armen Leute das Sal 
billiger befommen Fönnen, Ich weiß, man berechnet den Bebarf 
ume 15 Pfund jährlich, und Die Erſparung beträgt freilich nicht viebl 
pro Kopf. Wenn übrigens die Familie aus mehreren Köpfen ber 
Beht, fo iſt es immer: eine weſentliche Erſparniß, die durch bie Her⸗ 
abfegung des Salzpreiſes für den Familienvater erzielt wirb. Allein 
nicht Diefe Seite will ich berühren, fondern bie Herabfegung des 
Salzes: ift vorzüglich von großem Intereffe für den Ackerbau. Das 
iſt e8, worauf ich. anfmerkfam mache. Wir werden die Armen nur 
dadurch ernähren, wen wir ihnen wohlfeilere Lebensmittel gebe 
fannen. Das iſt Die Aufgabe des modernen, induſtriellen Adex-, 
baups. Wieviel gewinnt die Production deſſelben nicht durch den 
Berbrauh des Salzes. Die Engländer gehen uns auch hierm mit 
den: großen Beifpiel voraus, welches Nachahmung verdienen. pärfte, 
England hatte bis zum Jahre 1827, wo der Salzhanbel.gumg frei: 
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gegeben wurde, “eine große Salzſteuer. Wie. durch Die Aufhebung 
ver Steuer die Conſumtion ſich verändert hat, iſt unglaublich. Es 
ift nach der Angabe von Porter, welcher als Dirigent des flatifti- 
ſchen Büreaus eine Autorität ift, in dem Werk: „Fortſchritte der 
Nation“, Kapitel I. und II. gefagt, daß vom Sabre 1801 — 1817, 
wo die Salzftener noch ftattfand, die Confumtion ſtationair geblieben 
ift; daß dagegen von 1827 — 1834, alfo in 7 Jahren die Con⸗ 
fumtion um 430 pCi. zugenommen bat. - Diefe Zunahme ift von 
Bahr zu Jahr fortgeftiegen und wie mag fie wohl jebt ſein? Man 
füttert das Vieh in England nicht allein ftarf mit Salz, ſondern man 
düngt damit, und die Folge davon iſt die, daß auf einem Morgen 
in England mehr produzirt wird, als in Frankreich/ welches eine 
weit größere natürliche Bodeukraft hat. Könnten wir das Salz 
auch dazu verwenden, ſo würden gleiche Urſachen gleiche Wirkungen 
hervorbringen. Zum Ackerbau, meine Herren, nrüflen wir am Ende 
doc; zurüdgehen,. wenn wir. die Roth Kindern follen. Das haben 
wir am Anfang der Situng gefehen. Wenn wie von vornherein 
fo oft Hagen und mit banger Beforguiß der Zukunft entgegenſehen, 
Die uns die fo zunehmende Bevölkerung unb Das Proletariat an« 
deuten, fo ‚wird man fi von der Wahrheit meiner. Behnupting 
Übeizeugn. Wir führen, veie aus. dem Gutachten zu erfehen iſt, 
jaͤhrlich 30,000 Laften frembed.. Seeſalz ein. : Die Production it 
eigenen Salinen Boflet für einen:Eentner, unverpackt, franko Fabrit⸗ 
fielle böchftens. 20 Sgr., folglich Toftet die: Tonne-80 Ser. Das 
ſeewaͤrts eingeführte Salz foftet am Hafen nach der Angabe im 
Gutachten 1’, bis 2 Rthlr. pro Tonnez dürfte es deshalb nicht 
im allgemeinen Intereffe fein,. dies Salz mit höchftense 2 Rthlr. 
Eingangs-Steuer ber freien Konkurrenz zu übergeben? Die eigenen 
guten Salinen fönnten bann volllommen geſtchert fein; diejenigen 
aber, welche zu theuer arbeiten, durch einen fo hohen Schutzzoll zu 
erhalten, wird wohl Niemand befürworten wollen. Wir würden bei 
den. 30,000 Laſten, das find 300,000 Tonnen, die wir jeht ſchon 
einführen, 600,000 Rthlr, erhalten, durch die aber dreimal größere 
ee hei wird bie * Gonfantion ſech menduich „eigen und vum 
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Es eniſteht durch vas Rufen zur: Abſtimmung großer Blckı, ve 
verhindert, ven Redner vollkommen zu verſtehen.) 

Meine Herren! Wenn das ſchwarze Salz und das Suinſa⸗ 
ganz frei einginge, um es für das Vieh und zum Dimgen ſtuürker 
gebrauchen zu können, Tönnten wir dann nicht darauf antragen, da 
es ſich doch um eine weſentliche nationale Frage. handelt, daß wir 
auf unſer Vieh, bis‘ die höhere Einnahme durch die Einfuhr bie 
Ennahmen deckt, eine direkte Steuer Iegten ? 

(Lärm und Widerfpruch.) 

In diefen Falle würde es möglich fein, durd eine geringe ab— 
gabe mehrere Millionen zuſammenzubringen. Meine Herren! Wir 
haben 5,000,000 Stüd Hernviceh, 17,000,000 Stück Schaafe und 
ungefähr 1%, Millionen Pferde. ine ganz Feine Steuer auf das 
Stud bringt eine ungeheure Summe zufammen. Hätten wir das 
Steinſalz frei, Tönnten wir damit düngen, fo würden wir ſelbſt wies . 
der einen Bortheil daraus haben, der die Abgabe reichlich exfekt, 
und durch eine Feine Zugabe der Klafſenſteuer würde fich der vor⸗ 
lncfigmoch beitehende. Ausfall decken Infien. Es würde durch Diefe 
Bertheitimg der. Steuer. einer Sache aufgeholfen werden, bie immer 
hin für die Zunahme unſerer Wohlhabenheit nur von großem Che 
Fuß. fein fan.  - 

.. Abg. * (ing): Meine. Herren! Ich bin der An⸗ 
seageller, ich habe den Antrag geftellt, daß bie Aufhebung des 
Salzmonopols gegen einen firen Zoll ſtattfinde, indem nicht zu ver⸗ 
langen iſt, daß die Staatseinnahme von 5 Millionen Thalern ver⸗ 
loren gehen: ſoll. Die, Abtheilung iſt fo gefällig geweſen, mich bei 
der Berathung dieſes Gegenſtandes zuzuziehen. Wir Haben aus dem 
Gauachten geſehen und mehreve Motive von denen gehört, Die ich 
mir bereit6 .erinubt habe, dort anzuführen. Der Beſchluß der Kom: 
mifon ‚geht dahin, dag fie vorläufig noch nicht- darauf. eingehen 
will, und zwar aus folgendem Grunde: Wenn gleich der General⸗ 
Direftor der Steuern dort etfiimt hat, daß es allerdings wuͤnſchens⸗ 
werih wäre, Die Steuer des Salzes, fo viel möglich, zu verringern, 
da e8 zu den erften Xebensbebürfniffen gehört, fo fcheinen doch die 
'vielen Schwierigkeiten‘, Die in Bezug auf Die Zolluereind - Stonten 
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abwalten, für dieſen Augenblick Diele Verringerung der Sieuer mel 
felhaft zu machen, und zwar aus den Gränden, Die ich bereits ans 
geführt habe, indem ich noch hinzufüge, Daß eine vorläufige Unter⸗ 
handlung erſt vorausgehen müßte, und dieſe würde die Verhandlung 
in das weite Feld ſchieben. Ich würde, um dieſrm Gegenſtande 
erh die Einleitung zu verſchaffen, mir erlauben, ein Amendement in 
Vorſchlag zu bringen, fo hai, wenn ber Voarſchlag des vorigen 
Redners nicht durchgehen ſollte dieſes Amendement Geltung. fünbe. 
Es lautet: 

„Theils um die Schifffahrt der beeiiſchen Die: Weberei feeter zu beleben, 
-theilg- auch, um zu der Srfahrung gie ‚gelangen, vb der Preis des Salzes 
felbRt bei einem all, welcher dem Monopol gleitggefell ift, durch die freie 


- Konfurrenz democh ermäßigt werden fönnte, möge der hohe Landtag bei 
>: ke en, - 
Van, Se. Majeſtaͤt der Koͤnig allerunterthaͤnigß gebeten werde, zu geſtatten, 
daß neben dem beſtehenden Salzmonopol es jedem chen Schiffe 
freiſteht, Salz zum firen Zoll von 2 Rthlr. hochſtens 2, Rihlre. pe⸗ 
Centner vom Auslande zu importiren, und daß dasjenige Sal weiches 
fe Vieh und verfchiedene Gewerbe verwendet wird, unter den —** 
Modalitaͤten unbeſtenert bleibt,‘ 


Ich habe mir erlaubt, dieſes Amendentent w ‚ Aelen, um vor⸗ 
Häufig einen Eingang in die Sache zu ſinden. Ich bin überzengt 
sa werden ‚wenige Jahre vergehen, fo werden mie. bie Usherzengumg 
gewonnen haben, daß die Salimportation, der Salgnerbraucdh fo 
beeuteud zugenommen hat, daß ber Zoll, wur Das: beſtimmte Duan- 
tum zu erreichen, ermäßigt werden Tann, wazu bie Sunatshehörben 
fehr gern geneigt: ſein werden. Ich folgere meinen. Muteng aus 
folgenden Motiven: In dem Gutachten wird non der Rothwen— 
wigfeit zuerſt geſprochen, daß: die ESteuer erhoben werben müffe. 
Mann iſt geſagt: 

Nach ber won der Verwaitung gegebenen Anemft betragen 
darchſchnittlich Die ara we Transport » Kaſten : einer: Tonne 
Ka. en unne ne, B Mthlr. 24 Egr 
and Die egnyinirunge: und Berpadungetsien") m, 
” daß be ber. Gewiun am jeder Tonne Salz beträgt . v3, 

| fi 12 TI; 


*) Muß ‚Berwaltungstoften“ heißen. Vergl. oben ©. 264 uud im Anfange der fols 
den @7ften Sipung die eflamatist und unfere Note bazır. : Anm: d. verausg. 
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Ich habe in dem Amendement gefügt, es möge beantragt wer⸗ 
den, Daß der Zoll vorläufig auf 2, höcftens 2%, Rihlr. pro Er. 
feftgeflellt. werde. 2 Rthlr. machen p. p. 8 Rthlr., und 2%, Rihlr. 
machen 8 Rthlr. 20 Sgr. Wenn wir dieſe nehmen- und davon 
abrechnen, fo bleiben 3 Rthlr. 10 Sgr. Den Werth des Salzes 
veranfchlage ich auf circa 2 Rthlr. pro Tonne, alſo bleiben 1 Rthir. 
10 &gr. Ich rechne aber fo: ich ſage, die Tonne ift zu beziehen 
für 2 Rthlr., die Steuer beträgt 8 Rihlr., im Schlimniften Falle 
8 Rthlr. 20 Sgr., und die Heinen Koften 10 Sgr., koſtet alſo bie 
Tonne 11 Rihtr. Man wird nie nun einwenden und fügen: „Wie 
Jann es fein, Daß du die Tonne Salz mit 2 Nthr. berechneft, waͤh⸗ 
vond fie dem Staat Body 3 Rihlr. 24 Ser. und 15 Ser. koſten?“ 
Darauf kann ich nur erwiebern, daß es meiner Meinung nad dem 
Privathandel, dem freien Handel Teichter werben inuß, ‚die Koften zu 
ermäßigen, al& wie einer Königlichen Adminiſtration. Ich 'bemerfe 
ferner, daß hier in den. 3 Rthlr. 24 Sgr. nicht 8108 die Binfaufs,, 
ſondern auch die Transportloſten begriffen find. Diefe Transport⸗ 
koſten habe ich nicht mit veranſchlagt, indem fünftig der Transport 
fi allmälig wird beforgen laſſen. Wenn das Salz von einem Det 
30 bis 30 Meilen weit zu beziehen ift, fo wird es jetzt auf Koften 
der Regie hingeſchickt und dafür die Fracht bezahlt, Künftig, wenn 
ein ſolcher Handel frei iſt, kommt der Gutsbeſitzer, der Konſument 
ben fo gut nach der Stadt und holt ſich das. Salz, wie er ſich das 
Eifen :und dergleichen holt; er nimmt es mit, und es Toflet ihm 
feine Fracht. In den 15 Sar. find die Magazinirungs⸗ und Ver⸗ 
packungokoſten mit begriffen. Dies würde fi auf einzelne Silber 
grofihen fir die Magazinirung berechnen, aber auch nur auf eine 
gene Silbergrofihen, weil von der Tonne Die Rebe Iftz denn bie 
Tonne iſt Feine Laſt. Wenn ich auf die Tonne. 3 Sgr. rechne, fo 
habe ich auf die Laft 1 Rthlr. Die Verpackungskoſten werden für 
die Zufunft ganz verſchwinden, denn wer das Salz braucht, wird 
auch jedesmal zur Aufbewahrung des Salzes ein beſonderes Gefäß 
Ad, anfchaffen, wie 68 im Kleinen auch geſchieht. Ein Sack, wei 
Ger hierzu beitinmmt wird, hält 20 Bis 30 Jahre aus, während «8 -. .. 
(Lärmen und große Ungeduld.) 


j 
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jetzt immer. neu angefchafft werden muß. Was die Erſparung der 
Koften betrifft, jo erlaube ic; mir anzuführen, daß hier in dem Gut 
achten gefagt ift, daß zur See 172,701 Tonnen bezogen werden. 
Wenn die Differenz . 
De varm wiederholt ſich.) 

1 Rehle. für die Koften beträgt, nämlich für die Magazinirung und 
Verpackung, fo wird dies 172,701 Rthlr: betragen. Died würde 
ſich zreifchen dem Konfumenten und zwifchen dem Haͤndler vertheilen, 
und deshalb. würde das Salz doch billiger geſtellt werben koͤnnen. 
Bern Sie. auf meinen Antrag eingehen, meine Herren; fo fehe id 
wicht ein, auf welche Art und Weife Jemand gefährdet fein fann. 
Der Staat if nicht gefährbet, er befommt mehr, als hier veram- 
ſchlagt if. Hier iſt der Gewinn auf 7. NRthle. 28 Ser. berechuet, 
ich habe ihn zu B Rtihlr. und 8 Rthlr. 20 Sgr. berechnet. Ih 
will nur freien Handel dabei, weil die Schiffahrt fich befier bewe- 
gen Tann, als wenn fie gezwungen if. Wenn die Schiffe nad) Enge - 
Iand und. Bortugal.gehen und leer zurckeffehren, ſo können fie fait 
des Balfaftes Salz mitbringen, und das Konſumo verliert. wichte, 
wie der Staat nichts verliert; denn es foll Das: Monopol feſtſtehen. 
Kann das Salz wicht. billiger gefchafft werden, fo bleist das Mons⸗ 
ol, alfo Schaden kann für das Publikum nicht herbeigeführt wer 
den, und. ich fehe nicht ein, warum Sie nicht darauf Rüdficht neh⸗ 
men wollen und warum nicht der. Weg für die Zukunft angebahnt 
werben foll, daß wir Fünftig das. Salzmonopol ganz aufheben. 

.. Imndtags- Marfhall; Der. Herr Reimer hat. zwei neue Au—⸗ 
träge geftellt. Ber eine geht. dahin, neben dem beitehennen Salz⸗ 
monopol den inlaͤndiſchen Schiffen freiguftellen, das Salz zu einem 
firen Zolle von 2 bis 2%, Rthlr. pro Center. einzuführen. Che 
ich das Amendement zur Abſtimmung beinge; muß id) Tragen, ob «8 
Huterfeitung. findet? 

(Wird ausreichend uuterftäht.) 

. Der zweite Antrag geht. dahin, daß das Sal für daq Bieh 
und für die verſchiedenen Gewerbe unbeftenert bleibe. Ich bin der 
Meinung gewefen, daß diefe Salz, das fogenaunte ſchwarze Sal, 
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ſchon jebt zu dem Productions» Preise abgegeben werbe; ich will je⸗ 
doch fragen, ob das Amendement Unterſtützung findet? 
(Wird nicht ausreichend unterſtützt.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Stämmler. 

Abg. Stämmler; Ich muß den Anträgen ber beiden vorher 
gehenden Redner beftimmt entgegentreten, weil ich der Meinung bin, 
daß dadurch den armen arbeitenden Klafien feine Erleichterung ge: 
währt wird. Die Abgaben müflen die arbeitenden Klaſſen auch 
sahlen; denn ohne dieſe würde der Staat nicht beftehen fönnen. Es 
werden 12 Pfund Salz auf die Perfon gerechnet, 12 Pfund in den 
Kontrollbezirfen. Die Ermäßigung, die ftattgefumden hat, beträgt 
alfo pro Perfon 3 Sgr. Wenn man annimmt, daß ein Tagelöhner 
3 Berfonen hat, fo macht das auf das Jahr 9 Sgr. für die Tager 
löhner-Familie. Ich habe die fefte Ueberzeugung, daß die Salzſteuer 
und die Steuer für Brannntwein eben der arbeitenden Klaſſe am 
wenigften drüdend ift, im Contrairen, daß fie lieber 1 Rthlr. dieſer 
Steuer bezahle als 15 Sgr. Klaffenfteuer. Der Staat hat durch 
die Ermäßigung der Salzſteuer eine Einnahme von 2 Millionen ver: 
loren. Diefer Erlaß ift der arbeitenden Klafie und überhaupt der 
aͤrmeren Klafje nicht zu Gute gekommen, fondern denjenigen, welche 
viele Perſonen im Dienfte haben und die viele Arbeitsleute verpfles 
gen müſſen. Die arbeitende Klaffe ganz von den Abgaben zu bes 
freien, das glaube ich, würde nicht weile fein. Ein Jeder muß nach 
dem Verhältnig geben, was er leilten kann, und da bin ich davon 
überzeugt, daß, wenn biefe Abgabe auf diefem Punkte ftehen geblies 
ben wäre, fie leichter hätte aufgebracht werden fünnen, als die Klafs 
fenfteuer in den letzten Stufen zu 5 Sgr. und reſp. 1 Ser. 3 Bf. 
pro Perſon. Ich muß mid) daher gegen den Antrag ver beiden 
Herren entfcheiden und gegen die Petition erklären. 

Abg. Hanfemann: "Bevor ich in das Materielle eingebe, muß 
ich den Heren General» Steuer- Direktor um die Gefälligfeit bitten, . 
und zu fagen, zu weldem ‘Preife das Salz von den tnländifchen 
Salinen an die Steuerverwaltung exkl. des Gewinnes, den der 
Staat daran hat, abgegeben wird, ſodann zu welchem Preiſe ‚das 
Salz in den Seehäfen von dem Stante angelauft wird, und endlich 
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ob die Lieferung des Salzes, was zur See eingebracht wird, ber 
Könige. Seehandlung obliegt. 

General: Steuer » Direftor KAühne: Die erfte Frage war, zu 
welchem Preiſe das Salz von den mländifchen Salinen entnommen 
wird. Wir nehmen das Salz größtentheild von den Königlichen 
Salinen; wir entnehmen ed aber auch von den Privatfalinen, weil 
leßtere an Niemand Anderen abfegen dürfen. Der Preis von den 
Inndesherrlichen Salinen ift 22 Rthlr. für vie Laſt, alfo 2, Rthlr. 
für die Tonne. Die Preife von den Privatfalinen differiren fehr; 
fie find aber höher, als aus ven Königlichen Salinen, weil dabei 
darauf Rüdfidit genommen werden muß, daß diefe Salinen zum 
Theil früher durch Privilegien ausgedehntere Rechte gehabt haben, 
welche durch das Salzmonopol befchränft worven find. Der Preis 
zu dem wir das Salz, namentlich das englifche, durch die Öftfees 
häfen beziehen, varliet von Jahre zu Jahr und auch nach den eins 
zelnen Häfen; er differirt, wie angegeben iſt, zwiſchen 15 Rthlr., 
das ift der niedrigere Preis, und 22 Rthlr. die Laſt. Alfo in un⸗ 
günftigen Jahren fommt es ungefähr fo hoch, wie wir das Salı 
aus den Salinen haben. Die dritte Frage ift, wenn ich mich noch 
secht erinnere, die geweſen, ob ber Seehandlung die Verpflichtung 
obliege, das Salz anzufhaffen. Das ift nicht der Fall. Die See- 
handlung hatte früher den alleinigen Transport des Salzes und bie 
Anfchaffung befielben für Rechnung des Staates. Das ift feit län⸗ 
gerer Zeit aufgehoben worden; fle ift aber bis vor kurzem bie Mit 
telöperfon geblieben, deren fi das Finanz: Minifterium bebiente, um 
Kontrakte mit den Rhedern und Kaufleuten abzufchliefen. Seit zwei 
Sahren hat dies auch aufgehört, und das Finanz Minifterium bies 
tet in jedem Jahre den Bedarf in den Häfen aus und überläßt ben 
Rhedern und Kaufleuten an jedem einzelnen Lieferungs-Örte ſich des⸗ 
balb zu erklären. 

Abg. Hanſemann: Die Breife von den inländifchen Salinen 
— verſteht ſich: an der Saline genommen — 

General» Steuer- Diretor Kühne: Wir nehmen noch einiges 
andere Salz, franzöſiſches Salz von Dieuze in Lothringen, wielitz⸗ 
kaer Salz für Oberfchlefien, mehreres von vereinsländtfchen Salinen. 
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Die Quantitaͤten find nicht fo groß, und ich würde nicht Im Stande 
fein, die Preife aus dem Kopfe zu fagen. Ich fann nur das fagen, 
daß wir das ausländifche Salz nirgends nehmen, wo wir das in- 
länbifche eben fo wohlfeil befommen können. 

Abg. Hanfemann: Meine Herren! Ich bitte Sie, einige Auf: 
merffumfeit mir zu fchenfen, felbft wenn der Begenftand, über ven 
id) rede, nicht ſehr intereffant ift. Zahlen haben das Eigenthümliche 
nicht interefjant zu fein, obgleich fie oft mit ver Wohlfahrt des Gan⸗ 
zen nahe verwandt find. Ih will in Kürze meine Anficht voraus: 
ſchicken. Ich habe die Meberzeugung, daß es nicht nur eine für das 
Land mügliche Maßregel, fondern daß es auch eine gute Finanz: 
Mapregel fein würde, wenn das Salz-Monopol aufgehoben und in 
eine Abgabe anf das Salz verwandelt würde. Ich werde Ihnen 
jest die Gründe meiner Ueberzeugung fo kurz, wie id) es vermag, 
angeben. Zuvörberft fteht eine Erfahrung ganz feit, nämlid die, 
daß, wenn ein Artifel, wie das Salz, das zu fo mannigfachen 
Zwecken verbraucht werben kann, wohlfeilee wird, alsdann der Ver- 
brauch bedeutend zunimmt. in Belag hierfür befteht ſchon in ver 
Erfahrung, bie feit der Erniedrigung des Salzpreiſes gemacht wor: 
den if. Im diefer Hinficht bin ich weit entfernt, die Anfichten des 
vorlegten Redners zu theifen. Sch habe die Maßregel für eine 
gute erfannt und fehe feinen Unterfchled darin, wenn das Volk er- 
leihytert wird, ob es dadurch, daß es diefe Erleichterung nur im 
Kleinen erfährt und folglich nicht recht handgreiflich fühlt, oder ob 
fle durch die Ermäßigung einer direkten Steuer erfolgt; es entfteht 
dadurch Fein Unterſchied in Beziehung auf die Erleichterung felbft. 
Es hat nun die Erfahrung herausgeftellt, daß in Folge der Herab- 
fegung des Preifes der Verbrauch bedeutend zugenommen hat, und 
gerade diefe Erfahrung beweilt, daß die Maßregel gut war und 
auch in finanzieller Hinficht nicht fo gefährlich fich zeigte, wie fie 
von vornherein ſich etwa darftellte. Hierauf fußend, ift nun meine 
Anficht, daß eine weitere Ermäßigung noch eine viel größere Zu- 
nahme des Verbrauchs herbeiführen wird. Es kann ſich alfo nur 
davon handeln, ob wirklich die Einführung eines feſten Zolles eine 
beträchtliche Verminderung des Preifes bewirken werde, und ob die 

18* 


— 


— 276 — 


finanziellen Verhältniffe einen Zoll geſtatten, der niedrig genug iſt, 
um das Salz wohlfeil zu machen. Um Ihnen deutlich zu fein, will 
ih, indem ich vom Zoll rede, ihn nicht pro Centner normiren, fon- 
dern pro Tonne; auf diefe Weife wird die Rechnung fidy einfacher 
machen. Wir haben nun gehört, daß der Preis des Salzes, fei es 
aus den inländifchen Salinen oder aus dem Auslande, pro Tonne 
1%, bis 2 Rthle. beträgt. Wir haben durch die Erfahrung eine 
Vermehrung des Konfumo in Folge einer Verminderung des Preiſes 
von 15 auf 12 Thaler gefehen. Wenn wir nun den Zoll — bie 
Steuer will ich fagen ftatt des Zolles — die Steuer auf 5 Rthlr. 
pro Tonne annehmen, fo wird an denjenigen Orten, die ganz in ber 
Nähe der Seehäfen oder in der Nähe der Ealinen liegen, der Preis 
der Tonne Salz, jetzt 12 Rthlr. betragend, nothwendig auf 6%, bis 
7 Rthlr. inkl. der Beftenerung ſich ftellen. Eine Herabfegung nun 
von 12 auf 6%, bis 7 Rthlr. ift eine fehr bebeutende.. Wir wür- 
den den Preis des Salzes in der Nähe der Seehäfen und der Sa- 
Iinen auf ungefähr die Hälfte desjenigen Preifes bringen, den das 
Salz vor 1842 hatte. Nehmen Sie nun an, daß der Verbrauh in 
Folge diefer Ermäßigung etwa um ein Drittel zunimmt, — dieſe 
Annahme wird viel unter der Wirklichkeit fein, ich glaube vielmehr 
dag in Folge einer folchen Ermäßigung der Verbrauch wenigftend 
um die Hälfte zunimmt, dann wird der Staat eine größere Ein- 
nahme mit der Steuer von 5 Rthlr. pro Tonne haben, als er jeßt 
mit der Steuer von 7 Rthlr. 21 Sgr. hat. Ich halte es alfo für 
gar Fein ‚gefährliches Finanz- Experiment den Preis in der Art zu 
ermäßigen, daß durch die Ermäßigung, alfo durch den Verbrauch, 
die Einnahme wieder bedeutend zunimmt. Erfolgt dieſe Ermäßigung 
fo hat das Land den größten Vortheil davon und nicht blos der 
Einzelne, der Arme, fondern jedes Gewerbe wird davon Nutzen zie⸗ 
ben. Insbeſondere werben die Häfen unfered Landes davon Nugen 
ziehen; fie werben einen wichtigen Artifel für ihre Schiffahrt, für 
die Rüdfracdhten erlangen. Es ift daher nach meiner Ueberzeugung 
eine ſolche Ermäßigung zwedmäßig, fie ift nützlich, und ich wünfche, 
daß Sie einen Antrag an Se. Majeftät den König votiren mögen, 
woburd die Angelegenheit vorbereitet werde, In einer großen Ver⸗ 
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ſammlung improsiftet man feine Finanz⸗Geſetze, man kann fie da 
nicht ganz deutlich machen oder ſpeziell vorfchlagen. Dazu gehört 
eine gründliche Erwägung aller Verhältniſſe, aller Intereſſen. Wenn 
alſo em ſolches Geſetz, die direkte Befleuerung des Salzes betreffend, 
vorgelegt werben wird, dann iſt e8 Zeit zu erwägen, in weldem 
Maße die Steuerbefreiung oder Stener- Ermäßigung noch fr ges 
wie Verbrauchszwecke angemeſſen gewährt werden fönne, ohne ben 
Finanzen zu fchaden. 

Ich habe nur beweifen wollen, daß die Sache ausführbar iſt, 
daß alle die Gegenden, welche nicht fern von Salinen und von Hä- 
fen find und nicht fern von Kanälen oder Flüſſen fich befinden, auf 
welchen. das Salz wohlfell von den Salineg und von den Sechäfen 
aus transportirt werben kann, einen großen Gewinn von der Maß- 
regel ziehen koͤnnen. Es bleibt alfo nur nody die Frage übrig, wirb 
die Maßregel für irgend Jemand im Lande Schaven haben, oder 
mit anderen Worten, werden diejenigen Bewohner unfere® Landes, 
bie von Flüſſen, Kanälen, Eifenbahnen, Salinen entfernt wohnen, 
das Salz theurer als jebt bezahlen müflen? Ich babe Ihnen eben 
dargeftellt, daß der Preis einfhließlih der Steuer an Ort und 
Stelle 6°4 bis 7 Rthlr. nad) meiner Anficht würde betragen Tönnen. 
Es bleiben alfo dann für die Transportkoſten und für den Gewinn 
im Detail.bid an vie verfchledenen Entfernungen hin überhaupt 5 
bis 5’, Tihle. pro Tonne, um eine Gleichſtellung mit dem jebigen 
Preiſe zu gewähren; das ift pro Gentner 1%, bis 1’, Rihlr. Yür 
diefe 1%, bis 1%, Rthlr. pro Gentner wird man im Durchſchnitt das 
Salz nad) allen Bunften hinbringen können. Es würde alfo das Reful- 
tat derjenigen Maßregel, von der ich wünfche, daß fie verwirklicht werde, 
erftens fein, daß Die Finanzen feinen Ausfall dadurch erleiden; zweitens, 
daß die große Mehrzahl aller Bewohner des Landes und insbefons 
dere derjenigen, welche in der Nähe von Seehäfen und Fluͤſſen woh- 
nen, einen fehr erheblichen Gewinn haben wirben, und britteng, 
daß diejenigen, weiche entfernt von diefen Punkten wohnen, feinen 
Rachtheil hätten. Auf viefe Weile würde alfo das ganze Land 
Nutzen von diefer Maßregel ziehen. Ich refümire mich nun, indem 
ich Ihnen vorſchlage, die ehrfurchtsvolle Bitte an Se. Majeftät den 
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König dahin zu richten, durch Verhandlungen mit ben betreffenden vers 
einsländifchen Regierungen die Aufhebung des Salz⸗Monopols vorzubes 
reiten und dem nächften Vereinigten Laudtage einen Geſetz⸗Entwurf, 
durch welchen eine fefte Steuer auf das Salz angeordnet wird, vor⸗ 
legen zu laſſen. Ein Mehreres als eine foldye Kinleitung kann von 
dem jegigen Landtage nicht ausgehen. Sie werben aber nad) mei- 
nee Lleberzeugung, etwas ſehr Nüpliches ihun, wenn Sie Ste. Mar 
jeftät den König bitten, eine folche Einleitung zu teeffen. 

General⸗Direktor Kühne: Der geehrte Redner, welcher fo eben 
dieſen Platz verlaffen hat, hat einen Plan aufgeftellt, vermöge deſſen 
den Einwohnern in der Nähe der Häfen, Küften und Scifffahrte: 
Kanäle das Salz viel gohlfeiler zu ftehen kommen würbe ala jebt, 
vermöge deſſen auch den von biefen natürlichen Erleichterungsmitteln 
entfernt wohnenden Einmohnern das Salz wenigftens nicht theurer 
fommen wiürbe, als jebt. Er hat daraus gefchloflen, daß bei dies 
fen Plane wenigftens fchon eine große Mafle der Bevölferung fich 
exleichtert fühlen und das ganze Land viel Vortheil ziehen würde, 
was allerdings ein Kennzeichen eines wohlerwogenen nützlichen Bor: 
fhlages fei. Wäre dem wirklich fo, fo würde Niemand lieber zus 
ſtimmen als die Regierung, Der Plan leidet nur an einem Man- 
gel, daß nämlich dadurch nicht erreicht werden kaun, die bisherige 
Einnahme aus dem Salz Monopol aufbringen. 8 ift der Anz 
frag dahin gegangen, man möge die Steuer berunterfegen auf 
5 Thle. pro Tonne. Die Tonne giebt jebt einen reinen Ertrag für 
Die Staatefaffe von 7 Thlr. 22 Sgr. Es ift Dies alfo eine Her: 
unterfeßung des Ertraga um mehr als ein volle® Deittel. Ich will 
num gern zugeben, daß allerdings in den Serhäfen und in ben ben 
Strömen naheliegenden Städten und Gegenden einige Erhöhung der 
Comſumtion eintreten Fönnte, ich glaube aber darauf anfmerffam 
machen zu mäflen, daß felbft dieſe Erhöhung wicht fo groß fein 
würde. Die menfchliche Confumtion an Salz Bat ihre Grenzen, «4 
wird Niemand feine Suppe darum verfallen, wenn das Sal noch 
einmal fo wohlfeil Fommt, wie jegt. Worin aber eine hauptiſächliche 
Zunahme befichen werbe, fei der Verbrauch bed Salzes für das 
Bieh und eine große Mafle von Gewerben, endlich, obgleich ich 
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wohl fügen moͤchte, daß ich diefe Hoffnung file unferen Ackerbau 
nody zur Zeit für ſanguiniſch halte, zue Düngung. Diefe beiden 
erften Arten des Salzverbrauchs für das Bieh und zu ben Fabri⸗ 
fen, namentlich zu ben Sopafabrifen, Seifenfievereien, erbatten ſchon 
jest das Salz zu folchen Koften, wie fie dad Gouvernement ohne 
irgend einen Reinertrag nur fiellen kann. Fur dieſe würde alſo gat 
feine Verwohlfeilerung des Salzes entfliehen. Es wäre auch nicht 
einmal eine Erleichterung, weil dann eine Kontrolle wegfallen wirbe. 
Denn wir würben natürlich auch, wenn wir einen Salzzoll einführs 
ten oder eine Salzfabrikationsſtener in der Art wie. Die Brannt 
weinfteuer, alle® dieſes Salz, welches wir jetzt um ein Drittel des 
Preiſes Iafien und für die Zukunft auch um volle 5 Thaler wohls 
feilee, immer nur unter einer gewifien Kontrolle abgeben Tönnen 
für das Verſenden und Debitiren; es wird alfo für dieſen Zweck 
eine Erleichterung nicht entſtehen. 

Wenn nun aber auch eine Verwohlfeilerung des Preifes und 
dadurch eine Erhöhung der Comſumtion nicht in erheblichen Maße 
entftehen, wenn ich auch annehmen will, daß bei einer Abgabe von 
ne 5 Rthlr. flatt jeßt beinahe 8 Rthlr. ſich allerdings in einigen 
Gegenden die Salz-Comfumtion etwas vermehren Tonnte, fo hat doch 
nun auch jeder Andere, der weiterhin im Lande wohnt, ger Teine 
Verwohlfeilerung, und es fehlt dann jeder Grund, eirie Erhöhung 
des Debits anzunehmen. Wenn ih das Verbältniß ber Käftendes 
wohner zu den im Binnenlande Eingefefienen wie 1 zu 4 rechne, 
fo wäre dann vielleicht für ein Viertel der geſammten Bevölke⸗ 
rung eine Erhöhung der Confumtion anzunehmen, für derſelben 
aber würde es bei der bisherigen Confumtion bleiben, fe daß alfo 
der Ertrag für den Staat um ein ganz Erfledliches heruntergehen 
müßte. Wie viel dies fein würde und ob Has Verhätmiß von J 
zu 4 richtig iſt, will ich nicht behauptet haben; fo viel aber geht 
daraus hervor, daß, fo gern ich die uͤbrigen Vortheile, wie fle der 
geehrte Renner gefhildert hat, anerfenne, doch Einer dabei einen 
recht reellen Nachtheil erleiden würde, und das ift die Staatsfaffe: 
Es it bemerkt worben, daß ein großer Vortheil darin Legen würde, 
namentlidy für Die Nheberei der Oſtſee. Ich Habe nicht In Abrede 
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König dahin zu richten, durch Verhandlungen mit den betreffenden vers 
einsländifchen Regierungen die Aufhebung ded Salz⸗Monopols vorzubes 
reiten und Dem nächften Bereinigten Laudtage einen Geſetz⸗Entwurf, 
durch welchen eine feite Steuer auf das Salz angeorbnet wird, vor⸗ 
fegen zu laſſen. Ein Mehreres als eine foldye Einleitung kann von 
den jehigen Landtage nicht ausgehen. Ste werden aber nad) weis 
ner Veberzeugung, etwas fehe Nüpliches thun, wenn Sie Se. Mar 
jeftät den König bitten, eine ſolche Einleitung zu treffen. 

General⸗Direltor Kühne: Der geehrte Redner, welcher fo eben 
dieſen Platz verlafien hat, hat einen Plan aufgeftellt, vermöge deſſen 
den Einwohnern in der Nähe der Häfen, Küften und Schifffahrts⸗ 
Kanäle das Salz viel gohlfeiler zu ftehen kommen würbe als jept, 
vermöge defien auch den von dieſen natürlichen Frleichterungsmitteln 
entfernt wohnenden Einmohnern das Salz wenigftens nicht theurer 
fommen wilde, als jebt. Er hat daraus geſchloſſen, daß bei Dies 
fen Plane wenigftens ſchon eine große Maſſe der Bevölferung ſich 
exleichtert fühlen und das ganze Rand viel Vortheil ziehen würde, 
was allerdings ein Kennzeichen eines wohlerwogenen nüßlidhen Vor⸗ 
ſchlages ſei. Wäre dem wirklich fo, fo würde Niemand lieber zus 
ſtimmen als Die Regierung, Der Plan leidet nur an einem Man- 
gel, daß nämlich dadurch nicht erreicht werden kaun, die bisherige 
Einnahme aus dem Salp Monopol aufbringen. Es iſt der Anz 
frag. dahin gegangen, man möge die Steuer berunterlegen anf 
5 Thlr. pro Tonne. Die Tonne giebt jept einen reinen Ertrag für 
bie Stantsfaffe von 7 Thlr. 23 Sgr. Es iſt Dies alfo eine Her: 
unterfegung des Ertrago um mehr als ein volle® Drittel. Ich will 
num gern zugeben, daß allerdings in den Seehäfen und in ben ben 
Strömen naheliegenden Städten und Gegenpen einige Erhöhung der 
Gomfumtion eintreten Eönnte, ich glaube aber darauf anfmerffam 
machen zu müflen, daß felbft dieſe Erhöhung wicht fo groß fein 
würde. Die menfchliche Confuntion an Salz hat ihre Grenzen, «6 
wird Niemand feine Suppe darum verfalgen, wenn das Sal; noch 
einmal fo wohlfeil kommt, wie jegt. Worin aber eine haupiſächliche 
Zunahme beſtehen werbe, fei der Verbrauch bed Salzes für bas 
Bieh und eine große Maſſe von Gewerben, endlich, obgleich ich 
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wohl ſagen moͤchte, daß ich dieſe Hoffnung file unſeren Ackerbau 
noch zur Zeit für ſanguiniſch halte, zur Duͤngung. Dieſe beiden 
erſten Arten des Salzverbrauchs für das Vieh und zu den Yabri- 
fen, namentlich zu ben Sodafabriken, Seifenfienereien, erhalten ſchon 
jest das Salz zu ſolchen Koften, wie fie das Gouvernement ohne 
irgend einen Reinertrag nur flellen kann. Bär dieſe würde alfo gar 
feine Berwöhlfeilerung des Salzes entfichen. Es wäre auch nicht 
einmal eine Erleicherung, weil dann eine Kontrolle wegfallen wiürbe. 
Denn wie würden natürlich auch, wenn wir einen Salzzoll einfühes 
ten oder eine Sulzfabrifationsftener in der Art wie die Brannts 
weinfteuer, alles dieſes Salz, welches wir jebt um ein Drittel des 
Ptreiſes laſſen und für die Zufunft auch un volle 5 Thaler wohl⸗ 
feiler, immer nur unter einer gewiffen Kontrolle abgeben koͤnnen 
für das Derfenden und Debitiren; es wird alfo für dieſen Zweck 
eine Erleichterung nicht entſtehen. 

Wenn nun aber auch eine Verwohlfeilerung des Preifes und 
dadurch eine Erhöhung dee Comſumtion nicht in erheblichem Maße 
entfiehen, wenn ich auch annehmen wii, daß bei einer Abgabe von 
nur 5 Rthlr. ſtatt jeht- beinahe 8 Rthlr. ſich allerbings in einigen 
Gegenden die Salz. Comfumtion etwas vermehren Tönnte, fo hat doch 
nun auch jeder Andere, der weiterhin im Lande wohnt, gar Teine 
Berwohlfeilerung, und e8 fehlt dann jeder Grund, eine Erhöhung 
des Debits anzunehmen. Wenn ih das Verbältniß der Küſtenbe⸗ 
wohner zu den im Binnenlande Eingefeflenen wie 1 zu 4 rechne, 
fo wäre dann vielleicht für ein Viertel der gefammten Bevölke⸗ 
rung eine Erhöhung der Confumtion anzunehmen, für “ derſelben 
aber würde es bei der bisherigen Conſumtion bleiben, fo daß alfo 
der Ertrag für den Staat um ein ganz Erkleckliches heruntergehen 
müßte. Wie viel dies fein würde und ob das Verhättniß von 1 
zu 4 richtig iſt, will ich nicht behauptet haben; fo viel aber geht 
daraus hervor, daß, fo gern ich die übtigen Vorthelle, wie fle der 
geehrte Redner geſchildert hat, anerfenne, doch Einer dabei einen 
recht reellen Nachihell erleiden würbe, und das ift Die Staatskaifſe. 
Es it bemerkt worden, daß ein großer Bortheil darin Legen würde, 
namenilich für Die Mheberei der Oſtſee. Ich Habe nicht In Abrede 
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zu ſtellen, daß jeder ganz freie Handel Vortheil gegen den hat, der 
auf Staatsrechuung betrieben wird; aber wenn man glaubt, daß nur 
unter der Beringung des freien Handels die Schiffer das Salz zu 
Rüdfrachten gebrauchen könnten, daß nur davon eine große Verwohl⸗ 
feilerung defielben abhänge, fo will ich doch bemerfen, daß auch das 
zu weit geht. Schon im Januar wird alljährlich das Salz ausge⸗ 
boten, und bis Mitte Februar erfolgt der Zuſchlag, es weiß alſo 
jeder Rheder in den Oftfeehiifen, wie viel Salz im Laufe der Schiff⸗ 
fahrt er einzubringen bat. Die Ablieferungss Termine find gerän- 
mig beftimmt, ein Theil wird bis Ende Juni, ber andere bie zur 
Beendigung der Schifffahrt übernommen; bie Unternehmer haben 
alfo volle Gelegenheit, theils für eigene Rechnung, theils für andere 
Befradhter ihre Reifen danach einzurichten, fo daß fie von der Rück⸗ 
fracht noch vollen Gebrauch machen Fünnen. Nur darin liegt eine 
Befchränfung, daß fie das Salz nicht à Y’aventure, wie es heißt, 
anbringen Fönnen. Aber viefes à P’aventure Anbringen hat aud) 
manche große Bedenklichkeit. Salz ift ein Artikel, der Räunlichkei- 
ten verlangt, die nicht überall in großem Maße vorhanden find und 
keicht erfchöpft werden, wo dann der Anbringer die Sorge hat, daß 
er von einem Hafen zum anderen Hafen fahren muß, um einen 
Plag zu finden, wo er das Salz unterbringt. Den Antrag hat der 
geehrte Redner dahin geftelli, Vorbereitungen zu: treffen mit den Ver⸗ 
einsftaaten zu Aufhebung des Monopols. Es foll Died allerdings 
ein vorbereitender Antrag fein, dem noch viele vorbereitende Ent- 
fhlüffe vorangehen müflen. Wir müſſen wiflen, was wollen wir 
denn den Bereinsitanten anbieten. Wenn wir blos fagen, es foll 
das Monopol aufgehoben werden und ein ganz freier Handel in 
allen Vereinsftanten ohne weiteres getrieben werben, fo würde das 
eine fehr bedenkliche Sache fein, denn wir müßten, wenn wir Das 
wollen, und in Bezug auf den Verkehr mit Salz ganz und gar 
wieder abfhließen, wir müßten alfo einen großen Bortheil, den ver 
Zollverein mit ſich gebracht hat, zumächft nur in Bezug auf einen 
einzelnen Artifel, re vera aber faft ganz aufgeben. Wir haben 
dann feine freien Gränzen mehr, und das war eben der Zwechk, 
welcher bei der Schließung des Vereins burchguführen war, daß man 
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fich anf diefem Wege die Garantie verfchaffen fünnte, daß fein Salz 
für Staatsrechnung herübergefhmuggelt würde, und daß man, wenn 
im Kleinhanbel Einiged aus einem Bereinsftaate in den andern- über: 
ginge, dies überfehen Fönnte für die großen Bortheile, die der Joll- 
verein gewährt. Wollen wir aber dies Alles ganz fallen Iaffen, 
dann bfeibt gar nichts übrig, als wir müflen die Gränzen für das 
Salz wieder fihließen oder wir müßten auch die Salzſteuer in Ger 
meinfchaft eben fo theilen, wie wir die Zollrevenien theilen. Ich 
mag hier auf dieſe lehtere Frage nicht weiter eingehen, inwiefern 
das räthlich oder nicht räthlih wäre; ich kann nur fo viel fagen, 
daß es eime Frage ift, bei der wie gefagt noch viele Berathungen 
biefem vorbereitenpen Antrage vorangehen müflen, und daß ed mir 
ſehr zweifelhaft ift, welches. Reſnliat diefe vorbereitenden Berathun⸗ 
gen haben werden. J 

Es iſt noch von einem der geehrten Redner, die ſchon früher 
geſprochen haben, ein Amendement aufgeſtellt worden, welches ich 
bei dieſer Gelegenheit zugleich mit erwähne, um die Herren nicht 
zu oft zu beläftigen; es war diefes, daß man möchte eine freie Kon⸗ 
kurrenz neben das Monopol hinftellen. Die Frage ift auch chen 
in Der Abtheilung vorgefommen, id) habe da ſchon die Bedenken be- 
zeichnet, die fidy dem entgegenftellen. Der Plan des -geehrien Herrn 
Redners war: „Man folle doch die volle Salzſteuer, wie fte ſich 
ftellen wird, alfo mit 8 Rihlr. für die Tonne, mit 2 Rthir. fir 
den Gentner,. erheben laffen für das Sal, das. in Danzig, Königer 
berg u. ſ. w. eingeht und nun eine freie Konfurreng zwifchen dem 
Monopolfalz und dem befteuerten Salze eintreten Iafien. Das hat 
zweierlei Schwierigkeiten, einmal verliert die Staatskaſſe Dadurch auch 
wieder, denn in den 12 Rthlrn., wofür wir dad Salz verfaufen, 
fteden Transportfoften, Berwaltungsfoften und Steuern. Die An- 
ſchaffungskoſten find ſchon verſchieden, noch verſchiedener aber find 
die Transportkoſten, und der Gewinn ſtellt ſich alſo in jedem ein⸗ 
zelnen Verkaufsorte auf 12 Rthlr. minus einer unbeſtimmten Größe, 
ber Selbſtkoſten. Wo diefe umbeftimmte Größe, diefe Selbſtkoſten, 
gering find, da wird das Steuerfalz mit uns Eonfurriren. Ih will 
einmal fügen, das Salz foftet und in Danzig allerdings noch lange 


feine 3 Rihle., auch da wird, wenn wir eine Stener von 8 Rthlr. 
varauf haben, das Salz zwiſchen 10 und 11 Rthlr. verfauft, es 
wird auch bis Elbing gehen auf der Weichſel, auch vielleicht noch 
weiter hinauf; wo es aber auf 12 Rihle. ober darüber fommt, 
wird man und allerdings die Konkurrenz laſſen. So würden wir 
alſo nur da, wo die durchfchnittlichen Seldftfoften geringer fin, vie 
Konkurrenz mit dem verfteuerten Salze haben, wo fie höher find, 
würde das wegfallen. Dann tritt ein zweiter Punkt ein, ven ich 
von der Landesmohlfahrtpolizgei aus betrachten will. “Einen Artikel, 
der fo ein Lebensbedürfniß ift, als das Salz, der zu gleicher Zeit 
fo hoch befteuert iſt, kann die Regierung unmöglich blos der freien 
Konfurrenz, und zwar nicht der freien, fondern der hier durch eine 
hohe Steuer fehr befchränften Konkurrenz überlafien. Daß das 
Land immer damit verforgt fei, dafür Finnen wir, fo lange wir das 
Monopol in Händen haben, forgen und muͤſſen uns auch den Ko- 
flen unterziehen, weldze dadurch erwachſen. Sollen wir aber eine 
partielle Koufurrenz haben, dann müßten wir ja an jedem Orte ans 
gemeſſene Vorräthe haben, und ed würden Koften entftehen, welche 
ſich gar nicht ermeflen laſſen, und wodurch der Meinertrag, wie er 
jet befteht, wefentlich vermindert würde. Aus allem dieſen will ich, 
wie ich fihon in der Abtheilung bemerkte, nicht fagen, daß der An⸗ 
trag ein- für allemal abgemiefen werben müßte; es Tann vielleicht 
die Zeit fommen, wo man darauf zurüdtommen kann, aber das ift 
meine Lleberzeugung, fo lange wir 5,000,000 Rthir. vom Salz in unferen 
Etats fehen und dieſe Einnahme nicht entbehren können, fo lange ift 
der Zeitpunkt nicht gefommen, wo von einem freien Handel die Rede 
fein fann, und fo lange, glaube ich, muͤſſen wir uns auch dieſer 
Form der Steuererhebung unterwerfen. 
(Bielfacher Ruf zue Abſtimmung.) 

Abg. Hanfemenn: Meine Herren! Ich denke, Sie werben 
doch wohl die Diskuſſion über eine Frage von fo großer Bedeutung 
zufaffen wollen. 

Bas der Herr General⸗Steuer⸗Direktor Aber die partielle freie 
Konkurrenz gejagt hat, dem ftimme ich bei. Ich glaube, daß über 
Haupt diefer Antrag, der nicht der meinige if, auch wenig Antlang 


gefunden hat. Ich erwiebere nur Weniges auf diejenigen Schwie⸗ 
rigfeiten, die meinem Antrage von Seiten des Herrn General-Steuer; 
Direktors entgegengeftellt worden find. Derfelbe hat bemerkt, wenn 
auch nicht genau, fo würde doch etwa nur ein MWiertel der Bevöl⸗ 
feeung Nutzen von der Ermäßigung haben. Das Verhältniß iſt 
offenbar anders, wie leicht zu erweifen. In der Rheinprovinz und 
Weſtphalen bezieht man das Salz von weftphälifchen Salinen, von 
Belgien, von Franfreid und vom Nedar aus dem Würtembergis 
fhen. Der Transport geichieht auf Flüſſen und fünftig auf den 
Eifenbahnen. Es werben alfo vorab beide weſtlichen Provinzen, 
weil ihre Geſammtheit nahe den Orten if, woher das Salz fommt_ 
oder wohin es auf Flüſſen und Eifenbahnen geführt wird, einen 
wejentlichen Gewinn haben. Ich gehe über zu den öſtlichen Pro- 
vinzen. Sachſen hat feine Salinen, und auf der Gifenbahn over 
auf der Elbe ift man nicht weit davon. Alfo Sachſen wird gleich⸗ 
fall8 Gewinn haben. In Brandenburg find vie wichtigften Stäbte 
durch Kanäle oder durch Eifenbahnen mit den Häfen der Oſtſee 
verbunden. Pommern, Preußen und Pofen find nahe an den Haͤ⸗ 
fen oder haben Flüſſe und Kanäle, haben alfo gleichfalls — wenig: 
tens zwei Drittel des Landes — vollen Gewinn. Dann würden 
von Schleſien nur diejenigen Theile übrig bleiben, die entfernt von 
der Oder liegen. Alſo Summa Summarum twilche das ganze sand 
Bortheil von der Berminderung des Preiſes haben. 

Der Herr General-Steuer- Direktor. hat feinen Vortrag mit ber 
Erklaͤrung geichlofien, fo lange an den 5,000,000 Rthlr. nichts ent 
behrt werden Fönne, werde man nicht von dem Salmenopol ablafs 
fen können. Ich habe ein befieres Vertrauen zu dem Heren General: 
Steuer⸗Direktor. Cr hat durd feine früheren ansgezeichneten Leis 
ftungen bereitd bewiefen, daß er es gut verfteht, Finanz-Deflzits zu 
deden durch große Maßregeln. Er ift es, und ich ftelle ihn aus 
diefer Urfache befonders hoch, der bewiefen hat, daß es fein finan- 
zieller Berluft wäre, wenn man auch mit geoßen Opfern den An⸗ 
ſchluß der ſüddentſchen Staaten an den Zollverein erwerbe. Se 
der Here General-Stener-Direftor nur etwas Fühner; 

(Algemeines Gelächter.) 
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id) bin überzengt, daß eine weſentliche Herabſetzung des Salzpreiſes 
den Verbrauch ſo ſtark mehren wird, daß kein Ausfall in den Fi⸗ 
nanzen dadurch entſteht. Endlich hat der Herr General⸗Steuer⸗ 
Direktor noch auf die Schwierigkeit aufmerkſam gemacht, welche 
die Verhandlung mit den betreffenden Vereinsſtaaten haben würde. 
Kun, der Herr General-Steuer-Direftor hat ſchon andere Schwie⸗ 
rigfeiten überwunden. Ich babe ein größeres Bertrauen zu ihm, 
als er es fir fidy mit feiner Befcheidenheit eben hier in Anſpruch 
genommen hat. Frühere Verhandlungen des Herrn General-Steuer; 
Direktors find ſchwieriger geweſen, als die in Frage ſtehenden, und 
wenn das Gouvernement Die Sache ernfthaft will, fo find die Schwies 
rigkeiten zu überwinden. Ich fchließe mit der Bitte, daß Sie dem 
von mir gemachten Antrage beitreten mögen.  . 

Fandtags-Marſchall: Es haben ſich noch fünf Redner um das 
Wort gemeldet. 

(Vielfeitiger Ruf zur Abſſimmung.) 

Wem indeß die. Berfammlung die Abftimnumg verlangt, fo 
will ich die Frage ftellen, ob der Schluß der Debatte verlangt wird. 
(Eine große Majorität erhebt fi von den Sigen.) 

Es liegen zwei Amendemements vor. Das erfte, von dem 
Herrn Abgeorbneten Grunan, geht dahin, daß neben dem befte- 
henden Salzmonopol den preußiſchen Schiffen freiftehen fol, gegen 
einen feften Steuerfab von 2 Rthlir. bis höchſtens 2, Rthlr. das 
Salz vom Auslande zu importiren. Wer dieſem Antrage beitreten 
will, beliebe aufzuftehen. — Niemand erhebt fih. Der Antrag ifl 
daher als verworfen zu betrachten. 

Das zweite Amendement ift das des Heren Abgeordneten Hans 
femann. Dee Herr Serretair wird die Güte haben, daſſelbe zu 
verleſen. 

(Es geſchieht; ſiehe S. 277 am Ende.) 

Wer mit dieſem Antrage einverſtanden ift, beliebe ſich zu ers 
heben. — Da das Reſultat ver Abſtimmung nicht unzweifelhaft iſt 
fo muß ich bitten, die Zählung vorzunehmen. 

Das Refultat der Abftimmung iſt folgendes: für den Antrag 
find 222, dagegen 168. Die gejehmäßigen zwei Drittheile find 
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alſo nicht vorhanden. Es liegt nunmehr nur noch ein einzigeg 
Gutachten der Abtheilung gedruckt vor. 

Eine Stimme: Es iſt noch über das Gutachten der Abthei⸗ 
lung abzuſtimmen. 

Fandtags-Marſchall: Die Abtheilung hat den Antrag nicht be⸗ 
fürwortet, alſo iſt implicite das Gutachten angenommen. Es liegt 
nunmehr noch ein einziges Gutachten vor, die Abſchaffung der Lot⸗ 
terie betreffend, was zu einer langen Debatte wohl ſchwerlich An⸗ 
laß geben und keine Sitzung füllen wird. Außerdem iſt während 
der Sitzung das Gutachten der vierten Abtheilung eingegangen, be- 
treffend die beantragte Abänderung der Verordnung vom 3. Febr. 
d. J. in Beziehung auf die frühere Gefehgebung. Ich habe es fos 
gleich zur Druderei geſchickt, und es kann vielleicht morgen Abenb 
fhon gedruckt und vertheilt fein. Indeſſen will ich auf übermorgen 
feine Situng anfeben, um zur Vorbereitung Zeit zu Taffen. Ich 
lade daher zum Sonnabend um 10 Uhr ergebenft ein, und wird 
dann das angegebene Gutachten zur Berathung fommen. Auch bitie 
ich diejenigen Herren Referenten, weldye übernommen haben, Ent« 
würfe zu Petitionen abzufaſſen, dieſelben bis dahin einzureichen. 
Noch ift zu bemerfen, daß heute Sigung der Herren⸗Kurie war, 
alfo die ftenographifchen Berichte erſt morgen früh eingefehen wer- 
den können. 

. (Schluß der Sigung gegen Y,5 Uhr.) 


Herren-⸗Kurie. 
Inhalt. 


Schreiben des Landtags: Kommiflare in Betreff des Allerhöchften Beſcheids, wer 
gen Zulaffung der Mitglieder der emen Kurie zu den Sikungen der anderen und 
Berhandlungen darüber; Reclamation hinſichtlich der Abweſenheit vieler Mitglies 
der; Berathung des Gutachtens über die Betition wegen des herrichennen Noth- 
flandes; Antrag, betreffend die Aufhebung der unentgeltlichen Verpflichtung des 
Saneewegräumene auf Chanffeen und Verhandlungen darüber; Wahlen zu bem 
Im Berein mit ber anderen Kurie zu ernennenden Ausſchuß von 32 Mitgliedernz 
Konklufum wegen einer in ber zuerft genaunten Angelegenheit an bie andere 
Kurie zu richtenden Mittheilung. 


Die Sigung beginnt um 11%, Uhr under dem Vorſitz des Mar⸗ 
ſchalls Furſten zu Solms. 
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Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt.) 

Fandtags -Marſchall: Ih habe nun der Verſammlung Mit 
theilung zu machen von einem Schreiben ded Herrn Landtags: Kom: 
miffars, welches folgendermaßen lautet: 

„Den Inhalt Ew. Durchlaucht hochgefälligen Schreibens vom 11. d. M., 
den auf den Antrag des Herrn Fürſten von Lichnomsfy gefaßten Beichluß der 
Herren⸗Kurie des Vereinigten Landtags betreffend, 

daf den Mitgliedern der einen Kurie geflattet werben möge, den Berhaub: 

Iungen der auderen beizuwohnen, 
habe ich die Ehre gehabt, zur Keuntnig Sr. Majeftät des Königs zu bringen. 

Allerhöchfiviefelben haben mir hierauf aufgetragen, Ew. Durchlaucht zu er- 
öffnen, daß an fi gegen diefe Abficht nichts zu erinnern nnd im Gefchäfts- 
Reglement nur deshalb darkber feine Beſtimmung getroffen fei, weil ſich der 
Ausführung in dem von der Herrens Kurie gegenwärtig benusten Sitzungslolale 
Schwierigfeiten entgegenftellten. Wenn aber jener Antrag von beiden Kurier 
an Se. Majeftät gerichtet werden möchte, fo würden Allerhöchfidiefelben nichts 
dawider haben, daß die Tribünen beiter Säle zu gegenfeitigem Befuche benugt 
würden, obgleich diejenige des Ritterſaales bei ihren befchränften Dimenfionen 
aur wenige Mitglieder der Ständer urie aufzunehmen im Stande wäre. 

Berlin, ven 22. Mai 1847. 


Es bleibt nun noch übrig, daß die hohe Berfammlung ſich 
darüber entfheide, ob nun eine Mittheilung an die andere Kurie zu 
machen if. Wenn, wie ich vermuthe, die Verſammlung biefen Be⸗ 
fchluß faßt, fo würde es vielleicht hinreichen, wenn fie mid) beauf- 
teagte, das eben verlefene Schreiben an den Herrn Marfchall der 
anderen Kurie in Abfchrift mitzutbeilen und dabei zu bemerfen, daß 
die hohe Verſammlung lebhaft bedaure, daß fie feine größere Reci- 
prozität könne eintreten laſſen, weil bie Tribüne in dieſem Saale 
beengt fei, daß fie aber wünfche und hoffe, daß die andere Kurie 
fi dadurch nicht werde abhalten laſſen, dasjenige zu gewähren, was 
fie in ausgedehnterem Maße gewähren kann. Das fcheint mir ein 
Meg, der wohl eingefchlagen werben fann, und es würde darum 
wohl geeigneter fein, daß ich dieſen Auftrag von ber hohen Ver⸗ 
fammlung erhalte, weil es nicht gewiß ift, welche Aufnahme viefer 
Gegenftand in der anderen Kurie finden wird, und unter Voraus⸗ 
fegung diefer Ungewißheit e8 immer erwänfcdhter ift, wenn ich allein 
beauftragt bin mit dieſer Mittheilung, als wenn die Mittheilung bie 
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Form eined förmlich gefaßten Befchlufles der hohen Verſammlung 
erhäft. Ein foͤrmlich gefaßter Veſchluß ift zwar jedenfalls dabei nö— 
thig, nämlich, daß fie Diefen Auftrag mir ertheilt. Wenn feine ent- 
gegenftehende Bemerkung erfolgt, fo würde ich das Einverſtändniß 
der hohen Berfammlung in diefer Weiſe vorauszufegen haben. 

Graf zu Bohna-Sauh: Ich wollte mir nur eine Frage erlau: 
ben. Wie Iautet der betreffende Paſſus in dem Schreiben des Herrn 
Landtags⸗Kommiſſars? 

( Marſchall verlieft den betreffenden Theil des Schreibens.) 

Graf zu Dohna-Sauh: Es fcheint mir aus dieſem Paſſus her- 
vorzugehen, daß eine wirkliche Petition geftellt werden, und daß dieſe 
Petition alsdann der anderen Kurie tiberwiefen werben ſolle; ich 
glaube aber nicht, daß der Vorfchlag des Herrn Marfchalls dieſem 
Zwecke entfprechen wiürbe. 

Aandtags -Marſchall: Die Petition iſt in ein neues Stadium 
der Verhandlung eingetreten. Es wird mur von dem, was heute 
gefchieht, der anderen Kurie eine Mittheilung gemacht; in dieſe Mit: 
theifung muß aber eine hinreichende Bezugnahme auf die frühere 
Verhandlung gelegt werden. Der Befchluß, ver heute gefaßt ifl, 
mich mit dieſer Mittheilung zu beauftragen, geht an die andere Ku⸗ 
rie und wird derſelben ein hinreichendes Material zur Beurtheilung 
des Gegenftandes gewähren. 

Graf zu Bohna-Sauh: Wenn es auf gefeglihem Wege gefche: 
hen foH, fo müßte der Antrag in Form einer Betition mittelft Gut: 
achtens an die andere Kurie abgegeben werben, und biefe würde ſich 
über die Petition unferer Kurie zu entfcheiden haben. Da nun bier 
ein Ausnahme-Berfahren eingeſchlagen ift, fo ift es mir nicht recht 
Har, ob in dem Schreiben des Herrn Königl. Kommiffars eine 
wirkliche Petition in gefeglicher Form gemeint fei oder blos eine 
Mittheilung von Ew. Durchlaucht an den Herrn Marſchall der ans 
deren Kurie und eine Antwort durch benfelben. 

Sandtags-Mlarfhall: Ohnehin gefchehen alle Mittheilungen von 
einer Kurie an die andere immer nur durch Schreiben der verſchie⸗ 
denen Marſchaͤlle, unterfchrieben von den Marfchällen und den Ges 
cretairen. 
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Graf zu Pohna-Sauh: Wenn dieſer Weg nur zum Zwecke 
führt, fo würde ich damit einverftanden fein. 

Sandtags- larfchall: Ich habe feinen Zweifel, daß dieſer Schritt, 
den idy vorgefchlagen habe, dem Zweck entfprechen wird. 

Graf Pyhen: Ich muß mich um fo mehr den Zweifeln, welche 
von dem Grafen zu Dohna ausgefprochen find, anfchließen, als es 
fih, nach meiner Anficht, nur darum handelt, die Petition des Für⸗ 
ften Lichnowsfy, welche durch den Ausfchuß zu einer Anfrage ges 
macht worben ift, jebt wieder als Petition herzuftellen und fie als 
Petition der Herren- Kurie in die Kurie der drei Stände gelangen 
zu laſſen. Der Fürſt Lichnowsky hat fie als Petition eingereicht; 
der Ausſchuß hat fie als Anfrage diefer Kurie vorgelegt, und ald 
Anfrage ift fie durchgegangen. Der Herr Landiags-Kommijlar jagt 
nun: Wenn eine Betition von beiden Kurien Str. Majeftät über- 
reicht würde, fo würde nichts dem entgegenftehen. Ich glaube alfo, 
daß jegt die Petition des Herrn Fürften Lichnowsky nur als Peti- 
tion der Herren-Kurie der Kurie der drei Stände übergeben werden 
darf, und daß wir einen zu weiten Weg einfchlagen; denn nad) 
meiner Anficht würde Die Anfrage leicht fo gedeutet werben Fünnen, 
ald wenn wir anfragten, ob wir erft eine Petition einbringen follen, 
Eine Betition haben wir ſchon eingebracht; wir haben fie nur zu 
einer Anfrage umgewandelt. Da nun aber von dem Herrn Königs 
lichen Kommiſſar eine Petition felbft gefordert wird, wenn id) mich 
fo ausdrücken darf, fo glaube ich, daß wir den nächften Ioyalften 
Weg einfchlagen, wenn wir die Petition des Fürften Lichnowsky zu 
einer Petition diefer Kurie machen und ſie als folche in die Kurie 
der drei Stände gelangen lafjen. Allerdings fragt es ſich, ob jie 
in: derfelben angenommen werden wird? Ich für meinen Theil 
zweifle aber daran feinen Augenblit und muß wenigftens, nad) 
Heußerungen vieler und bebeutender Mitglieder, vorausfegen, daß fie 
als ein freundliches Entgegenfommen von unferer Seite betrachtet 
und fehr gern angenommen werden wird. Daß wir freilih den 
Platz nicht gewähren können, den wir in der Kurie der drei Stände 
haben, verfteht ſich von ſelbſt; darauf, glaube ich, brauchen mir nicht 





mehr zurüdgufommen, und darüber ift in der ‘Debatte genugſam ge- 
fprochen worden. 

Sandtags- Marfchall: Ich erlaube mir darauf aufmerkfam zu 
machen, was die Gefchäfts-Orpnung über den einzufchlagenden Gang 
anführt. Es ift"gefagt, nicht daß eine Petition eines Antragftellers 
von irgend einer Kurie zu ihrer Petition gemacht wird, ſondern das 
kann erft gefchehen, wenn es ſich darum handelt, gemeinfchaftlich 
ein Geſuch an Se. Majeftät zu ftellen. E& heißt im 8. 26 Litt. c. 
der Geſchäfts⸗Ordnung: 

(Die betreffende Stelle wird verlefen. S. Bd. I. ©. 79.) 

Alſo ganz daſſelbe Verfahren ift es, was ich hier vorfchlage. 
Ich abe vorgefchlagen, daß von mir der Beichluß, den die hohe 
Berfammlung faßt, der andern Kurie mitzutheilen fei, nämlich ber 
Beichluß, auf Grund diefed heute mitgetheilten Schreibend des Herrn 
Landtags⸗Kommiſſars Die andere Kurie in Kenntniß des Vorgegan⸗ 
genen zu ſetzen. 

Fürft Sichnemshy: Ich werde mir, nur erlauben, zu bemerken, 
daß ich den Worten, die mein verehrter. Landsmann gefprodyen bat, 
vollfommen beipflidhte, daß es fi bier nicht um 8. 26 handelt. 
In diefen Paragraphen ift nur von Petitiond Anträgen die Rebe; 
es ift dies aber nicht ein. Petitions- Antrag. Ich habe zwar eine 
Petition beantragt; der Abtheilung hat es aber beliebt, fie zu modi⸗ 
fiiren und die Form einer Petition in eine Anfrage umzu⸗ 
wandeln. Was alfo bereits mit großer Majorität angenommen 
wurde, war fein Petitions-Antrag, fondern nur eine Anfrage. Es 
fteht aber nirgend im Reglement, daß eine Anfrage der andern 
Kurie überwieſen werben fol. Wenn alfo Ew. Durchlaucht ſich 
ftrifte an das Gefchäfts-Reglement halten wollen, fo bürfte erft Die 
hohe Kurie befragt werden, ob fie nicht die bisherige Anfrage in. 
eine ‘Petition umwandeln wolle, und wenn dies gefchehen, fo glaube 
ih, wird e8 an der Zeit fein, diefe Betition nach dem Wortlaut 
ber Pofition c. des 8. 26 an den Marfchall der Kurie der drei 
Stände zu richten. 

Sandtags-Marfhal: Ich glaubte vorhin das Einverftändniß 
des geehrten Redners annehmen zu können. 

V. 19 


Kürk Fichnensky: Ich war Damit einverflanden; nachdem aber 
der mir fehr befannte Einwurf, den ich aber ald Antragfteller nicht 
aufftellen wollte, gemacht worden ift, kann ich ed nicht als im Ge⸗ 
feb begründet erklären, und ich glaube, es handelt fich bier um bie 
einfache Formel, ob nämlich die hohe Kurie eine Anfrage in eine 
Betition umwandeln will. 

Dadurch wird nicht ein Moment mehr Zeit verloren, und wir 
bewegen uns auf gefeblihem Wege; denn wenn der Marfchall un: 
ſerer Kurie die Anfrage an den Marſchall der Kurie der drei Stände 
weift, und wenn ein einziges Individuum diefer Kurie fagt, wir ha⸗ 
ben mit Anfragen nichts zu, thun, fondern nur mit Petitionen, fo 
würbe fie wieder nad) dem Tehor des Gefeged an und zurückgeſchickt 
werden. Dies kann aber mit einer Petition nicht gefchehen, und ich 
glaube alfo, daß es fih nur um die Anfrage an bie hohe Kurie 
handelt, ob fie will, daß jenes, womit fie als Anfrage einverftanden 
war, in eine Petition umgewandelt werde. Ich glaube, bies würbe 
einen Mittelweg geben swilchen dem, was Ew. Durchlaucht gefagt 
haben, und zwifchen den Worten meines ehrenwerthen Landsmannes. 

Sandtags- Marfhall: Mir fcheint doch, jetzt nachträglich zu 
erflären, eine foldhe Umwandlung folle ftattfinden, wird nicht ohne 
Schwierigkeit fein, und es ift auch weiter nicht erforderlich, fondern 
es ift vollfommen hinreichend, wenn die hohe Berfammlung fich 
darüber erflärt, womit ich auch ganz einverftanden bin, daß bie 
Mittheilung an den Marichall der Kurie der drei Stände ganz auf 
gewoͤhnlichem Wege erfolge. 

Graf Dyhrn: Es kann uns dann geantwortet werden, daß bie 
Kurie dee drei Stände Feine Borlage hat, denn eben nach Litt. c. 
des $. 26 darf ſich eine Kurie nur mit den Petitionen, welche ihr 
von dem Marſchall der andern Kurie ganz auf dem Wege, der ge 
wiß ganz gefetlih ift, zugehen, befafien. Nun aber bringen wir 
feine Petition, fondern wir bringen nur eine Anfrage, und durch 
dieſe Anfrage gewinnt Die Kurie der drei Stände feine Vorlage. 
Haben aber Ew. Durchlaucht die Güte, diefen Antrag, nachdem er 
von der Kurie zur Petition erhoben worden if, dem Marfchall der 
Kurie der drei Stände zu übergeben, fo ift dies eine Vorlage, über- 
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geben in. dem gefeplichem Wege, nach $. 26 Litt. e. der Geſchaͤfts⸗ 
Orbnung, und die Kurie der drei Stände kann ſich damit befchäf- 
tigen und wied ihn, mad) meiner Veberzeugung, ganz unanimiter 
annehmen. 

Graf son Arnim: Es iſt nur eine ganz formelle Bemerkung, 
die ich aber nicht für fiberfläflig halte. Es müßte der Antrag in 
Form einer Bitte an Se. Majeftät gefaßt und der andern Kurie 
vorgelegt werden. Gin foldyer Antrag liegt jegt noch nicht vor. 
Ich mache alfo nur darauf aufmerffam, daß eine Bitte der Kurie - 
an Se. Majeftät verfaßt und dieſelbe als foldhe der andern Kurie 
vorgelegt werden muß. Es würde ganz in der Hand Ew. Durchs 
laucht liegen, dies. zu veranlaffen; ich wünfde.nur, etwaige Form⸗ 
mängel zu vermeiden, wenn biefer Antrag nicht als Bitte an Se. 
Majeftät, fondern als Anfrage abginge. 

Sandtage- Marihall: Diefe an Se. Majeftät zu richtende Bitte 
würde ſich auf nichts Anderes beziehen koͤnnen, als auf das vor⸗ 
liegende Schreiben des Herrn Landiago + Kommiffere. In Diefer 
Weife, wie das Schreiben des Herrn Landtags - Kommifiard den 
Gegenftand ſelbſt hinftellt, wird er von der Berfamminng befür- 
woriet und kommt fo als urfprüngliche Petition, als urfprüngliche 
Anficht der Verſammlung an die andere Kurie. Bei Formulirung 
diefer Bitte würde man ſich alfo an das heut verlefene Schreiben 
zu halten haben, namentli an die. von Sr. Majeflät in Ausſicht 
geftellte Gewährung; auf etwas Anderes kann die Bitte nicht ges 
richtet fein. 

Graf son Arsim: Ich glaube, es würde rathfam fein, ven 
Tenor der Bitte zu formuliren, indem doch die Kurie jederzeit genau 
fagen muß, das und das erbitten wie von Sr. Majeltät. Wenn 
ich alfo bitten dürfte, den Tenor, über den die Verſammlung fich 
als Bitte an Se. Majeſtät geeinigt kat, anzugeben? denn es ift fehr 
wohl denkbar, daß man ſich über eine Anfrage an den Herrn Land» 
tags-Hommiflar verfländige, ohne auf die Worte ein Gewicht zu 
legen, während, wenn es ſich darum handelt, eine unmittelbare 
Bitte an Ge. Majeftät zu richten, e® doch auf die Worte anfommt. 

Sandtags- Merihal: Ich wüßte nichts Anderes im Schreiben . 
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anzugeben, als daß gefagt würde, die Herren⸗Kurie fei der Mei- 
nung, an Se. Maj. den König die Bitte zu richten, daß nad) In- 
halt des Schreibend des Königlichen Heren Kommiſſars die beiver- 
feitigen Tribünen von den beiderfeitigen Mitgliedern bei der Anz 
wefenheit in den” andern Sitzungs-Lokalen benupt würden, und mit 
dem Zufage etwa, daß fie hoffe, die geringe Reciprozität, welche bie 
Herren-Kurie gewähren könne, würde für. die andere Kurie feine 
Veranlaſſung fein, nicht auf den Gegenftand einzugehen. 

Graf von Arnim: Ich glaube, das Lebtere würde Gegenftand 
des Anfchreibens fein, weldes Ew. Durchlaucht an ven Marihal 
der andern Kurie zu richten beabftchtigen. Ich lege nur Werth auf 
den Tenor der Bitte, damit derfelbe klar ift, und der würde lauten: 
Se. Majeftät den König zu bitten, daß Allerhöchſtderſelbe geftatten 
möge, daß die Mitglieder der ‘beiden Kurien wechfelfeitig auf ver 
Tribüne den Berfammlungen der andern Kurie beimohnen bürfen. 

Fürft von Fichnswsky: Ich würde mir den Vorfchlag erlauben, 
in der Bitte das Wort „Tribüne ganz wegzulaffen, denn bie 
räumlichen Berhältniffe find von der Allerhöchiten Dispofition Er. 
Majeftät des Königs allein abhängig, und Se. Majeftät haben be- 
reits beftimmt, wie dieſes gehalten werben foll; ich fehe deshalb 
feinen Grund, weshalb es nöthig wäre, in dem Schreiben auf Die 
Lofalitäten irgend eine Anfpielung zu machen, halte es vielmehr für 
genügend, wenn wir Se. Majeftät bitten, ein gegenfeitiges Hos⸗ 
pitiren zu geftatten. 

Graf von Arnim: Damit bin ich ganz einverftanden. 

Sandtags- Slarfchall: Es wird zweckmäßig fein, daß, um feine 
Zeit zu verlieren, der frühere Referent in diefer Angelegenheit Herr 
von Quaſt, noch im Verlaufe diefer Sitzung die Aufftelnng einer 
der hohen Verfammlung zur Beichlußnahme vorzulegenden Faſſung 
übernimmt. Ich erfuche ihn daher, dieſe Faſſung zu übernehmen, 
weldhe vor dem Schluſſe der Sigung der Verſammlung vorgelegt 
werden wird. Wir können mın zum nächſten Gegenftand übergehen. 
Vorher erfuche ih den Grafen von Dyhrn, in Abweienheit des 
Grafen von York deffen Stelle einzunehmen und benfelben in ven 
Geſchäften des Sefretariats zu vertreten. 
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| Fürft von Fichnowsky: Ich wollte mir die Frage an Ew. 
Durchlaucht erlauben, ob eine gefeglicye Beftimmung eriftirt, wie 
viel Mitglieber in einer Plenar-Verfammlung anwefend fein müflen, 
um biefelbe befhlußfähig zu madjen. Nachdem in leßterer Zeit viele 
unferer Kollegen Berlin verlaffen haben und wir heute faum etwas 
mehr als die Hälfte ver vollen Zahl anweſend fehen, denn es be- 
finden fidh hier 47, und die Zahl der Mitglieder ift 80, fo feheint 
mir eine Maßregel nothwendig, wie fie in allen übrigen parlamen- 
tarifchen Verfammlungen bereits befteht. 

Jandtags Marfhall: Eine gefegliche Beftimmung befteht hier- 
über nicht, und es ift mir fein Mittel erſichtlich, eine ſolche in die⸗ 
fer Weife zu ertrahiren. Ohnehin ift, was die andere Bemerkung 
betrifft, die Zahl der heute Anwefenden, die fich vielleicht während 
der Situng noch vermehren wird, von der Zahl der in letzter Sit⸗ 
zung anweſend Gewelenen nicht beträchtlich verfchieden. 

Fürft von Fichnowsky: Es dürfte vielleicht jegt, nad) den gefeb- 
lichen Beflimmungen, zu fpät fein, um eine Petition dieferhalb ein- 
zubringen, es blieb mir alfo nur der Weg übrig, Ew. Durchlaucht 
zu fragen, ob Dispofitionen in dieſer Beziehung getroffen find. 
Nachdem ich nun erfahren habe, daß feine foldye Dispofttionen ge- 
teoffen worden find, andererfeits es mir nicht zufteht, einen Antrag 
dieſerhalb noch nad) dem 1. Mai einzureichen, fo müffen wir Ew. 
Durchlaucht anheimgeben, ob nicht hierüber von Sr. Majeftät dem 
Könige Dispofitionen ohne unfer Zuthun getroffen werden fönnten, 
die und vielleicht‘ der Nothwendigkeit überheben, dieſen Gegenſtand 
aufzunehmen, und die auch viele einzelne Mitglieder abhalten wür⸗ 
den, fi) früher zu entfernen, wenn fie wiflen, daß ihre Abwefenheit 
der Herren⸗Kurie die Befchlupfähigfeit rauben Fann. 

Sandtags-Marfhall: Ich halte mich nicht befugt, auf eine 
folche Veranlaſſung bin Schritte zu thun, wenn ich nicht Dazu Die 
Unterftügung eines volftändig amtlichen Weges mir zur Seite hätte, 
Aber es iſt doch noch voranszufegen, daß im Laufe unferer Ver- 
handlungen, nämlid bei Gelegenheit der Berathung über die Ge⸗ 
ſchäfts-Ordnung, auf den Gegenftand wieder zurückzukommen fein 
wird. Ich erfuche jebt den Grafen von Dyhen, den Bericht über 
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Die von der andern Kurie herübergefommene Mittheilung, die Ans 
träge in Bezug auf den Nothſtand betreffend, zu erftatten. 

Graf von Pahen: (lie'ft das Gutachten der zweiten Abtheilung 
der HerrensKurie vor): 


Satachten 
der 
zweiten Abtheilung ber HerrensKurie über die von der Krnrie ber 
drei Stände übergebene Petition an Se. Majeſtät den König, die 
Dermehrung von Erwerbsanellen für die arbeitenden Klaffen | 
betreffend. 

Laut Verhaudlung vom ITten d. M. Hat die Kurie der drei Stände nur 
gegen 2 abweichende Stimmen ven Beſchluß gefaßt, Sr. Majestät den König 
au bitten, 

daß für die Dauer der gegenwärtigen Theurung durch gemeinnühige Anlas 
gen, fowohl unmittelbar auf Koflen des Staats, ale mittelbar durch Unters 
flüßung von Kreis:, Kommunal: und Actiensüinternehmungen biefer Art, den 
arbeitenden Klaflen nene Grwerböquellen in hoͤchſtmöglicher Ausdehnung ers 
öffnet werden mögen. 
Diefe Bitte it den I8ten d. M. dem Herrn Darfchall der hoben Aurie überreicht 
morben, welcher biefelbe der zweiten Abtheilung zur Begutachtung überwiefen 
hat, und diefe hat fih in der Sikung vom 20, d. M. der Vorberathung unter: 
zogen, deren Ergebniſſe wir hiermit bie Ehre haben, der hohen Kurie zur Ents 
ſcheidung vorzulegen. 

Vollkommen üuberfinffig halten wir es hier nochmals, den ſchon fo vielfach 
angeregten und allgemein anerfaunten Nothſtand ber haubarbeitenden und aͤrme⸗ 
ren Volksklaſſen ausführlich darzuſtellen. Jeder von uns fennt ihn gewiß 
aus eigener Anfchauung; es Handelt fih nur um die geeignetfien Mittel, 
ihn fo viel als irgend möglich zu mildern; und unter allen diefen Mitteln Bas 
ben auch bie Mitglieder Ihrer Abtheilung die Darbietung der Möglichkeit von 
Arbeit für die ärmeren Volksklaſſen ale das wirkſamſte, wachhaltigfie und bei 
weitem würbigfie in ihren Berathungen anerkannt, 

Die Abteilung fchlägt daher der hohen Kurie vor: 

der Bitte der Kurie der drei Stände einfach beizutreten, 
und diefe dadurch 

zn einer Bitte des Vereinigten Landtages an Ge. Najeſtaͤt den König 
m erheben. 

Auch Ihre zineite Abteilung Hat zwar eben fo wie bie Kurie ber Drei 
Stände lebhaft und dankbar alles das anerfaunt, was ſchon aus Staatsmitteln 
für diefen Zweck gefchehen iſt, und nach ben Gröffnungen des Herrn Landtages 
Kommiffarius in der Sikung der anderen Kurie vom 17. d. M. können wir die 
erfreuende und gewiſſe Heffuung haben, Daß auch ohne unſer Dringen das Gen 
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vernement biefe hochwichtige Frage nicht aus den Augen verlieren wird; bie Ab: 
theilung Hat aber doch dieſe Bitte als eine nothwendige anerkennen und Ihrer 
Unterflügung empfehlen zu müſſen geglaubt, um dem Könige, deſſen Herz jebem 
Leiden feines Volkes ftets geöffnet ift, und dem Volke, welches diefe Leiden bie 
jebt im Ganzen und Großen mit Hingebung getragen, einen Beweis zu geben, 
daß auch in dieſer Frage die DBereinigten Stände ihre Pflicht erfennen. 

Ich weiß nun nicht, ob die hohe Kurie wünfchen wird, hier 
das gebrudte Referat des Landraths- von Schenfendorff noch zu 
hören. Die Petition der andern Kurie beruht auf 5 Petitionen, 
von denen 3 angenommen und in biejen Petition - Antrag umge- 
formt, 2 aber theild zurüdgegogen, theild abgelehnt worden find. 
Die Abteilung glaubte aber, daß fie ſich nur mit' dem Tenor der 
Petition der DreisStände-Kurie zu befchäftigen hätte. Diefen Tenor 
habe ich die Ehre gehabt vorzutragen, und es fragt fidh, ob die 
hohe Kurie den Antrag der Abtheilung annehmen und der Bitte 
der Kurie der drei Stände einfach beitreten will *). 

Fürft zu Syaar: Ich werde mir über den gegenwärtigen Noth⸗ 
ftand eine allgemeine Betrachtung erlauben, ohne jedoch für jeßt 
beftimmte Anträge daran zu knüpfen. Im Gegentheil will ich dem 
Antrage, welchen die andere Kurie geftellt hat, mit Freuden bei- 
treten, obgleich ich der Veberzeugung bin, daß die vorgefchlagenen 
Mittel, um dem Nothitande Grenzen zu feßen, nur Palliative find, 
und daß es Die eigentliche Aufgabe fei, Mittel zu finden, wie das 
Uebel an der Wurzel geheilt werben Fönne, 

Der Nothftand, den wir gegenwärtig beflagen, hat einmal 
-Außere zufällige Urfachen, dann aber auch innere Gründe, welche 
tief in unferen ſozialen Verhältniffen wurzeln. 

Die nächfte Urfache des jetzigen Nothftandes ift unzweifelhaft 
der Umftand, daß die unzureichende Erndte des letzten Jahres bie 
Rahrungsftoffe feltener und daher auch theurer gemacht bat, In⸗ 
defien dürfen wir uns wohl der Hoffnung hingeben, daß die gött⸗ 
liche Borfehung ung in diefem Jahre mit einer reicheren Erndte 
beſchenken werde. Bald werben unfere Fluren wieder blühen, und 
ein gefegneter Herbft wird hoffentlich Die Wunden heilen, die das 
verlebte traurige Jahr uns geſchlagen hat. 


®) Vergl. die betreffenden Verhandlungen in der Ständekurie Bo. IV. S. 08. fl. 
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Die inneren Gründe des gegenwärtigen Nothſtandes ſind 
1) Mangel an Arbeit und 
2) die ungenügende Remuneration derſelben. 

Mangel an Arbeit ſollte vernunſt und naturgemäß nie ein- 
treten! 

Unfere Erde ift unerfchöpflih in ihrer Production, unerfchöpfs 
lich iſt die Intelligenz der Menfchen im Hervorbringen, und eben 
jo unendlidy find die Bepürfniffe der Menfchen, die mit ihrer Vers 
mehrung und Givilifation in gleihem Maße zunehmen. 

Die Arbeit eined jeden Menfchen müßte daher einem Berürf- 
niffe entjprechen und durch den Austaufch des Handels fo nutzbar 
zu madjen fein, daß jeder Arbeitende fich Dadurch reichlich erhalten 
könnte. 

Hätte ein allgemein freier Handel von jeher die Induſtrie ge⸗ 
regelt und jedem Theile der Erde die ihm naturgemäße ange⸗ 
gewieſen, ſo würde auch ein jedes Land ſich einer geſunden und 
ununterbrochenen Gewerbthätigkeit erfreuen. 

Dieſe Regelung hat aber nicht ſtattgefunden, und daher iſt fo 
manche Franfe Induftrie entftanden, die im Kampfe der Konkur⸗ 
renz erlahmt und die Arbeiter zu Zeiten unbefchäftigt läßt. 

Sandtags- Mlarfchall (unterbrecyend): Nur ungern mache ich bie 
Bemerkung, daß ber geehrte Redner, wenn ich ihn richtig verftanden 
habe, 'erflärt hat, daß es nicht feine Abficht fei, irgend eine Be⸗ 
Ihlußnahme der Verfammlung herbeizuführen. | 

Fürft zu Synar: Ich habe geglaubt, auf die tief liegenden Ur⸗ 
fadyen des jebigen Nothſtandes aufmerkſam machen zu müffen. 

Sandtags-SHarfhall: Dann möchte ich weiter fragen, ob es fidh 
der geehrte Redner beantwortet hat, daß, wenn auf die Bemerfuns 
gen, zu welchen er gewiß ein reichhaltiges Material zu Nefern im 
Begriff ift, von einer anderen Seite eingegangen wird, es nicht zu 
umgehen fein würde, daß fich eine Disfuffion daran knüpft, und 
eine Diskuffton, ohne die Abficht, eine Befchlußnahme herbeizuführen, 
fcheint mie doch in jedem Falle etwas zu fein, was eine ftänpifche 
Berfammlung zu vermeiden alle Urfache bat. Wenn alfo angenom- 
men werben fönnte, daß die gewiß fehr reichhaltigen Bemerkungen, 
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welche das geehrte Mitglied vortragen will, von den übrigen Mit: 
gliedern vernommen werben, ohne daß fie weiter auf den Gegen⸗ 
ftand eingehen, fo hätte ich meined Orts gegen den Vortrag nichts 
zu erinnern; ich weiß Aber nicht, ob das angenommen werben kann. 

Fürft zu Fynar: Wenn Ew. Durchlaucht es wünfchen, fo will 
ic) meinen Vortrag ungehalten laſſen; ich habe in demfelben nur 
darauf hinweifen wollen, daß der eigentliche tiefe Grund des Noth- 
ſtandes “darin gefucht werden müffe, daß ber einzeln flehenve Ge- 
werbtreibende, der Fein, oder nur ein geringes Betriebs-Kapital be- 
fist, durch die foloffalen gewerblichen Anlagen, welche die Konkur⸗ 
renz und große Betriebs -Kapitale hervorrufen, erbrüdt werde, und 
daß der einzelne Arbeiter ganz abhängig ſei von den Befigern des 
Kapitals, daß endlich nur ein Syftem der Ajjociation diefen Zuftand 
nad) und nad) verändern könne. Ich meine eine Aflociation, wos 
nach die einzeln zurücgelegte Arbeit (das Fleine Kapital) gefammelt 
und zu bedeutenden Maffen vereinigt würde, um in diefer Po- 
tenz der Uebermacht des großen Kapitald entgegentreten zu Fönnen. 

Ic werde aber meinen allerdings- etwas langen Vortrag für 
jest zurüdhalten und eine andere Gelegenheit fuchen, meine Anſich⸗ 
ten und Vorſchläge zu entwickeln. 

andtags -Marſchall: Ich zweifle nicht, daß dieſe Gelegenheit 
ſich ſpaͤterabei einem anderen Gegenſtand finden wird *). 


Dieſe Gelegenheit hat ſich leider nicht gefunden, was um fo bedauerlicher 
erſcheinen darf, als es ſicher von eben ſo viel Intereſſe als Wichtigkeit geweſen 
wäre, einen ſo geiſtreichen Redner des Fürſtenſtandes und, durch ihn angeregt, 
die ganze Herren⸗Kurie über ein Thema zu vernehmen, welches bis jeßt — wes 
nigfiens in der fozialen Richtung des Fürſten zu Lynar — ben erſten Stand 
des Landes weniger zu Meinungsäußerungen veranlaßte. Wir glauben uns das 
her den Danf der Lefer zur erwerben und nicht minder einen wefentlichen Beitrag 
zue größeren Bollftändigfeit diefes Werkes zu liefern, wenn wir die gebachte Rede 
des Fürften zu Lynar, wie fie fpäter vollfländig durch die öffentlichen Blätter 
befannt geworben und mit allgemeiner Anerkennung aufgenommen ift, bier unferer 
Ausgabe einverleiben. Wir ftellen damit zugleih die Thatfache feſt, daß jebens 
falls ‚der Kürft zu Lynar das große und anerfennenswerthe Verdienſt hat, 
die hashwichtige Zeitfrage der Arbeiter⸗Verhältniſſe, welche nach dem Boraanae bes 
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Finanz-Minifter von Püesberg: Don dem Augenblid an, wo 
der Nothitand hervorgetreten ift, hat die Regierung es fich angele- 
gen fein laſſen, fo viel als thunlich, durch Verfchaffung von Arheits- 
Verdienſt, den Nothitand zu erleichtern, und fie läßt es ſich noch 
fortwährend angelegen fein, auf dieſem Wege. fortzumwirfen. Ge. 
Majeftät der König haben die Mittel dazu Allergnäpigft bewilligt 
und bewilligen fie noch täglich; Allerhöchſtdieſelben werden die Bitte 
des Vereinigten Landtages, daß zur Linderung des Nothftandes Ar- 
beit und Verdienſt verfchafft werde, theild durch Staatsbauten, theile 
durch Unterftügung von Bauten, bie von Kreifen, Gemeinden und 


Auslandes, die Tünftigen Landtage nothwendig noch vielfach befchäftigen muß, 
zuerſt in der fländifchen Sphäre angeregt zu haben. Die Rede lautet vollſtän⸗ 
big alfo: 

„Ich werbe mir über den Nothſtand einige allgemeine Bemerkungen erlaus 
ben, ohne jedoch für jeßt beflimmte Anträge daran zu fnüpfen. Im Gegentheil 
will ich dem Antrage, welchen die andere Kurie geftellt bat, mit Freuden beitre- 
‘ ten, obgleich ich der Meberzeugung bin, daß die vorgefchlagenen Mittel, um dem 
Nothſtande Grenzen zu feßen, nur Palliative find, und daß es bie eigentliche 
Aufgabe fei, Mittel zu finden, wie das Hebel an der Wurzel geheilt werden koͤnne. 

Der Nothftand, den wir beflagen, hat einmal äußere, zufällige Urfachen, 
und zum andern innere Gründe, welche tief in ben fozialen BVerhältnifien 
wurzeln. 

Ich werde beide Seiten von einander zu trennen ſuchen und wende mich 
zuerſt den außeren Gründen zu. 

Die naͤchſte Urſache des gegenwärtigen Nothſtandes iſt unſtreitig der Um⸗ 
ſtand, daß die unzureichende Erndte des letzten Jahres die Nahrungsſtoffe ſelte⸗ 
ner, und daher auch theurer gemacht hat. Indeſſen dürfen wir uns wohl der 
Hoffnung hingeben, daß die göttliche Vorfehung uns in diefem Jahre mit einer 
reicheren Erndte befchenfen werde. Bald werben unfere Fluren wieder blühen und 
ein geiegneter Herbft wird hoffentlich die Wunden wieder heilen, die das verlebte 
traurige Jahr uns gefichlagen hat. 

Wenn ed aber daranf anfommt, auf Mittel zu denken, welche dem Ginflufe 
äbnlicher Creigniſſe entgegentreten follen, und von einem verehrten Mitglieve aus 
Sachen der Vorſchlag gemacht morben ift, durch Auffpeicherungen von Getreide 
einem künftigen Mangel zuvorzufommen, fo kann ich mich feiner Anficht nicht 
anſchließen. 

Daß der Staat die Aulegung von Magazinen nicht übernehmen könne, iſt 
anerlannt; allein auch bie Grundbeſiger zu ähnlichen Maaßregeln zu zwingen, 








Actiens Befellichaften unternommen werben, gewiß wohlgefällig auf 
nehmen. Um der Berfammlung einen kurzen Weberblid von dem 
zu geben, was von Seiten des Staates bisher gefchehen ift, bemerke 
ic) Folgendes: Es find für die Chauflee-Bauten jährlih 1 Milton 
Rthlr. etatsmäßig ausgefeht, und man hat, um in dieſer bevrängten 
Zeit den Armen Arbeit und Verdienſt zu verfchaffen, diefe Summe 
nach allen Seiten hin gleich disponibel zu machen gefucht. Außer 
diefer Million find zu Straßenbauten nody andere Bewilligungen 
gemacht worden, vie ſich jebt auf ungefähr 400,000 Rthlr. belau⸗ 
fen mögen. So ift beifpielöweife für Preußen aus der Rülkein⸗ 


hat fehr viel gegen ſich. Erſtens wäre dieſe Anorduung ein Bingriff in die Cigen⸗ 
thumsrechte, and zweitens feste ihre Daacchführung eine polizeiliche Ueberwachung 
voraus, bie überans läftig fein würde. Endlich if das Eyſtem der Anffpeiches 
rung nicht mehr zeitgemäß! 

Brüher, als der Hanpel noch Feine Alles regulicende Madıt geworden wer, 
mußten fi die Jahre untereinander ausgleichen, heute find es die Länder, 
welche fich ansgleichen follen, vermittelt des freien Handels, der naturgemäß 
auch diefe Berhältnifie zu reguliren beſtimmt if. Indeſſen kommt hierbei Altes 
darauf an, den Kornhandel frei und dadurch auch groß zu erhalten, und nichts 
dürfte bevenklicher fein, als der jetzt oft angeregte Borfchlag, daß das Gonver⸗ 
nement die Kornboͤrſen gewifien beſchraͤnkenden Handelsvorſchriften untertverfen möge. 

Es if gewiß ein großer Irrthum, wenn man glaubt, daß die fogenanwten 
Zeitläufe, die auch im Getreivehandel vorkommen, den Preis bes Getreibes 
Tanflicy fleigern: if ein überwiegendes Angebot vorhanden, fo wird feine Mas 
hination der Welt im Stande fein, das Sinfen der Preiſe zu verhindern. 

An der Aktienboͤrſe Haben wir die traurige Erfahrung gemacht, daß eine ge: 
feßliche Beſtimmung, welche den Zeitfäufen entgegentrat, den Krebit der Eiſen⸗ 
bahn Papiere fo fehr erfchütterte, daß die Folgen noch heute nicht überwuuden 
find. Millionen find dadurch verloren gegangen und Millionen fremden Geldes 
unfrer Eiſenbahn⸗Induſtrie entzogen worden; denn der Kaufmann und Spelulant 
iR gewohnt, ſich fogleich zuruckzuziehen, wenn er ficht, daß die Geſetzgebung in 
die inneren Handelsverhältniffe einzugseifen beabfichtigt. 

Ein Achnliches würde gefchehen, wenn man vie Kornbörfe in ihrer freien 
Bewegung beichränfen wollte. 

Der freie Handel iR gewiß die beſte Garantie gegen Hungersnoth. 

Es giebt aber indirete Mittel, darauf hinzuwirken, daß ein Mangel an 
Nahrungsmittel nicht fo leicht eintreten Tann; Re beſtehen darin, unfere Probuf⸗ 
tion mehr zu befördern! 
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nahme der in früheren Jahren geleifteten Borfchüfle eine Summe 
von 250,000 Rihlr. bewilligt worden, wovon 150,000 bereits zu 
Ehnuffeebauten disponibel geftellt find; der Chauflee- Neubau - Fonds 
iſt um 100,000 Rthlr. verftärkt worden, es find für die Provinz 
Poſen 60,000 Rthlr. Vorfchuß bewilligt worden, um damit die Pro⸗ 
yinzial» Chauffeebauten vorzunehmen. Außerdem find nod) 20,000 
Rthlr. für dieſelbe Provinz bewilligt worden, um die Arbeiten an 
der Thorn-Bromberger und Inowraclaw-Thorner Chauſſe ftärfer be⸗ 
treiben zu können. So find in allen Gegenden Dispofitionen ges 
teoffen, und namentlich ift noch in den legten Tagen für Schlefien 


/ 


Die rationale Weife, mit der der Ackerbau auf den meiften größern Beſitzun⸗ 
gen betrieben wird, läßt im Allgemeinen wenig zu wünfchen übrig; allein eine 
gleiche Entwicklung Hat die Landwirtbfchaft auf den Fleineren Ruiticalgätern, 
deren Totalität die bei weitem größere Grundflaͤche bildet, noch nicht ers 
fahren! 

Es wäre gewiß fehr mwünfchenswerth, wenn das Gouvernement noch mehr 
als. es jetzt bereits geichieht, dahin wirkte, daß geeignete landwirthſchaftliche 
Schriften, befonders in dem Stande ber Landgemeinden, Ausbreitung fänden, 
nud diefen Theilen unferer Mitbürger Rath und Belehrung ertheilten. 

Sch mache bei diefer Veranlaſſung auf die treffliche Zeitſchrift: „Frauendor⸗ 
fer Blätter‘‘, fo wie anf andere Schriften in dieſem Bache, 3. B. auf die von 
dem fürſtlich Sulfowstifchen Wirthfchafts:Direftor Rothe herausgegebenen Werte. 
aufmerffam, und wünjchte, daß die Staatsregierung bie allerwohifeilften Ausgas 
ben folcher Schriften vermittelte, umd Ortsbehörben, Prebiger und Schullehrer 
‚ veranlaßte, denfelben Eingang zu verfchaffen. 

Ih komme nun zweitens zu den inneren Gründen des gegenwärtigen 
Notbflandes, welches die folgenden find: 

1) Mangel an Arbeit und - 
2) die ungenügende Memuneration derſelben. 

Maugel an Arbeit follte vernunfts und naturgemäß nie eintreten. 

Unfere Mutter Erde ift unerfchöpflih in ihren Productionen, unerfchöpflich 
ift die Intelligenz der. Menfchen im Hervorbringen, und eben fo unendlich find 
die Bebürfniffe der Menfchen, die mit ihrer DBermehrung und Civiliſation in 
gleichem Maße zunehmen, 

Die Arbeit eines jeden Menfchen müßte daher einem Bebürfniffe entfprechen, 
und durch den Austauſch des Handels fo nußbar gemacht werben, daß jeder Ars 
beitende ſich dadurch reichlich erhalten könnte. 

Hätte ein allgemein freier Handel von jeher die Induſtrie geregelt, und jes 
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ie Summe von 40,000 Rihlr. dem Ober-Präfidenten von Wedel 
ur Dispofition geftellt worden, um dadurch den durch die Einflel- 
ung mehrerer Fabriken brodlos gewordenen Arbeitern wieder Ver⸗ 
yienft zu verichaffen. Zu den angeführten Summen für Chauffee- 
Reubauten, von zufammen 1,400, 000 Rthle., treten noch die bes 
yeutenden Summen hinzu, die von Seiten der Kreife, Gemeinden 
nd Actien-Gefellfchaften verwandt worden, und es ift anzuerfennen, 
‚aß ſich von allen Seiten die größte Bereitwilligfeit gezeigt hat, um 
en ärmeren Klafien Arbeit zu gewähren. Zur Unterhaltung ber 
Shanffeen ift etatsmäßig jährlid) die Summe von 1,500,000 Rihlr. 


— — 





em Theile der Erde die ihm naturgemäße angewieſen, ſo würde auch ein jedes 
and ſich einer geſunden und ununterbrochenen Gewerbthaͤtigkeit erfreuen. 

Dieſe Regelung hat aber nicht ſtattgefunden, und daher iſt ſo manche kranke 
Inbuftrie entſtanden, die im Kampfe der Konkurrenz erlahmt, und bie Arbeiter 
ı Zeiten unbefchäftigt läßt. 

Um dieſem Uebel abzubelfen, müßte diefenige Gewerbthätigfeit, welche eine 
efunde Entwidelung verfpricht, fo lange fie des Schubes noch bedarf, möglichft 
epflegt werben, felbft auf Koften der Confumenten, wie man ein Kind erzicht, 
elches einige Zeit am Bängelbande geführt werden muß, das aber bald felbfl- 
änbig fich zu bewegen lernt, arbeitet, und wieberum feine Brüder, wenn fie hin⸗ 
illig werden ſollten, zu unterſtützen vermag. 

Die Franke, hoffnungslofe Induſtrie muß dagegen nad und nad aufs 
geben und vielmehr hinüber geführt werben zu einer naturfräftigen und hoff⸗ 
ungsvollen, wozu ich befonders die Verarbeitung derjenigen Rohſtoffe sähe, 
elche in unferm Vaterlande vorzugsmweife gebeihen. 

Endlich ſcheint es nicht unmöglih, unbefshäftigte Yabrikarbeiter, weichen 
is ländliche Gewerbe nicht fremd wäre, für Iandwirthfchaftlicde Beichäftigung 
; gewinnen. Das mweitefte Feld der Thätigfeit ift hier noch offen; denn in uns 
ren öftlichen Provinzen finden ſich noch große Kandftriche, Die zum Theil Eigenthum 
8 Staates find, deren Cultur noch unzähligen Arbeitern lohnende Befchäftigung 
währen fönnte. Hierdurch würbe zugleich auf die Vermehrung der Probuftion 
it bingewirft werden. — 

Durch ſolche Mittel dürfte der NArbeitslofigfeit am beften eutgegenguftres 
n fein. 

Der zweite Grund des Nothſtandes ift die ungenügende Remuneration der Arbeit. 

Es bedarf eine jede Arbeit eines Subſtrats, worauf fie bafirt wird; entwe⸗ 

r des Grund und Bodens felbft, oder einer zurüdgelegten Arbeit, within des 
—* um die Mittel zu neuer Arbeit zu gewähren. 


ausgefegt, und ift ſolche nach allen Seiten hin zur Dispoſition ges 
ſtellt, um dadurch bei den Chaufleen möglichft viele Arbeiter zu bes 
fchäftigen. Auf dem etatömäßigen Provinzial-Bau-Fonds fieht eine 
Summe von ungefähr 7—800,000 Rthlrn. zu Bauten aller Art, 
die ebenfalld verwendet werden und: vielen Händen Arbeit verjchaf- 
fen; dazu tritt noch‘ die Bewilligung für außerordentliche Neubauten 
in Geſammtbetrage von mehr ald 700,000 Rihlr., worunter fehr 
viele Bauten ſich befinden, die gerade dem gewöhnlichen Handarbei⸗ 
ter Berbienft gewähren; ich will nur anführen die Kanalbauten in 
Preußen, die Bauten am Finowkanal, an der Lahn und dem Rhein, 


Da nun Grund und Boden und Gapital fih in ven Händen verhältnigmä« 
Fig Weniger befinden, fo werden Diejenigen, welche nur Arbeitskraft beſitzen, 
den Gigenthümer der erſtern tributair, und biefe haben ben Arbeitslohn zu bes 
Rinmen. 

Es liegt aber in ihrem Jutereſſe, möglichft wohlfell zu probusicen, um einen 
Reberſchuß des Werthes, mithin neues Bapital zu eriverben, und de das An: 
gebot der Arbeit in der Megel größer ift, als der Begehr, fo wirb der Arbeits⸗ 
lohn fo tief heruntergebrüdt, ale es immer moͤglich ift. 

Durch) das Prinzip der Conkurrenz wird aber ver Einfluß des Capitals 
täglich entfcheidender, denn je großartiger eine Fabrik angelegt werden kann, je 
mehr die Arbeit in derfelben getheilt wird, je mehr die mechanifehe die phyſiſche 
Kraft erſetzt, um fo wohlfeiler kann produziert werden, und um fo weniger ver- 
mag der Einzelne, ohne ein hinreichendes Vetriebsfapital, gegenüber dem gewal⸗ 
tigen Umfchwunge großer Yabrifs Anlagen, von deren Betriebe er verfchlungen 
wird, fich felbfiftändig zu erhalten und feine Arbeit angemeflen zu verwerthen. 

Unter folgen Verhältniffen kann nichts ben Einzelnen ſchutzen, als ein Sy: 
Be der Affociation, wonad das Feine Capital (die einzeln zurückgelegte 
Arbeit) gefammelt und zu bebeutenden Mafien vereinigt wirb, um in dieſer 
Potenz der Mebermacht bes großen Capitals entgegeu treten gu koͤnuen und au 
ven Dortheilen eines größeren Gewerbetriebes Antheil zu nehmen. 

Sparkaflen und Prämienfaflen dürften vorzugsweiſe diefen Zweck befürkern, 

Es ift mithin das Prinzip der Affociation, angewendet auf bie Meineren Bas 
brißenten und anf bie Arbeiter, welches allein dahin führen Tanı, benfelben 
einen verhältnigmäßigen Arbeitslohn zu fichern. 

Meine Herren! vor einigen Jahren gingen auf dem hiefigen Provinzial: 
Landtage zahlreiche Beichiwerden gegen die Seehanblung ein. Damals fagte ich 
und fage es noch heute; „ein folches Inſtitut müßte geſcheffen werben, went 6 
»icht ſchon da wäre!" — 
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der Oder, Elbe und Weichſel. Ferner find fehr ſtark in Angriff 
genommen worben die großartigen Bauten an der Weichfel und No⸗ 
gat, wo die Baukommiſſion die Abſicht hat, die Arbeiter bis auf 
6000 zu vermehren; hierzu treten noch die Meliorationd - Arbeiten 
an der Brahe, wozu 100,000 Rthlr. zur Dispofition geftellt find 
So find, abgefehen von den Feftungsbauten, in allen Theilen der 
Monarchie, fo weit die Mittel ed geftattet haben, Bauten in Gang 
gebracht, wodurch viele Arbeiter in der jegigen Zeit cine bedeutende 
Erleichterung erfahren haben. Wie ſchon erwähnt wurde, hat die 
Regierung es ſich fortwährend angelegen fein laſſen, Hülfe zu ges 


Nur müßte man demfelben die großartige Aufgabe ftellen, ein Vorbild zu 
werben für eine neue, fegensreiche Gewerbthätigfeit, fie müßte das Prinzip der 
Affociation zu verwirklichen bemüht fein, und hierdurch eine neue Hera des Forts 
fchritts und der Humanität eröffnen. 

Der hochverdiente Chef dieſes Inftituts wäre bei feiner hohen Intelligenz 
und feinen fchon fo oft bewietenen humanen Beſtrebungen, wie fein Anderer, 
dazu befähigt, vorzuleuchten mit der Badel der Intelligenz in dieſer unglüdstrü- 
ben Region des Fabrikweſen, und viele der reichen Ariftofraten ber Induſtrie 
würden ihm auf diefer glänzenden Bahn folgen; denn ich weiß es, es giebt uns 
ter diefen Geld: und Fabrik-Ariſtokraten viele edle Herzen, die meine Wünſche 
und Hoffnungen theilen; ich fenne einige derfelben, die in der andern Kurie ihre 
Sige einehmen, und ich appelfire an fie, damit fie mit beredterem Munde und 
mit größerer Kenntnig für diefe große Sache des Fortichritts das Mort nehmen 
mögen und bie kräftige Hand anlegen, einen edlen Bau der Humanität zu gründen, 

Don dem Prinzipe sehe ih nun auf die Anwendung über, die ich Hier nur 
anzubeuten vermag. 

Die Seehandlung mühte, nad) meiner Anficht, ihre Fabrifen als Muflerans 
ftalten Hinftellen, indem fie die Einrichtung träfe, daß nach jedem Rechnungsab- 
fchluffe der ermittelte Gewinm-des Geſchaͤfts etwa in folgender Welfe verwendet 
würde: 

Erftens müßten, felbftredend, die Zinfen bes Anlage-Kapitals in Ausgabe 

geftellt werben. 

Zweitens würde ein Referve- Fonds zur Dedung fünftiger, möglicher Aus: 

fälle zurücgelegt, und 

Drittens würde ein zu beflimmenber Theil des übrig bleibenden Reingewin- 

nes den Arbeitern, mit Rückſicht auf Fleiß und Gefchiclichleit, ale Tans 
time zugebilligt, aber in ber Art, daß einem Seven fein Antheil gut ges 
fehrieben, und ihm dadurch Kapital gefammelt würde, womit er, bei einer 
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währen, wo ed Noth thut, und mamentlich Arbeit zu geben, wo 
Gelegenheit und Bebürfniß ſich zeigt; es wird damit bis zur näd)- 
ften Erndte fortgefahren werben, fo daß es zu hoffen fteht, die 
jetzige bebrängte Zeit werde glüdlich überwunden werben. | 

Graf Dohna: Der Herr Referent hat gejagt, daß der eben 
vorliegenden allgemeinen Petition drei befondere ‘Petitionen zum 


gewiffen Höhe deſſelben, als Theilnehmer des Gefchäfts einträte, das fi 
nad und nach zu einer Art von Societäts⸗-⸗Geſchäft umbilden Fönnte. 

Bleichzeitig müßten die Direktionen die erſten Lebensbedürfniſſe der Arbeiter 
im Großen und daher wohlfeiler einkaufen, und den Arbeitern im Ginzelnen 
zum G@infaufspreife, mithin billig, wieder ablaflen, um fo das materielle Wohl 
der Ihrigen zu befördern, während durch Sontagsfchulen und Lefezirkel auf die 
inteljeftuelle, religiöfe und fittliche Bildung berfelben Hinzuwirfen wäre. 

Solche Mufterbilder würden, ich bin defien gewiß, bald Nachahmung finden, 
fo weit dieſes in Privat:Berhältniffen moͤglich ifl, denn ich vertraue auf die hohe 
Sittlichfeit fo vieler edlen Zabrifbefiger. 

Der moralifche Einfluß, den ſolche Einrichtungen Hervorrufen müßten, bliebe 
ein unberechenbarer! | 

Der Arbeiter wäre fünftig nicht mehr, wie dag dürre Herbfiblatt, vem Sturm 
des Zufalls preisgegeben, er wäre nicht mehr ein willenlofes, ſich felbit verlie- 
rendes Atom eines großen Mechanismus, er arbeitete künftig als eine anerkannte 
Individualität mit Selbftbewußtfein, und mit dem Gefühle Eigenthum zu 
eriwerben, und nit dem Staate noch durch andere Bande, als die der Militairs 
pflicht zufammenhängen. 

Fleiß, Ordnung, Sittlichfeit und Intelligenz würden die Früchte feiner Hoff: 
nungen werben, und wenn die Gefellfchaft auch einige Opfer bringen müßte, um 
ein folches Syſtem in das Leben zu rufen, fo zahlte fie nur eine Sicherheits 
prämie, die Allen Bortheil brachte, und ihre Gutſchrift in den Bewillen der Rei- 
chen erhielte. | 

Möchte der hohe Genius, unter beflen feegensreihem Binfluffe unfer Vater⸗ 
land fo Herrlich eınporblüht, den Adlerblick anf diefe dunkle, kranke Seite unferer 
foeialen Zuftände richten; möchte Preußen auch hier wieder an ⸗die Spike des 
europaͤiſchen Fortfchritts treten, und in der Region der Induſtrie das vollen: 
den, was durch eine bewundernswürbige Geſetzgebung in ber agrarifhen Sphäre 
geglückt ii: die Berfühnung des Einzelnen mit dem Ganzen! | 
Meine Herren! es gilt Hier mehr als eine Völkerfchlacht zu gewinnen, es 
gilt einen herrlichen Sieg zu erfämpfen, und zwar mit den Waffen der Intels 
ligenz auf dem Felde der Sumanität, bei dem Fein Blut fließen wird, aber Thrä- 
nen getrocdnet werben ſollen!“ 

Aumerfung bes Herausgebers. 


” 





Grunde liegen; dieſe einzelnen Petitionen find nicht mitgetheilt wor⸗ 
den, und ich bitte, daß die hohe Kurie damit bekannt gemacht werde. 
Referent Graf von Bohren: Ich habe gefragt, ob die hohe 
Kurie das Gutachten der fechften Abtheilung der drei Stände zu 
hören wünſcht. In dieſem Gutachten find die drei Petitionen ber 
Mbgeorbneten von Donimiersti, Wächter und Seulen näher 
durchgegangen. Diefe drei Petitionen bezogen ſich auf die Bitte um 
Arbeit‘ bei. Chauffee- und Kanalbauten und überhaupt bei öffentli- 
then Arbeiten, und wir haben eben in dem Vortrage Sr. Excellenz 
des: Herrn: Finanz Minifterd gehört, daß dafür ſchon viel gefchehen 
iſt. Diefe drei Petitionen hat die Abtheilung, wie in dem Gutach⸗ 
ten ausgedrückt ift, zu dem Tenor der Petition, wie fle die Kurie 
der drei Stände angenommen hat, zufammengezogen. Es Tagen 
aber der Kurie der drei Stände noch vor: der Antrag des Abgeotd⸗ 
neten Linau, welcher bat, fi dahin bei Sr. Majeftät verwenden 
zu wollen, „daß Allerhöchſtdieſelben geruhen ‚möchten, die Wieberer- 
hebung der Mahlfteuer anzuordnen, deren Betrag aber den betref- 
fenden Kommunen zur Unterftägung ihrer Armen mit Brod und 
Kartoffeln auf die Dauer des früher zugedachten gänzlichen Erlaffes 
zu überweiſen.“ Diefe Petition tft aber von dem Abgeordneten 
ſelbſt nach dem Protofofle der Sigung vom 1’7ten, welches ich nicht 
mehr bier habe, zurikfgezugen worden auf die Bemerkung, die ver 
Herr Landtags-Kommiſſar dazu gemacht hat. Der fünfte Antrag 
war der des Abgeordneten Grafen von Skorzewski, der dahin 
geht:- „daB alle Abgeorbneten eine Bitte am ihre Kommittenten er- 
laſſen, Die Nothdürftigen zu unterſtützen. Jeder Abgeorbnete unter: 
zeichnet feinen Beitrag, die Herren Landräthe, Ober - Bürgermeifter 
. and. Bürgermeifter übernehmen vie Beträge und berufen, wo bie 
Einrkhtung noch nicht eingeführt ift, jeden Monat bis zur Ernte 
en Comité, welches die eingefommenen Gelver den Unbemittelten 
einhaͤndigt.“ Diefe Petition ift ſowohl von ver Abtheilung als auch 
von der Kurie der drei Stände als Privat-Antrag abgelehnt wor- 
den. ‚Der Abgeordnete Graf von Skorzewski hat fogleid; 300 
Rthlr. unterzeichnet, und ich glaube, daß dies gewiß Anflang finden 
wind; die Abtheilung hat aber auf einen folchen Antrag nicht ein- 
V. 20 
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gehen koͤnnen, weil hier feine Petition vorlag, ſondern nur bie Per 
tition der drei Stände (Vergl. Bd. IV. ©. 45.). | 
‚Graf Pohue: Es lag mir nur daran, den Juhalt dieſer drei 
Petitionen zu kennen. | 

Referent Graf von Vyrhu: Sie enthalten weiter nichts als 
pie Bitte um Berftärkung, den Arbeit, und diefe If in: dem Tenor 
her Bitte der Kurie der drei Stände auägefprochen worden. 

Graf von Sierſtorpſt: Der Regierung ift nicht immer ein Vor⸗ 
wurf zu machen. An dem Elende auf dem Lande find vielfach die 
Spinnereien ſchuld. Das Spinnen bilhet, einem allgemeinen Brod⸗ 
exwerb und läßt ſich vor ber Hand nicht fo Leicht durch etwas Ans 
deres erſetzen. Früher ſpann ein zehnjähriges Mädchen eben ſo gut 
wie ein fiebzigiähriger Greis. Jetzt iſt dies nicht mehr der Fall. 
Die Hände liegen müßig. Oft wird das Garn nicht theurer vers 
fauft, als ver. Flachs eingekauft. Im beften Falle iſt der Erwerb 
fehr gering. Es ift daher wünſchenswerth, daß der. Staat, fo weit 
es mit feinen Handelsprinzipen verträglich ift, den Handgefpinnften 
größere Aufmerkſamkeit fchenfe, weil fi) vor der Hand noch bie 
Eriftenz unendlich vieler Landbewohner daran kettet. 

Referent Graf von Dyhen: Ich muß mir auf den Eingang 
der eben gehörten Rede die Bemerkung erlauben, daß ich im Gut⸗ 
achten nicht ein Wort von Vorwurf gegen das Gouvernement finde, 
fondern glaube, daß es Tebhaft anerfannt worden ift, was das Gou⸗ 
vernement ſchon gethan hat und noch thun wird. 

Graf von Bieten: Was die Behauptung weined geehrten 
Nachbars betrifft, fo kann ich dem nicht beiftimmen. Ich fenne meh⸗ 
rere Spinnereien in Schleften und ihre Verhältuiffe ganz genau 
und kann nur behaupten, daß durch fie nicht Einzelne, wohl aber 
mehrere Tauſende unterhalten werben, auch vom Reichwerden der 
Einzelnen gar nicht die Rede ift, denn ich Fenne Beſitzer derartiger 
Spinnereien (mitunter ebenfalls genau) und behaupte vreift, daß 
biefe ihrem Guthaben in den letzten Sahren nicht nur nichts zuge⸗ 
fehrieben, fondern ſich mit einem fehr geringen Progent-Grirnge ih⸗ 
res Anlagekapitals haben begnügen müſſen. 

ordiage- Matſgel. Wenn weiter keine Bemerkung erh 


fo fünnen wir zur Abſtimmmg übergeben. Die Frage iſt dahin zu 
ftellen, ob die Berfammlung dem Antrage Ihrer Abtheilung bertritt, 
und diejenigen, welche dem Antrage der Abtheilung nicht beiftimmen 
wollen, würden Dies durch Aufftehen zu erfennen geben. 

(Es erhebt fi) Niemand.) 

Es if dem Antrage ver Abtheilung einkimmig bei- 
getreten worden. 

Wir Fommen jeht zur Berichterftattung über ven Antrag des 
Grafen von. Burghaus, betreffend die Aufhebung der unentgelt- 
lichen Verpflichtung bes Schneewegräumens. auf Chauffeen. Ich ers 
ſuche den Strafen won Sierſtorpff, den Bericht zu erflatten. 

Graf von Wirrfterpl: Das Protofoll des Herrn Affeſſors 
Paalzow ift ald Gutachten von der Abtheilung anerfannt worden, 
und ich werde mir die Ehre geben, daſſelbe vorzuleſen. 


Verhandelt 
Berlin im Königlichen Schloſſe am 7. Mai 1847. 
Durch Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 8. Mär; 1839 iſt beflimmt, daß, 
wenn eine Chauffee dergeſtalt verfihneit, daß die Paſſage nicht blos erſchwert, 
ſondern dergeſtalt unterbrochen wird, daß fle mit den gewöhnlichen Unterhal⸗ 
tungsmitteln nicht wieder hergeſtellt werden kann, die Einwohner des Drts, 
in deren Feldmark der Schneefall fich ereignet, ſogleich zutreten und mit 
vereinten Rräften bas eingetrefene Hinderniß zu heben bemüht fein follen, 
ohne dafür Vergktung zu erhalten, daß dieſe Hülfslciflung jedoch nur info- 
weit unentgeftlich gefordert werben foll, als fle fi auf einen achtfiindigen 
Arbeitstag: befehränfen laäßt; ' 
veranlaßt zunächft durch eine Bitte der Gemeinde Barzborf, Striegauer Kreifes in 
Schlefien, hat der Graf von Burghaus den Antrag genacht, 
Se. Majeſtät den König zu bitten, Alfergnädigft Anorbnungen zu erlaffen, 
wortach- Diejenigen Genteinden , deren Grundſtuͤcke an Königlichen Bollftraßen 
gelegen find, zwar nad wie vor verpflichtet bleiben, "bet jedem Schneefall 
und jedem Schneewehen die Zollſtraße innerhalb der Gränzen ihrer‘ Feldmark 
in fahrbaren Stand zu feben und dieſe Arbeit das erftemal in jedem Win- 
ter unentgeltlich zu leiten, bei der Wiederkehr derfeiben aber nach den in 
der Gegend üblichen Tageluhnfägen bafirr entſchädigt werben. 
: Diefer Antrag. IR der Abtheilung zur Berichterftattung überwieſen. 

Der Kommiflarius theilte der Abtheilung mit, daß nach einem fünfjährigen 
Durchſchnitt vie Ausgabe, wenn für das Wegräumon des Schnees an den Chaufs 
feen nad) den üblichen Tagelohnfügen Vergütigung gegeben werde, nur 7006 
Rthlr. betrage. Mit Rüdficht. auf die Geriugfügigfeit dieſer Summe fei dereit⸗ 
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beſchloſſen, um den fchr vielfach gefirhrien Beſchmerden abzuhelfen, in die zu ers 
laſſende neue Wegordnung die Beſtimmung aufzunehmen, daß das Wegränmen 
des Schnees an den Chaufieen künftig nur gegen Entgelt zu bewirfen fei. Die. 
Regierung werde aber auch dem nicht entgegen fein, daß diefer Punkt, wenn es 
gewünfcht werde, unabhängig für fich ſogleich durch eine geſetzliche Maßregel er⸗ 
ledigt werde. 

Die Abtheilung hielt nun bie: Auffehung der. kisher beſtanbenen Berpflich- 
tung zum unentgeltlichen Wegräumen bes Schnees auf den Ehgufigen. um des⸗ 
willen für rechtlich begründet, weil der, dem das nugbringende Eigenthum der 
Chauffee zuſteht, auch die Laſt der Inſtandhaltung vollſtändig übernehmen muß. 
Sie glaubt auch nicht, daß, wenn die unentgeltliche Verpflichtung bei Chanffeen 
aufgehoben wird, die Gemeinben ſich bei Wegräͤumung des Schnees an ben 
Landwegen praͤgravirt fühlen und fünflig -bazır ſich minder geneigt zeigen märhe 
ten. Denn wenn aud das Beſtehen einer Chauffee den deppelten Vortheil mit 
ſich bringt, daß die Unterhaltung des früher beſtandenen, nicht chauſſirten Weges 
fortfällt und die erfeichterte Kommunication indireft von förderndem Einfluß: if, 
fo findet die Abtheilung hervorzuheben, daß das unentgeftliche Schneeräumen 
auf ven Ehaufleen eine beſonders drückende Laft um deswillen ift, weil die Ber: 
pflichteten dabei einem fofortigen. Aufgebat unverweilt. ohne alle: Müdficht folgen 
mäflen, und daß dies bie fonfligen Bortheile ber Chauffee überwiegt. 

Weiter findet aber die. Abtheilung Feinen Grund, Königliche Zollſtraßen und 
Actienhauffeen zu trennen, da beide fi ia demſelben VBerhältniß befinden. 

Nach der von dem Kommiflarins abgegebenen Erflirung glaubt fie and 
infoweit über den geftellten Antrag hinausgehen zu dürfen, daͤß die unentgelt- 
lihe Räumung auch für das erflemal in jebem Winter fortfallen möge, 

Jedenfalls Hält fie dafür, daß es dringend wünſchenqwerth fei,. den. Segen: 
fand moͤglichſt bald und unabhängig von der neuen Wege⸗Ordnung, da deren 
Emmanation vielleicht noch nicht in der allernächften zeit erfolgen ‚möchte, erledigt 
zu fehen. 

Saͤmmtliche Mitglieder der abthelaus vereinigen. ſich aus dieſen Gründen 
zu dem Antrage, 

die hohe Kurie wolle bitten, daß &. Majeftät der König zu beſtimman ge⸗ 
ruhe, daß bei allen Shauffeen, auf denen Chaufleegeld erhoben wird, die Ges 
meinden innerhalb der Öränzen ihrer Feldmarken zwar verpflichtet feien, auf 
Erfordern der fompetenten Behörde unverrücdt mit vereinten Kräften das 
Wegräumen des Schnees zu bewirken, daß dieſelben aber dafür nach den 
ortsüblichen Tagelohnſaͤtzen Vergütigung erhalten, 
und daß die Allerhöchſte Beſtimmung erlaſſen merben wöhh ohne die Ema- 
nation der neuen, Wegeorbnung abzuwarten. ur 
Es hat fi in der Verſammlung die Anſicht auögefprochen, dag 
die Chauffeen den Dörfern einen Vortheil gewähren. Es könnten 


un andere Dörfer, welche unentgeltlich ihre Landſtraßen im Stande 


Alla ‚müflen, ſagen: warum ſollen dieſe bevorzugten Dörfer ihre 
Straßen enigeltlich reinigen, während wir anſcre Straßen, bie Land⸗ 
wege, unentgeltlich im Stande hatten müſſen? 

Der Ausſchuß ‚war jedoch der Meinung, daß derjenige, dem 
bie Straße gehöre, auch für die Inſtandhaltung derſelben forgen 
müßte. Dies würde beiden Kimiglichen Chauffeen ven Yisfus und 
bei den Artien-Ehaufleen die Astien-Gefellfchafter oder Privat: Inhaber 
treffen. Die Klagen im Gebirge waren fo vielfach, daß dir Regie 
rung. ſchon vor einigen Jahren beichloß, 7000 Rthir. welche als 
Koſtenbetrag für den Gefammiumfang der Monarchie berechnet wor⸗ 
ben: #ab, in das Ausgabe⸗GBudget zn ſetzen, und ich Alaube baber, 
daß es ver Kurie genehm fein dürfte, dieſe Petition an die Stufen 
des Thrones gelangen zu laſſen. 

Graf von Dieten: Eigentlich habe ich ‚geglaubt, daß dieſer 
Autrag ein provinzieller ſei und als ſolcher gar nicht der Kurie vor; 
gelegt werden dürfte, da ich aber ſehe, daß er Eingang gefunden, 
ſo erlaube ich mir die Disſkufſion mit einem kurzen Vortrage zu. ers 
öffnen. Wenn ich zuerſt um das Wort gebeten habe in. dieſer Ans 
gelegenheit, fo hat dies feinen Grund darin, daß ich laͤngere Zeit 
Lendrath eines:Gebigäfreifes war und anerfannt habe, daß die Ber; 
pflichtung Des unentgeltlichen Wegräumens des gefallenen Schnees 
auf den Ehauffeen eine der härteften Verpflichtungen: ift, die .auf ben 
port: Wohnenden haftet: Es giebt allerdings Gegenben, in denen 
der Winter .gelinde und der Schneefall nur ſehr gering if, ja das 
Wort Schneegeſtöber Saum dem Wortlaut. nad; befaunt iſt — «8 
giebt aber. auch Gegenden, und namentlich. find dies unfere: heimalh- 
lichen Gebirge, in denen der Schueefall bedrutend und das Schnee⸗ 
geftoͤber Dort eine fih Fehr: oft’ wiederholende Kalamität iſt. An⸗ 
ſcheinend ſcheint der. Antrag. ein unbedeutender, ein'.geringfügiger zu 
ſein; ‚dem iſt aber nicht fo:, denn es giebt. Gemeinden, denen das 
Wegräumen des gefallenen Schneed eine der auf ihnen rubenben 
haͤrteſten DVerpdichtungen iſt, namentlich in dem: ‚waldenburger 
Kreife, die: dem Schneegeſtöber fo uiusgefest find, daß fle fir eine 
Strede von 50 Bis 100: Schritt oft eine jährliche Ausgabe von 
eben ſo viel Rihfen. ‚gehabt haben. Das klingt freilich dem Reichen 
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beſchloſſen, um den ſehr vielfach geführten‘ Beſchwerden abzuhelfen, in die zu ers 
laſſende neue Wegordnung bie Beſtimmung aufzunehmen, daß das Wegränmen. 
des Schnees an den Chauſſeen fünftig nur gegen Entgelt zu bewirfen ſei. Die 
Regierung werde aber auch dem nicht entgegen fein, daß diefer Punkt, wenn es 
gewünfcht werde, unabhängig für ſich ſogleich durch eine geſetzliche Maßregel er- 
ledigt werde. 

Die Abtheilung Hielt nun die; Aufhebung der kister beſtandenen Berpflich- 
tung zum unentgeltlihen Wegräumen des Schnees auf ben Ehaufigen. um des⸗ 
willen für rechtlich begründet, weil der, dem das nugbringenbe Eigenthum der 
Chauſſee zufteht, auch die Laſt der Inſtandhaltung vollftändig übernehmen muf. 
Sie glaubt auch nicht, daß, wenn die unentgeltliche Verpflichtung bei Chanffeen 
aufgehoben wird, die Gemeinden fi) bei Wegräumung des Schnees an ben 
Landwegen prägravirt fühlen und Fünftig dazu ſich minder geneigt: zeigen märhe 
ten. Denn wenn auch das Beſtehen einer Chauſſee den doppelten Vortheil mit 
ſich bringt, daß die Unterhaltung des früher beſtandenen, nicht chauſſirten Weges 
fortfällt und die erleichterte Kommunication indirekt von förderndem Einfluß ift, 
fo findet die Abtheilung hervorzuheben, daß das unentgeltliche Schneeräumen 
auf den Chauſſeen eine befonders- drückende Laſt um deswillen ift, weil die Ver⸗ 
pflichteten dabei einem’ fofortigen, Aufgebot unverweilt. ohne alle: Rückſicht folgen 
mäflen, und daß dies bie funftigen Poxtheile der Chauſſee überwiegt. 

Weiter findet aber die. Abtheilung feinen Grund, Königliche Zollſtraßen und 
Actienchauffeen zu trennen, da beide fih is demſelben Berhältniß befinden, 

Nach der von dem Kommiffarius abgegebenen Erflärung glaubt fie and 
infoweit über den geftellten Antrag hinausgehen zu dürfen, däß bie unentgelt- 
fie Räumung auch für das erſtemal in jedem Winter fortfallen möge. 

Sedenfalls Hält fie dafür, daß -es dringend wünſchenqwerth fei,. den - Segen- 
ſtand mögliäft bald und unabhängig von. ber neuen. Wege⸗Ordnuung, da deren 
Emanation vielleicht noch nicht in der allernächten Zeit erfolgen ‚möchte, erledigt 
zu fehen. 

Saͤmmtliche Mitglieder der Abtheilins vereinigen ſich aus dieſen Gründen 
zu dem Antrage, 

die hohe Kurie wolle bitten, daß &. Majefiät der König zu beſtimman ge⸗ 

ruhe, daß bei allen Chauffeen, auf denen Chauſſeegeld erhoben wird, die Ge⸗ 

meinden innerhalb der Graͤnzen ihrer Feldmarken zwar verpflichtet ſeien, auf 

Erfordeen der fompetenten Behörde unverrücdt mit vereinten Kräften das 

Megräumen des Schnees zu bewirken, daß biefelben aber ‚dafür nach den 

ortsüblihen Tagelohnfäben. Bergütigung erhalten, 

und daß die Allerhoͤchſte Beſtimmung erlaſſen erben möge, ohne die Ema⸗ 

nation der neuen Wegeordnung abzuwarten. 

Es hat ſich in der Verſammlung die Anſicht ausgeſprochen, daß 
e Chauſſeen den Dörfern einen Vortheil gewähren. Es koͤnnten 


n andere Dörfer, welche unentgeltlich ihre Landſtraßen im Stande 


halten müſſen, jagen: warum fehlen dieſe bevorzugten Dörfer ihre 
Straßen enigeltlich reinigen, maͤhrend wir unſere Straßen, bie Lands 
mege, umenigeltli im Stande balten müſſen? 

‚Der Ausſchuß ‚war jedoch der Meinung, daß verjenige, dem 
bie. Straße gehöre, auch für die Inflanphaltung berfelben forgen 
mwüfle: Died würde bei den Kimiglichen Chaufſeen ven Fisfus und 
bei den Arhien-Chauffeen die Actien-Gefellfihafterr over Privat: Inhaber 
treffen. Die Klagen im Gebirge waren fo vielfach, Daß die Negier 
rung. ſchon vor einigen Jahren beſchloß, 7000 Rthir., welche als 
Koſteubetrag für ven Geſammtumfang der Monarchie beredinet wor: 
ben: find, in das Ausgabe⸗Budget zu ſetzen, und ich glaube baher, 
daß es der Kurie genehm fein dürfte, dieſe Petition an die Stufen 
des Thrones gelangen zu laſſen. 

Graf von Pisten: Eigentlich habe ich geglaubt, daß Diefer 
Antrag ein provinzieller ſei und als ſolcher gar nicht der Kurie vor⸗ 
gelegt werben dürfte, ba ich aber fehe, daß er Eingang gefunden, 
ſo erlaube ich ‚mie Die. Diskuflion mit einem kurzen Vortrage zu. ers 
öffnen. Wenn ich zuerft um das Wort gebeten habe in. dieſer Anz: 
gelegenheit, fo hat dies feinen Grund darin, daß ich laͤngere Zeit 
Landrath eines Gebigskreiſes war und anerkannt ‚habe, daß Die Ver⸗ 
pflichtung des unentgeltlihen Wegräumens ded gefallenen Schnees 
auf den Ehauffeen eine der härteften Verpflichtungen: ift, die auf: ven 
port Wohnenden haftet: Es giebt allerdings Gegenben, in denen 
der Winter..gelinde und der Schneefall nur: ſehr gering ift, ja das 
Wort Schneegeſtöber kaum dem Wortlaut. nach bekannt iſt — «8 
giebt aber. auch Gegenden, und namentlich find wies unſere heimath⸗ 
lichen Gebirge, in beiten. ver Schneefall bebentend. und das Schnee: 
geſtober dort eine ſich Fehr. of’ wiederholende Kalamität if. An⸗ 
ſcheinend ſcheint der. Antrag ein unbedeutender, ein geringfügigen zu 
fean; ‚dem ift::aber nicht fo;, denn es giebt Gemeinden, denen das 
Wegräumen des gefallenen Schneed eine der auf ihnen rubenben 
bärtehen Verpflichtungen iſt, namentlich in dem: waldenburger 
Kreiſe, die dem Schneegeſtöber fo nusgeſeßt find, daß ſie für eine 
Steecke von 50 bis 100 Schritt oft eine jährliche Ausgabe von 
eben fo. viel Rthlrn. gehabt haben. Ds klingt freilich dem Reichen 
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befchloffen, um ven Sehr vielfach gefirhrien' Beſchmerden alzuhelfen, in die zu ers 
Iaffende neue Wegorbnung bie Beilimmung. aufzunehmen, daß das Wegränmen 
des Schnees an den Chauſſeen Fünftig nur gegen Entgelt zu bewirfen fei. Die 
Regierung werde aber auch dem nicht enfgegen fein, daß diefer Punkt, wenn es 
gewünfcht werde, unabhängig für fich ſogleich durch elne geſetzliche Maßregel er⸗ 
ledigt werde. 

Die Abtheilung hielt nun vie: Aufhebung der. kisher beſtandenen Verpflich⸗ 
tung zum unentgeltlichen Wegräumen des Schnees auf den Chaufigen um des⸗ 
willen für rechtlich begründet, weil ber, dem das nußbringende Eigenthum der 
Chauſſee zufteht, auch die Laſt der Inſtandhaltung vollſtändig übernehmen muß. 
Sie glaubt auch nicht, daß, wenn die unentgeltliche Verpflichtung bei Chanffeen 
aufgehoben wird, die Gemeinsen ſich bei Wegräumung des Schnees an ben 
Landwegen praͤgravirt fühlen und fünftig -dazır firh minder geneigt zeigen maöch⸗ 
ten. Denn wenn aud das Beſtehen einer Chauflee den tappelten Bortheil mit 
fi bringt, daß bie Unterhaltung des früher beftandenen, nicht chauffirten Weges 
fortfällt und die erfeichterte Kommunication indireft von förderndem Einfluß ift, 
fo findet die Abtheilung hervorzuheben, daß das unentgeltliche Schneeräumen 
auf den Ehauffeen eine beſonders drückende Laft um deswillen ift, weil die Ver⸗ 
pflichteten dabei einem’ fofortigen. Aufgebat unverweilt. ohne alle: Nüdficht folgen 
müſſen, und. daß dies bie fonfligen Bortheile ver Chanfise überwiegt. 

Weiter findet aber pie. Abtheilung feinen Grund, Königliche Zollſtraßen und 
Actienchauſſeen zu treunen, da beide fh in bemfelben Verhältniß befinden, 

Nach der von dem Kommiffarius abgegebenen Exflirung glaubt fie auch 
infoweit über den geflellten Antrag hinausgehen zu dürfen, dAß die unentgelts 
liche Räumung auch für das erftemal in jedem Winter :fortfallen möge, 

Jedenfalls Hält fie dafür, daß es dringend wünſchenqwerth fei,. ben. Segen: 
ſtand möglich bald und unabhängig von.der neuen Wege Ordnung, da deren 
Emanation vielleicht noch nicht in der allernächften seit erfolgen moͤchte, erledigt 
zu ſehen. 

Saͤmmiliche Mitglieder der Abtheiluug. vereinigen. ſich aus dieſen Gründen 
zu dem Antrage, 

die hohe Kurie wolle bitten, daß. Se, Majeität ber König zu beftimmen ges 
ruhe, daß bei allen Shauffeen, auf benen Chauſſeegeld erhoben wird, die Ges 
meinden innerhalb der Gränzen ihrer Feldmarken zwar verpflichtet feien, auf 
Erfordern der fompetenten Behörde unverrüdt mit vereinten Kräften, das 
Megräumen des Schnees zu beivirfen, daß dieſelben aber dafür nach den 
ortsüblichen Tagelohnfägen. Vergütigung erhalten, 

und daß bie Allerhoöchſte Beſtimmung erlaffen, merben wg, ohne die Ema⸗ 
nation der neuen Wegeorbnung abzuwarten. Ä 


Es hat ſich in der Verſammlung die Anſicht ausgeſprochen, daß 
ie Chauſſeen den Dörfern einen Vortheil gewähren. Cs könnten 
un andere‘ Dörfer, welche unentgeltlich ihre Landſtraßen im Stande 


halten müſſen, jagen: warum ſollen dieſe bevorzugten Dörfer ihre 
Straßen enigeltlich reinigen, waͤhrend wir unſere Straßen, bie Lands 
wege, unentgeltlich im Stande balten müflen? - 

‘Der Auskhuß ‚war: jedoch der Meinung, daß berjenige, dem 
die Straße gehöre, auch für die Inftanphaltung derſelben forgen 
müſſe. Died würde bei den Kimiglichen Chaufſeen ven Fiskus umd 
beir den Atlien⸗Cheuſſeen die Actien⸗Geſellfchaften oder Privat⸗Inhaber 
treffen. Die Klagen im Gebirge waren ſo vielfach, daß Die Regie⸗ 
rung. ſchon vor einigen Jahren beichloß, 7000 Rthlr. welche als 
Koſtenbetrag für den Gefammiumfang ber Monarchie berechnet wor- 
den: kun, in das Ausgabe⸗Budget au ſetzen, und ‚ich glaube baher, 
daß es der Kurie genehm fein dürfte, diefe Petition an Die Stufen 
des Thrones gelangen zu laflen. 

Graf. von Bieten: Eigentlich habe id) geglaubt, daß dieſer 
Antrag ein provinzieller ſei und als folcher gar nicht der Kurie vor; 
gelegt werben dürfte, da ich aber fehe, daß er Eingang gefunden, 
fo. erlaube ich) mir die Diskufſion mit einem kurzen Vortrage zu er 
Öffnen. Wenn ich zuerft um pas Wort gebeten babe in. dieſer Ans 
pelegenheit, fo hat Dies feinen Grund darin, daß ich Längere Zeit 
Landrath eines Gebigskreifes war und anerkannt habe, daß die Vers 
pflichtung des unentgeltlichen Wegraäumens des gefallenen Schnees 
auf den Chauſſeen eine der härteſten Verpflichtungen iſt, Die auf ven 
port ·Wohnenden haftet: EB: giebt allerdings Gegenden, in benen 
Der Winter. gelinde und ver Schneefall nur ſehr gering iſt, ja das 
Wort Schneegeſtöber kaum dem Wortlaut nach bekannt iſt — es 
giebt aber. auch Gegenden, und namentlich find dies unſere heimath⸗ 
lichen Gebirge; in denen der Schucefall behrutend und das Schnees 
aehtöber dort eine fich ſehr oft' wiederholende Kalamität ift. An⸗ 
ſcheinend ſcheint der. Anteng. ein unbedeutender, ein geringfügiger zu 
fein; dam ift::aber nicht ſo, denn e8 giebt. Gemeinden, denen: das 
Wegräumen des gefallenen Schnees eine der auf ihnen ruhenden 
bärtefen Verpflichtungen iſt, namentlich in dem waldenburger 
Kreife, vie: dem Gchneegeftöber: fo wusgefegt find, daß fie für eine 
Steede von 50 bis 100: Schritt oft: eine: jährliche Ausgabe von 
eben fo; viel Rihfen. gehabt haben. Das klingt freilich nem Reichen 
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nicht viel, iſt es aber och, wenn: es durch eine Gemeinde aufgebrucht 
werden ſoll, die meiſt von armen, mitunter verhsgenien Leinewe⸗ 
bern bewohnt ift, deren Jummer und Elend erſt neulich von fo klaſ⸗ 
fiſch berebter Zunge geſchildert worben if. Es emtfieht nun bie 
Frage, wer dieſe Berpflichtung leiften fol, und da muß ich mid) 
analeg meinem neulich ergebenft ausgefprochenen Prinzipe entſchie⸗ 
den dagegen erklären, daß ber Einat allein dieſelbe übernehmen 
folle, Demm was if eigentlich in finanzieller Hinſicht der Staat ans 
ders, ald der Geldbentel feiner Dominien, Stäbte und Landgemeins 
den; Daß aber der Staat eine Modification treffen möge, um biefe 
durch dieſe Verpflichtung fo hart beinftsten Gemeinden zu erleichtern, 
ft wohl wünſchenswerth. Sch hatte zwar als Lanbrath die Ein⸗ 
richtung getroffen mit dem Pächter der Chauſſee, — denn in Schle⸗ 
ken herrſcht die Sitte, daß die fisfafifchen Bauten ven Mindeſtfor⸗ 
deruben, - fiöfalifche Pachtungen aber den Beftbieienden überlaffen 
werden, — daß die Ehaufleen von den Gemzinden uimentgeltlich won 
dem Schnee geräumt wurden, dafür zahlte genannter Pächter, ein 
reicher, gutgeſinnter, mn aber veriterbener Jude, aber: den betref⸗ 
festpen Gemeinden ſtets dad halbe Tagelohn, ımdb auf Diefe -Art 
wurde es mir leicht mögtich, die Chaufieen ſtets gut fahrbar zu ver 
ten; der Selige zahlte gern, denn die Grequem. war köhaft, bie 
Einnahme erwünfdt. 

: Man Hann mir allerdings ben Einwand machen, daß, wenn 
die betreffenden: Gemeinden jene Arbeiten ſelbſt verrichtet Hätten, 
ihnen bie Geldausgabe mit zur. Laſt gefallen wärs; dies Mingt ‚Iheo- 
retiſch auch vecht gut, in der Praxis aber ſtelli es Ach anders, denn 
einmal iſt es Riemanden willlommen, das eben begonnene Tages 
wert zu verlaſſen, um anf. Gemeindearbeit zu geben; dann aber 
iR auch eine folche Gelegenheit jener Gemeinde ſtets eine erwänſchte, 
um ihren Armen oder Doch. den Vedurftigſten einen kleinen Verdienſt 
nauowmnen au laſſen. 

.WBie geſagt, ich hatte im dem mir anvertrauten Kreiſe ſenes 
Privatabkommen getroffen, ſtelle indeß es lediglich anheim, ob daſ⸗ 
ſelbe zu beruckſichtigen ſein dürfte oder nicht. Ach will ſehr gern 
ner anderen Cinrichtung den Vorzug einräumen, auf jeden Fall 
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uber wünſche ich dringend, daß ber: Staat in dieſem für fo viele 
Semeinden fo harten Geſetze eine billige Mobiflcation eintreten Taffe.. 
.Regierungs⸗Kommifſatius ash Pominer Eſche: Wiewohl bie 
Verwaltung an feh dem Antrage, daß dieſe Verbinduchkeit auf 
gehoben werde, nicht entgegen iſt, fo glaube ich mich doch ver⸗ 
pflichtet erachten zu müſſen, die Rülkſtchten, aus weichen biefe 
Beftimmung gerechtfertigt erachtet worden iſt, und welche in gewiſ—⸗ 
ſem Maße noch gegenwärtig eintreten, in kutzem hervorzuheben. 
Die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre beſtimmt: 
„Wenn eine Chauffee dergeftalt verfehneit, daß bie Paſſage nicht blos ers 
ſchwert, ſondern dergeſtalt unterbrochen wird, daß fie mit den gewöhnlichen 
Unterbaltungsmitteln nicht wieder bergeftellt werben kann, fo follen die Eins 
. Wohner des Orts, in deren Feldmark fih der Schneefall ereignet, fogleich zus 
“treten und mit.vereinten Kräften das eingetretene Hinverniß zu heben bemüht 
fein, ohne dafür Vergütung zu erhalten. Jedoch ſoll diefe Hülfsleiſtung nur 
binſomweit unentgeltlich gefordert werben, als ſie ſich auf einen achtſtündigen 
.Arbeitstag beſchranten laͤßt se." 

Es haudelt fi alfo um einen Sal, in welchen eine eigent⸗ 
liche Kalamitaät eintritt, in welchem Die Paſſage nicht blos erſchwert, 
ſondern det VBerkehr überhanpt gehemmt iſt; in einem ſolchen Falle 
ſollen diejenigen, Welche zunaͤchſt bei der -Stnb find, zur Hülfsleis 
ftung herbeigegogen werden. Es feheint dies an ſich nicht ımbillig 
wid hart zu fein, und es wäre nur die Frage; ob biefe Berpflich⸗ 
tung unentgeltlich geleiftet werden muſſe; dabei ift nun zunächft. bie 
NRückſicht in Betracht gekommen, daß für die Drifihaften, durch welche 
eine Ehanffee führt, dies an fich ſchon eine große Wohlthat ift, weis 
cher gegenüber uch wohl eine Laſt zu Gunſten der Chauffee von. 
ihnen ĩbernommen werden könnte. Wenn man eine Gemeinde fragte 
ob fe eine Chauſſee unter der Bedingung des Schneewegraͤumens 
haben wolle, fo wuͤrde fie gewiß ja Tagen. Es kommt ferner in 
Betracht, daß diejenigen, denen die Werpflichtumg auferlegt iſt, auch 
vorher ſchon, ehe die Chauffee wär, meiſtens eine gewiſſe Verpflich⸗ 
tung hatten, einen: vorbeiflhrenden Weg in Stand zu halten und 
Has Schneeforträiimen vorzunehmen. Allerdings befleht diefe Ver⸗ 
bindlichkeit nicht allgemein, namenklich in manchen Gegenden nicht 
wo bet Fiſkus zur Umerhaltung der Landſtraßen verpflichtet If: In 
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rinem ſolchen Yalle Tennte aber. der Fiskus Die Hand- und Spaun⸗ 
dienfte der Eingefeflenen, insbefondere auch zum Schneewegräumen, 
in Anfprucy nehmen, Es bleiben nun zwar Faͤlle übrig, in denen 
den Gemeinden feine derartige Verbindlichkeit auferlegt ift, - Im All⸗ 
gemeinen gilt aber die Regel, daß die Adjagenten, welche zur Schnee: 
väumung herangezogen werben, ſchon vorher zur Leiftung von Hand» 
und Spanndienften verpflichtet waren. Auf der anderen Seite iſt 
indeſſen nicht verfannt, im Gegentheile von der Chauffeevermaltung 
ſchon mehrfach geltend gemacht worden, daß die. Ausführung der 
Kabinetö-Drdre manche Härten mit fich bringe. Diefe Härten zei⸗ 
gen ſich in der Praris befonderd dadurch, ‘daß. wiederlehrend immer 
piefelden Drifchaften von dem Schneefall betroffen werden; nament- 
lich in den Gebirgsgegenden, weil e8 immer gewiffe" Streden‘ find, 
welche befonders dem Schneefalle ausgeſetzt find, fo daß Jahr für 
Sabre fowohl, als auch in demfelben Jahre, dieſelben Ortfchaften 
mehrfach in Anſpruch genommen werben. Died gab Deranlaffung, 
es in Erwägung zu nehmen, ob es nicht zwedmäßig fei, dieſe Be⸗ 
ſtimmung überhaupt aufzuheben. Es ift aber Damit Anſtand genom⸗ 
men: worden, weil die Kabinets⸗Ordre nur ein Proviſorium fein 
follte bi6 zum Erſcheinen einer allgemeinen Wegeordnung. Um aber 
in den Stand gefebt zu fein, dergleichen Härten zu mildern, ift ſchon 
feit Hingeret Zeit ein- Fonds dazu beflimmt worden, ‚um ben Ort 
fchaften die Leiftungen zu bezahlen, wenn fie durch die unentgeltliche 
Leiftung in Verlegenheit und Bebrängniß gerathen würden, und «8 
wurde in den lebten Jahren in mehreren Fällen Vergütigung dafür 
gewährt. . Sofern aber bie hohe Verfammlung fi dafür, ausipre- 
hen follte, Se. Majeſtät zu bitten, dieſe Kabinets⸗Ordre außer Kuaft 
zu fegen nnd nicht Das Erſcheinen der Wegeordnung abzuwarten 
fo würde von Seiten der Verwaltung nichts entgegen ſtehen, indem 
bie Verwaltung ſchon die Abſicht gehabt hat, bei jenem Reglement 
Die Weglaſſung der fraglichen Beftimmung in Antrag zu ‚bringen. 
Es kommt hierbei aber in Betracht, daß nicht. bloß. der Fiskus, bes 
theiligt iſt, ſondern auch Privaten und Actien⸗Geſellſchaften, indem 
die Kabinets⸗Ordre allgemein. gefaßt. ift und auch für Privat- un 
Actien⸗Chauſſeen gilt. Aus diefer Rürficht ſcheint es mir angemefe 


fen, die Sache im Zuſammenhauge mit dem neuen Wegereglement 
zu behandeln. 

Referent Graf on Sierſtory; Die Petition des Grafen 
Burghaus lautet: Inſofern die Arbeit das erftemal umenigeitlic 
zu leiften fei, ver Ausfchuß aber: hat gelangt: 

„Die hohe Kurie wolle bitten, daß Se. Majeflät der König zu Befhins 
men gerube, daß bei allen Chauſſeen, auf denen Chaufleegeld erhoben wird, 
die Gemeinden innerhalb der Gränzen ihrer Feldmarken zwar verpflichtet 
feien, anf Erfordern der fompetenten Behörde unverweilt mit vereinten Kräfs 
ten das Wegräumen des Schnees zu bewirken, daß dieſelben aber dafür nad 
den ortsirhlichen Tagelohnfuͤtzen Vergütigung erhalten‘: 

Der zweite Paſſus Iautet: 

„Daß die Alferhöhfte Beſtimmung erlaffen © werben möge, o ohne vie Ana, 
nation der neuen Wegeorbnung abzuwarten.“ 

Der Ausſchuß hat allerdings einen Schritt weiter geihen, aber 
er glaubt, daß, wenn ihm das Recht zuftehe, eine Petition durch 
ein Amendement zu befchränfen, er auch Das Recht habe, ſie zu er⸗ 
weitern, um fo. mehr, da. hier von dem Grundſatze ausgegangen 
worben ift, daß Die Beſitzer der Chauſſeen fie in Stande halten: fol 
len. Diefer Grundſaztz fchließt auch den erften Schneefall in fich. 

son Hoechberg: Ich habe in meiner Praxis viele Grundſtücke 
gefunden, wo den anwohnenden Gemeinden das Schneeauswerfen 
aͤußerſt beſchwerlich wird. In Der Gegend, wo ich wohne, iſt das 
Terrain bergig, die. vielen Abträge im Straßenzuge veranlaſſen da⸗ 
her eine größere Anhäufung der Schneemaſſe, das. Schneeauswerfen 
wird daher drückender, ma fo mehr, als die Gemeinden noch ihre 
eigenen Straßen vom Schnee reinigen müſſen. Im Jutereſſe ur 
felben trete ich Daher dem Antrage hierdurch .bei. | 

Graf Eberhard zu Stolberg: Ich irete der Bemerkung: des 
Grafen Zieten vollkommen bei, denn auch ich kenne Die von ihm 
bezeichneten Gegenden, wo es den Leuten beinahe unmöglich if, ih⸗ 
ver Berpflihtung, den Schnee umfonk auszuwerten, nuchgufommen: 
Wir haben. namentlich in. dem letzten Winter es erlebt, daß af 
hurzen Strecken von noch. nicht einer Viertel Miele Ränge das Schnee⸗ 
auawerfen über, 300 Rihlr. gefoftet, und wir ‚haben dieſen lebten 
Winter vielleicht 14 Schnecfaͤlle gehabt. Im Harze findet es wa“ 
mentlich ſtatt, daß Privaten bedeutende Chauſſeen haben und gugleich 
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das Recht beſitzen, ven Schnee umfenft uuswerfer zu laſſen; ſollte 
nun der Vorſchlag durchgehen, fo würden die Befiter,. die laut Ka- 
binets⸗Ordre vom 8. Auguft 1839 das Necht haben, den Schnee 
umentgeltlich auf ihren Chauſſeen räumen zu laſſen, von dieſem Nechte 
feinen Gebrauch mehr machen dürfen und dadurch einen bedeuten⸗ 
den Ausfall erleiden. Sc mache alfo darauf anfmerffam, ob es 
nicht wünfchenswerth fein dürfte, auf biefe Privatbefiger von Chauf- 
feen. eine billige Rüdficht zu nehmen. Ich für meine Perfon habe 
auf meinen Chaufleen von biefem Rechte deshalb feinen Gebraud) 
gemacht und nicht machen wollen, weit das Geſetz fagt, es follen 
bie Leute beim Schneefall blos den erften Tag 8 Stunden unent⸗ 
geltlich arbeiten, das Geſetz in dem Kreife, wo ich wohne, aber da⸗ 
bin ausgelegt wird, daß die Leute nur beim erften Schneefall in 
wiefer Weile gebraucht werben ſollen, bei fpäteren Schneefällen aber 
icht: "Wenn man alſo die Leute bei 10 oder 12 Schneefällen 
sicht verwenden darf, fo fann man ihnen auch eine Tagesarbrit 
von 3 Stunden 'erlaffen, ohne einen großen Nachtheil davon zu ver- 
ſpuͤren. Da jedoch dieſes Gefeb vom Jahre 1832 in anderen Ge: 
genden und Provinzen, wie ich erfahren, anders verſtanden wird, 
ſo bitte ich Die hohe Verſammlung, auf die Brivatbeftger von ' Ehauf- 
feen eine billige Rüchſicht nehmen zu wollen. 
TEine Stimmer Welche Ridfichl fol genommen werben?) 

Inſofern den Beiontbefibern eine Entfhänigung feitens bes Fis⸗ 
Ars safe gegeben werden möge. 

Prinz Hohenlohe: Nachdem die Abtheilung den Zuſtaud der 
Anmohtter won Ehauffeen als einen ſolchen gefihildert hat, daß dieſe 
Leute oft Tage lang fortarbeiten mäflen und nicht im Stande find, 
fh etwas zu erwerben, fo Kalte ich es fir Pflicht, ſich ihrer anzu⸗ 
nehmen und ihnen eine Entſchaͤdigung zufommen zu laſſen. Es {ft 
Dies in der Abtheilung weitläufig ‚verhandelt worben, und ich bitte 
den Herrn Referenten, dus dem Protokolle noch einmal vorzutragen, 
wie fehe es herausgehoben wurde, daß vie Anwohner einer neuet- 
richteten Chaufſee mit Reinhaltung derſelben in Anſpruch genommen 
werben, fo daß ich hoffe, die hohe Verſammlumg werde ſich vafür 

weiten, daß dieſe armen Menſchen irgend eine Unterfhäßung 


— 35 — 


Referent Graf von Sierſtorpff trägt die betreffende Steht 
aus dem Protofolle vor.) 

"Senf von Itzenplitz: Ich hätte gehofft, Daß ber Autrag der 
Abtheilung pure angenommen würde, indeſſen ſcheinen Bedenken aufs 
zutauchen, über bie ich mir ein paar Worte erlauben will. Die 
Sache it nicht fo unwichtig, wie fle vielleicht fcheint. Das Geſetz, 
welches einen Tag unentgeltliche Arbeit feſtſtellt, bat verfchiedene 
Interpretationen gefunden: eine Tagedarbeit bei jedem "Schneefall, 
eine Tagesarbeit in jedem Winter u. |. w., und wenn man auf 
jeden Schneefall interpretirt, fo ift das eine fo erhebliche Beläftigung,; 
daß ich die hohe Kurie bitten möchte, der Petition pure beiyuftim- 
men. Was das Bedenken anlangt, daß die Vefiber von Privats 
Chauſſeen erheblichen Nachtheil von der Aufhebung der unentgeltlis 
chen Berpflichtung haben möchten, fo dürfte dies wohl in Betreff 
der gangen Monarchie mur in geringem Maße der Kal fein. Ich 
habe wohl Gelegenheit gehabt, dieſe Verhältnifie zu beobachten, aber 
ich glaube kaum, daß die bisherige unentgeltliche Verpflichtung den 
Befitern von Peivat- und Actien-Chauffeen großen Nutzen gebracht 
bat. Sollte aber auch in einzelnen Fällen davon Gebrauch gemacht 
werden fein: So wird doch die Verpflichtung der Amvohner zur 
Arbeit Für die Inhaber folcher Ehanfieen vie Hauptſache bleiben und 
Die Bezahlung der eintägigen Arbeit den Eigenthüͤmer der Chauffee 
weniger beiäftigen, als vie bisherige unentgeltliche Arbeit vie Ans 
wohner der Ehauffeen belaftete, welche dabei oft mehr verfäunten 
wi nutzten. Ich möchte daher vorfchlagen, ven Antrag der Abihei- 
fang pure anzunehmen. 

Aaudtags· Marſchall: Ich habe zumächft zu fragen, ob ver vom 
Gesten Stolberg geheilte Antrag durch 6 Mitglieder unterfut⸗ 
wird. 

(Dex Antrag wird wnterfügt.) 
Der Antrag wird alfo zur Abftimmung kommen. 
Graf Bieten: Ich kenne Weſſphalen leider nicht und weiß nicht, 
ob dort fo Häufige Schneefälle flattfinden, daß es nothwendig wäre, 
feitens des Staates eine Vergätigung den Brivat- und Actien⸗Chauſſeen 
zu gewähren; auf diefen Umftand aber duͤrfte wohl gerade, nach nes 
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nem unmaßgeblidhen Dafärhakten,. bei Bejahung des @utwigten?: eine 
billige Rüdficht genommen werden müſſen. 

Regirrungs⸗Kommiſſar von: PYammer-Efdye: Wenn es ſch darum 
handelt, ob die Beſiher von Privat⸗Chanuſſeen bei der zu. treffenden 
Maßregel berüdiichtigt werben. follen, fo müßte mich beſtimmt aus⸗ 
gefprochen werben, in welcher Art diefe Berädfichtigung ſtattfinden 
fell. So ‚allgemein gehalten; weiß man nicht, was mit: dem Antrage 
eigentlich gemeint fei, und ich bin diesfalls außer Stande, etwas 
Mäheres darüber zu jagen, ob- ſeitens des Goupernements daramf 
könne eingegangen werben. 

Graf su Dohna⸗Fanuch; In Betreff bed Stolbergſchen Antrages 
wollte ich bemerken, daß die Verſammlung nicht im Siande iſt, 
näher darauf. einzugehen, die Privatbeſitzer ſolcher Chauſſeen zu. un⸗ 
terftüßen,. ſondern es handelt ſich nur darum, ob dieſen wirkliche 
Entfhädigungs-Anfpräcde zuſtehen, waq aus dem Inhalte der ihnen 
vom Gouvernement ertheilten Konzeſſionen hervergeben muß. Die 
Herren alſo, welche bei des Königs Majeftät auf eine: ſolche Ent: 
ſchaͤdigung anzutragen gejonnen find, werben in viefem ihnen An⸗ 
trage. mit einzufchließen haben: infofern die betheiligten Privaten 
ihre Anſprüche auf Entſchaͤdigung geltend zu : machen. im. Stunde 
fan. Ich glaube nicht, daß wir außerhem - eine ſolche Maßregel 
ſeitens des Staates in Antrag bringen dürfen, während auf dem 
vor mir vorgefchlagenen Wege alle Schwierigkeiten beieitigt werben 

Graf su DMelberg: Mein Wunſch ging:. nur babin, daß die 
hohe Verſammlung nad) genommener Einſicht in Die Sachlage ſich 
dahin ausſpreche, ob die Privatbeſther von Chauſſten oder Actien⸗ 
Geſellſchaften ein Recht haben, ſich an den Stqat zu halten, wenn 
ihnen das fragliche Recht entzogen werden ſoll, welches unter den 
Bedingungen begriffen iſt, unter welchen ſie die Anoführung der 
Ehauffeen unternahmen. 

‚Meferent.: Graf von Sireftorpk: Ich glaube, es erifiet eine 
Verordnung, wonach die Unternehmer oͤffentlicher Inftitute fich jeder⸗ 
zeit allgemeinen. Beitimmungen zu mnerwerſen haben; weiche FÜR 
dao gunze Land. erlaſſen werden. - 
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Regierungs-Stommifter von Ponmer+Efche: Im ˖ Allgemeinen ift es 
für die Konzeſſionirung von Privat-Ehaufleen Grundfag, daß ven Un⸗ 
ternelnnern viefelben Rechte zuftehen, wie dem Fiskus, und es find ihnen 
ifo: hinſichtlich ver Kabinets⸗Ordre son 1832 Im Aligemeinen auch vie 
fistalifchen Vorrechte beigelegt worben.  Darame folgt aber nichts 
als daß, wenn dieſe Rechte im Wege der Gefehgebung gefchmälert 
werden, auch die Rechte der Mrivatbefiger dadurch geſchmälert wer⸗ 
den. Es find übrigens Anfprüche auf Entſchädigung hier noch nicht 
zur. Sprache gekommen, fonbern es .ift nur bemterft worden, «6 möch⸗ 
ten die Privatsiinterefien berädfichtigt ‚werben, und ich glaubte, 
ed würden damit Ausnahmen zu Gunften der Privat-Ehanffeen ge- 
meint: Im Allgemeinen Iäßt fo’ über die Entſchädigung nicht ab- 
fprechen, fondern es kann nur auf bie einzelne Konzeſſion anlommen, 
ob der Fislus bie. Betheiligten entſchaͤdigen muß. 

Graf ven Arnim: Ich glaube, daß die Acttenchauffeen' nicht 
allein: in. Bezug auf die Pflichten, fondern auch in Bezug auf bie 
Rechte ven: Stantöchunfieen. gleichgeftellt werben müffen; einen Un⸗ 
terſchied zu machen, würde bedenklich erfcheinen. Ich wünſche nur; 
daß den erfteren Chauſſeen alle die Rechte auch beigelegt werben; 
weiche den Staatschauſſeen ertheilt find, daß aber auch den Ges 
meinven das Recht zugeſtanden werde, für vdieſe Arbeiten den lan⸗ 
desũblichen Tagelohn zu fordern. Ich weiß nicht, ob dieſer Tepte 
Ausdruck in biejer Petition ſich findet . - . . . : 

(Stimmen; Ja. wohl!) 
.dann würde alfo über das Entgelt fein Zweifel obrealten. 

" Bheferent Graf sun Birrftopli: Die Gemeinden ſollen aller 
dings nad dem landesüblichen Tagelohn entfchäbigt werben... 

Jaudtags - Marfihal: Wir. werden nunmehr zur Abflimmunk 
fommen, wenn feine Bemerkung mehr erfolgt. Es würde fih Stoff 
zu zwei Fragen finden, von denen die erfte heißen mödhte: tritt bie 
Berfammlung dem Antrage der Abtheilung bei? die zweite Frage 
aber würde lauten: will die Verſammlung zugleich eine moͤglichſte 
Serudſichtigung der Beſitzer von Privat⸗ und Actien⸗ Cheuſſeen em⸗ 
pfehlen? 

Graf Pieten: Hier (würden: nach meinem Dafürhalten noch die 
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Worte einzuſchalten fein: die VPeſther, welche Konzeſſton zur Er⸗ 
bauung von Chauſſeen auf Aetien erhalten haben; denn es bat 
mancher auf feinen Gütern Chauſſeen gebaut, die nur einen reinen 
peivativen Zwed haben, auch gar keine Zölle erheben, alſo gar wicht 
zur. Kategorie der beregten Chaufſeen gehören. 

: Spaf zu Stolberg: Alle Inhuber von nichtfongeffionivten Private 
Chauſſeen find von dem Rechte, ven Schnee unentgeltlich auswerten 
zu laflen, von felbft ausgefchlofien, denn wenn ich zu meinem Bora 
theil. eine Straße baue, fo kann ich unmöglich Die Leute zwingen, 
den Schnee davon wegguräumen, mithin Tönnte Die barauf bezigliche 
Bemerkung wegfallen. .. .. 

Sandiagse- Marfchall: Dem: Im gewordenen Wunſche zufolge 
wird alſo in die Frage eingefchoben werben: ver weft | nom 
Staate fonzefitonirter Privat⸗ und Nctien-Chauffeen- 

:+ Graf Bieten: Ganz richtig. 

Regierungs-Rommiflar von Yemmer-Eihr: Es wäre aber jedem 
falls .eine beftimmte Angabe darüber zu wünfchen, was unter mög⸗ 
lichſter Berücſichtigung begriffen ſein ſoll, ſonſt würde die Regierung 
dadurch in DVerlegeaheit gerathen. 

Graf von Arnim: Wenn der Antrag geſtellt wird, fe wurde 
ich mix. hinzuzufügen erlauben, daß Die von der Regierung konzoſſto⸗ 
nirten Chauſſeen, gleichviel ob fie Actien⸗Geſellſchaften oder Privats 
perſonen gehören, auch in Bezug auf das Schneerkumen dieſelben 
Rechte beigelegt erhalten, welche den Staats⸗Chauſſeen zuſtehen. 

Graf Bieten: Das würde aber dem Interefſe ber Veſitzer ent⸗ 
gegen ſein, denn der Staat würde dann von ſeinen Gerechtſamen 
abgehen, es würde für ihn ein Ausfall enthehen,: der gedeckt werden 
müßte, und es fragt fid) nun, wie die Stewerbereiktigten dazu kom⸗ 
wen, dieſen Ausfall zu tragen? 

Graf von Arnim: Ein Ausfall tritt nicht ein, mir liegt nur 
daran, daß das Recht, bei Landes⸗Kalamitäten, wonı bie gewöhr⸗ 
Ken. Kraͤfte der betreffenden: Umgegenden nicht ausreichen, tie all 
gameine Hülfe heranzuziehen, genrährt werde, nicht aber. unenigelts 
lich, fondern gegen landesübliche Vergütigung. Ich wünfde, Daß; 
wenn. einmal diefer Antrag geitelt wird, fein. Zweifel: mehr:.oßtwalte, 
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ob und inwiefern die. Aclen⸗ Gipfieen oder konzeſſtonirten Privot⸗ 
Khanfleen dieſes Recht erſt als eine beſondere Begimftigung in Ans 
fpruch nehmen follen, ſondern Daß vielmehr der Wunſch austzeſprochen 
werde, daß, wo dergleichen. Kongeflionen ertheilt werden, deren. In⸗ 
habern auch eo ipso dieſe Befugniß :zuftehe. 

Regierungd, Kommiljar vum. Pemmer-Eice: In dieſer Hinſicht 
liegt die Geſetzgebung ſchon fo, daß das, was in der Abſicht des 
geehrten Rebners ‚liegt, ſchon gilt; denn die Allerhoͤchſte Kabinets⸗ 
Ordre von 1832 beſtimmt, daß allen Chauffeen ohne Ausnahme 
unentgeltliche KHülfsleiftung gewährt werben muß, ind daß, wenn 
die Paſſage unterbrochen ift und zu deren Herſtellung eine Tages⸗ 
Krheit nicht ausreicht, die Anwohner zur Fortſetzung der Leiftung 
zwar verpflichtet find, jedoch. nur gegen -Iandesüblichen Tagelohn. 
Dies gilt alſo bereis nach dem beftebenden Rechte, und wenn Im 
Allgemeinen eine Konjeſſton ercheilt wird, fo ſteht den Inhabern 
auch chen das Net, wie dem Fiskus, zu. Ich glaube alſo, der 
Punkt wird jedenfalls Immer geſichert fein, daß den Unternehmern 
von Privat-Chauffeen- das Recht zufteht, gegen Berabreichting des 
landesüblichen Tagelohns Die Leute zu Leiftungen heranzuziehen. 

Graf von. Amim: Infoweit unfere Berikion ſich an bie Kabl⸗ 
neiſ⸗ Ordre anſchließt, würde indivekt auch das, was in der Kabi— 
netd:Ordre maßgebend iſt, wit deren Modificationen ſich auf Actien⸗ 
und. Privat⸗Chauffeen übertragen. Inſofern der Antrag aber als 
ſalbſtſtaͤndig betvachtet wird, durfte es zweifelhaft fein, inwieweit 
dieſe Kabinets⸗Ordre Play greift; ſelbſt aber für den. Fall, daß er 
an die Ordre angeknüpft würde, möchte es kaum überflüſſig fein, 
Died ausdrücklich auszuſprechen. Wie der Herr Regierungs⸗Kom⸗ 
miſſar äußerte, iſt bisher in den einzeinen Fällen bei Konzeffionen 
auch das fiskaliſche Vorrecht, implicite' auch das in Rebe ftehende; 
ben ActienShanfieen ertheilt worden; es koͤnnte aber eine- feflere 
Grundlage geben, wenn ber König die Gnade hätte, dies für alle 
Foaͤlle als Grundſatz auszuſprechen. Denn werk auch bisher: jeltend 
des betveffenden Miniſteriums mit großer: Vereitwilligkeit auf: der⸗ 
gleichen Anträge eingegangen wurde, ſo könnten ſich dach die Grundu 
ſaͤtze einmal aͤndern, und os empfiehlt ſich Immer, für die Förderung 
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von: Ghanfiee-Anlager einen fo. wichtigen Grundſatze eine Sicherheit 
zu gewähren, Die durch den Allerhöchſten, Ausfpruch in höherem 

Grade eintreten würde, als durch die, wie ich aneufonne, bisher 
ſtatigeſundene Bexeitwilligleit ver Behörden, 

Referent Graf von Sierſtoryſt: Allerdings verlieren die Unter: 
nehmer. von Chauſſeen. Aber da an dem Fiskus alle Staatsbürger 
Antheil haben, wer entſchädigt denn dieſe für ihre Werlufte?: Dex. 
Fiſkus kann ſich doch nicht ſelbſt entſchädigen. Es ift daher möthig, 
eine Faffung zu finden, auf der ein allgemeines Geſetz! beruht, und‘. 
dies iſt Hier Der Cap, daß der, wen die Chaufise gehört, auch für 
Inſtandhaltung derſelben zu’ forgen habe, und daß derjenige, welcher 
den Nuten zieht, auch die Laſten trage. Viele andere. Gründe 
pürften nicht übrig. bleiben, als Die des Mitleids. So nennt much 
per Heer Bittſteller dieſe Laſt unter feinen Gründen eine ungerechte 
Beftewerung.. Ich muß mir. erlauben, diefen Ausdrud zu hefümpfen. 
Bhilofophifch mag fie umgerecht fein, ſtaatlich nicht, weil ein Geſet 
eappiet. war, unter deſſen Schub oder Druck ſich ale Stantsbürger 
befanden. , Ä 
Graf Ztzenplitz: Was der Graf Arnim begehrt, liegt, wie 
ich glaube, Schon im Antrage der Abtbeilung, denn dieſe hat befür- 
wertet, Daß Zwangsverpflichtung zu Arbeit. in folchen Fällen foribe⸗ 
fiebe, und der Unterſchied beruht nur darin, daß die Leute Tünftig 
auch das erſte Mal gegen Bezahlung zwangsweife arbeiten ſollen, 
was für alle. unter Barriere ſtehenden Stragen, alfo auch für Pri⸗ 
vat⸗ Chauſſeen, in Anfpruch genommen. worden ti. Was aber andere 
Mepner benutragen, geht weiter und bezieht ſich auf bie projeltirte 
Frage. Nach meinem Dafürhalten ift.aber zu dieſer zweiten Frage 
in den Anträgen der anderen geehrten Redner feine Veranlaſſung 
für. die hohe Kurie zu finden. Es wird ſich der Anſpruch, den viel- 
leicht die. Priyat-Befiger von Chaufieen oder Actien⸗Gefellſchaften 
anf Grund ihrer Konzgeflionen machen können, obne Einmiſchung der 
Geſetzgebung erledigen; entweder dadurch, daß ihnen bie jedesmaligen 
Rechte des Fisfus Übertragen worden find, weiche ſich dann, wenn 
fie.:für den Fiskus geſchmälert werden, natürlich auch für ſte ſchmaͤ⸗ 
en. muffen; oder dadurch, daß Die Privaten auf. Grund beſonderer 
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Privilegien eine Entſchädigung zu fordern haben. In beiden Fällen 
aber haben wir Feine Beranlaffung, uns darum zu befiimmern, denn 
wenn jene aus ihrer Konzefiton ſolche Entſchaͤdigungs⸗Anſpruͤche de⸗ 
duziren zu fönnen meinen, fo werden fie in der Billigkeit der Ver⸗ 
waltung oder nöthigen Falles in der Gerechtigkeit der Gerichte 
Schuß finden, ohne dag wir uns damit befchäftigen. Ich glaube 
alſo, daß die zweite Frage eigentlich nicht nothwendig ift, weil über 


dieſe Fragen privatrechtlicher Natur diefe Geſeßggebung und alfo bie . 


hohe Kurie generell nichts beftimmen Fann. 

. Sandtags- Marfchall: Die Trage, welche in zweiter Hand zu 
ftellen wäre, würde etwa lauten Fünnen: „Will die Verſammlung 
in Bezug auf die Beſttzer der konzeſſionirten Privats und Actien- 
Ghaufieen einen Antrag an Se. Mufeftät den König richten?“ 
Dann wird fi) Alles vollſtaͤndig erledigen, was zur Sprache ge- 
kommen ift; e8 wird ſich dann eine Majorität klar herausſtellen. 
Die erfte Frage lautet alfe: - 

Tritt die Verſammlung tem Antrage der Abtheilung bei? 


Diejenigen Mitglieder, welche diefe Frage verneinen, würden 
dies durch Aufftchen zu erfennen geben. 

(Die Frage wird einftimmig bejaht.) 

Die- zweite Frage würde nun heißen: 

Befchließt die Verſammlung in Bezug anf die Beſitzer der Fonzefflonirten 
Brivat: und Aftien: Etrapen einen Antrag an Ge. Rejeſit den König ya 
richten? 

Falls die Frage richtig verftanden ift, fo würden diejenigen 
Mitglieder, welche dieſes Geſuch nicht zu ſtellen die Abſicht haben, 
welche einen Antrag nicht geſtellt wiſſen wollen, dies durch Auf⸗ 
ſtehen zu erfennen geben. 

Graf Itzenplitz: Die Frage muß falſch verflanden worden 
fein. 

Graf Dohna -Aauck: Es ift die Frage geftellt werben, sb ein 
Antrag gemacht werden fol. Diejenigen, welche dieſes wuͤnſchen, 
wuͤrden alſo fißen bleiben. 

Graf Atzenplitz: Dann habe ich die Frage nicht richtig ver 
ftanden. 

V. 21 


23.8" 
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VGraf mon Arnim: Die Frage iſt, ob ein. Atrag zu Gunſten 
der Privat⸗Chauſſeen überhaupt zu ftellen ſei. Jeder, der in biefer 
Drziehung einen. Wunſch hegt, bleibt: figen. 

 Endtege- Marſchall: So ift 8. Weil: fi) Schwierigkeiten in 
der Stellung eines‘ beftimmten Antrages gezeigt hatten, jo ift. von 
mie die Frage geſtellt worden, ob. überhaupt ein Antrag gemndt 
werben. folle. Wer alfo wünfcht, daß überhaupt ein Antrag, deſſen 
Formulirung fnäterhin ſich finden müßte, geftellt werde, der würbe 
died dadurch zu erfennen geben, daß er fiten bleibt, und diejenigen, 
die den Antrag nicht geftellt willen wollen, wuͤrden ſich erheben. 
(Die Majvrität ſpricht fih gegen 16 Stimmen für Stellung 

eeines Antrages am.) 

Es kommt nun auf die weitere Frageſtellung an, und das 
Zueitiäfigfte At wohl, daß der Antrag fo allgemein wie möglich 
gefaßt werbe. 

Graf von Arnim: Es dürften nun wohl‘ die einzelnen Au⸗ 
träge vorzubringen fein. - 

Prinz Hahenlohe: Ich bemerfe, daß dies eine neue Petition 
und der 1. Mai vorüber ifl. 

Sandtggs- Marſchall: Es kann doch nicht angenommen werden, 
daß es unmöglich ſei, auf den Gegenſtand ſelbſt einzugehen. Er iſt 
bei Gelegenheit der Diskuſſion als ein neuer Vorſchlag beigebracht 
und nicht zurückgewieſen worden; er hat die geſetzliche Unterſtützung 
erhalten, mußte alſo zur Fragſtellung gebracht werden. Die vor⸗ 
laͤufige Frage hat darüber entſchieden, daß em Antrag geſtellt werde, 
und es handelt ſich nur darum, eine Fragſtellung zu finden, welche 
geeignet iſt, die Anſicht der Verſammlung auszuſprechen. 

Graf Pohna-Sauh: Es wird die Aufgabe der Herren ſein, 
ihe Amendement zu formuliren, damit daſſelbe zur Abftimmung ge- 
bracht werde. 

Eins Stimme: Ich glaube, es Fönnte bei der allgemeinen Faſ⸗ 
fung, die behebt worben ift, fein Bewenden haben. Ganz beſtimmte 
Vorſchläge über die Art der Entfchädigung und dergleichen find fehr 
ſchwer, auch ſiad die provinziellen Verhältniſſe erſtaunlich verſchieden. 








Ich glaube, wir Bunen nichts Anderes, ats eime allgemeine Berüds 
ſichtigung empfehlen. 

Regierungs⸗Kommiſſar von Yemnrr- Mir: & muß doch bie 
Praͤjudizial⸗Frage, ob eine Entſchädigung überhaupt gewährt werden 
fol, zuvörberft entichieden werden. Ich glaube nicht, daß fie beant⸗ 
woriet werben kann, ohne daß fpeztelle Fälle vorliegen. Etwas 
Anderes tft ed, wenn das von Str. Ercellem dem Herrn Grafen 
von Arnim Erwähnte in Gewägung fommt, daß man Se. Ma—⸗ 
jeität den König bitte, daß die Verpflichtung der Cimvohner, Hülfe 
zu Seiften, -befonvers -auögefprochen. werde, Daß fe den Brivat- Ber 
figern daffelbe leiften müflen, wie dem Fiskus. Die Frage, ob 
überhaupt Eutfchänigung zu gewähren jei, fcheint mir von der Bers 
jammlung nicht beantwortet zu fein, denn wenn die Privat» Inter 
ehenten, den Antrage nad, im Allgemeinen berückſichtigt werben 
follen, fo fragt es füch, ob die Befürwortung eines atſchavigangs⸗ 
Anſpruches vdarin legen foll oder nicht. 

. . Graf von Arnim: Wenn die Frage im Aflgemeinen yon -ber 
Majorität bejaht worden ift, daß befonvere Anträge an Se. Majeſtät 
gerichtet werden möchten, fo hat man dabei wohl verſchiedene An⸗ 
tußge im Auge gehabt. So würde ich mich jedem Antruge, ver eine 
Ungleichheit der Privat: oder Wtien- Getelifchaften ‚gegenüber dem 
Staats-Ehauffeen involvirte, durchaus widerſetzen. Dügegen iſt der 
Antrag, den ich mir zu ſtellen erlaubte, auf eine Gleichſtellung beider 
auch für die Zukunft gerichtet und hierdurch förderlich für"die Chanf- 
fee-Unternehmungen überhaupt. Ich Tann nicht anerfeunen, daß es 
ein neuer Antrag fei, der durch die abgelaufene Betitionsfrift abge- 
ſchnitten fei, fundern e8 iſt eine geringe Erweiterung des Petitiond- 
Antrages, wie er von der Berfanmlung angenommen worben if. 
GEs heißt darin: „Es ſoll bei lonzeſſionirten Ehaufieen u. f. m.‘ 

Referent Graf son Kiexſtorpft: Der Antrag des Auafchıries, 
den die hohe Kurie angenommen hat, Tautet folgendermaßen: 

„daß bei allen Chauſſeen, auf denen Ehaufſeegeld erhahen wird, tie. Gemein⸗ 
den innerhalb der Graͤnzen ihrer Feldmarken zwar verpflichtet ſeien, auf Gr 
fordern der kompetenten Behörde unverweilt wit vereinten Kräften das Weg- 
räumen des Schnees zu bewirken, daß diefelben aber dafur nach den ortsub⸗ 
lichen Tagelohnſtzen Vergütigung erhalten.” 91# Rn 


Graf son Arnim: Mein Antrag würde bie Thauſſeen einſchlie⸗ 
gen weldye noch Fünftig Fongeflionirt werden. Nach dem Ausdrucke 
handelt es fi) nur zumäcft von denen, bie gegenwärtig vorhanden 
ind. Mein Wunſch gebt. dahin, daß die fpäterhin zu konzeſſtoniren⸗ 
den in gleicher Weife berüdlichtigt werden möchten. 

Graf Eberhard zu Stolberg: Ich erlaube mir eine kurze Ber 
merkung in Beziehung auf das, was der geehrte Redner jo eben 
gefagt hat. Wenn ausgefpochen wird, daß Alle, die fpäter Fonzef- 
fionirte Chauffeen erhalten werden, die Rechte haben, Die der Fiskus 
hat, fo bin ich vollfommen damit einverſtanden. Wenn aber geſagt 
wird, und fo glaube ich verſtanden zu haben, daß die: Beſitzer von 
Ehaufieen ohne Entihädigung auf die Rechte verzichten follen, deren 
der Fiskus im Laufe der Zeit fich entäußert, fo bin ich nicht damit 
sinverftanden.. Denn eben fo gut,. wie der Fiskns ſich .jebt hoffent- 
lidy geneigt zeigen wird, das Recht des unentgeltlidden Schneeräu- 
mens aufzuheben, könnte er in zehn oder mehreren Jahren auch an- 
dere Rechte, vielleicht die Erhebung des Chauſſeegeldes u. |. w., 
aufheben, was für Die Beftter von konzeſſionirten Chaufſeen doch 
ftörend fein dürfte. 

Regierungs⸗Kommiſſar von Pommer-Eſche: Diefe Fragen beant- 
worten fich, nad) Verſchiedenheit der Konzeffionen, aus dieſen Kon⸗ 
zeflionen, je nachdem ein beftimmter Tarif ober. die Hebung nach 
Maßgabe des Stantd-Chauffeegeldes verliehen iſt. Wo ein beftimms 
ter Tarif gilt, fann er nicht geändert werben, wo. aber im Allge⸗ 
meinen gejagt ift: nach jedesmaligem Staats - Ehauffeegeld- Tarife, 
fo verfteht die Ermäßigung ſich von ſelbſt. Aehnlich ift es bei der 
Bewilligung fonftiger Rechte, weiche auf die Unterhaltungs- Ausgaben 
von Einfluß fein dürften. Ich glaube wiederholen zu müflen, daß 
es nicht möglich ift, über den Entichäbigungspunft allgemein abzu⸗ 
urtheilen, fondern daß derſelbe der fpeziellen Eroͤrterung vorbehalten 
bleiben muß. 

Sandtags- Marfchall: In weicher Weiſe würde ber Vorſchlag 
des Grafen von Arnim gefaßt werben? 

Graf von Arnim: Den Worten des Abdtheilungs - Antrages: 
„auf denen Ehauffeegeld erhoben wird,” würde anzufchließen fein: 





„fo wie bei denjenigen Chauſſeen, denen Tünftig die Erhebung von 
Chaufleegeld geftattet wird.‘ 

Graf zu Dohua-auh: Warum ſollen wir jetzt über fünftig 
zu fonzeflionirende Chauffeen Beftimmungen treffen? Wir haben uns 
auf den Petitionsantrag zu beichränfen, der ſich auf die beſtehenden 
Rechte bezieht. Was den Antrag des Herrn Grafen Stollberg 
betrifft, jo wieberhofe ich, was ich früher gefagt habe. Die Frage, 
ob Jemand Entfchädigungs-Anfprüche hat oder nicht, geht aus ver 
ſeitens des Gouvernements ihm ertheilten Konzeſſion hervor, und 
ih muß dem Heren Regierungs- Kommiflar darin beiftimmen, daß 
wir bier nicht in der Stellung find, Darüber aburtheilen zu koͤnnen. 
Wem in Folge einer neuen gefeblichen Beftimmung irgend ein Recht 
uf Entſchädigung zufteht, der wird es fchon in Anregung bringen. 
Es ift dies eine Sache, die ſich von felbft finde. Wir haben dar⸗ 
iber feinen Beichluß zu fallen, und ich muß in Antrag bringen, 
‚aß über den zweiten ober Amendements⸗Vorſchlag hinweggegangen 
ind er nicht zur Abftimmung gebradht werde, vielmehr daß es rein 
ei dem Anteage ver Abtheilung verbleibe. 

andtags -Marſchall: Es ift ſchon darüber abgeſtimmt, daß eine 
frage darauf geſtellt werben ſoll. 

Graf Pohna-Aauch: Ich glaubte, es ſei dies blos die Frage 
vegen Unterſtützung des Antrages durch ſechs Stimmen geweſen. 

Graf von Arnim: Ich erkenne an, daß der Antrag, den ich 
m Auge habe, mehr Faſſungsſache iſt, und daß in dem Ausdrucke: 
‚auf denen. Chaufleegeld erhoben wird”, eben fo gut die Fünftigen 
Betheiligten als inbegriffen betrachtet werden können. Ich lege naher 
ein Gewicht auf meinen Antrag, und um nicht eine weitere Debatte 
md Abſtimmung herbeizuführen, ftehe ich von meinem Antrage in 
iefer Beziehung ab. 

Jandtags -Marſchall: Es würde nichts Anderes übrig bleiben, 
18 die Frage, fol eine möglichfte Berüdfichtigung der Beſitzer kon⸗ 
efftonirter Privat⸗ und Actien-Chauffeen empfohlen werden, zu ftellen. 

Graf von Amim: Mo die Ehaufjee-Unternehmung auf den 
Shaufleegeld » Tarif begründet worden ift, da ift das Recht für den 
tonzeflions-Inhaber ungweifelhaft, daß er Entſchaͤdigung zu fordern 
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hat. Derüber haben wie ums nicht auszuſprechen. Wenn ih aber 
den Antrag recht verftehe, fo geht er dahin, die Entfchädigung ind 
Auge zu faflen, die den Artien Inhabern varaus zuſtehen möchte, 
paß der Fiskus gegenwärtig ein Recht, was er austibt, zum Belten 
der Gemeinden aufgiebt und indirekt hierdur die bisherigen Rechte 
ber Actien-Inhaber fchmälert. Dies iſt, wie bemerft, rein Sache der 
Ausgleihung zwifchen dem Inhaber der Konzeffion und dem Fiskus. 
Hierüber etwas zu ftatuiren und zu petitioniren, ſcheint mie nicht 
yaflend. Ich würde in Bezug auf den formellen Gang ganz erges 
benft anheimftellen, ob die Herren, die beftimmte Anträge zu machen 
wiünfchen, dieſelben nicht formulicen wollten, damit darüber abgeftimmt 
werden Tann, ob fie unterftübt ımd genehmigt werben. - 

Santtags- Marſchall: Es würden dieſe Schwierigfeiten befeitigt 
wenn die Frage geftellt wird: Geht die Verſammlung hierbei von 
der Anficht aus, daß die Rechte der Beſitzer von Fonzefflonirten 
Privat und Actien-Ehauffeen vollſtäͤndig in Erwägung werben gezo⸗ 
gezogen werben. Es ift dies etwas, woran ſich ohnehin nicht wird 
zweifeln laſſen? Wenn die Regierung fbergeht zur gefeglichen Re- 
gulitung des Gegenſtandes, fo wird fie Die Rechte, die beftehen kön⸗ 
nen, in Erwägung ziehen. Es ift aber, wie die Sache im Augens 
Bid fteht, vieleicht ein Ausweg, wenn die Verſammlung ausprüdlich 
erklärt, fie fe bei der vorangegangenen Abflimmung davon aus⸗ 
gegangen, daß dieſe geſetliche Erwägung des Gegenſtandes eintreten 
werde. 

Graf zu Rohna- Aauchk: Damit bin ich einverſtanden, daß Pri⸗ 
vatrechten nicht zu nahe getreten werde. 

Graf zu Stolberg: Dieſen Antrag habe ich ſtellen wollen. 
Firſt zu Synar: Wir haben auögefprochen, daß eine Bitte an 
Se. Majeftät zu richten fei, und es fcheint mir, daß wir gegen- 
wärtig nicht recht klar wiffen, was wir zu exbitten haben. Sich 
glaube daher, daß wir auf unfere frühere Abftimmung zurückkommen 
müfen und nun zu beſchließen haben, daß wir nichts weitet bitten 
wollen. 

Jaudtags · Marſchall: Es iſt doch nicht hunti, daß ein Be⸗ 
ſchluß gefußt und dann wieder aufgehoben wird. Um in dem Ernſte 
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ber Sache zu bleiben, muß nothwendis eine Wrogfellung gefanden 


werden. 

Graf van Bieten: Ich erlaube mir nur die Frage, ob Die fo 
eben ausgeſprochene Behauptung: 

„daß wir eigentlich nicht recht wiſſen, was wir wollen”, 
ebenfalls durch den Druck der Deffentlichfeit übergeben werden ſollz 
was den Sinn der Behauptung anbelangt, fo trete ich demſelben 
vollfommen bei, nur. nicht ihrer Form, und id) glaube daher, daß es 
wohlgethan fein bürfte, dieſe lebten Debatten, die, nad) meiner An⸗ 
icht lediglich formeller Natur find, den Druide gar niche Me 
übergeben. 

Fürſt 3a Spar: Das babe ich nicht ſagen wollen. Ich meinte 
aur, daß fid) im Laufe der Debatte die Unndthigfeit einer. Witte erſt 
heransgeftellt habe, und daß wir auf unferen Beſchluß zurücktommen 
müßten. 

Graf von Arnim: Ich habe noch nicht gehört, daß ein poſi⸗ 
tiver Antrag geſtellt worden iſt, über weichen die Verſammlung ab⸗ 
timmen kann. Dies iſt das erſte Erforderniß, che wir viskutiren. 
Wenn der Antrag formulirt ſein wird, dann werden wir erlennen 
können, ob man dafür ober dawider zu ſtimmen hat. Ä 

Graf von Pisten: Ich glaube, Daß es, dieſen Antrag zu fielen, 
rein überflüflig if. Der Gegenſtand der Petition und bie Sruge 
des Ausſchuſſes ift die: 

Soll hinſichtlich der Verpflichtung der unentgeltlichen Wegraumung 

des Schnees auf. ſolchen Straßen, auf denen Chaufſee⸗Geld erho⸗ | 

ben wird, durch die Adjazenten u. f. w. 

Unter viefen find die Stants,- Straßen nicht allen begriffen, 
und ich glaube daher, daß die Stellung eines neuen Antrages an 
und für ſich ganz überflüffig ift. Hoͤchſtens wurde ein Zuſaz dahia 
m ſtellen fein: 

natürfich mit Berädfchtigung der Intereſſen ber Beftger Inge 

nirter Chauſſeen. 

Sandtags- Marfhall: Der Wunſch der Antragſteller ſelbſt geht; 
wie mir. ſcheint, dahin, daß die möglichft allgemein gehaltene Fa 
fung gewählt werde, und ich fehe Feinen Grund, warum biefem 


Wanſche ver: Artagſteller nicht deferirt werden. ;follte, wenn bie 
Sragftellung nichts enthält, was den Anfichten anderer Mitglieder 
irgend wiberftreitet. Und den Anfichten anderer Mitglieder wird es 
nicht widerftreiten, wenn die Verſammlung erflärt, fie fei in ihrer 
Abftimmung über den. Antrag der Abtheilung davon uögegangen, 
wie die Rechte der Befiger von konzeſſionirten Brivat- und Actiens 
Straßen vollitändig würden in Erwägung gezogen werben. 

Graf sen Arnim: Dagegen muß ich mich entſchieden aus⸗ 
fprechen. Die Verſammlung hat eine Petition angenommen, wie fie 
vorliegt. Es fol nun hinzugefügt werben, die Abtheilung fei der 
Anficht, Daß dabei die Verhältnilfe von Privat: und Actien-Chaufleen- 
Beſitzern .berüdficht werden müßten. Ich bin einmal dagegen, weil 
der Antrag fo allgemein if, daß Niemand weiß, was er beanfprucht, 
und zweitens, daß er, wenn er etwas enthält, eine Bevorzugung der 
Inhaber der Actien-Chauffeen enthält. Dies halte ich nicht für gut, 
weil wir, ‚indem wir den Fiskus bitten, er möge gewifle Rechte 
ſchwinden laffen, indireft andenten würben, wir hofften aber, ee 
würde den Artien-Gefellfchaften und Privat⸗Chauſſee⸗Beſitzern etwas 
Anderes zu Theil werden. Ich glaube, wir müſſen ganz einfady bei 
dem Antrage der Abtheilung ftehen bleiben, den wir bereits zum 
Beichluß der Verfammlung erhoben haben; was aus dieſem Antrage 
in Beziehung auf Die Rechte für Einzelne und Actien-Geſellſchaften 
entfteht, dad wird ſich von felbft finden; darüber habeh wir nichts 
zu äußern. 

Jandtags a Mar(hall; 6 ift nothwendig geworden, eine weitere 
Frage zu ſtellen. 

Graf son Arnim: Ich ſehe die Nothwendigkeit nicht ein, da 
ſich kein beſtimmter Antrag vorfindet. Ich muß mich eben ſo, wie 
ber Graf Zieten, dagegen erklaͤren. 

Prinz Hohenlohe: Ich muß mich auch dagegen ausſprechen, in⸗ 
ſofern der Antrag als zum Gutachten der Abtheilung gehörig dem⸗ 
felben angehängt werben fol. Wenn idy mic) recht erinnere — denn 
die. Berathung in der Abtheilung bat ſchon vor einiger Zeit flatt- 
gefunden — ſo ift in der Abtheilung zur Sprache gefommen, daß, 








wenn folthe Chauſſee⸗Theilnehmer und Actien⸗Unternehmer ein Reit 
hätten, fo würben fie e8 geltend zu machen wiffen. 

‚Referent Graf von Sierſtorpſt: Nach den hier auögefprechenen 
Anfichten würde biefe Verordnung. nichts weiter fein, als ein Ge: 
Ichenf des Fisfus, und es würden viele Staatsbürger in der. ande 
ren Kurie gegen dieſes Gefchenf proteftiren. Man muß alfo einen 
Rechtsſatz hinftellen, welcher die Baſis zu einem Gefeb und nicht zu 
einem Gefchenf abgiebt. Sollen daher die Gemeinden ihre Schnee- 
verpflichtungen nicht durch einen Geldwerth ablöfen, fo find nad) 
meiner Anficht Actien- -Ehauffeen ı von Königlichen hierbei nicht zu 
trennen. 
Sandtags- Marfdall: Ich halte es auch für wahrfcheinlidh, daß 
die Frage wird verneint werden; da aber die Verfammlung durch 
Abftimmung beichloffen hat, daß ein Antrag an Se. Majeftat den ., 
König gerichtet werde, jo muß die darauf bezügliche Frage geftellt 
werden. Mir fcheint gegen die lebte Frageftellung nichts einzuwen⸗ 
ven, infofern fie die meiften. Mitgliever befriedige, und ed würde 
nur vorauszuſchicken fein, daß dies Die lebte Frage if, welche geftellt 
wird. Sie würde lauten: Geht die Berfammlung hierbei von der 
Anfiht aus, Daß die Rechte ver Beliber von Fonzefflonirten 
Privat⸗ und Actien⸗ Straßen vollftändig werden in Erwägung 
gezogen werden? 

Graf von Arnim: Soll dieſes mit in bie Petition fommen? - 

Sandtags- Marfhall: Es wird jetzt Gegenftand der Abſtim⸗ 
mung und naher Gegenftand der Mittheilung an die andere 
urie fein. 

Graf von Amim: Es fragt ſich, ob es ein Zuſab zu Dem 
Betitiong-Antrage fein fol? - . 

Fandtags -Marſchall: Ye nachdem bie Aofinmung anfallen 
wird. 

Graf von Arnim: Dagegen erkläre ih mich. Es iſt etwag 
Anderes, wenn wir feitend der Kurie an unfere Petition Dielen Bu 
as fnüpfen. 

Graf von Itzenplitz: Ich glaube, daß die Frageſtelluug, die 
Ew. Durchlaucht proponirt haben, ſehr wohl geeignet ſein möchte, 





Vie: Sache zu beenbigen, indem alle Herren, die jebt zur Ueberzen⸗ 
gung gefommen find, daß das Votum genüge, nur mit ‚Nein‘ 
filmen dürfen. 

Sandtags- Marfdall: So iſt es, und die Frage würde alfe 
nur zu wiederholen fein. " 
| (Wiederholt die Frage nochmals.) 

Diejenigen, welche diefe Frage verneinen, würden Died alfo.. . 

Graf von Arnim: Es thut mir leid, Diefer Frageſtellung wider⸗ 
fpredyen zu müflen. Die Frage fol Lauten: 

„Geht die Verfammiung von der Anficht aus, daß Das 

Recht der Beſitzer von konzeſſionirten Privat und Actien⸗Straßen 

in Erwägung gezogen werde?‘ 

Erw. Durchlaucht fegen hier voraus, daß alle, die fi) der Ab⸗ 
theilung anfchließen, „Nein“ fagen. ch erfaube mir die Frage, 
ob wohl einer wünfdhen kann, daß feine Rechte nicht in Erwägung 
gezogen würden; ich glaube, wir Alle müſſen wünſchen, daß jene 
Rechte in Erwägung gezogen werben. Die Frage ift aber nad) 
meiner Meinung, ob die Kurie es für nöthig hält, diefe Anficht in 
der Petition auszuſprechen; deshalb fann ich in der That 
nicht über jene Frage abftimmen. 

Landtags - Marfchall: Nun, es ift ja Niemand verhindert, nach 
feinee Weberzeugung abzuftimmen, und es Fann in dieſem Falle ein 
Jeder mit ‚‚Nein” ftimmen. 

“ Eine Stimme: Es würde darauf anfommen, ob Ew. Durch⸗ 
laucht die Frage in diefer Art ſtellen wollen, daß befonders hinzuge⸗ 
fügt werben fol, ob die Verfammlung wünfcht, daß das Privatrecht 
in Erwägung gezogen werbe. 

Mehrere Stimmen: Ich würde mich dem anfchließen. 

Saudtags- Marfhal: Dann würde alfo die Frage dahin zu 
formuliren fein: 

„Bil die Berfammlung die Bitte ausfprechen, daß die Rechte der Bes 


figer von konzeſſionirten Privat: und Aetiens Straßen in Erwägung gezogen 
werdet‘ 


und dieſenigen, welche diefe Witte nicht ausfpredien wollen, wilden 
es durch dad Zeichen des Aufftehens zu erkennen geben: Ich bitte, 
die Stimmen zu zählen. 


Secretair Graf Bohn: Es find 24 Mitglieder aufgeftanben, 
alfo 8 über ein Drittel. 


andtags -Marſchall: Die Frage ift alfo verneint, und wir 
kommen jebt zu einem andern Gegenftande, nämlid) zu den vorzu- 
nehmenden Wahlen. Es ift der hohen Verſammlung befannt, daß 
nach einem Befchluß der Vereinigten Kurie ein Ausſchuß, beſtehend 
md 32 Mitgliedern, zu wählen ift, von welchen 24 Mitglieder aus 
ver anderen Kurie und 8 Mitglieder aus diefer Verſammlung zu 
vählen find. Diefe 8 Mitglieder werden nad; den Provinzen ges 
vählt, fo daß von jeder Provinz ein Mitglied zu bezeichnen ift. 
Ich habe hierbei noch auf die gefeglichen Beftimmungen aufmerffam 
u madjen, nad) welchen die Wahlen vorgenommen werben follen. 
Diefe befagen, daß jede Wahl die abfolute Stimmenmehrheit haben 
nüffe, und daß, um dieſe abfolute Stimmenmehrheit hervorzurufen, 
venn fte ſich aus der erften Wahl nicht ſchon ergiebt, die beiten zu 
söchft Beftimmten, welche die relative Mehrheit haben, auf eine en⸗ 
jere Wahl zu bringen find. Würde fich alfo ergeben, daß ein Mit 
lied die abfolute Mehrheit nicht hätte, fo würde dann zunächſt bie 
ngere Wahl vorzunehmen fein. Ich bitte daher nur einen Namen 
uf den Zettel zu fchreiben und mit der Provinz Preußen den An- 
ang zu machen, fo daß die ganze Verſammlung in dieſem Augen⸗ 
lief alfo ein Mitglied aus der Provinz Preußen wählt. Ich bitte 
en Grafen von Sierftorpff und Grafen Eberhardt von Stol- 
‚erg, das Eefretariat bei Einfammlung der Stimmen zu unterftüßen. 


Das Wahl-Ergebnig war folgendes: 
für die Provinz Preußen: Graf zu Dohna-Laud mit 34 Stimmen; 
für die Mark Brandenburg: Graf von Arnim mit 35 Stimmen; 


für die Provinz Pommern: Fürft Puttbus; 
für die Provinz Schlefien: Prinz von Hohenlohe mit 34 Stimmen; 
für die Provinz Sachſen: Graf von Affeburg mit 30 Stimmen; 


- fie die Provinz Poſen: Fürft Wilhelm Radziwill mit 33 Stisumen ; 
für die Provinz Weſtphalen: Graf von Landsberg. mit 40 Stimmen; 
für die Rheinproving: Fürft zu Wien mit 24 Stimmen. 

Nach Beendigung der Wahlen fordert der Marfchall ven Re- 
ferenten von Quaft auf, das der andern Kurie über den Antrag 
bes Fürften von Lichnowsky mitzutheilende Konflufum zu verlefen. 


Referent von Guaſt: Im Einvernehmen mit den übrigen Mit- 
gliedern der vierten Abtheilung würde der Borfchlag folgender: 
maßen Inuten: 

| (Left vor:) 

Die Herren-Kurie befchließt, an des Königs Majeftät die allerunterthänigfie 
Bitte zu richten: 

Se. Majeſtaͤt der König wolle Ailergnädigft zu geflatten geruhen, daß bie 
Mitglieder der einen Kurie den Verhandlungen ber anderen als Zuhörer 
beimohnen dürfen. 


Sandtags- arfchall: Es wird fich gegen die Faſſung des ver- 
lefenen Schreibens nichts zu erinnern finden, und wenn dieſe Vor⸗ 
ausfegung gegründet ift, fo erkläre idy es für angenommen. Die 
Zeit der nächſten Sitzung Tann jet noch nicht angegeben werden, 
ih muß mir alfo vorbehalten, fie fpäterhin befannt zu machen. Die 
bentige ift gefchloffen. 

(Schluß der Situng 3, Uhr.) 


Biebenundzwanzigfte 


Situng des Vereinigten Landtags 


am 29, Mai, 


⸗ 


Furie der drei Stände. 


Inhalt. 
Erinnerung zum Protokoll der vorigen Sitzung; Mittheilungen des Marſchalls; 
Nachträgliches zu den Verhandlungen über den herrſchenden Nothſtand; Berich⸗ 
tigungen zu den ſtenographiſchen Protokollen; Entwürfe der an Se, Majeſtät 
ven König zu richtenden Betitionen wegen ber Öeffentlichfeit der Sigungen ber 
Stabtverorpneten und Gemeinderäthe, in Betreff der Interpretation der Beſtim⸗ 
mung über Sonderung in Theile und wegen Erweiterung des Petitionsrechtes; 
Verhalten hinſichtlich des Drudes der von Mitgliedern des Landtages einzureis 
chenden Petitionen; Gutachten, betreffend die Petitionen auf Aenderung der Pa⸗ 
tente vom 3. Februar 1847 mit Rückſicht auf die frühere Gefehgebung; Vortrag 
des Yufliz- Miniflere von Savigny; Dertagung der Debatte über dieſen Gegen: 
Rand; Votum der betreffenden Abtheilung über den Antrag auf Aufhebung ber 
Claſſenlotterie und eventuelle andere Bertheilung der Gewinne; PVerhandlungen 
darüber. 


Die Sigung beginnt um 10%, Uhr unter Borfig des Mars 
ſchalls von Rochow. 

Sandtags- Maxcihall: Die Verleſung des Protokolls der vori⸗ 
gen Sitzung. 

(Das Protokoll wird durch den Secretair Naumann verlefen.) 

Sanbtags- Marfchall: Findet fich gegen das Protokoll etwas 
zu bemerken? 

Abg. son Silien: Ich habe beantragt, vie Beitimmung des 
$. 15. Litt. a. des Reglements follte itreng in Ausführung gebradyt 
werben. Dies hat die Verfammlung genehmigt; damit würbe jedoch 
in Widerſpruch ftehen, wenn während der Diskufflen . . . . . 

Saubtags- Marſchall: Zum Protokoll iR das wohl feine Be 
merkung. 
Abg. von Silien: Allerdiaggs wegen der Baflung Ich bin 
zweifelhaft varüber, ob die Faſſung richtig ift. 


(Secretair Raumen verließt die betreffende Stelle noch einmal.) 

Ja, es iſt richtig. 

Fandtoss - Marſchall: Wenn ſonſt nichts zu bewerten in, ſo 
erfläre ich das Protokoll für genehmigt. 

Der Herr Marfhall der Herren-Kurie hat mid) benachrichtigt, 
daß dieſelbe die Bitte, welche die Surie der drei Stände an Se. Ma- 
jeftät gerichtet hat in Beziehung auf den Nothſtand, einftimmig an- 
genommen hat, fo daß Diefelbe alfo mit dem beiftimmenden Konflu- 
fum des Herrenftandes nunmehr dem Königlichen Herrn Kommiffar 
zur Weiterbeförderung überreicht werben wird. Ferner ijt einge 
gaugen ein Beichluß ver Herren-Kurie auf eine Petition des Herrn 
Fürſten Lichnowsky, Se. Majeftät allerunterthänigft: zu bitten, 
Allergnädigft geftatten zu wollen, daß die Mitglieder der einen Kurie 
den Verhandlungen der anderen als Zuhörer beimohnen bürfen. Ich 
überweife diefen Befchluß der vierten Abtheilung. 

Nadı dem Protofoli hat ſich das Wort erbeten der Herr Ab⸗ 
geordnete von Bardeleben. 

Abg. von Jardeleben: "Meine Herren! In der letzten Sitzung, 
in der Debatte über den Antrag auf Errichtung eines Miniſteriums 
für Handel und Gewerbe, hat ein geehrtes Mitglied aus der Rhein— 
provinz als Motiv unter Anderem angeführt, | 

(Laut! lauter!) 
daß wenn ein beſonderes Minitterium für Hanbel und Gewerbe 
vorhanden fein möchte, wahrſcheinlich ein ſolches Miniſterium auch 
bei ‚Zeiten von einem etwanigen Nothſtande unterrichtet fein dürfte, 
was ‚jet nicht der Fall geweſen fei, da der Herr Mimifter bes In- 
nern die Erklärung abgegeben hat, daß er nur wenige. Inge vor 
Kinteitt der großen Noth gründlich von berfeiben: unterrichtet wor- 
wen. ſei. Der Herr Miniiter des Innern hat diefan entfchienen: wir 
dexſprochen. Ich würde ſchon hald nachher Veraniaflung geuom⸗ 
men haben, eine Benerkung über die in der Sitzumg vom 27. April 
von Dem Herren Minifer gewachten Aeußerungen zu: magken, da mir 
ein Bericht de Landed-Defonomie-Kollegiums vom 30. Sanuar-d. & 
an das Miniiterium des Iuuern zur. Kenntnig gekommen war, in 
welchem ganz ausführlich und grünblic über ven zu. beſorgenden 











Nothſtand des Landes ein Gutndyten abgegeben worben, daß ſelbſt 
in den Theilen des Landes, in welchen der Aderbau vorherrfchend 
it, wohl die Hälfte der erforderlichen Lebensmittel fehlen dürfte, 
wenn wir dergleichen Erörteruugen nicht felbft Außerft unangenehm 
wären. Da aber der Herr Minifter dieſe Behauptung entſchieden 
beſtritien hat, fo glaube ih, daß es Pflicht ift, die Worte des Herrn 
Minifterd des Innern, die er am 27. April ausgeſprochen hat, ass 
zuführen, die nad) dem ftenographifchen Berichte folgennermaßen 
lauten: 
(Lieſ't vor.) 

„rk in don legten Tagen iſt die Erſcheinung hervorgetreten, daß nament⸗ 

lich in folchen Theilen des Landes, in weldyen durchaus fein Mangel an den 

erften Lebensbedürfniſſen zu beforgen fand, ein folcher plöglich hervorgetre⸗ 

ten iſt.“ 

Eine zweite Yeußerung heißt folgendermaßen: 

(Lieſ't vor.) 
„Deshalb kann das Minifterium nur an Indizien fih halten, dieſe find aber 
nicht vorhanden gewefen, fie find erft feit wenigen Tagen hervorgetreten, ich 
wiederhole es, fie find erfi feit wenigen Tagen hervorgetreten, und des⸗ 
halb, weil fie hervorgetreten find, erfennt das Minifterium bie Nothwenbig⸗ 
Seit ſchleuniger Gülfe an.“ 

Ich babe geglaubt, es dem Lande gegenüber ſchubig zu ſein, 
dieſe Aeußerung des Herrn Miniſters hier noch einmal zu wieder⸗ 
holen. 

(Murren von vielen Seiten.) 

andtags ·Kommiſſar: ch bin dem geehrten Herrn Deputirten 
dankdar dafür, daß er nochmals auf diefen Gegenſtand zurüchkommt, 
damit er vollflänbiger erörtert werde. Was ich früher darüber ger 
fagt habe und was jebt eben hier aus dem ſtenographiſchen Be⸗ 
richte verlefen werden ift, dabei muß ich ftehen bleiben. Sch habe 
ſchon früher geäußert, daß, ehe der bezügliche Bericht des Landes 
Defonomie-Kollegiums, weicher allerdings hervorhob, daß nad ven 
Aeußerungen landwirthfchaftlicher Vereine der Ertrag ber lebten 
Erndte um 25, 50, 60, 70, ich weiß nicht, wie viel Prozent, Dies 
fee oder jener Fruchtart gegen eine gute Mittelerndte zurückgeblieben 
fei, und welcher ferner berechnete, wie viel Prozent durch Erfpa⸗ 


zung hei der Ausſaat, an Viehfutter, ver menſchlichen Nahrung u. f- w. 
son dem angeblichen Mangel wieder abzuziehen jeten, daß — füge 
ich — ehe diefer Bericht an mich gelangt, bereitd von dem. our 
wernement Vorkehrungen getroffen waren, um für ben. Fall eines 
Artlichen Nothftandes im Fruhjhar mit einer hinreichenden Reſerve 
yon Rebensmitteln verfehen zu fein. Sch habe ferner gefagt, daß in 
den mittleren Brovinzen dee Monarihie ein wirklicher Man⸗ 
gel nicht vorherzuſehen geweſen, und ich berufe mich auf die Ober: 
Präfidenten von Sachſen und Brandenburg, welche Mitgliever ber 
hohen Berfammlung find, ob fie nicht nad) den vorliegenden Berich⸗ 
ten angenommen haben, daß fein Mangel vorhanden ſei. | 
zu | (Pauſe.) 
Ob ſich die Herren gleich darüber ausſprechen wollen, ſtelle ich 
anheim. 

Ober⸗Präſident von Bonin: Es iſt vollkommen gegründet, daß 
in Sachſen die Furcht vor dem Nothſtande erſt in den letzten Ta⸗ 
gen des Monats März und Anfangs April hervorgetreten iſt, vor⸗ 
zugsweiſe in Folge der eingetretenen anhaltenden ungünftigen Wit: 
teeung und des gefallenen Schnees. Es war fihen die Welbarbeit 
begonnen, und zwar im Anfange März unter günftigen Witterungs- 
verhaͤltniſſen; der iniritt bedeutender Stürme, des NRegend und 
Schnees ftörte die Feldarbeit, die begonnen hatte, fo wie die Arbeit 
an Wegeanlagen, Eifenbahnen u. f. w., und erregte auf diefe Weiſe 
Beforgniß vor den Nothſtand, die noch mehr gefteigert wurde, ale 
Kch hier auf dem Lanbtage allgemein die Anfidt ausſprach, daß ein 
Mangel in Ausſicht ſtehe. Glücklicherweiſe hat fich in Sachfen ber 
währt, daß mehr vie Furcht vor dem Nothſtande als die wirkliche 
Noth vorgeherricht hat. Wir find über dieſe Kalamität glüdlidyer- 
weife fortgelommen, und ich: glaube mich auf Die anderen Vertre⸗ 
ter der Provinz Sachſen berufen zu. können, wenn ich behaupte, daß 
in der Provinz Sachfen fein Mangel vorhanden: ift. 

(Biele Stimmen aus der Provinz Sachſen beftätigen dies.) 

Abg. Gier: Ich muß bemerien, daß ich ben vom Herrn Ober⸗ 
Bräfidenten vorgebrachten Thatſachen zwar im Wllgemeinen nicht 
widerſprechen Tann, daß aber die Behoͤrden der Stadt und ned Krei⸗ 
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je Mauͤhlheſen bereits im Nonember 1846 die Befahren dargeſtellt 
und auf den Nothſtand Hingewirfen haben, welcher eintreten wird, 
und. dieſerhalb wiederhofte Berichte erftattet und um außerordenlliche 
Maußregein gebeten haben, weil wir beforgt waren, daß fenft ‚iss: 
gkäd entfliehen wuͤrde. Die Theurung ift erfolgt, Unglüd aber, wie 
Tumulte, Gottlob in meiner Gegend abgemenvet worden. Ic habe 
es für meine Schufvigfeit gehalten, der. Stadt Mühlhauſen gegen- 
üßer, dieſe Ihatfachen anzuführen, weil man mir fonft.einen Bors 
wurf gemacht haben wuͤrde, ohne im Vebrigen ven Anfichten. und: 
Angaben des Herru Ober«Bräfldenten, der vor mir geſprochen, ent⸗ 
gegentreten zu können und zu wollen. 

Ober⸗Praͤſident son Meding: Ich glaube in Bezug auf bie 
Provinz Brandenburg der Erffärung des Herrn Kommiſſarias bei- 
treten zu muͤſſen. Ich babe im Monat November nicht bloo an bie 
Königlichen, fondern au an Kommunal Behörven und eine große 
Anzahl angefehener Landwirthe mich gewandt ımb über den Zuſtand 
ded Landes. Nachfrage gehalten, und habe mich dabei im Einver⸗ 
ſtaͤndniß mit fehr einfichtigen Landwirthen dahin ausgeſprochen, daß 
wahrſcheinlich das Beninfniß der Provinz durch Die vorhandenen. 
Mittel. hinreichend zu deden fein wuͤrde. Sch habe bei dieſer Geier 
genheit‘ die Kommunal⸗Behörden aufgefordert, im Wege der Armen⸗ 
pflege dafür. zu forgen, daß die nöthigen Mittel herbeigefchufft. wür⸗ 
den, befonders für die armen Klafien. Sch würde diefe Aufforde⸗ 
rung vorlegen können, wenn es verlangt würbe; bie Verfanuukung 
würde daraus erſehen, daß nach der Fafſung biefer Aufforderung zu 
erwerten war, Die Kommunal-Behörben würden, wenn ſie irgend. 
eine Beiorguiß gehabt hätten, geantwortet haben: es ift der Noth- 
fand zu befargen, helft und von Staatswegen. Denn bie Voraus⸗ 
febung ‚in meiner Aufforderung ging dahin, daß bie Kommunen fidy 
aus eigenen Kraͤften helfen würden, und wenn fie dies nicht konn⸗ 
ven, fo lag es in der Natur der Sache, daß fie gefagt haben wür⸗ 
den: wir biten den Staat, uns zu helfen: Mit Anfang April habe 
ich dex Reihe nad). Die Antwort befommen, daß feine Noth zu be⸗ 
foegen ſei, und daß man ſich mit den gewöhnlichen BRitteln behelfen 
merbe, was namentlich. von Seiten der benachbarten Gutöbeflder ben 
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fitafifchen Behörden verſprochen werden, fo vaß darchweg Anſſangs 
Mril feine: Veſorgniß in dieſer Beziehung vorhanden war, und ich 
giaube, daß auch feine andere Behörde ımd fein Privatinann eine 
auisere Antwort befommen. hätte als dieſe, duß alſo, inſeweit für 
ſrater die Anſichten anders heransgeſtellt haben und. andere. Um⸗ 
fände eingetreten find, dies namentlich darin lag, ditß im Manni 
April ungewoͤhnliche MWitterungsverhätinifle eimtraten, welche Beſorg⸗ 
niß erregten. Ich muß: daher, was ben ſpäteren Zuſtand betrifft, 
iu. Bezug anf die Provinz Brandenburg das beſtaͤtigen, was von 
dem. Hertn Ober⸗Präſidenten von Sächſen geſagt worden iſt, nud 
glaube auch, auf die Zuſtimmung der Vertreter diefer Rrovinz: mich 
beziehen zu können. Es find allenthalben Lebensmittel genügend 
vorhanden, und wir hoffen, bis zur Erndte durchzckommen. 
Ceiſtimmende Aeußeyungen ‚von vielen Mitgu⸗ dern aus der Pro⸗ 
0. iz VBrandenburg.) ze 
andtags - Aommifer: Ich habe. binyugufügen, veß in Beyug 
auf die Provinz Pommern, mit Ausnahme einiger Städte aus Hin⸗ 
terrommern, ganz viefelben Anzeigen eingegangen waren; bems 
wech. glaube ich, daß meine Aeußerungen, es hätten amd deu 
miitleren Provinzen keine Indizien wirklichen Mangels vorgelegen, 
vollig befſtäͤtigt ſind. Geſetzt aber, ich hätte alle Zahlen⸗Berechnun⸗ 
gen des Lanudes⸗Dekonomie⸗Kollegiums als Henne annehmen wollen, 
wad ich aber nicht thun konnte, weil meiner Ueberzeugung nach. 
Niemand im Stande: Ift, mit Sicherheit zu berechnen, wie viel Pro⸗ 
zent einer Durchſchnitts⸗Erndte in einer Gegend gesuchten find, fer 
wärbe: Daraus die. Zufunft einer wirklichen Roth. oder eines abſor 
luten Mangels an Lebensmitteln nicht haben gefeigert werben kön⸗ 
nen; betr einmal. Fonftirt aus jenem -Berschnungen nicht, wie viel 
Beänne aus dem. vorigen: Jahren vorhanden waren, und eben ſo 
wenig konnten fie ergeben, weldye Vorkehrungen auf Priveiwegen 
getroffen werben würben, um Werrüthe in Hoffaung auf Gewinn 
anzufchaffet. Ich glaube nicht, daß es vie. Pfücht des Miniſteriums 
fein Fönne, jeder derartigen Privat⸗Speenlation vorzugrrifen, ich 
glaube vielmeht, daß ein ſoiches Beginnen das größte Ungluͤck über 
de Sand bringen würde, indem bie Maßregeln ber Negterung jene 
—* | 1 





Spetulaiien nicht erfehen. fönnen. Eben fo ‚glaube ih, daß, wenn 
ich Se, Majeſtät dem Könige hätte vorfihlagen wollen, den vom 
dem Bandes» Defomonie- Kollegium beredmeten Ausfall der verſchie⸗ 
denen Welnfrüchte aus Staniemitteln herbeizuſchaffen, ich nur «ine 
Bäcyerlichteit begangen hätte, indem dies völlig unmöglich. geweſen 
wäre. Nicht eimmal die Iransportmitiel wurden herbeizuſchaffen 
Bien fein um diefe Duantitäten vom Auslande einzuführen. Ich 

bin erboͤtig, dies durch Berechnungen zu beflätigen, wenn es ver⸗ 
langt wird. 

Abg. Grunas (Eihing): Da wir haste noch „einmal auf bem 


Nothftand zuruchgelommen find, fo erlombe ide mir ein paar Monte 


ver Berichtigung hinzuzufügen. Ende Yebruar oder. Anfangs Mär 
verlantete in meinem Orte die Anzeige, daß einige Stäbte der Mo—⸗ 
unwcdee beim Goubernement den Antrag machen wollte, ein Ver⸗ 
bot. der Getzeive-Ausfuhr ſtattſinden zu laſſen. Dee Magiſtrat iu 
Eibing hörte das und fand fich veraulaßt, an das Guuvernement 
zu fmiben und zu bitten, Schritte einzuleiten, um dies zu verhins 
den, da hinlaͤngliche Vorraͤthe vorhanden wären, und das ik mit 
ent Grund, weshalb das Gouvernement überrafcht worden if bauch 
die fpätere Nachricht, daß fh ein Mangd an Borräthen beramds 
geftellt habe, Dieſer Mangel fan hauptſaͤchlich deshalb auf einmal, 
weil ein großer Theil Gutsbeſiher Getreide, weidhes zur Gomjantion 
beftimmt war, mwüdhielt. 
2: (Abg. von Schulenburg verzichtet auf das Wort.) 
Abg. Atedtmann: Ich bin Fein Freund von Rerriminationen, 
und ich babe bei Gelegenheit des Nothftandes, wie bei mandger ans 
deren Belegenheit, manchmal ntein Wort unterdrückt; allein wo Die 
Sache zum zweitenmale zur Sprade kommt, fühle ich mid; were 
pflichtet, der Wahrheit Zeugniß zu geben. Ich babe, als ein MR: 
glied der Direction des landwirthſchaftlichen Vereine, dem Herm 
Ober⸗Pruſtdenten Eichmann, der ſich im vorigen Jahre bei Gele⸗ 
genbeit ver Generel⸗Synode hier befand, davon benadywichtigt, Daß 
in ber ganzen Gegend son Koblenz die Kranfheit ed Roggens ſtch 
in Geſtalt eines Heinen Pilzes zeige, und vom 8. bis 18. Juni hat 


vie Kraukheit bie Roggeripflangen. von der Wurzel bis zur Achte 
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ergriffen, and dies halte mich fo in: Veſorgniß geſechzt, daß ich an 
den Seren Ober Präfidenien Eichmann, den ich perſönlich zu ken⸗ 
nen die Ehre habe, mehrmals nach Berlin ſchrieb. Er hat .mit ge⸗ 
wohnter Regſamkeit und Geſchaͤftskenamiß die Sache aufgenommen 
und verſichert, daß er ſich mit dem Miniſterium; des‘. Innern, mel: 
dyem damals der Herr Königliche Kommiſſar vorſtand, in Beziehung 
gelegt ‘habe. Dem Herrn Ober-Präfinenten habr ich ſchen im: Jani 
den: Ertrag der Erndte auf. ein Drittel berechnet und den . Ausfall 
der Erndte für die Rhein- Provinz allein auf 6 Millionen Scheffel. 
Bm MAuguſt hatte ſich der Ausfall noch bedenklicher herausgeſtellt, 
und im September: habe ich einen öffentlichen Vortrag vor. vielen 
Honorationen und Mitgliedern der Königlichen Regierung gehalten 
und habe den Ausfall der Erndte auf. 10 Millienen Scheffel. für 
die Rhein⸗Provinz hberedinet, und hätte dumals das/Gouvernement 
die großen. Gelobeſtände, die. vorhanden waren, verwaundt fiir Aufı 
fäufe, als derſelbe: Roggen, welcher jet. 5 Rihlr. koſtet, 3 Mible 
pe; Scheffel koſtete; ſo wäre meine unglückliche Heimath gegen: cm 
ſchweres Unheil. verwahrt geweſen. Wenn zum zweitenmale ‚has 
—— vor uns tritt und ſich fo vollkommen rein.. waſchen 
will, ſo bin ich verpflichtet, die Wahrheit aufzudecken. 
(Lebhafte Zeichen der Mißbilligung son allen: Seiten.) 

Audtags -Keommiſſar: ch habe bereits einmal gefagt, daß ich 
nicht jede Berechnung über den angeblichen Ausfall, ber Erndte, 
welche die landwirthſchaftlichen Vereine aufſtellten, als unbedingte 
Wahrheit annehmen könne, und noc weniger fann--idy beraxtige Be⸗ 
rechmugen :einer einzelnen Perſon zus Richtfchnur meines: Handelns 
machen. Ob die Rhein Provinz 6. oder 10. Millionen Scheffel 
Roggen: weniger geerndtet hat, als fie in Mitteliahren. hätte erufnten 
fellen, das weiß ich nicht, das. aber weiß ich, daß Die Kräfte. des 
Staates nicht ausgereicht. hätten, dieſen Ausfall zu decken, indem, 
wäre. der Rhein-Provinz hiefe. Hülfe gewährt, ſolche auch den übri⸗ 
gen Provinzen der Monsrchie sicht hätte verſagt werben Tännen. 
DU frage nochmals: Woher ins Geld und woher die Transports 
mittel: nehmen? Und menn Der letzee Pfennig aus deu Veſtaͤnden der 
Stamtölafle verwendet (wie hoch dieſe ſich belaufen, das weiß. der 
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gechute NAedner gewiß nicht, ich weiß es ash: nicht) / dann frage 
vb, was fallte dann in den nächſten, vielleicht and) bebrängten Jah⸗ 
ren geichehen? Durch dieſen Angüif bin. ich in meinem GBewifſen 
sicht beuntuhigt. 

- Abg. Welt: Ich wollte in 1 Beriehung auf den Bericht vos 

Bandes-Defmomie-Rollegiumd einige Worte hinzufügen. Der Ber 
richt ſchließt damit, daß Die Lebensmittel nicht. auf ein halbes Jahr, 
fondern anf 33 Tage fehlen. Wenn nun nad) einer ſolchen Verech⸗ 
nung die Faktoren immer fehe unſicher find, fo. faun man wohl 
annehmen, daß 13 Tage mehr vorhanden fein werden. als ver Bes 
richt angenommen hat. 
Ag. von Schenkndseff: Iqh muß wich ganz gegen die ſo eben 
gehörten Anſchuldigungen gegen das Gouvernement erklaͤren. Die 
Sache war durchaus nicht zu überſehen, das iſt meine Ueberzeugung 
und wir würden es dem Gouvernement ſehr wenig Dank gewußt 
haben, wenn es voreilig Maßregeln getroffen haͤtte, die nachher 
nicht gerechtfertigt find. Es iſt viel leichter, nachher zu ſagen, wie 
ed hätte geſchehen ſollen, und ich glaube; Die Verſammlung wird 
mit mir übereinftimmen, daß foldhe Auſchuldigungen, wie wir Fe " 
eben gehört haben, zurückgewieſen werben müſſen. 

Abg. von Bardeleben: Ich abftrahire . 

(Raul; auf die Tribüne) 

Ich veryichte auf - die Bemerfung des Herrn Miniſters des 
nern, daß Das Gouvernement ſich eine unauslöſchliche Lächerlich⸗ 
feit würde haben zu Schulden kommen laſſen, wenn daſſelbe eine 
Vorbreugung zur Abhülfe ver Roth geirsffen hätte. 

Mehrere Stimmen: Das hat ver Herr Minifter nicht, gefügt. i 

(Broße ‚Aufregung und lebhafte Meußerung der Mißbilligung.) 

Abg. von Bardeleben: Ich glaube, daß man «8 fich ſelbſt ſchul⸗ 
dig Hk, jeden Redner ausreden zu laſſen. Ich leifle, wie gejagt, 
Berziiht: anf diefe Bemerkung des Herrn Minifterö, eiwas. zu er⸗ 
wiedern, und ich habe aud in. diefer Beziehung Dem Gouvernement 
heute gar Feine Vorwürfe gemacht, ſondern nur geſagt, Daß des 
Randes » Drkonomie- Kollegium am ‚30. Innuar einen ansführkichen 
und gtuͤndlichen Bericht üher den zu beſorgenden Nothſtand im Lande 
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reftattet hat, welches mit der Erklaͤrung des Heren Mucſters ven 
Innern in der letzten Sizung, dem geehrten Abgeordneten aus ber 
Rhein⸗Provinz gegenüber, nicht übereinzuſtimmen ſcheint. Wenn ber 
Herr Minifter des Innern erflärt, daß einem folchen Bericht kein 
Slauben zu fihenten fei, fo habe ich ebenfalls nichts Dagegen: einzu: 
wenden. Diefes ift aber damals von dem Heren Miniſter nicht 
gelußert, ſondern entſchieden bie Behauptung aufgeſtellt worden, daß 
gar feine Berichte, welche einen großen Rothſtand beforgen leben, 
vorgelegen hätten. Weiter habe ich nichts zu bemerken. 
- Sanbtegs-Aommiffer: Ich erlläre, daß dies jebt das letzie m 
ift, welches ich in dieſer Beziehung fprechen werde. Ich babe nicht 
geſagt, Daß Das Gouvernement fich laͤcherlich gemacht hätte, wenn 
23 Maßregeln zur Abhülfe der Roth vorbereitet hätte; hätte ich das 
wirtlich geſagt, jo hätte ich mich ſelbſt laͤcherlich gemacht, um fe 
mehr, als ich: wiederholt erflärt habe, daß vergleichen Maßregeln 
in ziemlich großem Maßſtabe getroffen fein. Das aber habe id 
allerdings gefagt, daß, wenn das Gonvernement hätte alle bie Vor⸗ 
eithe herbeizuſchuffen verfuchen wollen, welche ſich nach den Des 
rechmmgen des Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums als Ausfall gegen 
eine Mittel⸗Erndte ergaben, dann das Gonvernemmnt fi laͤcherlich 
gemacht haben würde. | 

Adg. von Burant: Ich Halte für meine Pflicht, blos das ein- 
ſache Faktum anzuführen, daß für die Gemeinde, der ich vie Ehre 
babe vorzufthen, im Laufe des Monats Ayell von Seiten Des 
Bouvernements Zehntauſend Reicheiheler, 1200 Faß Roggenmehl 
und 12 Tonnen Salz für die Armen, weldye durch den Nothſtanv 
beſenders gelitten haben, gegeben werben find. Ich glaube, daß Dies 
ein Beweis ift, daß von Seiten des Gonvernements geſchehen iſt, 
was geſchehen konnte. 
Mög: Graf son FAchwrrin: Ich habe ber hoben Verſammlung 
sur den Wunſch ans Herz legen wollen, dieſe Debatte zu verluffen. 
Ih fee den ſchlimmſen Fall voraus, daß das Konigliche Mini⸗ 
ſterium wirklich nicht rechtzeitig geſorgt hat — was Ih nicht an⸗ 
nehme, ſondern ich habe die feſte Uebergzeugung, daß es nach bekam 
Wiſſen und Gewiſſen zeſorgt hat, und mehr kann man nicht ver⸗ 





‚langen — aber Felbft im Selnmmufken: Kalle: bann site Debntii aber 
tiefen Gegenſtand nichts mühen,. fonvern im Gegentheil fie Tann 
nur ſchaden, denn fie eſchattert das Vertrauen in die Rogierung 
ohne allen praßifchen Erfolg. 

| Bielſtimmiges Bravo. 
Up. von Sabeh: Nur en paar Worte. 

+ (Großer und anhaltender Lärm. Wioerheins Bieten des 
Marſchalls mit der Glocke.) 

Ganz abgeſehen davon, ob überhaupt, nachdem wir von dieſer 
Stelle fo ſchöne Worte ‚gehört haben, dis immerwährend die Eini⸗ 
gung mit vom Miniſterium als Wunſch anageiprochen, eine ſolche 
Debatte nund in ſolchen Worten wünfchenswerth if, erinube ich wer 
nur ein Beifpiel anzuführen. Im Jahre 1846 — und ih zufe De 
Herten als Zeugen auf, welche gerade als Ankläger aufgetreten 
find — war Roth: in Litthauen. Wie ſchwierig ca aber ift, zeitig 
Die Maßregeln zu bezeichnen, welche ergriffen werben müßten, werben 
die Herren, fo die Anklage formirt, zugeben; fie werben ferner zu⸗ 
geden, daß damals Maßregeln zur Abwehr der Noth geiraffen wor- 
den ſind, welche dem Gouvernement großen Schaden brachten. Es 
wurden Kartoffel⸗Vorräthe zu hohen Preiſen gekauft, und zu einem 
Drittel dieſer Preiſe mußten fie wieder verkauft werben, ba dir ge⸗ 
fürchtete Noth nicht eintrat. Wohin ſolche Maßregeln führen, wer⸗ 
den die Herren wohl am beſten wiſſen, wir haben es aus den Zei⸗ 
Mugen zur Genüge erfehen, und da wir in Litthauen Männer ha⸗ 
ben, die das Rechnen fo gut als der Abgeordnete, der aus : der 
Rheins provinz geſprochen Hat, werftehen, fo: iſt erſichtlich, wie ſchwer 
ſolche Vorausberechnungen finv. 

Sandtags-Mlarfhal: Der Herr Abgeorbnete v von Mylius hat 
über einen anderen Gegenftand das Wort. 

Abg. von Mylius: Ich Habe um das Wort eben wegen 
einer Berkhtiginig ves ſtenographiſchen Protokolls, Die mir in ww 
derer Weife nicht möglich iſt. In der Sigung vom 21. d. ME. 
fam der Antrag des Abgeoroneten Dittrich auf Emanation bes 
Strafgefeßes. vor; von mir: ward das Amendement gefehlt, daß bes 
Königs: Majeftit gebeten . werben möge, ' bie Audarbeitaug eines 
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Betafgeſedẽs einer nochmaligen: Nadiſchen Begutachtung vorlegen zu 
luſſen, demnaͤchſt auch zu verfügen, daß bie Veroͤffentlichung ver der 
Borlage eine angemeffene Zeit: erfolgen möge. Das Refultkt.ver 
Abſtimmung hinſichtlich des erften Antrags if wahrfcheinlidh durch 
ein Berfehen aus dem ſtenographiſchen Berichte binmweggelafien, jo 
daß der ftenographiiche Bericht namentlich, da noch fpäter einige 
andere Reden gefallen find, aus welchen hervorgehen könute, als fei 
das Refultat der Abftimmung ein anderes geivefen, nach meiner An- 
ficht eine vollftändige Unrichtigfeit ift. Ich wünfche nun dieſen Be- 
richt dahin vervollftänbigt, daß er das Reſultat der Abſtimmung do⸗ 
Hin enthalte, vaß auch ver erſte Theil meined Antrags mis einer 
Majerität von zwei Drittel Stimmen angenommen worden. Sin 
Beziehung auf dieſes Reſultat beziehe ich mid) anf das verlefene und 
genehmigte Protokoll, und mein Zwed war nur, den Herrn: Serre- 
tair zu erfuchen, die Abftimmung als Ergänzung ber: flenogra- 
phiſchen Berichte durch Die Allgemeine Preußiſche Zeitung verdffent- 
lichen zu wollen: ' 

. Sandtags- Mlarfchall: Die Bemerkung wird in ben heutigen Be- 

| richt aufgenommen werben. *) 
Abg. sun Seh: Ich erlaube mir eine Berichtigung vorzu⸗ 
tragen. Es bat ſich in Beziehung auf Das Referat über das Salz⸗ 
wefen ein Drudfehler eingefchlidyen. Da nämlich, wo von den Koſten 
Die Rede ift, heißt es „Verpackungs⸗Koſten“ ftatt ,, Berwaltungs- 
Koften”. Ich wünſchte, daß dieſe Berichtigung in. den ſtenogra⸗ 
phifchen Bericht aufgenommen: werbe. 

Iandtags- Marfhall: Dies wird gefchehen.**) Es find meh- 
rere Entwürfe eingegangen von allerunterthänigften au Se. Maieftät 
den König zu richtenden Petitionen. Ich. erfuche den Heren Abge⸗ 
orbneten Bertram, den. von ihn verfaßten Entwurf vorzutragen. 

Abg. Pertram: (verlief): Allerunterthänigſte Bitte der Kurie 
der drei Stände um Gewährung der Deffentlichteit für die 
Sigungen der Stabtverordneten und Gemeinderäthe. 





"2.93 ſchon oben berichtigt. Vergl. ©. 9. | 
“u, Iſt gleichſalls oben berichtigt, Vergl. S. Ma und bie Note zu.&. RR. 








— ME — 
‚ „Die. friher ‚Schon vielfach und driugeub exbobenen Wichiche auf Oußeuntlich⸗ 


feit der StadtverorbnetensBerfammlungen haben ſich auch vor dem Vereinigten 
Landtage mehriach geltend gemacht. . Nachdem die Deffentlichfeit bereits in ver⸗ 
ſchiedenen Branchen des Staats» Organismus Anerkennung und großen Beifall 
gefunden hat, dürfte das Streben nach ihr auch für bie ſtädtiſche Verwaltung 
nicht ungerechtfertigt erfcheinen. In der offenen Behandlung öffentlicher Inter⸗ 
eſſen liegt ein weientliches Clement ber Belebung ihrer Wahruehmer. Die der 
fädtifchen Bevölkerung geöffneten Sigungen deren Vertreter werden einen Ver⸗ 
einigungepunft zur Erweckung und Förderung des Gemeinfinnes barbieten, 
auf welchem das Wohl der Städte zum großen Theil beruft. Die Deffentlich: 
Teit wird nene Kräfte für gemelanüpige Wirkſamkeit ausbilden, daneben hinder⸗ 
liche Parteilichkeiten einzelner Führer oder ganzer Factionen beſeitigen. Die 
Berathungen werden an Gründlichfeit, Ruhe uund angemeſſener Haltung gewinnen, 
das Verhältnis der Gemeindevertreter zu den ſtädtiſchen Behörden fichern, die ge: 
meinfchaftliche Thätigfeit Fräftigen und zugleich den Gefchäftsgang bedeutend ab⸗ 
fürzen. 

Dies vorausgeſetzt, drängt ſich jedoch von ſelbſt das Bedürfniß einer Der: 
tretung des Magiftrats in den öffentlichen Sigungen auf, um Grläuterungen zu 
geben und in feinem, auch wohl im Interefle der Staatsregierung, Mißverſtaͤnd⸗ 
niffen entgegen zu treten, welche anderenfalls unbegründete und nachtheilige Ans 
ſichten im Publikum verbreiten fönnten. Wuter dem ausdrücklichen Befürworten 
einer ſolchen Bertretung in allen Sigungen, welche ihren Vorlagen nad über: 
haupt öffentlich abgehalten werden Fönnen, bittet der Bereinigte Landtag, bei faft 
einhelliger Zuſtimmung aller feiner Mitglieder, alleruntertgänigfi: 

daß die Deffentlichkeit für die Sigungen ber Stabtverorbneten allen den 

Städten verliehen werde, welche ſolche unter Uebereinſtimmung bes Magiſtrats 

mit den Stabtverorbneten beantragen. 

Die Abgeordneten der Rheinprovinz haben für ihre Gemeinden die obbehans 
delte Deffentlichfeit ebenfalls in Anfpruch genommen. Nach ber dortigen Ge 
meinde⸗Ordnung findet ein Unterfchied zwifchen Stadt und Land nicht fo, wie 
in den öftlihen Provinzen, flatt, und eine Vertretung der ausfüheenden Behörde 
aß nicht. befonders anzuordnen, da, folche bereits in der Derfaflung liege. Mit 
Hinweifung hierauf hat die Kurie der drei Stäude des Dereinigten Landtages, 
unter überwiegender Majorität igrer Mitglieder, befchloffen, auch 

.. für die Sigungen ber Gemeinde: Versronetens und der Bürgermeiflerei: Ber- 
ordneten⸗Verſammlungen, wenn biefe darüber mit dem Bürgermeifler einver- 
ftanden find, Oeffentlichkeit 

allerunterthänigft zu erbitten. 

Berlin, den 29. Mai 1847. 


Sandtags - Marſchall: Vindet ſich gegen biefen Guunf ı etwas 
zu erinnern? 
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Cine Stimme: Wir Haben hier von dem ganzen Vortrag kein 
Wort verſtanden. 

Sondtags-SMarfhal: Der Herr Secretair wird bie Güte haben 
den Entwurf nochmals wit veruehmlicher Stimme zu verlefen. 

(Geſchieht.) 

Ich frage jetzt nochmals, ob ſich gegen dieſen Entwurf etwas 
zu erinnern findet? 

(Es wird nichts erinnert:. er ift daher angenommen.) 

Der zweite Entwurf betrifft die Interpretation der Beſtimmung 
über die Sonderung in Theile. Der Herr Abgeordnete von der 
Heydt iſt in dieſer Sache Referent. 

Referent von der Heydt trägt dieſen Entwurf der Verſamm⸗ 
lung vor: 

Allerunterthänigſte Bitte 
der 
Kurie der drei Stände des Vereinigten Landiags, 


betreffend 
ri⸗ Interpretation ver Beſtimmung über Sendesung in Theile. 


And Anlaß einer Petition der Abgeordneten der Stabt Berlin, worin bie: 
ſelben über die in verfchiedenen Provinzial-Landtags-Abſchieden vom 30. Dezem⸗ 
ber 1845 enthaltene Interpretation Befchwerve führen, weil dadurch das Medht 
det Sonderung in Theile mefentlich befchränft werde; In Betracht, daß nach ben 
Beſtimmungen des Geſetzes bei Begenftänden, bei denen bas Interefie der Stände 
gegen einander gefchieden ift, die Sunderung in Theile ftattfinden fol, ſobald 
zwei Drittheile der Stimmen eines Standes, welcher fich durch einen Beſchluß 
der Mehrheit verletzt glaubt, darauf dringen, 

daß demnach das Recht der Sonderung’ weder von einem affirmativen Be⸗ 
ſchluß, noch von irgend mehr beſtimmten Urſachen, aus welchen ſich der be⸗ 
treffende Stand verletzt glauben mag, noch endlich von einem ausſchließlichen 
Intereſſe dieſes Standes abhaͤngig gemacht iſt; 

in Betracht, daß demnach in fraglichen Fällen, in welchen die auf Ver⸗ 
mehrung der Mbgeorbneten einzelner Stände gerichteten Petitionen durch Be⸗ 
ſchluß der Mehrheit verworfen wurden, bie betreffenden Stände, welche fidy 
durch den Befchluß der Mehrheit verlegt glaubten, berechtigt erichienen, die Sons 
derung in Theile zu beanfpruchen, zumal da ihnen Im anderen alle feine Moͤg⸗ 
lichkeit blieb, ihre Bitte wegen der nach ihrer Anſicht verlekten Intereſſen ihres 
Standes zur Alferhöchften Kenntnißnahme und Entſcheidung zu bringen; 

im Betracht, daß demnach Pie Weigerung des Landtages Marfchalle Leim 
vierten Prosinzialstandtage von Weftphalen, in einem ähnlichen Falle vie Sons 





vorang in Theile zu gefkatten, durch Die mitteln Wefleipks des Eitastss Prinifier 
rviums vom 18. Juli 1834 milgeipeikte Allerhoͤchſte Kabinets-Dxbre vom 25. März 
1834 mit Nocht ale im Wiberforuch mit ben befichenden Belegen mißbilligt 
wurbe; 

daß dagegen vie in den Landtags» Abfehieden vom 20. Dezember 1845 ent; 
Saltene, jener Allerhöchſten Entſcheidung entgegeufichende Interpretation Beichräus 
fangen entgält, welche in ben prowingialkämbifigen Geſetzen Feine Begründung 
ſiuben; 

aus dieſen Gründen hat die Kurie der drei Stände mit geſetzlicher Stim⸗ 
menmehrheit befchloflen: 

Des Koͤnigs Majeſtaͤt alleruntertgänigkt zu bitten, die in ben Bpndtags » Abs 

ſchieden vom MO. Dezember 1845 enthaltene beſchraäukende Inierpretstion in 

Betreff der Sonderung in Theile nicht weiter in Anwenbung zu bringen, viel- 

mehr die unbefchränfte Anwendung ber dieſerhalb befiehenben geſetzlichen De: 

fimmangen in Uebereinſtimmung mit ber Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre vom 

25. März 1834 Allergnädigft zu geflatten. 

Berlin, den 29, Mai 1847. 


Sandiegs-Siiesfhell;: Findet fid) gegen dieſen Entwurf etwas 
gu bemerken? 
(Es erhebt ſich Niemand.) 
Der Entwurf iſt demnach angenommen. Ein weiterer Entwurf 
betrifft das Petitionsrecht. (Vergl. Bd. IV. ©. 210 ff.) 
Referent von der Heydt trägt dieſen Entwurf ebenfalls vor: 


Allerunterthänigſte Bitte 
der 
Kurie der drei Staͤnde des Vereinigten Landtages, 
betreffend 
die Erweiterung des Petitionsrechts. 


Die Kwmrie der drei Shänbe hat aus Antaf der anliegenden zehn Betitionen: 
N ver Kbgeorbueten der Stadt Berlin, 
3) der Abgeorbneten der Stabi Königsberg, 
3) des Abgeordneten Häirſch, 
4) des Abgeordneten Dittrich, 
5) vos Abgeordaeten Thiel⸗Wangotten, 
6) des Abgeordneten E. von Saucken⸗Tarputſchen, 
1) des Abgeordneten Abegg, 
D des Ubgeszonsten von Barbeleben, 
5 ves Abgeordneten Hanfemann, 
10) ves Abgeorbacten von Binde, 


vie in dieſen Petitionen enthaltenen Untwäge eiter : weifiichen: Beirieiiig intern 
fen unb demnach mit gefeglicher Stiminenmeheheit beſchloſſen, ded: Kanige Mies 
jeftät die ehrerbietige Bitte vorzutvagen; daß Allechöchibirfeiken garuhen mägem: 

I Die erceptionelle Beftimmung einer Majorität von zwei Drittheilen fir 

“ anzubringende Bitten und Beſchwerden aufjuheben, zefp. dahin Allergnä⸗ 

digſt zu morifigiren, dag nicht nur: in der Regel, ſondern Bei alten Ahr 

theilungen bie einfache Stimmenmehrheit enticgeide; fernen in Beziehung 
auf die Abſtimmung bei den Provinzial-Landtagen einen Geſeb⸗ Gutwuif 
in: demfelben "Sinne vorlegen. zu lafen. 
II. den 6. 19 der Verordnung vom 3. Februar c. über die Vildeng vos 
Vereinigten Landtages dahin abzuänbern: daß eine ungehinberte umd; freie 
"Communication zwiſchen ven ‚Landtagb: Abgsorbaelen und ihren Vertrete⸗ 
- nen flattfinden dürfe, zu dem Behuf, daß Letztere dan Erſteren ihre Wünſche 
zu erkennen geben, ohne ihnen binvenbe Aufträge zu ertheilen;- 
III. auch ohne Gintveten neuer Gründe die Zutäffigfeit früher aurächgetwiefener 
erneuerter Petitionen zu gefatten; ddr 
IV. ven $. 13 der Verordnung vom 3. Februtar c. dahin Auergnaͤdigß zu 
deklariren, reſp. abznändern, daß äußere Angelegenheiten von dem Peti⸗ 
tionsrecht des Vereinigten Landtages nicht ausgefchloffen feien: 
Die Kurie der drei Stände hat ſich bei dieſem Befchlufle Durch folgende Gründe 
leiten laſſen: 

+ Dos BPetitionsrecht -ift das. notürlichfte, das heiligfte Recht eines Volkes. 
In den abfoluteften Staaten .ift jedem Unterthan das Recht der Bitte gewährt. 
Wie viel mehr muß diefes Recht den Ständen zur Seite flehen, denen als ge⸗ 
fegmäßiges Organ des Landes in ben wichtigften Angelegenheiten eine berathenbe, 
ja theilweife entfcheidende Stimme beigelegt if. Es wurde flets zu ben wefent- 
lichten Borrechten und Pflichten der Stände gerechnet, die Wünfche des Landes 
unmittelbar an den Thron zu bringen. Je freier und umfangreicher dieſe Un: 
mittelbarfeit durch ungetrubte Ausübung des Betitiönsrechts ſich ausbildet, deſto 
inniger und fegensreicher wird das Band der Liebe und des Vertrauens zwifchen 
Fürft und Volk fich befeftigen. Jede Befchränfung aber, welche zum Zwed hat, 
da, wo die Stände fih berufen fühlen, für die Wünſche des Wulles vermittelnd 
einzutreten, ben gefeßmäßigen Weg zum Thron. zu erfchweren, jede ſolche Bes 
fchränkung fann nur einen betrübenden Eindruck hervorrufen, indem fie die öffents 
liche Meinung, welche jede Regierung mehr oder minder zu beachten bat, bins 
dern würde, ſich auf gefeßmäßigem Wege Bahn zu brecken. 

Zu den einzelnen Hauptpunkten ift foegief noch Folgenket angaführen : 

-ad 1, 

Sn allen Kollegien ift es Regel, nach Stimmenmehrheit Beſchluͤfſe gu faſſen. 
Bier iſt, abweichend von dem ſonſt allgemein als richtig anerkannten Verfahren, 
die Entfcheidung in die Hand einer Miyorität gelegt, inbem fie Die mit Sims 
menmehrheit votirten Petitionen befeitigen fann, 'Unb- doch handelt es ſuh nicht 


e 


virusek um Beichläffe, die: zu eimet unmittelbaren .Wirtiamfeit' geinngen, fonbers 
es fann nur darauf anfommen, die Befchwerden, Münſche und Bitten des Vol⸗ 
fe6 durch das Ürgan feiner Vertreter dem Landesvater vorzulegen unh Seiner 
Weisheit und Gerechtigkeit Die weitere Erivagung und Entſchließung zu übers 
keffen, Sind: Die Abgeorbneten die wahren Vertreter ter Mechte ihrer Stände, 
fe fetgt daraus. won: ſelbſt, daß Die .von ihnen durch Stinnmenmshrkeit ausge⸗ 
fprochenen Wünfche,: Bitten nab.. Defehwerben. auch als von der Mehrheit der 
Vertretenen ausgehend auzufchen ſind. 

Wird dieſes Prinzip bei den wichtigſten Befplüfen i dee Bereinigten Land⸗ 

tages als richtig anerfannt, wenn es ſich nämlich darum handelt, das Land mit 
nenen Steuein und mit Anleihen zu briaflen, dann dürften auch die mit on 
Stimmenmehfeit ‚angenommenen Petitionen. wohl. darauf Auſpruch haben, 
Alterhöckfien Kenafnißnahme vorgelegt zu werben. 
.  ..ine beſandere Schwierigkrit für Ken Stand. ver Stähte und für den Stand 
ber Landgemeinden bei Betitionen, welche das ‚spezielle Intereſſe ihres Standes 
herühven, -wixd ohnehin ſchon ans ber aberwiegenden Zahl der Vertretet der Nit⸗ 
tarichan erwachſen.· 

- War es aber ſchon. ſchwierig bei DeopinziatRonktagen- eine; Stimmenmehe, 
hen son zwei Dritigeiten zu erlangen, fo if durch Vie Befimpung, nad wel⸗ 
cher, in jeder der beiden Kurien getrennt, eine Majarität von zwei Drittheilen 
gefordert wird, eine noch.weiter gehende Behchränifung des Petitionsrechts erkannt 
worden. Seht iſt die Möglichkeit vorhanden, daß eine in ber zweiten Kurie von 
allen Abgeordneten bes Landes einftimmig votirte Betitien, felbft bei Zuſtiumung 
bes: Majorität der Gerren⸗kturie, durch eine aus wenigen Berfunen befejunke ui 
norität ber Herren⸗ſturie berworfen werde. 

Hat bei Petitionen der Propinzial⸗Laudtage ber Fall vorkommen wonnen, 
daß pon einem zu engen Geſichtspunkte ausgegangen oder irgend ein Mißver⸗ 
ſtändeiß, eine irrige Beurtheilung order Mangel an Sachkenntniß zw Grunde Her 
legen, fo fteht bei dem Bereinigten Landtage doch um fo eher eine gründlicheer 
nen umfiöhtigere Beurteilung zu erwarten, da nicht nur bei den Plenar⸗Werr 
kanblungen, fonbern and, hei der Vorberathung in. den Abtheilungen bie- Anwe⸗ 
ſenheit des Landtage⸗Kommiſſars, dem nach. $. 26 bes Reglements alle Anträge 
abfchrifttich mitzuteilen find, und die Gegenwart der Departements⸗Miniſter ober 
ihrer beauftragten. Beamten dafür Biürgfhaft gemähren, daß alle nöthigen ha 
Märungen. extheitt und alle Mißverfiändniffe berichtigt werben. 

Erdlich :ift die Wahrnehmung. in Betracht gezogen, daß überall, wo anf 
BrovinzialsLandtagen bei Petitionen Aber. erhebliche Tagesfragen zwar nicht Me 
Majorität: voa zwei. Drittkeilen, aber both eine eutfchiebene Majvrität fich Gers 
ansgeſtellt hat, eine gewiſſe Berfiimmung nicht nnr in der Berfammiung, fon: 
bern auch. in den Provirzen fich gezeigt, und daß eben biefe Berfiimmung in ber 
Migel nur ein. um fa labhafteres Drängen zu einem erfolgreicheren Ziele, ja auch 
ga wirflich erfolgreicheten Refnltnten auf folgenden. Provingial⸗Landtagen gefühhrt 


Babe, eine Waheschming, weiche boſonders in Wegichung ‚auf. bie erntueiß änbäfie 
Berfammiung ſehr zu beuchten if. 

Auückſichtlech des Etimmenverhältniffes bei Provingielstantiagen warde eint 
gleiche Aenderang für wünfhenswerth erachtet, aber in Beziehung auf. vie Mer 
fimmung in der provinziatfländifchen Spezials Gefegen, nad) weldgen dieſelden 
nur nach Auhöreng der Prosinzial: Stände geändert werden hönnen, wurbe es 
für nothwendig befunden, eine fernere Bitte bakin zu richten: - . 

daß den nächften Provinzial: Landtagen eine veofolifige Prepoſition vorgelegt 
werde, 
ad 1. 

Nach ven provinzialfiändifchen Geſoßen iſt e6 ben 1 eingeknen Stänben ums 
vrucklich geſtaltet, ihre Abgeordneten zu beauftragen, Bitten uns Deſchwerden bei 
den- Landtagen anzubringen, und es ift feit vielen Juhren Taltiich das Petitiend- 
recht in der Weiſe ausgeübt worden, daß faſt bei allen Provinzial: Landtagen 
viele Metitionen von Heineren ober größeren Bezitken oder Gorporatienen, and 
von einzelnen Individuen und felbft mit zahlreichen Unterichriften verſehene Kol: 
leftiv: Petitionen in allgemeinen Landesangelegenheiten durch Laudiags⸗Abggevrd⸗ 
wete eingebracht und zur Berathung gefellt wurden. In den barauf von: Seiten 
ver Landtage eingereichten Betitionen geſchah ſolcher Petitionen, weiche darn Au⸗ 
laß gegeben hatten, ausdrücklich Erwähnung. 

Dagegen beilimmt der $. 19. der Verordnung vom 3. Februar e. über die 
Bildung des Bereinigten Landtages, daß berfelbe mit ben Kreisſtaͤnden, Gemein: 
den und anderen Körperfihaften, fo wie mit den in ihm vertretenen Stänten wab 
einzelnen Berfonen, in keinerlei Geſchaͤftsverbindung firhen und daß vielelben 
den Abgeordneten weder Inſtruction noch Aufträge erteilen. dürfen. 

Gs iR Hierin eine Beeinträchtigung des bisher ausgeübten Beiltiousreiites 
erblickt worden. Während es bisher ben Bertretenen gefattet war, ihre Abgeord⸗ 
weten zu infiruiren, über befiebende Wüuſche und Bebinfnifte aufzuflären un 
Ro mit Anbringung von Betitionen zu beauftragen, fo daß nur die Etthei⸗ 
Img bindenber Inſtructionen ausgefchloffen war, iſt jetzt jede Verbindung 
zwifchen den Abgeordneten und ihren Vertretenen abgeichnitten und ben Letzteven 
die Ertheilung aller Inſtructionen und Aufträge unterſagt. Es iſt fein Grund 
vafir aufzufinden, weshalb den Vertretenen die feit fo vielen Jahren ausgeübte 
Belnguiß des Betitionsrechtes and in allgemeinen Laudesangelegenheiten daducch 
daß diefe ferner nicht mehr von Provingzial⸗Landtagen berathen werben ſollen, 
nun Überhaupt entzogen werben folle. In mehreren Fällen, wo ſtaͤnbiſche ober 
wenere Corporationen es angemeffen erachteten, die Abgeordneten zum gegemmäus 
tigen Landtage über ihre Wänſche und Bedürfnifſe aufzuklären, haben vie Ber 
horbden vieſes Verfahren auf Grund der Berorduung vom 3. Februar c. als durch⸗ 
ans unſtatthaft verwieſen. Ein ſo ſtrenges Abſchneiden jeter Conumnuication 
noiſchen den Abgeordneten und Vertretenen, wie es aus ber buchfläbtichen Wer 
Plsmnng: biefer Verorbdnung alleringd yefolgert werben Tata, ik zur Witterung 








Des. Uckomunttuahles lein⸗aweges .erfvrirglich,, vielmehr erſcheint es für bie. Ders 
tretenen, wie für die Abgeschneten, gleich wünschenswert), bie Letzteren über 
ein beſtehende Wünfche und Beeinträchtigungen möglichit aufzuklären, und fie 
dadurch zur Vertretung ber Intereſſen ihrer Kommittenten in Stand zu fegen 
und zu biefem Zwecke eine freie Communication, — wenn aud mit Ausſchluß 
biodender Auftraͤge — aredeiaitia zu geſtatten. 

ad . III. 

Wie es die Erfahrung gelehrt hat, fo ift die Beitimmung, nach welcher fee 
her zurüdgewiefene Petitionen chne neue Gründe nicht eruenert werben dürfen, 
ihrem Buchftaben nach, leicht zu umgehen, indem es an Auffindung neuer Gründe 
wohl felten fehlen wird. Wine geſetzliche Beſtimmung aber, die ihrem eigenlichen 
Sinne nach von beiden Seiten fo wenig beachtet wird und in bee That. iu mans 
dem. Füllen ohne erheblichen Nachtheil nicht gehaudhabt werben fann, fcheint 
überhaupt nicht wünfchenswerth. Aus dem Fortbeſtehen früher zurückgewieſener 
Wünſche dürfte für die Stände eine um fo größere Pflicht erwachfen, die Krone 
nicht darüber in Zweifel zu Taffen, ob folche Wünfche noch wirflih und mit 
Grund fortbeftehen, ja es dürfte in dem Bortbeftehen früher zuruckgewieſener 
Mürnſche gerade der triftigfle Grad für die MBinenerung «imer. weiten. za 
Äxden fein. 

ad IV. - 


Die von dem Marfchall diefer Kurie abgegebene Erklärung, daß er ſich nad 
ben im $. 13 ver Berorenung vom 3. Februar c. enthaltenen Beflimmungen 
üder das Betitionsrecht ‚des Bereinigten Landtags nicht für befugt erachte, Peki⸗ 
nousantraͤge, welche auswärtige Angelegenheiter zum Beyenftands. haben, zur 
Verathung zuzuiafen — hat zu dem PetitionssAnigggt des Mögseräneien von 
Binde Veranlaſſung gegeben. 

Die Kurie hat nicht verfennen fünuen, daß das Petitionsrecht eine weſent⸗ 
liche Beſchraͤnkung erleiden würde, wenn alle äußeren Angelegenheiten aufges 
ſchloſſen fein follten, ſelbſt ſolche, welche mit den inneren Angelegenheiten des 
Landes im allemäcften Bufammendange fliehen. Sthon auf Propinjgialh⸗Landtca 
gew find Handels-Berträge mit auswärtigen Staaten häufig Gegenſtand von Pe⸗ 
tlionen gewefen, ja felbR non fläntifchen Corporationen haben Petitionen, aus⸗ 
wärtige Angelegenheiten betreffend, Allerhoͤchſten Orts die wohlwollendſte Auf⸗ 
nahme gefunden. Es wird namentlich in Beziehung auf die Beſtimmungen des 
Zolli⸗Tarifs, die Schifffahrtes Berhältniffe und die Handels⸗-Politik ganz unver 
meldlich fein, nicht blos innere, ſondern auch Außere Angelegenheiten zu berühren. 
: Es Hat nun zwar, nachdem ver Minißer der auswärtigen Angelegenheiten 
in der Plenar⸗Verſammlung erklärt hat, daß nad feinem Dofürhalten der ges 
dachte F. 13 der Verordnung eine Ausfchliegung der äußeren Angelegenheiten 
feinesweged enthalte, der Marfchall dieſer Kurie fich fofort bereit erklärt, die frü⸗ 
her zurüdlgerviefenen Petitions Anträge nunmehr zur Beratung zu ftelfen, boch 
gut 06 der Rurio nothwendig gefihlenen, eine authentiſche Declaration in dem 
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Stine herbeizuführen, daß äußere Intereſſen des Binates von dem Peeitionorecht 
des Vereinigten Landtages nicht ansgefehloflen fein ſollen. 

Die Kurie iſt der Meinung, daß dieſem Wunſche um ſo eher willfahrt wer- 
den koͤnne, als in Fällen, in weichen der Königliche Kommiſſarius wegen ſchwe⸗ 
bender Verhandlungen oder überhaupt im Intereſſe des Staates die weitere Er⸗ 
örterung irgend einer angeregten äußeren Angelegenheit für dedenklich erlären 
möchte, der patrivtifchen Geflnnung und vem politifchen Taft des Bereinigten 
Landtages wohl unbedingt vertrant werben dürfe. 

Berlin, den 29. Mai 1847. 


Sandtags-SHarfhell: Ic frage: ift gegen dieſen Entwurf eine 
Bemerkung zu machen? 

Es ſcheint nicht der Fall u fein; der Enten it fomit au: 
Berne 

Wir fommen nunmehr zur Tagesordnung 

Aandtags-Kommiſſar: Ich habe in ber letzten Sitzung mich be⸗ 
vit. erklaͤrt, in der naͤchſtfolgenden, alſo in Der heutigen, Auskunft. zu 
geben über die Frage: wie es mit dem Druck von Petitionen zu 
halten ſei, welche die Mitglieder der hohen Verſammlung dem Land⸗ 
tage übergeben haben, und deren Vervielfältigung durch den Druck 
fie fpäter wünſchen. Ich habe in ber Testen. Sitzung bereits bie 
Beftimmungen der Eenfur-Iuftruction angeführt, welche ausdrücklich 
befügen, daß Nachrichten über den Gang der Verhandlungen in den 
preußifchen Ständeverfammlungen während der Dauer der letzteren 
nicht anders ald aus offiziellen Berichten gedrudt werden dürfen, 
und welche hinzufügen: „Eben fo find in folchen Blättern Peiitio⸗ 
sen oder fonftige Schriften, welche an bie Landtage gerichtet wers 
den nur infoweit zum Drad zugulaflen, als fie durch die gedachten 
Landtagsberichte oder amtliche Mittheilungen veröffentlicht worden.‘ 
Diefe Beitimmung bezieht fich nur auf periopifche Schriften. Durch 
die Declaratipn vom 14. Dezember 1846, welche fid) Seite 2 der 
Geſetze Sammlung von 1847 findet, ift dieſe Beſtimmung auf 
alle Druckſchriften ausgenehnt worden. Hiernach fleht alſo -feft, daß 
Petitionen, wenn fie dem Landtage einmal übergeben find, mur ge⸗ 
vruckt werben dürfen, nachdem fie in den amtlichen Veröffentlichun— 
gen des Landtages ftehen, oder wenn. fie für amtliche Mittheilung 
erklaͤnt werden. Einer Benfur..bebürfen fie in. beiben Fällen nicht, 





ſondern fie find als amtliche Schriften zu betrachten, weiche frei vor 
der Cenſur find. Es ergiebt fich hieraus, daß alle Petitionen, von 
denen die Abtheilungen oder der Landtag annimmt, daß fie im In⸗ 
tereſſe des Bereinigten Landtags gebrudt werben follen, ohne Genr 
für gedrudt werden können. Es fragt fich, wie ſoll es mit foldhen 
gehalten werben, welche nur auf Wunfch der Antragfteller geiwurft 
werden? Hierüber habe ich Feine andere Anficht faſſen fünnen, als 
dag lediglich die Herren Marfhälle zu entſcheiden haben, ob ein 
amtliches Intereſſe dieſes Druckes vorliege oder nicht. Sobald ver 
Herr Marſchall erffärt, es fei ein amtliches Intereſſe vorhanden, fo 
erfolgt der Druck ohne Cenſur; fehlt aber eine ſolche Erflärung, fo 
Balte ich mich als oberauffehende Behörde der Genfur nicht. befugt, 
diefelbe zu erfegen und den Drud zu erlauben. In diefem Sinne 
habe ich au die beiden Herren Marfchälle der hohen Kurieen unter 
dem 14.0. M. gefehriebn. Bon dem Herrn Marfchall der Herren⸗ 
Kurie habe ich Feine Antwort ‚erhalten und baher angenommen, baß 
er mit der erflärten Ausführung einverftanden fei. Der Herr Mars 
hal der Drei- Stände- Kurie hat mir jedoch erwiedert, daß fein 
Verhuͤltniß ihm nicht geftatte, ſich mit einer folchen Genfur zu be: 
fafien. 
Ich babe hierauf erwiebert und erwiedere hier nochmals, DaB 
yon einer Cenſur dabei nicht die Rede fei, fondern blos von der 
Erflärung, daß der Drud im Intereffe des Landtags erfolgen möge 
und Dädurch einen amtlichen Charakter erhalte. Sofern fi alte 
der Herr Marſchall enifchließt, in dieſer Beziehung Die Petitionen 
einer Prüfung zu unterwerfen, damit er befähigt werde, dieſes An- 
erfenntniß zu geben oder zu verfagen, fo ift der Konflikt gelöft; fos 
fern er ſich aber nicht dazu verftehen fellte, kann meinerfeits: zur 
Löfung deſſelben nicht beigetragen werben, weil ich nad) den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen mich nicht befugt halte, ſolche Petitionen cen⸗ 
furfrei druden zu laſſen, nich einem Cenfor den Befehl zu erthei⸗ 
len, etwas zu cenfiren, was nach den Beftimmungen der Genfurs 
Inſtruction cenfurfrei if. Für diefen Fall würden die Antragfiel- 
ter, deren ‘Petitionen nicht durch die Abtheilung, als des Drudes 
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bedürftig, anerkannt werben, keine Erlaubniß zum Dende derfelben 
schalten Tbunen. Ä 
Sandtags-Siarfhel: Als mir nie verſchiedenen Petitiong-An- 
träge in ven erften drei Wochen des Landtags: zulamıen, habe ich 
viele derſelben ganz durchgelefen, die meiften aber nur fo weit durch⸗ 
gelefen, als nothwendig war, um zu beſtimmen, welcher Abtbeilung 
ich fie zutheilen ſollte. Bei dieſer Gelegenheit iſt mir in feiner der⸗ 
ſelben etwas vorgekommen, was das allermindeſte Bedenken gegen 
ihren Druck involviren könnte. Wenn mir aber jetzt wieder auf⸗ 
getragen würde, nochmals jeden Antrag in dieſer Veziehung genau 
gu prüfen, dann allerdings wilede ich mich mit ben Genfur Bor- 
fchriften genau vertraut machen und unterſuchen müflen, ob fi 
derin nicht etwas befände, was in unferer Monarchie zu ver- 
Ifentlichen nicht erlaubt ober einem Bundesftante unbesuem wäre. 
Solche Unterſuchungen anzuſtellen und das Ergebniß derfelben mei⸗ 
wen geehrten Mitſtänden gegenüber auszuführen, habe ich, abgeſehen 
von der Zeit, welche dies erfordern wuͤrde, für ganz unthunlich ge⸗ 
halten, denn wenn ich für eine Petition aus den früher erwähnten 
Rückfichten die Druckerlaubniß zurückgewieſen hätte, fo würde ih 
am folgenden Tage als Verklagter vor der hohen Verſammlung 
fehen, und das wäre eine Stellung, die mit der Wärde Ihres 
Marfchalls ganz umverembar if. Wenn jebt der Herr Landtags⸗ 
Kewmifjarius erklärt hat oder ich aus feiner Erklärung zu entneh⸗ 
men glaube, daß es auf den Inhalt einee PBetition weiter nicht an- 
kommt, fondern nur darauf, ob fie im amalichen Intereſſe der hoben 
Berſammlung wünſchenswerth zu bruden.fei, fo ändert das aller- 
dings die Sache. Aber auch die Verantwortung dieſer Unterfn- 
dung möchte ich dann nicht gern ganz allein übernehmen, und ber 
Ausweg, den ich deshalb vorfdhlage, iſt der, daß ‚Diejenigen Herren, 
weiche wünfchen, daß ihre Petitionen gedruckt werben, ſich an bie 
betreffende Abtbeilung wenden und ein Urthetl von viefer verlangen, 
ob. «8 für den Gang der Geſchäfte wünfchenswerth fei, daß bie 
Petition zum Drud gelangen Fönne Wenn vie Abiheilung oder 
“we the Herr Borfipender im Namen derfelben mie eine ſolche Er⸗ 
kläärung giebt, werde ich hiernady fein Bedenken haben, das Impri⸗ 
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matur zu ercheilen. Es fragt ſich, ob der Herr Lanbtags-KRommiler 
hierin einen gemügenden Ausweg findet. 

Fandtags - Kommiſſer: Ich babe gegen dieſen Ausweg nichts 
zu erinnern und, wunſche nur, daß der Here Marſchall darauf ſetzt: 
„Im Suterefle des Laudtags zum Drud verſtattet.“ Ic bemerkte 
auch ausdrücklich, daß deshalb bie Herren Marſchälle nicht an. Die 
Senfurvorichriften gebunden find; fie follen Feine Genforen fein, fie 
ſellen die SBetitionen nur in jener Beziehung beuciheilen. Dabei 
fege ich natürlich voraus, daß, wenn eine ſolche Betition eiwas entr 
Gielle, von dem ber ‚Herr Marſchall felbft alaubt, daß es verberb- 
lich fei, er nicht enflären werde, daß der Abdruck im Intereſſe des 
Landtags Liege. 

Abg. Ayerling: Der Herr Laudtags⸗Kommiſſar hat fo ebem 
Die. Güte gehabt, uns mit den Geſetzen befanai zu machen, die über 
die Publication ver ſtäͤndiſchen Verhandlungen befiehen; ih muß 
aber befennen, Daß Diefe nod) einen anderen Kal zu treffen fdheinen, 
ald den, um ven ed ſich bier handelt. Sie betreffen nämlich bie 
Beröffentlihung der Berhandlungen au das große Publikum; bier 
aber kommt es darauf an, daß einzelne Betitionen nur den Mitglier 
dern des Dereimigien Landtages befanmt gemacht werben, fie follen 
nad) der Abſicht der Betenten nur als Manuflript gebrudt werben, 
und es fol dadurch der Zeitaufwand eripart werben, der durch die 
Beroichfältigung mittelſt Abicheift herbeigeführt werden würde. Nach 
allgemeinen Grundfützen »ürfte alfo bie geſetzliche Vorſchrift nicht 
auf Befchränfung ver Freiheit diesfalls hinausgehen und jenenfalls 
nur refteiftiv erflärt, werben fonnen. Wir fünnen alfo, meiner Met 
nung nach, in Diefem alle über dieſe Cenſur⸗Inſtructionen hinaus⸗ 
geben, uns ich kann dieſe nicht für anwendbar halten iu Beziehung 
auf die Bervielfältigung der Petitionen durch den Druck. 

Sandtege-Kouwäffer: Die beftehenden Cenſur⸗Vorſchriften un⸗ 
terfcheinen nicht, ob etwas als Manufkript gedruckt werben foll ober 
nicht, ſendern fie verlangen bie Eenfur für alle Drudfchriften. Chen 
fo wenig findet fi) ein Unterſchied in Beziehung auf bie Petitionen, 
nielmehr ift ausdrücklich geſagt, daß alle * eingehende, Petitionen num 
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unter den bezeichneten - Bedingungen gedruckt werben Dürfen. Ich 
halte mich auch zu Feiner anderen Interpretation bes Befeges befugt. 

Abg. Milde: Ich kann demjenigen, was der verehrte Redner 
vor mir gefagt, micht beiftimmen, glaube im Gegentheil aus dem, 
was der Herr Landtags-Kommiſſar ausgeſprochen hat, vollkommen 
entnehmen zu dürfen, daß jede Petition, welche bie einzelnen LUAb⸗ 
geordneten hier einbringen, cenfurfrei ik. Wir haben Mle einen 
amtlichen Gharafter, unfere Petitionen als ſolche haben gleichfalls 
einen amtlichen &haralter, fie find Gegenſtände, die wir hier zur 
Erörterung und Berathung, eventuell zur Kenntniß der Allerhöchſten 
Perſon bringen wollen. Alle dergleichen Dinge, in foldhen Ber: 
fammlungen auf feierliche Art und Weife berathen und bejchlußreif 
gemacht, find amtliche Sachen. Wenn alſo der Herr Landtags- 
Kommifjar darauf hingerwiefen hat, daß nach den beſtehenden Genfur- 
geſetzen und den Beftimmungen bes deutſchen Bundes alle Petitio⸗ 
nen, die. für das amtliche Bedürfniß der Landtags⸗Verhandlungen 
nötlyigerweife gedrudt werden müſſen, auch cenfurfrei find, fo fcheint 
mir diefe Angelegenheit vollfommen und in genügenver Weile erle- 
digt. ES iſt früher von der hohen Kurie befihloflen worden, daß, 
infofern verfchiedene Petitionen über einen und denfelben Gegenfland 
einem Ausſchuſſe oder einer Abtheilung vorliegen, diejenigen, bie 
vorzugsweiſe den Gegenftand erfchöpfen, in denen ber Sedes ma- 
teriae am überfichtlichften oder überzeugendſten zufammengebrängt 
ift, gedruckt und den Referaten beigegeben werben follen. Es muß 
aber, der Natur der Sache nach, Petitionen geben, welche nicht bie 
früher angebeutete Form haben, die mehr den Charakter einer Denk⸗ 
ſchrift tragen, und um ſolche zur Kenntniß der Verſammlung zu 
bringen, wenn namentlich fie vielleicht in dem betreffenden Aus- 
ſchuſſe nicht den Anklang. gefunden haben, ven ver Antragfteller 
wänfcht, erfcheint die Bervielfältigung derſelben durch den Drud 
wuͤnſchenswerth, und gerade um dieſe Art der Petitionen ‚möchte es 
fi) hier handeln. Wenn alfo dergleichen Petitionen als nicht zur 
‚Berathung und weiterem Eingehen geeignet von den Ausſchüſſen 
bezeichnet werden, fo dürfte es doch Yälle geben, in welchen «8 für 
den Einbringer eine unerläßliche Pflicht gebietet, daß, als an ben 
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Landtag gerichtet, ihr Antrag auch zur Kenntniß aller Mitgkeber 
veffelben gelange. Wenn diefe nun aber nicht in extenso zur Cog⸗ 
nition der Verſammlung vorgelegt werden Fönnten, wie follen dann 
die Mitglieder jene Bflicht erfüllen, ihren Mitſtänden dieſe Petitio⸗ 
nen zur Kenntnißuahme zu übergeben? Ich glaube alfo, daß alle 
SBetitionen, die hier eingereicht find, als amtlich, nichts weiter nö⸗ 
thig haben, als vie Beftätigung ded Marſchalls, dahin lautend: Dem 
Landtage eingereicht, mithin cenfurfrei zu bruden und unter die Mits 
glieder vertbeilt zu werden. So habe ich den Herrn Marfchall ver: 
ſtanden, und fo ift meines Erachtens das Berhältniß der Sache. 

Jandtags ⸗Kommiſſar: Ich bevaure fehr, mißverftanden zu fein. 
Es fteht ausprüdiich im Geſetz: 

‚‚Betitionen können nur dann, wenn fie durd amtliche Mittheis 

Iungen u. f. mw.’ 
Dadurch, daß eine Petition eingereicht wird, erhält fie nicht ipso 
jure einen amtligen Charakter, vielmehr habe ich verlangt, daß eine 
Erklärung des Borfigenden der Kurie vorausgehe, welcher fie als 
eine ſolche bezeichne, deren Druck im Intereſſe des Landtages liege. 
Ich bitte, anzunehmen, baß ich bei dieſer Erklärung fo lange ſtehen 
bleiben muß, bis «ine andere geiehliche Beſtimmung erlaffen werben 
möchte. Durch die Erklärung des Herrn Landtags: Marfchalls ift 
der Weg bezeichnet, wie die Druderlaubniß zu erlangen. Auf eine 
Abaͤnderung meiner Erklärung bitte ich nicht zu rechnen. 

Abg. Siegfried: Ans den Erfkirungen des Königlicyen Herrn 
Kommiſſars uud des Herren Landtags» Marfhalls habe ich entnom⸗ 
men, daB der Zuſtand jebt ein folcher ift: die Petition geht ein, 
der Marſchall weif't fie an eine Abtheilung, in der Abtheilung wird 
fie geprüft, ob fie zum Drude fommen kann oder nicht. Wird fie 
für den Drud fähig erachtet, fo wird die Beſcheinigung vom Vor⸗ 
ftande der Abtheilung gegeben und fte geht zum Drud. Ic habe 
aber noch den Zweifel gehabt und wünſche den gelöft, ob die Prü⸗ 
fung vom Borftande allein oder von ber Abtheilung geſchehen ſoll. 
Geſchieht Letzeres, ſo iſt Allem genügt. 

andiags - Mintel: Das war meine Meinung, nur follte «6 

sicht nötig fein, daß Die fümmitlichen. 16 Berfonen ver Mbiheilung 
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unterſchreiben, ſondern die Unterſchrift des Vorſitzenden ſollte hin⸗ 
reichen, den Beſchluß derſelben zu beſcheinigen. 

Abg. von Bräuneh: Mir ſcheint der Vorſchlag des Herrn 
Marſchalls angemeſſen und um fo angemefiener, als er dem Ver⸗ 
fahren analog it, was bei den Provinzial-Landingen bisher ftatt- 
gefunden hat. Jederzeit ift von dem Vorſitzenden der Abtheilung 
ben Marſchalle angezeigt worden, daß die Abtheilung die eine oder 
andere Petition gebrudt zu fehen wuͤnſche. Darauf bat der Mar- 
fhall dem Königlichen Kommiflar die Anzeige davon gemacht, und 
der Königliche Kommiſſar hat das Imprimatur ertheilt. Das wärbe 
vie einzige Frage fein, ob das Imprimatur von Seiten des jebigen 
Kommiflars erforderlich fei, oder ob es nicht genüge, daß der Mar: 
ſchall daſſelbe ertheilt. | 

Aandtags-Kommiſſar: Ich wünſche nur, daß diefe Druckſchriften 
durch mic, befördert werden, damit die Druckereien nicht in Zweifel 
feien. : Ich wiederhole zugleich, daß die amtliche Erklärung des 
Garrn Marſchalls, daß die Schrift im Antereffe des Landtags ge- 
Drudt werden fol, völlig genügt, und daß ich Fein weiteres Impri⸗ 
matur zu ertheilen habe. Nur ver Drudereien und Benforen wegen 
wünsche ich, zur Bermeidung von Mißverſtaͤndniſſen, den Vermittler 
zu machen. "Aller anderen Ginwirhung werde ich mich enthalten. 

Ag. Stedtmann: Ich habe die Ehre gehabt, in den Tebten 
Tagen eine Denkſchrift über einen Gegenſtand an die hohe Ber- 
fommlung gu vertheilen, den ich die Rechte der Herzogthümer am 
Rhein betitelt habe. Ich habe dieſe Denkſchrift drucken laſſen, weil 
ich nicht Gelegenheit gehabt habe, an der Debatte über vie Adrefſe 
Theil zu nehmen, welche wir an Se. Majeftät den König gerichtet 
haben. Ich erachte nun für nützlich, daß nicht bios Petitionen, ſon⸗ 
dern auch Deductionen, Denkſchriften, Memoiren u. dergl., weldye 
un den Landtag gerichtet werben, wie die Petitionen behandelt wer⸗ 
den möchten, und ich möchte ven Herrn Landtags-Kommiſſar, wie 
den Herrn Marfchall, Hiermit gebeten haben, zu erflären, daß nicht 
6198 Petitionen in der Form von beſtimmten Anträgen, ſondern auch 
dergleichen Denffchriften, welche zur Infteuktion der hoben Berfammlung 
heſtimmt And, cenfinfrei als Manuffeipt oder nicht als Manuſkript 





gedruckt werben machten, Ian NUebrigen ergüeife ich Die. Gelegenheit 
anzuerfennen, daß umfere Cenſur allerdings viel freier geworden ift, 
und daß namentli in meiner Denkfchrift nicht ein einziges Wort 
geftrichen iſt. 

andtags -Kommiſſar: Darauf muß ich erwiedern, daß Särif 
ten, welche nicht durch Uebergabe an den Landtag Eigenthum DeB 
Landtags geworden find, Feiner Erception genießen. Id kenne keine 
Borfchrift, welche die Mitglieder ver hohen Berfammlung ale folche 
eenfurfrei macht. Wer etwas druden laſſen will, was dem Lands 
tage nicht übergeben worden ifl, unterliegt den gewöhnlichen Genfurs 
Vorſchriften; ift aber eine Schrift dem Landtag übergeben, fs wird 
. fie Eigenthum des Landtages und. fann nur dann gebrudt werben, 
wenn der Landtag den Drud verlangt, dann aber ift das Schrifts 
ſtück cenfurfrei. 

Abg. Milde: Nach dem fo eben Gefagten.... 

(Laute Zeichen ver Ungeduld in der Verſammlung; hierauf 
Läuten des Marfchalls mit ver Glocke.) 

Ich muß fehr bitten, Feine Argumente mit den Füßen. Ich 
muß nad) dem eben Geſagten bei dem ftehen bleiben, was ich vor⸗ 
hin deduzirt babe, nämlich, daß eine Genfurfreiheit für ale Sachen 
befteht, die Eigenthum des hohen Landtags find. Meines Erachtens, 
würde in dem, was der Herr Marfchall vorgefchlagen bat, eine Art 
son Genfur nämlid, wenn auch in der milveften Korm, an bie ver⸗ 
ſchiedenen Abtheilungen übertragen zu wollen, ein großer kebelftanb 
liegen, indem, wenn wir unter und eine Cenſur felbft einfühnen 
wollen, wir dadurch ein Argument für die Cenſur fchaffen würden, 
welches faum die Majorität diefer Verfammlung wünſchen dürfte. 

Abg. von MAaſſow: Ich wollte nur fragen, ob der frühere 
Beſchluß feftfteht, und wollte als Vorfigender einer Abtheilung um 
Aufklärung bitten. Wenn ich recht verftanden habe, fol die PBrü- 
fung Seitens der Abtheilung dann gefchehen, wenn ein Petent | den 
Drud feiner Petition wuͤnſcht. | 

Mehrere Stimmen: Natürlich!) 
Ih habe alfo seht. verftunden und danke für die Aufklärung. 
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Senbtugs: Sarfihelt: Sierwadz fage ich bie hehe Berfamminng, 

ob " diefem von mir gemachten Vorſchlage beitreten well. 
(Bon allen Seiten: Ja! Ya!) 

Dann werde ich bitten, daß alle diejenigen, welche für ihre 
Betitions-Anträge das Imprimatue wünschen, fi an die betreffenden 
Abtheilungen wenden, die ihre Gefuch prüfen werden. Wir kommen 
wm in ber Tagesordnung zur Berathung des Gutachtens, betreffend 
die Petitionen auf Aenderung der Verordnungen vom 3. Februar 
1847 mit Rückſicht auf die frühere Geſetzgebung. Referent ift Herr 
Abgeordneter von ver Schulenburg 

Referent nen der Schulenbarg: Die Zahl der Petitionen und 
vie Reichhaltigkeit des Stoffes, der in ihnen verflochten war, hat 
die Abtheilung zu dem Plane geführt, die Materie genau zn fordern 
und in der Materie wieder die Motive zu fondern, um eine Ber: 
handlung und Abftimmung herbeizuführen, vie feinen in ber hohen 
Berfammiung kaptivirt. Inwieweit Died der Abtheilung gelungen 
if, und ob die hohe Verfammlung das Gutachten fo findet, daß in 
dieſer Weife verhandelt werben kann, muß die Abtheilung der hohen 
Verſammlung unferem Herrn Marfchall überlafien. 

Gleich bei der Ueberfchrift muß ich um Nachſicht bitten, daß 
bei der Eile, mit weicher die Arbeit gefertigt worden ift, mitunter 
ein Wort untergelaufen ift, was nicht ‚recht an feinem Plabe ſteht. 
So hätte micht gefagt werden fönnen „der Patente“, fondern „der 
Berorbnungen. Ich bitte das zu entfchuldigen, es iſt offenbar 
nur ein Fehler des Referenten. 

Gerlieſ t das Gutachten): 


Gutadhten 
' der 
bierten Abtheifung der Kurie der drei Stände bes Der: 
" einigten Landtags 
' betreffend 
die Petitionen auf Aenderung der Patente vom 3. Sehrnar 1847 
| mit Rückſicht auf die frühere Gefesgebung. 


2. !er vierten Abtheilung find folgende Petitionen zur Begutachtung überwieſen: 
1) die Petition der Abgeordneten Schier und Kerſten: 





0) anf periodiſche Zuſammenberufang des Vereinigien Landtages in ges 
wiflen Zeitabfchnitten, event, alle 4 Jahr, 
b) anf Mopifizirung des $. 6 der Verordnung über die Bildung des Ders 
einigten Landtages vom 3. Februar 1847, 
ec) auf Beſchränkung der der ftändifchen Deputation für das Staateſchul⸗ 
denmwefen beigelegten Befugniife; 
2) die Petition des Abgeordneten Hirſch: 


a) auf periodifche Zufammenberufung des Bereinigten Landtages alle 2 
oder alle 4 Jahre, 

b) auf Aufhebung des Vereinigten Ausichuffes, 

c) auf Aufhebung ver ber Ränbifchen Deputation für das Staateſchnul⸗ 
denwefen beigelegten Befugnifte, bei ver Aufnahme von Staatsanieh, 
nen mitzuwirfen ; 

3) die Petition des abgeorbneten Küpfer, auf periopifche Wiedenehr der 
allgemeinen Landtags⸗Verſammlungen in Zeiträumen vog 2 Jahren; 
4) die Petition des Abgerroneten von Puttkammer, babin gehend, bie 

Geſetzgebung vom 3. Februar 1847 im Ganzen, wie in ben einzelnen 

- heilen, einer reiflicden Grörterung zu unteriverfen und deren Refultat 
aleruntertsänigf vorzutragen; 
5) die Petition des Abgevroneten M. Wlemming, auf Erweiterung der 
ſtaͤndiſchen Rechte; 
6) die Petition des Abgeordneten Urra, dahin gehend: 
a) die Beſtimmungen des Patents vom 3. Februar 1847 mit dem Ges 
. fe vom 17: Sauer 1820 in Cinklang zu bringen, 

b) auf eine regelmäßige Wiederkehr des Bereinigten Landtages, 

c) den Unterthanen das freie Petitionsrecht zu erhalten; 

7) die Petition des Abgeordneten Hayn, welche Feine beflimmien Anträge, 
ſondern nus allgemeine Wüunſche über die preußiſche Verfaſſung enthält; 
8) die Petition der Abgeordneten Graäͤtz und Naumann, dahin gehend: 

a) dab Sr. Mafrhät dem Könige vorgetragen werben möge, ba, fo 

. lange dem Bereinigten Landtage nicht das durch das Gele vom 17. 
Jannar 1820 der reichsftändifchen Berfammlung vorbehaltene Recht 
im entfprechenden Umfange übertragen worden, Darlehne, für welche 
nicht das gefammte Dernögen und Gigenthum des Staates zur Gis 

cherheit beftellt wird, überhaupt nicht aufgenommen werden können, 

b) bei Darlehnen für oder in Kriegszeiten, wo die bloße Iuziehung der fläns 
difchen Deputation für das Staatsfchuldenweien nicht ausreichend ifl, 
die nash dem Gelege vom 17. Januar 4820 bei Aufnahme von Dar: 
lehner ohne Unterjchieb erforderliche Zuziehung und Mitgarantie 2 
Vereinigten Lanbtags zu erſetzen, 

-c) much außerordentliche Steuern in Kriegszaiten nur bann onhgeiiuinn 


"Bin werben fönnen, wenn bie Stäube vorher bie. betreffenden. Geſetz⸗ 

Entwürfe berathen haben, 

Hd). ur Ge, Majehät zu bitten, dieſe Gelege vom 3, Februar 1847 mit 

den älteren Geſetzen nach erfolgter Bereinbarung mit dem Dereinigten 

Landtag in Ginflang zu bringen; 

9) die Petition Des Abgeordneten Grafen von Schwerin, 

e) Se. Majeftät den König zu bitten, das Recht der Stände auf 

«) periobifche Ginberufung des Vereinigten Landtages, 

® B) das Recht der Zuftimmung befielben zu allen vom Staate zu ma 

chenden Anleihen, 

y) das Recht deſſelben, den Beirathh zu allen allgemeinen Geſetzen, 
welche die perfönlichen und GCigenthumsrechte ber Unterthanen bes 
treffen, allein vechtsgültig ertheilen zu bürfen, 

anzuerfennen und 

b) Hinfichtlich des $. 9 der Verordnung vom 3. Yebrnar 1847 über die 

Bildung des Vereinigten Landtages eine authentifche Declaration zu 

erthellen, die jeden ‚Zweifel über das Berhältniß der Domainen uns 

möglich macht, 

ce) He Wuhlen zu ven ſtaͤndiſchen Ausichäffen und zu ber ſtändiſchen 

Deputation für das Staatsſchuldenweſen für diefen Landtag auszuſetzen; 

- 10% die Betition des Abgeordneten Grabow, Se. Majeſtaͤt den König al: 
feruntertgänigft zu bitten, das unverfehrte Fortbeſtehen feitheriger Rechte 

Allergnädigft anzuerfennen und fie der neuen Geſetzgebung einzuverleiben, 

wodurch außer Zweifel gefeht werben wärbe, daß 

a) der PBereinigte Landtag diejenige reicheſtändiſche Verſammlung fei, 

deren die Berorbnung vom 17. Januar 1820 gevdentt, 

b) daß er periodiſch jährlich wiederfchren werde, 

e) daß nur er allein die dem ftändifchen. Musfchuffe und der fländifchen 

- Deputation für das Staatsſchuldenweſen übertragenen KRechte aus: 
zuüben habe und biefe baher fortfallen könnten, 

d) baß der Vereiniigte Landtag alle neuen Staatsanleihen ohne alle Aus: 
rc nahme zu Fonfentiren und zu allen Steuern feine Zuſtimmung zu 
1 geben Babe; 

- 30) Die Petition des Abgeordneten Gamphaufen, auf regelmäßige Berus 
fung des Bereinigten Landtages von zwei zu zwei Jahren; 

19) Antrag des Abgeordneten Kirſch, eine Bitte an Ge. Majeſtät deu Kös 
nig zu richten, die Derfaffungsgefege nicht ohme Zuſtimmung ber Stände 
zu ändern. 

Wie fihon oben erwähnt, betreffen fämmtliche vorſtehend aufgeführte Pes 
Uklonen vie Sefehgebung vom 3. Februar 1847 entiweber im Nilgemeinen oder 
iu einzelnen Teilen; deshalb war bie Abtheilung ber Auficht, daß die ſämmt⸗ 
Vihen Autraͤge nicht einzeln, fondern der gefammie Inhalt verſelben nad ben 
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verſchiedenen Gawptmaterien gefondert zu berathen ſei. Dieſer Auftcht folgend, 
hat dieſelbe ſich die von den verſchiedenen Antragſtellern angeregten Fratgen vor⸗ 
gelegt und wird bei jeder derſelben ihre gukachtliche Reinung entwickeln und auf 
Grund derſelben der hohen Verſammlung ihre Vorfchlaäge zur Beichlußnahme 
gehorſamſt anheimgeben. 

Am voraus wird noch bemertt, dag diejenigen Petitionen, welche ausführs 
lichere rechtliche Deductionen enthaften, dem Gutachten, um baffelbe nicht fo vos 
Iummös zu machen, gedruckt beigegeben find, wodurch es möglich war, die Bründe 
in gebrängterer Kürze aufzunehmen und in Bezug anf die weitere Ausführung 
derſelben flets auf die Beilagen hiermit zu verweifen. Da die Petition des Abs 
georbneten Camphanfen Bereits vom Antragfleller dem Druck übergeben und 
an wie faͤmmtlichen Mitglieder vertheilt ift, fo find ale Beilagen, auf Berans 
leffung der Abtheilung, mit abgedruckt: vie Petitivnen der Abgeordneten Bräg 
und Ranmann, des Mbgeorbneten Grafen von Schwerin und bie des Ab⸗ 
geordneten Grabow). 

"A. Ulle diejenigen in den verſchiebenen Petitionen enthaltenen Anträge, welche 
ſich auf das dem Vereinigten Landtäge felbſt oder anderen Corporationen 
und Individnen zuſtehende ober zu verleihende oder auszubdehnende Peti⸗ 
tionsrecht beziehen, hält vie Abtheilung bereits durch das über dieſen Ges 
genſtand ſchon früher von Ihr abgegebene Gutachten fire erledigt. 

B. Was ferner die ganz allgemeinen Anträge der Petenten von Puttkammer 
und Hayn auf Erörterung der Gefepgebung vom 3. Februar 1847 im 
Ganzen und in ihren einzelnen Theilen anlangt, fo glaudt die Abthei⸗ 
Inng auf diefe Anträge in ihrer Allgemeinheit nicht eingehen zu dürfen, 
indem bie Alterhöchften Berorbnungen vom 3. Februar 1847 dem Ders 
einigten Landtage nicht als Königliche Propofltionen vorliegen, wogegen 
diejenigen Punkte diefer Geſetze einer fpeziellen Erörterung unterworfen 
find, welche in den einzelnen Petitionen befonders hervorgehoben ober 
auch nur angeregt find. 

C. Der Gegenſtand, der hauptfaͤchlich von ſaſt allen Petenten zum Biel ihrer 

Forderungen und Wänſche gemacht if, bildet 
bie periodiſche Binberwfung des DBereinigten Landtages. 
Diefe iſt theils alljährlich, theils alle zwei, theils alle vier Jahre, theils 
endlich ohne Anfichrung beftimmter Beitabfchnitte beantragt worden. 
Sie wird von einzelnen Petenten aus Medytsgrünsen verlangt, von 
anbören aus runden der Nuͤtzlichkeit für noikwenbig erachtet und gewünfcht. 
Die Abtbeilang hat daher für unerläßlich gehalten, fi ſowohl 
über die vorgetragenen Mecytögründe, ale auch ber die Srhnde der Nütz⸗ 





“) Wit Haben biefe Petition gleich Hinter dem gegenwärtigen Gutachten 
abgedruckt. Aumerk. bes Herandg. 
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Split beſonders zu Außen und wird, nachdem ſolches geſchehen, ber ho⸗ 
hen Verſammlung den ihr geeignet ſcheinenden Vorſchlag machen. 

I. Die Gründe, ans welchen die Petenten die periodiſche Einbernfung 
des Vereinigten Landtages als ein Recht glauben fordern zu koönnen, 
find folgende: 

Saͤmmtliche frühere Geſetze und insbeiondere das Gefeh vom 
22. Mai 1815, 17. Januar 1820 und vom 5. Juni 1833 ſprechen 

‚ von zu fchaffenden Gentral:Berfammlungen, wenn and verfchiebene 

- Bezeichnungen für fie gebraucht find, und Legen benfelben beflimmte 
Attribute und Functionen bei, welche ihrem Weſen nach uur au eine 
ſolche Verſammlung gewiefen werben fönnen, die in befimmten, ges 
wiſſen Zeitabſchnitten wiederkehrt. In Bezug auf eine Function, 
nämlich die alljährliche Legung der Rechnung über die Staatsichuls 
den nach Artifel XIIL des Gefebes vom 17. Januar 18230, iſt ver 
Zeitpunkt, binnen welchem diefe Berfammlung wiederkehren foll, ganz 
befimmt ausgefprochen. Es kommt hier, nach Anficht der Betenten, 
nicht auf die bloße Rechnungslegung an, fondern darauf, daß, ba der 
Geſetzgeber die alljaͤhrliche Verſammlung der Reichsſtaͤnde ale ſich von 

ſelbſt verſtehend angenommen Hat, er auch dieſer Verſammlung die⸗ 
jenige Function, die alljährlich Rattfinden folle, nämlich die Rechnungs 
abnahme, ‚übertrug. 
Die Geſetze vom 3 Februar 1847 legen nun diefe jährliche Rech⸗ 
nungsabnahme, ſo wie mehrere andere Zunctignen und Attribute, die 
nad der früheren Gefepgebung, namentlich nad den oben allegirten 
:. Beſetzen, lediglich nur von der reichsſtäͤndiſchen Derfamminug aus: 

goubt werden können, nicht nur dem Bereinigten Landtage, der doch 
nur allein als veicheftändifche Berfammlung zu betrachten ifl, bei, fons 
dern neben demſelben auch noch anderen KRörperfchaften, nämlich den 
ſtaͤndiſchen Ausfchüflen und der flänpifchen Deputation für das Staates 
fchuldenweien, confr. $. 3 der Berorhaung über vie Bildung ber Wer: 
einigten Ausſchüſſe und $. 6 ber Verordnung über die Bilpang des 

Bereinigten Landtages. Diefe können aber nicht als die reichefläus 

diſche Berfammlung angefehen werden, ſchon um deshalb nicht, weil 

fie, wie das Geſetz vom 5. Juni 1823 anodrücklich vorfchreibt, nicht 
aus den Prowinzialfländen hervorgegangen find, und eben deshalb 

Sonnen fie quch mit Rüdficht auf bie frühere Geſetzgebung den Ders 

einigten Landtag gar nicht vertreten. Es if nun im ben früheren 

oben allegirten Gefegen immer une von einer Verfammlung ber Lans 
desrepräfentanten oder der Reicheftände die Rede, woraus dann folgt, 
daß auch nur eine ſolche Verfammlung exiſtiren kann, und daher 
diefe und nicht andere, welche nicht gleicher Natur und Urſprungs 
find, die gefeglich ihr auferlegten Pflichten erfüllen muß, und da biefe 





Mflichten alljaͤhrlich ihre Einberufung verlangen, fo iſt das Necht Der 
Stände begründet, daß die altiährliche Binberufung des Bereinigten 
Landtages erfsigen muß. 

Se. Majeſtaͤt der König nehmen in Allerhechſtihren Berorbuuns 
gen ausdrlicklich anf die Geſetze vom 17. Januar 1820 und 5. Juni 
18233 Bezug und äußern, daß die Berorbnungen vom 3. Webruar 1847 
. ein Fortbau der früheren Geſetzgebung find; Allerhöchſtdieſelben haben 
in dem Erlaſſe vom 22. April c. auf die Adrefle auodrtücklich gefagt, 
daß die Berorbuungen vom 3. Yebrnar 1847 nur vie Gefüllung frür 
herer Berheißungen find und wefentlich neue Rechte Hinzufügen. Hier⸗ 
aus geht deutlich hervor, daß Se. Mojeftät die früheren Geſetze als 
vollfommen zu Hecht beflchend anfehen und eine lttratinn derſelben 
durch vie fraglichen Berordnungen nicht beabfüchtigt und gewollt has 
ben. Da aber nach der obigen Ausführung die Geſetze in der Art 
nicht erfüllt wurden, daß die früher verheißenen Nechte der Reiches 
fände nicht ausfchlieglich dem Bereinigten Landtage eingeräumt find, 
diefer aber als die verheigene reichsſtäudiſche Verſammlung anzufehen 
if, fo folgt darans, daß die Stände die Anerfennung, daß ber Ver⸗ 
einigte Landtag die reichöftändifche Berfammlung fei, erwarten bürs 
fen, und daß, als eine weitere Folge Hieraus, diefe Berfammlung auch 
alljaͤhrlich zur Erfüllung ihrer Pflichten berufen werden muß, 

Diefe Gründe fanden bei einem Theile der Abtheilung volle 
Geltung und Anerfennung. Begentheilig wurde inbeflen behauptet, 
daß die Zuficherung der alljährlichen periodifchen Wiederkehr nirgends 
in den früheren Geſetzen direft ausgeſprochen ſei. Es wurbe zugeges 
ben, daß der Gefeßgeber fich eine beftimmte periodifche, au wehl alls 
jährliche Wieverkegr bei den früheren Verheißungen gedacht haben 
möge; man verfannte auch nicht, daß es zur inneren Nothwendigfeit 
des Beftchens folcher Berfammlungen gehöre, daß fie veriobifch wies 
derfehren müßten, indeflen fei es jedenfalls nothwendig, wenn man 
die alljährliche Wiederfehr als ein Recht von der Krone fordern wolle, 
daß doch auch ein beſtimmter Ausſpruch des Geſetzgebers vorliegen 
mürffe und man nicht auf den Grund rechtlicher Deductionen eine For⸗ 
derung bafiren fönne. Webrigens fel zu ber Ausübung ber der reiches; 
flindifchen - Verſammlung im Geſetz vom 17. Sanuar 1820 un» 8, 
Iunt 1923 verliehenen Rechte und anferlegten Pflichten Teinesiweges 
eine alttäßrliche Berufung nothwendig, und namentlich erforbere bie 
nad dem Belek vom 17. Januar 1830 beſtimmte jährliche Nechnungs⸗ 
Abnahme Teine jährliche Zufammenbernfung, pa bie Provinzialflände 
bewieſen, daß fändifche Gorporatienen fehe wohl fortlaufende Func⸗ 
tionen ausüben Fünnten, ohne gerade alljährlich zufammenzutreten. Die 


- Ränbifchen Ausſchüffe, ſo wie die ſtaͤndiſche Deputation für das Staates 


rt 
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"Sußneniwein, gingen, wenn auch nicht direkt, doch indirelt aus ben 


Brevinzial- Ständen hervor, denn der Vereinigte Landtag, aus defleu 
Mitte fie gewählt würden, fei nichts Anderes, als bie Bereinigung 


 fünnmilicher Provinzial. Landtage; die Periobizität, wenn auch nicht 


die: jägrlihe Wiederkehr, fei den ſtändiſchen Ansſchüſſen zugefichert, 
und ba der Gefeßgeber in dem Gefep vom 22. Mai 1815, 17. Jar 
nuor 1820 und 5. Juni 1823 überall nur bie. Schaffung einer Lan- 
desorepraͤſentation irberhaupt verheißen, die Axt, wie ſolches gefchehen, 
aber nirgends beflimmt Habe, die Kreirung des Iufkituts der fländi- 
ſchen Auafıhäfle neben dem Bereinigten Raubtage aber nichts weiter 
als eine befondere Form für die Wirkſamkeit des Bereinigten Land⸗ 


: tages ſei, fo lönne Die periodifche Wiederkehr bes Berrinigten Land⸗ 


tagen als Met nicht verlangt werben. 
Diefe verſchiedenen Anfichten waren nicht zu vereinen, und murbe 


daher über die Frage: 


u. 


ob die Abtheilung der Anficht fei, Daß ans dem Geſetz vom 17ten 
Januar 1890 und veffen Bezugnahme auf die frühere Geſetzgebung 
ein Rechts⸗Anſpruch auf eine jährtihe Zuſammenberufung der 
reich sſtaͤndiſchen Berfammlung geltend zu machen wäre? 
abgeftimmt und viefelbe durch die Majorität ber Abtheilung verneint. 


Dagegen aber ward die weitere Frage: 
Tritt die Abtheilung der Anſicht bei, daß aus dem Geſetze vom 
. 17. Januar 1820 und defien Bezugnahme auf die frühere Geſetz⸗ 
gebung ein Rechts-Anfpruch auf eine periodifche Zufammenberufung 
der reichöftändifchen Verſammlung in fo Furzen, regelmäßigen Fri⸗ 
fen geltend gemacht werden lann, die fie in den Stand fegen, den 
Beflimmungen ber Art. 13 und 14 der Königlichen Verordnung 
vom 17. Januar 1820 zu genügen? 
mit Ausnahme einer Stimme bejaht. 


Hiernächſt ging man 
zur. Prüfung der Gründe über, welche yon ben Petenten für die Nütz⸗ 


‚sSichkeit und Nothwendigkleit der periopifchen Einberufung des Vereinig⸗ 


ten Landtages angeführt find. 

u) Nach der Verorbnung vom 9. zebrnar 1847, 86. 1, 5 und 6, 
ſoll der Bereinigte Landtag nur in beſonders mühligen Zällen vers 
ſammelt, im Uebrigen aber durch andere Körperfchaften vertreten 
werben. Da num bei unferer geordneten StantssBerwaltung und 
dem: erfreulichen Finauz⸗Zuſtande ſolche Fülle nur Febr felten eins 
txeten, fo if faft mit Gewißheit zu erwarten, daß Die Binberufung 
des DBereinigten Lauttages höchſt felten eintreten wird, und barin 
liegt unverkenabar eine Dexlimmerung es kaum erwachten, ges 





b) 


€) 


d) 


e) 


f 


— 


8) 


h) 
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fammten Räubifigen Lebens, denn nur hie regelmäßige Wiederkehr 
Tann folgen Berſammlungen reges Leben verleihen. 

Das den Provinzial⸗Ständen nach dem Geſetz vom 5. Juni 1823 
verliehene Betitiond s Mecht if ganz anf den Vereinigten Landtag 
übergegangen, würde aber, wenn dieſer Landtag wicht in beflimm: 
ten periodiſchen Friften einberufen wird, +igentlich illuforifch wers 
ben, da eben der Landesherr nur zu felten bie an feines Bol: 
kes vernehmen Tönne. 

Zwei centralftändifche Berfammlungen, wenn mau bie fländifchen 
Ausſchuſſe als felche betrachten wolle, koͤnnen nicht wohl gebeihs 
lich mit faft gleichen Rechten neben einander beſtehen, baher die 


periodiſche Wiederkehr der ſtändiſchen Ausſchuſſe nicht als ein ges 


nügenber Erfah angefehen werben kaun. 

Mur dann können große Stänbe-Berfammiuugen gedeihlich anf die 
Staats-Berwaltung einwirken, wenn fie in regelmäßigen Zeit-Abs 
ſchnitten wiederkehren, während fie, wenn fie dieſes Grforberniß 
nicht befigen, nur erfchlitiernd in das große Triebrad ber Staato⸗ 
Raſchine eingreifen. | 
Die eigentlichen Berfaflungsfrngen finb nach 8. 22 der Verordnuug 
vom 3. Februar 1847 über die Bildung des Bereimigten Lande 
tags den Vereinigten Landtage ausſchlleßlich Abertragen; würde 
derfelbe daher nicht in beftimmien Perioden wiederkehren, fo ſteht 
zu befürchten, daß er ih, wenn er zufammentritt, ganz beſonders 
und mehr als gut iſt mit Verfaffungsfragen beichäftigen werde, 
eben weil die Beforgniß, vielleicht lange nicht Gelegenheit dazu 
zu haben, dieſe hervorrufen würde. 

Da der reihöfländifchen Berfammlung daurch die früßeren Geſetze 
beftimmte altjährlich wiederkehrende Functionen zugewieſen find, fo 
erſcheint es jedenfalls befier, daß man dieſe Berfammlung au 
diefe Functionen felbft ausüben läßt und fe nicht anderen Kör⸗ 
perfchaften überträgt, deren Berechtigung dazu wenigflens nicht 
zweifelsfrei ift, un fo mehr, als dem Geſetzgeber bei Emanation 
der oft erwähnten Gefebe vom 22. Mai 1815, 17. Yanıar 1890 
und 5. Juni 1923 jedenfalls, wenn auch nicht vie alljährliche, 
doch die Wiederkehr der Bentrals Derfammlungen in beflimmten 
Berioden vorgeſchwebt hat. 

Die Zufigerung einer periodiſchen Wiederkehr der Landtags: Ders 
famminngen wird ferner die Unruhe und Bedenken vieler Gemüs 
ther befeltigen und aus dieſer Wiederkehr rigeutlich alles das von 
felbR folgen, was die große Mehrzahl der Stände, vealleicht Ale, 
einſtimmig twänfchen. 

Auch die Geſchichte aller älteren Stände: Berfafiungen' empfiehtt bie 


Ginrichtung, daß dieſe Stände-Berfammfungen ſteis in beflimmten 
Perioden wiederkehren mäflen, wenn fie febensfähig Hleiben, lebens: 
kraͤftig und gedeihlich wirkten ſollen. 

i) - Die Staͤnde⸗Verſammlung nur in den Zeiten ber Noih und haupt⸗ 
ſaäͤchlich nur bei Kontrahirung von Schulden zuſammenzuberufen, 
erſcheint auch in der Gegenwart bedenklich, denn die Erfahrung 
aller Zeiten Ichrt, daß dann Vie Berathungen nicht mit der Ruhe 
und Umficht und Unbefangenheit gepflogen werden, und dag man 
dann andere Zwecke einmifcht, wofür nur dieſe Gelegenheit bleibt. 

k) Berner iſt die Periodizitaͤt um deshalb von großer Wichtigkeit, 

weil fie die Gelegenheit gewährt, den Werth des Beſtehenden zu 

bemefien, die Ausführung nützlicher Maßregeln nicht zurückzuhal⸗ 

ten und die. Befepgebung vor Sprüngen zu bewahren. Eie mil: 

dert den zu großen Einfluß der Bramten und ſtaͤrkt und hebt die 

Kraft der Staatsregierung, 

Die Bereinigten Lanbtage find ſchon um beshalb durch die Aus- 

ſchüſſe nicht zu erfegen, weil, wenn die Vereinigten Landtage nicht 

in beflimmten Briften einberufen werden, tiefer Berfammlung bie 

Gelegenheit zu ihrer eigenen nothwendigen Ausbildung fehlt. 

m) Guplih aber wird die Zuſicherung der periodiſchen Wiederkehr, 
als ein Aft des Königlichen Dertvanens zu dem Bolfe und ben 
Ständen, das Vertranen zum Landesheren noch erhöhen und ſo⸗ 
mit die Stetigfeit der Verfaflung befördern. 

Die Abtheilung ſchloß ſich der Anficht, daß aus den vorfichend auf- 
aeführten Gründen die Periodizität des Bereinigten Landtages eben 
fo nothwendig als wünfchenswerth fei, einfimmig an und beautwor: 
tete die Frage: 

Soll mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, insbeſondere auch 

aus Nüplichkeits- und inneren Nothwendigkeitsgründen Se. Ma: 

jekät gebeten werden, bie periodifche. Iufammenberufung des Ber: 
einigten Landtages in beflimmten Zeitabfehnitten anszufprechen ? 
einftimmig mit Sa. 

Eben fo wurde die Frage: 

Soil überhaupt eine beſtimmte Friſt für die Wiebereinberufung ber 

Stände vorgefchlagen werben? 
von der Mehrheit ver Stimmen bejaht; die Trage aber, ob eine all- 
jaͤhrliche Einberufung beantragt werben ſolle, mit Ausnahme einer 
Stimme verneint. 

Nachdem nun die Frage, ob eine zmeijährige Ginderufung bean: 
tragt werben follte, von der Mehrheit der. Stimmen bejaht war, fam 
die Abtheilung zu dem Beichluß, dem hoben Lanbtage gehorſam vor⸗ 
zuſchlagen: 
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Ge. Majeſtaͤt ven Noͤrig allerunterthaͤnigſt zu bitten, mit Bezug 
auf die fräßere Geſetzgebung, insbefoubere auch ana Rütz lichkeits⸗ 
und inneren Nottzwendigkeitegründen, bie inberufung des Ders 
einigten Landtages alle zwei Jahre auszuſprechen. 


Landtags - Harfhall: Hier ift bereitß eine Frage ausgeworfen; 
indeß der Abfchnitt, den wir eben gehört haben, fteht mit dem fols 
genden (D.) in fo innigem Zuſammenhange, daß ich den Herrn 
Referenten bitte, auch wiefen noch worzutragen, damit bie Herren 
Redner fich über beide zugleich Außern Fönnen.*) 

Referent: 

D. Eben ſo iſt in faſt allen Petitionen der Antrag auf Aufhebung reſpekt. 

Modifizirung ber ſtändiſchen Ausſchüſſe nach dem Gefetz vom 3. Februar 
1847 enthalten. Dieſelbe wird eben ſo, wie bei der Periodizitaͤt der Ver⸗ 
ſammlung des Vereinigten Landtages, theils als ein den Ständen bereite 
verliehenes Recht in Anſpruch genommen, theils aus Gründen der prafs 
tiſchen Nüslichkeit gewünfcht und nothwendig erachtet. 


I, 


Die Abtheilung bat fich daher vor Allem 
mit den Gründen befchäftigt, welche ale Motive zur Begründung ei⸗ 
nes Rechts⸗Anſpruchs angeführt find. Man fügt fi) im Allgemeinen 
auf die Geſetze vum 22. Mai 1815, 17. Juni 1820 und 5. Juni 1823 
und folgert aus biefen wie nachflehend: 

Es iR mach diefen Geſetzen ganz unzweifelhaft, daß der Geſetzge⸗ 


ber immer nur eine centralländifche Verſammlung im Auge gehabt 


hat, daß er nur eine ſolche hat fchaffen wollen. Er hat diefer einen 


. Berfammlung verfchiedene Functionen und Attribute verliehen und 


fann daher nicht, da jene Geſetze noch zu Recht beſtehen und deren 
Rechtsbeſtaͤndigkeit, theils durch Bezugnahme auf diefelben in dem Ge⸗ 


ſetze vom 3. Februar 1847, theils durch Die Antwort auf die Adreſſe 


vom 22. April 1847, anerkannt ift, diefe verfchiedenen Attribute und 
Functionen an verfchiedene Corporationen vertheilen, ohne bie Webers 
einfimmung mit der früheren Gefepgebung zu alteriren. Schon der 
Natur der Sache nad koͤnnen bie verfchiebenen Functionen, die einer 
Gorporation verliehen find, nur. einheitlich yon ihr ausgeübt werben. 
Es iR aber unzweifelhaft, daß die Gelege vom 3. Februar 1847 die 


den Reihöftänden verlichenen Rechte und auferlegten Pflichten zwiſchen 


verſchiedenen Gorporationen getheilt haben, denn fie haben den Bei: 


5 Wir laſſen indeß, wie fchon früher gefchehen, der beſſern Veberficht we⸗ 
gen dan Weferenten dad ganze * Vutechten iebi ‚gleich bis zu Ende vortragen. 


V. 


Anm. bes Herausg. 
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rath der Stände zu den Gufehen, die Merſonen⸗ und Migenthumsrechte 
betreffend, fo wie Die Kontrelle der Staatsſchulden, bald diefen, bald 
jenen fändifchen Corporationen übertragen uud überbies noch ſolchen 
Gorporationen, die wicht einwal, wie #6 das Geſetz vom 22. Mai 
1815, $. 3 verlangt, aus den Provinzials Ständen hervorgegan- 
gen find. 

Befonders wird noch hervorgehoben, daß vie Borbehalte, welche 
die Krone fich in den früheren Geſetzen gemacht, nur das Wie? und 
Bann? hinſichto der Ginführung einer. allgemeinen Bandes Nepräfens 
tatiou betreffen, daß alfo mit Per wirklichen Ginberufung des Bereinige 
ten Landtages und ber dadurch gefchaffenen allgemeinen Laudes⸗Re⸗ 
präfentation die denfelben verheißenen Attribute eo ipso gleih auf 
diefelben übergegangen find. Wenn biefe alfo nicht ganz übergehen 
-follen, fo wird dadurch das Recht bes Vereinigten Landtags ge⸗ 
ſchmaͤlert. 

Se. Majeſtät hat in dem rheiniſchen Landtags⸗Abſchiede vom 30. 
Dezember 1843 ausdrücklich den Antrag ded rheiniſchen Landtags, 

die Ausichifle der Landtage in Reichsſtände zu verwandeln, 
als mit dem Wefen dentfcher Verfaffung unvereinbar, zurückgewiefen, 
woraus denn gefolgert werden muß, daß auch jeßt diefen Ausſchüſſen 
nicht beftimmte Hechte ber Reichsſtände übertengen werden fönnen. 

Diefe Grimde waren es, welche theils von den Betenten, theils 
von Mitgliedern der Abtheilung angeführt find, um die Forderung ber 
Aufhebung der ſtändiſchen Anusichüffe zu begründen. 

Begentheilig wurde dagegen bemerkt, daß man immer darauf würde 
zurüdfommen müflen, daß ein Recht der Krone gegenüber nur dann 
als folches in Anfpruch zu nehmen fei, wenn foldhes Far und dent: 
lich in den Gefegen ausgeſprochen fei, aus bloßen Kolgerungen und 
bem Zurückgehen auf die dem Gefehgeber vorgeſchwebt habende Ab⸗ 
fit aber von der Krone nie ein Recht gefordert werben fünne. 8 
wurbe hervorgehoben, daß ein Farer, mit deutlichen Worten gefaßter 
Ansfpruch nirgends in einem Geſetze vorliege, daß nme einzig und 
altein eine geſammte reichsſtaͤndiſche Verſammlung bie ihr verheißenen 
Rechte auszuüben habe, man fand ſolches in gewiſſer Beziehung fehr 
ſchwierig und hielt eben deshalb das Mecht ter Krone, anf Theile der 
Berfammlung gewiffe Rechte zu üderteagen, für. volffonnmen begrüns 
bet, da der Gefehgeber ſich das Wie der Anoführung des Berfprechens, 
eine Landes: epräfentation zu fchaffen, ausdrücklich vorbehalten und 
nur beftimmt habe, daß diefelbe aus den Provinzial-Ständen hervors 
gehen folle. Das LKestere fei erfüllt, da die Auoſchuſſe aus deu Bros 
Yinzials Ständen, wie fchon sub C. erwähnt, Yervorgegangen wären. 
Auch fehle es nicht an Beifpielen, dag Kollegien in einzelnen Teilen 
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giwide Sechte des Sangen ſalbſtſadig austibten, uud ſei die Errich⸗ 
tung ber flänbifigen Ausſchüſſe eigentlich auch nichts Anderes, als eine 
Organiſation eines Geſchäftagenges. 
Ein Rechteauſpruch wurde daher, ba man in dieſen Fällen Geſetze 
" mr ganz striete interpretiren müfle, durchaus in Abrede geſtellt. 
Die Meinungen waren fo divergirend, daß man ſich darüber nicht 
vereinigen Tonmte, und bei der Abſtimmung über die Frage: 
Entfpsidet. ſich die Mhiheikung für die- Anficht; daß aus ber frü- 
- beren Gefshgebung eitien Rechtsaufpruch auf Wegfall der Aus⸗ 
ſchüſſe des Bereinigten Landtages in ihrer jetzigen Ciurichtung vor: 
handen ſei? 
wurbe biefelbe von 10 Stisenten bejaht und von. 8 Stimmen verneint. 


II. Dagegen war die Abteilung mit ben Petenten einſtiumig ber Ans 


ſicht, daß das Beitehen der ſtaͤndiſchen Ausſchüſſe in ihrer jetzigen Ge⸗ 
ſtalt, wo fie nicht im Auftrags der reichöfändiigen Verſammbung und 
nad) deren Inſtruction hankeln, nicht twunfchenöwerth erſcheint. 

Man fagte ſich, das das Veſtehen zweien ſolcher flaͤndiſchen Cen⸗ 
kralverfammiungen neben einander mit zum Theil gleichen Rechten 
weder für die Krone, nad, für die Stände erſprießlich fein könne, daß 
Migverkännnifie und Wirerfprüche faR unvermeidlich feien. 

Mau vergegenwärtigte fich bie Gefchichte früherer Ständer Derfamm- 
lungen und mußte zu dem Nefultate kommen, daß, wo bergleidden Aus: 


fe exiſtirt Gaben, entweder deſe Auoſchüfſe die Macht der Gaupt⸗Ver⸗ 
. femminngen ganz abſorbirt Haben und die letzteren bebentungslos gewor⸗ 


den ſtud, ober aber biefen wenig genbtzt Hätten. 

Auch bier venehe der Dereinigte Landtag nicht mit vollem Vertrauen 
auf die Tätigkeit: der Ausſchüſſe blichen, indem die ihm ſibertragenen 
Rechte für eine im Verhältniß zu im fehr Tleine Verſammlung zu ge: 
wichtig wäre, anbererfelts Aber koͤnne die Stellung der Ausſchiiſſe nur 
eine fehr befangene-und ſchwierige fein, da: die Ausſchüſſe fich unsermeid⸗ 
lich: wen Vereinigten Laudtag abs obere Inflauz danken müßten. 

Auf biefe Meile würden Reibungen zwiſchen beiven Körperfchaften 


. nnamsbleibli und das Mirten dir Aucfchüffe jedenfalls nicht erſprießlich 
in, unleugbar aber biefelben nicht das Vertrauen des Landes genießen, 


und darauf fomme es voch allein an. 
Mehme man nun endlich noch an, daß Sr. Majeſtät vie Bitten 
vdes Vereinigten Landtages erhöre mub demſelben Die Periodizitaͤt zu⸗ 
: figere, fo witsbe andy. das Vortbeſtehen der Aveſchiſe vollkommen 
uberflüffig fein. 
Die Trage: 
Se .mit Dezug auf Die frühere Geſeßgebung, inebeſaudere auch 
ans Ahrunben ber Nuhlichkeit uud inneren Nothwendigkeit, Ge. Ma- 
24% 
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jeſtaͤt der König gebeten werben, der WBerfal ver Unsichüfle in 
der ihnen darch die Allerhoͤchſte Vervrdrung vom 3. Februar c. 
gegebenen Einrichtung auszufprechen ? 

wurde einftimmig bejaht, weshalb die Abtheilung der Soßen Berfamms 

lung gehorfamf unbeimgieht, diefen Vorſchlag zu ihrem Beſchluß zu 

erheben. 

E. Ran —* ferner zu der Frage über, ob nach erfolgter Gmberufung des 
Pereinigten Landtages eine Beratung allgemeiner Geſetze noch anderswo, 
als beim Bereinigten Laudtage, 3. B. auch bei den Provinzial⸗Landtagen 
mit rechtlicher Wirkung eintreten Tonne? 

Es ſcheint außer Zweifel zu fein, daß die Krone ſich nach dem $. 12. 
der Verordnung vom 3. Februar 1847, die Bildung bes Vereinigten Laud⸗ 
tages betreffend, das Recht ausdrücklich vorbehalten hat, ven ftänbifchen 
Beirath über folche Geſetze auch von den Provinzial⸗Landtagen erfordern 
zu wollen. Dies würde aber den $. A des Gefehes vom 22. Mai 1815 
alteriren, Inden hiernach ausdrücklich alle, dae Perſonen⸗ und Eigen⸗ 
thumsrecht, ſo wie die Beſteuerung betreffenden Geſetze dem Beirathe der 
Verſammlung der Landes⸗Repraäſentation unterliegen ſollen; ferner dem 
Artikel III. Nr. 2. des Geſetzes vom 5. Juni 1833 in fo ſern zuwider⸗ 
laufen, als die Wirkſamkeit der Provinzialſtaͤnde in dieſer Beziehung nur 
fo lange ausgefprochen ift, als Teine allgemeine ſtaͤndiſche VBerſammlung 
befteht. 

Diefe Allgemeine Ständeverfammlung iſt nun. vorhanden, und deshalb 
muß, wenn man die früheren Gefehgebungen nicht in weientlichen Punks 
ten alteriren. will, auch die Wirkſamkeit der PBrorinzial-Landtage inſofern 
mobifleirt werden, als es zwar der Krone überlaffen werden muß, ob fie 
diefelben über dergleichen Geſetze hören will, dies aber nicht als rechtes 
gültig anzufehen ift, wenn dadurch das Gutachten ver vereinigten Stände 
erfeßt werden foll. Aus venfelden Gründen wird alfo auc der ſuündiſche 

Beirath bei ven Gefeben über bie Perſonen⸗ und Eigenthumsrechte, wie 
fhon sub D. oben erörtert, nicht durch den Beirat der ſtaͤndiſchen Aus⸗ 
fühle $. 9. ver Verordnung fiber die Bildung der ſtaudiſchen Ausfchüfle 
vom 3. Februar 1847 rechtsgültig erfegt werben Sinnen, fordern nur als 
kein der Vereinigte Landtag dieſes Nacht in Anſpruch zu nehmen haben. 

Gegentheilig wurde ziwar zugegeben, daß es allerbings wünſchenswerth 
und felbft im Intereſſe der Verwaltung liegen mie, vie Wirkſamfeit der 
Provinzialsdandtage anf das Feld zu beſchränken, weiches ihnen vom Ans 
fang an zugebacht und zugeſprochen fei, auch anerfannt, daß es fchr ſchwie⸗ 
tig und nicht einmal im Intereſſe der Berwaltung fein Ianne, die Pros 
vinzialstandtage einzeln zu hören, indem darin nicht die Stimme bes 
Landes zu erfennen fei, wenn bie acht Provinzen getrennt beriethen; bie 

. Berfammiung ber acht Provinzen gu einem Vereinigten Bumbtage eben fo 
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leicht au bewerfſtlligen ſein nürfte, ala die Verſammlung acht verſchie⸗ 
dener Landiage, auch die Werſammlung des Vereinigten Landtages ben 
großen Borzug habe, daß dieſem Königliche Kommiſſarien beiwohnten, 
was bei den Provinzial⸗Landtagen nicht der Fall ſei. — Gin Rechtéan⸗ 
ſpruch für die Stände ber Krone gegenhber, daß jedenfalls auch der Ders 
einigte Landtag über die fraglichen Bejehe gehört werben müfle, wurde 
aber; in Ahrede geftellt und uamentlich dagegen angeführt, daß, wenn auch 


: wirklich zugegeben würbe, daß der Geſetzgeber dieſen Beirat nach dem 


F. 


Geh vom 11. Mai 1815 und 5. Juni 1823. nur von den Reicheſtän⸗ 
ben habe verlangen wollen, doch jedenfalls Sr. Majekät dem Könige 
das Recht zuſtehen müſſe, früheren Verheißungen nur nach und nach Folge 
zu geben und fie theilweife ihrer Erfüllung entgegeuzuführen. ‘ 
Die Hierauf geftellte Brage: 
ob die Abtheilung her Anficht fei, daß aus der früheren Geſetz⸗ 
gebung ein Nechtsanfpruch zu begründen fei, bag hinfichtlich ber 
Berathnug über allgemeine Geſeßze der Beirath des Dereiuigten 
- Landtages nicht durch eine Verhandlung mit den Provinzialftäus 
ben exieht werben koönne, 
wurbe von zehn Mitgliedern bejaht und von acht verneint. 
Wohingegen bie Frage: 
Mill die Abtheilung vorſchlagen, mit Bezug auf die frühere Ge⸗ 
ſetzgebung, ſo wie aus Gründen ber Nützlichkeit und innern Noth⸗ 
wendigkeit, eine Bitte an- Se. Majeſtät den König zu richten, daß 
Sr. Majeſtaͤt gnaͤdigſt anzuerfennen geruhen, es könne ber Beis 
— rath bes. Vereinigten Landtages wicht durch Verhaudlungen mit 
ben einzelnen Provinzial⸗Landtagen ausgeſchloſſen fein, 
mit 17 Stimmen bejaht, von einer verneint wurde. 
Die. Aufhebung reſp. Mobifizirung der fländifchen Depntation für das 


Staatsſchuldenweſen ift Gegenſtand fat aller Petitionen, 


Es werben für den Antrag fomohl von den Betenten, als auch von 


verſchiedenen Mitgliedern der Abtheilung Gruünde angeführt, bie einen 


Rechtsauſpruch in den früheren länbifchen Geſetzen darauf zu finden glaus 


.. „ben, daß diefe Deputation. in ihrer jetzigen Geſtalt wegfallen mäfle. 


Nach bem.$.- 3 ber Verorkuung vom 22. Mai 1815 und Art. IL, 
IX, XII. uud XIV. der Verordnung vom 17, Jaunar 1820 if nur von 
Giner aus ven Provinzelftänden zu waͤhlenden Derfamminug ber Laus 
desrepräfenianten mit gewifien diefer Verſammlung uutheilbar zugeſtau⸗ 
Denen. Attributen die Rebe, während die Geſetze vom 3. Februar 1847 
beren drei ſchaffen und jener dieſer Merfamminngen einzelne Theile von 


+ Fechten, ſei es zur alleinigen Ausübung, fei es. in Vertretung ber ans 
‚ dern Merfamminygen, ;beilegen, webche mach ‚jenen ältern, nach gültigen 


u. Befepen ein ungetheiltes, mumibereufliches Attrihut ber einen land⸗ ober 


2. lichbäait Defondens zu Außen und wird, nachdem ſolches geichehen, der ho⸗ 
hen Berfammlnng des ihr geeignet ſcheinenden Vorſchlag machen. 


. . 
ur: 


wir, 
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Die Gründe, aus welchen die Petenten die periodiſche Einberufung 
des Bereinigteu Landtages .ale ein Recht glanben fordern zu user, 
find folgende: 

Sämmtliche fräßere Geſetze und insbefondere das Geſetz vom 


:232%, Mai 1845, 17. Januar 1820 und vom 5. Juni 1833 ſprechen 
von zu ſchaffenden Gentral-Berfammlungen, wenn and verfchiehene 
"+. Bezeichuungen für fie gebraucht find, und Legen benfeiben beftimmte 


Attribute und Functionen bei, welche ihrem Wefen nach um an eine 


x 


folche Terfammlung gewiefen werben können, die in beflimmten, ges 
wiſſen Zeitabſchnitten wiederkehrt. In Bezug auf eine Function, 
naͤmlich die alljährliche Legung der Rechnung über bie Staatsſchul⸗ 
den nach Artilel XIIL des Geſetzes vom 17. Januar 1820, ift der 
Zeitpunft, binnen welchem diefe Berfammlung wieberfehren foll, gauz 


beſtinat ausgeſprochen. Es kommt hier, nach. Anficht der Petenten, 


nicht auf die bloße Rechnungslegung an, fondern darauf, daß, da ber 
Geſetzgeber die alljährliche Berfammiung der Reichsftände als fi von 
ſelbſt verſtehend angenommen Hat, er auch dieſer Berfammlung die⸗ 
jenige Bunction, die alljährlich Fattfinden folle, nämlich bie Rechnungs⸗ 


abnahme, übertrug. 


Die Geſetze vom 3 Zebruar 1847 legen nun diefe jährliche Rech: 
nungsabnahme, fo wie mehrere andere Zunctionen und Attribute, die 
nach der früheren Geſetzgebung, namentlih nach den oben allegirten 
Geſetzen, lediglich nur von ber reichsſtändiſchen Verſammlung aus 


| geübt werben fönnen, nicht nur dem Bereinigten Landtage, der doch 
nur allein als reichsftändifche Berfammlung zu betrachten ift, bei, ſon⸗ 
«been neben demfelben auch noch anderen KRörperfchaften, nämlich den 


ſtaͤndiſchen Ausfchüflen und der ftänpifchen Deputation für das Staates 
ſchuldenweſen, confr. $. 3 ber. Derorbaung über. die Bildung der Wer: 
einigten Ausfchüffe und $. 6 der Veroxdnung über bie Vildung des 
Pereinigten Landtages. Diele koͤnnen aber nicht als ‚die reichefläns 
bilde Berfammlung angefehen werben, ſchon um deshalb nicht, weil 
fie, wie das Geſetz vom d. Juni 1823 ausedrücklich vorfchreibt, nicht 


aus den Provinzialfländen hervorgegangen find, nab eben deshalb 


Sonnen fie auch mit Nüdfiht auf die frühere Geſeggebung ben Ber: 
einigten Landtag ger nicht vertreten. Es iſt nun im ben früheren 
oben allegirten Gefeben immer nur von einer Verſammlung der Lan⸗ 
desrepräfentanten oder ber Reichsflände die Rede, woraus dann folgt, 
daß auh nur eine ſolche Verſammlung exiſtiren Tann, und baber 
dieſe und nicht andere, welde nicht gleicher Natur und Urſprungs 


find, die gefeglich ihr auferlegten Pflichten erfüllen muß, und ha dieſe 








Mfichten alljägrlich ihre Einbernfung verlangen, fo iR das echt der 
Staände begründet, daß die altjährliche Binberufung des Bereinigten 
Landtages erfolgen muß. 

Sr. Majeſtaͤt der König nehmen in Allerheͤchſtihren Berorbuuns 
gen ausdrlcklich auf die Geſetze vom 17. Januar 1820 und 5. Juni 
1823 Bezug umd äußern, daß die Verordnungen vom 3. Februar 1847 
. ein Fortbau der früheren Geſetzgebung find; Allerhoͤchſtdieſelben haben 
in dem Erlaffe vom 233. April c. auf die Adreſſe ausdrücklich geſagt, 
daß Vie Besorbuungen vom 3. Yebruar 1847 nur die Erfüllung fräs 
herer Berheißungen find und weſentlich neue Rechte hinzufügen. Hier 
aus geht deutlich hervor, daß Se, Majeftät die früheren Geſetze als 
vollfommen zu Recht befichend anfehen und eine Alterativn derſelben 
dur die fraglichen Berordnungen nicht beabfichtigt und gewollt has 
ben. Da aber nach ver obigen Ausführung die Gefehe in der Art 
nicht erfüllt wurden, daß die früher verheißenen Rechte der Reiches 
Hände nicht auesfchlieglich den Bereinigten Landtage eingeräumt ſind, 
diefee aber als die verheigene reichsſtändiſche Verſammlung anzufchen 
if, fo folgt darass, daß die Stände die Anerlennung, daß ber Vers 
einigte Landtag die reicheftändifche Verſammlung fei, erwarten bürs 
fen, und daß, als eine weitere Folge hieraus, dieſe Verſammlung au 
alljaͤhrlich zur Erfüllung ihrer Pflichten berufen werden muß. 

Diefe Gründe fanden bei einem Theile der Abtheilung volle 
Geltung und Anerfennung. Gegentheilig wurde indeflen behauptet, 
daß die Zuflcherung der alljährlichen periodifchen Wiederkehr nirgends 
in den früheren Gefeßen direft ausgeſprochen ſei. Es wurde zugeges 
ben, daß der Gefeßgeber fich eine beſtimmte periodifche, auch wohl alls 
jährliche Wiederfege bei den früheren Verheißungen gedacht haben 
möge; man verfannte auch nicht, daß es zur inneren Nothwendigkeit 
des Beſtehens folcher Berfammlungen gehöre, daß fie periobifch wies 
derfegren müßten, indeflen fei es jedenfall nothwendig, wenn man 
die alljährliche Wiederfehr als ein Recht von der Krone forbern wolle, 
daß doch auch ein befiimmter Ausfpruch des Geſetzgebers vorliegen 
mühe und man nicht auf den Grund rechtlicher Deductionen eine For⸗ 
derung baftren koͤnne. Uebrigens fei zu der Ausuübung der der reichs⸗ 
flinsifihen Berfamminng im Gefek vom 17. Januar 1820 un 85. 
. Juni 1983 verlichenen Rechte und anferlegten Bflichten Teinesweges 
eine alljaͤhrliche Berufung nothwenbig, und namentlich erfordere bie 
nach dem Geſetz vom 17. Januar 18230 beftimmte jährliche Rechnungs» 
Abnahme Seine jährliche Aufammenberufung, da bie Provinzialflände 
bewieſen, daß Rändifche Gorporationen ſehr wohl fortlaufende Func⸗ 
.. tionen ausüben könnten, ohne gerade alljährlicd; zufammenzutreten. Die 

. Ränbifehen Aus ſchicſſe, ſo wie die Ränbifche Deputatien für das Staates 


DE 
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-.. "Ssgußbenivefen, gingen, menu auch nicht direkt, dach indirelt aus den 


Provinzial⸗ Ständen hervor, denn der Vereinigte Landtag, aus defleu 
Mitte fie gewählt würden, fei nichts Anderes, ald die MWereinigung 
fanmtlicder Provinzial. Landtages; die Pexiodizikaͤt, wenn aud nicht 
die fährliche Wiederkehr, fei den ſtändiſchen Ausſchüſſen zugefichert, 
und ba ber Gefebgeber in dem Geſez vom 22. Mai 1815, 17. Ja⸗ 
nuor 18230 und 5. Juni 1823 überall nur bie. Schaffung einet Lan⸗ 
desrepräfentation iberhaupt verheißen, die Art, wie ſolches geichehen, 
aber nirgends beſtimmt Gabe, die Kreirung tes Juſtituts der fländis 
ſchen Auafchäffe neben dem Vereinigten Laudtage aber nichts weiter 
als eine beſondere Borm für die Wirkfamkeit ded Bereinigten Lands 


: tages fei, fo loönne Die perivbifche Wiederkehr des Berrinigten Land: 
. tages als Recht nicht verlangt werben. 


Diefe verfchiedenen Anfichten waren nicht zu vereinen, und mwurbe 


daher über bie Frage: 


05 die Abtheilung der Anficht fei, daß aus dem Geſet vom 17ten 
Januar 1890 und deffen Bezugnahme auf die frühere Geſetzgebung 
ein Rechts-Anſpruch auf eine jährliche Sufammenberufung ber 
reich sſtändiſchen Berfommlung geltend zu machen wäre? 
abgefitmmt und diefelbe durch die Majorität der Abtheilung verneint. 
Dagegen aber ward bie weitere Frage: 
Tritt die Abtheilung der Auficht bei, daß aus den Geſetze vom 
17. Januar 1820 und defien Bezugnahme auf die frühere Geſetz⸗ 
gebung ein Recht3:Anfpruch auf eine periodifche Zufammenberufung 
der reichöftändifchen Verſammlung in fo furzen, regelmäßigen Fri⸗ 
ſten geltend gemacht werden kann, die fie in den Stand fegen, den 
Beflimmungen der Art. 13 und 14 der Königlichen Verordnung 
vom 17. Januar 1820 zu genügen? 
mit Ausnahme einer Stimme bejaht. 


Hiernähhft ging man 
zur Prüfung der Gründe über, welche yon den Petenten für die Nüß- 


fichkeit und Nothwendigkeit der periwbifchen Sinberajung bes Vereinig⸗ 


ten Landtages augeführt find. 

) Much der Verorbnung von 9. debrnat 1847, 86. 1, 5 und 6, 
ſoll der Bereinigte Landtag nur in beſonders wühliget Fällen vers 
fammeit, im lichrigen aber durch andere Koͤrperſchaften vertreten 
werben. Da num bei unferer geordneten Staats⸗Verwaltung und 
dem erfreulichen Finauz⸗Zuſtande ſolche Faͤlle nur Febr felten eins 
treten, fo if fat mit Gewißheit zu erwarten, Daß. die Binberufung 
des Dereinigten Landtages höchſt friten eintreten wird, und barin 
liegt unverkenabar eine Bexkümmerung es kaum euwachten, ges 
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ſammten ſtändiſchen Lebens, denn nur vie regelmäßige Wiederkehr 
faun ſolchen Verſammlungen reges Leben verleihen. 

Das den Provinzial⸗Ständen nach dem Geſetz vom 5. Juni 1823 
werliebene Petitiond : Mecht if ganz anf dem Vereinigten Landtag 
übergegangen, würde aber, wenn dieſer Landtag wicht in beſtimm⸗ 
ten periodiſchen Friſten einberufen wird, «eigentlich illuforifch wers 
ben, da eben der Laudesherr nur zu felten bie Durſche ſeines Vol⸗ 
kes vernehmen konne. 

Zwei centralftändifche Verſammlungen, wenn man die ſtaͤndiſchen 
Ausichüfle als ſolche betrachten wolle, koͤnnen nicht: wohl gebeihs 
lich mit faſt gleichen Rechten neben einander beleben, daher bie 


‚perisbifche Wiederkehr der ſtändiſchen Ansoſchitſſe nicht als ein ge: 


angenver GErſatz angefehen werben kaun. 

Mur dann können große Stände-Verfammlungen gedeihlich anf bie 
Staats⸗Verwaltung einwirken, wenn fie in regelmäßigen Zeit⸗Ab⸗ 
ſchnitten wiederkehren, während fie, wenn fir dieſes Erforderniß 
nicht befigen, nur erfchlitiernd in das große Triebrad ber Staats⸗ 
Maſchine eingreifen. 

Die eigentlichen Berfaflungsfragen find nach 8. 32 der Verordnung 
vom 3, Februar 1847 über die Bildung des Wereimigten Lands 
tags den Bereinigten Landtage ausſchließlich Abertragen; würde 
berfelbe daher nicht in beſtimmten Perioden wiederkehren, fo flieht 
u befürchten, daß er fü, wenn er zufammentritt, ganz befonders 
und mehr als gut iſt mit Derfafiungsfragen befchäftigen werde, 
eben weil die Beſorgniß, vielleicht lange nicht Gelegenheit dazu 
zu haben, diefe hervorrufen würde. 

Da der reihsftändifchen Berfammlung durch die friheren Geſetze 
beftimmte alljährlich wieberfehrende Functionen zugewiefen ud, fo 
erſcheint es jedenfalls befier, daß man diefe Verſammlung au 
diefe Functionen felbft ausühen laßt und fe nicht anderen Körs 
perfchaften überträgt, deren Berechtigung dazu wenigftens nicht 
zweifelsfrei if, un: fo mehr, als dem Geſetzgeber bei Emanation 
der oft erwähnten Gefeke vom 22. Mai 1815, 17. Januar 1890 
und 5. Juni 1823 jedenfalls, wenn auch nicht Yie alljährliche, 
doch die Wiederkehr der Eentrals Derfammiungen in beflimmten 
Berioden vorgeſchwebt hat. 

Die Zufigerung einer periodiſchen Wiederkehr der Landtags: Ders 
fammlungen wird ferner die Unruhe und Bedenken vieler Gemü⸗ 
ther befeitigen und aus viefer Wiederkehr rigentlich alles das von 
felbR folgen, was die große Mehrzahl der Stände, seien Hk, 
einflimmig twirnfchen. 

Auch die Sefchichte aller älteren Stände-Berfafungen empfiehlt bie 


Binrichtung, daß dieſe Stände-Berfanmlungen ſtets in beflimmten 

Perioden wiederkehren mäflen, wenn fie lebenefaͤhig bleiben, lebens- 
kraͤftig und gedeihlich wirken ſollen. 

i) Die Stände⸗Verſammlung nur in den Zeiten ber Noih und haupt⸗ 
ſächlich nur bei Kontrahirung von Schulden zuſammenzuberufen, 
erſcheint auch in der Gegenwart bedenklich, venn die Erfahrung 
aller Zeiten lehrt, daß dann die Berathungen nicht mit der Ruhe 
und Umſicht und Unbefangenheit gepflogen werden, und daß man 
dann andere Zwecke einmiſcht, wofür nur dieſe Gelegenheit bleibt. 

k) Berner iſt die Periodizitaͤt um deshalb von großer Wichtigkeit, 
weil ſie die Gelegenheit gewährt, den Werth des Beſtehenden zu 
bemeſſen, die Ausführung nützlicher Maßregeln nicht zurückzuhal⸗ 
ten und die Gefetzgebung vor Sprüngen zu bewahren. Sie mil⸗ 
dert ben zum großen Ginfluß der Bramten und färkt und hebt die 
Kraft der Stasteregierung, 

1) Die Bereinigten Lanptage find ſchon um Yeshalb durch die Aus: 
ſchüſſe nicht zu erfegen, weil, wenn die Vereinigten Landtage nicht 
in beftimmten Friſten einberufen werden, dieſer Berfammlung die 
Gelegenheit zu ihrer eigenen notäwendigen Ausbildung fehlt. 

m) Endlich aber wird die Zuflcderung ber periodiſchen Wiederfehr, 
als ein Akt des Königlichen Vertrauens zu dem Volke und ben 
Ständen, das Bertranen zum Landesheren noch erhöhen und ſo⸗ 
mit die Stetigfeit der Verfaſſung befördern. 

Die Abtheilung ſchloß ſich der Anficht, dag aus den vorſtehend auf; 
aeführten Gründen bie Periodizität des Bereinigten Landtages eben 
fo nothwendig als wünfchenswerth fei, einfimmig an und beantwor⸗ 
tele die Frage: 

Soll mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, insbefundere auch 

aus Nüplichfeits- und inneren Nothwendigfeitsgründen Se. Ma: 

jekät gebeten werben, bie periodifche Zuſammenberufung det Ber: 

einigten Landtages in beflimmten Zeitabfchnitten auszufprechen ? 
einſtimmig mit Sa. 

Eben fo wurde die Frage: 

Soll überhaupt eine beffimmte Friſt für die Wiebereinberufung der 
Gtänbe vorgefchlagen werben ? 

von der Mehrheit der Stimmen bejaht; die Frage aber, ob eine al 

jägrlicge Minberufung beantragt werden folle, mit Ausnahme einer 

Stimme verneint. 

Nochdem muın die Brage, ob eine zweijährige Ginberufung bean; 
teagt werden follte, von der Mehrkeit der. Stimmen bejaht war, fam 
die Mötheilung zu dem Beichluß, dem hoben Landtage orten vors 


sufchlagen: 








Ge. Majeſtaͤt von Aönig allerunterthaͤrigſt zu bitten, mit Bezug 
anf die fräßere Geſehgebuug, insdefoubere auch ans Müplichleitss 
und inneren Nottzwendigkeitsgründen, bie Einberufung des Ders 
einigten Laudtages alle zwei Jahre auszufpreigen. 

Landtags -Marſchall: Hier ift bereitd eine Frage ausgeworfen; 
indeß der Abfchnitt, den wir eben gehört haben, fteht mit dem fol- 
geuden (D.) in fo innigem Zufammenhange, daß ich den Herrn 
Referenten bitte, auch wiefen noch vorzutragen, damit die Herren 
Redner ſich über beide zugleich Außern Fönnen.*) 

Referent: 


D. Eben fo if in faſt allen Petitionen der Antrag auf Aufhebung reſpekt. 
Modifizirung der Rändifchen Ausſchüſſe nach dem Gefetz vom 3, Februar 
1847 enthalten. Diefelbe wird eben fo, wie bei der Periobizität der Ders 

. fammiung des Vereinigten Landtages, theils als ein den Ständen bereite 
verliehenes Recht in Anfpruch genommen, theils aus Gründen der praf- 
tifchen Nüslichkeit gewünfcgt und nothwendig erachtet. 

Die Abtheilung bat ſich daher vor Allem 

I, mit den Gründen beſchäftigt, welche als Motive zur Begründung cis 
nes Rechts⸗Anſpruchs angeführt find. Man ſtützt fih im Allgemeinen 
auf die Gefehe vum 22. Mai 1815, 17. Juni 1820 und 5. Juni 1823 
und folgert and biefen wie nachflehend: 

Es if nach diefen Geſetzen ganz unzweifelhaft, daß ber Geſetzge⸗ 
ber immer nur eine centralländifche Berfammlung im Auge gehabt 
hat, daß er nur eine ſolche hat fchaffen wollen, Er hat biefer einen 

, Derfammlung verfchiebene Functionen und Attribute verliehen und 
fanu daher nicht, da jene Geſetze noch zu Recht beftehen und deren 
Rechtsbeftändigfeit, theils durch Bezugnahme auf dieſelben in dem Ges 

ſetze vom 3. Februar 1847, theils durch Die Antwort anf die Adreſſe 
vom 22. April 1847, anerfaunt if, dieſe verfchiedenen Attribute und 
Functionen an verfchiedene Gorporationen vertheilen, ohne bie Webers 
einflimmung mit der früheren Geſetzgebung zu alteriren. Schon der 
Natur. der Sache nad koͤnnen die verfhiedenen Functionen, die einer 
Gorporation verliehen find, nur. einheitlich yon ihr ausgeubt werden. 
Es iR aber unzweifelhaft, daß die Geſetze vom 3. Februar 1847 die 

‚den Reichsſtänden verlichenen Rechte und auferlegten Pflihten zwiſchen 

verfchienenen Sorporationen getheilt haben, denn fie haben ben Bei⸗ 


*) Wir lafen indeß, wie ſchon früher ‚gefchehen, der beſſern Meberficht we⸗ 
gen ben Referenten das ganze Vutechter jebi gleich bis zu Ende vortragen. 
Anm. des Herausg. 
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rath der Stande zu den GDifehen, HeBarfomn: und Migenthumsrechte 
Betreffend, fo wie die Kontroile der Staatéſchulden, bald viefen, bald 
jenen flänbifchen Eorporationen übestingen und überhied noch folchen 
Eorporationen, bie wicht. einnal, wie es das Mefeg vom 22. Mai 
1815, $. 3 verlangt, aus den Proviuzials Ständen hervorgegan- 
gen find. | 

Befonders wird noch Kervorgehoben, daß bie Dorbehalte, welche 
die Krone ſich in den früheren Geſetzen gemacht, unr das Wie? unb 
Wannd hinſichte der Einführung einer. allgemeinen Zondeſ⸗ Reprälens 
tation betreffen, daß alfo mit Per wirklichen Ginberufung des Vereinig⸗ 
ten Landtages und der dadurch gefchaffenen allgemeinen Laudeſs⸗Re⸗ 
präfentation die venfelben verheißenen Attribute eo ipso gleih auf 
diefelben Abergegangen find. Wenn biefe alfo nicht ganz übergehen 
-follen, fo wird dadurch das Recht des Vereinigten Landtags ges 
fchmälert. 

Se. Majeſtaͤt hat in dem rheinifihen Landtage⸗Abſchiede vom 30, 
Dezember 1843 ausdrücklich den Antrag des rheinifchen Landtags, 

die Ansfchüffe der Landtage in Meichsftände zu verwanbeln, 
als mit dem Wefen veutfcher Derfafung unvereinbar, zurücgewiefen, 
woraus denn gefolgert werben muß, daß auch jetzt dieſen Ausſchüſſen 
nicht beſtimmte Rechte der Reichsſtände übertragen werben koͤnnen. 

Dieſe Grimde waren es, welche theils von den Petenten, theils 
von Mitgliedern der Abtheilung angeführt find, um bie Forderung ber 
Aufhebung der fländifchen Ausſchüfſe zu begründen. 

Gegentheilig wurde dagegen bemerkt, daß man immer darauf wärbe 
zurkdfommen müflen, daß ein Recht ver Krone gegenüber nur dann 
als folches in Anfpruch zu nehmen fei, wenn folches Far und deut⸗ 
lich in den Geſetzen ausgeſprochen fei, aus bloßen Kolgerungen und 
bem Zurückgehen auf die dem Gefehgeber vorgeſchwebt habende Ab⸗ 
fiht aber von der Krone nie ein Recht gefordert werden koͤnne. Es 
wurde hervorgehoben, daß ein klarer, mit deutlichen Worten gefaßter 
Ausfpruch nirgends in einem Geſetze vorliege, daß nme einzig und 
alfein eine gefammte reichsſtändiſche Verfammlung bie he verheißenen 
Kechte anözuiben habe, man fand ſolches in gewiſſer Beziehung fehr 
ſchwierig und hielt ehen deshalb das Hecht ter Krone, anf Theile der 
Berfamminng gewiffe Rechte zu übertragen, für. vollklommen begräns 
det, da der Geſetzgeber ſich vas Wie der Musführung des Berfprechens, 
eine Landes sRepräfentation zu ſchaffen, ausdrücklich vorbehalten und 
nur beflimmt habe, daß diefelbe aus den ProvinzialsStänden hervors 
geben folle. Das Lestere fei erfüllt, da die Auafchhffe aus deu Bros 
vinziel- Ständen, wie fchon sub C. erwähnt, hervorgegangen wären. 
Andy fehle es nicht an Beifpielen, daß Kollegien in einzelnen Theilen 
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are Sechte des Bangen ſelbſtſäänbig auskbten, nud ſei bie Errich⸗ 
‚tung ber ſtändiſchen Ausſchüfſe eigentlich auch nichts Anderes, als eine 
Organifatiou eines Geſchaäͤftaganges. 
Ein Rechtsauſpruch wurde Daher, da man in dieſen Faͤllen Geſetze 
nur ganz stricte -interpretiren müſſe, durchaus in Abrede geftellt. 
Die Meinungen waren fo divergirend, dag man ſich darüber nicht 
vereinigen Tonnte, und bei der Abſſimmung über die Frage: 
Gntfcheidet. ſich die Abtheilung für die Anficht, daß aus ber frü⸗ 
- Iren Geſehgebung einen Rechtsaufpruch auf Wegfall der Aus⸗ 
fchüfle des Vereinigken Bandseges in ihrer jetzigen Ciurichtung vor⸗ 
handen ei? 
wurde biefelbe von 10 Stisemten bejaht un» von. 8 Stimensen verneint. 
II: Dagegen war die Nötheilung mit ben Pelenten einftimmig ber Ans 
ſicht, daß das Veſtehen der ſtändiſchen Aueſchuſſe in ihrer jeßigen Ge⸗ 
ſtalt, wo fie nicht im Anftrage der reichſtändiſchen Verſammlung und 
nach Deren Inſtruction hauheln, nicht wüuſchenswerth erſcheint. 

Man ſagte ſich, daß das Veſtehen zweier ſolcher flaͤndiſchen Cen⸗ 
tralverſanmlungen neben einauder mit sum Theil gleichen Rechten 
weder für die Krone, nad. für die Stände erfprießlich fein nne, daß 
Mißverſtäͤndniſſe und Winerfprüche fa unvermeidlich feien. 

Mau vergegemtwärtigte fich Die Gefchichte früherer Stände Verfamm: 
lungen und mußte zu dem Refultate kommen, daß, wo bergleichen Aus⸗ 
füffe exitirt Haben, entweder dieſe Ausſchufle die Macht der Gaupt⸗Ver⸗ 
ſemmlungen ganz abſorbirt Haben und die letzteren bedeutungslos gewor⸗ 
den ſtad, oder aber dieſen wenig genüßt hätten, 

Auch hier würde ber Vereinigte Landtag nicht mit vollem Vertrauen 
auf die Tätigkeit der Ausſchüſſe blidden, indem die ihm übertragenen 
Rechte für eine im Berbältmig zu ihn fehr Tleine Verſammlung zu ge⸗ 
wichtig wären, ambererfeite aber könne die Stellung der Ausſchüſſe nur 
eine sehr befangewexund Schwierige fein, da die Ansſchüſſe ſich unvermeid⸗ 
lich: won Bereinigten Laudtag ats obere Inflanz danfen müßten. . 

Auf dieſe Weile würden Reibungen zwiſchen beiven Koͤrperſchaften 
. unausbleibli und das Wirken der Auoſchüſſe jedenfalls nicht erſprießlich 
Kin, unleugbar aber Biefelben nicht das Bertrauen des Landes genießen, 
und Haranf fommie es buch allein an. 

Mehme man nen enblich noch an, daß Se. Majeſtaͤt bie Bitten 
des Dereinigten Landtages erhöre uub demſelben Die Neriodizitaͤt zu: 

ſichere, fo wilde. andy. had Fortbeſtehen ber Beine volllommen 
überflüfflg fein. 
Die Trage: 
Soll mit Dezug auf die frühere Seſeßgebung, inebeſendere auch 
ans Grunben der RNutzlichkeit nud inneren Nothwendigkeit, Er. Mas 
24* 











— 37 — 


jeſtaͤt der König gebeten werden, Gen Werfal‘ ver Ausſchüſſe in 
der ihnen durch die Allerhoͤchſte Verordnung vom 3; Februar c. 
gegebenen Einrichtung auszufprechen ? 

wurde einftimmig bejaht, weshalb die Abtheilung der Hohen Verſamm⸗ 

lung gehorfamf anbeimgieht, biefen Vorſchlag zu ihrem Beſchluß zu 

erheben. 

E, Wan ging ferner zu der Frage über, ob nach erfolgter Gmberufung des 
Pereinigten Lundtages eine Berachung allgemeiner Geſetze noch anderswo, 
als beim Vereinigten Laudtage, 3. B. auch bei den Vrovinzial-gandtagen 
mit rechtlicher Wirkung eintreten Tonne? 

Es fcheint außer Zweifel zu fein, daß die Krone ih nach dem $. 12, 
ber Berorhnung-vom 3. Februar 1847, die’ Bildung bes Vereinigten Land⸗ 
tages betreffend, das Recht ausdrücklich vorbehalten hat, ven ftänbifchen 
Beirath über ſolche Befeke auch von den Provinzial⸗Landtagen erfordern 
zu wollen. Dies würde aber den $. 4 des Gefehes vom 23. Mai 1815 
alteriven, indem hiernach ausdrücklich alle, dae Perfonen- und Cigen⸗ 
thumsrecht, fo wie die Beſteuerung betreffenden Geſetze dein Beirathe der 
Berfammlung der LandessRepräfentation unterkiegen follenz ferner dem 
Artifel IIE Nr. 2. des Gefeßes vom 5. Juni 1833 in fo fern zuwider⸗ 
laufen, als die Wirkſamkeit der Provinzialſtaͤnde in dieſer Beziehung nur 
fo lange ausgefprochen it, als keine allgemeine ſtaͤn diſche Verſammlung 
beſteht. 

Dieſe Allgemeine Staͤndeverſammlung iſt nun vorhanden, und deshalb 
muß, wenn man bie früheren Gefeggebuugen nicht in weientlichen Punks 
ten alteriren will, auch die Wirkſamkeit der Provinzial⸗Landtage inſofern 
mobifleirt werben, als es zwar der Krone Aberlaffen werben muß, ob fie 
biefelben über dergleichen Geſetze hören will, dies aber nicht als rechtes 
gültig anzufehen ifl, wenn dadurch das Butachten der vereinigten Stände 
erfeßt werden fol. Aus venfelben Gründen wird alfo auch ber Wänpifche 

Beirath bei ven Gefeben fiber die Perſonen⸗ und Eigenthumsrechte, wie 
{horn sub D. oben erörtert, nicht durch den. Beirat der ſtaͤndiſchen Aus⸗ 
ſchüſſe $. 9. ver Verordnung fiber die Bildung der ſtändiſchen Ausichüfle 
vom 3. Februar 1847 rechtsgültig erfept werden Finnen, ſondern nur als 
tein der Vereinigte Landtag dieſes Nacht in Anfpruch zu nehmen haben. 

Gegentheilig wurde zwar zugegeben, daß es allerbings münfchenswerth 
und felbft im Interefie der Verwaltung liegen müſſe, pie Wirkfamfelt der 
BrovinzialsBanbtage anf das Feld zu befdmwänden, welches ihnen vom Aus 
fang an zugebacht und zugeſprochen fei, auch anerfannt, daß es fehr ſchwie⸗ 
rig und nicht einmal im Interefie der Berwaltung fein Ihnne, die Pros 
vinzial-andtage einzeln zu hören, indem darin nicht die Stimme bes 
Landes zu erfennen fei, wenn bie acht Provinzen getremmt berieben; bie 
. Berfammlung der acht Provinzen zu einem Vereinigten Rumbtage eben fo 
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leicht zu beivenffelligen: fein dürfte, ala bie Berfaumlung acht verſchie⸗ 
beuer Landiage, auch die Verfammiung des DBereinigten Landtages ben 
großen Vorzug habe, daß dieſem Königliche Rommiffarien beimohnten, 
was bei den Peoninzialstandtagen nicht der Fall frei. — Gin Kechtsan⸗ 
ſpruch für nie Stände der Krone gegenüber, daß jedenfalls auch der Ders 
einigte Landtag über die fraglichen Geſetze gehört werben müfle, wurbe 
aber: in Abrede geftellt und namentlich dagegen angeführt, daß, wenn auch 
wirklid) zugegeben würde, daß ber Geſetzgeber diefen Beirath nad bem 
nes vom Il, Mai 1815 und 5. Juni 1823 nur von ben Neicheflän- 
ben habe verlangen wollen, doch jedenfalls Sr. Majeflät dem Könige 
das Recht zuſtehen müfle, früheren Berheißungen nur nach und nad) Folge 
zu geben und fie theilweiſe ihrer Erfüllung entgegeuzuführen. ‘ 
Die Hierauf aeftellte Brage: 
ob die Abtheilung der Anficht fei, daß aus ber früheren Geſetz⸗ 
gebung ein Rechtsanſpruch zu begründen fei, bag Hinfichtlich ber 
Beratung über allgemeine Gejege der DBeirath bes Dereinigten 
- Landtages nicht durch eine Verhandlung mit den Provinzialläns 
ben erſeht werben Tünze, 
wurbe von zehn Mitgliedern bejaht und von adıt verneint. 
Wohingegen bie Frage: 
Will die Abtheilung vorſchlagen, mit Bezug auf bie frühere Ge⸗ 
feßgebung, ſo wie aus Gründen ber Nützlichleit und innern Noth⸗ 
wendigfeit, eine Bitte an Se. Majeflät den König zu richten, daß 
Sr Maijeſtaͤt gnädigſt anzuerfennen geruhen, es Tönne ber Bei⸗ 
rath des. Vereinigten Landtages wicht durch Berhanblungen mit 
den einzelnen Proninzialstandtagen ausgefchloßen fein, 
nit 37 Stimmen bejaht, von einer verneint wurde. 
Die. Aufhebung reſp. Mobifizirung der flänhifchen Deputation für bas 


Staatsſchuldenweſen ift Gegenſtand fat aller Petitionen. 


6 werben für den Antrag fomohl von den Beienten, als auch von 
vesfchiebenen Mitgliebern der Mbtheilung Gründe angeführt, kie einen 
RNechtsanſpruch in den früheren flänbifchen Geſetzen darauf zu finden glau⸗ 
ben, daß diefe Deputation: in ihrer jepigen Gehalt wegfallen müſſe. 

Nach dem:$.- 3. der Verordnung vom 22. Mai 1815 und Mrt. IL, 
IX, XI. uub XIV. der Verordunng vom 17, Jannar 1820 if nur von 
Giner aus ben Provinzelfiänden zu wählenden Verſammlung ber Sans 
beerspräfentanten mit gewiflen dieſer Verſammlung uutheilber zugeflaus 
denen. Attributen die Rebe, während bie Geſetze vom 3. Februar 1847 
beren drei fchaffen. und: jeder diefer Verſammlungen einzelne Theile von 


Fechten, fei es zur alleinigen Ausübung, fei es in Mertretung ber aus 
dern Berfamminygen, : beilegen, welche nach ‚jenen ältern, noch gültigen 


‚n vBefepen «in; angetheiltee., :umwibersuflicges Attrihut ber einen lands ober 
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reichsſtaͤndiſchen Verſammlung bleiben ſollen. Nar der BVerkiaigte Lands 
tag iſt, wie es die fräheren Verordnungen beſtimmten, aus den: Provin⸗ 
* zialftänden hervorgegangen, nicht jene Koͤrperſchaften, die aus ihnen ge: 
wählt werben follen, alfo auch nicht die ſtändiſche Drywialion für das 
-Stantsfchuldenwefen, deshalb Fonnte ihr feine Function übertragen wer⸗ 
den, die nur der Bereinigte Landtag Hat. 

Nach Art II. der Berorbnung vom 17. Januar 1826 ſoll die Auf: 
nahme von Staatsdarlehnen oder die Contrahirung von Schulden jeber 
Art nur mit Inziehung und Mitgerantie der Keichsſtände geſchehen fün: 
nen, und es kann alfo jeßt, wo die reichsttindifche Berſammlung geſchaf⸗ 
fen, zu allen Darlehnen und Schulden allein nur der-Bereinigte Landtag 
zugezogen werden und nicht andere Körperfchaften. Dagegen übertraͤgt bie 
Verordnung vom 3. Februar c. die Vildung einer ſtändiſchen Depnta: 
tion far das Staatsfchuldenwefen betreffend $. I. und $. 4. die Garau⸗ 
tie für die Schulden und Anleihen, vie in Kriegszeiten vom Staate auf: 
genommen werben müſſen, dieſer Deputation und laähbirt infofern unzwei- 
felhaft Dad Geſetz vom 17. Januar 1820, an deſſen Rechtsbeſtändigkeit 
Niemand zweifelt und nicht zweifeln Tann, -da in dem Patent vom 3. Fe⸗ 
bruar 1847 auf daſſelbe vefurrirt wird. 

Es wird nach dem Geſetz vom 17. Zanıtar 1820 das Staatsjchul- 
denweſen ausbrücdli der reichsſtaäͤndiſchen Verſeiumlung untergeorbnet, 
‘wenn aber nach der Verordnung vom 3. Februar 1647 vie fländifche De: 
putatlion für das Staatsfchuldenwefen betreffend dieſen Gegenſtand zum 
großen Theil und in fehr weſentlichen Funetionen einer befonderen De- 
putakion überwiefen worden, fo bleibt das Staatoſchulvenweſen nicht mehr 
der reichsſtaͤndiſchen Berfammlung uutergeorbet. 

Anderntheil® wurde dagegen erwidert, daß, wie fon früͤher ausge: 
: führt, die Richtigkeit ver Folgerung nicht zugeflanden werben könne, daß 
es nicht nur völlig mit Necht in der Befugniß der Krone gelegen Habe, 
- ohne die frühere Geſetzgebung zu verleken, neben der reichsſtändiſchen Ders 
fammlung auch andere Körperfchaften, die noch dazu aus ihrem Schooße 
hervorgingen, mit gewiſſen Attributen zu verfchen; daß fofdhes fogar in 
mancher Beziehung fehr zweckmaͤßig erfcheine, daß der fländiſchen Depus 
tation für das Staatoſchuldenweſen offenbar noch mehrere Rechte, als 
verheißen, zugeflanden wären, indem ihr eine ansgebehntere fertwährende 
Kontrolle des Skaateſchuldenweſens geftattet, als den Meichsfländen vers 

- heißen, und nicht ‚bios die Begutachtung der Rechnung. Man halte im 
Gegentheil die Mebertragung dieſer Function an eine ſtändiſche Deputa⸗ 
tion für ſehr zweckmcigig, da eine große Verfammlung, wie der Bereinigte 


Lanvtag, bach nur durtch eine Depntation dieſe Funetion würde erfüllen koͤnnen. 


"Was vie Zuziehung Vviefer Deputation Bei Auleihen dei droheudem und 


u. uisgebrochenem Rriege aulange, fo abe: ber Aöniglife "Gert Landtages 
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Semmiflarine beyeits ecklaͤrt, doß nun dieſer Deputatian feine Zuſtim⸗ 
mung mit der Wirkung, als ſei ſolche vom Vereinigten Landtag ertheilt, 
verlangt werde, ſondern daß fie nur Zeuge fein ſolle, um ſpaͤter auch dem 


: Bereinigien Landtags mit Rechenſchaft ablagen zu können, wis mar ver⸗ 


fahren habe und babe verfahsen müſſen. Diefe Beſtimmung lönne daher 
eigentlich nur als ein Beweis des redlichen Willens der Krone angefchen 
werben, nichts ohne Mitwiſſen der Stände aud in Zeiten ber Gefahr zu 
thus. Es würde alſo in biefer Beziehung, event. nur eine authentiſche 
Interpretation ber $$. 6 und 10 ber Berorbnung vom 9. Februar 1847 


‚ über bie Bilbung des Vereinigten Landtages, zu erbitten fein. 


In dieſer letztern Beziehung vereinigten fich beide Anfichten und wurde 
nur angeführt, daß die bloße Erkläxung des Königlichen Herrn Landtags: 
Kommiflarius keine Geſetzkraft habe und da ſich Zweifel über die Ausle- 
gung der bezuglichen 88. ergeben hätten, eine authentifche Suterpretation 
nothmendig wacht, 

Die Frage wurde nun fo geſtellt: 

Tritt Die Abtheilung ber Anſicht bei, Daß eine Beoeiptigung der 
Staat soſchul den⸗Deputation deu Dexeinigten Landtag in feinen Be⸗ 
fugnifien zur Konfentieung von Staatoſchulden zn erfegen, mit 
dem Gefehe. vom 17. Januar 1820 unvereinbar fei? 


‚ob einſtimmig bejaht, begagen hie Frage; 


Tri Die Abtheilung ber Anficht bei, daß bie jetzige Minrichtung 
der ſtaͤndiſchen Denutation far das Staatsſchuldenweſen mit dem 
Geſetze vom 17. Iaumar. 1820 überhaupt ummereinbar jei? 
wit 12 Stimmen verneint mit-5 bejaht. 
Endlich vereinigte man fich zu dem Concluso,. snfiemig der hoben 
Verſammlung vorzufchlagen: 
Mit Deus anf die. aus dem Geſeh vom 1m. Jamar 1820 fih 
exrgabenden Rechtsgründe Se. Majeſtaͤt zu bitten, die Verordnun⸗ 
gen vom 3. TFebrnar 1847 dahin aͤndern zu wollen, daß unzwei⸗ 
ſelhaft ans iihmen hervorgehe, daß die ſfſändiſche Deputation für 
das Staatsſchuldenweſen nicht beſtimmt ſei, den Vereinigten Land⸗ 
tag in feinen Befugniſſen hinfichtlich der Konſentirung von Stadts⸗ 
ſchulden zu erſetzen. 


An viefen Beſchluß reihete ſich nothwendig bie Beratung, wie, es denn 


bei der Konfentiuung von Schulben in ſolchen Fällen gehalten werben 


‚falle, wo vie Ginberufung des Landtages unmöglich bleibe, und in vieler 
Beziehung war bie Abtheilung einſtimmig der Anficht, daß anedrudliqh 


ausgeſprochen werden möge: 
Da Se. Majeſtaͤt das umbefireiibare Merk ver Rrom: behalten 
- möge, in: allen Zählen, im weichen die Ginberufung des MBereinigs 


,.? 
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ten Landtages unausführbar if, ohne Seteheng ſamiſcher Or⸗ 
gane Anleihen zu contrahiren; 
was dieſelbe dem hoben Landtage zur Beſchlußnahme gehorſamſt empfiehlt. 


. Ferner iſt in Bezug auf die Contrahirung von Staatsſchulden von ein⸗ 


zelnen Petenten und in Uebereinſtimmung mit ben ſämmtlichen Mitglie⸗ 

dern der Abtheilung hervorgehoben, daß Die Verordnung vom 3. Februar 

1847 über die Bildung des Vereinigten Landtags im $. 4 verorvnet: 
ben DBereinigten Landtage übertragen Wir die im Met. IL. der 
Dersrbnung vom 17. Jannar 1820 vorbehaltene fländifge Mit⸗ 
wirfung bei Staatsanleihen und follen vemgemäß. nur Darlehne, 
für welche das gefammte Vermögen oder Eigenthum des Staats 
zur Sicherheit beftellt wird (Art. IIE der Verordnung vom 17ten 
Januar 1820), fortan nicht anders als. mit Buzichung und Mit- 
* garantie des Vereinigten Lanbiages aufgenommen werben. 

Der Zwifchenfab „für welche‘ bezeichnet vie Qualitaͤt der neuen Dar: 

lehne und dies fcheinen dem Wortlaute nach nur ſolche fein zu follen, für 

welche das gefammte Bermögen des Staats zur Sicherheit beftellt wird, 


—rnrud daraus wWürbe folgen, daß andere Darlehne, für weiche nicht das ge⸗ 


fammte. Staatsvermögen ale Sicherheit beftellt wird, ohne Zuziehung und 
Mitgarantie der Reichsſtände aufgenommen werben können, 
Dies widerfpricht inbefien nach einkimmiger Auſtcht der Abtheilung 
dem Art. IL ber Verordnung som 17. Januar 4820, ber ganz Mar fagt: 
bag ein neues Darlehn — ohne Rüudficht auf bie zn gewährende 
Sicherheit und. ohne Unterfchlend — nur mit Zuziehnng und un⸗ 
ter Mitgarantie ber unftigen ſeichoſtande aufgenommen wer⸗ 
: ben darf. 
Somit würde das Gefeh vom 17. Januar 18230, das in Bezug auf das 


: Staatefcäulderiiwefen unwiderruflich erklaͤrt iſt, weſentlich alterirt fein, und 


deshalb fchlägt die Abtheilung der Hohen Verſammlung gehorfamft vor: 


Seine Majeflät den König allerunterthänigk zu bitten, dieſen 
fcheinbaren Widerſpruch zwifchen beiden Berarunungen allergnädigſt 
zu befeitigen. 
Der 5. 9, der Verordnung vom 3. Januar 1847 über. bie Bildung des 
Bereinigten Landtags gewährt den Petenten. noch in amberer Beziehung 
ein Moment, in welchem fie bie Geſetzgebung vom 3. Februar 1847 nicht 


in Cinklang mit der früheren halten zu Tönnen glauben. 


Gs wird behamptet, daß nach dem Geſetze vom 22. Mai 3815 und 


‘ 5. Juni 183% der Beirath zu allen Geſetzen, die fi auf Stetiern, fei 


ed Schaffung neuer oder Aenderung der alten, beziehen, felen es birelte 
oder indirelte, jedenfalls der reichsſtaͤndiſchen Verſammlung, alfo jebt dem 


:. .rMereinigten Landtage gebühre, und daß von biefen Stenern überhaupt 


feine ausgenommen werben koͤnnten, wenn man bie frühere Gefehgebung 
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nicht alteriren wollte. Der 8.9. nimmt aber ausdrüchklich bie Eingangs⸗ 
Ausgangs: und Durchgangezölle, ſowie diefenigen indireften Gtenern aus, 
deren Säbe auf Uebereinkunft mit anderen Staaten berußen, ſteht daher 
im Widerſpruch mit dem F. 4 des Befehes vom 22. Mai 1815, welches 
der fünftigen Berfammlung der Larndesrepräfentanten den Beirath ober 
die Beiſtimmung ganz allgemein, ohne Ausnahme, ale Gegenſtand ihrer 
Wirkſamkeit zuweiſet. 

Es wurde auch bei vieſer Veranlaffung darauf hingewieſen, daß bie 
Krone befugt erachtet werden müſſe, die verheißenen Rechte nach und nach 
zu ertheilen, und datin, daß ſolches nicht mit einem Male geſchehen, noch 
feine Rechtsverletzung zu ſinden ſei; daß vom Standpunlte der praftifchen 
Nirblichteit fi große Bedenken über die Cinholung des Beiraths zu allen 
Aus⸗ und Sin- und Durchgangszöllen erheben ließen; inveflen konnte 
- die Frage: | 
' Iſt die Abtheilung der Anſicht, daß den Ständen auf Geuny ber Ber: 

ordnung vom 22. Mai 1815 und Art. III. Nr. 2 des Geſetzes vom 

5. Juni 1823 das Recht zum Beirath Hatte aller Steuergeſetze 

vhne Ansnahme zufiche? 
nar bejaht werden, und an biefe Frage reihete ſich die zweite: 

Iſt die Abtheilung ber Anflcht, daß eine Declaration rrſpelt. Abans 

derung des 8. 9 des Geſetzes vom 3. Februar c. ber Bildung des 

Bersinigten Landtags zu erbitten fei, weiche außer Zweifel feße, daß 

das Recht des ſtaͤndiſchen Beiraths über alle Eteuergefepe dem Ders 

einigten &mdtage zufiche? 
welche ebenfalls bejaht wurde. Dies Conclusum der Abtheilung er: 
laubt fl dieſelbe der Hohen Verſammlang Dr Anerlennung zu em⸗ 
pfehlen. 

Es find aber noch weiter gehende Anträge der Petenten, welche auch 
von einem großen Theile der Abtheilung unterſtußt wurden, in Erwagung 
gezogen, nämlich dahin gehend: 

daß den Ständen auch ein Recht ber Steuerbewilligung für alle 

Steuern unzweifelhaft zuſtehe. 

Die Anficht wurde dadurch unterftügt, vaß in faſt allen Landesthei⸗ 
Nlen ver Monarchie früher den Ständen das Steuerbewilligungsrecht zu⸗ 
geſtanden habe, daß ſolches überhaupt niemals aufgehoben ſei. Es wäre 
biefes Mecht in mehreren Landestheilen, namentlich in den Landen Jülich, 
Berg und Chur⸗Mainz Bis zur franzöflfigen Invaflon, und in der Ober 
Laufitz faktiſch bis zum Jahre 1815 ausgekbt, von viefem letztgenannten 
Landestheil auch eine beſondere Proteſtation gegen die Aufhebung einge⸗ 
reicht, den integrirenden Theilen ver Rheinprovinz aber durch das Beſitz⸗ 
ergteifungs⸗Patent / vom 5. April 1815, worin es wörtlich heißtz 
Die Steuern ſollen mit Enrer Iuziehung regulirt und feſtge⸗ 
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‚ftellt werden nach dem allgemeinen, und für meine khrigen Staaten 
- zu entwerfenden, Plan, 
ausbrüdlich zugefichert. 
Man. müfle hiernach das ben Händen durch das Geſetz vom 3. Be: 
. benar 1847 verliehene Steuerbewilligungsresht, als zu hefrhräntt gegeben, 
anfeben, indem von ben Steuern Die indirekten Steuern ausgeſchloſſen 
feien, den Ständen ftehe aber nach dem oben allegirten Geſeße unzwei⸗ 
felhaft das Stenerbewilligungsrecht für alle Steuern zu, und zwar nicht 
- 5606 für neue, ſondern auch für die beſtehenden. 
Dagegen wurbe von der andern Seite und. felbft von einem Mitgliede, 
welches ſich auf provinzielles- Steuerbewilligungsreht bezogen hatte, gel: 
tend gemacht, Daß das Steuerbewilligungsrecht überall nirgends den Reichs⸗ 
Ständen verheißen oder zuerfannt fei, daß fämmtlidhe frühere Geſetze im: 
mer nur von Zuziehung oder Beirath der Stände fprächen, daß such nur 
das Wert ‚‚Buziehung‘ in dem Befigergreifungs+Batent vom 5. April 1815 
- gebraucht fei, in der Worte „Iuziehung“ aber nimmer der Begriff der 
Zufimmung zu ſuchen fei. Im Gegentheil habe Seine Majeſtaͤt der Kö⸗ 
nig aus unbefchränfter Machtvollkommenheit den Stänben durch das Ge⸗ 
fe vom 3 Webruar 1847 nur mehr gegeben, als fie verlangen konnten, 
indem ihnen in gewifler Beziehung eine Zuſſimmung zu Stenern gegeben 
ſei. Man verlaffe durchaus den Nechtsboden, wenn man das Steuerbe:- 
willigungsredst für alle Steuern in Anſpruch nehmen welle, und fönne 
deſſelbe, wie Alles, ein Gegenſtand der Petition, nie aber ver Gegenſtand 
einer Forderung gegen die Krone fein, und mäfle man ſich dieſer Ausle⸗ 
gung auf das Beſtimmteſte widerſetzen. 

Wenn man auf das zurückgehen wolle, was ben Ständen früher zu: 
eftanden Habe, jo würde man die ganze Gefebgebung von 1815 bis auf 
Die nenefle Zeit in Trage fiellen und jedenfalls alles Fundament verlieren, 
abgefehen davon, daß man die Geſetze vom 232. Mei 1815 und 17. Ja⸗ 
nuar 1820 und 5. Juni 1822 bisher Reis als weuche Fundamentalgeſetze, 
und mit Recht, angefehen habe; wie denn auch zu erwägen fei, daß das 
Geſetz vom 22. Mai 1815 fpäter als das rheiniſche Befigergreifungss 
Patent emanirt wäre, 

Die Anſichten blieben durchaus unvereinbar und wurde daher die ge⸗ 
ſtellte Frage: 

Iſt die Abtheilung der Anſicht, daß aus ber alteren Geſetzgebung und 

Berfaflung, fo wie and den Befigergreifungs : Patenten für bie nen- 

und wieberermorbenen Provinzen ein Macht zur Sörarbewilligung als 

Mechtöanfpruch. hergeleitet werden Tann? 

von 8 Stimmen beieht uns von 3 Stimmen verneint. 
I. Endlich mußte noch ber. Theit des 8: Kim. der Berorpuung num 3. Bes 








bruar 1847, weldde der Domänen und Megallen gedenkt, in Erwägung 
gezogen werben. 
Derſelbe ift deſonders in der Petition des Abgeordneten Srafen von 


Schwerin als ein Gegenfland des Vedenkens und Zweifels Hingeflellt. 
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Betent: führt air, daß die Burantie von Staatsfchulden auch weſent⸗ 
lich durch ven Behand des Staatssermögens bebingt -fei, und aus dieſem 
Grunde fünnten auch die Verfügnngen tiber die Einkünfte ober die Sub⸗ 
Ranz ber Domainen nicht gänzlidy der Cognition und Mitwirkung der 
Stände entzugen werben, wie dies Im Sime des F. 9 der Verordnung 
uber die Bildung des Vereinigten Landtags - zu fein ſcheine, weshalb er 
die Erbittung einer authentifchen Deflaration dahin dem Bereinigten Land; 


"tag anheim gebe, daB jeder Zweifel Aber das Verhältnis ver Domalnen 


unmöglich bleibe. 

"Die Abtheilung konnte nicht verkennen, daß dieſer Theil des * 9 
allerdings nicht deutlich gefaßt ſei und man nicht entnehmen könne, in 
welcher Abſicht in dieſem $., der nur von ber Beſteuerung rede, ber Dos 
malnen und Regalien gedacht fei. Sie war inbeffen der Anfidht, daß mit 
Nudicht auf das Hausgeſetz vom 19. Auguſt 1713, das Befeh vom 6. 
November 1809 und das Geſetz vom 17. Jannar 1820 über die Sub: 
ſtanz und die Revenüen ber Dömaiten nicht ohne Zuſtimmung der Stände 
pisponirt werben Tonne. Wenn nun ber Königliche Herr Landtags⸗Com⸗ 
miffarius ausbrücklich erflärt habe, daß die Krone in Feiner Welfe die Ab⸗ 
fiht gehabt habe, durch das Geſetz vom 3. Februar 1847 irgend etwas 
zu veränbern,,; fo ſchien es der Abtheilung, da fie die Faſſung des 6. 9 
der Berorbnung vom 3. Februar 1847 nicht für zweifelefrei. Hielt, gera⸗ 
then, darüber eine Deffaration zu erbitten und bejahte bie demnaͤchſt ges 
fielfte Stage: 

Iſt die Abtheilung der Anfiiht, Se. Mafeſtät um eine Deflaration bes 

8. 9 zu bitten, durch welche außer Zweifel geftellt werde, daß mit 

Rückſicht amf die frühere Geſetzgebung in ven rechtlichen Verhaͤltniſſen 

der Domainen nnd Regalien nichts geändert, fo daß die Mitwirkung 

der Stände, welche aus der die Domainen betreffenden früheren Ge⸗ 
feßgebung zu begründen, uugefchmälexst fei? 
einftimmig. 
Dana ftellt die Abtheilung dem Hohen Lanbtage bie weitere Des 
ſchlußnahme anheim. 
Der Abgeordnete Graf von Schwerin hat ferner den Antrag geſtellt, 
daß Se. Mafeftät gebeten werben möge, daß, da die Wahlen zu den flän- 


diſchen Ausfchäflen und ben fländifchen Deputationen für das Staats⸗ 


ſchuldenweſen nur deshalb nicht dringend geboten ſei, weil Se. Majefät 
den Landtag durch die Botfchaft vom 22. April c. dahin befchieen häts 


den; daß: Miternbihiigiefetben den MBereinigien Baubing. hinuen 4: Jahren 
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eher veriammeln wollen, yon ‚biefen Wahlen für dieſen Landtag Aller: 
gnäbigft abzuſehen. 

Der Anteag fand, mit Rückſicht auf die oben vorgeſchlagenen Bitten 
und in Erwaͤgung der. obwaltenden Verhaͤltniſſe, in ver Abtheitung viel⸗ 

u feitigen- Anklaug nud ergab fich. bei der Abflimmyug über die Trage: 

: Will die Abtheilung vorſchlagen, Se. Maiekät zu bitten, mit Rück⸗ 
-ficht auf Die bereits formirten Anträge und namentlich auf bie zuge⸗ 
fiiherte Wiederberufung des Dereinigten Landtages binnen 4 Jahren 

Die Wahlen zu den vereinigten Ausſchüſſen und ten fländifchen Des 

- putgtionen für das Staatsſchulden⸗Weſen für jebt ausſetzen zu 
laſſen? 
bass fie von 15 Stimmen bejaht und von 2. Stimmen verneint wurde. 
L. Euplich findet fi in einer Petition der Antrag, den Ständen das Recht 
‚zur. Eontrolle des Staatshaushalts zu gewähren. 
Diefer Antrag wird in einem befondern Gutachten bei Gelegenheit 
einer anberen Petition feine Erledigung finden. 
.M, Der Abgeordnete Hirſch Hat in feiner Betition. ven Antrag geſtellt, daß 
: Se. Majeftät ‚gebeten werden möge, bie Berfaflungsgefeke ohne Zuſtim⸗ 
mung der Stände nicht zu aͤndern. 

Da Her Antragſteller bei der Berathung biefer Petition felbft gegen- 
wärtig war und fich überzeugte, daß den Ständen das Recht des Beira⸗ 
tes in dem Gefege ausdrücklich verwilligt fei und. dadurch ber Zweck 
feines Antrags faftifch feine Erledigung fioden werde: fo war bie Abthei- 
Iung der Auficht, daß ein Grund, auf vielen. Antra naͤher einzugehen, 
nicht weiter vorliege. 

VBerlin, den 26. Mai 1847. 

Graf von Loeben. von der Squlanbutg Bor⸗ 
nemann. Roechling. Nethe. von Katte. von 
Peguilhen. Schier. Graf von Gneiſenau. Fa⸗ 
bian. von der Heydt. von Poninéki. von Ars 
nim. Paternowski. Sattig. Branninghaus. 


I*), 
Petition 
betreffend 

die Anerkennung rechtlicher Bedenken als weitere Ausführung der 
in der Adreffe an Se. Majeftät den König darüber enthaltenen 
"Andeutungen und gemachten Vorbehalte, fuwie Ausfegung der 

Wahl des Ausfchuffes und der StaasfhnldensDeputation. 

Der hohen Kurie der brei Stände erlaubt fidh ber Unterzeichnete den Ans 
rag au flelfen, hochdieſelbe wolle in näherer Ausführung ber in der Adreſſe nie⸗ 


t 2)Es ſobgen am Se oben. So 868Note 8) gehachten Bed: Petitionen. 








bergelegten Wahrung ſtandiſcher Rechte ans ber frühreen Befepgebung, fpiwie. naitı 
Hinblick auf die auf dieſe Abreſſe unterm 39. d. DR, ertheilte Allethoͤchſte Ant⸗ 
wort, in der auf den Weg der Petition als den verfafiungsmwäßigen gewieſen df,- 
— eine Betition an Ge. Majeſtat den König beſchließen, deren. weſentliche Bunkte: 
hier nachflehend angedeutet werben follen, während die Redaktion reſp. ben Daxs. 
berathenden Abtheilung und ber hohen Plenarverſammlung vorbehalten bleiben muß, 

Nicht nur das KMilerhöchſte Patent vom 3. Februar ſpricht es auf das Use; 
zweideutigfte aus, daß die geſammte Verfaſſungegeſezgebung von demſelben Das 
tam als ein Yortbau auf. der früheren Geſetzgebung betrachtet fein will, fanden; 
auch der Altechöchfte Erlaß vom 22. d. M. flellt das Patent und hie Werord⸗ 
nungen vom 3. Februar als eine Erfüllung der in der früheren Geſeßgebung⸗ 
enthaltenen Berheißangen dar, benen nur nech tie Verleihung weſentlich neuen, 
ſtaͤndiſcher Berechtigungen hinzugefügt fei. 

Hiernach dürfen die Stände vorausſetzen, fich in volfowmener Webereinflims 
mung mit Ver Krone zu befinden, wenn ſie als bie nnantaſtbaren Orundingen 
der Geſetzgebung vom 8. Febrnar d. 3. Die Gehrke vom 32. Mai 1818, 17. Jas 
nuar 1820 und 5. Suni 1823, fo wie das über die Verheißung diefer Geſetze 
hinaus Allergnaͤdigſt nerlichene Mecht der Zufkimmsng zu neuen Stemern betrach⸗ 
ten, jede wefentliche Abweichung von den in des augezogenen Geſetzen dem Bolfe 
und den Staatsgläubigern ertheilten Berheißungen aber als eine Alterstion hei, 
ſtändiſchen Nechtobodens aufchen, vie von der Krane nicht gewollt iſt und heren 
Nachweis daher gebieteriſche Pllicht der Stänbe bleibt. Gin ſolcher Nachweis 
fol in Folgenden in Furzen Umriffen verfucht werben. 

Die Persrbnung von 17. Jannar 18230 verpflichtet die Staatsſchulden⸗ 
Perwaltungebehörbe, ver reichsſtaͤndiſchen Verſammlung alljägeli Rechnung zu 
legm und gewährt ver Lebtern hierdurch die Kebeusberingung reiner gedeihlichen 
Wirkſamkeit: die periodiſche Binberufung. 

Daſſelbe Befeg knüpft an die Mitgarantie ber eicheßändifgen Verſamvilen 
nicht nur Anleihen, für welche das geſammte Bermögen des Staates zur Sicher⸗ 
heit beftelft wird, oder weiche zu Friedenszwecken dienen, fondern jehes nenne. 
Darlehn, weldhes aufzunehmen ber. Staat zu feiner Erhaltung. 
ober zur Förderung des allgemeinen Beten in bie Nothwenpdig«. 
feit fommen mödte. 

derner befiimmt das Geſetz vom 22. Mei 1815, daß die Wirkſamkeit der 
aus den Provinzialftänden hervorgegangenen Bandesrepräfentanten ſich auf die 
Berathung über alle Gegenftände der Geſetzgebung, welche die perfönlicden und 
Gigenthumsrechte der Staatsbürger mit Binfinß der Beſteuerung ‚betreffen, zu er⸗ 
firefen habe, und im Anſchluß an. dieſe Beflimmung überträgt auch das Geſetz 
vom 5. Juni 1823 nur fo lange, als keine allgemeine fländifche Berfammluns 
gen flattfinden, das Recht der Berathung folder Gefebe, foweit fie die Provinz 
betreffen, den Provinzialſtaͤnden. 

Es ſcheint hierans unzweifelhaft zu folgen, daß, nachdem in dem Dereinigs 


ten. Lunvinge bie ſtäͤndiſche Gutralverfemmiang ind Gehen getreten, ver ſtaͤndiſche 
Beirath zu Welchen ber angebeufeten Art weder bush andere flähtilche Körper 
ſchaften, Ausſchüſſe uud Provinzialſtaͤnde, rehtögiktig erfegt merben Tann; 
notch auch von dem Erforderniß diefes Beiraths irgend welche Geſetze der gedach⸗ 
ten. Art ausgeſchloſſen werben dürfen. 

Suplich if die. Garantie von Staatsfchulnen auch weſentlich bedingt durch 
ven Beſtand des. Staatevermügens und es Tönnen aus biefem Grunde nu die 
BDerfügungen isber die Ginfünfte und die Subflanz der Domainen nicht gänzlich 
ver Kognition und Mitwirkung der Stände entzogen werben, wie dies der Sinn 
ves 8. D der Beroriunng über die Bildung des Dereinigten Laubtages zu fein 
ſcheint. 
Hiernach würden von bem Vereinigten Landtage, nach unvorgreiſſicher Mus 
ſicht des Unterzeichneten, folgende Bitten. an des Könige Mäjeſtät zu richten fein: 

Allerhoͤchſtoerſelbe wolle 
1, das Rechhtt der periodiſthen Ciaberufung des Vereinigten Landtages, 
2. das Recht der Zuflimmung veſſelben zu alten vom Sieate zu machen den 
Anleihen, 
3. das Recht deſſelben, den Beitath zu allen egal Beige allein 
rechtegüitig ertheilen zu dürfen, 
anzuerkennen gerufen und 
“4. vem-$. O ver Verordaung Kber die Bildung des Berrinigten Landtages 
eine authentifye Deklaration ertheilen, die jenen Bweifel über das Bew 
bältnig der Domainen immöglich macht. 

Da jedoch in der Vorauefehung der Gewährung obiger Bitten, die Etels 
lung des Vereinigten Ausſchufſſes fowie der Ränbifchen Deputation für das Staates 
ſchaldenweſen eine weſentlich veräunerte werben muß, in dem Mllerhoͤchſten Er⸗ 
laß vom 22. d. M. aber Sr. Königlicgen Majeität Ihren getreuen Ständen die 
Dubcherung ertheilt haben, dieſelben dus näckte Mal innerhalb Ser durch F. 2 
der zweiten Berordmung vom 3. Februar d. I. für bie periobifche Barfanımenbes 
rufung centralſtaͤndiſcher Verſammlungen vorgefehenen Friſt vollzaͤhlig verfams 
mein zu wollen, fo ſcheiat wie Vornahme der Wahlen für dieſen Laudtag noch 
nicht vringens geboten zu fen und demnach gerechtfertigt, die farnere Bitte au 
Se. Majeſtät den König zu richten: 

Haß Autlerhoͤchſt Derſolbe von der Vollziehung Biefer Wahlen auf diefem Land⸗ 
tage Alfergnänigft abfehen wolle. 
Berlin, im April 1847. 
Dre Abgeordnete ber Ritterſchaft Anklanıfgen Kreiſes 
Graf von Schwerin. 
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Einen hohen eriten Bereinigten Laudtag. 
Der Abgeordnete für Prenzlau, ber Ober-Bürgerzneifler und Kriminalrath Grab ow, 
beantragt 
die Anertennung der ven Ständen gefeglidh zuſtändigen, in den 
Allerhöchften Patenten und Verordnungen vom 3. Februar e. ums 
berückſichtigt gebliebenen Rechte. 

Deutſchlands Geſchichte beweiſt, daß, wie im ehemaligen dentſihen Meike 
dem Kaiſer NReicheftände zur Seite ſtanden, ohne deren Zuſtimmung er’ leinau 
Krieg führen, feinen Frieden ſchließen, keine Steuern erheben und fein Geſetz 
geben und ändern Konnte, fv in den einzelnen Territorien, aus denen das Reifen 
zeig zuſammengeſetzt war, neben ben Reichsfürſten Landfläude befanden, bewsB 
mehreutgeils in befonderen Urkunden Seitena jener Fürſten verbriefte Rechte fee 
verfchiedener Art waren, aber. hanptiächlich mmfaßten Bad Recht der Zuſtimmung 
zur Steuererhebung, zur Schliefung von Büubniffen nad zur Gührung von Kries 
gen, mindeſtens durch Berfaguug der Hülfe bei Befreitung der Kriegskoſten, da 
Recht der Schebung der beieilligten. Steuern und ber Kontrolle über ihre Bez 
wendung in Gemeinſchaft mit dem Landesherrn nad) der vereinbarten Alcherei 
funft, das Recht der Einwilligung zur Teilung und Beränßerung bed. Land«s.u. ſ. w. 

Aehnliche Berhältnifte walteten in den verſchiebenartigen Territyrien ob, af 
denen das Preußiſche Staatsgebiet zufammengefeht iſt, aͤhnliche Rechte Randen 
den Ständen dieſer einzelnen Territorien zu, bis fie vom 17ten Jahrhundert ab 
durch die Ausbildung der unsmfcränkten Souveränität bes Lanpesherm und mit 
hiefer im Widerſpruch nah und. nach reſtringirt wurden und zulekt ganz und 
gar verfchwanden, ohne durch einen legalen. Aft förmlich aufgehoben. zu fein, 
(ES. Simon's Preuß. Staatsrecht, Th. U. ©. 114 aeg.) 

Unter ſolchen Verhaͤltniſſen ruhte das Weſen und, des Geiſt ber Altarın 
dentſchen Verfaſſung, wie er im Vorſtehenden angebeniet morben, bis zum Jahre 
1806, welches den Preußifchen Staat durch die franzöſiſche Invaften im feinen 
Grundfeſten erferütterte und aus ber Meihe ber Großmaͤchte Curopas auszuſchei⸗ 
den drohte. Um ihn vor einer folchen Vernichtung zu zeiten, ſchuf die patria⸗ 
tiſche Zeit ner Erniedrigung unter fremdem Joche und der mannhaften Abfchüt- 
telung beflelben im Fühnften Muthe, in der ſchnſten Selhflaufopferung, in der 
hoͤchſten Selbſtverleugnung Geſetze and Normen, welche den uuerfchhtterlichen 
Pfeiler jedes Thrones, den Willen freier Menſchen, gründeten, welche einem Is⸗ 
ben im Bolfe geſtatteten, feine. Kräfte frei in moraliſcher Richtung zu entwil⸗ 
feln, welche die Erbunterthänigleit vernichteten, das unbefchränfte Recht zum Gas 
werb des Grundeigenthums proklamirten und bie Städte mündig erklärten, welche 
Bemeinfiun und Gemeinwohlfahrt belebten und has geſammte Land für König 
und Baterland mit einer ſolchen Begeiflerung erfüllten, daß- es ihnen gern Gut 
und Blut zum Opfer brachte, welche Preußens Wiedergeburt in ber Wegeneri⸗ 
rung einer fländifchen Bertretung des Volkes vor feinem Könige feierten. 


— u — 


Dieſe Bertretung warb in ben Zeiten der Fremdherrſchaft und ber Befreiungs⸗ 
friege von des verflorbenen Königs Majeftät nicht blos wiederholentlich zugefagt, 
fondern fogar interimiftifch ins Leben gerufen. Zugefagt wurbe fie: 

}. in dem Ghifte über die Finanzen des Staates vom 27. Oftober 1810 
(Sefepf. von 1810, S. 31), worin vorbehalten ward, „der Nation eine zwed:- 
mäßig eingerichtete Repräfentation, fowohl in ben Provinzen, als für das Ganze 
zu geben; “ 

23. in dem fernerweiten Finanzebifte vom 7. September 1811, $. 1 (&es 
feaf. von 1811, ©. 262), welches die eben gedachte Iufage „wieberholte und 
die iaterimiſtiſche National-Repräfentation” anprbnete; 
© 8. in der Berordnung wegen Grmennung des Minifterii d. d. Paris, 3. Juni 
1814 (Befehl. von 1814, ©. 43), worin über die Anordnung der ſtaͤndiſchen 
Berfoflung und Repräfentation nach der Rüdfehr des verſtorbenen Königs Mas 
Jeſtät in feine vom franzöftichen Joch durch feines Volkes aufopfernde Liebe und 
Singebung befreiten Bande der Beichluß vorbehalten ward, und 

4. in ven Befipeugreifungs » Patenten an die eroberten und mit ber Krone 
Wieder vereinigten Lande vom 5. April, 15. und 22. Mai, 15. und 21 Juni 
wid 19. September 1815 (Befegf. von 1815, S. 22—24, 26, 47-48, 79-89, 
197, 194, 196, 204), in welchen ihnen vie „Iheilnahme au der provinziellen 
und allgemeinen ſtaͤndiſchen Berfaffung verfprochen, die Regnlivung und Feſtſtel⸗ 
heng der Steuern mit ihrer Zuziehung nach einem für ben ganzen Staat zu eut- 
werfenden Plane verheißen und eine weohlthätige, die Laflen des Staates gleich 
verfheilende Verfaſſung die Säule der öffentlichen Wohlfahrt genannt wird.“ 

Mit Rüdficht auf dieſe Königlichen, dur Die Gefetzſammlung pablizirten 
Sufogen ward eine interimiftiiche Nationalrepräfentation in ben Jahren 1811 
bis 1816 fogar ins Leben gerufen. Dies beweiſt: 

1. die Inftruftion für die General-Rommiffion zur Regulierung ber Krieges 
fügniden vom 9. Juli 1812. (Gefegf. von 1812, ©. 30 im Bingange), 

2. die Berordnung wegen Beräuferung der Staatögüter vom 5. März 1818, 
8. 8 (Geſetzſ. von 1813, S. 28), 

3, die Verordnung wegen ber Treforfcheine vom 5. März 1813, $. 5 (es 
fepf. von 1813, ©. 24), 

4. die Verordauug wegen Grhaltung ber Grunbeigenthüner von 1. März 
3815. (Geſetzſ. von 1815, ©. II), 

5. die Verordnung vom 1. März 1815, wegen Bergätigung der Krieges 
lelſtungen, und 

6. die Deklaration vom 29. Mai 1816, wegen Regulirung der gutsherrlis 
chen und bäuerlichen Berhättniffe (Geſetzſ. von 1816, ©. 154). 

Alle dieſe Geſetze find theils zur Organifation der interimiftifchen Nationale 
zepräfentanten, theils mit ihrer Ingichung erlaffen und dadurch jene Königlichen 
Zuſagen gewiſſermaßen verwirklicht worden, ſo daß fie nnd inſoweit fie ſandi 
ſche Brite begründen, nicht unberhifigtigt bfeiben fönnen. 


Abgeſeken von Tiefen Zuſatgen bes verſtorbenen Könige Majeit, auf weiche 
in dem Allertzächſten Batente vom 3. Februar c., betreffend bie ſtändiſchen Eins 
richtüngen, Bezug gensinmen wird; befißen wir aber auch ein Staatsgrundgeſetz, 
weldyes die allgemeine Rändifche Bertretung unummwunden anorbnet. Dies if 
bie waͤhtend der Befipergreifuug der neuen Provinzen, zwei Monate nach Napo⸗ 
leons NRückkehr von Elba, im Uugenblid ver Küſtung der Preußiſchen Nation 
zum neouen Rumpf anf Beben und Zod, zu neuen Opfern, vierzehn Tage vor ber 
Bubtifatien. ver Banbesatte, ſechs und zwanzig Tage vor ber Schladht von War 
terloo ergangenen Berorbunng über die zu bildende Repräſentation des Bolfes 
a. d. Bien, ben 39. Mai 1815 (Gefehf. von 1815, ©. 103—104). Sie giebt 
dem idee für König und Baterland opfernden Bolfe ale ein Pfand Königlichen 
Vertrauens eine ſtändifche Volls⸗ over Lantesrepräfentstion, gebildet durch eine 
ans den dem Bedürfniſſe der Zeit gemäß reſp. wieberherzuftellenden und nenans 
worbhenden Peovinzialländen zn erwählenbe, in Berlin ihren Sig habende Ber: 
falımlung ber Rändifchen Eandesrepräfentanten, mit dem echte „der Beratkung 
über alle Gegenſtaͤnde ver Befebgebung, weldye die perfönlichen und Figentiumes 
rechte der Stantebürger, mit Binfchluß der Beiteuerung,. betreffen.“ 

Sie ordnet außerdem zum 1. September 1815 den Zufammentritt einer 
Rammilllon aus einfichtsvollen Staatsbeamten und Bingefeflenen ber Provinz 
an, melde ſich beichäftigen fol: 

- 1. mit der Organifation der Provinzialftände, 

8. mit Drganifation der Landesrepräfentanten und 

3. mit der Ausarbeitung einer Berfaffungsurfunde, enthaltend die Grund⸗ 
füpe, in welchen Die bürgerliche Freiheit und die Dauer einer gerechten, auf Ord⸗ 
nuag gegründeten Berwaltung bis dahin Sicherheit fanden, und beauftragt ben 
Stastöfanzler mit der Vollziehung diefer Anorbnung. 

Wenngleich mit juribifcher Gewißheit nicht nachzuweiſen iſt, daß bie einger 
feßte und berufene Berfalungslommiffion ihren Anftrag erfüllt hat, fo beweifen 
doch der Artifel 13 der Bundedsakte vom 8. Juni 1815, die Artikel 53-61 der 
Dundesſchluß⸗Akte vom 15. Mai bis 234. Juni 1890 und bie Berorbnung wer 
gen Einführung des Staatsrathes vom 20. März 1817, 8. 2 GGeſetzſ. Anhang 
von 1818, ©. 150; von 18230, S. 136—127 und von 1817, ©. 68), daß bie 
Durch das Geſetz von 223. Mai 1815 der Nation verlichene Ianbfländifche Ders 
faſſung von Bundes wegen anetfannt war, aufrecht erhalten werben follte und 
daß man noch immer mit Ausarbeitung der Berfaflungsurfunde befchäftigt war. 
Sa, das Staatögrundgefek vom 17. Januar 1820, betreffend bie Fünftige Ber 
Handlung des Stantsfchuldenweiene (Geſetzſ. von 1820, S.9) läßt feinem Zwei⸗ 
fel darüber Raum, daß die in dem Geſetz vom 223. Mai 1815 mit einem be; 
mmmten Atteibute, dem Beratbungsrechte, verfehene „Berfamimlung der Landes: 
sepeäßentanten‘ eine „reicheſtaͤndiſche Verſaumlung“ fein foltte; denn dies Gefetz 
ſprach bie ; Unterorbuung des „gefammten Staatsſchuldenweſens des Staates uns 
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tee Vie ReichsſAube“ and und erweiterte dies ber Berfanunlung ber Laubeöres 
präfentanten beigelegte Attribut des Beirathes durch neue Attribnte, indem es: 

J. im Art. II ‚neue Darlehne, welde ter Staat fünftighin zu feiner Er⸗ 
Yaltung oder zur Förderung des allgemeinen Beflen aufzunehmen genöthigt fein 
ſollte, an die Zuziehung und Mitgarantie, d. i. an bie Buflimminng, an den Kan⸗ 
ſens der reichöftändifchen Berfammiungen knüpfte;“ indem es 

2. im Art. IX „ven Borfchlag dreier Kaubivaten für bie Poſten der Praͤ⸗ 
fiventen und der Mitglieder der Hauptverwaltung ber Gtentefäuiden ber reiches 
Rändifchen Verſammlung hıberteug,’ indem es 

3 im Art. VII „die StaatsfchuldensBerwaltungsbehörke verpflichtete, ber 
reichſsſtandiſchen Derfammiung alljaͤhrlich Rechnung zu legen zum Zweck des bem 
Staatsoberhaupte für die Grtheilung der Decharge zu erflattenben Gutachtens," 
item es enbdlich 

4 im Art. XIV ‚mit bem SIufammentritt ver reichsſtaäͤndiſchen Derfammms- 
lung ihr den gemeinfchaftlichen Verſchluß der eingelditen Staatsſchulden⸗Dokn⸗ 
mente mit der Staatefchulden-Berwaltungsbehärbe alljaͤhlich nach erfolgten RNech⸗ 
nungsfchluffe und die abgefonderte und fichere Aufbewahrung biefer Dokumente 
zur Pflicht machte.‘ | 

Diefe vier Attribute, welche ſich auf die Konfentirung neuer Staatsanleihen 
und Kontroffirung aller bereits vorhandenen Staatsfchulden ohne Ausnahme 
durch Meberwachung der hinreichenden Sicherfleltung, der regelmäßigen und pünkt- 
lichen Berzinfung und der allmäligen Tilgung Seitens der reicheftändifchen Ver⸗ 
fammlung erflrediten, waren vom Gefepgeber feld unwiderruflich" verlichen, 
nach ihnen follte das gefammte Staatsfchutveumweien „unausgefept‘ verwaltet 
werden, anf ihre pünftliche Befolgung in ihrem ganzen Umfange wollte her Ges 
feßgeber nicht blos Selbft „‚unabläffig wachen“, fondern er machte anch alle das 
bei betheiligten Staatsbehörben für vie unbebingte und pünktliche Ausführung 
derfeiben ausdrücklich verantwortlich" (cf. Eingang, Art. XXII and XXI). 

Diefe der Nation und der Verſammlung der Lanbesrepräfentanten, der reiches 
fländifchen Verſammlung verliehenen Rechte find rückfichtlich der Drganifetion 
ber Provinzialftände durdy das Befeh vom 5. Iuni 1823 (Geſetzſ. von 1823, 
&. 139) erfüllt. Grundeigentum follte Bedingung der Staudfchaft, die Pros 
vinzialkände follten das gefeginäßige Organ ber verfihiebenen Stände der Unter: 
thanen der Provinz fein, fie follten, „fo lange keine allgemeinen Ränbiichen Ver⸗ 
fammlungen flattfinden, bie Gntwürfe ſolcher allgemeinen @efehe, welche Ver⸗ 
änderungen in Perſonen⸗ und Eigenthumsrechten und in ben Gtenern zum Ges 
genſtande haben, fu weit fie bie Provinz betreffen, berathen.“ 

Am Schlufle Heißt es: 

„Bann eine Bufammenberufang der allgemeinen Landſtände erforbertich fein 
wird und wie fie dann ans deu Provinziafftänden hervorgehen ſotlen, barkber 
bleiben bie weiteren Beflimmungen vorbehalten.“ 

Diefer Zeitpunft iR durch das Allerhöchfle Konvolationspatent vom 8. Yes 


benat e. eingetreten und das Wie deo Hervorgehens der allgemeinen Lanbflände 
ans den Provinzielänben durch das Allerhoͤchſte Patent und die Verordnungen 
vom 3. Februar co. beflimut. 

Das Erſtere erklaͤrte ansedrücklich: ſortbauen zu wollen anf ben von bed 
verſtorbenen Kinige Majehät gegebenen Geſetzen, namentlich auf der Berorbnung 
über das Etaato ſchuldenweſen vom 17. Januar 1820- und auf dem Befehe we: 
gen Anectuung der PBrovinziallände vom 5. Suni 1633. Es find ſomit nicht 
btos vie beiden, fpeziell benannten Befehe, fondern auch bie Berorbnung über 
sie zu bildende Mepräfentation des Volkes vom 33. Mai 1815, da fie nad 

$. 59 der Ginteitung zum Allg. Laudrecht 
nicht auedrucklich aufgehoben worden und auch als Staates Brundgefehe, welche 
Die perföntichen ſtändiſchen Kechte der Staatsbürger betreffen, ohne Beirath der 
Stände uns weil fie Ad zum Theil als unwiderruflich und unter Verautwort⸗ 
lichkeit unausgefept anwendbar felbR anfündigen, alfo vom ethifchen Standpunkte 
aus überhaupt nicht aufgehoben und geändert werden Tonnten, noch jetzt in vols 
ler Araft. Sie ſtichhen aber mit: vom Allerhöchſten Patente und ben dazu gehös 
rigen vrei Berorbuungen vom 3. Februar e., weiche ebenfalls legali modo pu⸗ 
blizirt ib und vim legis erhalten Haben, im mehrfachen Wiperfpruch, 

. Denn 

. L. nach $. 3 der Verordnung vom 232. Mei 1815 und nad) Mrt. II, IX, 
XIH und XIV der Verordnung vom 17. Januar 1890 ik nur von Einer ans 
ven Provinziallänten zu wählenden Verſammlung ber Landesrepräfentanten, von 
Eiuer reich oſtaͤndiſchen Berfamminng mit gewiſſen, dieſer Verſammlung untheil⸗ 
bar zugeſtandenen Attributen die Rede, wähtend das Allerhöchſte Patent und bie 
Aerotdrung vom 3. Yebruar e. drei Verſammlungen: ven Vereinigten Landtag, 
den Bereinigten fländifchen Ansichnf, die Rändifche Depmtation für das Schul⸗ 
demtvefen . geichaffeu und einer jeden Berfammlung einzelne Theile von Rechten, 
fei es zur alleinigen Anskbung, fei «6 in Bertretung der anderen Verſammlun⸗ 
gen, beigelegt haben, melde nach den älteren, noch gültigen Gefegen ein unges 
thoiles, unwiverrufliches Attribut der einen Land oder reichelländifchen Ver⸗ 
faweniung fein nud bleiben ſollten. Nur der Bereinigte Landtag iſt aus ben 
Bresinziolläuden Zervorgegangen, wie die Verordnungen vom 22. Mai 1815 
uub vom 5. Juni 1838 beſtimmen, aus ihm erſt, alſo nicht mehr ans ben Pros 
vtnziakännden, follen wieberum ber Bereinigte Ausfchuß und bie Staatsfchulnens 
Deyntatiou hervorgehen, mithin if offenbar eine wefentliche Veränderung in ber 
feuer zugeſicherten Organifationsweife der reichsſtaͤndiſchen Berfammlung vorge- 
nommen werden. Damit ſoll nit behauptet werden, daß eine Webertragung 
reicheſtaubiſcher echte an Ansichüfe und Deputationen flets ansgefchlofien blei⸗ 
ben mühe, vielmehr wirb fie in manchen Faͤllen nothwendig werden, aber nur in 
eigenem Auftrage der reicheſtaändiſchen Verſammlung durch ihre, einer Beflätigung 
nicht weiter unterliegende freie Deputixtenwahl und durch Ertheilung ihrer ber 
. 95% 
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ſquderen Vollmacht nad Inſtrüktion für den ven übe. atheilien und nicht im 
einem Geſetze gebotenen Auftrag. 

2. Nah $. 4 der Verordnung vom 22. Mai 1815 evſtredt "fü die Wirk⸗ 
famfeit der Landesrepräfentanten auf bie Beratiung über alle Gegeunſtaͤnde der 
Geſetzgebung, welche die perfönlichen und Cigenthumsrechte der Staatsbürger mil 
Einſchluß der Befleuerung betreffen. So lange feine aligemeinen Ränbiichen. Ver⸗ 
fammlungen flattfanden, follten nach Ast. III, 2 der. Berorbnung vom 5. Iuni 
1823 die Entwürfe foldyer allgemeinen Geſetze, welche Beränderungen in Pers 
fonen= und Gigenthumsrechten und in Stenern zum Gegenſtande haben, fo weit 
fie die Provinz betreffen, den Provinzialſtaͤnden yorgslegt werden. 

Die allgemeine Rändifche Berfammlung iR jetzt im Bersinigien. Lan tage 
vorhanden, folglich muß der Art. III, 2 der Berorbnuug nam 5. Juni 1823 
ea ipso zeffiren und, kann in folchen- Fällen nur allein der Dereinigke. Zaubtag 
eintreten. 

Allein das Allerhöchfte Patent vom 3. Februar c. sub Ar, 3 a) bie Ver⸗ 
ordnung vom 3 Februar c., betreffend die Bildung des Vereinigten Landtages 
im $. 12, und die Verordnung vom 3. Februar e., betreffend bie periediſche 
Zufammenberufung des Bereinigten ſtändiſchen Ausfchufies, übertragen Died Recht 
des Beirathes: mit Vorbehalt dem Vereinigten Landtage, in der Regel aber in 
deſſen Bertrefung dem Bereinigten Aueſchuſſe und in gewiſſen Ausnahmehälle. 
fogar den Provinzial-Landtagen, ja diefer Beirath, welcher nad $. 9 An Verbin⸗ 
dung mit $, 12 der Verordnung über die Bildung des ‚Vereinigten Landiages 
und nach $. 3 der Beroxbnung über den Bereinigten Ausſchuß fonft bei: allen 
Steuergsfeßen ohne Ausnahme ausgeinrochen und anerkannt iR, fällt. doch nad 
S. 10 der erſteren Verordnung für die weder zu bewilligenden, nach zu berathen⸗ 
den Kriegsſteuer ganz fort. 

3. Nach Art. II der Verordnung vom 17. Januar 1820 foll, wenn ber 
Staat zu feiner Erhaltung oder, zur Förderung des allgemeinen Beſten in bie 
Nothwendigfeit kommen follte, zur Aufnahme neuer Darlehne zu fchreiten, dies 
nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie (Iufimmung) der veichskäudifchen 
Derfammlung gefchehen. Der $. 4—7 der Bererbnung vom 3. Februar c., wes 
gen Bildung des Bereinigten Landtages, überträgt dies Recht dem. Bereinigten 
Landtage nur bei neuen Darlehnen, für welche das geſammte Bermögen und 
Cigenthum des Staates zur Sicherheit befellt wird, und nur wenn ſolche im 
Briedenszeiten zur Dedung des Staatsbedürfniſſes aufgenommen werden, während 
dergleichen Darlehne, im Falle eines zu erwartenden oder bereits. ausgebrochenen 
Krieges auch durch die bloße Zuziehung der nicht ans den Provinzials, fondern 
aus den Vereinigten Landfländen hernorgehenden Deputation für dad Schuibens. 
weſen gültig, geichloflen werden Tönnen (cf $. 1, 4 der Berorbaung.vom 3. Ger 
bruar ce, beiteffend bie Bildung einer fländifchen Deputation für. das Staates 
Schuldenweſen). 

4. Nach dem Allerhöchſten Patent vom 3. Februar c., Nr. 1, 8. 1 der Ver⸗ 





srbuung vom 3. Februar c., betreſſend vie Bildung des Beröinigten Lanbtages 

md 5. 2 der Bererpuung vom 3. Februar o., betreffend die periodiſche Wieder⸗ 
kehr des Bereinigten ſtaͤndiſchen Aueſchuffes und 8. 5 der Berorbnung über bie 
StaatöfchuldensDepntation tritt dee Vereinigte Landtag nur nach Berkrfuiß und 
fo weit es fr angemelffen eradytet wird, ber Vereinigte Ausſchus fpäteflens alle 
vier Jahre und ar die Staatsſchulden⸗Deputation alljährlich zufammen. "Das 
„gegen verochnet das Geſeßz vom 17. Januar 3820 im Art. XIII, daß ver reiche; 
fändifchen Berfammlung alljähelich Rechnung gelegt werben unb fie ſich über 
viefelbe Dehufs der von des Könige Majeftät zu ertheilenden Decharge ‚gutachts 
lich äußern und im Met. XIV, daß fie altjährlich nach erfolgtem Rechnungs⸗ 
fchluffe im Berein mit der Staatsichuldens Berwaltungsbehöthe vie eingelöften 
Staatsfchulden- Dokumente in gemeinfchaftlichen Verſchluß nehmen fol. Abgeſe⸗ 
heu Davor, daß der Vereinigte Landtag diefe Funktionen mit den beiden anderen 
Rändifchen Körpern theilt, 

$. 8 der Berorbnung über den Bereinigten Landtag, 

G. A der Berorbnung über den Bereinigten Ausſchuß, 

6. 4 der Verordnung über die StaatefchuldensDeputation, 
abgefehen davon, daß fie nur durch eine vom Bereinigten Landtage zu beauftras 
gende Deputation vorbereitend werden geübt werben Tönnen, iſt jedenfalls in den 
obigen Attributen der reichsſtändiſchen Verſammlung ihre periodiſche Wiederkehr 
gefihert, welche dem Vereinigten Landtage fehlt, und ihm allein Leben, Ausbils 
dung und Gebeihen zu geben vermag. 

5. Nach dem Art. IX der Berorbnung vom 17. Januar 1820 follen für 
jede bei der Hauptverwaltung der Staatöfchulden erledigte Stelle Sr. Majeftät 
zem Könige drei Kandidaten von der reichsftändifchen Berfammlung vorgelchla⸗ 
gen werden, während nach $. 8 der Verordnung über bie Bildung des Vereinig⸗ 
ten Sandtages und nach $. A der Verorbunng über den Bereinigten flänpifchen 
Au⸗ſchuß dies Hecht des Vorfchlages den aus ven Provinzialſtänden hervorges 
geangenen Vereinigten Landtage und. in feiner Vertretung dem ans ihm hervor⸗ 
gegangenen Dereinigten Ausſchuß beigelegt if. 

Diefe Widerſprüche der beflehenden, neueren und älteren flänbifigen Geſetz⸗ 
;gebung bedürfen nothwendig und um fa mehr einer ſchleunigen Löfung, als die 
älteren Geſetze nicht ohne Weiteres anfgchaben und mopifiziet finb, und auch ih⸗ 
sem Bortlaute nach, wenigfiena nicht ohne Anhörung der Stände aufgehoben 
‚und medifizirt- werden Fonnien, und als. bie Mitglieder ver hohen Derfammlang 
Aieſer Widerſprũche wegen in ihrem Gewiſſen fich beengt fühlen, fofern fie neue 
Schulden konſentiren oder zur Wahl ber Mitglieber des Bereinigten Ausſchuſſes 
‚und Der Staatsſchnlden⸗ Deputation fchreiten follen, weshalb ich bei Einem Ho: 
‚ben. Bereiwigten Baubiage ganz gehorſamſt dahin antrage: 

vdes Konigs Majeßat alterunterthänigft. zu. bitten, Die im Vorſtehenden hervor⸗ 
ashohenen, unverfehrt fortbeſtehenden, zeitherigen Hänbifchen Rechte Allergnäs 
digft anzueriennen und fie der neuem Befehgebung einzuverlriben, 





wodurch anfer Zweifel gefegt werben würbe: 

1. daß der Vereinigte Landtag diejenige reichsſtaͤndige Becfannmiung fei, de⸗ 
zen bie Berorduung vom 17. Januar 1830 gedenkt, 

9. daß er periopifch jährlich wiederkehren werke, 

3. daß nur ex allein die dem Vereinigten Ausfchuffe unb ber Deputatiou im 
feiner Bertretung und vefp. zur felbfilänbigen Anonbung übertragenen ſländiſchen 
Rechte auszuüben Babe, und mithin die aus Ihm nur erſt hervorgehenden beiben 
anberen ſtaͤudiſchen Körperfchaften überfiiffig feien and 

4. daß er alle umen Staatsanleihen ohne alle Ausnahme zu Tonfentiven 
und er zu allen Steuern ohne Ausnahme reſp. feine Sufimmung and feinen Bei 
rath zu eriheilen habe. 

Berlin, den 29, April 1847. 
Grabo w. 


IH. 
An 
die hohen zum Bereinigten Landtage verfammelten Stände hier. 
| Yutrag 
der Abg. Graͤtz und Naumans, 
betreffend 


hie Derorbnungen vom 3. Februar b. 3. 


In der an Ge. Majeflät ven König gerichteten Adreſſe iſt vorbehalten wor⸗ 
den, anf diejenigen Bunkte der Verordunngen vom 3. Februar c. näher einzuges 
ben, in welchen biefe Berorbnungen mit den älteren, die ſtändiſchen KRechte bes 
"geömbenden Geſetze nicht übereinſtimmen. Bon dieſem Vorbehalte erlauben wir 
uns Gebrauch zu machen und bie Aufmerffamfeit der hohen Stände auf folgende 
Punkte zu leulen. Zunächk ift es vie Berorbnung vom I7. Samuıar 1820, welche 
in den Derorbnungen vom 3. Februar d. J. nicht volle Anerkennung und BeRäs 
tigung erhalten hat. 

Im Artikel I ver Berorbnung vom 17. Jannar 1820 wird der Betrag ber 
verzinslichen allgemeinen Schulden bed Staats auf die Summe von 180,091,780 
Thalern fegefegt, und dann weiter verorbnet: 

Artikel I. Bir erkänen dieſen Staatoſchulden⸗Ciqt auf immer für geſchloſſen. 
' Ueber bie darin angegebene Summe hinaus darf fein Gtaate⸗Gechuld⸗ 
ſchein ober irgend din anderes Gtaatefchuisens Dokument ausgeſtellt 
weten. — Goltte der Staat fünftig zu feiner Erhaltung ober zur 
Foͤrderung bes allgemeinen Meilen in die Kothwendigkeit Kammer, 
zur Aufnahme einrs neuen Darichns zu ſchreiten, fe faun fuldes 
ner mit Inzichuug und uster ARiigetunie ver -Panftigen ericheſtaͤn⸗ 
diſchen Berfammlung gefchehen. 


UArtitei III. Fir die ſaͤmmtllchen jept vorhandenen unb in dem von Ins volh 
zogenon Stat angegebenen Staatsfchulden und deren Sicherheit, in 
foweit letztere nicht ſchon durch Spegialgypothelen gewährt iſt, garans 
tiven Wir hierdurch für Uns nnd Unſere Nachfolger in der Krane 
mit dem :gefammten Dermögen una Cigenthum des Stantes, insbe: 
fondere mit fämmtlichen Domaiuen, Porften und felularifirten Gü⸗ 
tern im ganzen Umfange ter Monarchie, mit Ausfchluß derer, welche 
zus Aufbringung des jährlichen Bebarfes von 2,500,000 Thlrn. für 
ben Unterhalt Unferer Königlidden Familie, Unfern Hofflaat and 
fämmtliche prinzliche Hofflaaten, fo wie auch für alle dahin gehörigen 
Inſtitute ꝛc. erforderlich find. 

Diefe Beflimmangen find Tlar. Artikel IH hardelt lediglich von den, durch 
die Verotonnag im Artikel I auf 180 Millionen feſtgeſetzten Staatsſchulden; für 
biefe Schulden wird das gefammte Vermögen und Bigenthunt des Staates als 
Garantis beftellt. Der Schlußſatz des Artitel II handelt ganz allgemein von 
tanftigen Darlchuen, und beſtimmt, daß kein Darlehn ohne Buziehung and 
Mitgarantie ber künftigen Reichsflinde aufgenommen werben foll. Insbeſondere 
wird nicht verordnet, daß dieſer Beilimmung nur ſolche Darlehne unterworfen 
ſeien, welchen die Sarantie nach Artikel III bewilligt wird, una vaß Darlchne 
ohne diefe Garantie auch ohne Zugiehung und Mitgarantie der KReichsſtaͤnde fon: 
trabirt werden bürften. 

Dagegen beſtimmt die Verordnung I vom 3. Februar oc. im $ 4: 

dem Bereinigten Landtage übertragen Wir die im Artikel IE ver Derorbnung 
som 17. Jannar 1820 vorbehaltene ftänpifche Mitwirkung bei Staatsanleihen, 
und follen demgemäß neue Darlehne, 

für welche das gefammte Bermögen und GBigentbum bes Gtaates zur 
Siächerheit beflellt wird (Art. III der VBeroronung vom 17. Santıar 1820), 
fortan nicht anders als mit Zuziehung und unter Mitgarantie des Dereinigs 
ten Landtages aufgenommen werben, 

Des Zwiſchenſatz: „Für weiche se.’ bezeichnet in diefem Paragraphen die 
neuen Darlehne, welche nicht anders, als unter Zuziehung und Mitgarantie des 
Bereinigten Landtages aufgenommen werben dürfen, und Dies find danach ledig⸗ 
lich folge Darlehne, 

für weiche das geſammte Beemögen und cigenthum des Staates zur Sicher⸗ 
heit beſtellt wird. 

Daraus würde folgen, 

daß Darlehne, für welche das gefammte Vermögen und Gigenthun beg 
Staates nicht zur Sicherheit beflellt wirb, ohne Zuziehung und Diigarantie 
dos Dereinigten Landtages aufgenommen werden können. 

Nach ver Yaffung ‘des $. 4 der Verordnung vom 3 Webruar c. über Ye 
Bildung des Bereinigten Landtages fcheint es, daß mit der biesfälligen Beſtim⸗ 
mug. ber Verſchrift des Artilels IL der Derorbanng vom 17. Jannar 2820 ein 


Genüge geſchehen folle; allein dann würde dieſer Artikel nicht feinem wahren 
Sinue entfprechend aufgefaßt worben fein. Denn — wie bereits erwähnt — 
bekimmt Artikel II der Berorbnung vom 17. Iannar 1820 gang Klar. 
daß ein neues Darlehn — ohne Nüdficht auf die zu gewäßrende Sicherheit 
und ohne allen Unterfchied — aur mit Zuziehung und unser Mitgarantie der 
Fanftigen Reichsflände aufgenommen werden barf. 
Die Berorbnung vom 17. Januar 1820 wurde erlafen, - 
um durch die beabfichtigte künftige Unterordnung der Staatoſchulden⸗Angele⸗ 
genheit unter die Reichöfände das Bertrauen zum Staat nun. zu feiner Ver⸗ 
waltung zu befefligen, und deu aufrichtigen Willen des Könige, allen Staats 
gläubigern gerecht zu werden, um fo unzweibdentiger an ben Tag zu legen, 
als der König zugleich wegen Sicherſtellung, fo wie wegen regelmäßiger Ver⸗ 
zinfung und allmäliger Tilgung aller Staateſchu den das Moͤthige un wider⸗ 
‚zuflich feſtſetzte. 
Die Beſtimmungen bes Geſetzes find aiſo auebruͤclich für unwiderruflich 
erklärt, und dieſe Erklärung iſt bindend, ſowohl den. Reichsſtaäͤnden gegenüber, 
wenn immer fie. eingeſetzt werben mochten, als auch den Staatogläubigern ge⸗ 
genüber, welche 180 Millionen gu fordern hatten. Sol der Vereinigte Landtag 
- die fändifche Iuflitution fein, welche die Verordnung vom Jahre 1820 unter 
„reichsſtaͤndiſcher Verſammlung“ verflanden hat, fo flieht ihm auch das Reit zu, 
darüber zu wachen, 
daß ohne feine Zuziehung und. Mitgarantie fein Darlehn für den Staat auf: 
genommen werke und auch ein ſolches nicht, 

für welches nicht das gefammte Dermögen und Bigenthum des Staates 

zur Sicherheit beftellt wird. 

Iſt dem Bereinigten Landtage die fländifche Mitwirkung, wie fie nad dem 
Geſetze vom Jahre 1820 ausdrücklich und unwiderruflich vorbehalten worden ift, 
in Beziehung auf Darlehne der letzteren Kategorie durch die Verordnung vom 3. 
Februar c. nicht übertragen, fo folgt daraus: 

daß — fo fange dies nicht gefhieht — vergleichen Darlehne für den Staat 

überhaupt nicht aufgenommen werben können. 
.» Außerdem weichen ‚vie Verordnungen vom 3. Bebruar c. darin von deu Be: 
fimmungen des Geſetzes vom 17. Januar 1820 ab, daß fie einen Unterfchieb 
machen zwifchen Darlehnen, welche in Sriedenszeiten, uud ſolchen, welche für 
oder in Rriegszeiten aufgenommen werden. Nach den 66 5, 6, 7..der Veragrd⸗ 
nung I vom 3. Februar e. foll im Falle eines zu erwartenden ober bereits aus: 
gebrochenen Krieges, wenn die Binberufung des Vereinigten Lanttages in Be: 
sueficgtigung der obwaltenden politifchen Verhaͤltniſſe nicht zuläffig befunden 
werben möchte, bei Aufnahme von Darlehnen die flänbifche Mitwirkung durch 
Buziehung der Deputation für das Staatöfchuldenweien erfegt werden. Es hätte 
zweifelhaft erfcheinen können, 

. ob unter dem Ansdrude „Zuziehung‘ nicht diejenige Mitwirkung, welche dem 
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Vereinigten Landtage bei der Aufnahme von Darlehnen in-Briebenszeiten über⸗ 
tragen worden iſt, zu verſtehen ſei; 

allein dieſer Zweifel iſt durch die Erkläärung des aAoniglichen Landtags⸗Kommiſſa⸗ 
xius in der Sitzuug vom 15. d. M. gehoben. Danach ſoll die Deputation nur 
zugezogen werben, um Zeugniß ablegen zu können, wie die Regierung gehan⸗ 
teilt Habe: Eine ſolche Mitwirkung eines ſtändiſchen Organs kann fein Erſatz 
fein für Die Rechte, welche das Gefeh vom 17. Januar 1820 ber reichöfländi- 
Shen Verſammlung vorbehalten hat. Dies Beleg nimmt die Aufnahme von 
Kriegsfchulden nicht nur nicht aus, fondern es rechnet letztere ‚recht eigentlich mit 
zu den Schulden, welde nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der reiches 
Räwdischen Verſammlung aufgenommen werben fönnen,. indem es im Artifel II 
von „zu feiner Schaltung‘ notbwendigen Darlchzen ſpricht. 

Hieraus muß gefolgert werben, 

daß dergleichen Darlehne, ohne Zuziehung und Mitgarantie des Bereinigten 
Landtages für den Staat niet aufgenommen merben fönnen. 

Naͤchſt der Verordnung vom 17. Januar 1820 iſt es auch das Geſet vom 
5. Juni 1823, welches durch bie Verordnungen vom 3. Februar c. nicht volle 
Anerkennung und Beſtaͤtigung erhalten hat. Nach dem Geſetze wegen Anordnung 
der Provinzialßände vom 5. Juni 1823 sub III Nr. 2 follen, fo lange feine 
allgemeinen fhäudifchen Berfammlungen flattfinden, die Entwürfe folcher allge: 
seinen Geſetzo, welche Beränberungen in Perſonen⸗ und @igenthumsrechten und 
in den Steuern zum Öegenfiande haben, fo weit fie die Proving betreffen, den 
Provinzialfländen zur Berathung vorgelegt werben, uud es folgt hieraus, daß 
dergleichen Befege, nachdem nunmehr allgemeine flänbifche Verſammlungen des 
Vereinigten Landtages flattfinten, dem letzteren zur Berathung vorzulegen find. 
Diefer Beftimmung und biefem Rechte entgegen verorbnet das Befeh I vom 3. 
Februar c. im $. 10: 

dag für den Fall eines Krieges vorbehalten bleibe, außerordentliche Steuern 
ohne die Zuſtimmung des Vereinigten Landtages auszufchreiben. 

Gine folche Ausnahme geftattet das Geſetz vom 5. Suni 1823 nicht, und 
follte das Geſetz, weldyes die Grundlage der Rechte der Stände bildet, hierin 
‘geändert werben, fo fonnte und Tann es nicht anders als unter Zuftimmung ber 
berechtigten Stände gefchehen. Da diefe Zuflimmung weder erfordert noch es⸗ 
theilt worden if, fo fann die Aenverung des Gefeßes vom 5. Juni 1823 als 
verbindend für die Stände nicht erachtet werben, vielmehr wird das Recht der 
Stände als verfaffungsmäßig fortbeſtehend anzuerkennen fein, 

daß auch. außerordentliche Steuern in Kriegszeiten nur dann auögefchrieben 
werben Tönnen, wenn die Stände vorher bie betre fenden Geſetzentwurfe beras 
then win. 





«“ 


Unfern gehorfamften Antrag fielen wie dahin: 
I. daß die hohen zum DBereinigten Landtage verfammelten Staͤnde die vor⸗ 
ſtehend entwickelte Anficht, wonach 

1. fo lange dem "Bereinigten Landtage nicht das, durch das Geſet vom 
17. Iannar 1820 der reichoſtändiſchen Berfemmlang vorbehaltene 
Recht im entfprechenden Umfange übertragen worden, Darleine, für 

welche nicht das gefammte Vermögen und Eigenthum bes Staates 
zur Sicherheit beitellt wird, überhaupt nicht aufgmommen werben 
Tönnen; 

3. bei Darlchnen für oder in Kriegeszeiten tie bloße Zuziehnug der Des 
putation für das Staatsfchuldenwelen nit ausreichend If, die nach 
dem Gefebe vom 17. Jannar 1820 bei Aufnahme von Darlehnen 
ohne Unterfchied erforderliche Zuziehung und Mitgarantie des Ber: 
einigten Landtages zu erfeßen; 

3. auch außerordentliche Steuern in Kriegszeiten nur dann ausgeſchrie⸗ 
ben werben koͤnnen, wenn die Stände vorher die betreffenden Geſetz⸗ 

. entwürfe berathen haben; 
zu ber ihrigen machen; 
DI. daß diefe Anficht in einer Deuffchrift ausgefprachen und letztere 
ID. mit dem gleichzeitigen Anheimſtellen, durch geeignete Verordnungen nad 

erfolgter Vereinbarung mit dem Vereinigten Landtage die Geſege vom 2. 

Febrnar c. mit den Altern Geſetzen in Biuffang zu biingen, Sr. Majeſtät 

dem Könige zu überreichen. 

Berlin, ven 38. April 1847. 
Bräb. Maumann. 


IV. 


Der Unterzeichnete giebt ſich die Ehre, die dem Herrn Landtags: Marfchall 
eingereichte Begründung feines Antrages auf regelmäßige Berufung bes 
Vereinigten Laudtages von 2 zu 2 Jahren den verehrten Mitgliedern 
der zweiten Kurie zur Kenntnißnahme vorzulegen. 

Berlin, den I. Mai 1847. 

Camphauſen. 


Geſetz. 
Vor und nacht dem Erlaſſe der Allerhoͤchſten Verorbdnungen vom 3. Februar 
d. 3. trat von ben an die Fortbildung unſerer ſtaatlichen Verhältniſſe ſich kaup⸗ 
fenden Fragen, die Frage in den Vordergrund: Ob der Gentralverfammlung ber 
Gtände des Landes die in beftimmten Zeitfriteu regelmäßig wiederkehrende Bes 
rufung zugefichert werden müfle. Auch in der erfien Verhandlung des Landtages 
war, ansgejprochen und nicht ausgefprocdhen, unmittelbar und mittelbar biefe 


Frage der Mittelpuntt, um welchen Mebe ımd Begenrede, Angriff und Vertheidi⸗ 
gung fich bewegten. Im Allgemeinen find dafür, daß dem Bereinigten Landtage 
die periodiſche Einberufung, und zwar die jährliche Einberufung, zufomme, nur 
Vie geſetzlichen Grimde erörtert und bie aus ber Natur der Sache, fo wie aus 
den beſtehenden Derhältutfien zu entnehmenden der weiteren Gntwidelung vorbes 
halten worden. 485 Mitglieder der Berfammlung haben die Erklätung abgeges 
ben: fie feien bie Meichöflände, und das den Reichsfländen zuftehende Recht fei 
ihr Recht. Unter Berückſichtigung, daß von den übrigen Mitgliedern Viele ders 
felden Weberzeugung waren und nur deshalb nicht zuſtimmten, weil den nachfols 
genden Erklärungen die vollſtaͤndige Uebereinſtimmung mit den vorangegangenen 
fehlte, erhellt, daß die verfammelten Abgeordneten beinahe einftimmig jene Ueber⸗ 
zengung theilten. Sie wurde kaum befiritten und nur das nicht zugegeben, daß 
ans dem Urtikel XII der Derorbnung vom 17. Januar 1820, wonach die Staats: 
fehulden-Berwaltungsbehörbe der fünftigen reichsftänbifchen Berfamminng alljaͤhr⸗ 
lich Rechnung zu legen bat, ein Anſpruch auf regelmäßig wiederkehrende Beru⸗ 


"fung berzuleiten fei. Die geltend gemachten Gründe befchräntten fi im We⸗ 


ſentlichen anf folgende: Die jährliche Ablegung der Rechnung durch die Staats: 
fehuldensBerwaltungsbehörbe bedinge nicht die jährliche Abnahme dieſer Rech⸗ 
nung, noch das fährliche Gutachten zur Vorbereitung der Decharge. Das Staats: 
ſchulden⸗Geſeg ſpreche ebenfomwenig als ein anderes Geſetz ausdrücklich aus, daß 
jaͤhrlich eine reicheftändifche Verſammlung ſtattfinden folle; das erfiere enthalte 
davon nur eine beiläufige Erwähnung in einem Artikel, der über einen anderen 
Gegenſtand Beſtinmung treffe. Das in dieſem Artikel übertragene Gefchäft fei 
zu wnerheblidh, um darans bie Nothweubigfeit der jährlichen Berufung einer gro: 
for Verſammlung herjuleiten. Diefen Gründen wirb entgegegengehalten: Es 
fönne von einer Verſammlung nicht nur eine Rechnung nicht abgenommen, fon, 
dern ihr auch eine Rechnung nicht gelegt werben, wenn fie nicht verſammelt fet, 


‚und wenn der Anterſchied zwifchen Rechnungslegung und Rechnungsabnahme 
darin gefunden werde, daß durch erflere der Verſammlung ſelbſt keine Handlung 


ttbertragen fei, welche ihre @riflenz, ihre Zufammenberufung nothwendig madhe, 
um dieſe Handlang vollziehen zu können, To fet dagegen in dem Arfifel XIII des 
Staatsſchulden⸗-Geſetzes in Flaren Worten auch eine altjährlih zu vollziehende 
Handlung vorgefägrieben, indem es darin heiße: Bis die reichsftändifche Der: 
fammlung zufammengetteten fein wird, foll ſtatt ihrer alljährlich eine Des 
putation des Magiftrats mit ver StantsichnidensBerwaltungsbehörbe bie einges 
Löfeten Dofsmente in Verſchluß nehmen. In dem Umflande, daß das Stants- 


ſchulden⸗Seſetz beilänfig von Functionen rede, welche vie reichäftändifche Ver⸗ 


famminng jährtich auszuüben habe, liege nicht eine Schwächung, ſondern eine 
VBerftärkung der Annahme, daß jeries Befeh eine jährliche Berfammlung gewollt 
habe, weis dieſelbe ats ſtilſſchweigend und ſich von ſelbſt verſtehend voransgefeht 


ſei. @6 laſſe ſich daher ihre Nothwendigkeit nicht vadurch beftreiten, daß jene 


eine Verrichtung zu dem Zeit⸗, Geld⸗ und Kraftaufwande einer großen Ver⸗ 
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ſammlung nicht im Verhältniſſe ſtehe, vialmehr Habe das Befeh nur, weil die 
jährliche Verſammlung aus anderen Gründen nothwerndig erſchienen, ihr auch 
‚zene eine Verrichtung übertragen. Seitdem hat die huldvolle Antwort Str. Ma⸗ 
-jetät des Königs auf die Adreſſe den Ständen eröffnet, daß Fe keine anderen 
Berechtigungen befißen, als diejenigen, welche ihnen durch Die, in ihreu Gruud⸗ 
‚Jagen unantafbare Geſetzgebung vom 3. Februar beigelegt morden eder fünftig 
beigelegt werben möchten. Der rechtliche Standpunkt feheint dadurch nicht we⸗ 
ſentlich geändert, weil die Stände die. Grundlagen dee Gefetzgebung vum 3. Bes 
bruar in den früheren Geſetzen erfennen und weil fie allerdiugs Berorhtiguugen 
‚nur infofern ausüben fönnen, als. fie ihnen beigelegt werben. Die Bebenten 
‚uber diefen. Bunft find ungelöfet und werden einfiweilen ungelöfet bleiben; es 
wird der gefeßliche und rechtliche Anſpruch auf jährliche Einberufung der allge- 
meinen Stände von der einen Seite. nicht zugegeben, von ber auberen nicht aufs 
‚gegeben werben. V 

Dagegen kann der dem Landtage angedentete Weg des Antrages zum Eins 
‚ange führen, denn es ift die Krone nicht behiubert, Rechte, die fie als bereite 
‚beftehend nicht anerfennt, durch Verleihung neu zu fehaffen; fie kann durch freien 
Entſchluß gewähren, wus fie als Redhtöforberung verfagt. Nur werden, wenn 
zu dem Ende der Weg des Antrages, der Bitte beireten werben fol, manche Bes 
müther fich durch den Zweifel beunruhigt finden, vb nicht ein Hecht, welches fie 
‚zu befißen. glauben, verloren gehe, wenn fie um beflen Gewährung bitten, ob 
nicht in der Bitte die Berzichtleiftung auf das Recht Liege, Diefer Zweifel if 
‚nicht begründet. Daß privatrechtlich die Bitte um Befriedigung eines Rechts⸗ 
anfpruches den Anfpruch felbft nicht entfräfte, bedarf Feiner Grörterung; ſtaats⸗ 
rechtlich kann dies aber noch weniger einem Bedenken unterliegen, denn während 
nach dem Privatrechte der verweigerten Bitte die Forderung im Wege Mechtens 
‚folgen Tann, giebt das Preußifche Staatsrecht für jegt den Ständen kein anderes 
Mittel, die Grfüllung eines Rechtsanipruches zu verlangen, als das Mittel der 
Bitte. Unmöglich kann durch die Form der Nachfuchung eines Nechtes das Met 
ſelbſt verloren gehen, wenn biefe Form die einzig zuläffige iſt. Gbenfowenig 
kann dadurch dem vollen Rechte etwas vergeben werben, wenn bie Bitte nur auf 
„Erfüllung eines Theiles deſſelben gerichtet wird. 

„Indem es den Berathungen des Vereinigten Laubtages vorbehalten bleiben 
wird, inwiefern er einer Bitte die bereits gewahrten, rechtlichen und gelehlichen 
Anfprüce nochmals zu Grunde legen will, Tann e6 der Sache felb zur dien⸗ 
lich fein, wenn ihre Begründung auch ohne Anrufung bes Rechtsoperhältniſſes ges 
geben, wenn fie als eine natürliche und nothwendige Entwickelung unferer ſtaat⸗ 
„lichen Zuftände darzuſtellen if, Der Unterzeichnete hat es völlig unbedenklich er⸗ 
‚achtet, daß der Landtag einem Nutrage auf periodiſche Derfamminngen auch ahne 
„zeshtliche Depuftionen zuftimme, und daß er fich für bie längfie Zeitfriſt aus: 
fpreche, welche zwifchen zwei Verſammlungen ehne zu große Gefͤhrdung ihres 
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Zwodes zulaſſtg eſcheint. Er Hält dadurch den in ven Geſehen bernhenden Bu: 
ſprva auf jadelich⸗ Verſammlungen in keiner Weiſe bedroht. 
Geſchichte. 
In vom Ausbildungsgange der vaterländiſchen Berfaflung feit dem Jahee 
1838 macht ſich eine durchgehende Rüudfichtuahme anf das Ständeweſen der Bors: 
zeit bemeribar, und diefelbe if auch in dem neueften Schritte, ven Berorbnungen 
vom 3. Februar, infofern wahrzunehmen, als es nicht an Beifphelen fehlt, dag 
die Landtage in undefimmten Friſten hauptfächlich zur Bewilligung von Steuern 
und Anleihen znfammenberufen wurden, und baß neben ihuen Ausſchüfſe, welche 
ih häufiger verſammelten, befanden. Die ftändifchen Berfifiungen in Deutier. 
land hatten ihre Beriode des Wachſens, des Bluͤhens und des Abwelfens, uns. 
es Sännen die ihnen entnommenen Beifpiele nicht in gleichem Maße nachahmens⸗ 
werth fein, ohne Nückſicht darauf, ob fie vorzugsweiſe der einen oder der anderen 
jener Perisden angehören, in Feiner derfelben war eine Gintichtung, gleich ver im 
deu Dersrpnungen vom 3. Februar getroffenen, vorwiegend. Abgeſehen davon, 
daß Die Landſtaͤnde nicht mur Häufig das Mecht, ohne Berufung des Landesheren 
zuſammenzutreten, in Anfpruch genommen und ausgeübt, ſondern auch dazu in 
viehen Faͤllen, wie in unferem Gtaate die Stände. von Jülich und Berg durch 
ven Rezgeß von 1672, die ausdrückliche Iandesherrliche Ermächtigung erhalten has 
ben, fo war die regelmäßige, jährlich einmalige oder ſelbſt mehrmalige Wieden 
kehr der ſtändiſchen Berfammlungen in fo vielen deutfchen Ländern ein verfaffungse' 
mäßiges Recht. (3. B. in Braunſchweig, Braunfchweigs Wolfenbüttel, Bremen,: 
Gatenberg, Halberftabt, Heſſen, Hildesheim, Zülich und Berg, Mecklenburg, Oberr 
laufig, Donabrück), daß daflelbe ſich nicht füglich als die Ausnahme vun einer 
alfgemeinen Regel varſtellen läßt, bei welcher überdies, um zu einer tiefer einge⸗ 
henden Bergleichung mit ven Zuftänden der Gegenwart zu gelangen, nicht übers 
fehen werden dürfte, daß in den Ländern bes beutfchen Reiches der Kaifer die 
den Ständen bebarrlich verweigerte Ansfägreibung zu Landtagen erzwingen konnte 
und in einzelnen Faͤllen erzwungen hat. — Daß den Ausfchüffen der allgemeis- 
nen Stände zwar eine periodifche Berufung zugeflanden, aber dafür ein Bwi⸗ 
fohenraum von vier Jahren angeordnet worden, davon enthält die ſtaͤndiſche Ge⸗ 
ſchichte der Vorzeit fein Beifpiel. Sie waren entweder permanent, oder fle hats 
ten das Recht, aus eigenen Antriebe zu beliebiger Zeit mit und ohne Vorwiſſen 
dee Landesherrn zufammenzutreten, oder ed war ihre, meiftend miehrmalige Bes 
enfung in. jedem Jahre vorgefcehrieden; nur als vereinzelte Ausnahme. war ihre 
Berufung ohne feſtgeſtellte Zwifchenräume von dem, Ermeflen des Landesherrn 
abhängig. Weberhaupt bieten die Ansfchüffe der Borzeit mit denen der Verord⸗ 
nungen vom 3. Febrnar nur wenige Bergleihungspunfte dar, weil fie in ber 
eigentlichen Grundlage von einander abweichen. Die Entflebung der Ausfchüffe- 
fallt in die fpätere Zeit, in die Zeit der Abnahme ftändifiher Wirkfamfeit; vers 
anlapt war fie durch die Einmifchung der Stände in die Landesverwaltung, welche. 
dahin geführt hatte, den Ständen ſelbſt die Einziehung gewiſſer Stenesn zu übers‘ 
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tragen, nm ihnen Sicherheit dafür zu gewähren, daß nicht etwa die Lanbedrrgier 
rung mehr erhebe und mehr verwende, als bewilligt werden, wab indem bakurık 
ein verwicteltes Rechnungs und Kaflenweien, bie Aufbewahrung vou Baarbefläns 
den unten Rünbifchem Verſchluſſe, Nuszehlungen an die Regierung un Verech⸗ 
nungen mit derfelben erforderlich wurden, nahmen die Auschüfle einen Charakter. 
am, der fie in ber gegenwärtigen Zeit, bie der Staatsgewalt eine größere Mast 
umd ein größeres Vertranen zuerkannt hei, als Staatsbeherde erſcheinen laſſen 
würde. — Uebrigens find die Iuflitutionen vergangener Jahrhunderte nicht ſchon 
beshalb in diefer oder jener Borm ver Gegenwart zur Nechahmung zu empfehlen, 
meit in diefer oder jener Form die mriften Veiſpiele fich darbieten; nicht fell, 
was zu irgend einer Zeit vielfach Herlommens und Rechtens geweien, ſchan des⸗ 
halb gu unferer Zeit Rechtens werden; vielmehr maß die Abſicht der Benutzung 
wab Anwendung ber Geſchichte mit der Unterfuchung begisuer, weiche Grfelge 
die älteren Inſtitutionen gehabt, welchen Butwirelnugsgang. fie genommen haben. 
Die Geſchichte der ſtaͤndiſchen Verfaſſung verfagt nicht die Beichrung über er. 
folge und Entwickelung der Hier in Frage ſteherden Anordnungen, nämluh ber 
periopifchen Zuſammenrufung fländifcher Ausſchüſſe und der hauptſächlich zu 
Steuern oder Geldbewilligungen in unbeſtimmten Friſten erfolgenden Zuſammen⸗ 
berufung allgemeiner Staͤndeverſammlungen. Jeder mag die Velehrung nach ſei⸗ 
ner Weiſe ſchoͤpfen und ſich zurechtlegen; doch bürfte es ſchwer halten, fſich dem 
Eindeude ver Thatſachen zu entziehen: der Thatſache, daß mit der Ausbilbung 
des. Ausichußwelens der Eifer, die Tätigkeit, der Gemeinſinn und der Ginfluß 
ver Landflände abnahm, dag die Ausſchüſſe, igren Geſchäftokreis ausdehnend wub 
. dem Ginflufle der Regierung zugänglicher, ſehr bald aufhörten, Bürgſchaft für 
die Schaltung der ftändifchen Mechte zu gewähren, daß fie der in ihrer Grunb- 
lage gegebenen Neigung zur Umgeflaltung in eine Stagtsbehärbe nicht überall 
zu widerſtehen vermochten; ber Thatſache, daß bie unbeſimmte Iufammenrufung 
vorzüglich zu Steuer: und Geldbewilligungen dann, wenn die Stände ih nad 
langer, ungewiſſer Iſolirung wieder in ihrer Vereinigung flark fühlten, und um 
fo ſtäärker als fie berufen waren, Bewilligungen zu machen, ben natürlichen Hang 
erzeugte, die Gewährung an Bedingungen zu knüpfen, häufig zur Beeinträchti⸗ 
guug der landesherrlichen Macht, häufig zur Beeinträchtigung der Rechte des 
Bolkes. Kaum einen einzigen ber landſtändiſchen Abſchiede, welche ber Stener⸗ 
bewilligung folgten, um bie der Landesherr gewiflermaßen bitten mußte, findet 
man, der nicht angefüllt wäre von Vorbehalten, Berficherungen, Werſprechungen, 
Berleifungen und Begünfligungen, theils unſchaͤdlich oder nützlich, theils bedenk⸗ 
lich oder gefährlich. Es Hat einer durch andere Umflände und ZSeitexeigniſſe bes 
gänftigten, gewaltſamen RKealtion bedurft, um Deutſchland von einem Wege abs 
zuwenden, auf dem ein benachbartes, großes Volk deu Untergang fand, und wenn 
die Geſchichte des gemeinfamen Baterlandes eine Lehre nnabweislich aufdringt, 
fo iſt es die, daß nicht ohne Gefahr für den Staat die Borfiellung genäßet wer⸗ 
den Kürfe, man rufe und brauche bie Stände nur in Deiten. dea Meldbedſeefniſſes. 
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Die Geſchichte erklärt ſich dafür, daß die allgemeinen Stande⸗ 
Derſammlungen in vorher befimmien Brifen regelmäßig wiebers 
teßren. 

Staatewohl. 

I. Im ver Tialeitang zu dem allgemeinen Gefetze regen Auordnung der vie 
viazialſande iR ala leitender Grundſatz für die fländiſche Geſezgebung bie Bas 
riudfichtigung des Geiſtes ber älteren beutfchen Verfaffungen, die Derintiiiigung 
ver Sigentbimlichleit des Staates und vie Berückſichtigung bes wahren Beithes 
drfniffes verfaudet werden. Die erſte Rädficht, wie Müdficht auf den Weil ber 
älteren deutſchen Berfafliungen, das Heißt vie Erwägung desjenigen, was füch im 
jenen Derfaffungen nützlich oder fchänkich erwicfen, führt zu der Erkenatniß, daß 
es unbedingt ſchaͤdlich und gefährtich war, bie Ihätigfeit der Landſtände vorgägs 
lich auf Gelvbewilligungen zu richten; am fo fegäplicher und gefährlicher, wenn 
igre Berufung in unbeſtimmten Iwifchenränmen ver Regel nach ausſchließlich 


'yam Zwecke ver Gelobewilligung erfolgte. Die Berüudfichtigung ber Gigentgums 


lichteit des Staates uud des Bebürfniſſes der Gegenwart führt zu berfeiben Er⸗ 
denntaiß; noch bente Hat fich die urenfchliche Natur und die Natur großer Ben 
fanmlungen nicht ſo geändert, daß ea unbedenklich wäre, dem Gange Nahrung 
zu geben, Berilligungen an Bewilligungen zu Inüpfen und Wünſche ober For⸗ 
verungen, welchen die Regierung ihre Zuſtiumung verfagt, für den Zeitpunft 
aufzufparen und auzuhänfen, wo bie Negierung ihrerfeite in ber Lage fein wird, 
zu wichtigen oder nothwenbigen Mafregeln der Zuftimmung ber Stände zu be⸗ 
dürfen. Als die Verordnungen vom 3- Kebruhr erfchienen, äußerte ſich beinahe 
allgemein der Glaube, daß die Regierung ſich in Beldverlegenheit befinde; zu 
diefem Glauben hatten weber Diejenigen, weldye den Bang der Finanzen aufmerb 
ſam beobachtet, noch diejenigen, welche ihn nur oberflächlich beobachtet hatten, 
eine Beranlaflung; er entſprang der Duelle, welche durch die regelmäßige Wie⸗ 
verfchr der Rändiichen Berfaumlungen ohne Rüudficht auf Steuers oder Geldfta⸗ 
gen abgeſchnitten oder unfhäblich gemadyt werben follte. 

Die Berückſichtigung der Eigentsumlichleit des Staates und des wahren 
Zeitbeduefniffes leitet zu ber Ueberzeugung, daß jene Gigenthirmlichfeit in allen 
Gtaaten und auch in dem unfrigen eine andere war, als fie heute il. Man 
kaun bie zahlreichen Beifviele einer treuen Bereinigung der Stände zu Hülfe und 
Wideeſtand in Träftiger Vertheidigung der Rechte ihres Fürſten nnd feines Hau⸗ 
ſes bewundern; man fan den Schuß, welchen fie gegen die Heberwältigung ber 
Citte und Bildung, des Rechtes uud der Berfalung durch die roheren Elemente 
im Staate gewährten, auerkennen: allein man wird nicht überſehen hürfen, daß 
viejenigen zwei Punkte, welche die Hauptaufgabe der ehemaligen Stände bilbeten, 
nämlich dem Lanbesgeren Geldzuſchüfſſe zu gewähren, infuweit die Ginfünfte aus 
feinem eigenen Bermögen und ans den ihm zuſtehenden Megalien bie Koflen ber 
Berwaltung feines Landes nicht beiten, und die Mechte und. Freiheiten ber 
SEtande gegentber der landegherrlichen Macht zu vertreten und zu vertheidigen, 





gegenwärtig ‚nicht mehr die Gauptaufgabe der Stände ſind mar fein Tonnen. GES 
M die heutige Bigenthäntichleit des Stasies, daß eine Trennung zwiſchen dem 
Vermoͤgen des Landesheren und des Staates nicht mehr beſteht, daß nicht dem 
Landesgeren Zuſchüſſe zu bewilligen ſiad, daß dir Beitrag zu den Koflen der 
Staatsverwaltaung ‚nicht mehr. ald ein AM des freien Willens betrachtet werden 
lann, fonbern als eine abfolnte Bilicht betrachtet werben mug. Auch dort, wo 
in ununterbrocdhener, zufemmenhängender Ausbildung ber. ältern Zuſtaͤnde die einfl 
bezeichnenden Ausdrücke fi, erhielten, andy in England, wo man noch vom Sub: 
ſidien zu den Sinfünften der Krone redet, if dern alten Werte der neue Begriff 
unterbreitet; man bewilligt nicht dem Landesherrn Gubflpvien,. mau beſchließt 
Gteuern zur Beftreitung der Bedurfniſſe des Staates Es ift die: heutige Eigen 
tgamtichfeit ded Staates, daß der Betrag ber Gtegern nicht mehr das vorwie⸗ 
gende ober ausfchließliche Intereſſe bilret, daß die Rechtebildung uud das geis 
Bige Leben die Theilnagme ver Befellichaft in höherem Maaße an ſich ziehen. 
Es if die heutige Cigenthümlichkeit des Staates, daß die Idee reines Trennung 
und Bertheilung der Rechte zwiſchen dem Landesherrn und einzelnen Stuüͤnden 
anfging in ber Idee der Binheit des Staates, in der Idee, daß der Staat ein 
eingiger Körper fei, von dem Herrfcher und Untertanen, Haupt unb Glieber, 
gleich weſentliche, an der angewiefenen Stelle zu harmoniſchem Zuſammenwirken 
berufene uud verpflidytete Beftandtheile bilden. Die heutige Aufgabe der Stände 
iR nicht mehr, Rechte und Freiheiten dem Landesherrn gegenüber zu verigeidigen, 
fondern das Recht und bie Sreigeit in Gemeinſchaft mit dem Herfcher auszubil⸗ 
den nub zu fchüben. 

In beider Beziehung, In Beziehung einestheils auf die Gelbbedurfniſſe bes 
Staates, anderntheils auf Geſetzgebung und Berwaltung, kann der Ginfluß und 
die Berechtigung der allgemeinen Ständeverfammiungen verſchiedenartig fein; er 
fei aber groß oder geringe, entſcheidend ober erbittend, immer bleibt ihre Aufs 
gabe dieſelbe, nämlich mitzuwirken, daß das Bedürfniß des Staates richtig er- 
fannt, und die Laft der Aufbringung gerecht vertheilt werde, mitzuwirken, daß 
Gefebgebung und Berwaltung ber vorherrſchenden Ider der Zeit entiprechen. 
Auth die allgemeinen Stänvdeverfammlangen in Preußen haben feine andere Auf⸗ 
gabe. Mögen die Mitglieder auf dem Landtage erfcheinen kraft eigenen, erblichen 
Nechtes und Ranges, kraft bevorrechteten Grundbefiges, ober in Folge gewerbli⸗ 
cher und landwirthſchaftlicher Befchäftiguag; mögen fie ihre. eigenen Rechte und 
vie Rechte ihrer Standesgenofien vertreten; mögen fie auch dieſen Maßſtab zu 
ihren Beratungen mitbringen: immer und bei jeder Frage werben fie in ihrer 
Geſamnitheit der Forderung des Gewiſſens verfallen, dad Beat und das Mechte 
Fir Alle zu finden. 

Zur Lofung diefer Aufgabe nun if die regelmäßige, in nicht ; zu entfernten 
Beifchenräumen wiederkehrende Verſammlung der Stände ein Erforkerniß. Nicht 
allein bei Berathung neuauftretenver GSelobepüsfniffe, nenanzusrunender Edenern, 
wener und wichtiger Geſetzvorſchlaͤge if jene Aufgabe zu loͤſen: chen fo wichtig 


und vielleicht wichtiger noch iſt die regelmäßig ernenerte Erörterung ber Frage: 
ob das Beſtehende noch den Anforberungen der Zeit entfpreche und in welchem 
BDerhältnifle der von einer größeren oder geringeren Zahl unterſtütte Drang nad 
Aenderungen zu den Wunſchen und dem Berlangen ber Gefammtheit ſtehe. Die 
mit der wachfenden geiftigen Ausbildung des Volkes zunehmende Beweglichkeit 
und 2ebhaftigfeit erzeugt täglich nene Anfichten, Wünfche und Borfchläge, denen 
es bei den heutigen Mitteln und Formen ber Berbreitung häufig gelingen fann, 
fi für die Mebergeugung eines größeren Kreifes auszugeben, als fie wirklich ge: 
wonnen haben, denen es eben fo häufig begegnen ann, in einem größeren Kreife 
zu leben, als es Dielen oder als es der Derwaltung fcheinen will. Ihre wirk⸗ 
liche Bedeutung und Geltung, ihe Berhalten zu dem Beſtehenden, wirb am be: 
fen ermeſſen in einer großen Berfammlung aller Stände des Landes, welche zu 
dem Ende in regelmäßigen, nicht zu entfernten Zwifchenräumen zufammentres 
ten muß. 

DI. Das Leben fcheint im neungehnten Jahrhundert einen rafcheren Verlauf 
genommen zu haben, ebenfo in ber Gedankenwelt wie in der mechanifchen. Die 
Steigerung der Erzeugungsfähigfeit bringt in Minuten hervor, was früher Stuns 
den erforderte; mit reißender Schnelligkeit verbreitet fich ein neues Kommunika⸗ 
tionsfyftem über die Erde; Deutſchland, frirher zu den langfameren gerechnet, iſt 
alten Kontinentalſtaaten vorausgeeilt, und ſo wie die Gefellfchaft fich Törperlich 
raſcher bewegt, fo fchlagen auch die politifchen Pulſe raſcher und voller, ein Zei⸗ 
hen nicht des Fiebers, fundern erftarfender Geſundheit. In einem Zeitraume 
von zwei Jahreu entfichen nicht nur neue Bebürfniffe, Gedanken und Wünſche, 
fonbern es Tönnen auch diejenigen, die ſchon vor zwei Jahren beflanden, inner: 
halb viefer Zeit in überrafchender Weiſe gewachfen und entwickelt fein. Daß 
nicht jedes Junggeborne als mündig und berechtigt anerfannt werde, dahin hat 
die allgemeine Ständeverfammlung befchwichtigend und mäßigend zu wirken; daß 
nicht das Großgewordene unbeachtet zurückgewieſen werde, bahin hat bie allge 
meine Ständeverfammlung ebenfalle, auch in viefen Falle befchwichtigend und 
mäßigend, zu wirken. Sie muß .zu dem Ende in nicht zu großen Zwifchenräus 
men ſich äußern können. — So jung auch das Inſtitut des Dereinigten Land: 
tages ift, fo kann es doch fchon die beiden eben geltend gemachten Gründe für 
die Berufung von zwei zu zwei Jahren auf Erfahrung flügen. Die Königliche 
Kegierung bat dem Landtage zwei Vorfchläge in einer Form vorgelegt, welche 
meniger die beflimmte, entfchledene Notwendigkeit ihrer jo fortigen Annahme, 
als gewiflermaßen die Fragen ausdrücken: If das Bedürfniß des Baues einer 
Ciſenbahn nah Königsberg, if das Bedürfniß, den" unbemittelten Klaſſen ver 
Geſellſchaft die Bereitwilligkeit der reicheren zur Uebernahme größerer und unan⸗ 
genehmer Laften darzulegen, ein fofort zu befriebigennes? GEs gilt alfo hier ben 
Verſuch, die Bedeutung und Geltung gewifler im Volke lebender Anforderungen 
durch die allgemeine Ständeverfammlung zu ermeflen, und die Nüplichfeit eines 
ſolchen Berſuches in Beziehung auf andere Anforderungen wird unbezweifelt nad 
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zwei Jahren wisber vorliegen, Augenemmen, var Landtag kemme in Antwort 
qyf hie vorhin. prafiziiien Tragen für jetzt zu einer verneinenden Cutſcheidung: 
fg befieht ſchou Heute die Gewißheit, daß es nicht nur nützlich, ſondern nothwen⸗ 
dig fein werde, beide Bragen nad zwei Jahren zur nachmaligen Erörterung zu 
bringen. 

II. Weit entfernt, der Gefehgebung und Verwaltung einen zu haſtigen 
Gang aufzubringen, wird die gweilährliche Berufung bes Vereinigtan Landtages 
fie vielmehr verhindern, fi in Sprüngen zu beivegen, Muß die große Zahl der 
dem gegenwärtigen Landtage vorliegenden, alle Zweige der Geſetßzgebung umb 
Berwaltung, haufig in langbewährten Grundlagen berührenden Anträge zum 
Sheile der Neuheit des Inſtituts, ven hachgeſpannten Erwartungen und dem 
Jange aufgefneichexten Hoffnungen zugefchrieben werden, fo eutiprang fie Dagegen 
auberutheils derfelben Onelle, welche bei mangeluber perinhifcher Berufung auch 
in Zufunft geöffnet bleiben würbe; aus der Ungewißheit nämlich, warn wieder 
die Gelegenheit geboten fein werde, Lanbesangelegenheiten, Wünfce, Bitten, Be⸗ 
ſchwerden in einer allgemeinen Ständeverfammlung zur Berathung zu bringen. 
Auch in Zufunft würbe, wenn eine Berufung ohne bie Gewißheit haldiger Wie⸗ 
derlehr erfolgte, Jeder fich fagen: Nun ift es Zeit; wer weiß, ob wir noch einen 
Bereinigten Landtag erleben. Mit den Forderungen, die ſchon in einen großen 
Seile leben, würden alle weniger allgemein ausgefprockenen fi zur Anerfeunung 
zu heben ſuchen und ein bedentliches Streben, die Zufunft zu antizipiren, fich 
eszengen, Die Berfammlung ſelbſt würde aus dem ruhigen Geleife durch bie 
Vorſtellung herausgeriffen werben, daß fie diefesmal etwas thun müſſe, auch im 
Dingen, die erfi in ber Reife begriffen, ber Zufunft anheimfallen follen, etwas 
thun müfle, weil fie vielleicht in ſehr langer Zeit nicht wieder werde handeln 
und rathen Töunen. Die Gewißheit der bald wiederlehrenden Bereinigung würbe 
diefe fieberhafte Beweglichkeit verbannen und der Derfammlung die gemeflene 
Beſonnenheit aufprägen, deren fie zur Uebung eines wohlthätigen Ginflußes auf 
das Staatsleben bedarf. 

IV. G@ine der Abfichten, welche durch die ſtändiſche Geſetzgebung unferes 
Landes hat erreicht werben foHen, ift die, der Entfcheidung des Monarchen, neben 
dem Rothe der Beamten, auch ben Rath ber Stände des Landes zum Grunde 
zu legen, dadurch ein. Öegengewicht gegen hen zu überwiegend gewordeuen Eins 
fluß der Dürsaufratie zu fhaffen und bie Deamtenwelt felbf vor Binfeitigfeit, 
Selbſtüberſchätzung und Grichlaffung zu bewahren. Cie foll mehr als biaher 
geförbert werben durch die Berfammlungen der Stände aller Provinzen, unb 
damit es wirkfam und erfolgreich gefchehe, if deren regelmäßige Wiederkehr exfors 
derlich; erforderlich, damit die beiden Körper gewiſſermaßen in Permauenz eins 
ander gegenüberftehen; damit die Regierungsbehörden auch bei ihren Maßnahmen 
in ben Awifchenzeiten bie vorausfichtliche Auffaffung der Stäube würkigen, has 
mit fie bei ihren Beichlüffen fih im Geile deren bontradiktoriſche Brörtesung 
nergegenwärtigen und damit ihnen die Spaunfraft erhalten werde, melde bie 
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epoficht auf eine in beſtimmter Zeit bevorſichende große Berhanblung nothwen⸗ 
Dig eryengl. 

V. Es wird aber die periodiſche Berufung des Dereinigian Landtages von 
zwei zu zivei Jahren nicht nur die Spaunfraft ber Negierungsbehörben erhalten, 
fonbern auch bie Kraft der Regierung ſelbſt Rärken und vermehren. IR bie Beit 
ber Berufung ungewiß, fo entſteht derſelbe Zuſtand, ats wenn auf eine Berufung 
überhaupt nicht mehr zu rechnen wäre, follle fie auch in Wirklichkeit noch fo 
nahe bevorſtehen. Au die. Öbegierung, als ber einzigen Stelle, weron Sülfe und 
Gefaltung zu erwarten, richten fig alle Wünſche, Anträge und Veſchwerden, nub 
vielen von ihnen wird Die Regierung weber Berückſichtigung verfagen, noch ihre 
Griedigung bewirken fünnen, noch den Zeitpunkt ihver allgemeinen Berathung bes 
zeichnen baufen. Gicht dieſer Zeitynudt feft, fo werden viele Antkäge zurück⸗ 
bleiben und viele zur Beruhigung ber Autragſteller fo wie zur Bermeibung einer 
nachtheiligen Zeriplitierung der Arbeitslräfte in ber Verwaltung dahin vertiefen 
werben Tinnen. Der Megierung wird bie regelmäßige Gelegenheit geboten fein, 
vom Bolle zu beweiſen, daß gewiſſe Dinge ſich gar nicht thun laſſen, indem fie 
durch die Erörterung in der Stänbenerfammlung biefer Die Ueberzeugung davon 
rinfloͤßt und entſprechende Beichlüfle veranlaßt. Sie wird die regelmäßige Gele 
gerheit haben, wie gefährliche Borftellung zu bekämpfen, daß die Regierung Shlfe 
für jedes Leiden gewähren, Heilmittel für jebe Krankheit haben müfle, daß fle 
sesantwurtiich fei für Alles was im Lande gefchieht und nicht gefchieht; eine 
Borſtellung, deren fchmächenden Einfluß die Regierung unleugbar bereits empfun- 
zen hat und ohne veriodiſche, allgemeine Ständeverfammliungen, welche gemein 
fam mit ihr die Laſt muerfühter und nuerfülibarer Wünfſche zu tragen haben 
ferner anpfinden wird. 

VI Dem Cinwande, daß dieſer Zweck mit andern der bioher angeführten 
auch durch die regelmäßige, vielleicht im kürzeren Zwiſchenräumen eintretende Ins 
fanmentunft des Bereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes erreicht werben. Tönne, IR 
entgegeuzubalten, daß dieſelbe dazu, aanz abgeichen von dem Anſpruche auf Be 
rattzung aller das Berfonen: und Gigenthumsrecht betreffenden Geſetze, welchen 


der Vereinigte Landtag erhebt, ſchon aus dom Grunde nicht geeignet ſcheint 


weil die allgemeine Meinung unausbleiblich den Vereignigten Landtag als cine 
hohere Inſtanz anſehen würde, an welche bie Berufung. eingelegt werten könne 
wr mühe. Die Erklärungen, die Beſchlüſſe des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes werben, 
wenn fe ablehnend lauten, nichts weniger als eine Berubigung ber Gemücther 
Gerserbringen; fie werben vielmehr die Unruhe und Leinenfchaftlichleit erhöhen 
und zu ben Aufßerien Auftrengungen veizew, bie höhere Inſtanz anzugehen mb 
von ihr ein reformatoriſches Urtheil zu erwirken. Gefeße nnd Anträge werben 
wimmermehr als abgefchloffen im Volke gelten, fo lange fle nur von dem Aus 
ſchuſſe beraten wärden; Altes wird immer twieber von Neuem in Frage geſtellt 
werben und ein trauriges Schwanfen unferes Rechtszuſtandes die Folge fein: 
Der Vereinigte Landtag wire wit Mißtrauen anf den Aucſchuß, der Ausſchuß 
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mit bellommener Ninficheiheit auf den Vereinigten Landtag blicken; die Regie⸗ 
zung wird von allen Seiten, vou dem Ausſchuſſe felbft, von den Provinzial⸗ 
Randtagen, von ben Kommunen, durch Petitionen, durch die Preſſe mit Bitten 
um Berufung der allgemeinen Ständeverfammlung beflürmt werben, und mit dem 
beten, reinften Willen wird fie vergeblich koſtbare Kräfte opfern, vergeblich hoffen, 
durch Berathungen mit dem. Ausſchuſſe zu befriedigendem, feſtſtehendem Abſchluffe 
zu gelangen. Man fan in Zweifel ziehen, welche Wirkung eine Umgeſtaltung 
ver Bereinigten Ausſchüſſe und deren Erhebung zu Meihefländen vor bem 3. Fe⸗ 
beuar 1847 gehabt haben würde; aber nachdem der Dereinigte Landtag einmal 
gefchaffen if, kann in Preußen feine große Regung zur Ruhe, Feine große Frage 
zur Löfung gelangen, als durch den Vereinigten Landtag ſelbſt. 

VI. Unſere Geſetzgebung hat, indem fie den Brovinzialstandtagen und nune 
mehr dem Bereinigten Ausſchuſſe die periobifche Berufung zufichexte, deren Noth⸗ 
wendigfeit grundfäglich anerlannt; fie hat ausgeiprocken, was in der. Natur der 
Sache liegt, Daß jeder ſtaͤndiſche Körper, um eine beftimmte Form anzunehmen, 
um Seele und Charakter zu haben, der regelmäßigen wiederkehrenden Lebensr 
äußerung bebürfe, daß die ſich wieberholende Lebensthätigkeit fein Lebenoprincip 
fei. Die Anwendung biefes Grundſatzes auf ven Vereinigten Landtag iſt um fo 
nothwenbiger, je größer der Einfluß fein wird, den er auf unfere Rlaatlichen Ges 
Raltungen zu äußern berufen if. Gr muß vor allen Dingen bie Befähigung 
und Berechtigung eriverben, jenen Cinfinß auszwüben, und dies Tann er near, 
wenn er durch wiederholten Zufammentritt fich felbft zu begreifen und feine gei⸗ 
Rigen Gigenfchaften auszubilden lernt. Er muß zu einem Haren Bewußtfein ſei⸗ 
ner Befugnifie und Schranfen burchdringen, um fi nicht auf fremdem Gebiete 
nuplos zu ergehen; er muß zur Bewältigung bes vielumfaflenden Stoffes, ber 
ihm vorliegt, fofort die Ausfcheidung desjenigen, was er. nicht in feine Sphäre 
ziehen darf oder will, mit Sicherheit vollziehen; er muß im Boraus ermeſſen 
koͤnnen, wie fidy die verfchiebenen Richtungen und Meinungen in feiner Mitte 
genppiren; er muß unmittelbar das Wejentliche von dem Unwefentlichen, die 
Zutereflen ter Gegenwart von den Jutereſſen der Bergangenheit oder Zukunft, 
die ſtark vertretenen von den ſchwach vertretenen zu trennen verfishen; er muß im 
eigener Uebung ben Gefchäftsgang ermitteln, ber eine weife Beuntzung, feiner 
Beit, eine vollländige Benutzung feiner Kräfte zu fichern geeignet if. Zu allem 
diefem, das if zu feiner eigenen Ausbildung, bedarf der Bereinigte Landtag ber 
oftmaligen Erneuerung feines Wirkens; er bedarf ihrer, damit feinem Ginfiufle 
bie Achtung und das Bertranen des Landes, die Achtung und das Bertranen ber 
Regierung zur Seite fliehen. Nicht nur die Mitglieder des Landtags ſelbſt, ſon⸗ 
dern alle die edelſten und beften Kräfte der Nation werben an feiner Auabilduug 
mitwirfen, wenn regelmäßig und lange vorher ber Zeitpunkt befaunt if, we alle 
Michtungen, alle Gedanken, alle Meinungen im Lande einander gegenübertreten 
fellen. 

VII. Gin letzter und wichtiger Grund für die Sufichernag ber Berufung 
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bes Bexeinigten Laudtages von zwei zu zwei Jahren if ber, daß darin bie Staude 
nnd’ das Land ein theures Pfand des Vertrauens erbliden würden. Se größer 
der Umfang ber Königlichen Macht in unferm Staate ifl, um fo mehr entſpricht 
es ihrem Intereſſe, ihrer dauernden Erhaltung, daß die leichten Wormen, au 
welche die Souveränität gebunden fein, die geringe @inwirkung, welche fie ben 
Berechtigten ober Erwaͤhlten ber Nation einräumen will, in vorbehaltfreier Weife, 
als ein beſtimmtes, feſtes Recht: eintreten. Bei einem gebildeten Bolte muß und 
wird diejenige Vorſtellung ber Gerrſchermacht am ſchwerſten Eingang finken, 
weiche für deren Umfang bie fchranfenlofe Unendlichkeit, gewiſſermaßen bie Atteis 
butionen der Gottheit in Anſpruch nimmt; ihr Umfang wird dann unbeflritten 
und unangegriffen am größten fein fönnen, wenn fie in einem erfennbaren Ge⸗ 
biete, innerhalb fichtbarer Bränzgen fih bewegt; ihre Macht, ihr Recht wird am 
willigfien anertannt werben, wenn fie ihrerfeits beftimmte Rechte neben fi ans 
ertennt. Das gefährlichfie Meizwittel für den Trieb, Rechte zu erwerben und 
zu erkämpfen, iſt das Gefühl, deren gar Feine zu befigen, und bei einer unbefans 
genen Erwägung des Inhaltes der Verordnungen von 3. Bebruar läßt fich Pie 
Etkenntniß nicht abweifen, daß dem Bereinigten Landtage und dem Lande fein 
Hecht zugeteilt fei. Die Nothwendigkeit feiner Einberufung foll nur beflchen, 


‚wenn im Frieden Anleigen oder neue Steuern einer gewifien Gattung zu bes 


ſchließen find: dazu fanıı in ‚unenblich langer Zeit das Bebürfuiß vermieden aber 
umgangen werden, und fo fände einem unbegrängten Willen jetzt und fünftig 
ein Begehren entgegen, das ebenfalls feiner Graͤnzen fich nicht Har bewußt fein 
würde. Unendlich Keichter, unendlich wirkfamer wird dieſes Begehren befämpft 
und zurückgewieſen, wenn bie Regierung einer großen Berſammlung erklären darf: 
Dort flieht die Bränze der Rechte, die dir das Bertrauen zugeſtauden bat, ſuche 
nicht fie zu überfpringen; als wenn fie ihr erklären muß: Du haft feine Kechte 
und follft deren feine erhalten, juche nicht, fie zu erwerben. Das Bertrauen, 
welches den Ständen und dem Lande durch bie gefeßliche Zuficherung ber perios 
diſchen Berufung gewährt wäre, würde in einem außerorbentlidden Grade das 
Bertrauen der Stände und des Landes auf Pie Megierung vermehren und mod 
mehren und noch mehr würbe es zur Beruhigung der unbeflimmten Sehuſucht 
ach. einer Theilnahme an der Staatsgewalt führen; glei einem allgemeinen 
Frieden würde fin in das Bolf das Bewußtfein binabfenfen, daß zu der weiteren 
Entwidelung des Staates feine Mitwirfung zugelaflen, daß feinen Wünſchen 
eine wieberfehrende allgemeine und große Berathung zugefichert fei, daß bas Heute 
nicht Erveichbare nach zwei Jahren erreichbar werben könne. 6 heißt die Rich⸗ 
tang der Zeit verlennen, wenn man große Gefahren für den gefellfchaftlicden Zu⸗ 
Band in allgemeinen Ständeverfammlungen erbliden will. Die Bebrohung ber 
monarchifchen Verfaſſung durch die Nriftofratie, wovon allerdings bie Geſchichte 
die zahlreichftien Beifpiele liefert, liegt uns ſchon fern, aber auch der Andrang 
ber demokratiſchen Elemente gehört bereits ber Dergangenheit an, und offenbar 
IR die Periode vorüber, in welcher die envopäifshen Böller yon der Idee ber ges 


meiwfhaftlichen Herrſchaft Vieler in erfiphtternde Bewegnung gefiht werben Tonns- 
ten. Micht mehr vas if die Aufgabe und der Drang ber Zeit, die Staatsge⸗ 
walt anf viele Köpfe zu vertheilen; eine aubere Idee fucht ſie zu gebären: fie 
will vie Bflichten ermitteln, welde das Recht des Beſitzes aufer⸗ 
Fest. Hierin liegt ihre Aufgabe, hierin liegen ihre Sefuhren, Befahren, zu de: 
zen Ueberwindung die geſetzgebende Gewalt vie erſten Schritte tyun und dazu Vie 
Mitwirkung der Stände fo fordern wird, ale fordern muß. Wer aber dabei bes 
Haren will, in allgemeinen Stänbeverfammiungen Gefahren zu erbliden, ver 
moͤge denn auch die Wahrheit nicht befkreiten, daß fie durch die Ungewißheit wer 
Bufammenberufung fteigen, durch die regelmäßige Wieberfehr abnehmen oder ver: 
ſchwinden. 

Zum Schluffe möge der Inhalt ver gegenwärtigen Ansführung kurz wieder⸗ 
Golt werben: Die regelmäßige Berufung des Bereinigten Landtages längfiens von 
zwei zu zwei Jahren IR begründet in dem Geſetze, welches die jährliche Ders 
Sammlung angelünbigt bat; fie iſt empfohlen durch bie Gefchichte der älteren 
ſtaͤndiſchen Verfaſſungen. Die Verſammlung in unbefimmten Friſten, Hanptfäch- 
lich zu Selobewilligungen, ift auch in der Gegenwart gefährlich, dem Geifte der 
Beit und der Aufgabe der Stände widerſprechend. Ihre regelmäßige Wicderfrär 
in Zeiträumen von längftens zwei Jahren iſt erforberlich, damit wiederholt ber 
Verth des Beſtehenden bemeflen, bie Ausführung nützlicher Maßregeln nicht zu 
rückgehalten, wie Selehgebung vor Sprüngen bewahrt, der Einfluß der Beamten 
gemildert, die Kraft der Regierung gehoben werde. Sie if durch die Bereinig- 
ten Ausſchufſe nicht zu erfegen und für bie eigene Ausbildung der Berfammiung 
unentbehrlich. Ihre Inficherung wird endlich als ein Mit des Vertrauens das 
VBertrauen fleigern und vie Ruhe bes Landes fo wie die Shetigkeit ver Berfaffung 
befoͤrbern. 

Berlin, den 29. April 1847. 

Der Abgeordnete für Köln: 

Camphauſen. 


Fandtags -Marſchall: Ich ſtelle den jetzt vorgetragenen Theil 
des Gutachtens zur Berathung. *) 
Juſtiz⸗Miniſter von Saviguy: Ich bitte ums Wort. 
Es ſind aus ſehr verſchiedenartigen Gründen theils in einzel⸗ 
en: Petitionen, theils auch in dem Gutachten der Abtheilung mehr 
ober weniger Modifſtcationen in ven Geſetzen vom 3. Februar d. J. 





) Nimliy bis zu Enbe von D. II. (S. 372.) Bergl. oben S. 369, die 
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und zunädhft, wovon tebt Die Frage vorliegt, in dem Punkie bemim 
tragt worden, daß man verlangt, ed ſolle kuͤnftig eime periodiſche 
Zufammenberufung des Vereinigten Landtags ftattfindet. “Die Gründe 
find größtentheits hergenommen von ber Zwedimäßigfeit einer ſolchen 
neuen jeht gewünſchten Kinrichtung; mehrere derſelben aber gehen 
aus von der Behauptung, daß fchon aus ben früheren Gefeben ein 
folches Berlangen abgeleitet werben könne, daß alſo zwiſchen dem 
Mangel einer folchen periodiſchen Einberufung, welcher wahrgenommen 
werde in dem Grfege vom 3. Februar d. %., und dem Inhalte ber 
früheren Geſetze ſich mehr oder weniger ein Widerſpruch finde. Ich 
will mich jetzt auf dieſen Ichten Punkt befchränten und ber heben 
Berkummiung eine Prüfung der Gründe, bie ſich auf dus Berhäfts 
niß der früheren Gelege zu dem Gefe vom 3. Februar 1847 bes 
ziehen, vortragen. Um aber von vornherein jedem möglichen Miß⸗ 
verſtaͤndnifſe vorzubeugen, halte ich für nöthig, den Geſichtspunlkt 
feftzuftellen,, von welchem aus diefe Brüfung anfzufüflen if, Na 
Dem Yahalte der durch) die Adrefie veranlaßten Königlichen Botfehaft 
kann jeht nicht Die Frage davon fein, durch einen Veſchluß feſtzu⸗ 
fesen den Umfang der dem Vereinigten Landtage zufichenben Rochte; 
allein es Tann, indem jet über eine Bitte um Abänderung einzelnen 
Stücke des Geſetzes vom 3. Februar d. J. berathen wirb, bei bei 
einzelnen Mitgliedern ſehr wohl ein Motiv zu einer ſolchen Bitte 
unter Anderem auch darin gefunden werden, daß fie bie vollftänbige 
Vlebereinftimmung des Geſetzes vom 3. Februar 1847 mit ben früs 
hevren Belegen nicht anzuerkennen vermögen. Bon dieſem Befichtd« 
preufte aus, glanbe ich, muß birfe Prüfung aufgefaßt werden, und 
auch ich werde mich auf vielen Geſichtopunkt ficken. 
Die Gründe, welche aufgektellt worden find, um za bewriſen 
daß es an einer ſolchen vollſtaͤndigen Uebereinſtimmung in Bezie⸗ 
hung auf die periodiſche Cinberufung fehle, find. von zweierlei Art; 
Einer deeſelben ft: gemg. ſpeziell, indem dr aus einer einzelnen Ges 
ſetesſtelle eninsmmen ift, der anvere hat eine mehr allgemeine Mas 
tue, er gründet. Ach auf eine ombinnulen vieler Giellen. ‚beide 
Gründe werde ich treunen. | 

Zuerſt wirb ein Grund hecgenommen aus einer riczelnen Ge⸗ 
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ſetzeoſtelle, nämlich ans dem 8. 13. des Gefehes vom 17. Januar 
1820. Diefer 9. 13 Iautet fo: „Endlich ift die Staatsfchulden- 
Berwaltungs- Behörde verpflichtet, der Fünftigen reichöftändiichen 
Berfammlung altjährlich Rechnung zu legen. Bis zur Cinberufung 
derfelben tritt der Staatsrath an deren Stelle.” Aus diefer Stelle 
wird eine vom Geſetzgeber übernommene Verpflichtung abgeleitet, 
die künftige reichsſtaͤndiſche Verſammlung jährlich einzubernfen. Eine 
Verpflichtung ift hier wirklich übernommen, es fragt fi) nur: weiche 
Verpflichtung und gegen wen? Allerdings hatte der Gefebgeber die 
Abſicht gehabt, gegen bie Krebitoren in diefer Stelle eine Verpflich⸗ 
tung zu übernehmen, dafür zu forgen, daß adljährlic über die Staats 
ſchulden und deren Berwaltung Rechnung gelegt werde, und zwar 
in einer ficheren, mit gewiſſer Feierlichfeit umgebenen Weile. Diefe 
Rechnung, ift gefagt, ſoll alljährlich der reichsſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung ‚gelegt werben, zunächft aber, und bis foldye flattfindet, dem 
Staatörathe. Es fragt ſich nun, ob diejenige Einrichtung, die das 
Geſetz vom :3. Februar d. 3. der beabfichtigten Rechnungslegung 
von jetzt an giebt, irgend im Widerſpruch fteht mit der früheren 
Ankündigung, ob dieſe irgend einen begründeten Anfprud; ver Kre⸗ 
ditoren aus dem Art. 13 des Geſetzes von 1820 unerfüllt Iäßt. 
Sch muß. dies durchaus beftreiten, indem das Geſetz vom 3. Februar 
vorfchreibt, daß die Deputation,  weldye zu der Redinungslegung mit⸗ 
wirfen fol, gebildet werde aus Mitglievern der Stände, daß fie ges 
wählt werde von den Ständen. Dadurch ift diefe Deputation gerade 
die fländifche Behörde geworden, am welche nach der Ankündigung 
des Art. 13 die Rechnungslegung erfolgen fol, und fie erhält bazu 
ihren Auftrag keinesweges durch die wählende Behörde, ſondern uns 
mittelbar ans dem Geſetz. Man Eönnte gegen die Rechtögültigkeit 
eine Einwendung etwa baher entnehmen, daß man behauptete, es 
fei dieſer At zu wichtig und fiche deshalb außer Verhaͤltniß mit 
einer fo wenig zahlreichen Behörde. Diefe Behauptung würde einigen 
Schein haben, wenn in ber ſtaͤndiſchen Mitwirkung zu der Rechnumgs⸗ 
legung eim gefährlicher bindender Alt emihalten wäre. “Der einzige 
bindende Aft ift in der Dedjarge enthalten, und der Gefehgeber bat 
fh neben der Mitwirkung bed Staatsraihe, fo wie ber reichäfläns 





diſchen Berfummiung, die Decharge ſelbſt vorbehalten. Es ift aus⸗ 
drücklich hinzugefügt, daß der Staatsrat; wie die reichöftänbifde 
Verſammlung ſich befchränfen folle, auf Erflattung eines prüfenden 
Gutachtens. Zu diefem Gutachten aber ift ganz gewiß die im Ge⸗ 
fe vom 3. Februar angeorbnete Deputation eben fo geeignet, ja 
‚noch mehr, als eine. fo zahlreiche Verſammlung, wie der Wereinigie 
"Landtag. Inſofern muß behauptet werben, daß durch dieſe Einrich⸗ 
tung das nicht unerfüllt gelafien ift, was das frühere Geſetz ange 
fündigt hatte Es ſoll dabei nicht beftritten werben, daß aus 
dem Ausorude des Geſetzes von 1820 Artikel 13 vie Meinung 
entnehen konnte, als werde künftig alliährlic) eine größere Verſamm⸗ 
kung berufen werden. Zwiſchen einer ſolchen Erwartung und einem 
verliehenen Recht iſt ein großer Unterſchied. Es fol ferner nicht 
behauptet werden, daß dem Geſetzgeber von 1820 diejenige beſondere 
ſtaͤndiſche Gliederung vor Augen geftanden habe, welche jeht durch 
das Geſetz vom 3. Februar eingeführt itt. Dies gehörte damals zu 
den unbeftimmt gelafienen Punkten, worüber eben, weil ſie unbeſtimmi 
gelafien waren, ver Geſetzgeber ſich die freie Verfügung vorbehalten 
hatte, welchen Vorbehalt ex in dem Geſetze von 1823 ausdrücklich 
wiederholt hat. Es muß aber behauptet werben, daß der Gefepgeber 
durchaus nicht die Abſicht gehabt hat, fich für die Fünftige Art Dex 
Einrichtung auf irgend eine Weife die Hände zu binden. Die Ab⸗ 
ſicht des Gefebes wird für jeden unbefangenen Lefer des Artikels 
13 gewiß nur darin gefucht werden können, die. mögliche Sicher 
heit den Kreditoren zu ‚gewähren; und es ift ſtets und allgemein 
anerfannt worden, daß jedes Gefek nur aus dem Gedanken erfiäu 
werben mäfle, welchen der Geſetzgeber bat hineinlegen wollen. 

Im Wefentlichen feheint mir die Abtbeilung mit den hier ges 
wonnenen Refultaten übereinzuftimmen, denn fie hat Seite 7 (vergl. 
oben. ©. 365.) erklaͤrt, daß aus Artikel 13 ein Rechtsanſpruch auf 
alljährliche Einberufung der reichsſtaͤndiſchen Berfammlung nicht, ab» 
‚geleitet werden Tünne Kann aber daraus ein Rechtsanſpruch auf 
alljaͤhrliche Einberufung nicht abgeleitet werden, fo kann überhaupt 
fein ähnlicher Anſpruch darauf gegründet werben, da augenſchein⸗ 
lich Artikel 13 nur von alljähslicgen Verſammlungen ſpricht. 
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Mas die allgemeineren Gründe betrifft, ſo babe ich ſchon vor» 
ans ertlärt, daß diefe nicht entunmmen find ans irgend einer eins 
jelnen Gefeheöftelle, ſondern aus der Combination mehrerer Aeußer⸗ 
ungen ber früheren Geſetze, alfo aus einen Total-Einprud derfelben, 
und. Diefe hängen nun großentheils zufammen mit dem folgenden 
Burkte, worauf gleichfalls der Vortrag des Herrn Referenten ſchon 
gerichtet geweſen it, nämlich mit der Einberufimg der Ausſchüſſe. 
Beides haͤngt weientlich hier zufammen, vie Gründe find and zum 
Theil wörtlich wiederholt oder ergänzt auf S. 5 u. 11 des Gutachtens. 
(Bergl. 5. 364 u. 366 ff.) Es ift nämlich behauptet worben, daß durch 
die früheren Geſede reichsftändiiche Verſammlungen angekündigt worben 
felen mit ſolchen Attributionen, deren Erledigung mir gefunden wers 
den Fönne unter der Vorausſetzung einer periodiſchen Wienerfehr 
foldyer Berfammlungen. Daraus wird alfo die Nothwenpigfeit der 
periodiſchen Wiederkehr einer veichsftändifchen Verſammlung überhaupt 
ubgeleitet. Nun ift allervings in dem Geſetze vom 3. Febtuar d. 3. 
usdruͤcklich vorgefchrieben, daß die Ausfchüffe periodiſch wieder: 
kehren ſollen. Es wird aber ferner die Behauptung aufgeftellt, daß 
in jedem Yale nur der Vereinigte Landtag könne betrachtet werben 
als wahre reichsſtaͤndiſche Verſammlung im Sinne der früheren Ge⸗ 
ſede, daß alſo die Nothwendigkeit periodiſcher Einberufung einer 
reichsſtaͤndiſchen Verſammlung, die durch die frühere Geſedgebung 
begründet und in Ausſicht geſtellt wurde, identiſch fel mit der perio⸗ 
diſchen Einberufung des Vereinigten Randtages, indem den 
Uusſchüſſen der Rame und bie Eigenſchaft einer reichsſtaͤndiſchen 
Verſammlung nicht beigelegt werden könne. 

Dieſes ‚ganze Argument hängt alſo zuſammen mit der Beweis⸗ 
führung, daß Name und Eigenſchaft einer reichsſtändiſchen Ver⸗ 
fammlung im.Siane der früheren Gefepgebung nur allein dem Ver⸗ 
einigten Landtage zufommen und in feinem Falle gebunden. werben 
fönnen an eine andere Art bee. Verſammlungen, bie durch das Ge: 
feg som 8. Februnr c. eingeführt werden. Auf diefe Beweisfuͤhrung 
kommt Alles an, und dieſe ift auch in ver That durch mehrere 
Gründe. verfucht worben. 

Der erfle Grund wird darin gefehlt: das Geſetz vom Jahre 
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1883 verordne ausdrücktich, dab die Tünftige reichoſtäͤndiſche Ver⸗ 
fammlung aus den ProvinzialsStänden hervorgehen folle. Run aber 
gehe, wie auch im Gutachten S. 3 (S. 364) bemerkt iſt, mır allein ner 
Bereinigte Landtag wirklich aus den Provinzials-Ständen hervor, Die 
anderen, durch das Geſetz vom 3. Februar eingeführten Verſamm⸗ 
ungen nicht, alfo koͤnne nur jener, wicht dieſe Aufpruch darauf 
machen, als reichsſtaͤndiſche Verſammlung angefehen zu werden. Es 
fragt fi aber, wie follen denn die anderen Berfammlungen, vie 
Husfhrüffe und die Deputation, nach der Berorbnung vom 3. Fe⸗ 
bruar entitehen? Sie follen gebilvet werden lediglich aus Mitglie⸗ 
dern der Stände. Wenn viele Bildung derſelben, diefe Ausweht 
derielben aus Mitgliedern der Stände anf irgend eine ganz wills 
Führlicdye Weile, 3. B. durch das Loos, angeorbnet wäre, fo wuͤrde 
felbft dann nicht bezweifelt werden können, daß fie ans den Pro⸗ 
vinzial-Ständen hervorgingen. Aber eine ſolche Auordnung iſt nicht 
geichehen.. Das Geſetz vom 3. Kebruar fügt vielmehr aucdrücklich 
fie follen nicht nır aus Mitgliedern der Provinzial Stände beſtehen, 
fondern fte follen auch, wie ed bei den Ausfchüffen heißt, durch vie 
Vertreter der einzelnen Provinzen gewählt werben, oder, wie be 
der Deputation gefagt wird, von den Ständen biefer Broviag 
Indem fie alfo anschließend beftehen aus Mitgliedern der Provims 
zial- Stände, und zugleih durch dieſelben gebildet und gewählt 
werden: follen, ift e8 in der That ſchwer zu begreifen, wie foldyen 
Berfammlungen, vie auf dieſe ansichließend ftänsifche Weile ent 
fießen, die Eigenſchaft verfagt werben fünne, aus. den Brovis 
zials Ständen hervorgegangen zu fein, wie alſo hierin eine 
Abweichung gefunden werben möge, fei es vom Geift und Sims, 
ſei es vom Wortlaut des Geſetzes von 1823, nadı welchem aller 
bings. die künftige reichsſtaͤndiſche Verſemmlung hervorgehen ſoll aus 
ven ProvinzialsStänden. 

Der zweite Grund iſt daraus hergenommen, daß in mehrreea 
Wellen der früheren Geſetze mur von Einer reichsſſtündiſchen Ben 
ſammlung die Rede ſei, nicht von mehreren, daß alfe die wichs⸗ 
ſtaͤndiſche Verſammlung, die in Ausſicht geſtellt und angeküͤndigt 
wurde, ſtets im Singular erwähnt werde, daher alſo dieſer Anusdeu 
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Mas die allgemeineren Gründe betrifft, fo babe ich ſchon vor⸗ 
ans erklari, daß dieſe nicht entnommen ſind aus irgend einer ein⸗ 
jelnen Gefepeöftelle, fondern aus der Combination mehrerer Aeußer⸗ 
ungen ber früheren Geſetze, alfo aus einem Total-Einprud derfelben, 
und. Diefe hängen nun großentheils zufammen mit dem folgenden 
Punkte, worauf gleichfalls der Vortrag des Herren Referenten ſchon 
gerichtet gerwefen iſt, nämlich mit der Einberufimg ber Ausſchüſſe. 
Beides hängt wefentlich hier zufammen, bie Gründe find and zum 
Theil wörtlich wiederholt oder ergänzt auf S. 5 u. LI des Gutachtens. 
(Beral. S. 364 u. 366 ff.) Es ift namlich behanptet worben, daß durch 
die früheren Geſete reichöftändifche VBerfammlungen angekuͤndigt worden 
felen mit ſolchen Attributionen, deren Erledigung mir gefunden wer⸗ 
den könne unter der Vorausſetzung einer periodiſchen Wiederkehr 
ſolcher Berfammlungen. Daraus wird alfo die Nothwendigkeit der 
periopifchen Wiederkehr einer reichsſtaͤndiſchen Berfammlung überhaupt 
abgeleitet. Nun ift allerbings in dem Gefete vom 3. Februar d. J. 
aausdruͤcklich worgefchrieben, daß die Ausfchüffe periodiſch wieder⸗ 
kehren ſollen. Es wird aber ferner die Behauptung aufgeftellt, daß 
in jedem Yale nur der Vereinigte Landtag könne betrachtet werden 
als wahre reichsſtaͤndiſche Berkimmlung im Sinne der früheren Ge⸗ 
ſede, daß alfo die Nothwendigkeit periodiſcher Einberufung einer 
reichsſtaͤndiſchen Verſammlung, Die durch die frühere Gefepgebung 
begründet und in Ausficht geftellt wurde, identiſch ſei mit der perios 
diſchen Ginberufung des Vereinigten Randtages, inbem den 
Susfchüffen der Name und die Eigenfchaft einer rrichoſtaͤndiſchen 
Berfommlung nicht beigelegt werden könne. 

Diefes ‚ganze Argument hängt alfo zufammen mit ber Beweis⸗ 
führung, daß Name und Eigenfhaft einer reichsſtandiſchen Ver⸗ 
fammlung im.Sinne der früheren Gefepgebung nur allein dem Bers 
vinigten Landtage zufommen und in feinem Yalle gebunden. werben 
koͤnnen an eine andere Art dee Verſammlungen, bie durch das Ges 
feg som 3. Februar c. eingeführt werden. Auf dieſe Beweisfuͤhrung 
kommt Alles an, und dieſe iſt auch in ber That durch mehrere 
Gründe verſucht worben. 

Der erfle Grund wird darin gefeht: das Geſetz vom Jahre 
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1883 verordne cusdrücklich, daß die kuͤnftige reichsſſaͤndiſche Ver⸗ 
ſammlung aus den Provinzial⸗Ständen hervorgehen ſolle. Run aber 
gehe, wie auch im Gutachten S. 3 (S. 364) bemerkt iſt, nur allein der 
Vereinigte Landtag wirklich aus den Provinzial⸗Staͤnden hervor, bie 
anderen, durch das Geſetz vom 3. Kebruar eingeführten Verſamm⸗ 
Inngen nicht, alfo koͤnne nur jener, nicht dieſe Anfpruch darauf 
machen, als reichsſtaͤndiſche Verſammlung angeſehen zu werben. Es 
fragt ſich aber, wie ſollen denn bie anderen Verſammlungen, vie 
Ausfchüffe und die Deputation, nad) der Verordnung vom 3. Fe 
bruar entitchen? Sie follen gebilvet werden lebigläh aus Mitglie⸗ 
dern der Stände. Wenn biefe Bildung derfelben‘, diefe Ausweht 
verfelben aus Mitgliedern der Stände anf irgend eine ganz wills 
Führliche Weife, 3. B. durch das Loos, angeorbnet wäre, fo würde 
felbft dann nicht bezweifelt werden fkünnen, Daß fie ans den Pro⸗ 
vinzial-Ständen hervorgingen. Aber eine foldye Anordnung iſt wicht 
geichehen.. Das Geſetz vom 3. Kebruar fagt vielmehr auédrücklich 
fie follen nicht nur aus Mitgliedern der Provinzial-Stände beftchem, 
fondern fte follen auch, wie es bei den Ausfchüffen heißt, durch vie 
Vertreter der einzelnen Provinzen gewählt werben, over, wie be 
der Deputation gefagt wird, von den Ständen biefer “PBroviaa 
Indem fie alfo ausfchliegend beftehen aus Mitgliedern der Provin— 
zial-Stände, und zugleich durch viefelden gebilvet und gewählt 
werben. follen, ift es in der That fchwer zu begreifen, wie foldyen 
Verſammlungen, die auf dieſe ausſchließend ſtaͤndiſche Weile ent 
ſtehen, die Eigenſchaft verfagt werben fünne, aus. den Brovim 
zials Ständen hervorgegangen zu fein, wie aljo Hierin eine 
Abweichung gefunden werden möge, fei es vom Geift und Sims, 
ſei es vom Wortlaut des Gefeßes von 1823, nach weichen aller 
bings die fünftige reichsſtaͤndiſche Berfummtung hervorgehen fol aus 
ven ProvinzialStänden. 

: Dee zweite Grund iſt darans bergenommen, daß in mehren 
Weellen ‘ver früheren :&efege nur von Einer reichoſtündiſchen Ben 
ſammlung die Rede fei, nicht von mehreren, daß alte die vrichs⸗ 
ſtaͤndiſche Verſammlung, die in Ausſicht geftellt und angeluͤndigt 
wurde, ſtets im Singular erwähnt werde, daher ulſo diefer Anspeug 


Mn. 


— 418 — 


und die damit verbunbene Gigenfchuft nicht bezogen werden koͤnne 
auf mehrere und: verſchiedenartige Verſammlungen, wie fie begründet 
ſind durch die Gefebe vom 3. Februar d. 3. Es wird noch bin; 
yugefügt, die Fortdauer der früheren Geſetze werde in den Geſetzen 
vom 3. Februar ausdrücklich anerkannt, indem dieſe Gejche nom 
8. Februar ch nur ala Fortbau der früheren Geſetze ankündigten. 
Gerade aber in diefem letzten Ausdruck liegt nicht fowohl eine 
Widerlegung, ald vielmehr eine Berichtigung der erften Behauptung. 
Indem nämlich das Geſetz vom 3. Februar ſich ald einen Fortbau 
der früheren ſtaͤndiſchen Gefebgebung ankündigt, hat es eben damit 
micht anerkennen wollen, daß die früheren Gefebe in ihrer eigens 
thümlichen Form und Begrenzung fortbeftehen und nebenher fort 
wirken follen. Jene Gefebe vom 3. Februar erflären fich vielmehr 
als eine Fortfegung und Fortentwidelung derfelben. 

Run iſt nicht zu leugnen und fihon früher bei einer anberen 
Gelegenheit. eingeräumt worden, daß zu der Zeit, ald die Geſetze 
son 1820 und 1823 erfchienen, noch nicht beftimmt ‚daran gedacht 
war, die befondere Form und: Gliederung der ftändifchen Drgane 
einzuführen, wie fie jebt aus. den Gefegen vom 3. Februar d. 3. 
hervorgegangen find; allein es ift eben jo wenig eine ſolche Form 
und Gliederung dort verneint, und. ich ‚muß wiederholen, es geht 
aus dem Haren Inhalte der früheren Geſetze unzweifelhaft. hervor, 
daß dies Alles abſichtlich damals unbeftimmt gelaffen und dem fer⸗ 
neren Ermeſſen und Gutfinden vorbehalten worden if. Daher fonn- 
ten audy die früheren Geſetze von mehreren reichsſtändiſchen Ver⸗ 
fammimmgen, an die fie nicht dachten, nicht ſprechen. Sie haben 
aber eben ſo wenig ein Hinderniß in den Weg gelegt, daß bei der 
ferneren Crwägung desienigen, was für zwedmäßig befunden würde, 
mehrere für bie Zukunft eingeführt würden. Inſofern alfo kann man 
zwar zugeben, baß Durch die Art des Ausbruds der früheren Ge⸗ 
hehe Die Erwartung erregt ſein mag, ed werde künftig nur eine 
einzige veichsſtuͤndiſche Berſammlung erfeheinen; aber es Tann nicht 
mgegeben werden, daß: dadurch für irgend Jemand ein. Recht hier⸗ 
us entflanden wäre; oder, mit anderen Worten, es kann nicht zu⸗ 
gegeben werden, daß. durch. den. in den früheren Befegen gebrauch⸗ 
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sen Singularid irgend eine Beichräntung des foeten, ausdrücklich 
vorbehaltenen Ermeflens begründet werde, die ſtändiſche Gliederung 
fo einzuführen, wie fle jet durch das Geſetz vom 3. Yebruar d. % 
eingeführt worben ift. 

Ein dritter Grund, aus welchem es unmöglich fein foll, meh⸗ 
rere folche ftändifche Organe neben einander anzuerkennen, weldyen 
allen der Name und die Eigenfchaft einer reichsſtaͤndiſchen Verſamm⸗ 
lung mehr ober weniger zugefchrieben werben könne, ein drittet 
Grund diefer Art, fage ich, wird hergenommen aus dem abſtrakien 
Begriffe der Eorporation. Es wird nämlich behauptet, es liege im 
der Natur einer jeden Eorporation, daß ‘ihre Functionen mur eins 
heittich ausgeübt werben fünnen. Da nun die reichsſtändiſche Ver⸗ 
fanımlung, welche angefündigt worden, eine Corporation fein ſollie, 
fo fünne nur eine reichöftändifche Verſammlung nach dem abftrakten 
Begriffe der Esrporation überhaupt gedacht werden. (Gutachten 
©. 11. Bergl. oben S. 367.) Diefed Argument wird ſchon dadurch ent; 
fräftet, daß bekanntlich Die meiften und wichtigften Corporationen in ihren 
verſchiedenen Functionen mannigfaltig gegliedert find, nicht blos im 
unferer Städte⸗Ordnung, fondern auch in den ftäbtifchen Berfaffuns 
gen, die in Deutfchland feit vielen Jahrhunderten ſich ausgebildet 
und erhalten haben. Die politifchen Zunctionen ver ftäbtifchen Ge⸗ 
meinden find an fehr verfchiesene Organe und Kollegien vertheilt, 
und es ergiebt alfo der abftrafte Begriff der Corporation fein Hin⸗ 
derniß für. eine ſolche Vertheilung. 

Endlich wird noch ein letzter Grund daher genommen, daß ge⸗ 
ſagt wird, die Krone habe in den früheren Geſetzen nur den Vor⸗ 
behalt gemacht, das Wie hinfichtlih der Einführung einer allge 
meinen LandessRepräfentation zu beftimmen. (Gutachten S. 11, 18. 
Bergl. oben S. 367.) So wie fie einmal, was durch Die Geſetze vom 3. Fe⸗ 
bruar d. 3. gefchehen fei, irgend etwas, was den Namen der Landes⸗ 
Repräfentation führen könne, eingeführt habe, habe jenes fernere Recht 
aufgehört, und es fei Fein anderer Vorbehalt des freien Ermefiens in 
den früheren Geſetzen gemacht worden, als lediglich in Beziehung 
auf den Akt der Einführung.. Nun fagt aber das Gefeh von 1823 
ganz ansdrädiich: „Wann eine allgemeine Zufanmnenberufung bee 
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allgemeinen Landſtaͤnde erforherlich fein wird und wie fie Dann ans 
den Provinzial⸗Staͤnden hervorgehen follen, darüber bleiben bie 
weiteren Beſtimmungen vorbehalten.“ Hieraus geht min Har her⸗ 
vor, daß das frei vorbehaltene Wie ſich nicht blos auf den Alt der 
Einführung, fondern gerade vorzugsweiſe auf ven Mt Der Bildung, 
ber Infammenfebung, der Organiſation der verheißenen Reichsſtäͤnde 
bezichen follte, alſo gerade auf dasjenige, was in den Geſetzen vom 
8. Kebruar d. I. in der That vollzogen worden. if. Es kann alfo 
wicht zugegeben werben, Daß ver Vorbehalt auf den Aft der Ein- 
führung beſchraͤnkt geweſen fei, denn ber freie Vorbehalt bezog ſich 
vielmehr auf die ganze Cinrichtung. 

Es ergiebt ſich nun, wie ich glaube, aus allen dieſen Betrach⸗ 
tungen, daß feiner der Beweiſe zutrifft, wodurch mar verſucht hat 
darzuchun, Daß der Name und die Eigenſchaft der reichsſtändiſchen 
Berfammlungen nmefchließlid auf den Vereinigten Landiag bezogen 
werden bürfe, wicht auf die anderen daneben beftehenden fänbifchen 
Drgane, weiche durch die Geſetze vom 3. Februar d. 3. eingeführt 
worden ſind. Erwägt man unbefangen die Art, wie von reiche: 
foaͤmdiſchen Berfaumlungen in den früheren Gefeben bie Rebe if, 
fo Tann, glaube ich, Fein Zweifel fein, daß Der damalige Ausdruchk: 
„Reihaftändifche Berfammlung”, durchaus feine andere Be 
heutung hat, ald den Gegenfab gegen provimiahtännifche Verſamm⸗ 
Inngen zu bezeichuen. Es if der Ausdruck reichsſtändiſch“ 
gleichbedeutend mit „centralſtändiſch“, und ſonach glaube ich, 
daß die Eigenſchaft und der Rame ſolcher reichöftäudifchen Berſamm⸗ 
Inugen nach dem wahren Sinne und Inhalte der früheren Geſetze 
eben fo mohl der einen, ald der anderen derjenigen Organtfationen 
zugefchrieben werden muß, wie fie die Gefehe vom 3. Februar d. J. 
eingeführt haben. 

Gandtags - Marfhal: Der Herr Abgeordnete Graf von 
. Schwerin wünſcht das Wort wegen eined Antrags, bex auf ben 
ferneren Bang der Debatte Einfluß hat; ich gebe es ihm daher 
außer ber Reihefolge. 

Abg. Graf von Schwerin: Je wichtiger der Gegenſtund if, hen 
wir behandein, deſto mehr, glaube ich, müfſen wir amd verpflichtet 
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fühlen, ihn ſergfaͤltig zu behandeln, und deſswegen glaube ich, find 
wir nicht nur dem Organe der Regierung, ſondern auch Dem Ju⸗ 
riften von europäifchem Rufe, der fich hier zum Organe der Negier 
zung gemacht hat, fchuldig, feine Gründe auf das gründlichſte zu 
prüfen. Sch halte mich um fo mehr dazu verpflichtet, als ich geikche, 
daß die Gründe deſſelben Feine überzeugende Kraft auf mich ausges 
übt haben. Ich trage darauf an, daß, wir die Debatte ausfegen, 
bis wir die Rede des Herrn Minifterd gebrudt vor und haben. 

(Biele Stimmen geben ihren Beifall durch lauten Zuruf zu erfennen, 
nnd eine Stimme aus der Rheinprovinz, weldye jedoch nicht voll⸗ 
ſtaͤndig verflanden worden ift, erflärt, von feinem Blake aus nur 

Bruchftüde aus der Rede verftanden zu haben.) 

Sandtags- Mlarfchall: Ich will fehr gern die hohe Verfammlung 
befragen‘, ob fie den ausgeſprochenen Wunſch theile. Ich bemerfe 
allerdings, daß dann zur heutigen Berathung weiter nichts vorliegt, 
als das Gutachten über die Loiterie, womit wir uns begnügen 
müßten. Ich frage: wuͤnſcht die Verſammlung die Berathung bis 
zum nächſten Montage ausgeſetzt? Bis dahin wird die Rede des 
Herrn Minifters geprudt fein. 

(Die Majerität der Verſammlung erklärt ſich dafür.) 

Abg. Graf von Schwerin: Ich ſetze voraus, daß der ‚Kerr 
Miniſter noch die Güte haben wird, ſich über die folgenden Punkte 
zu äußern, und es bürfte wohl wünfchenswerth fein, Daß die ganze 
Rede des Herrn Minifters dann im Zufammenhange gevrudt wich, 

Juftiz-Minifter von Savigny: Die folgenden Punkte ftehen mit 
dem eben Crörterien in faft gar feinem Zufammenhange. 

Iandtags- Marfhall: Die Verſammlung hat in überwiegenber 
Majorität befchloffen, die Berathung auszufegen, und wir gehen zut 
Berathung ned Gutachtens, die Xotterie betreffend, über. 

| (Nach einer Baufe.) 

In Beriehung auf die Fortſetzung derjenigen Berathung, die 
nächften Montag ftattfinden fol, frage idy nod) die hohe Verſamm⸗ 
lung um ihre Meinung, ob fie wolle, daß die Renner, wie fte ſich 
bereits angemeldet haben und notirt find, das Wort in der Reihen 
folge behalten follen. 

(Wird allgemein bejaht.) 
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Sendtags-Marfhall: Ic, bitte den Herr Referenten, Abgeord⸗ 
neten von Fock, feinen Plak einzunehmen, um uns das Gutachten 
der Abtheilung über die Kotterie vorzutragen. 

Referent von So verlieft das Gutachten über den Antrag der 
Klaſſen⸗Lotterie ꝛc.: 


Vot u m 
der 
ſiebenten Abtheilung des erſten Bereinigten Landtages, 
betreffend 
den Autrag der Abgeorbneten Diergardt und Illigens auf Auf: 
. bebung der Klaffen: Lotterie, und bes Letzteren auf eventuelle 
andere Bertheilung der Gewinne. 


Der Antrag, die Aufpebung ber Klaſſen-Lotterie Allerhöchften Orts zu bean: 
fragen, wird dadurch motivirt, daß das Beflehen derfelben fi im Allgemeinen, 
fo wie ganz befonders in einzelnen Gegenden, als eine Veranlaffung erheblicher 
und unnüßer Ausgaben, namentlich für bie ärmere und arbeitende Klaſſe, dar⸗ 
ſtelle und un fo nachtheiliger wirke, je entfchiebener fi) gerade jetzt das allge 
seine Bedürfniß fund gebe, diefen unteren Klafien des. Volks dadurch in fich ſelbſt 
einen Halt und ein Mittel ihres Beſtehens zu geben, daß man fie gewöhne, durch 
Anfammeln Heiner Erſparniſſe fih einen Nothpfennig für Zeiten ver Bebrängniß 
zurüdzulegen; daß aber die Sucht, fein Glück im Lotteriefpiel zu verfuchen, Ver⸗ 
anlafiung werde, den einzigen und wahren Weg zum Gebeihen eines ficheren 
Wohlſtandes zu verlaflen und fi dem Zufall mit feinen gehofften, aber felten 
erfüllten Erfolgen in die Arme zu werfen. Selb das Gelingen eines folchen 
Unternehmens in einzelnen Fällen vermehre den Vebelftand im Allgemeinen nur, 
Indem es die Zahl- derer verftärke, welche fi Hoffnungen Hingeben, die nach der 
Cinrichtung des Inſtituts bei der Mehrzahl der Lotterieſpieler unerfüllt bleiben 
mirſſen. 

Es wird angeführt, daß in einzelnen Gegenden die Lotteries&ollecteure von 
Yen unbemittelten Cinwohnern in 4 und „, Loofen mehr erhöben, als die Klaf: 
fenfleuer von fümmtlichen Einwohnern zufammen beträgt. 

So wirke denn das Inftitut der Lotterie demoralifirend auf das Volk, und 
der Staat babe hierin die vollfte Veranlaffung zu deflen Aufhebung. 

Die unterzeichnete Abtheilung kann der Gemwichtigfeit der angeführten Gründe 
ihre Zuſſimmung und Anerkennung nicht verfagen. Es if nur zu:befannt, wie 

die Hoffnung, auf außerorbentlichem und ungewöhnlichen, nicht durch eigene Kraft: 
anflrengung angebahntem Mege den äußeren Wohlfiand zu verbeflern, die Wirs 
fung hat, weniger jener eigenen Kraft zu vertrauen, und daß dadurch gerade bei 
der arbeitenden Klaffe, welche fein anderes Kapital, als ihre Arheitsfraft beſitzt, 
die nur Hierauf baſirte Beſtandsfaͤhigkeit gefährdet wird. Wie man allen ben 
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Miwühtangen, welche jener Asmeren Klaſſe eine Hälfe von anfen verheißen, ohne 
dio hiermit angeregten Hoffnungen in: vollen Umfange erfüllen zu fünnen, nit 
mit Unrecht den Verwurf macht, daß fie durch das verwiinderte Bewußtfein, daß 
im Brofen und Ganzen nur die Anwendung eigener Kraft ein verbürgtes Be⸗ 
fiehen gewähren — mehr ſchaden als nützen, eben fo und noch viel mehr muß 
das Lotteriefpiel ſchaden, wenn ſich die Neigung dazu der Armeren MBolfstlaffe 
bemächtigt und hier neben unzähligen getauſchten beffnungen im einzelnen Falle 
teihen Gewinn vorfpiegelt. 

Daß die Eucht des Lotteriefpield überall und in allen Gegenden des Vater⸗ 
landes fi der unteren Klaſſen bemächtigt habe, wird fich nicht behaupten laſſen, 
vielmehr gehört in manchen Provinzen ein ſolches Lotteriefpiel bei ihnen zu den 
feltenen Ausuahmen. Nichtsdeſtoweniger verdient der Segenftand die vote Auf: 
merffamfeit, wenn Tas Hervortreten dieſer Richtung won achtbarer Eeite auch nur 
in einzelnen Landestheilen bekundet wird. 

Nach dem HanptsFinanz-@tat pro 1847 ergiebt fih, daß vas Lotterie Spiel 
im Allgemeinen in ziemlich erheblichem Umfauge betrieben wird, indem nahe an 
7 Millionen Thaler oltjährlich für Loofe eingehen. Es ergiebt ſich aber auch, 
vaß die Ginfünfte des Staates aus der Lotterie 874,800 Rehlr. betragen, und 
*s tritt alſo auch die Nothwendigkeit hervor, wenn man fi für Aufhebting det 
Lotterie entſcheiden wollte, auf die Ergängung des dadurch ausfallenden Staatds 
Ginfommens Bedacht zu nehmen. 

Menu die vorliegende Petition den Gegenſtand Befonders ans -dem Belhte: 
puntte auffaßt, daß vie Lotterie der Anfammlung Heiner Erſparniſſe der Armeren 
Voltsklaffen hemmend entgegenträte, fo darf men borh nicht vergeffen, daß der 
Musfall, den vie Staats⸗Kaſſen durch Aufhebung der Lotterie erleiden werben, 
feinesmeges allein oder auch nur vorzugéweiſe ein Opfer ſei, welches dem Inter 
efie jener ärmeren Klaſſe gebradyt wird. Denn bier if im Geoßen-un® Ganzen 
das Lotteriefpiel immer eine Ausnahme von ber Regel, während bei den wohls 
habenveren Mittelfläffen fich weit mehr die Neigung Terausftellt, die Aber das 
Mothwendige hinausgehenden Grfyarniffe feuen Berfuchen eines Gewinnes zutzu⸗ 
wenden, Man darf alſo keinesweges eine etwa beabſichtigte Mafregel allein 
aas dem Beficktöpunfte der Petition auffaſſen. . 

Außerdem iſt nicht zu vergeflen, daß auch in benachbarten Staaten Lötteries 
fpiel getrieben wird, und daß, wenn das Einfegen in biefelben ben preußiſchen 
Unterthanen auch unterfägt ift, der Anreiz zu Mebertretungen gegen vieſes Verbot 
m demfstben Maße nach allgemeinen Erfahrungsiägen wachſen würde, als ſich 
bie Örlegengeit mindrit, ‘her Neigung zu jenem Spiel auf gefetzlich nachgelaſ⸗ 
fenen Wege zu genügen. 

Man darf alfo nicht vergeflen, daß hie Aufhebung der inländiſchen Lotterie 
zwar die Veranlaffung zum Lotteriefpiel erheblich vernindern, keinesweges aber 
viefes Spiel ganz: befeitigen wände. Und das wird zumal im denfenigen Pros 
vinzen am meiſten fidy zeigen, welche den Grenzen felcher Länder am närhften 
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liegen, in denen die Lefterie nach wie vor fortbeſteht; obſchon hier die aͤrmeren 
Riafien bei der vermehrten Schwierigfeit weniger in Berſuchung gerathen wer: 
den, da derjenige Theil der Defranden, welche durch Weberfendung unbeftellter 
Looſe bewirkt: wird, bei ihnen durch ben Mangel an Krebit fortfält. Schon 
früberhin haben die rheinifchen Provinzial: Stände das Lotteriefpiel zum Gegen- 
Rand ihrer Anträge gemacht, in deren Folge die Allerhoͤchſte Kabinete-Drbre vom 
31. Joli 1841 ergangen iR. 

In derfelben wird erklärt, dag mit Rückſicht auf die anderweit beabfichtigten 
(und inzwiſchen auch realifirten) Steuererleishterungen die Aufhebung der Lotte: 
rieen nicht thuulich fei, und als fpäterbin mit ſtändiſchem Beirat jener in Aus⸗ 
ſicht geſtellte Steuer-Grlaß berathen wurde, fiel die Wahl nicht auf die Aufhe⸗ 
bung ber Rotterieen, es wurde vielmehr eine Berminberung der Salzſtener beliebt. 
Auch möchte In der That, wenn es fich gegenwärtig um einen Steuer Grlaß 
handelt, noch manche andere Abgabe eher zur Aufhebung fich geeignet darflellen, 
ale das Kinlommen aus der Rotterle. Denn dieſes letztere bleibt ſtets eine Aus⸗ 
gebe, welche jeder Spieler ſich ſelbſt und freiwillig auferlegt, während noch 
manche andere Steuern in Erwägung fommen könnten, die unmittelbar auch mit 
anf den ärmeren Klaſſen haften. — Es if aber auch gegenwärtig in ber That 
wicht an der Zeit, einen neuen SteuersGrlaß bei den Staatsbehoͤrden- zu bean: 
tragen. Denn es handelt fich in vielem NAugenblide nicht allein um einen durch 
Theurung und Mangel an Lebensmitteln berbeigeführten vorübergehenden Noth⸗ 
fand, fondern um die Derwendung und Aufnahme erheblicher Summen zur Be: 
färberuug großartiger Verkehrs - Unternehmungen, uud es frheint fonach Tein ges 
eigneter Augenbii, die Aufhebung der Lotterie und mit ige den Fortfall eines 
nicht unbedeutenden Staatseinfommens zu beantragen, ohne für diefen Ausfall 
einen anderen Erſatz vfferiren zu koͤnnen. 

Daß die Regierung ſelbſt bemüht if, den Nachtheilen ver Lotterie, fo weit 
ich dies mit ihrem Beſtehen vereinigen läßt, abzuhelfen, beweiſt der Fortgang 
ber Entwickelung des Lotteriewefens. Denn nicht allein ift die früher beilandene 
Bablens Lotterie aufgehoben, fordern auch in der Klaffenlotterie find durch bie 
oben erwähnte Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre erhebliche Berbefierungen in dem 
Sinn der Erfchwerung einer Theilnahme für die ärmeren Vollsklafſen herbei⸗ 
geführt. 

Denn 

1) iR in jener Beſtimmung die Verminderung der Zahl der Lotterielooſe 
verheißen und auch dahin eingetreten, daß, während früher in zwei jährlis 
hen Lotterieen jede zu fünf Ziehungen 224,000 Loofe ausgegeben wur⸗ 
den, gegenwärtig in zwei Lotterien mit je 4 Bichungen nur 170,000 
Looſe, alfo 54,000 weniger, dehitirt werden; 

2) iR in verfelben Beſtimmung eine Erhöhung des Preifes ber Roofe vers 
beißen und durch Feſtſezung des Ginfakes auf 45 Thaler Gold fait 
40 Thaler Courant, alſo mit 11 Taler Courant pro Loos, eingetreten. 
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8) Wamentfi aber muß vie Beſtimmung ber erwähnten Kabinets-Drbre 
vom 2]. Juli 1841 zu dem gebachten Ziele mitwirken, wonach fammt 
liche Stellen ver Lottetie⸗ Natereinnehmer nach und nach eingehen und auch 
die der Lotteries@innehner vermindert, überall aber aus den Heinen Staͤd⸗ 
ten und don dem platten Lande entfernt werben follen. 

4) ben fo weſentlich iM das Verbot des Anbietens ober unbeſtellten Ueber⸗ 
fendens von Letterielenfen dutch bie Colleeteure und des Anferverne 
durch diefelben zum Lotteriefpiel. 

5) Bor Allem heilfam aber muß die Wicderanfhebung bes Klagerechts auf 
die Seitens ter Collecteure geftunbeten @infag-&elver wirken, wodarch na⸗ 
mentlich für vie ärmeren Klaſſen die Mögklichfeit ausgefchleffen wird, ohne 
baares Grete Loeſe zu erhalten und woburch Bas in ben Petikionen ge 
rügte Ginfenen zu ; nnd „2, Lorfen mindeflend ber Lotterie gegenüber 
faſt gänzlich ausgeſchloſſen ift, da nur + Poofe als kleinſter Abſchnitt vers 
abreicht werben und die Coflecteure bei dem mangelnden Klagerechte Mei: 
nere Autheile fehwerlih mehr auf Borg und anf eigene Gefahr ablaflen 
werden. 

In Erwägung aller vleſer Berhäftniffe erfcheint der gegenwärtige Augenblick 
nicht als der geeignete, die Aufhebung der Kotterieen zu befürworten, ja es bürfte 
nicht einmal eine Veranlaſſung jein, der Regierung diefen Gegenſßtand, welcher 
aus den Verhandlungen des Landtages uhnehin zu ihrer Kenntniß gelangen wird, 
durch eine beſondere Petition ans Herz zu legen, da die Stände immer Belegens 
heit finden werben, auf den Gegenftand zurinkzufomnen, wenn der Stand der 
Staatseinfünfte deren Verminderung als zuläffig erfcheinen läßt, außerdem aber 
eine folche Anregung ſchon deshalb überfiuffig fein dürfte, weil nach offizieller 
Ansfunft die preußiſche Regierung ber augenegten gleichzeitigen Quaſhebung aller 
Lotterieen in den deutſchen Bundesſtaaten nicht enigegengetrefen iR und es zu et⸗ 
warten fteht, daß, wenn fi Hoffnung zu einem bisher nicht erzielten Erfolge 
zeigt und die Einnahmen des Staates es geflatten, bie Regierung aus eigenem 
Antriebe auf ven bettetenen Weg zurückkehren wird. 

Unter diefen Umftänden glanbte die Abtheilung den Antrag fleflen zu müffen, 
der Petition auf Aufhebung der Lotterie füt jet feine weitere Folge zu geben. 

Was den eventuglien Antrag auf auderweite Bertheilung ber Gewinne für 
den Fall, daß die Aufhebung der Lotterieen nicht fullte erfolgen fönnen, aubes 
langt, fo wirb derfelbe befonders dadurch motivirt, daß die gegenwärtig vorhan⸗ 
dene größe Zahl fogenannter Gewinne den Anreiz zum Lofferiefpiel beveutend 
vermehre, und es word baher vorgeſchlagen, die 3500 Gewinne der erſten Klaffe 
zu 20 Rihle,, hie 4500 Gewinne der zweiten Klaſſe zu 30 Rthir. vie 3500 Ge⸗ 
winne der dritten Klaſſe zu 40 Rthlr. und die 17,500 Gewinue der vierten 
Klaffe zu SO Rthlr. ausfallen zu laſſen, dafür aber größere und weniger Ges 
inne einzuſchieben. Auch erfcheint dem Antragfteller der Betrag des großen 
Looſes zu beveutend, indem der Gewinner dadurch erfahrungsmäßig nur zu oft 
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von Der rechten. Ban. abgeleitet worden, und es wird deshalb hie Gerabſetzung 
of 100,000 Rthlr. bequtragt. 

Die Abtheilung hat ſich aber auch hier zu einem Antrage nicht veranlagt 
finden fönnen. Denn was zunaͤchſt den Beitrag des großen. Looſes anbelangt, fo 
dürfte die vorgefchlagene Umänderung yon feinem erheblichen Einflufe auf die 
Wirkungen jein, die der Gewinn bei gem, welcher ihn macht, hervonbringt. Rück⸗ 
fichtlich der Verminderung der kleinxren Looſe aber- ſcheint her Vorſchlag auch 
zu feinem erheblichen Vortheil zu führen, weil es nicht dieſe Heinen Looſe find, 
deren Erlangung den eigentlichen Anreiz zum Spielen gewährt, und weil, fo 
lange einmal Lottexieen befteben, es felbft angemeflen erjcheint, die durch die ver⸗ 
geblichen infäpe herbeigeführten Ausgaben nad) dem Umfange der vorhandenen 
Mittel durch Heine Gewinne zu decken. Laßt ſich auch nicht in Abrede fiellen, 
daß von verfchiebenen Seiten hin die Auflchten über die innere Ginrichtung bes 
Lotteriefpiels verſchieden fein können, fo witrde bie Abtheilung fich zu einen An⸗ 
trage doch nur dann veranlaßt glauben, wenn der zu machende Vorfchlag einen 
wefentlichen Bortheil erwarten ließe. Da aber durch Gewährung ber vorliegen: 
den Petition ihres Dafürhaltens ein folcher nicht eintreten vürfte, fo Hat fie je⸗ 
nen Vorſchlag nicht zu dem ihrigen machen zu müßen selankt, 

Berlin, den 19. Mai 1848.. 


Die ſiebente Abtheilung des erfien Bereinigten Landtages. 


Graf Finkenſtein. von Tod. (Referent.) Jordan. 
Neitſch. Bauch. von Uechtritz. Graf Helldorf. 
Moewes. Denzin. von Verla. 


Aandtags· Marſchall: Den Haupts Antrag, . der auf gänzliche 
Abſchaffung der Lotterie ‚gerichtet iſt, hat die Abtheilung nicht befür- 
wortet. Ehe ich ihn zur Berathung ftelen kann, muß ich fragen, 
ob er in der hohen Berfammlung Unterftügung findet, und ich. bitte, 
bie ihn. unterſtüben, aufzuſtehen. 
(Dies geſchieht.) 

Der Antrag iſt hinlaͤnglich unterftützt; er kann daher zur Berathung 
kommen. 

Finanz-Miniſter von Düesberg: Ic, kann den Motiven, wo- 
durch der Antrag auf Aufhebung der Lotterie veranlagt if, nur 
Anerleunung zollen. Gleichwohl muß ich mich aber gegen den Ans 
teag ausſprechen. Die Verhältniffe des Staats-Haushalts geftatten 
ed nicht,. eine jährliche Einnahme von mehr als 800,000 Rthlr. 
aufzugeben, ohne daß ein Erſatz dafür gewährt würde. Wie biefer 











— 4311 — 


Erfap gewaͤhrt werben fol, darüber iſt im dem Antrage nichto an⸗ 
gedeutet, und der Weg dazu möchte andy wohl fchwer: zu finden 
fein. Wenn id) aber aud von ver unerläßlichen Rüdiicht auf: ven 
Staats⸗Haushalt, namentlich unter den gegenwärtigen Berhältnifien 
abfehe, ſo würde ed nur gerechtfertigt fein, auf eine fo bedeutende 
Einnahme zu verzichten, wenn der Zweck, der durch Aufhebung ver 
Lotterie beabſichtigt wird, vollftändig erreidyt werben könnte. Dies 
iſt aber nicht thunlich, fo fange unſere Nachbarſtaaten Fat überall 
noch Rotterien haben und dadurch Gelegenheit geboten wird, Das 
Epiel nad) mehreren Seiten bin fortzufegen. Es haben Verbands 
lungen gefchiwebt, um die Aufhebung ver Spielbanken, fo wie der 
Rotterieen, in den deutſchen Bunvesftaaten herbeizuführen. Der Zeit: 
punkt aber, warn biefes Ziel zu erreichen fei, fteht noch nicht in 
naher Ausficht, und fo lange Died nicht der Fall ift, kann ich nicht 
befürworten, eine fü bedeutende Einnahme, wie die Lotterie fie ger 
währt, olme Weiteres aufzugeben. Wie im alle des Wegfalles 
diefer Einnahme ein Erfah für dieſelbe gewährt werben fol, dazu 
ift kein beftimmter Weg bezeichnet. Die Hindeutung auf eine mögs 
liche Steigerung der Staats - Einnahmen kann ich in Feiner Weife 
al6 einen genügenden Weg anſehen. Wenn auch eine Steigerung 
der Staats⸗Einnahmen im Allgemeinen wohl zur erwarten ift, fo fleis 
gen doch mit den Ginnahmen auch die Berürfnifie des Staated; 
Beides geht in der Regel Hand in Hand, und auf: die bloße Hoff 
sung einer höheren Stants-Einnahme Tann eine fo große Summe 
nicht aufgegeben werben, ſofern nicht andererſeits gleichzeitig eftie 
Verminderung der Staats-Berürfniffe fich ergiebt, weiche weienttidye 
Erfparniffe zufäßt. Diefe Bedingung trifft hier eben fo wenig m, 
als zu der Aufhebung der Lotterie an ſich ein nothwenbiges Bedürf⸗ 
niß zur Zeit vorhanden if, Aus dieſen Gründen kann ich den 
Antrag nicht befürmorten. 

Ag. Birzgardt: Meine Herren, das wahrhaft königliche 
Geſchenk von 2%, Millionen Thalern, welches Se. Majeſtaͤt der 
König zur Errichtung von Huͤlfs⸗Inſtituten and zur Foͤrderung der 
Sparkaflen uns zugewieſen haben, wird, wie ich überzeugt bie, bei 
allen. Männern des Baterlandes, melde Iehhaften Autheil an beim 
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Schickſal der unbemikelten Maffen nehmen, ven dankbarſten Eindruck 
heroserufen. IA babe den von mir tief gefühlten Dank nicht beſſer 
an den Tag zu legen geglanbt, als indem ich die Aufmerkſamkeit 
der hohen Berfammlung auf einen Gegenſtand gelenkt habe, welcher 
böchft nachtheilig auf die unbemittelten Klaſſen wirkt, und der laͤngſt 
der öffentlichen Meinung verfallen if. Nach meiner Anſicht ift die 
Lotterie der Gegenſatz der Sparkaſſen; will man die leßteren beför⸗ 
bern, jo muß man diefe befeitigen, um fo mehr in einem Augenblid 
wo viele wohldentende Mäuner des Landes ſich ernithaft damit be- 
fhäftigen, "dem zunehmenden Pauperismus entgegenzunrbeiten. In 
Frankreich und England find die Lotterieen längſt abgefchefft. 
Preußen darf in dieſer Beziehung nicht zurürfbleiben, um fo weniger 
da eh fich herausgeftellt hat, daß die Förderung der Sparfaffen von 
großer politifcher Wichtigkeit iſt. Nach amtlichen Nachtichten hat es 
fi) bewährt und ift ed erwiefen, daß bei atlen Aufflännen in Paris 
unter. den Arreſtanten feine Sparer geweſen find, obgleich zwei 
Drittel der arbeitenden Bevölferung Mitglieder der Sparkafle ſind. 
Penn alfo je die Stunde der Prüfung über -unfer Vaterland kom⸗ 
men ſollte, wo Jeder, reich oder arm, feine Liebe für König und 
Beaterland durch die That beweilen müßte, fo wird es ſich zeigen, 
die Staats⸗Regierung unter den Sparen oder unter den Spie⸗ 
Seen Die größte Stüge finden wird. Die parifer Cparfaffe hat Die 
Summe von 3009 Millionen Br. oder 27 Rthlr. pro Kopf in ihren 
Bettäriden; nach einer Lifte, die mir vorliegt, fommen in Schottland 
28 Rthlr. auf den Kopf, in Preußen jedoch nur. 20 Spr.; wir 
haben daher noch viel zu thun, um den anderen Staaten gleich zu 
fommen und alle Hinderniſſe zu befeitigen, die ſich der Entwidelung 
der Sparlaffen entgegenſetzen. Wie ich mir bereits in meiner Gin- 

gabe zu bemerfen erlaubt habe, kenne ich Diſtrikte, wo die Aus⸗ 
gaben für die Lotterie eben fo ftark und vielleicht noch färfer find, 
ala für die Klaſſeuſteuer. Es bilden ſich förmliche Geſellſchaften, 
m entweder ganze oder halbe Looſe zu nehmen. Sobald die Zeit der 
Biehung herannaht, wird der Beſuch der Wirthshaͤuſer häufiger; 
bie Arbeit wird verſäunu, der Leichtſinn wird. gefördert. Nach dem 
Bericht ver. Abtheilung zieht der Staat aus der Lotterie⸗WMerwaltung 
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eine @innahme von circa. 900,000 Rihlra., worauf bexrfelbe nicht 
gerzichten Tann. Ich erlaube mir Dagegen zu bemerken, daß eine 
Stratd-Regierung die Moralität ihrer Unterthanen nie zu thenen 
erbaufen kann. In England bewilligt der Staat für jeden 60 jaͤh⸗ 
tigen Wrbeiter, ver eine Reihe von Jahren hindurch regelmäßige 
Einlagen in die Sparfafle gemacht hat, 20 Bund Sterling als 
Penſion. Wenn mit Hülfe der Sparkaflen ein größerer Wohlſtand 
unter den arbeitenden Klafien hervorgebradyt wird, fo werben die 
felben befähigt, mehr ſteuerpflichtige Artifel zu Zonjumiren, wis 
z. B. in England, wo der Zuderfonfum 13 Pfund pro Kopf bes 
trägt, während er in Preußen nur 4 bis 5 Pfund ausmacht. Se. 
Exrcellenz ver Herr Yinanz- Minifter haben eben bemerkt, daß im 
meinem Antrage feine Mittel angedeutet worden find, wie ber Ans⸗ 
fall zu deden if. Meine Haren, ich bin fein Finanzmann, idy 
habe nie Vorleſungen über Finanz-Wiſſenſchaften gehört, und es 
fönnte Daher den Schein einer Anmaßung haben, wenn ich mir eca 
lauben wollte, in diefer Beziehung Rathſchlaäͤge oder Winke zu geben. 
AIch bin aber von der Nützlichkeit meines Antrages fo durchdrungen, 
daß ich mich doch diefem Vorwurfe ausfegen und mich zugleich auf 
Thatfachen in anderen Ländern beziehen will. In England betrug 
die Revenue bei einem Kaffee-Joll von 1 Shilling pro Kopf 6 Penee. 
Als dieſer Zoll auf die Hälfte herabgefett wurbe, betrug die Reve⸗ 
nue 10°, Pence pro Kopf, alfo 75 pCt. mehr. Wenn bei uns im 
ähnlicher Weiſe verfahren wird in Bezug auf Diejenigen Gegen⸗ 
ftände, worüber fidy die öffentliche Meinung fchon längft ausgeſpro⸗ 
chen bat, daß die Steuer zu hoch fei, und daß ver Konfum nicht 
den Umfang hat, den er haben könnte, follte. fich ba nicht bewähren, . 
daß in Finanzſachen nicht immer 2mal 2 4 it? Das Salzkonfum 
hat fich feit Aufhebung der Steuer in England um 470 p&t. geho⸗ 
ben, ich glaube nicht, daß ſich die praktiſchen Engländer dadurch 
ihre Suppe verfalen haben, wie neulich von dem Herrn Generel⸗ 
Zoll- Direktor bemerft worden ift, Daß das Salzkonſum bei und nicht 
viel mehr fleigen könne, indem man leine Luft haben würde, die Suppe 
zu verfalgen (vergl. &. 278). Ich glaube vielmehr, daß ver praktiſche 
Engländer das Mehr⸗Quantum des Salzes dazu benntzt, um fehie 
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Butter⸗ und Küuͤſe⸗Fabrikation und ſeine Viehzucht zu ſteigern. 
Warum ſollten wir nicht in ähnlicher Weiſe handeln können? Ich 
"glaube, daß in unſerem Vaterlande, nameutlich in den öſtlichen Di⸗ 
ſtrikten — ich will. nur Danzig anführen — Gelegenheit. genug 
vorhanden ift, auch diefen Zweig des landwirthſchaftlichen Gnverbes 
einer größeren Entwidelung entgegen zu führen. Es ift der hohen 
Versammlung  befannt, daß von Hamburg aus große Dugntitäten 
gefalzenen Fleiſches und anderer Gegenftände ausgeführt werben, ich 
glaube..vaher auch,: daß, wenn man dieſem Gegenftande mehr Auf- 
merffamfeit ſchenkte und vie Salsftener verminderte, dadurch der 
Konfum erhöht würde, indem die Viehzucht, die Käſe-Fabrication 
und der Hundel mit gefalzenem Fleiſche dadurch bebeutend gehoben 
würde. Über, meine Herren, auch vom philanthropiſchen Geſichts⸗ 
punfte aus würde diefer Gegenftand zu verfolgen fein. Es giebt 
keider: Taufende von unferen arınen Landleuten, welche die Kartoffeln 
trocken eſſen müffen, und daß es dergleichen giebt, darüber brauchen 
wir uns feine Illufionen zu machen, die alfo feine verfalgene Sup« 
pen befommen, die alfo ftoh find, wenn fie Sa zu den Kurtoffeln 
haben, und wenn dieſen armen, aber braven Leuten "Gelegenheit 
gegeben würde, ſich Salz zu verfchaffen, fo würde der Konfum ver: 
mehrt und Die Finanzen vielleicht nicht einem Ausfall, ſondern eine 
Mehreinnahme Haben, und deshalb erlaube ich mir, die Bitte au 
De Berſammlung zu richten, Se. Majeftät den. König allerunter 
cänigſt zu bitten, die Aufhebung der. Lotterie in Gemeinfchaft mit 
den. andern Staaten zu bewerfftelligen. 

Abg. son der Heydt: Auch ich kann mich dem Botum der Ab 
theilung nicht anschließen. Es hat auf. mich: fletö- einen peinlichen 
Eindrud gemacht, unter den Zweigen unferer Staatöverwaltung ein 
Inſtitut zu erbliden, welches, meines Erachtens, . feiner. Tendenz nad 
woch wohl mur als ein. unmoralifches betrachtet werden kam. In 
einem chriſtlichen Staate, wie man ed liebt den unfrigen zu ıtennen, 
bei einer Staats Megierung, welche Religion, Moralitit und gute 
Sitte: fo. hoch hält, wie Die unfeige, muß es einen ſchmerzlichen Ein⸗ 
drack machen, die Lotterie als ein Mittel zur Bermehrung der 
Staatseinkuufte benutzt zu fehen. Es mag fein, daß bie Lotterie 
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nicht in alten Theiten ver: Monarchie gleich ſchaͤdlich einwirkt; je 
weit ich habe wahrnehmen können, find es aber vorzugsweiſe ge 
rude die bevürftigen Vollsklaffen, welche :durdy die .Anreizung des 
Gewinnes zur Theilnahme an der Lotterie verführt werden und ba; 
durch fih und den Ihrigen häufig dem nothwendigſten Unterhalt” 
entziehen. Es iſt von dem, Herrn Finanz Minifter geſagt worden, 
daß er ſich dem Antrage der Aufhebung ber Lotterie aus zweien 
Gründen widerfetze: einmal, weil der Staatshaushalt für jebt den 
Bewinn nicht entbehren könne; dann, weil der Zwed doch nicht er: 
_ reicht werben würde. Bisher haben wir aber nur von. Ueberſchüſſen 
reden -hören, die Steuer⸗Erlaſſe zuläſſig gemacht haben, wir haben 
immer nur von’ ben blühenpiten Finanz» Zuftande reden hören; fo 
Daß, wenn bie Abichaffung der Lotterie wünſchenswerth erfcheinen 
möchte, doch nicht gerade in dem Finanz⸗Zuſtande ein Grund zu 

finden fein möchte, die Aufhebung zu unterlaffen. Der Herr Finanz⸗ 
Minifter bat. gefügt: daß nicht angeführt fei, wie die Summe zu 
erſetzen ſei. Ja, ich gebe zu, es wäre für bie Stände ſehr wüns 
ſchenswerth, wenn diefelben im Stande wären, zu fagen, in dieſer 
oder jtner Weiſe folle der Erſatz gefunden werden. Dann müßte 
aber die Bewilligung der Feſtſtellung des Finanz⸗Etats nothwen⸗ 
digerweiſe vorhergehen. - Die Stände müßten alle Einnahmen nu» 
Ausgaben dischtiren Dürfen, um das Mittel zum Erfas in Bor; 
flag bringen zu fonnen. So lange dies aber nicht. ver Fall ift, 
fünnen auch die Stände dergleichen Erſatzmittel im Allgemeinen nicht 
vorſchlagen und fich nur darauf befchränfen, die Wünfche des Vol⸗ 
kes oder ihre eigenen Wünſche Sr. Majeſtät vorzutragen und dann 
der Krone die Erwägung zu überlaſſen, ob ver Ausfall erfebt- wer» 
ven Tann oder nicht. ‘Der zweite Grund, den der Herr Yinanz- 
Miniſter angeführt hat, ift der, daß ver Zwer ohnehin nicht erreicht 
werde, : weil die benachbarten Staaten auch erft die Lotterie aufheben 
müßten. Nun frage ich aber, ift die Aufhebung der Lotterie einmal 
wünfckenswesth, wirb Dies Inſtitut, ich wiederhole .es, als. unmorar 
liſch betrachtet, ſoll dann nicht Breußen mit einem guten Beifpiele 
vorangehen? Sol die Lotterie fo Lange in Preußen beſtehen blei⸗ 
ben, bis auch bie anderen Staaten fie aufgehoben haben, und follen 
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wir fo Tage dies Inſtiiut noch erhatten? Dies ſcheim mir nicht 
wünſchenswerth! Preußen müßte in allen edlen Dingen mit gutem 
Beifpiele vorangehen, und ich habe die Ueberzeugung, baß dann bie 
anderen Staaten viel eher folgen würden, als fe jebt mit der Auf- 
hebung vorangehen möchten. ch trete daher Dem Antrage des 
Herrn Antragftellers bei und wünfche, daß die hohe Berfammlung 
die Aufhebung der Lotterie beantragen möge. 

Abg. Baum: Meine Herren! Ich betrachte bie Rotterie als eine 
die unterfte Volkoklaſſe ſchwer drückende Steuer. Freilich fteht jenem 
einzelnen Spieler frei, dieſe Steuer zu entrichten over nicht. Allein 
darum bleibt fie eben doch nicht weniger drückend. Wir haben ge- 
hört, daß an einzelnen Orten die Letterie-Einnahme felbft Die Größe 
der Klaflenftener überbiete. Wir haben gehört, daß Die gange Eins 
nahme des Stanted von der Lotterie bie Summe von beinahe 
7;000,000 Rthlr. erreicht und der reine Ueberſchuß über 800, 000 Rihir. 
betraͤgt. Was könnte nicht Alles mit diefem Gelbe zum Bortheile 
des Landes bezwedt werden? Wie fruchtbiingend Fönnten vie Er; 
ſparniſſe der Einzelnen nicht angelegt werben? Mag auch der größte 
Theil dieſer Summe wieber zurüdfließen unter. die Spieler ſelbſt, fo 
iſt dennoch wahr, ‚daß nur einzelnen Individuen dieſe Summe wie⸗ 
der zu Gute kommt und die Maſſe die baaren Mittel verliert. Der 
Staat aber hat das große Intereſſe, nicht einzelne Reiche zu haben, 
ſondern Die Maſſe des Volkes wohlhabend, ſparſam und ſittlich zu 
wiſſen. Run hat aber die Humanität fo viele Juſtitute errichtet, 
um die Sparfamfeit und Sittlichkeit im Bolfe zu fürdern; allein 
was hilft es, wenn biefem Streben Hinderniffe entgegenftchen, wenn 
diefer wohlgemeinte Zweck vereitelt wird, und als eines dieſer Hin⸗ 
derniffe, und als eine widerſtrebende Urfache betrachte ich die Lotte⸗ 
rie. Sie wirft verberblich und demoralificend auf das Bell. Das 
Gutachten der Abtheilung hat dieſe Wahrheit zwar erfammt, aber 
vennoch fowicht ſich die Abtheilung nicht für Die Aufhebung der. Let: 
terie and. Es wird als Grund entgegengebalten, daß in Erman⸗ 
gelung der inlänvifchen Lotterie im Auslande werde gefpielt werben 
und alsdann das Uebel doch nicht entfernt fei; der Nenner war wir 
Bat da® Spielen in den Lotterieen der andern deutſchen Staaten bes 
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rührt; allein ich glaube, im Auslande wird nicht geſpielt werben 
und im Inlande wird man willen, die Nachtheile zu befeitigen. Ich 
7. noch nicht gehört, daß Engländer und Franzoſen bei uns in 
der "Lotterie ſpielen. 
(Mehrfacher Widerſpruch: „falſch! falſchl“ 

Ferner wurde hervorgehoben, daß der Staat die Lotterie⸗Ein⸗ 
nahme nicht entbehren könne. Wenn unfer Finanz⸗Zuſtand es nicht 
erlaubt, die Lotterie-Einnahme zu entbehren, und wenn es ſich dar⸗ 
um handelt, die unterfte Klaſſe zu erleichtern, fo will ich nicht bes 
zweifeln, daß vie Wohlhabenden ind Mittel treten und bexeit fein 
werben, einen folchen Ausfall in den Steuern zu übernehmen, felbft 
wenn er 800,000 Rihir. betrüge. England und Fraukreich haben 
die 2otterieen, diefed große Nebel, Tängft abgeichafft; follen wir ven 
Wranzofen und den Englänvern darin nachflehen? Sollen wir biefe 
Rachtheile des Lotteriefpield länger, namentlich auf ber unteren 
Bolksklafſe, laſten Iafien, auf einer Klaſſe, die einer Erleichterung fo 
ſehr bedarf. Die allgemeine Verachtung bat ſich den Spielbänten 
jugewenbet, das Lotterieſpiel ift benfelben nahe verwandt, und ich 
eradhte es für dringend geboten, daß man dieſem Uebel entgegen; 
tritt. Ich erfuche Sie daher, meine Herren, bei des Könige Raje- 
ftät zu befürworten, daß vie Lotterie aufgehoben werbe. 

Omeral-Dtener-Biechtor: Es ift die Lotterie ſehr vielfach dar⸗ 
geftellt worden als ein Berberbungsmittel, befouders für Die untere 
Klaffe des Volkes. Ich will mir nur erlauben, auf ven großen 
Anterfchied aufmerkſam zu machen, welcher zwiſchen venjenigen Lot⸗ 
terieen befieht, wie fie einige füddeutſche Staaten nod; haben, wnb 
zwiſchen unferee Lotterie, - mit einem Wort, auf den Unuter⸗ 
schied zwiſchen Zahlen» Lotterie und: Klafens Lotterie. Die Zah—⸗ 
Ien- Lotterie vervient dieſen Vorwurf, fie ift aber bei uns feit 
bald 40 Jahren abgeſchafft. In dem Augenblick des Epield 
wird mit Trompetenſchall auspoſaunt, daß morgen das große Loos 
gezogen werde; da wird alles eigene und allenſalls auch geſtohlene 
Gut verfept, um noch vorher eine Nummer zu nehmen. Bei umferer 
Lotterie « Ginrichtung iſt Pas. nicht der Kal. . Der erſte Eintag muß 
im Jannar geleitet werben, um im Juli Hoffnung auf Gewinn zit 
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haben Deffenungeachtet find eingelne Mißbränche bemerkt, die, gegen 
die Abſicht dee Regierung, namentlich ben Unter⸗Collecteuren zur 
Laſt fielen. Wir haben darum bie Unter⸗Collecieure abgeſchafft und 
die Einklagbarkeit kreditirter Einfäße aufgehoben, fo daß ich feine 
Beſorgniß mehr babe, daß fiir Die unteren Klaffen, für Die das 
Wort genommen wird, eine Gefahr erwrüchfe. Wil man aber durch⸗ 
and die 863,000 Thaler abſchaffen, dann muß man ber Finanz- 
Berwaltung nicht zumuthen, daß fie in dieſer Beziehung Die Wechſel 
assepticen foll, die ihr von dieſer Stelle aus angeboten find und 
gefunden werden in Herabfeßung von Zöllen, die dann einen Mehr⸗ 
ertrag gewähren follen. | 

Ich frage aber, wenn wir denn nun wirklich 863,800 Thaler 
übrig hätten, würde man dann fagen, daß vie Lotterie. das Nöthigfte 
wäre, das abgefchafft werden muß, würden dem die Herren, wenn 
fie das Staats⸗Budget revidiren, fagen: ja, biefe Einnahme muß 
zmerit abgefchafft werden, danach müffen. alle übrigen Erlaffe zurüd- 
fiehen, danach müflen die Ausgaben befchränft werben? Es iſt eine 
hypothetiſche Frage, ich glaube aber, wenn der Fall einträte, würde 
fie verneint werden. Man hat ferner gefagt, ed wäre doch etwas 
Schlimmes, daß Preußen warten wolle, bis andere Staaten vorans 
gegangen wären, das wäre feine Stellung, vie Preußend würbig 
fei. Meine Herren, Breußen verdient diefen. Borwurf nicht, Preu- 
fen ift vorangegangen, ed hat darauf angetragen ober wenigftene 
dem Antrage eifrig beigeftinmt, daß Die Lotterieen in allen. deutſchen 
Bundesitanten aufgehoben werben follen. Andere Staaten haben 
dem noch nicht beigeftimmt, und wenn wir die Lotterie in unferem 
Lande aufheben, brauchen die Leute nicht nach Frankreich oder Eng- 
land zu geben, wo freilich Feine 2otterieen beftehen, wohl aher gehen 
fie nach Frankfurt a. M. und nad Hamburg, wo- fie Betrügereien 
ausgefept find, meährend fie hier nur den achten Theil von ihrem 
Gewinn zurücklaſſen müffen. Es ift dann noch viel davon gefprochen 
worden, wie fih das Verhältniß der Sparfaffen ſtellt, namentlich, 
im der Rheinprovinz, die beiläufig geſagt, in der Lotterie am wenig⸗ 
ſten fpielt. Unſere Sparkaflen haben aber anfelmkich zugenommen. 
Wie fie ſich gegen Paris und Schottland ſtellen, kann ich im Augen⸗ 





blict nicht jagen, wohl aber, daß ſich Die. Einlagen bei unſeren 
Eparkbhaſſen: in den letzten 10 und 15 Jahren viel mehr. ale: verdap⸗ 
npelt haben; dazu kommt, Daß unſere Sparkaſſen feinen. Vergleich mit 
den franzöſiſchen aushalten, weil im bie franzöſiſchen größere Kapi⸗— 
telien eingelegt werben können, als in die unfrigen, unb weil gerabe 
aus dieſer Rüdficht ſehr erhebliche Bedenken in finamieller Baier 
bung ſich dort ergeben baben, was bei und, wo bie Sparlchen 
lediglich Kommun⸗Kaſſen find, nicht der Fall it. 
(Vielfacher Ruf nad) Abftimmung. ) . 

. Abg. son Sancken-Carputſchen: Es erſcheint jebt fo oft. ımb 
ſchnell der. Muf nach Abſtimmung, daß ich glaube, wir werden damit 
etwoas anhalten maüfien. ‚Wir. dürfen, glaube. ich, Teinen Gegenſtand 
fo furz abmachen, daß, wenn nur drei Redner geſprochen haben, 
ſchon zur Abſtimmung gefehritten wir. 

Jandtagse · Marſchall: Dem werde ich ſtets dadurch entgegentre- 
ten, daß ich eine ſo ſchnelle Abſtimmung nicht zulaſſe. 
> Mg. son der Heyoͤt: Außer dieſer Wahrnehmung, daß viele 
Mitgliener fo ſchnell nach Abſtimmung rufen, tft noch eine andere 
gemadıt worden, nämlich Die, daß in einem gewiflen Theile des 
Sasnled mit den. Füßen fo oft geflopft wird. Ich meine, dergleichen 
ſollie in dieſem Saale auch nicht vorkommen, und überall ſollte man 
nur den Wunſch haben, die Angelegenheiten, welche einmal zur Er⸗ 
rieruug kommen, gründlich und gewiſfenhaft zu prüfen. : 
Aandaegs -Merſchall: Ich muß dem durchaus beitreten, nu» 
wenn fo etwas norlommt, gebe ich allemal das Zeichen mit ber 
Glocke, weiches ich wohl zu: beachten bitte. 

Eine: Stimme: Ich möchte den Herrn Marſchall bitten, im 
Intereſſe der Würde der Berfammlung, dieſe allerdings fehr beher⸗ 
zigenswerthen Bemerkungen nicht in den flensgraphifchen Bericht 
aufnehmen zu laffen. 

.. Abg. Scheidt: Die Neigung, fein Glück im Spiel gu verfu- 
hen, if in der. Ratur faft aller Menſchen tief begründet, beſonders 
glaube. ich in: der Natur der Söhne Tents. Seit Tacitus bis heute 
has ver Deutſche immer gern geſpielt. Ich bin men weit. entfernt, 
pie. Hazardſpiele, Pharaobaulen, die fogenanaten ‚Spielhöllen, ver⸗ 


sheidigen zu wollen; werm aber ver Befrichigung deso Seieltriebes 
ein fo gejegliches uud fo leidenſchaftsloſeß Feld angewieſen it, wie 
bei unſerer Lotterie, hört das Spiel auf, unmwralifh und verdamm⸗ 
Üd zu fein. Wenn die Petenten glauben, dem Wolfe durch Aufhe⸗ 
bung der Lotterie eine Wohithat zu erzeugen, fo verfolgen ſte mei⸗ 
nes Erachtens den Weg einer falſchen Philanthropie. Ich frage 
einfach: wird man dem Bolfe-nicht mehr rauben, als man ihm giebt, 
wenn man die Lotterie aufhebt? Wenn fich ein Dugent armer Lente 
an einem Viertheil Loos betheiligen und fich daburch die Hoffnung 
ertaufen, beſſere Tage zu erleben, wer wird ihnen diefe Freude nicht 
göunen? Wer will es dem Armen wicht gönnen, daß: er ſich auch 
einmal ‚fein Aufifchlößchen bauen kann? Ich erinnere hier an ven 
Hund Jean Pauls, der alle Tage trodenes Brod und auch Kartofs 
fein gern fraß, wenn man ihm vorher etwas Butter auf die Nee 
gefchmiert hatte. Meine Herren! Wir. Wohlhabende geben fo man- 
hen Thaler, fo manches Goldſtuͤck fiir unfere Bergnügungen ans, 
fol denn der Arme immer ſparen und ewig ſparen und nie fire feine 
Liebhaberei ein paar Groſchen ausgeben und ſich ehvas Butter für 
feine Nafe kaufen fönnen? Wenn wir dieſes Prinzip ſtreng durch⸗ 
führen, müflen wir Tanzböden, Krgelbahnen, Kiechweihfefte, kurz, 
alle Bolfsbeluftigungen verbieten, veun fie geben ben armen Leuten 
Gelegenheit, Geld auszugeben. . 

Dann aber wird auch der. fkeine Reſt ver Poste. verſchwiaden, 
ver bis jetzt noch manchmal die dunklen Tage des armen Mannes 
feſtlich erleuchtet hat, und wir werben, wenn jeder Grofchen in wie 
Sparkaſſe wandern fol, nicht lebensfrohe Menſchen, ſondern em Ge⸗ 
ſchlecht von düſteren Duckmäuſern erziehen, bas wur von Geldgier 
beſeelt ſein wird. Ein Weiſer des Alterthums aber fagt: „Der 
Geiz iſt die Wurzel alles Uebels.“ u 

(Allgemeine Heiterfeit. ) 
Albg. Araufe: Dem vorigen Redner muß ich mic, ganz ans 
ſchließen. Es war and. meiner Seele geſprochen, daß das Lotterie 
fpiel fein Unglüd für das Volk fei, und fo weit ich es Bene, hat 
es wenig unmoralifche Gefinnung hervorgebracht. Aber beiennen 
muß ich, daß mir die Freilooſe immer bedenklich vorkommen. Ich 
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kann mir, ba. ich nicht Gollectene bin, nicht erflären, woher ſie kom⸗ 
men. Aber fo viel ift Har, daß 25,000 Freilooſe gefpielt werben 
müffen, und baß bie Nieten dieſer Loofe vertheilt werden. Deshalb 
elle ich. den Antrag, nid die ganze Lotterie, ſondern nur die Frei⸗ 
looſe aufzuheben. 

Abg. Gier: Meine hochgeehrten Herren! Die Lotierie-Auftalt 
befördert die Sucht zum Gpiel: Die Spielfuht ift ein Unglück 
Ich Lege nicht allein ein hohes Gewicht auf die Ausgabe, fondern 
Buupifächlich darauf, daß die Spielfucht träumeriſch macht, arbeite 
Scheu und: unzufrieden. Deshalb bat auch fchon int Jahre 1841 
der fechfte Landtag der Provinz Sachſen es für ein jehr glückliches 
Eeigniß erklärt, wenn bie Lotterie aufgehoben würde; er hat das 
mals, im Fall dies nicht zuläflig fein follte, um Beichränfungen, 
namentlich beim Anreiz zum Bertriebe der Lotterie⸗Looſe, gebeten, 
und ich bin dem hohen Gouvernement fehr dankbar dafür, daß feit 
der Zeit allerdings Beichränfungen eingeführt werden find. Deſſen⸗ 
ungeachtet fleht bei mir vie Anſicht feit, daß es noch immer ein Un⸗ 
glück ift, und ic; weirde dafür flimmen, daß die Lotterie fo bald wie 
möglich aufgehoben würde und — fofern dies nicht thunlich iſt - 
daß der Bertrieb der Loofe nur von Königlichen Steuer-Behörben in 
Anıtlokıten geichähe, indem ich glaube, daß dadurch doch fehr wid 
gerwonnen wird. Es ift keineswegs richtig, daß weniger Glücksträu⸗ 
merei als font vorfüme, umgefehrt, fie dauert bis ſechs Monate, 
Dienfiboten, Nähemäbchen, Gefellen bilden Gefellfchaften, weldye Wo⸗ 
her und Monate lang dem Traume nachhängen, was fie in ber 
Lotterie gewinnen werden. Deshalb bin ic) der Meinung, daß das 
Spiel ſchaͤdlich und die Staatd Lotterie aufzuheben ik. 

Abg. Btedtmann: Mein Amendement trifft mit dem Gier'ſchen 
zufammen. Ich hatte auf Beichränfung in ben Privathäufern anges 
tragen; infofern modifizirt fi) mein Antrag, als ich nidyt auf den 
Bertrieb durch die Steuer- Behörden, ſondern durch die Orts Bes 
hörven angetragen babe. 

(Der Schluß diefer Rede wurde durch bedeutendes Geräufch in 
der Verſammlung unbhörbar.) 
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.» Der Herr Marſchall ertheilte nun dem Abgeoroneten Zimmer⸗ 
wann das Wort. . 

Ag. Simmermann: Ich verzichte auf das. Wort. 

.Abg. Steinbech: Ich ſchließe mich vollkommen und entſchieden 
dem an, was ein verehrtes Mitglied für die Friſche der Bewegung 
im: Leben geſprochen hat. Wie. lange wollen wir eigentlich immer 
von. neuem auf das Bevormunden zurüdfommen? ‚Das Bielregieren 
tmugt nichts. Warum wollen wir da regieren, wo wir der’ Leiden⸗ 
ſchaft, die im Menſchen wurzelt, eine Bahn anzuweiſen vermögen, 
die mit dem Intereſſe des Ganzen zu vereinigen iſt? Wir forechen 
mit Recht Über den Lieberbrud direfter Steuern nidyt im unferer 
Monarchie befonders, fondern überall. Wir ziehen indirekte Steuern 
vor. Run wohlan, welche iſt die vorzüglichite, gewiß bie, deren Er- 
langen oder Nichterfangen von dem abhängt, der fie zahlt? Ich ver: 
theidige die Lotterie; ich liebe nicht den Lotteriefpteler, aber das In⸗ 
ftitut, was großen Schaden bringen würde, wenn man. feinen Zweck 
in eine andere Sphäre drängte Schaffen wir bie Lotterie ab, Die 
Spielluft wird bald andere, ſchlimmere Wege finden. 

Abg. Dittrich: Meine Herren! Mir fteht ver Standpunlkt ber 
Moralität weit höher als ver Finanzpunkt. Im Standpunkte ber 
Moralität halte. ich die Botterie für gut, dein fie regelt, fte.begrünpt 
das Spiel; -entgegengefegt dem Hazardſpiele. Ich glauhe, dag wenn 
aus Dem Standpunkte der Moratität eine Steuer zurüdgefeht wers 
den muß, — und der Standpunkt der Morakität muß den ber. Steuern- 
art zwingen — fo muß bies insbeſondere in Betreff ver Braunt⸗ 
weinbrehinereien ber Fall fein. Dabei hebe ich, nun nicht zu wieder: 
holen, was ſchon gefagt ift, nur Den Einwand hervor, der noch. nicht 
widerlegt it, nämlich. den, baß im Auslande wicht: gefpielt werben 
würde. Es iſt Thatſache, daß ſchon jet im Auslande, 9. B. in 
der oͤſterreichiſchen Zahlenlotterie, beſonders von den weniger Wohl⸗ 
habenden, viel geſpielt wird. Auch aus dieſem Grunde glaube ich, 
daß, fo lange nicht die Nachbarſtaaten davon abgehen, im Preußen 
pie Lotterie nicht abgeſchafft werden fann. 

Abg. von Sauhen: ch werde in wenigen Worten meine An- 
fichten hierüber entwideln können, da der Abgeordnete aus Elberfeld 
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mie and: der Seele gefprochen hat. Ich will mır Einiges erwäh: 
wen, wozu die vorigen Redner Beranlaffung gegeben haben. Ih 
war es, der ver 6 Jahren den Antrag bei dem preußifchen Pro⸗ 
vinzial⸗Landtage gegen die Lotterie machte, und feit der Zeit find die 
günftigen Aenderungen eingetreten, die erbeten und vom General. 
Direktor der Steuern angegeben wurden, die aber leider in ver Folge 
nicht fo jegensreich geblieben find, als es gehofft wurde, indem durch 
Aſſociationen das Spiel der Aermeren „noch fortdauerte. Ich will 
bemerken, welches der Unterſchied von jett gegen früher tft. Bor 
Zeiten war es nur die gebildete oder die nicht in niederen Kreiſen 
fh bewegende Bevölkerung, welche in ver Lotterie fpielte, fpäterhin 
thaten ed auch die unterfien Klafſen. Es wird Jahre langer Ber: 
dienſt hingefchlenvert in Hoffnung eines Gewinnftes, welcher, wenn 
er zufällig in einem Orte der Provinz gefallen, auspofaunt worden 
it, und Familien fallen in Unglück, ja, ed find fogar Verbrechen 
daraus hervorgegangen. Nun ift als Grund gegen die Aufhebung 
der Lotterie gefagt worden, e8 würde eben fo viel im Auslande ge- 
fpielt werben; id; glaube aber, dies würde auch wieder größtentheils 
nur von denen gefchehen, die ſich felten durch das Spiel unglüdlich 
machen, von denen, die fdhreiben und dadurch mit dem Auslande 
in Berbindung treten können. Der Kleine, Unbemittelte, Ungebildete, 
der Arbeitömann, ver Dienende wird nicht in fremden Lotterieen 
fpielen, und ob alle fremden Xotterieen außer dem hohen Prozents 
fage, den Die unſrige bezieht, noch. Betrügereien machen, weiß ich 
wicht, und möchte ich wohl die freinden Lotterieen gegen dieſen Vor⸗ 
wurf in Schuß nehmen, der aber wohl möglich und daher auch bes 
gründet fein fann. Run iſt ferner gefagt worden, es wäre fchon, 
in den Gedanken, in der Poeſie zu leben. Meine Herren, wenn 
bei einer. Poeſie, wie das Lottofpiel genannt worden, größtentheil® 
Täuſchung das Loos und das Ende ift, dann möchte ich meine Mit: 
bürger, und wenn es die Aermften find, und dieſe am wenigften, 
nicht in einer Hoffnung erhalten, wo mindeftens unter Hunderten 
99 ſchwere Täufchung erfahren. Einem foldyen Raufche beinahe nie 
erfüllter Hoffnung möchte ich den Weg abfchneiden. Ich weiß, daß 
Luftſchlöſſer ſchön find, aber foldye, die faht immer in Sand zerrin- 
V. 28 
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nen, flören um Das Glück, anftatit es zu befördern. Kin anderer 
geehrter Redner hat gefagt, man folle die. Freiheit nicht beſchränken. 
Meine Herren, ich glaube, id) ftehe fo von Allen gefannt da, Daß 
ich nirgend möchte Die freie Entwidelung jeglicher Art des Volkes 
bemuen, aber dazu kann ich unmöglidy rathen, daß, wo böfe Nei- 
gungen find (und die Spieljucht wird von Allen ald eine ſolche doch 
anerkannt), in unferem moralifchen und fittlichen Staate ein Weg 
geöffnet und bequem zum Eingehen gemacht, alfo ein Verführungs- 
weg zum Laſter befürwortet werde! Nein, meine Herren, Diele Bes 
fürwortung der Freiheit if feine zum Nutzen führende, diefe ift nur 
eine Berfuchung zur Sünde, denn Sünde ift das Spiel; und wenn 
Sranfreich, ein Staat, den ich befonders in Hinſicht auf die Mora⸗ 
lität keinesweges als Mufter aufftellen möchte, die Spielbanfen, 
die viel mehr einbrachten, als jede unferer Lotterieen, aufhob um 
3 für feiner unwürdig hielt, Steuern auf eine ſolche Art zu neh⸗ 
men, dann ift ed ein Schmerz für mich, und ich glaube, es werben 
Einige dieſes Gefühl mit mir theilen, daß der preußifche Staat in 
feinem Einnahme⸗Etat — ich fage es rein heraus — dieſes Sün- 
dengeld noch aufnimmt. 
(Lautes Murren von mehreren Seiten.) 

Ja, es ift ein Sündengeld, denn es rührt von einer aus Leichtſinn 
und Gewinnſucht ohne Arbeit hervorgegangenen Leidenſchaft ber, 
und daß unfer Staat dieſes aufnimmt und in feinem gewöhnlichen 
Haushalte verwendet, ift für mich betrübend. Ich kann nicht leug⸗ 
nen, ed fchmerzt mich immer tief wenn ich den preußifchen Aar be: 
ſchirmend fchweben fehe über einer DVerfaufftelle von Spielloofen. 

General - Steuer- JDirektor: Ich will nur ein Mißverſtändniß in 
Betreff eines Faltums berichtigen. Es ift gefogt worden, man würde 
in Hamburg und Frankfurt fpielen, und Pie dortigen Collecteure 
würden noch mehr nehmen, als die preußifcye Lotterie. Ich erwie⸗ 
dere zur Erläuterung hieranf, daß die Collecteure nicht gerade die 
Betrüger find, fondern die Sache wird ein unerlaubtes Spiel, wel 
bes die Unterthanen treiben würden; jene würden ihre Looſe hiers 
her fchiden und ihrerſeits Tein Klagerecht haben, aber auch die 
Spieler fi hüten müflen, gegen fie zu klagen, weil auch fie eime 
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firafwürbige Handlung begehen, und dadurch würde auf beiden 
Seiten Betrug hervorgerufen werden. Es möge mir geftattet fein, 
über das Sündengeld noch etwas zu jagen. Nach dem Naturrecht 
tft das Spiel fein Verbrechen; es kann ein Jeder fielen, und das 
Spiel wird erft- durch ein vofltives Geſetz ſtrafbar. Emmen Theil 
biefes erlaubten Spiels hat ſich der Staat vorbehalten, in der Ue⸗ 
berzeugung, daß, dieſes der Privat-Induftrie freizugeben, fehr gewagt 
fein würde. Dafür, daß der Staat diefes Spiel hält, wird der 
achte Theil vom Einfag am Gewinnfte innebehalten, und diefer achte 
Theil bildet die Cinnahme, die in dem Staatd- Budget figurirt. 
Das weiß jeder Spieler, indem er einfebt, er unterwirft fi) dem 
alfo, und fomit, glaube ich, unterliegt dieſe Einnahme an ſich Feiner 
Ausftelung. Ob die Zeit einmal fommen wird, wo mun dieſe Ein- 
nahme löfchen kann, Kaffe ich dahingeftellt; es würde mir lieb fein, 
aber fie tit noch nicht da; wenn man diefe Einnahme jet löſchen 
wollte, würde fie eimal auf ganz andere Weife gedeckt werden mif- 
fen, und zweitend würde die mohlgemeinte Maßregel denjenigen 
Nutzen nicht ftiften, den ſich der geehrte Redner davon verfpricht, - 
das Uebel würde nur noch fchlimmer werben. 

Abg. Graf von Hellderft: Meine Herren! Wir find im ge 
wöhnlichen Leben nur allzu fehr geneigt, die Klage auszuftoßen, 
daß Diefe oder jene Behörde zu viel regiere oder bevormunde; ich 
glaube felbft, daß Ahnliche Aeßerungen fchon in diefer hohen Ber- 
fanımlung laut geworben find. Berfalten wir doch nicht in den 
Fehler, den wir Anderen Schuld geben, laſſen wir uns nidyt ein- 
fallen, diejenigen, die wir vertreten, gar zu fehr zu bevormunden. 
Ich ftelle mich daher, was die vorliegende Frage anlangt, auf den 
Standpunkt des letzten verehrten Redners aus ber Rheinprovinz, 
der, mit Veifall, wie es fchien, und zur Erheiterung der Verſamm⸗ 
fung, den entgegengefegten Anfichten widerſprach. Was nun aber 
die Sache ſelbſt anlangt, fo will ich mich damit begnügen, mich ganz 
mit den Anſichten einverftanden zu erklären, die der Königliche Herr 
General- Direftor der Steuern für die zeitmeilige Beibehaltung der 
Rotterie fo ſchlagend entwidelt hat, und flimme ich auch heute noch 
für das von mir mitsollgogene Gutachten der Abtheilung. 
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Abg. van Yrittwits: Hoher Vereinigter Landtag! Der erſten 
Abtheilung des Vereinigten Landtages liegt die Aufgabe vor, dem 
hoben DVereinigten Landtage die Allerhöchfte Königliche Botichaft, 
bezüglich der Aufhebung der Mahl: und Schlachtfteuer, der Einfühs 
zung einer Einfommenfteuer und der Umwandlung ‚ver Klafienfleuer, 
zu begutachten. Zunächſt ift in der Denkichrift, fo der Allerhöchſten 
Botfchaft beiliegt, angeführt, daß theils der Umſtand, daß fid) Die 
Preffe dafür ausgefprochen habe, theild dag auch die vielen Klagen 
über die Defrauden, die bei der Mahl- und Schlachtfteuer eintreten, 
nebft der Erleichterung der unteren Volksklaſſen, vorzugöweife bie 
Abſchaffung der Mahl- und Schlachtfteuer wünfchenswerth machen. 
Ich möchte nun vorausfegen, daß dieſe Beſchwerden über vorkom⸗ 
mende Defrauden mit dem Lotteriefpiele zu vergleichen fein möchten. 
Der Arme, der fi) bemüht, fein Mehl und Fleifch zur Stabt zu 
bringen, um es nicht verfteuern zu dürfen, fpielt in dem Augenblide 
wohl eine Lotterie, die ihm Die Noth überweilt. Aus diefer Rück⸗ 
ficht ift e8 eine ſehr vielſeitige Aufgabe der Abtheilung gewefen, 
‚alle die Gründe und Veranlaſſungen zu prüfen, die vorlagen, um 
der Abſchaffung der Mahl: und Schlachtſteuer entgegenzufommen. 
Ob fie bei der Begutachtung hierüber glüdlich fein wird, muß heute 
noch dahingeftelli bleiben. | 

Immer aber ift gefragt worden: ift ed unerläßlih, daß bei 
einer ſolchen Beränderung feine Steuer - Erfparniß mit geltend ges 
macht werden fann? Und gerade ein folder Hinblid auf eine mögs 
liche Erfparung, über die fich die Abtheilung allerdings nur fehr 
ungewifle Folgerungen hat aneignen fünnen, ift die Hauptichwierig- 
feit geblieben zur Löfung der obſchwebenden Begutachtung. Wenn 
nun von dem Herrn General: Steuer: Direktor gefagt worden: ift, 
fobald es dem hoben Landtage möglid; wäre, eine Steuer - Ermäßis 
gung auf irgend eine Weife befürworten zu können und zu wollen, 
würde man damit anfangen, die 863,000 Rthlr., fo in der Mehr- 
zahl von den Wohlhabenden der Loiterie geopfert werben, aufzu⸗ 
geben, fo bitte ich zu erwägen, ob man nicht vorzuziehen habe, dem 
unglüdlichen Lotteriefpieler, der fein Fleiſch und Brod zur Stadt 
bringt, erft eine @rleichterung zu gewähren, ehe man zu dieſer 
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Maßregel übergeht. Ic, Bitte alſo, ſich nicht im Augenblick durch 
eine Maßregel die Hände zu binden, die es unmöglich machen dürfte, 
eine viel wichtigere Aufgabe, bezüglich der Befteuerung unferer är⸗ 
meren Bolfsfiaffen und deren Grleichterung bei der Klaſſenſteuer 
und der Mahl- und Schlachiiteuer, zuzulaflen, und vorzeitig nicht zu 
einer Bitte überzugehen, vie fpäter hemmend in den Weg treten 
Könnte. Haben wir erft diefe wohlthätige Erleichterung oder Um⸗ 
formung erlangt, dann wollen wir auch an eine Aufhebung ver Lot⸗ 
terie denfen, und aus diefem Grunde erlaube ich mir, meine gehors 
ſame Bitte dahin zu richten, jeden bezüglichen Befchluß in viefer 
Angelegenheit für jet und bis zur Erledigung des viel widhtigeren 
Gegenftandes bezüglich der Mahl» und Schlachtfteuer und deren 
möglicher Ermäßigung zu vertagen. Mus biefem Grunde trete ich 
dem Gutachten der Abtheilung bei. \ 

Abg. Piergardt: Auf das Gebiet der Poeſie, von dem aus 
mein geehrter Kollege aus der Rheinprovinz gefprochen hat, vermag 
id; demſelben nicht zu folgen, es ift nicht mein Gebiet, mein Gebiet 
iſt mehr die Wirktichleit. Das kann ich aber fagen, daß ich weit 
entfernt bin, dahin zu tradyten, die Vergnügungen der arbeitenden 
Ktaften zu befchränfen; die geehrten Mitgliever der Rheinprovinz 
werben mir bezeugen, daß ich fogar gern daber bin und mich freme, 
wenn die Arbeiter ſich amüfiren. Hier aber gilt es eine ganz ans 
dere Sache. Ich mag mich nicht auf eine gewifle Einrichtung bes 
ziehen, die auch vor nicht langer Zeit aufgehoben worben ift, aber 
da hat man auch, und mit Recht, die perfönliche Freiheit befchränft. 
Wir haben von dem Herren Oeneral-Steuer-Direltor gehört, daß «6 
dei uns nicht mehr ſchlimm flände, die Heineren Lotterieen wären 
abgefchafft und nur die größere beftände noch. Man hat ſich alfe 
och überzeugt, daß diefe Einrichtung nachtheilig wirkt; ich glaube 
aber, daß eine foldhe halbe Maßregel zu nichts führt, man muß das 
Uebel an der Wurzel angreifen. Bon dem Herrn General-Steuer: 
Direktor ift zwar behauptet worden, baß dann bie Lotterieen von 
Samburg und Frankfurt meht Einnahme befommen würden; ich bin 
weit entfernt, gegen die Spieler, die in der franffürter und hamburger 
Rotterie ihr. Geld einfegen, das Wort zu nehmen, aber bie arbeiten- 
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den Klafſen koͤnnen dort nicht fpiefen, die übrigen mögen ſpielen, 
wo fie wollen, für die fogenannten gebilpeten Kiafien haben wir 
nicht zu forgen. Ich bin diefer Sache feit langer Zeit ziemlich auf⸗ 
merffam gefolgt und habe dabei gefunden, daß felbft der Gewinn im 
der Lotterie zu dem Glüde der arbeitenden Klaſſen nicht beiträgt, 
vielmehr find fie dann für die Zukunft fchlimmer daran, als früher, 
denn in der Regel wird das gewonnene Gelb von ihnen leichtſinnig 
purchgebracht. Ich wünfdhte, daß die Männer, die die Auficht nicht 
teilen, der Ziehung der "Lotterie in Berlin beimohnten und die 
Phyſtognomieen dabei ftudirten. Ich halte es alfo meinerſeits durch⸗ 
aus für wimfchenswerth, daß diefe Einrichtung baldmöglichſt aufge- 
hoben werde, und wenn in dieſem Augenblid unfere Finanzen es 
durchaus nicht erlauben follten, fofort Hand an dad Werf zu legen, 
fo glaube ich doch, daß wir ed wagen dürfen, Se. Majeflät den 
König zu bitten, die Lotterie abzuſchaffen, fobald unfere Finanz - Zu- 
ftände Died erlauben werben: 

Abg. von der Heydt: Es iſt von einem der früberen Redner 
gebilligt worden, daß man die Reidenfchaften benuge, um da, wo fie 
mit dem Intereſſe der Staatsfafle zufammentreffen, die Staatskaſſe 
zu bereichern. Einem foldhen Grundſatz kann ich aber wicht beitreten, 
ich beſorge nicht, daß ein folder Grundfas hier Geltung finden 
oder dag man ihn auch auf andere Leidenfchaften anwenden erde, 
wenn man ihn heute in Bezug auf das Lotteriefpiel billigen wollte _ 
Es würde mir ferner leid thun, wenn die Aufhebung der Lotterie 
nothwendig Die Zolge haben müßte, daß Die ärmeren Klaſſen da⸗ 
durch mehr beftenert würden, ja ich würde, wenn fein anderes Wit⸗ 
tel da wäre, den Vorſchlag machen, daß man bei Beitimmung eimer 
infommenfteuer dieſen Ausfall auf die wohlhabenden Klaſſen lege 
und es thatſaͤchlich zeige, daB man wirklich ein Herz für Die ärmeren 
- Weifäflafien habe. Es ift von jenem Mitglieve noch geäußert wor 
den, Daß es das Bevormundungs⸗Prinzip nicht liebe; ich frage aber, 
ab ſich Das verehrte Mitglied bei den bisherigen Diekuffionen und 
Albſtimmungen diefem Prinzip irgend mehr widerſeßzt habe, als wie 
jenigen, welche für die Aufhebung der Lotterie geſprochen haben. 
88 war zu Meier Bemerkung wohl um fo ‚weniger Weranlaffuug 
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gegeben, als e& ſich bier gar nicht um eine Bevormundings- Map- 
regel handelt, fondern darum, ob der Staat felbft das Potteriefpiel 
befördern will. Möchte aber andererſeits bie Beſeitigung der Be⸗ 
pormundung in dem Sinne geforbert werden, daß ein Antrag ges 
ſtellt wurde, Das PrivatsLotteriefpiel zu geftatten, fo würde ich mid 
auch dieſem Antrage widerfegen. Denn auch in den freieflen Stans 
ten findet man manche Bevormundung ganz angemeflen, barunter 
namentlich das Verbot des Rotteriefpield. Auch in den freieften 
Staaten ift dieſes Verbot in Anwendung gebracht. Alſo braudjten 
auch wir und deſſelben nicht zu fchämen. 
(Ruf: Zur Abftimmung, zur Abſtimmung.) 

audtags -Marſchall: Es haben ſich noch einige Rebner ges 
meldet, und es fragt fi), ob die hohe Verfammlung die Abſtim⸗ 
mung wünſcht, in welihen Falle ich die Herren bitte, fich von ihren 
Plaͤtzen zu erheben. 

(E8 erhebt fih die game Verfammlung.) 

Es find einige Amendements gemacht worden; ehe fie jedoch 
zur Abftimmung kommen, werde ich die Frage ftellen, ob man dem 
Gutachten beitreten will. Daffelbe befürwortet die Abfchaffung der 
Lotterie nicht, und ich bite Diejenigen Mitglieder, welche ſich für 
das Gutachten erklaͤren, aufzuſtehen. 

(Es erhebt ſich eine große Majoriät.) 

Sandtags-Marfhall: Bon den geſtellten Amendements geht das 
eine dahin, die Freilooſe wufzuheben. Diejenigen, welche daſſelbe 
unterftügen, bitte ich aufzuftehen. — Es hat feine Unterſtützung ge- 
funden. Das zweite Amendement beficht barin, ben Debit ber 
Looſe son den Königlichen Steuerbehörden in ihren Dienſtlokalen 
ftnttfinden zu laſſen. Ich frage, ob diefes Amendement Unterftirgung 
findet? Es ift nicht ausreichend unterflügt. Das dritte Amende- 
ment will, daß der Debit der Loofe durch die Lokalbehoͤrden beforgt 
werde. Ich frage, ob «8 unterſtuͤtzt wird? — Iſt ebenfalls nicht 
muterftügt. Sch bitte den Herrn Meferenten, in dem Vortrage des 
Gutachtens forizufahren. | 

Meferent von Sehe: (Geſ't das Butadten von Ten Worten 
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an: „Was den eventuellen Antrag‘ — bis zum Schluß vor. Siche 
oben S. 419.) 

Sandiegs-SHarfhal: Der Antrag ift von der Abtheilung nicht 
befürwortet worden. Ich frage, ob er in der hoben Verſammlung 
Unterftüßung findet, und bitte, daß diejenigen, welche ihn amterflügen 
wollen, aufitehen. 

(Nur wenige Mitglieder der Verſammlung erheben ſich.) 

Er iſt nicht unterftügt, fommt alfo wicht zur Beratung. Es 
liegt heute nichts mehr zu verhandeln vor, ich bitte daher bie hohe 
Berfammlung, fid) Montag - um 10 Uhr wieder hier vereinigen zu 
wollen, um die abgebrochene Beratbung fortzufeßen. Die Rede des 
Herrn Juſtiz-Miniſters wird den Herren in die Wohnungen ge- 
fhiekt werden. 

(Schluß der Situng nad 2, Uhr.) 





Adtundzwanzigfte 
" Sigung Des Vereinigten Landtags 


am 31, Mai. 





Kurie der drei Stände. 


Inhalt. 
Bemerkungen wegen des Rufes nad Abflimmung; die Kritik der Verhandlungen 
des Landtags duch die Prefle; Entwürfe zu Petrtionen verlefen; Verhandlungen 
‚über das Gutachten, betreffend die Petitionen auf Aenderung der Berorduungen 
vom 3. Februar 1847 mit Rückſicht auf die frühere Geſetzgebung; ; Ausweiſung 
unbefugter Hospitanten. 


Die Sitzung unter Vorſitz des Marſchalls von Rochow begin 
um 10 Uhr; als Secretaire fungiven. Kufihfe L und von Bodum 
Dolffs. 

Das Protokoll über Die letzte Sigung wird verleſen und nad 
erfolgter Genehmigung vollzogen. 
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andtags⸗Marſchall: Es hat ver Abgeordnete von Zychlinsky 
gewünſcht, eine allgemeine Bemerkung zu machen. 

Abg. von Sychlinski: Meine Herren! In der vorgefirigen Sit- 
zung, bei Gelegenheit der Debatte über die Lotterie, ertönte ber 
Ruf nad) Abflimmung, was einer der geehrten Redner tadelnd und 
mißfällig bemerkte. Ich erwähne dies nur beiläufig, da ich Dem 
geehrten Heren Landtags⸗Marſchall allein das Recht zugefichen 
muß, einen Tadel öffentlich auszufprechen; ich befenne aber, daß ich 
unter die Zahl derjenigen gehört abe, welche den Ruf nad Abs 
ſtimmung begehrten, von ber lieberzeugung ausgehend, daß es in 
jeder Debatte einen Culminationspunkt giebt, auf welchem Jeder 
von und in feinem Recht und nad) feinem Gewilfen im Klaren’ ift, 
wie er zu flimmen hat. Ich bin audy der Meinung geivefen, daß, 
da wir oft mit Ruhe und Ergebung die langen Reden angehört 
haben, die für die Zeitungen memorirt wurden, auch unſere geehr⸗ 
ten Redner unferen kurzen Ruf nad) Abftimmung mit eben berfelben 
Ruhe und Crgebung anhören würden. Meine geehrteften Herrem, 
unfere Zeit hier in dieſem Saale gehört uns nicht, fondern: dem 
Vaterlande, und wir müßen Rechenfchaft abgeben, nidyt über das, 
was wir hier geredet, ſondern über das, was wir hier geihan has 
den. Ich fürchte nun, daß, wenn wie fo fortfahren im Reden, wie 
wir in den erften fieben Wochen angefangen haben, wir unfer red; 
feliged Leben hier in dieſen Mauern beidjließen werben. 

(Gelächter, auch Bravoruf von verfchienenen Seiten.) 

Ich glaube audy weiter, daß der Nuf zur Abſtimmung bei 
einem jedem Parlamente Sitte und Gebrauch it, und infofern mit 
Decenz und Beobachtung der conventionellen Formen davon Gebraud) 
gemacht wird, erfirche ich den Herrn Marſchall ganz gehorſamſt, 
dieſen Ruf auch fernerhin zu geftatten, wozu berfelbe ohnehin nach 
$. 15 unferes Reglements vollfommen befugt ift. 

Sandtags- Marfchall: Ich habe dieſen Ruf nicht allein geftattet, 
ſandern auch ſtets beobachtet, ſobald ich glaubte, daß er allgemeiner 
oder. wenigftend großer Zuftimmung fich erfreue, und werde das 
anch ferner beobachten. 

Der Here Abgeoronete von Sauden bat das Wort. 
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Abg. von Sanchen: Ich bin derjenige, der ſich vorgeflern eine 
diesfallfige Bitte an feine Mitftänve erlaubte, feinesweges um ben 
Herrn Marſchall irgendwie darin zu beſchränken, wenn er bie De⸗ 
batte abſchneiden und zur Fragftellung übergehen wolle, fordern 
weil ich glaubte, daß es im meinem und eines Jeden Rechte liege, 
eine Bitte, die wir fiir wichtig halten, unferen Mitftänden auf viefe 
Weiſe vorzulegen, befonders nachdem vorgeftern ſich erft drei Stin- 
men über die vorliegende Sache ausgeſprochen hatten. Es ift ge- 
fagt worden, unfere Zeit gehöre dem Lande, und allerbings ift Dies 
begründet, uber auch jedes Jutereſſe des Landes gehört fo entſchie⸗ 
ven hierher, daß ich heute von neuem die hohe Verſammlung bitte, 
feinen Gegenktand, und wenn es die Bitte eined Dorfed wäre, ge- 
ringfügiger zu behandeln, als die wichtigften Angelegenheiten, denn 
für diefes eine Dorf, für eine einzige Stabt, ift die Sache gerade 
von der höchſten Wichtigkeit, und ich möchte daher abermals die 
Bitte wiederholen, daß die hohe Verſammlung nicht zu ſchnell im 
den Ruf nad Abftimmung ausbreche. Die Entſcheidung gebühet in 
dieſer Beziehung allemal dem Marfchall, und ich bin der Meinung, 
daß wir jede einmal vorliegende Sache erſchöpfen und nicht zu er- 
ledigende Gegenftände lieber einer fpäteren Berfammlung vorbehalten 
mögen, lieber gar nicht berathen, als oberflächlich, und dadurch 
ven Vorwurf auf und laden, wir hätten wichtigen Interefien Eins 
zelner oder Mehrerer nicht Die volle Aufmerkfamfeit gefchenft, bie 
gerade bie Intereſſenten von einer foldhen Verſammlung, wie die 
gegenwärtige, mit Recht erwarten. 

(Vielfacher Bravoruf.) 

Abg. von der Hegdt: Alle Mitglieder dieſer Verſammlung ha- 
ben gleiche Rechte. Wenn von einem Theile die Abfiimmung ger 
wänfcht wird, fo halte ich den andern berechtigt, ven Wunſch aus⸗ 
zufprechen, daß noch nicht abgeftimmt werbe. 

Das ift gefhehen, und ich meine, daß Niemand ein Recht habe, 
ich: darüber zu befchweren. Wenn weiter der Wunſch ausgeſprochen 
iſt wir möchten mit Reden nicht fortfahren, wie bisher, fo Halte ich 
mich berechtigt, meinerfeitS den entgegengefeßden Wunſch unszufpee 
hen. Ich glaube, daß, wenn wir bier Wide ſchweigen, weder ber 
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König noch das Land unfere Stimme, unfere Meinung hören wird. 
Abg. Achmann: Meine Herren! Es kommen den Abgeordneten 
jo viele Flugſchriften von Privaten zu, daß wir unfere Zeit verdop⸗ 
pein müßten, wenn wir fie alle lefen und beurtheilen wollten. 
( Gelächter. ) 

Erſt heute früh ift mir eine Zeitung zugelommen, die bereits 
am Mittwoch ausgegeben if. Der Berfafier liebt die Verhandlun⸗ 
gen der Kurie der drei Stände nicht und fpricht feine fubjeftine 
Anficht darüber aus. Da nun unfere Verhandlungen veröffentlicht 
werden, fo müflen wir es uns auch gefallen Iaffen, daß Jeder fie 
nach feiner Art kritifirt. Ich übergehe alfo den Tadel, welchen er 
über die Wirkfamfeit der Kurie der drei Stände ausgeſprochen hat, 
ganz und gar, verfchweige auch das Lob, welches er für aut befuns 
den hat, der Herren⸗Kurie zu zollen, als nicht hierher gehörig, und 
begnüge mich, den Schluß des betreffenden Aufſatzes Ihnen mit 
zutheilen: 

„Bedürfen wir nun noch eines Wortes, um zu beweiſen, daß der Landtag nicht 
ſo entſchieden und unzweideutig, wie er ſoll, die wahre Meinung des preußi⸗ 
ſchen Volkes vertritt; daß er auch falſche, vorgefaßte Meinungen vertritt, die 


das Vaterland in das Verderben ſtürzen würden, wenn ſie jemals in bemiel: 
ben die Oberhand gewännen?“ 


Da muß ih fagen, daß der Verfaſſer einen indirekten Tadel 
gegen den hohen Begründer des Vereinigten Landtages ausgeſpro⸗ 
chen bat, denn die Wähler find and feiner Anordnung heroorges 
gangen, und wir Fünnen nur die Stimmen des Volles hören laften, 
die und zugefommen find. Wenn er fi) aber zu fagen erfühnt, 
daß hier Meinungen vertreten würden, welde das Vaterland ins 
Berverben ftürzten, fo muß ich mic) dagegen öffentlidy verwahren, 
denn ich glaube, daß jedes Herz, was hier ſchlägt, nur von hoher 
Begeiiterung für Se. Majeftät den König nnd fir dad Wohl des 
Vaterlandes erfüllt iſt. 

(Bielfacher Bravoruf.) 

ats. ganſemam: Meine Herren! Ich kamn den Wunſch nicht 
unterbrüden, daß die verehrten Mitglieder biefer hohen Berfammss 
lung ſich nicht um ZeitungsMrtifel in der Were bekümmern mögen, 
wie es fo eben gefchehen if. Sobald parlamentarifches Leben eins 
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mal eingetreten iſt, unffen wir gefaßt daranf fen, daß die bffent- 
lichen Blätter uns tadein oder loben. Ich meinestheils beflage mich 
nicht im geringften, wenn id) getabelt, fcharf getadelt werde; ich bin 
im Gegentheil froh darüber, denn dann können die Prinzipien der 
Gegenfeite ebenfalls hervorgehoben und getabelt werden. Die Yrei- 
heit der Verhandlungen ver Tagesblätter gehört als ein wefent- 
liches Element zu den ftändifchen Freiheiten; ich bitte Sie daher, in 
diefer Verfammlung nicht auf das Rückſicht zu nehmen, was in ben 
Tagesblättern enthalten iſt. Was dieſe enthalten, darauf möge man 
die Antwort ebenfals in den -Tagesblättern, nicht in biejer Ber- 
fammlung, geben. 
(Bon einigen Seiten Bravoruf.) | 

Fandtags - Marfchall: Es find mehrere Entwürfe zu Petitionen 
eingereicht worden, und ich bitte diejenigen Herren Referenten, welche 
die Güte gehabt haben, fie aufzufeten, diefelben vortragen zu wollen. 
Der eine Entwurf betrifft die ftändifchen Rechte der Difft- 
denten. Der Herr Abgeordnete von Gneifenau iſt Referent. 

(Der Entwurf des Konflufuns wird von diefem verlefen.) 

MWird gegen diefen Entwurf etwas eingeivendet? 

(Alles ſchweigt.) 

Er iſt alfo angenommen. Der zweite Entwurf, den der Herr 
Abgeordnete Steinbed verfaßt hat, betrifft die .Ablösbarkeit 
des Lehns⸗Rexus der Bauerlehne Ich bitte ihn um den 
Bortrag deflelben. 

Abg. Steinbeh: Der Graf von Renard wollte die Güte 
baben, den Vortrag zu übernehmen. 

(Es geſchieht.) 

Fandtags · Marſchall: Ich frage die Verſammlung, ob ſich etwas 
gegen dieſen Entwurf zu bemerken findet? 

(Es erhebt ſich Niemand.) 

Der Herr Abgeordnete von Werdeck hat einen Entwurf ge⸗ 
faßt, betreffend die Ausdehnung der Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Kriminalverfahrens. 

Abg. von Werdeck trägt dieſen Entwurf vor. 
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FJandtags -Marſchall: Ich frage: Iſt gegen dieſen Entwurf 
etwas zu benerken? 

Da ſich Niemand erhebt, fo wird er als angenommen be 
trachtet. 

Von dem Herrn Abgeordneten von Uechtritz liegt ein Entwurf 
vor, betreffend die Aufhebung der Gebühren für Aufent- 
halts⸗Karten. 

Abg. von Uechtritz trägt dieſen Entwurf der Verſammlnng vor. 

Landtags - Marſchall: I gegen diefen Entwurf etwas zu bes 
merken? | 

(Niemand erhebt fich.) 
Er ift demnah angenommen. 

Es fehlen jept nur noch zwei bergleihen Entwürfe, die ich 
bald einzuliefern ergebenft bitte. ‘Der eine betrifft die Wahlfähig- 
feit im Stande der Landgemeinden zu den Kreistags⸗Verſammlungen 
und der andere die Errichtung. eines Handels⸗Miniſteriums. 

Bon dem Herrn Abgeordneten von Beckerath iſt der Peti⸗ 
tiond- Antrag, betreffend die Aufrehterhaltung der natio- 
nalen Selbitftändigfeit der Herzogthbümer Schleswig 
und Holftein, welden ich früher nicht annehmen zu dürfen 
glaubte, eingegangen. Ic weile ihn der dritten Abtheilung zu. 

Bevor wir zur Tagesordnung übergehen, muß ich noch bes 
werfen, daß die hohe Verfammlung in der letzten Sitzung befchleifen 
hat, allen denjenigen Rednern, welche fich fchon gemeldet hatten, 
für heute das Wort zu beiyahren. Indem ich dieſes ausſprach und 
die hohe Berfammlung dem zuftimmte, meldeten ſich zu berfelben 
Zeit und gleid darauf noch Mehrere zum Sprechen, welche ich auch 
notirt habe. Es fragt fih, ob die Verſammlung nichts dagegen 
haben wird, daß auch dieſe das Wort behalten. Ich febe hinzu, 
daß bei einer fo wichtigen Verhandlung, als ber jebigen, wohl 
Niemanten das Wort abgefchnitten werden möge, indem es nicht 
bazauf anfommen lann, ob wir eine Stunde länger beifammen find, 
fondern nur darauf, daß wir veiflich erwogene Beichlüffe falten, 
Ich werde daher die Verhandlung nicht fchließen, fo lange Jemand 
noch etwas zu jagen hat; Jeder wird ohnehin ermeilen koͤnnen, ob 
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das, was er fagen will, nicht bereits gefagt if. Hiernach Haben in 
der Reihefolge das Wort die Herren Abgeordneten Graf Renard, 
Sperling, Dittrich u. f. w. 

Ich eröffne die Disfufjion, und wer noch das Wort wünſcht, 
habe die Güte, fidy zu melden. 

(Es bitten nody mehrere Abgeordnete um's Wort) 

Zuerft hat das Wort der Herr Abgeordnete Graf von Renard. 

Abg. Graf von Benard: Der crite Antrag, weldien und das 
Gutachten vorlegt, ift der Antrag auf PBeriopizität. Zu einer Ha- 
ren, beftimmten Meberzeugung über folche Angelegenheiten Finnen 
wir nur dann gelangen, wenn wir fo viel als möglid jede Frage 
trennen, die als trennbar erfcheint. Mir erfcheinen als weſentlich 
verfchieden zwei "Fragen: Die eine — ift die Periodizität wirklich 
Bedürfniß? It fie auf innere Nothwendigkeit gegründet! — Die 
andere — ift die Bitte um Periodizität eine zeitgemäße? 

. Was die erfte Frage betrifft, fo Tann ich zwar allen den 
Rechtsdeductionen, welche und das Gutachten vorführt — und ich 
glaube e8 im voraus fagen zn können, auch allen den Rechisdeduc⸗ 
tionen, welche wir noch von diefer Stelle hören werben — meine 
solle Beiftimmung nicht geben; allein vefienungeachtet nehme ich 
feinen Anftand, die Periopizität für ein Bedürfniß, fir auf innere 
Nothwendigkeit gegründet anzuerfennen. Was die zweite Frage be- 
trifft — iſt eine Bitte um dieſe eine zeitgemäße? — fo mag es im 
erftien Augenblid fcheinen — ich fage fcheinen — daß, nachdem 
Se. Majeftät ‘geruht haben, in der Mllerhöchften Botfchaft vom 
22. April (vergl. Bd. I. ©. 301.) uns die Zuficherung einer noch⸗ 
maligen Wiederkehr ded Vereinigten Landtages innerhalb von vier 
Jahren zu geben, diefe Bitte auch dann noch an der Zeit wäre; ed 
Fönnte ſcheinen, daß eine Bitte unbefcheiden tft, nachdem wir eben 
eine Ähnliche Zuficherung erhalten haben. Ich kann dieſe Anſicht 
nicht theilen. Die Zufiherung Er. Majeftät des Königs bezieht fich 
blos auf eine einmalige nochmalige Wiederkehr des Vereinigten 
Landtags; es ift aber nicht die Zuflcherung der Periedizität als 
Grundſatz. Ich kann daher eine foldye Bitte weder für unzeitig 
noch für unbeicheiden Halten, da wir nicht ein Mehreres, fondern 
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ein Anderes verlangen ald das bereitö Erhaltene. Um jedoch fer 
wohl dieſem Antrage, als auch mehreren anderen von den im Gut⸗ 
achten aufgeitellten, meine volle Beiftimmung zu geben, habe ich mie 
-erlaubt, ein hierauf bezügliches Amendement dem Herru Landtags; 
Marſchall zu überreihen. Das Amenvdement Imutet: 
„Diejenigen Petitions= Anträge, welche zum Zweck der Abänderung des Ges 
feßes vom 3. Februar d. I. beichloflen werden möchten, in der Art und Weiſe 
zu formuliren, daß Se. Majeftüt der König allerunterthänigft gebeten werde, 
desfallfige Propofitionen dem nüchtten durch die Allerhöchſte Botfchaft vom 
iiten v. M. innerhalb vier Jahren zugeficherten Vereinigten Landtage vorle⸗ 
gen zu laſſen.“ 

Meine Abſicht bei diefem Amendement it nur der eine Zwech 
für den ich mid) ſchon ausgefprochen habe, für den ich mich immer 
ausfpredyen werde, daß die Verfammlung zu möglichfter Einſtimmig⸗ 
feit gelangen möge. Die Gründe, durch weldye ich dieſes Amen- 
dement unterftüge, find folgende: Es iſt bafjelbe erſtens völlig ana 
log mit der Allerhöchiten Zuficherung, daß Abänderungen in dem 
Geſetze som 3. Februar nur nach eingeholtem Beirathe der Stände 
eintreten follen; es ift dieſes Amendement völlig analog mit dem zu 
Ende des Gutachtens aufgeitellten Antrage des Abgeordneten Hirſch, 
weiches eine ähnliche Richtung verfolgt. Ich beziehe mich ferner 
af die Erläuterungen, welche ein fehr geehrted und beredtes Mits 
glied der Provinz Weftphalen und gegeben und welchem ein fee 
geehries und ſcharfſinniges Mitglied der Provinz Preußen beigetreten 
if, die Srläuterungen nämlich über die Abficht, welche die 138 Mir 
gliever leitete, welche ihre Erklärungen in unfere PBrotofolle nieder 
gelegt haben. (Bergl. Bv. IV. S. 13 ff, u.8.21 ff.) Diefe Erläutes 
rungen gingen dahin, daB ed den 138 Mitgliedern mit der Chrs 
furdht vor dem Throne unvereinbar erfchien, fofort mit ‘Betitionen 
au brängen, welche eine Erwiederung Sr. Majejtät erheifchten, daß 
eh ihnen als der Ioyalere und ruhigere Weg erfchien, ihre Ueber⸗ 
yengung auszuſprechen und dadurch zu wahren, wenn fie biefe Ue⸗ 
berzeugung in das Protofoll niederlegien; und fo kann ich nicht um⸗ 
bin, einer fo koyalen, ehrenwerthen Gefinnung meine offenfte Aner⸗ 
kenntniß und meinen aufrichtigften Danf ausgufprechen. Allein ick 
mache die 138 Mitglieder darauf aufmerkſam, wie, wenn fie wicht 
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alle geſunde Logik gänzlich beſeitigen wollen, fie ſich in der ſchwie⸗ 
rigſten Lage befinden, wenn ſie den im Gutachten vorgeführten An⸗ 
traͤgen beitreten wollen. Ich glaube, daß fie nur dann beiſtimmen 
fönnen, wenn fie meinem Amenvdement Geltung gewähren. Ich 
mache im Interefle des Amendements die VBerfammlung darauf auf- 
merkfam, daß durch dieſes Amendement die Anträge das Wefen einer 
Propofition annehmen und fi) in viel leichterer Form bewegen, als 
in der Geitalt von Petitionen. Und fo geht mein Antrag dahin: 
Der Herr Marfchall möge die Verfammlung fragen, ob fie mein 
Amendement unterftüge, und, follte dies gefchehen, felbes fofort zur 
Beraihung und Beichlußfaffung ftellen, denn ich bin überzeugt, daß 
die. Annahme meines Amendements von weientlich günftigem Einflufle 
auf Einftimmigfeit der Verſammlung fein muß. 

Eine Stimme: Darf ich bitten, das Amendement nochmals zu 
verliefen. 

. Abg. Graf sen Nenard verlief’t daffelbe nochmals. 

Sandtags- Marfhall: Nächſt viefem Amendement find noch meh- 
vere andere eingereicht worbden. ch werde bei jedem fragen, ob es 
die nöthige Unterftüsung findet, um berathen zu werden; aber eine 
fofortige Beſchlußnahme wird unmöglich fein; Die Herren Redner, 
die fid) gemeldet haben, werben Gelegenheit finden, biefe Amenbe- 
ments mit zu berühren, und am Schluß der Berathung werde ich 
eined nad) dem andern zur Beichlußfafiung ſtellen. Ich frage bie 
Berfammlung: ob das Amendement die zur Beratbung nöthige Uns 
teeftügung findet? | 

(Wird zahlreich unterftügt. ) 
Jetzt Hat der Herr Abgeordnete Sperling das Wort. 
: Abg. Sperling: Die Gnade, hochverehrte Herren, ift eine 
Schwefter der Gerechtigfeit; fie iſt aber die Jüngere von Beiden, 
fie kann ſich nur da geltend machen, wo letztere nicht hinreicht; fie 
darf nur da in Anfpruch genommen werben, wo dieſe nicht mehr 
in Anfpruch genommen werben fann. Die Gerechtigkeit ift Die erfte 
Bedingung jedes gefellichaftlichen Zuſtandes; fie ift der Grundpfeiler 
des Staats⸗Verbandes. Diefes fagt uns unfer Bewußtfein. Dies 
iſt die Meberzeugung des Volles. Darum das dumpfe allgemeine 
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Schweigen bei dem Erſcheinen der Verordnungen vom 3. Februar, 
weil das Volk dieſelben mit der Gerechtigkeit, der hoͤchſten Zierde 
unſerer Krone, nicht durchweg vereinbart fand. Darum das allge⸗ 
meine Mißbehagen, weil das Volk ſich durch dieſe Verordnungen in 
weſentlichen Rechten ſeiner Stände verletzt fühlte. Wir, meine 
Herren, ſind berufen, dieſe Mißſtimmung zu heben, eine Verſtaͤndi⸗ 
gung zwiſchen der Krone und dem Volle herbeizuführen! — ein 
heiligee Beruf, den wir zu erfüllen, der wichtigfte At, den wir zu 
vollziehen haben. ES ift. uns Dazu der Weg der Petition eröffnet. 
Gehöre ich num quch zu den 138, weldye die bekannte Erklärung 
über die Differenz zwiſchen den neuen und den alten Geſetzen unter: 
fchrieben haben, weil ich glaubte, daß ſolche ein hinreichennes Mit: 
tel fein würde, ‚jene Verftändigung heebeisuführen, fo bin ich doch 
- jegt weit entfernt, mich gegen die Betitionen zu erklären. Es wird 
nur darauf: anfommen, worauf fie gerichtet und wie fie werben mo- 
tivirt werden. Wie ich fchon angedeutet habe, müfen wir und an 
‚die Gerechtigkeit der Krone wenden. Ihr dürfen wir aber nur mit 
Redkögründen nahen. Hierzu find wir verpflichtet, weil wir es 
uns in der Adreſſe vorbehalten haben. Wir können es thun, weil 
Se. Majeftät der König ea nach Seiner Botfchaft erwartet. Es ift 
Sein Allerhöchſter Wille, daß. wir es thun. - 

Die Abtheilung perweiſt und außerdem auf die Nothwendigkeit 
und Nüplichfett. Wenn wir vorher den Rechtspunkt berichtigt, es 
ausgeführt haben, daß das, um was wir bitten, und von Rechts 
wegen zufommt, fo läßt fich nichls dagegen erinnern, daß wir auch 
bie Nothwendigkeit und Nüplichfeit als Hülfs- Argumente anführen. 
Merfteht es ſich doch son ſelbſt, daß wir nicht um den Genuß eines 
Rechtes bitten werben, wenn wir nidyt die Uebergeugung haben, 
Daß ed uns nothwendig und nuͤtzlich iſt. Sollten wir und aber al⸗ 
lein auf Die Nothwendigkeit und Nüglichkeit fügen wollen, jo wäre 
es bevenflih. Dann träten und die Worte Sr. Majeftät entgegen 
daß Allerhoͤchſt Sie Sich zu neuen Gewährungen in Bezug anf die 
ftänditche Verfaſſung wicht drängen laflen wollen. Dann würden 
wir dem Königlihen Willen eutgegenhandeln. Ed wäre dann noch 
eiwas Anderes zu bedenken. Der Weg der Betition, den die Ver⸗ 
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ordnung vom 3. Februar uns vorgezrichnet hat, iſt nnd noch neu 
und unbekannt. Wir willen noch nicht, ob und inwieweit auf dem⸗ 
felben die Petitionen zu ihrem Ziele gelangen. Gründen wir nun 
eine Petition allein auf die Rothwendigleit und Rüslichfeit, und 
wird fie, mit dieſen Motiven allein ausgerüftet, in der Herren⸗Kurie 
verworfen, fo gerathen wir und unfere Kommittenten in eine noch 
ungünftigere Rage, als in welcher wie uns fon jest befinden. 

Wir geben der Regierung geradezu einen Grund hin, une 
das, was wit erbitten, nicht zu gewähren. Wir binden fie gewil- 
ſetmaßen aus freier Bewegung, Dies zu thun. Alles zuſammen 
führt uns dahin, daß wir die Belitiond s Anträge, von denen jeht 
Die Rede ift, an Se. Majeſtät nur dann richten können, wenn wir 
fie rechtlich begründen, jede Petition aber fallen Iafien nmäflen, wenn 
fe allein auf die Nothwendigkeit und Nühdlichkeit bafırt werben fol. 

Nach Voranſchickung deſſen gehe Ich zur Erörterung ber beiden 
Bragen über, die uns vorliegen. 

Die erfte betrifft die Periodizikät bes Landtags. Hier trete 
ich, — ich bedaure, es ift der einzige Punkt, in dem ich es Tann, 
— der Anficht des Heren Juſtiz⸗Miniſters bei, der. vorgeſtern ges 
forochen Hat, daß es nicht ganz erklaͤrlich iſt, wie die Abtheilung zu 
dem Schluffe fommen Tonate, daß durch das Geſetz vom Jahre 18230 
zwar die Wiederkehr des Landtags überhinpt, aber nicht die all- 
Jährliche Wiederkehr deſſelben begründet jel, denn in benfelben Wor⸗ 
ten, aus denen fie die Wiederkehr im Allgemeinen herleiten will, if 
es auch ausgevrüdt, daß die Wiederkehr alljährkich ftattfinden fol. 
ie beruft fih auf die Peovinzial-Randtage, welche ihre Funktionen 
fortwährend ausüben tollen, ohne alljährlich verſammelt zu fein. 
sh muß befemmen, ein folder Fall, der hier in Vergleich kommen 
könnte, ift mir nicht bekanut. Manchem von uns ſchwebt vielleicht 
noch die Anſicht des Königl. Kommiffars vor, die vor einiger Zeit 
hier geäußert it, daß nämlich die Worte des Geſetzes zunächft auf 
vie Staatsſchulden⸗Kommiſſton zu beziehen ſeien und biefe jährtich 
die Rechnung legen koͤnne, ohne daß der Vereinigte Landtag ba ſei. 
Indeſſen iſt dieſe Anſicht, ſo richtig ſie im Allgemeinen iſt, den 
Worten des Geſetzes nicht entſprechend. Dieſe gehen ganz befkimmt 
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dahin, daß der reich sſtändiſchen Berſammlung die Rechnung 
gelegt werben ſolle; ihr foll ſte gelegt werden; ihr Tann fie aber 
nicht jährlich gelegt werden, wenn fle felbft nicht jährlich einberufen 
wird und eriftent if. Eine nene Anfiht hat in dieſer Beziehung 
endlich der Herr Juſtiz⸗Miniſter anfgeftellt. Ex meint, daß in den 
gedachten Worten des Geſetzes nur eine Berpflichtung gegen die 
Staats⸗Glaͤubiger zu übernehmen beabfichtigt und eine ſolche auch 
nur übernommen ſei. Aber, meine Herren, gegen Gläubiger über- 
nimmt man Berbinblithfeiten nur fo lange, ald mit ihnen Fontrahirt 
wird. Im Jahre 1890 hatte ber Stuat bereit8 mit feinen Gläu- 
gern kontrahirt, daher wurfte gegen fte der Staat nicht mehr ſich 
verpflichten; gegen die Glänbiger war es nicht nöthig, daß der 
Geſetzgeber im Geſetze vom 17. Januar 1820 Art. 2 fich dahin 
aus ſprach· 
„Wir erflären dieſen Staateſchulden⸗Etat auf immer für geſchloſſen. Weber bie 
darin angegebene Summet hinaus darf fein Staatsſchuldſchein oder irgend ein 
‚anderes Staatsſchulden⸗Dokument ausgehellt werden. — Sollte der Staat 
Fünftighin zu feiner Erhaltung oder zur Förderung des allgemeinen Beſten in 
die Nothwendigkeit fommen, zur Aufnahme eines neuen Darlehens zu fchreiten, 
"fo Tann folhes nur mit Iuziehung und unter Mitgarantie der 
fünftigen reichsſtändiſchen Berfammlung geſchehen.“ 
Im Imtereffe der damaligen Glaͤubiger wäre es vielmehr hin- 
reichend geweſen, wenn durch das Geſetz ausgeſprochen wäre), daß 
die damals ſchon vorhandenen den Vorzug vor allen andern Glaͤu⸗ 
bigern Haben follten. Die Verordnung ift ein Geſetz; durch das 
Geſeh ſprach der Gefehgeber zum Volke. So wie der Staaterath, 
deſſen ebenfalls in Beziehung auf Die Rechnungstegung gedacht ift, 
ſich Für verpflichtet und berechtigt Halten mußte, die Rechnungslegung 
son der Staatsſchulden⸗Kommiſſion jährlich zu fordern, eben fo muß 
jebt der: Vereinigte Landtag als reichsſtäͤndiſche Verſammlung fich 
verpflichtet und berechtigt Fühlen, biefe Rechnungslegung jährlich zu 
fordern. Er Kinit dies nur, wenn er ſelbſt jährlich eriftirt. Daher 
folgt es aus dem Geſetze, daß er jaͤhrlich zufammenzuberufen iſt. 
0 Mus 'die zweite Frage anbetrifft, ob die Schöpfung des flän- 
diſchen Ausſchuſſes und der ſtaͤndiſchen Deputatlon mit den früheren 
Geſetzen in Eintlang zu ‚bringen At, fo hat der Landtag bereits in 
20* 
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feiner Adreſſe erklaͤrt und ih nad allen bisherigen Verhaudlungen 
als feſtſtehend anzunehmen, daß er die reichsftändifche Verſammlung 
ift, deren in früheren Geſetzen Erwähnung geſchehen. Dies vor- 
ausgefegt aber, ift es nicht möglich, daß der ſtändiſche Ausichug 
und die Deputation neben ihm erifliren Fönnen, wenn fie ebenfalls 
den Charakter ver reichöftändiichen Verſammlung haben follen. 
Es widerfpricht dies dem Begriffe einer ſolchen Berfammlung. 
Bei der Eoeriftenz mehrerer folder Verſammlungen würbe die eine 
die andere aufheben. Der Herr Juſtiz⸗-Miniſter ‚hat felbft fein Ar- 
- gument zur Entfräftung diefer von ‚der Abtheilung ſchon aufgeftellten 
Anficht vorzubringen vermocht. Er bat uns allein auf die ftäntijche 
Berfaffung hingewiefen. Aber fo weit ih um mich blide, nirgend 
finde ich- ein Beifpiel, welches ihn zu unterflüßen geeignet wäre, 
überall ift nur ein Körper da, fei es der Magiſtrat oder der Ge⸗ 
meinde-Rath, welcher die Gemeinde uach außen hin veriritt, ber 
ihre politifchen Yunchionen ausübte. Es wäre möglich, daß ber 
Herr Minifter an die einzelnen Deputationen und Kommiffionen ger 
dacht hat, die in der Städte» Verwaltung vorfommen; jedoch haben 
dieſe ein ganz anderes Gebiet der Wirkſamkeit, als ein politifches. 
Sie find dem Magiſtrat fuborbinirt, ihm verantivortlich. 
Dieſes Kriterium fehlt bei dem ftändifchen Ausfchuß und der 
Staatsfehulden » Deputation dem Bereinigten Landtage gegenüber. 
Ich müßte daher, fchon aus dieſem erften Grunde, die in Rebe fer 
hende Frage verneinen. Es führt wich aber noch ein zweiter Grund 
dazu, der pofitive Buchſtabe des Geſetzes. ES ift in den früheren 
Befegen immer nur an eine reichsfländifche Berfammlung, an eine 
Berſammlung ver Bereinigten Stände gedacht. Der Herr Minifier 
beruft ſich auf die Dispofttion des Geſetzes vom Jahre 1823. Er 
räumt ein, daß bei deſſen Emanirung nicht im Sinne geweſen ift, 
mehrere reichöftändifche Verſammlungen neben einander hinzuftellen, 
daß aber der Wortlaut dieſes Geſezes, Daß, wann und wie die 
- allgemeine ſtändiſche Verſammlung aus den Provinziab Ständen herr 
vorgehen folle, fo allgemein fei, daß ber Gefebgeber durch denſelben 
ſich durchaus nicht habe verhindert erachten fönnen, mehrere. derglei⸗ 
hen Berfammlungen neben einander hinzuftellen. 
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Dieſe Anficht würde ich nur dann einigermaßen haltbar finden, 
wenn vas Geſeß vom Jahre 1823 allein va ſtaͤnde, daſſelbe ſteht 
aber in nothwendiger Verbindung mit früheren Geſetzen, namentlich 
mit den Gefehen vom 22. Mai 1815 und vom 17. Januar 1820. 
Indem es den Begriff der ſtaͤndiſchen Verſammlung nicht ausein- 
anderfeßte und anders beflimmie, ließ vaffelbe es in Beziehung dars 
auf bei ver Beſtimmung der früheren Geſetze. In leßteren Gefeßen 
ift nur von einer Gentral» Berfammlung die Rede, das Wie des 
Geſetzes von 1823 kann ſich daher auch nur auf die Organifation 
diefer einen Verſammlung beziehen. 

Das Refultat meiner ganzen Betrachtung geht alſo dahin, daß 
Benjenigen Mitglievern der Abtheilung beigeftimmt werden muß, 
welche dafür fentirt haben, daß Gr. Majefkit dem Könige ehr⸗ 
furchtsvoll vorgeftellt werde, daß die Beflimmungen der Verordnun⸗ 
gen vom 3. Februar tiber den flänbifchen Ausſchuß und die ftän- 
difche Deputation mit der früheren Gefebgebung nicht in Einflang 
zu bringen feien, und daß Allerhöchitverfelbe auf Grund der letz⸗ 
teren gebeten werde, den Vereinigten Landtag alljährlich Allergnädigſt 
einguberufen. 

Abg. Graf non Hesse: Meine Herren! Der Herr Juſtiz⸗ 
Miniſter hat am Sonnabend die zur Berathung vorliegende Frage 
vorzugsweife vom Standpunkte des Rechts aus beleuchtet. Ich bitte 
daher meinerfeitd auch um Erlaubniß, von dieſem Standpunkte aus 
vorzugsweiſe fprechen zu duͤrfen. Zuvörderſt aber glaube ich jet, 
wo es fih um die Berathung der Petitionen auf Abänderung des 
Patents vom 3. Februar mit Rüdficht auf die frühere Geſetzgebung 
handelt, erflären zu müffen — und Biele in diefer hohen Verſamm⸗ 
lung werben mir beiftimmen — wie dadurch, daß für Diefe Angele- 
genheit ver Weg der Petition betreten worben, keinesweges meiner: 
feits auf. Has Recht des Landes verzichtet werben foll. Ich beirete 
diefen Weg der Berathung der Petitionen aus dem Grunde, wie 
ich glaube, mit voller Gewiſſensfreiheit, weil den Ständen. zur Zeit 
nach ımferem Staatsrecht und der Allerhöchfſten Botfchaft vom 
33. April kein anderer Weg möglich und zugelafien ift, und bin ich 
ferner des Dafürhaltens, Haß durch die Form der Nachfuchung eines 
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Nechts das Recht ſelbſt nicht verloren gehen laun, auch daraus ein 
Aufgeben deſſelben nicht zu felgere-ift. — Zur Sache ſetbſt muß ich 
vorerft erflären, wie id; mit bem jetzt zur Bergathung vorliegenden 
Theil des Gutachtens der Abtheilung keinesweges mich dahin ein⸗ 
verſtanden erklaͤren kann, daß daſſelbe die Rechtsgrunde fo gefliflent- 
lich zum Theil in den Hintergrund geſtellt hat und um ſo mehr in 
den Vordergrund Die fogenannten Ruͤblichleus und Neihwendis- 
keits⸗Grüuͤnde. 

Ich möchte ſagen, mit dieſer Senden; iſt, um mich eines bid⸗ 
lichen Ausdrucks zu bedienen, gleichwie mit einem vothen Faden das 
ganze Gutachten durchwebt. Die Abtheilung iſt auch durch dieſes 
Zurückſtellen des Rechtsprinzips in ihren verſchiedenen Konkluſionen 
mit ſich ſelbſt in Widerſpruch gerathen. So hat fie die Frage: 

„ob aus dem Geſetz vom 17. Ianzar A820 und beflen Bezugnahme auf die 


frühere Geſetzgebung ein Rechts⸗Anſpruch auf eine jährliche Zuſammenberufung 
der reichsſtaͤndiſchen Berfammlung geltend zu machen wäre?" 
verneint; dagegen aber bie örage: 

„ob aus dem Gefege vom 17. Januar 1820 und deſſen Bezugnahme auf bie 
frühere Geſetzgebung ein Rechtsanſpruch auf eine periopifche Zufammenberufung 
der reichsfländifchen Verfammlung in fo furzen, regelmäßigen elften gelten» 
gemacht werden Tann, die fie in den Stand ſetzen, den. Beſtimmungen der Ar- 
tifel 13 und 14 der Rönigligen Verordnuns vom 17. Iaunar 1820 zu ge 
nügen?‘ 


bejaht. Auf Dielen in der ſo berſhiedenarigen Beantwortung bei: 
der Fragen liegenden Widerſpruch hat. auch meiner Anficht nach Der 
Herr Suftiz-Minifter ſehr treffend aufmerkſam gemacht, denn er fagt 
in feinem Bortrage: (Lieſ't vor). 
„Die Abtheilung hat Seite 7 des. Gutachten erklärt, daß aus Artikel 13 ein 
Rechtsanſpruch auf alljährliche Einberufung der reichs ſtaͤnd iſchen Verfammlung 
nicht abgeleitet werben foͤnne. Kann aber daraus ein Rechtsanfpruch auf all: 
jährliche Ginberufung nicht abgeleitet werden, To Tann 'Aberhaupt Fein ähnlicher 
Anſpruch daranf gegründet werten; ba een an. 13 wir won: all⸗ 
jährlichen Berfommlungen ſpricht.“ - 

Hätte nie verehrte Abtheilung ſich verngeweiſe ud vor Alan 
mehr auf den Rechtsboden gehalten, wurde fie .in dieſen Winerfpeuch 
mit ſich felbft nicht gefallen fein und Kite hier nicht. koͤnnen ber 
Einwand gemacht werben Seitens des Herru Yale Miniſters weicher 
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wie fchon erwähnt, von diefem ganz richtig aufgeſtellt worben if. 
Bei der Feſthaltung des Rechtabodens hätte Die Abtheilung wohl 
mit Erfolg nachweiſen fönnen, wie aus der Beſſtimmung in dem 
Geſetz vom 17. Januar 1820, daß die Hauptverwaltung ber Staates 
ſchulden der reichsſtändiſchen Verſammlung alljaͤhrlich Rechnung zu 
legen habe, keinesweges, wie der Herr Miniſter gu deduziren ſich 
bemüht hat, zu folgern ſei, daß der Reichſstag dazu allein zuſammen⸗ 
berufen werde und alfo Ausſchüſſe deſſelben auch hierzu gemügten. 
Ich glaube vielmehr, bei Feſthaltung der Geſetzgebung vom Jahre 
1810 an und unter Bezugnahme auf dieſelbe würde es der Abthei⸗ 
bung gelungen fein, und es wird auch wohl der Berfammlung ges 
lingen, genügend darzuthun, daß der ohnehin alljährlich zu verſam⸗ 
melnde Reichstag zugleich dieſe Rechnung abnehmen laſſen ſolle. — 
Dei dem Antrag ferner auf Wegfall der Vereinigten Auſchüſſe in 
der ihnen durch Die Verordnung vom 3. Februar gegebenen Einrich⸗ 
tung find im Gutachten ver Abtheilung nach meiner Meinung bie 
Rüslichkeite, und Nothwendigkeitsgründe auch viel zu fehr in ben 
Borbergrumd geftellt worden, wogegen man unterlaflen, die Rechts⸗ 
gründe Kar darzulegen. Nach meinem Ermefien iſt es aber uner- 
laͤßliche Nothwendigkeit, bei Beleuchtung und Erwägung der vorlie⸗ 
genden Antrage die für felbige ſprechenden Rechtsgründe in den 
Bordergrund feit und Far hinzuftellen, fo wie fie fih aus ber Ge⸗ 
febgebung vom Jahre 1810 am ergeben. Iſt dies zuvörderſt ge- 
ſchehen, fo will ich nichts dagegen haben, daß man die Ruͤtzzlichkeits⸗ 
und Rothwendigfeits- Gründe als Acceſſorium hinzufüge; ich will 
nichts dagegen einwenden, wenn es aus politifhen Gründen noth⸗ 
wendig erachtet werden follte, unfere Anträge nidyt auf den vollen 
Umfang der Rechte zu begründen, dir wir befigen, indem ja dem 
vollen Rechte etwas dadurch nicht vergeben werben kann, wenn bie 
BDitte oder der Antrag auc auf Erfüllung eines Theils deſſelben 
seht gerichtet wird. Ich will, meine Serren, die verfchiedenen 
Rechts » Unfpräcye aus der Geſezgebung von 1810 an nicht ſpeziell 
exörten, da fie allbekannt ſind; ich will nicht weiter beleuchten, was 
Alles gegen vie Aucführung ‚ned Herrn JZuſtiz⸗Miniſters zu jagen 
wäre, da dies der geehmie Redner wor mir beyeitd gechan hat. Es 
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find die Gründe, Die "für die Rechte Des Landes ſprechen, in dem 
Antrage des geehrien Abgeordneten aus Prenziau, auf Anerkennung 
der den Ständen geſehlich zuſtaͤndigen, in ben Allerhoͤchſten Patenten 
und Verordnungen vom 3. Februar unberüdfichtigt gebliebenen 
Rechte erichöpfenn und ansführlidh entwidelt, und finde ich in dem 
Bortrag des Herrn Yuflig-Minifters, nad) meiner. Meinung werig- 
ftens, in feiner Beziehung eine Widerlegung. Es genügt mir dba- 
ber, .auf diefen Antrag des geehrten Abgeordneten aus Prenzlau 
Bezug zu nehmen, und habe ich nur zu bilten, daß die Verſamm⸗ 
fung geruhen wolle, felbigen näger zu erwägen,. ald es ſeitens ber 
Abtheilung gefchehen if. Es if won dem erften Redner, wenn ich 
richt irre, gefagt worden, es ſei unbefcheinen, ein Mangel an. Ehr- 
furcht gegen Se. Majeftät, wenn wir mit Anträge auf Aenderung 
des Geſetzes vom 3. Februar jebt fo raſch vorſchritten und hierbei 
auf die aus früheren ausdrücklichen Geſetzen und Verheißungen her⸗ 
zuleitenden Rechte des Landes vorzugsweiſe Bezug nähmen. Gegen 
dieſen von jenem Redner nur angedeuteten Einwand, der aber viel- 
leicht noch von mehreren Seiten beftinnmter möchte erhoben werden 
im Laufe der Debatte, erlaube ich mir, die höchfte Autorität des 
Landes anzuführen, die Worte, vie bei einer feierlichen Beranläffung 
Se. Majeftät ſelbſt gefprnihen, und. ich bitte um bie e Ertaubniß, fie 
wörtlich vortragen zu Dürfen: 
„In jeder fländifchen Verſammlung liegt ein doppelter Charalter. Die flän- 
difchen VBerfammlungen find erſtlich die Dertrefer eigener wohlerworbener Rechte 
und der Rechte der Stände, die fie abgeornet, und zweitens Rathgeber, ber 
Krone, von einer Unabhängigkeit, wie fie anders nicht gefunden werben fönnen, 


da zu der eigenen Unabhängigfeit noch das Mandat beter hinzutritt, bie fie 
abgeorbnet haben.‘ 


Died die Worte, Die Se. Mafeftät am 10. NRNovenber 1842 
ſprachen bei Verabſchiedung der Vereinigten Ausſchüſſe; ſie finden 
ſich mit demſelben Wortlaut m Nr. 316 der Stauts⸗Zeitung 
des Jahres 1842, Ich hoffe duch. Anführung dieſer Worte die 
Einwendungen, die früher gemacht find und ſpuüter wiederholt wer⸗ 
den Fönnten, im voraus widerlegt zu haben. Crfichtlich iſt daraus, 
daß Se. Majeftät ſich nicht begnägen, die Wünſche md Erwar⸗ 
tungen des Volkes gewiſſermaßen zu deviniren, nein, Allerhöchſidie⸗ 








fetben erwarten von uns, von ben Abgeordneten des Volkes daß 
wir deffen Wünfche und Erwartungen frei, offen und ohne Kehl 
ausfpreshen und ehrerbietig an dem Throne niederlegen. Aber auch 
diejenigen, die uns hierher gefandt haben, haben das Recht, von 
und zu fordern, daß wir den Gefammt-Inhalt der Rechte, die nad) 
ihrer Meinung das Land zu haben’ glaubt; beftimmt und frei aus⸗ 
fprechen, fo wie, daß wir die Anerfennung viefer Rechte und deren 
Einverleibung in die neue Gelebgebung beantragen. Ich glaube, «8 
iſt unfere heiligſte Pflicht, die. wir erfüllen müflen; wollen wir und 
mögen wir doch viefer Pflicht mit allen Kräften genügen! Wir 
werden daburd) das für jeden Preußen ungertrenulicdhe Wohl bes 
Königs und des Vaterlandes am ficherfkien fördern! 
(Bielftimmiges Bravo!) i 
Referent von der Schulenburg: Meine Herren! Es ift ner Ab⸗ 
theilung und namentlich demjenigen, der die Anficht der Mbtbeilung 
zu Papier gebracht hat, der Borwurf gemacht worden, als feien ein⸗ 
zelne Gründe in den Vordergrund, andere in ven Hintergrund ge 
ftellt worden. Der Komipient des Gutachtens macht auf weiter 
nichts Anfpruch, als darauf, daß er gefucht hat, fo unparteilfch wie 
möglich in jeder Beriehung zu fein, ſowohl in Bezug anf einzelne 
Sründe, als wie in Bezug auf die Parteien, bie in verſchiedenen 
Gründen repräfentirt werben. Es war deshalb nicht nöthig, noch 
ausführlicher die Rechtsgründe in das Gutachten aufzunehmen, weil 
die Abtheilung beſchloß, diejenigen Petitionen, die beſonders über 
den Rechtspunkt handeln, mit abdrucken zu laſſen. Ich glaube, daß 
es ſich dadurch rechtfertigt, wenn nur ein Reſumé dieſer rechtlichen 
Gründe in das Abtheilungs-Gutachten aufgenommen worden in. 
‚Die Nüplichfeits- Gründe haben deshalb, weit fie "in verſchiedenen 
Petitionen, die nicht fo umfangreich. waren, vertheilt waren, 'anfge- 
‚nommen werben müſſen; wenn fie.der Seitenzahl nad) etwas ianger 
find, fo möge man dies damit. enfichulpigen, daß die Beilagen fo 
voluminös find. Ich bitte im voraus noch, die Arbeit mit Radhficht 
zu beurtheilen, und ich will in feiner Weile behaupten, daß nicht 
siel dagegen auszufehen if. -Das, glaube ich aber, wird Jeder mir 


glauben können, Daß der Wunſch dageweſen iſt, fie fein Motiv 
Bartei zu nehmen. 

Abg. Dittrich: Meine Herren! Der ertte geehrte Redner, ber 
in diefer Angelegenheit gefprochen, hat ein Amendement geſtellt, 
welches, wenn es befürwortet werben ſollte, die hochwichtige Frage, 
die und jeht vorliegt, noch weiter hinausſchieben würde. Es würde 
diejenige Ungewißheit, die biaher beftannen hat, über die Meinung 
der Berfammlung, in Beireff aller vorliegennen Fragen nody ferner 
erhalten. Ich halte es für unfere heilige Pflicht, das jetzt offen 
auszuſprechen, was die Meinung ver Berfammlung ift, alfo mid) 
gegen das Wmendement zu erklären, insbefondere nehme ich auch 
einen Grund hierfür aus der Allerhöchften Botfchaft, die an den 
Landtag auf die Adreſſe ergangen if. In dieſer Botichaft haben 
Se. Majeftät erflärt, die. Betitiond- Anträge erwarten zu wollen. 
Ich wüßte alſo nicht, in welcher Art irgend ein Drängen und Trei⸗ 
ben darin enthalten wäre; ich wüßte nicht, warum ein Berlangen 
angenbiidticher Enikheivung darin enthalten wäre, wenn bie Peti⸗ 
tionen, wie fie vorliegen, amgenonmen werben. Ich erlaube mir 
biernach zur Sache felbit überzugehen. Der erlenchtete und hochge⸗ 
ehrte Herr Minifter der Geſetzgebung bat, in Bezug auf das Gut⸗ 
achten ver Abiheilung, die Gründe beurtheiit, welche ſich auf die 
periodiſche Einberufung beziehen; einer derſelben ift als ganz ſpeziell 
bezeichnet, die anderen find: genereller Matur. In Bezug auf ven 
fpegiellen Grund über die Periobiität des. Laudtages bemerfe ich, 
Daß außer diefem bier angeführten noch ein zweiter ſpezieller Grund 
für die Periobizität beſteht. Ich werde mir jeboch zuerſt erlauben, 
Einiges über das, was ber Herr Minifter über den eriten fpeziellen 
Grund erklärt hat, zu fagen. Er fagt insbefondere über die all- 
jährliche: Einberufung dee Reichſſtände, daß in der xtheilung ber 
Decharge eigentlich wur ‚der gefährliche bindende Akt enthalten ei; 
es folge alfo nicht aus dem Giefeg vom Jahre 1826, daß Die reichd- 
ſtaͤndiſche Berfammlung wegen ber Rechnungslegung alljährlich ein⸗ 
berufen werden muͤſſe. Das Geſetß vom Jahre 1820 fügt aber 
wicht, Daß einer Deputation der veichöftänviichen Verſammlung die 
Rechnung vorgelegt werden müfle, fondern es fagt: „der. Berfamms 
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lung”, alſo der unzerrreunten Berſammlung. Außerdem 
ſcheint mir, daß die Decharge nicht erfolgen faun, ohne daß bie 
Rechnungs» Abnahme vorhergeht, wie es vorgefchrieben ik; dieſe 
Rechnungs⸗Abnahme kann aber von einer Kommifiion nicht erfolgen; 
fondern nur von der Verſammlung ſelbſt, denn auf. ver Prüfung 
der Rechnung beruht. die Entſcheidung über die Decharge. Wenn 
Die Rechnung nicht gehörig geprüft ift, kann die Decharge nicht ex⸗ 
theilt werben. Wenn das Borbergebende nicht ift, laun Das Nach⸗ 
“ folgende nicht kommen. Hiernach halte ich für gejeblich begründet, 
daß die alljährliche Einberufung. ver Reicheftände erfolgen muß, und 
die Deputation hätte, nad; meiner Meinung, nur eben fo der Ben 
fammlung Bericht zu erftatten, wie eine jede andere Abtheilung, vi 
ein Gutachten abgiebt. 

Weiter bat der Herr Miniſter der Geſebgebung geſagt, es 
folge daraus noch nicht, Daß verlichene Rechte in dem Ausdruck: 
„alljaͤhrlich“ enthalten feien. Ich bin der Meinung, daß, wenn da⸗ 
rin fein verliehenes Recht liegen foll, ber Ausdruck „alljaͤhrlich“ feh⸗ 
len und gefagt fein würde: ‚ver Berfammlung Rechnung zu legen‘; 
wicht aber „alljaͤhrlich.“ Es fcheint mie, Daß diefe Beitimanung- ſich 
auf die geſetzlichen Vorſchriften über die Rechnungslegung . bezieht; 
wie dies bei Verwaltung fremder Guter allgemein in: den 88. 134 
und 143 Titel 14 Theil I. des Allgemeinen Landrechts beſtimmt iſt. 
Rach ſolchem ift der Berwalter verpflichtet, alljährlich MRechming zu 
legen, und der Prinzipal muß fie abnehmen; wenn nicht, jo fallen 
Dem Lehteren die dadurch entſtehenden Berdunfelungen :zur Laſt. Ich 
habe Eingangs geſagt daß ich: für die Periodizität und) einen gwei 
ten rund in unferer neueren Geſetzgebung fine, nuͤmlich in den 
Allerhöchften Feitfehungen, die Se. Majeftät ver König ſeit feinem 
Regierungsantritte über bie Landtage eriafien hat. Es ik nämlich 
in dem Allerhöchſten Propoſitions⸗Dekrete vom 23. Februar 1841 
gefugt, daß es die Allerhoͤchſte Abſicht jei, vie Landiage alle zwei 
Jahre zu berufen, und daß die Erklärung der Provinzial⸗Laudtage 
Darüber erforbert wird. In dem Landtags⸗Abſchiede für Schleſten 
vom 6. Februar 1842 aber iſt beftimmi: „und beabfidktigen Wir 
vemgemäß, ben Landtag künftig, ſofern hinreichende Deranlaffeng 
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vorhanden ift, alle zwei Sahre zu verfannneln. Das Allerhöchſte 
Propofttions- Dekret vom 2. Januar 1843 befagt: „Eingedenk Der 
in Unferem Eroͤffnungs⸗Dekrete vom 23. Februar 1841 gegebenen 
Berheißung, daß Wir zur Belebung der ftänpifchen Wirkſamkeit 
die Landtage aller Provinzen von zwei zu zwei Jahren verfammeln 
würden, haben Wir Unfere getreuen Stände gegenwärtig zu erneu⸗ 
tee Ausübnng ihrer verfafiungsmäßigen Thätigkeit einberufen.” Es 
ſcheint mir nun, daß in Bezug auf Diejenigen Beftimmungen, die 
nad Artikel IH. Rr. 2 des Geſetzes vom 5. Juni 1823 und nadı 
Nr. 3 des Allerhöchften Patens vom 3. Yebruar d. I. der Verei⸗ 
nigte Landtag auszuüben hat, fo weit der Browinzial; Landtag fie 
auszuüben hatte, alfo in viefer Beriehung, die zweiiährige Periodi⸗ 
zität unzweifelhaft feftfteht, und daß hiernach nur die Frage zweifel⸗ 
baft ift: ob einjährige oder zweijährige Periopizität nämlich in Be⸗ 
zug auf die Rechnungslegung und in Bezug anf andere Gegenftäne, 
weiche dem Landtage vorzulegen find, eintreten fol. Jedenfalls 
glaube ich hiernach, daß in. ven Gefegen und den Allerhöchften Er- 
laſſen die Berionizität: feſtgeſtellt it. Es ift weiter von dem Herrn 
Minifter ver Gefebgebung gefagt worden: „daher konnten and) bie 
früheren Geſetze von mehreren reichoſtändiſchen Verfammlungen, an 
die fie nicht dachten, nicht fprechen. Sie haben aber eben fo wenig 
ein Hinderniß in den Weg gelegt, daß Bei der ferneren Erwägung 
besienigen, was für zweckmäßig befunden wuͤrde, mehrere für die 
Zufunft eingeführt würden.“ 

Es ift bereits von den geehrten Rednern vor mir darüber ges 
ſprochen worden, daß die mehr angeführten, in den Petitionen an- 
geführten Gefetze ſich einſtimmig barüber ausfprechen, daß überall 
nur von einer Verfammlung ver LandessRepräfentanten die Rede 
iſt. Run ſcheint mir, daß hiernach nicht von mehreren reichsſtaͤn⸗ 
diſchen Verſammlungen die Rebe fein kann, und daß die Geſetze an 
eine reichsſraͤndiſche Verſammlung in Theilen nicht gedacht haben 
Kiunen, daß alſo Die reichskännifche Verſammlung nur die eine hier 
gegenwärtige fein fünne. Es ift ferner von dem Herrn Miniſter 
Bezug genommen auf ben Begriff der Corporation. Ein geehrter 
Redner hat hierauf ſchon etwas über das Städteweſen angeführt. 
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Ich erlaube mir, dem nur hinzugufeßen, daß im Stäpteweien Kom 
mifftonen und Deputationen den Magiftrat und die Stabtverorbneten- 
Berfammlung keinesweges vertreten und im Gegentheil nur an biefe 
berichten, daß alfo bei Abtheilungen des Bereinigten Landtages auch 
nur daſſelbe Verhältniß eintreten Tann. Endlich hat der Herr Mi- 
nifter am Schluß feiner Rede gefagt:, der Ausbrud „reicheftändifche 
Verſammlung“ fei nur im Gegenfaß gegen die „provinzialſtändiſche 
Verſammlung“ gebraucht. Ich halte dies für unzweifelhaft, glaube 
aber, daß diefer Gegenſatz gerade dasjenige beweift, was die Abs 
theilung in Bezug auf die verfchiedenen Ausichüfle fagen will, denn 
ed ift in Diefem Gegenfage nicht die Rede von vielen provinzial⸗ 
ftäudifchen Berfammlungen, fondern nur von einer; alfo im Gegens 
fage von diefer einen, bezüglich auf jede Provinz, fonnte nur von 
einer reichsftändifchen Verfammlung, dem Bereinigten Landtage, bie 
Rede fein, welcher in feiner Gefammtheit den Provinzial» Ständen 
gegenüber zu bilden war. Hiernach votire ich für Die Petition auf 
Zufgmmenberufung je in zwei Jahren, und, da ich die einjährige 
und zweijährige in der Gefebgebung zufammengeftellt finde, fo glaube 
ih, daß der Zweck durch zweijährige Zufammenberufung erreicht 
were, indem ich mich auf die rechtlichen Grundfäße, fo wie auf bie 
der. inneren Nothwendigfeit und Nützlichkeit ſtütze. 

Abg. von Werde: In Beziehung auf das, was wir eben ges 
hört haben, wollte id nur darauf aufmerkſam machen, daß ben 
Gründen nad, aus welchen fid) der Antragfteller gegen das Amens 
dement des Grafen von Renard erklärt hat, ich annehmen muß, 
daß er daſſelbe nicht richtig verftanden habe. Das Amendement 
geht nicht dahin, die Petition, wie der Abgeordnete vorausfegt, fal⸗ 
Ien zu laffen, fondern fie allerdings dem Könige vorzulegen, aber 
demnächft darüber, wie fie in der Geſetzgebung einzuführen fein 
werde, eine Propofition vorzulegen. Ich abftrahire indeflen hiervon 
und wollte nur bemerfen, daß, fo weit ich die Meinung der Vers 
fammlung ‚zu überfehen glaube, die Hauptverfchiebenheit in derſelben 
eigentlich nur in Folgendem liegt. Darüber, daß. eine Periopigität 
in der Berfammlung wünfchenswerth ift, und daß fie in der Noth⸗ 
wenbigfeit der Gefehgebung und in ihrer eigenen Exiſtenz begründet 


iſt varüber dürfte bei der Mehrzahl von ums kein Zweifel obmalten. 
Ich würde unter gewiffen Borausfehungen Fein Bedenken tragen, 
mich den Betitionen um Erfüllung der Pertodizität und was damit 
Im Zufammenhange fteht anzuſchließen, aber nur unter gewiflen Vor⸗ 
andfehungen, und diefe begründen die Hanptverfchiedenheiten, die in 
den Anfihten der Verſammlungen obwalten. Bon einer Seite geht 
man davon aus, daß das Haupt- Fundament, auf das man bauen 
müffe, der Rechtsboden ift, wie es vielfach bezeichnet worden: ift. 
Bon der andern Seite glaubt man allerdings, daß in dem Zufam- 
menhange der Geſetzgebung eine foldye Konſequenz in einer gewiſſen 
Nothwendigfeit beruht. Ich fage aber, man glaubt nicht, einen bi- 
reften Anſpruch auf unmittelbare Geſetze herleiten zu fönnen, und 
man geht davon aus, daß nur in Beziehung auf die innere Roth: 
wendigfeit und Rüslichfeit dergleichen Petitionen befürwortet werden 
fönnen,; daß man ſich aber, wenn man vorzugsweiſe auf dem 
Rechtsboden fußen wolle, einer ſolchen Petition nicht anfchließen 
Tonne. Ich wollte mir daher erlauben, anzudeuten, wie ich mir Die 
Sache denke. Es ift darauf hingewieſen worden, daß die Haupt- 
Bafis aller Staaten die Geredhtigfeit fei. Diefem Grundfage ſchließe 
ih mid an. Es fragt ſich aber, was die Gerechtigfeit unter den 
gegenwärtigen Umftänden fordert, und da gehe ich davon aus, daß 
die Gerechtigkeit nicht die Nothwendigkeit einer Buchſtaben⸗Interpre⸗ 
tafton fordern fann. Ich glaube, daß durch die Suterpretation des 
Wortlautes noch feine große Staaten-Entwidelung herbeigeführt ift. 
Wir haben lebendige Beifpiele davon in unferer eigenen Geſchichte 
und in der Gefchichte aller Nationen, Die zu einer gewiffen Größe 
emporgeftiegen find. Ich erlaube mir nur dieſe alfgemeinen Erin- 
nerungen, ohne auf die Geſchichte ſelbſt einzugehen. Ich glaube, 
der politifche Geſichtspunkt muß uns leiten, und an diefen Geſichts⸗ 
punkt habe ic; meine Betrachtungen über das Patent vom 3. Fe- 
bruar angeknüpft. Ich möchte mir erlauben, die hohe Verſammlung 
noch einen Augenblick auf die Konfequenzen zurüdzufähren, zu denen 
man gelangt, wenn man bei dem Wortlaut der vorangegangenen 
Gefehgebung ftehen bleibt. Die eine Konfequenz, die wir ung nicht 
verhehlen dürfen, iſt Die, daß es unter allen Umfkisiven in der Be- 
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fagniß Sr. Majeftät des Königs umbeſtreitbar liegt, zu erklaͤren 
daß die Ausſchüſſe der Reichstag fein ſollen. Ich glaube, in der 
Bolitif, jo wie der inneren Nothwendigfeit, liegt ed, daß nur eine 
Berfammiung, wie Die gegenwärtige, der Reichſstag fein kann. Alto, 
fehließe ich weiter, dürſen wir uns dem Wortlaut der Gefebe nicht 
zu eng anfchließen. Bon einer anderen beredten Seite ift darauf 
hingewiefen worden, welche Geſetze noch außer den gegenwärtig in 
Rede ſtehenden Geſetzen beftehen, die ebenfalls noch nicht aufgehoben 
find. Es find Freiheiten und Berechtigungen in Anfprudy genom⸗ 
men, die noch nicht befeitigt worden find; wenn wir fragen, worin 
beftehen viefe Freiheiten? fo find His jetzt bie Privilegien der Ritter⸗ 
fhaft oder einzelner Städte ober andere Berechtigungen nirgends 
ausdrücklich aufgehoben. Ich glaube aber, daß es feinem von une 
beifommen kann, auf biefe Privilegien zurüdzufommen. Der ypoli- 
tiſche Gefichtspunft, der für uns entſcheidend iſt, if der, daß es vor 
Allem darauf ankommt, ein einträchtiges Wirfen mit der Krone zu 
erhalten. intracht giebt Macht. Alfo ich frage, in welcher Lage 
befinden wir uns der Krone gegenüber. Wir haben in der Adreſſe 
auf den Geſichtspunkt hingedeutet, welchen ein Theil unſerer Mit⸗ 
glieder in Beziehung auf die Berhältniffe zur Krone verfolgt. In 
der Antwort auf diefe Adreſſe ift daranf das Entgegengefehte ats 
der geſetzliche Gefichtspunkt bezeichnet; ich halte es baher für un- 
dankbar, unehrerbietig, unpolitiſch, auf dem fogenannten Rechtsboden 
vorzugehen, wenn man auch ſagt: wir wollen blos petitioniren; 
denn wenn ich petitionire unter Verweiſung auf beftimmte Rechte, fo 
liegt die Sache anders, als auf dem Boden einer bloßen Bitte. 
Wir fönnen ed und nicht verhehlen, wir find eine Macht, und 
wenn eine Macht, der anderen gegenüber, auf den Rechtsboden ver: 
verweift, fo fehlt ein Richter, und ich darf hier nicht Die Konfer 
quenzen ausfpredhen, zu welchen ein ſolches Segenüberftellen zweier 
Mächte führten müßte. Meine Herren! Wir haben gefagt, unfer 
Geœwiſſen fordere die Bewahrung nicht allein unferes eigenen Rechts, 
fondern auch das unferee Kommittenten. Ich glaube, die Rechte 
der Kommittenten find in dem Augenblid, wo fie uns kommittirt 
haben, die unfrigen, und wir Haben fie zu wahren wie unfere 
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eigenen, Meine Herren! Unſere Vorfahren haben und in gefähr- 
lichen Zeiten gezeigt, wie die Eintracht mit der Krone zu wahren 
ſei. Es find ähnliche Zweifel und ähnliche Verhältniffe in bebräng- 
ten Zeiten des Staats über unfer Land dahingegangen, aber man 
bat fie fallen laffen. Man verweift auf den tiefen Frieden, in dem 
wir jest leben, und man glaubt, daß dergleichen Zweifel jebt geho⸗ 
ben. werden müßten: allerdings iſt jetzt Frieden, aber es ift von den 
Mitgliedern, welche mir zur rechten Seite fiben, vielfach gefchilvert 
worden, in welcher Weife die Bafis diefes tiefen Friedens bedroht 
fei; aus biefem Grunde glaube ich, daß die materiellen Intereſſen 
des Landes ins Auge gefaßt werben müflen und vor Allem die Eins 
tracht zu erhalten fei. Meine Herren! Ich bin nicht gewohnt, zu 
bitten, und ed mag eine Bitte bei mir ungeſchickt herausfommen, 
weil ich nicht das Talent dazu habe, aber in dieſem Augenblide Bitte 
ich Sie, laſſen Sie und wohl beherzigen, daß Eintracht noththut, um 
mächtig zu fein. 
(Bravo!) 

Abg. Graf » son Schwerin; Meine Herren! Meine Anfichten 
über den in Rebe ftehenden Gegenftand find in meinem Antrage zur 
Adreſſe bereitd enthalten, ich habe fie auch in Der Petition ausge: 
ſprochen, und ich Fönnte daher in Folge der weiteren Diskuſſton 
ſchweigen. Ich hätte auch in dem Stadium, in welchem ſich unfere 
Diskuſſion jebt befindet, lieber gefchwiegen, als gejprochen, wenn ich 
nicht bereits geftern als Redner notirt worden wäre. Nach der 
Rede, die wir eben gehört haben, fcheint. e8 mir aber doch zweck⸗ 
mäßig, einige Worte über den allgemeinen Standpunft zu fagen, 
wie ich ihn von dem Augenblid an, wo. ich in diefer Sache zuerft 
das Wort genommen habe, betrachte. Es ift in Diefer Berfammlung 
und quch außerhalb derſelben oft der Standpunkt fo gewählt worden, 
dag man von einer Meinungsrichtung geſprochen bat, als derjeni⸗ 
gen, die die Macht und. Ehre der Krone fchügen und die Ehrerbie⸗ 
tung vor derfelben bewahren wolle. Don einer anderen Richtung 
dagegen, ald von einer foldhen, Die das nicht wolle. Meine Her: 
ren, das find feine ehrlichen Waffen. 

. (Aufregung) . 
Es ftehen fi, wenn ed e ſich doch um Kategorieen handeln ſoll, wei 
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Parteien gegenüber oder zivei politifche Syſteme, die beibe gleich berechtigt 
fine, beide einen ehrlichen Kampf führen mögen und beide es der Krone 
Überlaffen wolle, für welche von ihnen fie ſich entſcheiden will: 
Aber von der einen derfelben zu fagen, fie wolle die Wacht der 
Rrone, eine ſtarke Regierung, während bie andere fie nicht wolle, 
das. find‘ ich wieberhofe es, feine ehrlichen Waffen, und zu ſolchen 
habe ich nie meine Zuflucht. nehmen mögen oder meine Zuftimmung 
geberi fnnen. Wenn ich denn nun auf. den allgemeinen Standpunkt 
zurüdfommen foll, von dem ich in diefer Frage ausgegangen bik, 
fo war ed der, daͤß ich, weil ich die Ueberzeugung hegte und fle 
noch hege, er durch mehrere Beftimmungen des Patents vom 3. 
Februar d. 3. wefentliche Rechte des Volks alterirt find, ich auch 
bie Verpflichtung in mir fühle, dieſe Ueberzeugung der Krone gegen⸗ 
Über ausgufprechen. Dies erfordert, meiner Anſchauung nad, die 
Treue gegen die Krone von mir, denn ich Tenne feine Treue, vie 
nicht iventiſch wäre mit ber MWahrkaftigfeit ; deshalb, weil ich die 
Anſicht habe, daß eine Verletzung ſtatt hat, muß ich meine Meinung 
ausſprechen; um als ehrlicher Mann die Treue gegen bie Krone zu 
bewähren, die ich Ihr ſchuldig bin, und das ift der Grund, weshalb 
idy midy der Deelaration damals nidyt angefchloflen habe, obgleich) 
ich, ich wiederhole es, dem Weſen nad) damals wie jest mit den 
Declaranten einerlei Gefinnung habe. Mir konnte es nicht genügen, 
daß zu Protokoll die Erflärung ausgefprochen würde, fondern ich 
muß es der Krone gegenüber ausſprechen, das erforbert die Ehre 
von mir, und das tft der Geſichtspunkt, worin ich von den an⸗ 
deren Mitglievern abgewichen bin. Ich würde nun noch mehr auf 
die Sache: eingehen fünnen, ich würde auseinanderfegen fünnen, daß 
auch die Ausführung des Herrn Juſtiz-Miniſters, die wir in der 
letzten Sitzung gehört haben, mich von meiner früheren Auffaffung 
nicht zu einer anderen Anficht gebracht habe, wie ich gewünſcht hätte 
durch deren Abdruck zu erreichen. Ich könnte bie Abweichungen im 
Einzelnen nachweiſen; ich glaube jenoch, daß mehrere Redner nach 
mir darauf zurüdkommen werben, und ich überhebe mich daher deſ⸗ 
fen. Meine Ueberzeugung ift noch dieſelbe geblieben, und fie muß 


wahrich fehr tief gewurzelt fein, wenn fie ſich: einer ſolchen Auto⸗ 
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ritat gegenfiber nicht erſchuͤftern laͤßt. Daher, meine Herzen, halte 
ich daran feſt in dem vollen Vewußtſein des feierlichen „Ja“, wel⸗ 
ches ih Sr. Majsftät dem Könige am. Tage der Erbhulbigung anf 
bie Frage augerufen babe: „Wollen Sie mir mit rechter deutſcher 
Treue helfen, Preußen zu erhalten, wie es iſt?“ In dem npflen 
Vewußtſein deſſen ſpreche ich es aus: Das Recht des preußiſchen 
Volkes iſt durch mehrere Beſtimmungen der Verordnungen vom 3. Fe⸗ 
bruar d. J. weſentlich alterirt. Die Käthe der Krane, die dazu ge⸗ 
rathen haben, haben der Krone nicht das Richtige gerathen, und 
eben weil ich das Patent vom 3. Februar als die edle Gabe eines 
wahrhaft. Königlichen Entſchluſſes betrachte, weil ich wünſche, Daß 
pas ganze Vaolk mit Berehrung und Liehe dieſes große Geſchenk an- 
erfenne und pflege, darum halte ich mich verpflichtet, in Ehrfurcht 
hinzutreten und zu. fagen: Herr, fo fehe ih. die Sache an, und id 
glaube, daß das Vol mit mic die Sacht fo anfieht,, alfe- prüfe biefe 
Anſicht und enticheide Dich danach. Wohl ‚weiß ih, daß der Be⸗ 
ſchluß, den wir faſſen wollen, wichtig. ift, uud. g& würde nit nur 
Leichtfinn, fondern Srevel fein, ihn umüberfegt zu. faflen. und unüber⸗ 
Iegt ein Wort zu fprerhen. Aber. ich glaube, wir, haben Zeit ge 
habt, die Sache zu prüfen und zu. erörtern; es if Das Patent be: 
reits durch dag Länterungsfeuer ‚ver öffentfichen Meinung hindurch⸗ 
gegangen: jehen wir und um auf dem Kathever der Wiflenfchaft, 
ſehen wir. ung um unter. den Männern der Praxis, unter dem Volke 
mit geſundem Sinn, wo finden biefe Beſtimmungen des Patents 
ihre Vertheidiger? Ich habe nur wenige gefunden, und meine Mebers 
jeugung ‚hat darin ihre Beftätigung erhalten. Aber, meine Herren, 
ich fürchte auch nicht, ſondern ich hoffe, daß der freie Ausdruck un⸗ 
ſexer Meinung eine gnädige Aufnahme vor unſerem Königlichen 
Herrn finden wird, die Anker meiner Hoffnung ruhen feſt und ſicher 
in der gtoßen Seele unſeres Königlichen, Herrn. Ja, meine Her 
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zeigen, fie werben verſchwinden vor der hellen Sonne des Rechts 
und der Wahrheit, Der 3. Februgr wird das werben, was er 
nach ber großen. Inge bes Königs werben follte,.. ner Gebuxsigg eines 
nenen, eines frejen Preußen, eines Preußen, wie es feit, Kunee * 











— Mi — 


rinem Menſchengilter das Volls erſehnt und das Ausſand gefürchtet Ink, 
eines Preußen, wie es jene großen Shaatsmänner, auf die unfere 
Enfel uoch ſtolz fein. werden, wollten:. die Stein, Hardenberg, 
Humboldt, Beyme, Boyen und Scharnhorft, und dem fie, 
ander der Migive des Heldenkönigs, der: jeht zn feinen Bätern ver- 
fammelt :ift, Die Wege: geebnet haben; eined Preußen, das, geführt 
con dem. fühnen. Kluge des hohenzollernſchen Adlers, der der Sonne 
wicht: weicht, Deutfchland norangeht in Allem, was edel und gut 
und groß iſt; bes. Preußen, welches, wenn and) nur von 16 Mifr 
dionen Menſchen bewohnt, in Dem holen Sinne fsiner Fürſten und 
dem immer freier und früftiger- ſich entwirdelnden Notionalbewußtſein 
eine Wacht befigt, welche es befähigt, ſein entſcheigendes Gewich 
in die Wageſchale gu legen, anf der die Geſchicke Enropa's gewo⸗ 
gen werben, des Preußen, deſſen Söhne von Dften und Weſten, 
son dem Fuße des Miefengebirges bis zu den Oikfeegefinten, wenn 
das Bnterlanp m Gefahr if, ich um. den Thron ſchaaren, den 
Thron, der auf der Liebe des Molfes ſiberer Pal; als anf diaman⸗ 
tenen Säulen. 
(Bravo!) 
abg von der Herdt: Ich bin ver Meimng..n meine Herren, daß 
die Verſammlung wohl thun wird, denſelben Bung inne ju haften, 
den Die Abtheilung gewählt hat. Es fcheint mie nothwendig, daß 
jebem Mitgliebe Gelegenheit gegeben werde, fein Botum darüber 
abzugeben, ob es ans Rechtsgründen oder aus Gründen der Niger 
lichleit wie Periodizität und den Wegfall. der Ausſchüſſe für noth— 
werbig. hält. - Es wird dies der in der Adreſſe niedergelegten Ver⸗ 
wührung und den früheren Erklärungen eben fo entiprerhen, als ber 
an und. ergangenen Aufforderung, zur Herbeiführung eines Einver⸗ 
ftändniffes den angeventeten Mangel an Uebereinſtimmung in ben 
Geſetzen näher. zu begründen. Es gemügt nicht, daß Die Behaup⸗ 
kung, ed mnngle eine Uebereinſtimmung in dem Geſttze, im Allge- 
meinen aufgeſtellt werde. Eine ſolche Behauptung muß genau praͤ⸗ 
gifiet und motivixt werden, und che eine ſolche Behauptung Namens 
Der Berfanmlung. aufgefellt wird, muß bie Nedytäanficht, ‚vie Ueber⸗ 
zeugung ber Verſammlung geuan konſtatirt werden, was indeß mm 
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durch Abftimmung gefchehen kaun. Denn wäre die Majoritaͤt der 
Berfantmlung nicht der Anficht, daß wirklich ein Mangel an lieber- 
einftimmung beftehe, fo. könnte, ungeachtet der entgegenſtehenden Er⸗ 
klaͤrung Ginzelner, der Mangel an Uebereinſtiumung Namens der 
Verſammlung nicht behauptet werben. Erft wenn bie Ueberzeugung 
der Berfammlung fefrkteht, exit dann wird das Verfahren zu erörtern 
fein, welches auf Grund biefer Ueberzeugung weiter eingefchlagen 
werben fol. Es ift von einem verehrten Mitgliebe aus Sachſen 
gefagt: worden, die Abtheilung habe den Rechtsgrund im den Hin- 
tergrund und die Rüplichkeit in den Bordergrund geſtellt. Es if 
Dies, wie der Referent ſchon vorgetragen bat, nicht gefchehen. Sch bin 
Äber den Rechtspunkt mit dem verehrten ‚Mitgliede aus Sachfen 
gleicher Anftcht: -Aber den Vorwurf halte ich nicht Billig, daß bie 
Abtheilung die Betition des Mitgliedes von Prenzlau nicht genng- 
fam erörtert Habe. Sie ik verſchiedener Anſicht geweſen, aber zu 
welchem Refultat die Erörterung bei jedem Mitglieve führe, die dar- 
aus reſultirende Anftcht muß man ehren, aud) wenn biefe Anficht 
eine andere ift, wie die eigene, und fo iſt ed mir ergangen. 

Wenn der Herr Yuftiz- Minifter in dem vorgeftern gehaltenen 
Bortrage gefagt bat, daß die dem Bereinigten Landtage zuſtehenden 
Rechte nicht durch Beſchlußnahme feftzufeßen feien, fo hat der Herr 
Minifter wohl nur fagen wollen, daß nicht durch bloße Beſchluß⸗ 
nahme der Berfammlung die Ausübung weiterer Rechte, als folche, 
wie ſie das Patent vom 3. Februar gewährt kat, herbeigeführt. wer- 
‚ den. fönnen. Die Abficht des Herrn Miniſters wird nicht dahin 
gegangen fein, die Verſammlung über den innezuihaltenden Weg ihrer 
Verhandlung zu belehren over ihr das Recht ver Beichlußnahme in- 
ſoweit abzuſprechen, als es nothwendig iſt, um ſich über den Man⸗ 
gel an Uebereinſtimmung klar zu werden. 

Der vorletzte Redner hat geſagt, wenn man- einen’ Rechtsan⸗ 
ſpruch begründen wolle, fo. träte eine Macht der anderen Macht 
gegenüber, und es fehle dann an einem Richter. Ich glaube nicht, 
meine Herren, daß diefe Auffaffung in dieſer Verſammlung Anklang 
finden wird. Sind wir eine Macht, fo ſtellen wir ums nicht ber 
Krone gegemüber, ſondern wir bilden dann eine Macht für die Krone, 








we: Wie: Mad und den Ruhm der Krone. nody. mehr zu erhaͤhen. 
Kern ſei es von uns, der Krane: gegenüber zu treten. Es fehlt 
wicht an einem Michter, wie haben einen gerechten Richter, und felr 
nen Urthelle wollen wir ſubmittiren. Aber wohl baben wir bie 
ernſte Pflicht, daß, che der Richter enifcheivet, die Yrage zur Ent: 
ſcheidung reif geſtellt werde. . 

. Dee Herr Juſtiz⸗Miniſter gelangt nach einer ſehr kunſtreichen 
Rochtodeduction zu dem Zugeſtändnifſe, daß bie früheren Gefetze wohl 
vie Erwartung haben erregen koͤnnen, daß jährlich eine größere Vers 
ſammlung einberufen werden müſſe, und zwar eine einzige reichs⸗ 
ftändifche Berfammlung. Nur fügt der Herr Minifter hinzu: zwi⸗ 
fen einer folhen Erwartung und einem verliehenen Rechte ift ein 
großer Unterſchied. Es mag diefe Ausführung, juriſtiſch . betrachtet, 
ein Meiſterſtück ſein, darüber mögen Männer von Bach ımtheilen. 
Die Berfammlung aber wird fidh ihre eigene Auſchanung bilden. 
Was mich anlaugt, fo habe ich mich nicht: Abergeugen können, daß 
die Anficht, es ſei ein: Rechtsanſpruch vorhanden, eine irrige fei, im 
Gegentheil habe. ich mich nur in dieſer Anſicht geftärkt fühlen kön⸗ 
nen, Bleiben wir bei dem Zugeſtändniß des Herrn Juſtiz⸗Miniſters 
eben. Was iſt die Folgerung? Wenn die früheren Geſetze zu Dev 
Erwartung berechtigen, das alljährlich eine reichsſtaͤndiſche Verſamm⸗ 
lung berufen werben mäfle, ſo ift eine ummittelbawe Folgernng bie, 
daß dann die Erwartungen, zu welchen die früheren Geſetze berech⸗ 
tigen, .bis heute nicht im. Erfüllung gegangen find. Wenn nun ber 
Herr Minifter eine ‚großen Unterſchied barin findet, daß die Ges 
fee nicht mit ausdrücklichen Worten die Rechte" verleihen, zu wel⸗ 
den die Gefeße wohl eine Erwartung haben erregen. fünnen, fo dor 
cirt der Hear Minifter an einer anderen Stelle. feines Vortrags, 
daß bei ver Grflärung der Gefebe der Sinn oder, wie es ausge⸗ 
drückt if, der Gedanke maßgebend fein Tol, ben der Gefeßgeber Int 
hineinlegen wollen. 

Daß es bei Erklärung Der Geſete meh auf don Sinn, ale 
auf den Buchſtaben anfomme, bavin ſtimmen alle Gefepgebungen 
überein. Das Allgemeine Landrecht beftimmt dies ausdruͤcklich ums 
fügt hinzu, daß, wo der Sinn zweifelhaft fei, er doch immer fo ge: 
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nommen: werben mie; daß er eine Wirkang habe: Der Sinic mir 
die Abficht des Geſetzgebers können nicht zweifelhaft fein. Der Herr 
Miniker hat den Sihn der Gefege ſelbſt durch fein Zugeſtändniß 
anerkannt. Wenn nun aber bie in: nem Gefege vom 17. Jannar 
1839 ansgefprochene Ablicht der Unterordnung des. Staats Schul 
denwefens unter die Reichsftände, fo wie der Anordnung einer all⸗ 
ehrlichen Rechnungslegung eine Wirkung haben: fol, ſo muß Doc) 
die Periodizitaäͤt feftftehen. Denn wollte man annehmen, es lönne 
die reichoſtaͤndijche Verſammlang erſt in- fünf, zehn ‚ober zwanzig 
Jahren sufammenberufen werben, jo würde bie Abſicht unmöglich zu 
eereichen fein. 

In einem Punkte flimme ich dem Her Juſtiz⸗Miniſter bei, 
nünlich darin, daß, wenn ein Rechts⸗Anſpruch auf die Pertiobizität 
befieht, dann auch ein Rechts⸗Anſpruch anf. alljährliche Emberufung 
feſtſtehe. Ich Habe in der Abtheilung in diefſem Siume: geſtimmt, 
aber als ich dabei in der Mineritaͤt blieb, habe ich much Bei der 
zweiten Frageſtellung die enge mit Ja beantwortet, weit ich eine 
Einbernfung in: ſo funzen: regelmaͤßigen Friſten, vie eine Ausführnug 
ver Beſtimmungen des Geſetzes vom 17. Imuar 18230 moͤglich 
nahen, für mich: nicht anders als eine jahrliche habe jmerpretiren 
Volt, meine Hewen, hat keine NRechtawiſſenſchaft ftudirt 
es hebt beine kunſtreichen Rechtsdeductionen. Das Voll verfteht die 
Geſetze nach dem einfach verſtändlichen Sinne Uns aber, die wir 
berufen find; die Rechte der Stände, die Rechte des Volkes: zit wa: 
ren; und, legt, meines Erachtens, Die Pflicht ob, uns nicht irre 
machen zu laſſen durch kunſtreiche Deductiouen, ſondern feftzuhalten 
aa: den Rechten, welche dem Lande uud ben Stünden nach dem ge⸗ 
wöhnlihen Wortſinn amd den Geſetzen erworhen ſind. Dieſe: Rechte 
ſind mit überzeugender Klarheit, fo weit fie micht in: der Verordnung 
vom 3. Februar enthalten ſind, ausgeſprochen in der mehrbeſproche⸗ 
nen Erklaärung der 138. Ich ſchließe mich dieſer Ausführung an. 
Man. köunmte verſchiedener Anſichten fein über bie Form, vie Jeit 
der einbringen und über” das deran zu mnuabſcam erfahren; 
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uber die -Überwiegenive. Mehrhrit ver Verſaniluing wird Rd au 
derſelben Ueberzeugung belennen müflen. 2 
BE von vem Herrn Jufſtiz⸗Miniſter angeführt worden, daß 
der Artifel 13. 90m 17. Jannar 1820 wohl: mie eine. Berpflichtung 
gegen die Staatsglänbiger habe eingehen wollen, Diefe Behaup⸗ 
tung iſt, wenn ich «nicht Bere, fehon einmal von der Minifterbanf 
ausgeſprochen worben; aber ich habe nicht geglaubt, daß der Hert 
Juſtiz⸗Minifter fie aufnehmen. würde. Hieße es in dieſem Artikeh, 
fo lange, bis die damaligen Staatsgläubiger beftiedigt fein‘ würden, 
ſolle die Rechnungs⸗Ablegung an die Reichsſtände erfolgen, fü Hätte 
ſtch vielleicht eher ein Grund, aber auch nur ein ſchwacher Grund 
für eine ſolche Behauptung finden laſſen. Wenn aber der Herr 
Zuſtiz⸗Miniſter den wahren. Sinn dieſer Beſtimmung erforſchen 
wollte warum · hat er ven Eingang des Geſetzes unbeachtet gelaſſen, 
worin es ausgedrückt iſt, daß nicht blos der Wille, den Staatsgläu⸗ 
bigern gerecht zu werden, ſondern was dieſem — und mit Recht — 
vorgeſetzt iſt, die Abſicht, das Vertranen zum Stadte und zu 
feiner Verwaltung zu befefligen, -bei dem Geſeße als Motive vor⸗ 
gewaltet haben. Warum hat dev Herr Juſtiz⸗Miniſter wieberum 
diefen Eingang nicht in Vetbindung gefeht mit dem Geſetze vom 
27. Oftober 1810, auf weldes ausdrücklich darin verwieſen fft, 
und in diefem Geſttze heißt es ja ausdrücklich: | 
„Wir werden übrigens Unſere flete und größte Sorgfalt darauf richten, durch 
jede nothwendige und heilſame Einrichtung in politiſcher und finanzieller Hnis 
"fat Nnfeven Uns ſo ſehr am Herzen liegenden Hauptzweck, das Wohl Urs 
ſerer getreuen Unierthbanen herzuſtellen, möglichſt zu :befürbern. Bu dem 
Ende ſoll auch die nächſte Möglichkeit ergriſſen werden, das Müuͤnzweſen auf 
einen feften Fuß zu feßen, fo wie Wir Uns vorbehalten, der Nation, eine 
jwedmäßig eingerichtete Hepräfentation, fowohl in den Bros 
vinzen, als für dad Ganze zu geben, deren Rath Wir gern bes 
nutzen und in ber Wir nach Unferen landesväterlichen Befiinuugen gem 
Unferen getreuen Unterthgnen bie Ueberzengung fortwährend 
geben werden, daß der Zuſtand des Staats und der Finanzen 
ſich beſſere, und daß die Opfer, welche zu dem Ende gebracht werden, nicht 
vergeblich ſind. So wird fich das Band der Liebe und des Verkraueite 
xwiſchen Uns‘ und kiſeren treneit Bot Immer fefter pen. ee 
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‚Der: Bert Juſtiz⸗ Miniſter ſagt man noch, daß die jährliche 
Rechnungslegung um deswillen nicht bie jährliche Einberufeng der 
reichsſtaͤndiſchen Berſammlung bedürfe, weil es ſich ja vur um ein 
bloßes Gutachten handle, und dafür ſei die Deyntation ga; genü⸗ 
geud. Anders ſei es, wenn es ſich sum einen wichtigeren, um einen 
gefährlich bindenden Akt handle, Es Handle. ſich aber. darum nicht, 
sondern nur um ein Gutachten, fonft hätte wohl. ein Einwand ge- 
gen. vie Rechtögültigfeit erhoben werben fünnen. Leider heſchränkt 
ſich die. Wirkſamkeit der. Stände in den meiften Fällen noch auf ein 
Gutachten. Wenn aber von Seiten der Miuifterbanf ein fo gerin- 
ger Werth darauf gelegt wird, welchen Werth follen wir dans dar⸗ 
auf legen? Mich wird dies beflimmen, um fo enifcdhiedener den 
Petitionen beizutreten, welche auf Gewährung der Feſtſtellung des 
Haupt⸗Finanz⸗Etats und daraus folgender Kontrolle des Staats: 
Haushaltes gerichtet find. Ferner jagt der Herr Juſtiz⸗Miniſter: 
„Indem Bas Geſetz vom 3. Kebrugr ſich als einen Kertbau ber 
früheren ftändifshen Geſetzgebung anfündigt, hat es eben damit nicht 
anerkennen wollen, daß die früheren Gefege in ihrer eigenthümlichen 
Form und Begrenzung fortbeftehes : und nebenher fortwirfen foBen. 
Jene Geſetze vom 3. Februar erflären ſich vielmehr als eine Fort⸗ 
ſetzung und. Fortentwickelung derfelben. “ 

Anſcheinend fol darin ein Zugeſtaͤndniß liegen, daß die frües 
ten Gefege nicht vollftändig. in den ‘Patenten vom- 3. Februar auf 
genommen find; indeß wirb angenommen, daß im Uebrigen bie frü- 
heren Geſetze ſtillſchweigend befeitigt feien. Der Herr Yuftiz-Mini- 
fter fiheint dabei nicht an das Allgemeine Landrecht gedacht zu ha⸗ 
ben, worin es lautet: Daß bie Gefege fo lange in Kraft beſtehen, 
vis fie. ausprüdlid qufgehoben find. Bu 

Ich kann mir. endlich nicht denfen, daß. der damalige Gefeßgeber 
abfihtlich bie Auslegung. hat zweifelhaft laſſen wollen, um freie Hand 
gu behalten. Ich kann das, wie gejagt nicht glauben. Der Geiſt, 
der aus ‚jener Geſetzgebung hervorleuchtet, singt mit für das Ge⸗ 
gentheil. 

Ich Habe, wie ſchon vorhin bemerkt, in der Adtpeifung. mein 
Votum dahin abgegeben, daß ein Rechts-Anſpruch auf alljährliche 
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(iubemiung beſtehe/ ‚umb ich hin Das. Mitglied, weiches "aller 
ber Abſtimmung : über Dir Frage; ab eine Bitte auf jäbeliche Ein⸗ 
herufung zu: ſtellen ſeij, in ber-Minoritit:geblieben. if. Ich verbleibe 
bei: dirſer Anſicht und glaube wohl, daß dies unfere Pflicht iſt 
wenn wir ben Rechts⸗Anſpruch fer gegrünbet :balten. Diefer aber 
wird zuvörderſt in der Berfammlung: zu Tonftatiren fein. - 
Abg. Frhr. von Winde: Bon verſchiedenen Rednern, bie. fon 
wie geſprochen haben, bin ich. theils Direft angegriffen morben und 
theils in.einer Weile geruͤhmt, Die id) nur als direkten Angeiff des 
trachten Kann, amd ich befinde mich alſo in einiger Berlegenheit; 
wenn ich .jegt. meine Anficht als den zweckmäßigſten Weg in: vew 
Sache vertheidige, wu bitte um fo mehr um gütige. Nachſicha. Ich 
babe. midy bei mehreren Gelegenheiten jomehl für mich, als wenn 
ich für Audere das Wert nahm, bie. mit. mir im einer Meinung 
vereimigk waren, zu der Anſicht bekannt, daß ich. gegen jede Petition 
fei,: in Bezug auf Die Nicht: Vlebereinftimmuug. der. Älteren. miti den 
neueren Gefieder, und zwer haupiſächlich aus zwei Gründen; eins 
mal, weil es mit nicht geeigmet zu fein. ſchien, um ein Mocht zu 
bitden, was ich bereits zu beſihen glaube, und zum Anderen hei: 
halb, weil ich ‚nicht glaube, daß es mit ber. Ehrerbietung gegen bau 
Allerhochſten Traͤger der Krone in Gallang zu ‚bringen (fei, werk 
wir den beftimmten. Erklaͤrungen gegenüber, die wir theils aus Dep) 
Munde Sr.. Majeſtät bes Königs und theils aus der Batſchaft 
vernommen haben, ſofort jetzt um eine Abänderung der Geſetze vom 
3. Febrnar bitten. wollen. Im Weſentlichen befenne ich mich voch 
jetzt zu dieſer Anſicht; ich freue mich. indeß, daß ber weitere Forn 
gang der Perhandlungen es mir geſtattet, mit. Modiſicationen Dam 
Gutachten der Abtheilung beizutreten, was ich im Gegenſahe wit 
mehreren Rednern als vollſtaͤndig unpartheiiſch anerkennen mußß. 
Was den erſten Punkt anbetrifft, ſo haben wir alle Urſache, 
ben: geehrien Abgeordneten aus Prenzlau und der pommerſchen Rise 
zenſchaft es zu danken, daß fie einen Meg. aufgefunden. haben für 
eine Bitte, ohne daß dadurch unſer Recht: in Frage geſtellt zu war⸗ 
den braucht. Sie gehen im Weſentlichen dayon aus, daß ſie ſagen: 
wir beſchen Rechte, und wir bitten Gr. Majeſtaͤt, dieſe Rechte an 
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imbriennen 5 xbte- bitten nicht, wie es in anberen Petitienen dub, 
gedrückt worden iſt und mir auch in dem Gutachten der Abtheilung 
ni: litgen ſcheint, um die Werteihung des Mechis, ſondern um defſen 
Anerkennung. Ic finde einen großen. Unterſchied in dieſen bei⸗ 
ven. Formen und bedaure, mit dem Mitgliede für Kötn hierin im 
wefentlicher Meinungs⸗WBerſchiedenheit zu fein. : Es fheint wir nicht 
wwbenenflich: wein: ich :bitte, mir ein ſchon beſtehendes Necht zu 
verleihen, — deun das Mitglied ans Koͤln bemerit in ven Ab⸗ 
mad feiner Petition, daß die Krone nidyt verhindert fei, ein Recht 
durch Verleihung neu zu ſchaffen, — ſo würde Died bad ein fehr 
gefährlicher Zuftınd fein; dagegen muß ich mich verwahren. Wenn 
vagegen, ‚nach deſſen fpäter folgender. Erflärung, nnr um bie Be- 
 friedigung eines Rechtsanfpruches gebeten werden fol, fo 
iſt dies davon weſenttich: verſchieden. Die Form, in. weldyer ich 
bitte, ift vaher gewiß nicht gleichguͤltig; es kann dadurch ein Recht 
zur bloßen Vergoͤnnung werden! Ich glaube, yup fekbft die ver⸗ 
ehtien Wertreter der Juſtiz auf der Mimſterbank das zugeben wer: 
ben, und meine daher, duß wir den beiden Witgliedern dankbar 
fee muͤſſen, daß: ſie uns den Weg gezeigt haben, um Auerkennung 
vos Mens zu bilten, ohne unfer Gewiflen zu beeinträchtigen. Im 
Bezug auf: den zweiten Punkt glaube: ich ‚zwar immer: noch, daß 
ſio bche Bitten nach Emanation der Geſetzgebung vom. 8. Februar, 
die ſich als vollendet ankündigt, nach den Worten, die wir hier vom 
Khrone aus gehört haben, ſich nicht leicht mit der Allerhöchſten 
Winlensmeinung in Einklang bringen laſſen, und ich glaube dem 
Mitgliebe ver brandenburgiſchen Ritterſchaſt darin: widerſprechen zu 
mäflen,: daß ich in der Allerhöchſten Botfchaft dieſen Weg nicht vor⸗ 
hJeheichnet finden kann. Im Gegentheil hat Se. Majeſtät ver Kö⸗ 
nig geſagt: Der Bereinigte Landtag hat keine anderen Rechte, als 
die ihhm Durch das Patent vom 3. Februur ertheilt find, und nur 
uf Ausbifvung dieſer Geſetzgebung Tonnen. Bitten grrichtet wer⸗ 
ven: Wenn hiernach um eine neue Schaffung von Rechten gebeten 
wied, fo will ich Died erwägen und dabüber entſcheiden. 
5°. Mit Anträgen um’ Verleihung neuer Rechte möchte ich: win 
getn den⸗ König moͤglichſt verfehonen;- um ſo dringender aber moͤchte 
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ish beſchen auf Erhaltung per bereite durch die ‚röhere Biefebeeung 
begründeten Meihie: - . 
Wenn wir hiernach auch nich im. Einflange une: Sofäuben * 

dert früheren Auſichten der Krone, fo flhle ich mich doch jetzi dar⸗ 
über beruhigt, und zwar aus zueien Orkuden, einmal, weil wir bej 
einer fpäteren Veranlaſſung von dem Herru Königlichen Kommiſſen 
vernommen haben, daß jeder Weg zur Voerſtaͤndigung willkommen 
wäre, dann aber aud) aus einem zweiten perfünlidyen Grunde. Es 
iſt gewiß ver Verſammlung befennt, ich wenigſtens babe vernom⸗ 
men, daß eine Zahl ehrenwerther Mitglieder, welche durch ihre Stel⸗ 
lang im ‚Leben und durch die Familien⸗Traditiouen, die gemiſſerma⸗ 
fer in ihnen ſich konzentriren, Dazu vorzugsweiſe geeignet ſind, ſich 
berufen: fühlen, ven kenſervativen Staubpunft, Die Erhaltung unsere 
alten Rechtes beſonders zu erfireben, und welche ſich zu einer enger 
ren Vereinigung zufammengefunden :huben, und welche ſogar ſchan 
dunch Die: Deomenmung des Ortes, ven ſie zu Ihrer Zuſammenfumſt 
grawaͤhlt haben, an Das Land haben erinnern wollen, das ſchon ſeit 
Jahrhunderten ſeine alten Rechte zu erhalten ſucht. ol 

’ Gelachter.) 

db: habe dieſe Thatſache niit großer Genug ans. Befrie⸗ 
—* vernommen. Sch habe ferner gehoͤrt, daß ein erwählter. Aus⸗ 
ſchuß, wenn ich fo ſagen ſoll, aus der Verſammlung des engliſchen 
Hauſes Ah in Verbindung mis‘ dem Königlichen Kommiſſar geſeht 
bat, und wenn ich auch dieſen Weg etwas ertraordincir finde, ſo 
glaube ich doch. daraus ſchließen gu dürfen, daß eine größere Ueber⸗ 
einſtiamung des Gonvernementd mit dieſen konſervativen Nigzlicvern 
befteht, und daß vdeshalb die Exhaltung unſerer Rechte wicht: bios 
das Ziel: dieſer Verſummluug, ſondern auch des Gouvernements ſein 
wish! Sona fühle ich mich vouſ iavis bernhigt und Yun un 
auf die · Suche ſelbſt übergehen. 

In Betreff ver Ftage; ob wir BNP ein Meiht baiten u 
Die Perivdizitat des Vereinigten Landtages, ſo⸗hatte: ich mit vorge⸗ 
nemmen, dem Herrn Juſtiz⸗ Minifier ausfhrbiche zu antworten, vbo 
eich ich nur nmit einer gewiſſen Zaghaftigteit mich Drau entſchale⸗ 
fen Tommte, einem Manne gegenüber, ver geſtern weit Recht ein Pas 
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WM von: europätfihen Rufe zenannt wire — Nur der Umfland 
gab mir wieder einigen Muth, daß id) in dem Minifler der Geſetz⸗ 
Aeviſton Auch zugleich meinen: früheren Lehrer von der Univerfität 
Ber zu verehren habe. Hätte ich daher irgenb etwas Erhebliches 
int Widerlegung vorgebracht, fu wären e8 chen nur die früheren 
GSedenken vefieiden verehrten Mannes: gewelen — wie ja der: Dia 
want ı nur durch Diamantenſtaub geſchliffen werben kann. 
(Gelãchter.) 

er haben indeß viele Mitglieder, bie ſich vor mir auf dieſer 
Stelle befunden haben, namentlich, die Mitgtiever für Königsberg, 
für Reinerz und für Elberfeld, fich fo vollſtändig über ben Rechts⸗ 
punkt „geäußert, daß ich blos eine kleine Nachleſe zu halten brauche. 
Im Weſentlichen ſcheint mir von ihnen ſchon der Vortrag des Herrn 
Jufiz⸗Miniſters vollſtaͤndig widerlegt zu fein. Es iſt namentlich be⸗ 
merlt worven, daß aus dem Haren Buchſtaben des Geſetzes ein be⸗ 
gelndetes Recht auf eine allſäͤhrliche Juſammenberufung des Land⸗ 
tüges: behufs Abnahme der Rechnung der Staatsſchuden ⸗ Verwal⸗ 


tung abzuleiten ſein. 
Es iſt ferner bemerkt, daß dies nicht blos den Kreditoren, ſon⸗ 


bern dem ganzen Lande verliehen if Ich habe aber noch nachtraͤg⸗ 
lich zu bemerken, daß, wenn von dem Herrn Juſtiz⸗Miniſter geſagt 
worden iſt; die. Reichsſlände hätten ja die Rechnung alljährlich zu 
prilfen, da Die beireffende Deputation. aus. und von Ihnen gewählt 
werde, ich: dies mit dem Wortlaut. des Geſetzes nicht vereinigen Tann, 
weiber der ganzen Berfammlung Dies Recht verleiht, Wenn er 
fersuen ſagte, jene engere. Denutation befüme ihre Auftraͤge nicht son 
den Verſaemmlnug, fondern fie hätte ihe Mandat aus Dem Gefeb; 
ſa⸗ſpricht dies ‚gerade für und, denn nur der Mandatar. fan 
ns Recht für. ſich in Anſpruch nehmen, die. Perfönlichkeit bes Man⸗ 
danten innerhalb der Grängen feiner Vollmacht gu vertreten. Aber 
wie der Rönigliche Kommifſar ſchon gefagt hatte, fo ſind dieſe Man⸗ 
derere wicht non und. gewahlt worden, ſondern ſie find nus geſetzt 
worden, amd ſo Können ſie undicht erſetzen und. können nie amfere 
Siehe: meriesten.. &8.:ift. ferner. ſchen von dem: lehten Redner geſagi 
warden, Dakine Pualt keinesweges unbeſtimut im dem Gefehe ges 
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laſſen wäre, und ich möchte dies noch dahin ergänzen, daß der Gir 
feßgeber, wie der Herr Juſtiz⸗Miniſter (vergl. oben &. 414.3 ſelbſt bemerkt, 
nur die Gieridytung, Bildung, Zufammenfegiing und Organiſirung 
ber .NReichshtänne unbefimmt gelaffen hat, nur die Frage, wie. fie 
aus den BrovinzialsStänden hervorgehen follen. DH 
gebe ich zu, aber dieſe Organiſation iſt jegt dahin beftimmt worden, 
daß nicht Die. Ausfchüfle, wie Das. möglich geweſen wäre, fonder« 
daß ſaͤmmtliche PBrovinzialsLandftände zu einer reichsſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung vereinigt find; aber wie oft ſie zuſammenkommen ſollen 
darüber beftcht.Teine Unbeftimmtheit, darin iſt keine Ungewißheit, es 
war vielmehr ausdrücklich beſtimmt, daß fie alljährlich zuſammen 
kommen. Wenn es endlich um die Interpretation des Geſetzes ang 
vr Abſicht deſſelben ſich handelt, fo ſindet eine ſolche überhnupt 
doch nur. dann ſtatt, wenn die Dispoſition, ber Bile des Geſetae 
ders ſelbſt unftar ift. 

Das aber it bier nicht der Kalk, fonbern es ift: auedrucich 
geſagt worden, fie ſollen alljaͤhrlich zufammenfonimen, alljaͤhrlich fol 
ihnen Rechnung. abgelegt werden. Ob dies zur Sichexrheit der Kre⸗ 
vitoren und für den Vereinigten Landtag nützlich iſt, iſt eine gam 
andere Frage. Wie es aber ver Buchſtabe des Geſetes klar ent⸗ 
ſcheidet, ſollen wir alhaͤhrlich behufs der Prüfung der Rechnungen 
zuſammenkommen. Und hiermit glaube ich dad Wenige noch -ergängt 
zu haben, was ‘mir nad) dem verehrten Redner noch zu fagen bließ. 
Bei Beleuchtung des Vortrags des Haren Yuftiz- Mintiters glaube 
ich auch die Anſicht des einen Theil. der Abtheilung im Weſeut— 
lichen: ſchon mitwiderlegt zu haben. Ich habe nur noch zu bemerine 
wern die Abtheilumg auf unfere provinzialkänvifche Thätigfeit: Bygug 
nimmt und. fagt, daß dies eine permanente Thätigkeit wäre, ahue 
das die Brovimial-Stände immer in voller Verſummlmig zuſarunen⸗ 
Tommen, fo habe idy daranf zu erwiebern: biejenigen Kommiſſtonen 
ver Provinzial⸗Staͤnde, die behufs der Erlediguug einzelner. Augeler 
genheiten zufammenfommen und in Permanenz bleiben, find vor den 
Provinzial⸗Standen gewaͤhlt, dieſe haben ihnen nur ihre Rechte dee 
girt, während, wie der Herr Juſtiz⸗Miniſter felbft fügt, das Mapr 
dat für unfere Deputatton nur aus dem Geſetze herrührt, das une 
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Be am unfere Stelle fest, ohne daß wir unſere Zuſtimmung dazu 
sriheitt haben. Hiernach ſcheint mir dad Recht auf periodiſchen 
wurd alljaͤhrlichen Zufammentritt der verehrten  Berfammlung voll 
Pindig begründet. Die Näslichfeits- und Nothwendigkeits⸗Gründe 
die das Gutachten aufſtellt, find. von dem geehrten Mitgliede für 
Köln ſcharf, Mar und fo vollſtändig auseinandergeſetzt worden, daß 
ich nicht zlaube, darauf zurückkommen gu müſſen. Aber für mich 
handelt es ſich zunächft wicht um die Nützlichkeit und Reshwendigkeit 
ſondern, wo wir das Recht für uns haben, verlange ich es in ſei⸗ 
em ganzen Umfange anerkannt zu fehen, uid erft.nachher wird es 
Gegenſtaud ver Verhandlungen der Krone mit. den Stänven fein, 
5: davon etwas abzunehmen iſt, ob: Die vollſtaͤndige Ausübung des 
Wechtes nicht zweckmäßig fei.. Ich für mein Theil glaube, daß eine 
wirppäifche Großmacht, wie Preußen, fi) gang im der Lage befinbet, 
die vollfte Stärkung und Kräftigung fümmtlicher Elemente im -Staste 
Gurch eine innige Verbindung. mit den Ständen zu fichern, und Daß 
wir in diefer Beziehung nicht oft. genug zufammenfommen Tünnen, 
wenn wir mit Recht der Anſicht find, daß unſer Znfammenkritt ber 
Neene neue. Elemente der Stärke giebt. Wenn idy das wehentliche 
Vorrecht der Stände, mit der Krone fi in das engfte Bernehmen 
zu feben, ſo hoch anſchlage, fo finde ich. dazu die Veranlafſung bei 
allen Großmachten, die ſich ſiändiſcher Berfunmlungen erfeemen, in 
Frankreich und namentlid In England, mit denen wir und in poli- 
Weiher Beziehung auf einer. und derſelben Höhe befinden, und welche 
Daraus ihre Kraft mit fo. glüdlichem Erfolge gezogen haben. Es 
Sanbelt ſich hier zumächft nicht um Bitten. und. WBänfche, nicht darum 
weis. notwendig und nützlich ift, denn auch in dieſer Bezichung 
wünfhe: ich Se, Maͤjeſat möglichft wenig. zu bedrängen, ja, ic 
wirds es nicht beifügen, wenn. auf dem ganzen Landtage Fein ein- 
giger Antrag auf Berfafiungs-Menverungen .an ben. Thron gelangte; 
ich wäre darauf Leinen. allzugroßen Wert; legen; wo ed fich aber 
A bie Conſervalion wohl erworbener Rechte handelt, Habe ish Die 
allerſtrengſte Anſtcht. Inſofern es ſich nun gegenwuͤrtig nur um 
von Rechtspunkt handelt, will ich dieſen nicht mit Gründen ber 
Rugtztichteit vermiſchen und verdͤnnen; denn fo hoch ber Himmel 








ar Der Bade, ſo hoch ſteht das Recht über: den Rüplichieitägriinken 
Die nimmnerwmehr au das Recht in feiner Hähe hinanreichen bonnen 
Das Recht will ich. ungemiſcht nit Nützlichkeitsßgründen Sr. Maien 
At vorgetragen haben, auf das Recht berufe ſich: die Verſammlung 
and umes vollſtaͤndiger zu fagen, als ed mir mäglich ift, hezieche 
kb mich auf den Antrag des geehrten Mitgliedes für Köln, wo 26 
Fagt: „Das gefährlichſte Reigmittel für den Trieb, Rechte zw. cms 
werhen und zu erfämpfen; iſt das Gefühl, deren gar feine gu. ber 
ſten, und bei einer unbefangenen Erwägung des Juhalted der Berr 
granungen sam 3. Fehrisar co. läßt ſich die Erkenntniß nicht ab⸗ 
weiten, daß dem Vereinigten Inuptage und: dem Lande fein Rech 
sugatheilt:fei (f- oben S. 405).“ Lind deshalb Handelt es ſich hirr zunͤchſt 
am Rote und zwar um wohl erworbene und alte Rechte. Es iſt von 
einem ‚geehrien Mitgliebe mir. gegenüber gefugt werben, ‚wir ſollten 
zurückgehen auf die Geſchichte, wir follten aus der. Geſchichte lernen, 
Daß es ſich nicht um einzelne Buchftaben handle, daß die Beaifpiele der 
Geſchichte den Weg des Buchſtabens als einen gefährlichen bezeich⸗ 
nen. Ich bedaure, daß die verſprochenen Beiſpiele der Geſchichte 
nicht gegeben worden ſind, ich habe aus der Geſchichte die entgegen⸗ 
geſetzte Lehre gezogen und berufe mich auch hier wieder auf Eung⸗ 
land, was ich faſt überall als unſeren großen Lehrmeiſter betrachte. 
Dort wurde ungefähr vor. 150 Jahren, als die jetzige Dpnaftie mit 
Wilheln HI. pen Thron beſtieg, das alte Recht punktatim und buch⸗ 
Kablich niedergeſchrieben in der Declaration der Rechte uk. dam 
der Krane. zur Anerkenvung vargelegt in der Bill der Rechte, ein 
ſchlagendes hiſtorjſches Beiſpiel, fo Lange das geehrte Mitglied kein 
migegengeſehtes geliefert hat. Es AR hier ebenfalls mit Bezug nf 
Die Geſchichte geſagt worden, daß Eintracht mit ber Krone Noth 
thue, und ich frage, wer unter. ung wollte nicht mit der Krone. ein 
trächtig fein? Es war. damit wohl ber erhabene Wahlſpruch des 
niederlaͤndiſchen Volles gemeint: Sintracht giebt. Marht.. Aber war⸗ 
um geht Dort dieſer Wahlſpruch weſentlich vom Volke aus? weil. vie 
Antwori mus dem Munde :der niederluͤndiſchen Fürſten derauf lautn 
Je: maintitdeal 
she wie “in anderer Sprache auf, der Bruſt unſcrer Farſen * 


— — — — oo 
A ———— 


$igeichen .;ftehl:. surum. euique. Weil die. miederbaͤndiſchen Fürften 
dao Recht ungeſchwaͤcht bis auf den: kleinſten Buchftaben erhalten, 
deshalb jagt das Boll: Eintracht giebt Macht. Deshalb kann ich 
wicht die Anſicht des oft citirten Mitgliedes theilen, daß es ſich hier 
weſentlich um materielle Interefien handle, daß dieſe vorzugsweiſe 
befoͤrdert und gepflegt werben follen. Meiner Anficht nach, Flehen 
vielmehr die immateriellen Intereffen unendlich body über ihnen, und 
fo: lange die immateriellen Intereſſen nicht -unerfchlitterlich- degründet 
find, fo lange wir noch gar nicht willen, was bei uns Rechtens iſt, 
fo ‚lange. darf von den materiellen Intereffen. gar keine Rede fein. 
Ans diefen ‚Gründen. habe ich mir erlaubt, ein Amendement dem 
Herrn Marſchall vorzulegen, was ich vorzutragen und mit weitigen 
Worten. motiviren zu ‚dürfen bitte. Ich babe in Bezug auf :vie 
Beriopizieht der ſtaͤndiſchen Berfammlungen das Amendement -geftellt: 
"Be. Mujeſtät den König allerunterthänigk zu bitten, das beſtehende Mecht des 
:, Begeinigten Landtages, auf Grund des Art. XIIE des. Geſetzes: vom 17. Ja⸗ 
nung, 1820. alljährlic behufs Abnahme der Rechnung ber Haupt- Berwal- 
‚tung ver Staatöfchulden einberufen zu werden, Alleranädigl anerfennen, 
falls jedoch einer fo häufigen Einberufung erhebliche Bedenken entgegenftehen 
möchten, dem Vereinigten Landtage eine darauf bezugliche Propoſition huld⸗ 
reichſt vorlegen laſſen zu wollen.“ 


.. . Died Amendement hat meiner Anficht nach weſentliche Vorzüge 
vor dem Autrage der Abiheilung. Es ift in. dem Vorſchlage der 
Abaheiluug gelagt: „Mit Berug auf die frühere Gefehgebung, fo 
wie andy: namentlich aus Gründen der Nüplichkeit.‘ Ich muß mid 
felöft dem Herrn Referenten. gegenüber, deſſen Unparteilichleit ich 
Schon. anerkannt habe, doch einen Redner anfchtießen, welcher fügte, 
daß der Rechtsgrund hinter die Nützlichkeit hierbei zuriidgebrängt 
fei... Es iſt gefigt worden: „Mit Bezug anf die frühere Gefehge- 
bung‘, ich frage aber: find das Beziehungen des beflehenden Rechs 
tes vder nur Beziehungen ber Erwartung, wie der: Herr Juſtiz⸗ 
Miniſter fügte? Ich. wünſche nur Beziehungen des Reches, und 
weil es heißt: „In Bezug auf das: Geſetz““, Darin: aber von Eis 
sögen nur; Erwartungen gefunden werden, ſo will ich das: Recht, 
das beſtehende Recht ausgedrückt haben. Ich befchränfe dies aber 
anf den Buchſtaben des Geſetzes, weil mein. Beweis welier nicht 
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zuträfe, ich befchränfe mich auf die alljährliche Zuſammenkunft behufs 
dei Rehnungsabnahme und Prüfung. Zwar bin ich der Anficht, 
daß der Geſetzgeber damald daran gedacht hat, die Stände alljähr- 
lich zu berufen, und dann nicht blos mit jenem einen Gegenftande 
zu befehäftigen; aber ich bin auch der Anficht, daß, wenn wir ein- 
mal zufammen find, von felbft auch andere Gegenftände an bie 
Reihe fommen werden. Genehmigen wir dies, befchränfen wir ums 
auf dieſe Forderung, fo bewegen wir uns ftreng auf dem Rechts⸗ 
boden Diefen will id) anerfannt haben, ich bitte nicht um Verlei⸗ 
bung, fondern ich bitte um Aufrehthaltung des Rechtes, und 
inſofern dies Berlangen über vie früheren Erklärungen hinausgeht, 
wünfche ich: die Anerfennung Seitens der Krone, damit das Necht in 
Ausführung gebracht werde und zum Leben durchdringe. Denn fo 
lange unſere Meberzeugung nicht unangefochten ift, fo lange noch 
Zwiefpalt zwiſchen der Krone und uns befteht, fo lange ift Eintracht 
nicht vorhanden, auf die ich auch den größten Werth lege. Ich 
will aber auch endlich einem Cinwande begegnen, damit man nicht 
fagen foll, ich wolle nicht das Nüglidye. Ich will der Krone freie 
Hand laſſen, auf gefeglihem Wege durch Worlegung einer Propo⸗ 
fition dieſe Frage zur Entfcheivung zu bringen, bitte alfo, daß, im 
Fall die Krone die unbefchränfte Ausübung des Rechts bedenklich 
findet, dem Vereinigten Landtage eine desfallfige Propofition vorges 
legt werde. Aber das Recht muß erft geficyert fein. Ich erblide 
in der verlangten Maßregel auch Feine Gefahr oder Bedrohniß für 
den Staat und glaube, daß der König, unterftübt von den Rath⸗ 
gebern der Krone, fi) in der Lage befindet, zu erwägen, ob bie 
Ausübung diefer Rechte nüslich und zweckmäßig fei. 

Ich weife endlid darauf hin, daß der Wille Sr. Majeftät 
durch die Thronrede dieſen Weg hauptfächlich, das Recht in den 
Bordergrumd treten zu laſſen, ald den wejentlichen und nächſten be- 
zeichnet. Es ift dort ausbrüdlicdy gefagt: Vertrauen wedt Vertenuen, 
und wenn ich diefem erhabenen Spruche folgen darf, jo glanbe ich, 
wenn wir dem Könige mit Vertrauen bezeichnen, was wir für dag 
Rechte halten, fo wird uns auch das Allerhöchſte Vertrauen ents 
gegenfommen und das gewähren, was wir nad) dem unzweifel⸗ 
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haften Buchflaben ver früheren Gefepgebiing als unfer Recht in 
Anfpruch nehmen. Es ift dort ferner gejagt worven, daß Die 
Stände mit dem ureigenen Geifte der deutſchen Verfaſſung fich 
buchdringen und Wahrer ned Rechtes fein ‚müßten, und, Darum 
würden fie ſich ihrem heiligften Berufe entfreniden, den ihnen ber 
König ſelbſt vorgezeichnet bat, wenn fie aufhören wollten, zunächft 
ihr Recht zu wahren, wenn wir und auf Nüglichfeits- und Noth⸗ 
wenbigfeits- Gründe einlaffen wollten, wo wir das flare Recht vor 
uns haben. Wir follen nicht die Folgfamteit des Knechted üben, 
fondern die Folgfamfeit um Gottes und des Gewiſſens willen. Und 
mein Gewiſſen fagt mir, daß ich meinen Kommittenten gegenüber 
eine Pflicht auf mir habe, das ich. nicht bios mein Recht, ſondern 
anch das Recht meiner Kommittenten auf dieſer Stelle zu wahren 
habe. Und weil dieſes im Buchſtaben des Belebes klar qusgedrückt 
iſt, deshalb. ift e8 ein Gehorfam um des Gewiſſens willen, wenn 
id) mich exbreifte, der Krone die Gründe vorgutragen, aus denen 
ich glaube, daß die Geſetzgebung vom 3. Februar nicht in Einflang 
zu bringen fei mit der früheren, die unferes nun in Gott ruhenden 
Königs Mazeftät im Jahre 1820 erlaflen bat. Sch glaube, daß 
diefer Weg und am ficherften ſchützt vor dem revolutionairen Trei- 
ben, wad Se. Majeftät in der Thronrede als ein gefährliches Zei- 
hen und bedenkliches Symptom der Zeit angeführt hat. Denn 
worin hat dies feine Wurzel! Darin, daß man Fürſt und Bolt 
gegenfeitig einander zu verbächtigen und zu entfremben fucht. And 
wie ftelt man fich ihm cam erfolgreichiten entgegen? Wenn man 
ſich ftets auf dem Rechtsboden hält, nie den Boden des Geſetzes 
verläßt, alfo nicht einen entfernten Anlaß zu der Vermuthung giebt, 
als ob «8 je die Abficht fein Tönnte, der Krone Rechte zu nehmen 
uud für und zu beanfpruchen, als biejenigen, die das Geſetz ums 
verleiht oder die wohlerwogene freie Entſchließung der Krone uns 
als neue Rechte geben will. 

Se. Majeflät der König — ich darf mir ſchließlich erlauben, 
diefe erhabenen Worte felbft vorzuivagen, die mir die Sache voll, 
ſandis zu begründen feheinen, bat gejagt: 
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„Seht gilt's einen netten Kampf um biefelben hohen Güter, einen frieblichen 


. zwar, aber feine Treffen find nicht um eines Haares Breite unwichtiger, als 
es jene im Blachfelde waren. Gott aber wirb wieder mit uns fein, benn es 
gilt den Kampf gegen die böfen Gelüfte ver Zeit. Ihre Einmüthigkeit 
mit Mir, Ihr thätiges Bekenntniß, Mir helfen zu wollen: ben 
Boden bes Rechts (den wahren Ader der Könige) immer mehr 
zu befefigen und zu befruchten, wird ans dieſem Landtage eine 
gewonnene Hauptſchlacht wider jenes arge, rechtlofe, Deutſchland betrü⸗ 
bende und entehrende Treiben machen, zu Ihrem und des Baterlandes Ruhm 
und zur Befriedigung Meines treuen Volkes.“ (Vergl. d. Thronrede Bd. I. S. 63.) 


Diefen Allerhoͤchſten Werten, laſſen Sie uns num und an⸗ 
ſchließen: ſtets den Boden, den Ader des Rechtes pflügen. Wir 
find hingewiefen auf die alten Rechte unferes Volfes, und der 
ehrenwerthe Rebner gegenüber hat mir den Vorwurf gemacht, als 
oh es ‚meine Abſicht fei, dieſe Rechte jetzt wieder hervorzurufen. . 
Das habe ich nicht geſagt. Ich habe gefagt, ich befänne mich nicht 
in Der Lage, jeht die alten Rechte unferer früheren Stände in An- 
fprudy zu nehmen. Aber, fo lange und noch nicht einmal die Rechte 
der nächſten Vergangenheit gefichert find, will ich auch nicht auf Die 
Referpation verzichten, nad Umſtänden auf eine noch entferntere 
Vergangenheit zurüdzugreifen. 

Ich erinnere mich mit gerechtem Stolze, daß meine Vorfahren 
den Ader des Rechtes feit vielen hundert Jahren gepflügt und dems 
ſelben wiele köſtliche Früchte abgewonnen haben, werthvoller als Die, 
materiellen Güter dieſer Erde. Ich weiß nicht, wie lang die Spanne 
Zeit iſt, die mir hier noch zugemeſſen iſt. Wenn aber einſt meine 
Iepie Stunde ſchlagen ſollte, dann wünjde ih nur, auf dem Acker 
des Rechtes meine Grabftätte zu finden. Es ift heute ein großer 
Tag in ber vaterlaͤndiſchen Geſchichte. Heut vor 107 Jahren hat 
Friedrich der Große den erhabenen Thron feiner Väter beftiegen. 
Laſſen Sie uns durch eine würbige That des Landtags feiern Die 
Throubeſteigung Sr. Majeſtät des Königs Friedrich IL. der ums he 
bios Schleſien erobert hat, deſſen edelſte Söhne hier ſitzen 
| , (ine Stimme lacht laut.) 

id finde Dies nicht, lächerlich, es iſt eine hiſtoriſche Wahrheit des 
großen ‚Könige, welcher für. unſer öffentliches Recht den. erhabenen 
31* 


— M — 


Grundſatz aufgeſtellt hat, daß der König der erſte Diener des Staa- 
tes ſei. Es wird eitie Zeit kommen, wo keines der ehrenwerthen 
Mitglieder diefer Verfammlung mehr auf Erden wandelt, dann wird 
die unpartheiifche ©efchichte über den erften Vereinigten Landtag zu 
Bericht figen. Möge fie dann fagen: der erſte Landtag der Krone 
Preußen, insbefondere die Mitglieder der Kurie der Ritterfchaft, der 
Städte und Landgemeinden, fie wurden als fleißige und treue Ackerer 
erfunden auf dem Ader des Rechtes; fie find von biefem Boden 
nicht einen Fuß breit abgewichen, nicht um dieſes Nageld Dide ha- 
ben fie nachgegeben von ihrem guten Rechte, fie haben ſtets unab- 
änderlich beharrt bei dem alten beutfchen Grundfabe unferer Väter: 
Redt muß doch Recht bleiben! 
( Stuͤrmiſcher Applaus.) 

Landiage- Aommiſſar: Es war nicht meine Abſicht, mich in 
dieſem Stadium in- die wichtige Debatte einzumiſchen, welche die 
hohe Verſammlung in dieſem Augenblicke beſchäftigt. Die gleichſam 
perſönliche Aufforderung des geehrten Redners aber, welcher eben 
den Redner⸗Platz verlaſſen hat, nöthigt mich dazu, damit mein 
. Schweigen nicht gemißdentet werde. Der geehrte Redner hat an- 
geführt, daß er zu dem Entſchluß, von feiner früheren Abſicht, die 
vermeintlich ‚verlegten Rechte der Stände nur durch eine Wahrung 
zu ſichern, jetzt auf den Weg der Petition überzugehen, — durch 
meine frühere Aeußerung: „Jeder Weg ber Berflänbigung fei mir 
wünſchenswerth“, ermuthigt fei. 

Ich kann zwar jedes einzelne Wort und Wörtchen, was ich 
Her gefprochen habe, nicht anerfennen oder verneinen; ich glaube 
aber nicht, gefagt zu haben: jeder Weg der Verftänbigung ſei mir 
wänfchenswerth, fondern: der Weg der Verfländigung überhaupt, 
namentlid) derjenige, welcher durch die Allerhöchfte Botfchaft vom 
32. April d. 3. bezeichnet fei. Bei viefer Aeußerung glaube id 
ftehen - bleiben zu müſſen, während ich mich vor einer Mißdeutung 
dev Worte: „Jeder Weg der Verſtändigung fei mir wünfchenss 
werth“, verwahren muß, Da e8 dergleichen Wege der Verftändigung 
giebt, Die ich für nichts weniger als wünfdrenswerth halte. - - 
89 führt mich dieſes aber ferner" zu der Nothwendigkeit, mich 
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über. die Anſicht der Krone in Beziehung anf die Grenzen ber 
gegenwärtigen Debatte zu erflären. Mein fehr verehrter Kollege, - 
der Herr Juſtiz⸗Miniſter, hat bereitd angedeutet, daß durch Die 
Allerhöchſte Botſchaft vom 22. April d. 3. ausdrücklich erflärt fei, 
daß Se. Majeftät Feine anderen Rechte der hohen Berfammlung 
anerfennen könne, ald Diejenigen, welche die Geſetze vom 3. Februar 
ihr zuweiſen ober welche Er ihr künftig im verfaffungsmäßigen 
Wege beilegen werde. Allerdings hat dieſelbe Botſchaft angedeutet, 
Daß dieſe Rechte erweitert werben könnten, daß die Verordnungen 
vom 3. Februar bildungsfähig feien, daß ber hohe Landtag das 
Recht habe, in Beziehung auf die Ausbildung diefer Gefehe Bitten 
an den Thron des Königs zu richten, und daß Se. Mäjeftät der 
König dergleichen Bitten prüfen und nad) Ihrer beften Meberzeugung 
darüber enticheiden würden. Diefen Weg habe ich gemeint, wenn 
ih den Weg der. VBerfiändigung angerathen habe. In Beziehung 
auf dieſe Bitten num ift es keinesweges ausgefchlofien, keinesweges 
verwehrt oder erfchwert, auch "diejenigen Anftchten auszuführen, 
welche ſich vielfältig in diefer Verſammlung ausgefprocdhen haben, 
dag nämlich durch die Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. die Ver⸗ 
heißungen des hochſeligen Königs. Majeftät der verſchiedenen älteren 
Gefetze nicht vollſtaͤndig erfüllt feien und daß alfo, weil einzelne 
Mitglieder diefer hohen Verſammlung, oder weil die Mehrzahl oder 
die ganze Verſammlung viefe Veberzeugung theile, darauf die Bitte 
gegrünbet werden könne, daß der vermeintlich unerfüllte Theil ver 
Verheißungen durch Derlaration .oder durch Abänderung der neuen 
Geſetze erfüllt werden möge. Ja ich nehme feinen Anftaud, ſelbſt 
eine Bitte für loyal zu erflären, welche dahin gerichtet würde, daß 
jene rechte nicht gegeben, fondern anerkannt werben mödhten. 

Ä (Bravo! Bravo!) i 
Aber davon it ſehr verſchieden, den Beſchluß faflen zu wollen, ber 
Zandtag habe ſolche Rechte. Gegen einen ſolchen Beſchluß 
würde ich mich, und zwar auf Allerhöchſten Befehl, ausdrücklich 
verwahren müſſen. Se. Majeſtät haben in ver Botſchaft erklaͤrt, 
daß die Verheißungen der früheren Geſetze, ſo weit ſie unerfüllt ge⸗ 
weſen, durch die Geſetzgebung vom 3. Februar erfüllt ſeien; daß 


ber Landiag Teine anderen Rechte babe, als diefe, daß die Geſetz⸗ 
gebung vom 3. Februar allein fein Geſetz ſei. So lange alfo der 
Gefebgeber feine andere Entſcheidung trifft, ift dies allein die Baſis 
auf der er fid) bewegen darf. Deshalb würde ich mich jedem Be⸗ 
ſchluß darüber, ob der Landtag andere Rechte habe, auf das Ent⸗ 
fchiedenfte widerfeßen müflen. Innerhalb der Grenzen aber, die ich 
vorhin bezeichnete und die auch ein verehrter Renner aus der Pro⸗ 
vinz Pommern nad) meiner Ueberzeugung richtig bezeichnet hat, — 
innerhalb dieſer Grenzen Tann fich die Debatte des Landtags mit 
voller Freiheit bewegen. Se. Majeftät werben die Anträge, — fie 
mögen lauten, wie fie wollen, — «als loyale Anträge entgegenneh- 
men, und darauf in ihrer Weisheit entfcheiven, wie Sie glauben, 
daß es für die Intereflen, für die wahre Bohlfahrt des Vaterlandes 
am erſprießlichſten ſei. 

Außerdem muß ich noch eines Umſtandes erwähnen, welchen 
derſelbe verehrte Redner zur Sprache gebracht; vielleicht hätte ich 
auch Anderen die Antwort überlaſſen können. Es wurde angedeutet, 
wie ich mich mit einer gewiſſen Fraction der Verſammlung in Ver⸗ 
bindung geſetzt habe, damit fie von mir erführe, was fie thun ſolle. 

(Zeichen der Verneinung des früheren Redners.) 

Ich glaube Aehnliches gehört zu haben. In diefer Beziehung 
kann ich die Verſicherung geben, daß ich die Anfichten, welche die 
‚Keone, welche das Minifterium in Beziehung auf die Verhandlungen 
des Landtages bat, mit nicht größerer Offenheit gegen bie bezeichnete 
Fraetion geaͤußert habe, ald gegen die Mitglieder einer. ganz ande 
ten Fraction, und ich würde, wenn ed verlangt werben follte, leh⸗ 
tere namentlich bezeichnen Fünnen. Sch würde die PBerfonen unter 
Ihnen nennen fönnen, gegen die ich mich mit der vollfien, unum- 
wundenften Offenheit ausgeſprochen habe, mit einer Offenheit, die 
weiter gegangen ift, als biejenige, welche die Mitglieber, von denen 
in der Recrimination die Rede war, empfüngen haben. Dies erkläre 
ich als die vollfte Wahrheit. 

Ag. Graf von Schwerin: Gegen mich hat ſich Se. Excellen; 
ganz offen ausgeſprochen. 

Abg. Freiherr von Winde: Ich habe ein perfünkiches Fallum 
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zu berichtigen, Ic habe keinesweges geſagt, daß Se. Ercellenz 
gefagt habe, was die Fraction thun folle, ich babe nur geſagt, Diefe 
Mitglieder Hätten ſich durch einzelne Ausſchüſſe mit Sr. Excellenz 
in Verbindung gefeßt, und Se. Ercellenz hätten ſich ausgefprochen 
über die Anftcht des Gouvernements; und daraus fihöpfte ich Die 
beruhigende Ueberzeugung für mich, daß der Weg der Einigung zur 
Schaltung unferer alten Rechte (der einzige, der zum Berftändniß 
führt) angebahnt fei durch diefe Konferenz. Diefer Anficht bin ich 
noch, und ich fchöpfe neue Hoffnung durch das, was Se. Excellenz 
eben gefagt haben. | 

. bg. von Berherath: Obgleich die Verhandlung eigentlich ſchon 
in ein anderes Stabium gegreten iſt, fo kann ich doch nicht umhin, 
Ihre Aufmerkfamfeit noch einmal auf den Vortrag ded Herrn Juſtiz⸗ 
Minifters zurüdzulenfen und dasjenige nachzuholen, was mir nad) 
den bereits ftattgefundenen Erörterungen darüber noch zu fagen 
nötbig ſcheint. Gewiß war eine der bedeutendſten Stellen in dieſem 
Vortrage diejenige, worin bie Behauptung ausgeſprochen wird, daß 
der fragliche 5. 13 lediglich eine Verpflichtung gegen die Staats- 
gläubiger enthalte. Diefer Behanptung muß der © 1 deſſelben Ge⸗ 
ſetzes entgegengeitelt werben. Nachdem bier die Gefammtjumme 
der Staatöfchulden auf 180,091,720 Thaler feftgeftellt ift, heißt 
ed weiter, 

| (lieft vor): 

‚‚ Diefe Schulden follen nicht nur von Uns, fondern auch von Unferen Nach⸗ 

foigern in der Krone bis zu ihrer endlichen Tilgung unausgeſetzt als Laflen 

bes Staats und aller im Staatsverbande befindlichen Glieder 

betrachtet werden. GVergl. das Staatsfchuldengefeß Bd. I. ©. 16.) 

. Niemand wird beftreiten, daß hierdurch den im Staatsverbande 
befindlichen Gliedern eine Berpflichtung auferlegt wird. 8. folgt 
hieran, daß das Geſetz vom 17. Jamıar 1820 nicht lediglich bie 
Sicherheit der Stantsgläubiger, fondern auch das Verhältniß zum 
Gegenftande hat, in welchem ſich bie Glieder des Staatsverbandes 
zu den Staatöfchulden befinden. Es liegt ihnen Die Verpflichtung 
anf, für Diefe Schulden bis zu ihrer endlichen Tilgung zu haften. 
Rimmermeht aber kann ein Dokument, welches einem Dritten eine 
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Verpflichtung auferlegt und zugleich ein Recht ertheilt, ſo interpre⸗ 
tirt werben, daß lediglich der erſtere Theil, der ihn belaſtet, für ihn 
rechtögültig, der andere Theil aber, der ihn berechtigt, gar nicht auf 
ihn anwendbar fei. Entweder beftehen Recht und Pflicht neben ein- 
ander oder Feines. von. beiden. Iſt nun Die im 8. 1 des Geſetzes 
dem Lande auferlegte Verpflichtung in Kraft getreten, fo können 
auch die Rechte nicht befteitten werben, die durch 885. 13 und 14 
. des Gefeßes der Vertretung des Landes, der reichsftändifchen Ver⸗ 
fammlung zuertheilt worden. Würden fie dennoch beftritten, fo 
würde dadurch die NRechtögültigfeit des ganzen Geſetzes überhaupt 
angefochten und fomit eben vasjenige in Frage geftellt, was nad) 
der Erflärung des Heren Yuftiz-Minifiggö der alleinige Zweck war, 
nämlich die Sicherheit der Staatögläubiger. Um die Rechte, von 
denen 88. 13 und 14 handeln, näher zu würdigen, muß bemerft 
werben, daß nicht zuerft in dem Geſetz vom Jahre 18208 von einer 
reichsftändifchen Verſammlung die Rede iſt, vielmehr iſt dieſelbe 
ſchon durch das Geſetz vom 22. Mai 1815 (f. derſelbe Bd, I. ©. 13), 
worin fie die Verſammlungen der Landes-Repräfentanten genannt wird, 
angeorbnet, und die Begründung der Rechte, die das Gefeb vom Jahre 
1820 der reichöftändifchen Verfammlung verleiht, gewinnt noch dadurch 
an Kraft, daß dieſe Gorporation damals der Gefehgebung nicht mehr 
fremd, vielmehr fchon durch das Gefeh vom Jahre 1815 hervorge- 
rufen, mithin rechtlich exiftent war. Die Behauptung, daß, obgleich 
in den früheren Gefegen ſtets nur von einer Verfammlung Die 
Rede ift, ed dennoch in der Wahl des Gefebgebers gelegen habe, 
mehrere reichsſtändiſche Berfammlüngen hervorzurnfen, verliert ſchon 
dadurch an Bedeutung, daß der Herr Minifter felbft anerkennt, es 
habe: aus dem Gefeg die Erwartung entftehen können, daß nur eine 
Berfammlung jährlich berufen werde; dies war alfo auch wohl ber 
Sinn des Geſetzes. Bollftändig aber wird jene Behauptung das 
durch widerlegt, daß der Herr Minifter anerfennt, es fei in den 
früheren Gefegen nicht allein nur von einer. Berfammlung ges 
ſprochen, fondern es fei auch nicht an mehrere gedacht worden. 
Run halte ih an dem von dem Herrn Minifter felbft aufgeftellten 
Sape feft, daß jedes Geſeß nach dem Gedanken erflät werben 
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mäfle, den der Geſetzgeber felbft habe hineinlegen wollen. Hier 
war aber der Gedanke des Gefeßgebers, wie ausdrücklich zugegeben 
wird, nur auf eine reichsftändifche Verſammlung gerichtet, und ich 
vermag nicht einzufehen, daß in den einfachen, unzweidentigen Wor⸗ 
ten, die der Geſetzgeber gebraucht hat: „die reihsftänpifche Ver: 
fammlung‘ oder „die Verfammlung der Landes -Repräfentanten”, 
daß in diefen Worten irgend etwas unbeftimmt oder offen gelaffen 
fei, hinfichtlidy der Zahl der Verfammlungen. Noch weniger ift es 
mie möglich, eine andere in dem Vortrage des Herrn Minifters - 
enthaltene Anficht zu fafien. Der Herr Minifter fagt nämlich, daß 
allerdings, wie ſchon bemerkt ift, in der früheren Gefeßgebung nur 
von einer reichsftändifchen Verfammlung gefprochen, nır an eine - 
Derfammlung gedacht, aber nicht verneint worben fei, daß mehrere 
errichtet werben könnten. Hiernach würden alfo, wenn ber Geſetz⸗ 
geber ſich auch noch fo Flar ausgeſprochen hat, auch Diejenigen An⸗ 
ordnungen, an bie er nicht gedacht hat, vie vielmehr mit feinen 
Gedanken in Widerſpruch ftehen, rechtögältig fein, wenn fie nicht 
ausdrücklich im Geſetz verneint find. In dem vorliegennen Falle 
würde e8 nad) des Herrn Minifters Anficht vollfommen gerechtfer: 
tigt fein, wenn flatt drei Verſammlungen eine weit größere Zahl, 
etwa für jeden Zweig der Gefehgebung eine befonvere, errichtet wor- 
den wäre. Diefe Anficht feheint weit zu führen und zuletzt darauf 
hinauszugehen, daß fein richtiges Verſtaͤndniß eines Geſetzes mehr 
möglich wäre, wenn der. Gefeßgeber neben dem, was er will, nicht 
anch zugleich ansfpricht, was er nicht will. Daß aber die Bildung 
mehrerer reichsſtaͤndiſcher Verfummlungen nicht nur dem Buchſtaben, 
ſondern auch dem Geifte des Gefebed wiberfpricht, erhellt ſchon dar⸗ 
and, daß die reihsftäindifhe Verſammlung, Die zur Bertretung bes 
Bandes berufen ft, nicht eine mechanifche Natur hat, alfo nicht im 
mehrere Theile getrennt werden Tann, ohne daß ihr Weſen aufge 
hoben wird. Sie ift vielmehr ein Iebensvoller Organismus, deflen 
Geiſt erlifcht, wenn er in mehrere Theile aufgelöft wird. Der 
Schwerpunft der Landes⸗Vertretung Tann nur in einer Verſamm⸗ 
kung liegen; beftehen mehrere, fo gelangt weber die eine noch die 
andere zu einer geordneten, richtig abgegrenzien Thaͤtigkeit; nur in 
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‚einem einheitlichen Organe kann ſich ein heilſamer Geiſt der Landes⸗ 
Vertretung entwickeln. Das Patent vom 3. Februar d. J. bezeich⸗ 
net den Vereinigten Landtag als dieſes Organ Es ſagt näm⸗ 
ih ad 3: 

„Dem Vereinigten Landtage und in deffen Bertretung dem Bereinigten ſtändi⸗ 
ſchen Ausichufle übertragen Bir u. ſ. w.“ (Bergl. Br. I. ©. 33.) 
Der Geſetzgeber hat alfo nicht eine zweite, der erften gleichberechtigte 
Verſammlung errichten wollen; der Vereinigte Ausſchuß ift, nad 
men Worten des Geſetzes felbft, nur eine Bertretung dieſer Ber: 
femmlung; er ift alfo nicht die Verſammlung der Landed-Repräfen- 
santen felbft, und es entfleht nun die Frage, ob es mit den Rechten 
and Pflichten dieſer Verſammlung vereinbar if, daß fie Die wichtigfte 
aller ihrer Sunftionen, das Recht des Beiraths, an einen Ausſchuß 
Abertrage, daß fie ferner das wichligfte aller ihrer Rechte, das Recht 
ber regelmäßigen Einberufung, an einen Ausfchuß abtritt. Ich kann 
dieſe Trage nur verneinend beantworten, und idy muß mich, um ben 
Anſpruch Des Vereinigten Landtags auf regelmäßige Einberufung 
noch weiter zu Begründen, darauf berufen, daß in mehreren Befis- 
ergreifungspatenten vom Sahre 1815 ausprüdlich eine Verfaſſung 
zugefichert iſt, daß ferner "Artifel 13 der Bundesakte beftimmt, daß 
in allen Bundesſtaaten eine landſtändiſche Verfaſſung hergeſtellt 
werden ſoll. Der Begriff einer Verfaſſung kann nicht anders ge⸗ 
ſaßt werden, als daß fie ein öffentlicher Rechtszuſtand ſei, in wel⸗ 
‚chem .ein beſtimmtes geordnetes Verhältniß zwifchen Regierung und 
Volk beſteht, Dergeftalt, daß der eine Theil in der Ausübung feiner 
Rechte nicht von dem anderen Theile abhängig fein kann. Es ge 
hört :nicht zur vorliegenden Frage, vollſtändig zu erörtern, welche 
Rechte damals ven beutfchen Bundesſtaaten zugedacht waren, ich 
will nur im Allgemeinen bemerken, wie aus ven offiziellen Alten 
der damaligen Zeit hervorgeht, daß es Die Abficht war, ben Stän 
wen einen beftimmten, von ber Krone unabhängigen Rechtöfreis ein 
seäumen. Gin damals zugefagted Recht muß ich jedoch nament- 
eh anführen, das Recht ver Bitte und Beſchwerde, weiches auch 
durch ‚unfere Berfaflerug bereitö anerfanut wurbe. Ich führe es am, 
num darzuchun, daß ſchon um der Ausübung diefes Rechtes willen 





eine regelmäßige Einberufting der Stände 'erforberlich ift, daß biefes 
Recht, fo lange die regelmäßige Einberufung nicht gewährt wird, 
eigentlich gar nicht befteht, mithin die durch die Bunvesafte verbriefte 
Verheißung nicht erfüllt ift.  Mbgefehen von dem NRechtögrunde, 
fprechen auch die vielfeitigen Gründe ver Zwedmäßigfeit für die 
regelmäßige Einberufung des Landtages. Gewiß liegt es im höch⸗ 
fen Intereſſe der Krone, gewiß ift e8 die Bedingung einer beilfamen 
Erhaltungspolitif, daß die Einberufung nicht von einem jebesmaligen 
Willenseniſchluß abhängig gemacht, ſondern dergeftalt unabaͤnderlich 
feft geordnet werde, daß die Anftitutionen des Staates in ihren re 
gelmäßig wiederkehrenden Lebensäußerungen der erhabenen Ordnung 
ver Natur vergleichbar find. Wie dieſe nad) unwandeldaren Ge⸗ 
fepen den Lauf der Geftirne regelt und die Jahreszeiten im regel 
mäßigen Wechfel an uns vorüberführt, fo walte aud in der Staats⸗ 
gefellfchaft ein höheres, dem Ginzelnwillen unerreichbares Gefeb. 
Wenn der Landmann feine Hoffnungen durch eine Mißerndte 
getäufcht flieht, jo trägt er mit ruhiger und ftanphafter Ergebung 
diefen Schlag; denn er weiß, daß zur beftimmten Zeit eine neue 
Saat dem Boden entfeimen wird. Alfo auch im Staate. Welche 
Bährungen, weldye Wißflänge ſich auch im Leben des Volkes ent: 
wideln mögen, fte verlieren ihren gefährlichen Charakter, ja fie wir-. 
Sen heilfam für vie Entwidelung, wenn alle Theile mit Ruhe auf 
den vorbeflimmten Zeitpumft hinbliden können, wo alle dieſe Gegen- 
füße ihre Bermittelung, ihre Ausgleihung in einem verfaftungsmd- 
figen Organ finden. Ich werde mich nun zurüd zu dem Rechts⸗ 
punkte und erfläre, daß ich demjenigen Theile des Ausſchuſſes bei- 
#timme, der den Rechtsanſpruch des -Bereinigten Landtages auf all 
jährliche Einberufung als begründet anerkennt, der ferner anerkennt, 
daß ver Bereinigte Landtag feine Rechte nicht auf Ausſchüſſe über- 
tragen ‚kann. Einem in diefer Weiſe gefaßten Antrage werde ich 
mich mit voller Meberzeugung anfchließen. Es fcheint mir aber al 
lerdings nöthig, daß die Verſammlung vorher mit fich felbft darüber 
zu Rathe gehe; ob fie von dieſem Rechtsauſpruch in ihrer Mehrheit 
überzeugt ift, ed ſcheint mir Dies durch den bisherigen Gang ber 
Berhandlungen, darch den Inhalt der Adreſſe und durch den Ju⸗ 





halt der darauf erfolgten Königlichen Botichaft bedingt. Ich weiß 
richt, ob die Erklärung, die der Herr Kommiſſarius vorhin gegeben 
Bat, auf ven in dieſer Beziehung bier einzufchlagennen Gefchäftsgang 
Einfluß haben wird, ich enthalte mich für jegt ‚jeder Aeußerung dar⸗ 
über, da die Entfcheidung über den Gefchäftsgang dem Herrn Mar- 
Shall zufteht, dieſe Entfcheidung und aber noch nicht bekannt iſt. 
Zum Schluß bemerfe ich noch, meine Herren, daß ich mich nicht der 
Pflicht. entzogen habe, die und jebt vorliegende Frage von dem 
Stanbpunfte ver gefchriebenen Geſetze, und zwar in einer Weiſe zu 
erörtern, die den Wortlaut: wägt. Ich geftehe aber, daß ich mic 
anf: dieſem Gebiete nur mit verhaltener Seele bewegt habe, daß es 
mir peinlich wäre, das Scidfal eines großen Bolfed gemiffermaßen 
an das Verſtändniß einiger Buchftaben gefnüpft zu ſehen. Doch 
bin ich tief überzeugt, daß es fich Hier nicht um Buchſtaben, fonvern 
um den Geift handelt, der einft dieſe Buchftaben hervorgerufen hat 
and der jetzt ihre Erfüllung verlangt. Möge diefer Geift nicht vers 
fannt, möge das im Volke wachſende Berlangen nad) einem öffent: 
lichen Rechtözuftande nicht mißdeutet, möge ihm die Erfüllung theu⸗ 
rer Berheißungen nicht verfümmert werben! Mit dem lauteren Sinn, 
mit dem fie einft gegeben wurben, hat das Volk fie empfangen und 
in feinem Herzen bewahrt, — unverdorben und in ungefchwächter 
Treue würde ed, wie einft dem Vater, fo jebt dem Sohne folgen, 
wenn es gälte, neue Krieged-Ehren zu erwerben; aber die Aufgabe 
der. Gegenwart führt auf ein anderes Feld, es winfen die noch hör 
heren Ehren eines in Freiheit auf dem Boden des Rechtes mit feis 
nem König innig verbundenen Volkes. Die Lage, in der wie und 
befinden, ift groß; durch großartige Entfchlüffe wird fie fich zum 
Helle wenden. In. feiner beveutenden Periope unferer Geſchichte 
bat es auf dem Throne an großartigen Entfchlüffen gefehlt, an ben 
Stufen. ded Throned hat es in folchen Momenten nit an Män- 
ern gefehlt, die mit weiſem Blick die Bebürfnifie der Zeit erfann- 
den. Dertrauen wir denn, daß auch jeht die Näthe ber Krone 
dazu mitwirken werden, auf der allen ficheren Grundlage des Rech⸗ 
tes den Bau, in dem 17 Millionen wohnen, unerfchätterlich zu be 
feftigen! Mögen die Räthe der Krone nicht befuͤrchten, möge Kei⸗ 
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ner in der Verſammlung die Beſorgniß hegen, daß durch eine folche 
Ausbildung unferer inneren Staats⸗-Verhältniſſe das Anſehen der 
Krone, die Stellung Preußens gefchwächt werde. Die Krone wirb 
nie machtvoller fein, Preußen nie mehr geachtet und gefürchtet un» 
ter den Nationen Europa's daftehen, als wenn eine tiefe moralifcye 
Befriedigung Fürft und Volk zu einer unauflöslichen Einheit vers 
bindet! Dies ift das Ziel, weldyes wir in biefen entſcheidungsvol⸗ 
len Tagen mit Feſtigkeit zu verfolgen haben; möge es erreicht, möge 
der. heiße Wunſch, der in und Allen lebt, erfüllt werben, ber 
Wunſch: „Gott ſchütze, Gott fegne das Vaterland!“ 

(Bravo!) 

Abg. von Maſſow: Meine Herren! Die Beurtheilung ber 
Rechtögründe für und wider die Periodizität des Vereinigten Lands 
tages überlaffe ich den gewiegten Redytöfundigen, deren wir in bies 
fer Berfammlung fo viele befigen. Aus allgemeinen und politifchen 
Gründen habe ich fchon bein Erfcheinen der Geſetze vom 3. Bes 
bruar erkannt und habe es ausgeſprochen, daß eine Periodizität der 
Vereinigten Landtage nothwendig fei, um dem ftändifchen Gebäude, 
welches wir der Gnade Sr. Majeftät des Königs verdanken, Hal- 
tung und Vollendung zu geben. Ich habe dieſelbe Anficht und 
Uebergeugung noch heute; es hat und aber Se. Majeftät der Kös 
nig in der Botſchaft vom 22. April die Zuſicherung ertheilt, binnen 
vier Sahren den Vereinigten Landtag wieder berufen zu wollen, Das 
bei auch die Urfache genannt, daß gegenwärtig unferen Wünfchen 
und Anträgen die Grundlage reifliher Erfahrung mangele. Ich 
fehe wohl ein, daß dieſe Zuſicherung feine Zuficherung der Perio⸗ 
dizitaͤt der Vereinigten Landtage ſei; für mid ift aber mit derſelben 
jeder Grund geſchwunden, jegt ſchon die Bitte um Periodizität aus⸗ 
zufprechen. Die Wiederkehr des Landtages ift und zugefichert, bie 
Bildungsfähigfeit der Gefehe vom 3. Februar ift ausgefprochen, und 
das erfenne ich im vollften Maße an, daß Die Grundlage der Er⸗ 
fahrung eben fo wichtig fei für uns Bittfteller, als für Se. Mas 
jeftät ver König und für die Näthe der ‘Krone. Ich weiß ſehr 
wohl, daß dieſe Anficht nur von einem Kleinen Theil diefer Verſamm⸗ 
hung getheilt wird, dies hält mich aber nicht ab, fie offen und frei 


enszufpredyen, fo wie den lebendigen. Wunfch, daß die. Wenigen feſt 
mit mir an berfelben halten mögen. Ich ftelle bie Einigleit ver 
Berfammiung hoch, aber eben fo hoch ſtelle ich es, daß man feſt 
bei. feiner Meberzeugung beharre. Wenn nun weiter beantragt wird, 
daß naächſt der allgemeinen Bitte um PBeriodizität Se. Majeftät der 
König jetzt gebeten werben folle, beftimmte Friſten für dieſelbe aus- 
zufpreechen, fo hoffe ich, daß fich Dagegen viele Stimmen erheben 
werben, denn id) kann darin nur dad erfennen, was ein Theil der 
Berfammlung vermeiden zu wollen bei früherer Gelegenheit aus⸗ 
geſprochen hat, nämlich ein Drängen an die Regierung zu allzu⸗ 
fehleuniger Abänderung des Geſetzes, einen Sturmfchritt, der durch 
die Verhaltniſſe nicht geboten ift, denn wir haben gottlob Feine Feinde 
zu befämpfen, ſondern wollen bedachtſam fortfchreiten auf der Bahn 
der Reform, die Preußen immer Segen gebradit hat. Mag bie 
Gefebgebung vom 3. Februar ihre Mängel haben, ich bin weit ent 
fernt, dies beftreiten zu wollen, dody glaube ich, daß es rathſam fei, 
wicht zu eilig vorzufchreiten mit fo beftinmten Abänderungs -Bor- 
fdkägen, deren Folgen wicht leicht zu berechnen find, und bie wir 
feibft vielleicht nach einigen Jahren bereuen möchten. Iſt denn un- 
ſere Wirffamfeit auf diefem erften Landtage ohne allen Zweifel fo 
ſegensreich und fo beglüdend für das Land, daß der Antrag um fo 
baldige und Häufige Wiederfehr deſſelben vollfommen gerechtfertigt 
erſcheint? Bei aller Anerkennung des vielen Guten, welches bier 
hervorgegangen ift, erfheint es mir doch Fühn, dieſe Frage beſtimmt 
mit Ja zu beantworten. Ich geftehe es, felbft die 453 Beglückungs⸗ 
Anträge, die hier vorliegen, geben mir dazu noch nicht den Muth. 
Die einjährige oder zweijährige Wiederkehr. des Vereinigten Laud⸗ 
tages würde nicht allein die aus dem. Gefehe vom 3. Februar ber 
vorgehenden ftändifchen Ausichüffe vernichten, fondern auch die Pro⸗ 
winzials Sandtage, die fo Lange .beftanden und wahrlich ſich ber all- 
gemeinen Anerkennung erfreut haben. Die fo häufige Wiederkehr 
wurde wahrſcheinlich Viele unter- uns in die Nothwendigleit verſez⸗ 
zen, ſich ganz der ſtaͤndiſchen Wirkſamkeit zu entziehen, und wenu 
ich ch anerlenne, Daß Niemand unerſetzlich fei, fo wuͤrde ich doch 
wit Bedauern Männer aus unſerer Mitte ſcheiden fehen, Die jeht 
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verzugoweiſe das Vertrauen des Landes befipen. Eudlich ſind auch 
die anſehnlichen Koſten der Landtage, die dem Lande zur Laſt fallen, 
berädfiihtigungswerth. Schon aus allen dieſen Gründen ftimme idh 
gegenwärtig gegen jede Petition um die Periodizität der Vereinig⸗ 
ten Landtage, vor Allem aber noch aus dem Grunde, weil ich in 
der fofortigen Gewährung unferer Bitte, auf welche ed der Mehr: 
zahl doch amzufommen fcheint, eine Konzeſſion der Krone erkennen 
müßte, vie ich felbit nicht wünfchen und hoffen fann. Sa, meine 
Herren, ich bin überzeugt, wenn Viele unter und dies berückſich⸗ 
tigen wollen, wir würden im Wefentlichen nicht minder die Wins 
| ſche und Hoffnungen in Erfüllung gehen ſehen, in denen wir ja 
wit der großen Mehrzahl vollkommen übereinſtimmen. 

Abg. Mevifen: Meine Herren! Den’ Standpunft, ben ich zu 
der heute vorliegenden wichtigen Frage einnehme, glaube ich bei der 
Debatte der Adreſſe hinreichend klar und beſtimmt bezeichnet zu ha⸗ 
ben; ich habe jenem Botum auf Veranlaſſung der Auffläruugen, bie 
und mittlerweile und namentlich vorgeftern durch den Herren Juſtiz⸗ 
Miniſter geworden find, nichts zuzufegen. Jene Aufflärungen haben 
mid) in meiner Auffaflung der Rechte des Landes nicht eines Au⸗ 
deren belehrt, fie haben meine frühere Ueberzeugung nur beftärkt. 
Der Here Juſtiz⸗Miniſter erfennt an, daß aus dem Geſetz vom 17. 
Januar 1820 ein Rechts⸗Anſpruch auf die jährliche Einberufung 
irgend einer reichsſtändiſchen Verſammlung hervorgehe. Cr fuck 
aber den Beweis zu führen, daß dieſe reichöftändiiche Verſammlung 
eben fo gut die Deputation nach der Verordnung vom 3. Februar 
» I. als auch der Vereinigte Landtag fein könne; er ſagt, daß jeme 
Behoͤrde, die nach dem Gefehe vom Jahre 1820 zur Empfangnahme 
und Prüfung der Rechnungen gefchaffen werben follte, füglicher durch 
jene Depsstation, als durdy den Vereinigten Landtag bargeftellt würde. 
Zunädft möchte ich Dagegen reflamiren, daß das Wort Behörbe für 
diejenige Verſammlung pafie, die in dem Gefeke vom Jahre 1826 
erwaͤhnt if. ch kann die reichöftändische Verſammlung eined Lan⸗ 
des. nicht als eine Behörde, nicht als ein Glied .einer Verwaltungs⸗ 
Maſchine, ſondern nur als ein Organ zur Mitwirkung bei ber Ge⸗ 
feagebung, ‚Diveft aus dem Volle hervorgegangen, ohne «len vers 
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waltenden Charalter betrachten. Ich vermag gar nicht einzuſehen, 
daß zu gleicher Zeit mehrere reichsſtuͤndiſche Verſammlungen kreirt 
werden können. Auf dieſer Vorausſetzung beruht offenbar. die Aeu⸗ 
ßerung des Herrn Juſtiz⸗Minifſters, daß es jeder Zeit der Krone 
feeigeftanden, mehrere reichöftändifche Berfammlungen zu ſchaffen. 
Sie habe von diefem Rechte Gebrauch gemacht, erſtens durch Vie 
Kreirung des Vereinigten Landtages, zweitens der Ausſchüſſe und 
dritiend der Deputation. Das Wefen einer jeden veichöftänpifchen 
Perfammlung befteht darin, daß fie die Interefien des geſammten 
Landes in fich repräfentirt, und daß fie die gefammien Volklsrechte, 
gegenüber den Rechten und Prärogativen der Krone, vertritt. Eine 
folche Vertretung kann bei einem Bolfe nur Einmal vorhanden 
fein, und wäre es möglich, in einem und demfelben Lande zwei reichs⸗ 
fländifche Berfamminngen zu haben, fo müßte es eben fo möglich 
fein, diefe zu gleicher Zeit zu berufen, alfo zwei ganz verfchiedene 
Bota eines und deſſelben Bolfes. zu gleicher Zeit von jeinn Ver- 
tretern entgegenzunchmen. Es wäre dann die Vertretung des Vol⸗ 
kes in gwei oder mehrere Theile getheilt; e8 würden dann Theile, 
aber Fein Ganges exiſtiren. Diefe Theilung widerfpricht durchaus 
bem innerften Weſen einer reichöftändifchen Verſammlung, und ich 
muß daher glauben, daß in dem Gefeh vom Jahre 1820.nur Ei- 
ner reichsſtändiſchen Verfammlung gedacht werden konnte und ge: 
dacht worden ift, an einer untheilbaren Vertretung einer Einheit, bie 
ihrem Weſen nad) nicht in mehrere Theile zerfallen fanı. Der Herr 
Juſtiz⸗Miniſter bat fidy ferner darauf berufen, daß bei der Prüfung 
des Buchſtabens des Geſetzes vom Jahre 1820 ver Geift, der bei 
jedem Gefebe maßgebend geweſen, zu Rathe gezogen werden müfle. 
Niemand kann mehr als ich mit diefem Argumente einig fein; ich 
babe -nur zu wiünfchen, daß diefe Prüfung mit Get, mit dem 
Beifte gefchehe, der damals in Preußen vorgeherricht hat. Wenn 
der Geiſt heraufbefchworen werben fsll, fo muß es der. Geift jener 
Zeit fein, der. Geift, der das Geſetz vom Jahre 1820 diktirt hat; 
derfelbe, der in einer ganzen Reihe ruhmwürdiger Gefeße durch uns 
fere ganze Geſchichte hindurch ſich beihätigte, der Geift, der im Jahre 
1808 fon für die in jenem Jahre berufenen oftpreußifchen Stände 
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die jährliche Zufummenkunft für nothwendig erachtete; derſelbe Geift, 
der währenn einer Periode von zehn Jahren dem preußifchen Volke 
fortauernd regelmäßige ftändifche Gentral- Berfammlungen in Aus- 
ſicht ſtellte; verfelbe, der im Jahre 1811 eine interimiftifche Natio- 
nal⸗Repraͤſentation berief, derſelbe, der 1814 durch den Mund der 
preußiſchen Gefandten auf dem Wiener Kongreiie erklären ließ, daß 
dieſelben Rechte, die heute hier reflamirt werben, als das Minimum 
ver flänvifihen Rochte zu betradyten feien, die dem deutſchen Volke 
zugeſtanden werben müßten; es ift endlich verfelbe Geift, aus dem 
am 22.. Mai 1815, wenige Tage vor einem zu eröffnenden großen 
Kampfe mit dem Feinde, dem Volke die fchöne Verheißung des Ge⸗ 
ſetzes von gleihem Tage entſtammt. Diefe Reihe von Geſetzen, de⸗ 
ren ich bisher gedacht, welche ſaͤmmtlich ein centralftändifches Organ 
mit allen von feiner Eriftenz untrennbaren Aitributen in das Staats⸗ 
leben aufnehmen wollen, hat in dem Gefege vom 17. Januar 1820 
einen weiteren Knotenpunkt gefunden. Das Geſetz vom 22. Mai 
1815 kündigt fid an als ein Pfand, was dem Volfe gegeben wer- 
den ſoll, dafür, daß Die Grundſaͤtze der Regierung, die in den leh- 
ten Jahren das Gouvernement geleitet hatten, ed aud) dauernd und 
für alle Zukunft leiten würben.. Ein gleiches unwiderrufliches Pfand 
des Vertrauens auf die zu berufende Bertretung des Volkes wurde 
in dem Gefeße vom 17. Januar 1820 einerfeitd den Gtläubigern 
des Staates und andererfeits dem Volfe gegeben. Sol nun in je 
nen Berheißungen, in jenem Pfand eine Aenverung eintreten, follte 
es fich herausftellen, daß eine Abänderung der damals gegebenen . 
Berheißung nothiwendig geworden, fo würde daß doch flets nur auf 
geſetzlichem Wege bewirkt werden können. Der Theil würde dar- 
über gehört werden müflen, der die Rechte empfangen hat, nicht 
aber ausichließlich der, der das Recht gegeben, der durch das gege- 
bene in eine heilfame Befchränfung feines Rechtes eingewilligt hat. 
Meine Herren! Ich glaube, daß wir an dem Tage ftehen, wo es 
fi; definition entfcheiden muß, ob Rechtsgefühl und welches Rechts⸗ 
gefühl in unferem Volke lebt. Das Rechtsbewußtſein, was in der 
langen Zeit, vie feit jenem Gefeh vom 22. Mai 1825 vergangen, 
im Volke mehe und mehr und zuletzt faft in allen Mitgliedern des 
V. 32 


Volkes fich ausgebildet hat, ed muß heute hier zu Tage Fommen; 

ih glaube, daß es heute vor Allem darauf ankommt, das Rechtsge⸗ 

fühl, das in dem Volke lebt, auszufprechen, es Kar und unumwun⸗ 

den zu fagen, daß das preufifche Bolf ein Subieft vom Rechte if | 
und fi) als dieſes Rechts⸗Subjekt weiß und betrachtet. Dieſes Bes 
wußtfein des Volkes fann ihm durch Feine Macht der Erbe genom- 
men werben; einmal erworben, wird es daſſelbe bewahren, und hei: 
fig halten, und in Inftitutionen ausgwprägen fischen. Bon vielen 
Seiten wird dargeftellt, daß das Königthum, was wir Alle hochhal⸗ 
ten wollen, deſſen Macht und Würde bei jener denkwürdigen Die- 
fuffion der Adrefie jo erhaben und fchön aufgefaßt, als für das 
Wohl des Vaterlandes fo nothwendig wie wohlthätig dargeſtellt 
wurde, daß dies Königihum in feiner Machtfülle geſchmälert er⸗ 
ſcheine, wenn die Rechte des Volkes gewahrt, durch dieſe Rechte Die 
Rechte der Krone begränzt werden. Meine Herren! Mir ſcheint 
dieſe Auffaſſung einer weſentlichen Berichtigung zu bedürfen. Ich 
fann das hohe Intereſſe, was das. Koͤnigthum daran haben fol, daß 
das Volk nicht beftimmte Rechte beige, nicht anerkennen. Da ſcheint 
mir der Gegenſatz zwiſchen Vergangenheit und Gegenwart nicht zu 
liegen. König und Volk ‚bilden eine -untrennbare Einheit zur ge 
meinfchaftlihen Erſtrebung deſſelben Zwedes, der: Mat und 
Würde der fulturhiftorifchen Entwidelung einer Nation, Das Kö- 
nigthum wird in feiner Machtfülle durch die Rechte einer reichsftäns 
diſchen Berfammlung nicht geichwächt,. fondern geftärkt, wie dies der 
Gefandte des möchtigften Souveraind der Erde, des Könige von 
England, auf dem Wiener Kongrefie 1841 ausdrücklich erflärte. Die 
Aenderung in der Form des. Staates, die and der Berufung von 
Reichsftänden ‚hervorgeht, iſt für das Königtbum mur von geringer 
Bedeutung; von höchfter Bedeutung aber für das Beamtenthum, 
für diejenige Klaffe, die in dew Staate, welcher Feine ftändifche In⸗ 
ftitution befigt, das Volf ohne Kontrolle leitet und verwaltet. Meine 
Herren! Das Königthum ift in den letztgedachten Staaten überall 
an die Mitwirkung des Beamtenthums gebunden, es kann ohne dies 
ſes Organ feinen irgend erheblichen Regierungsalt ind Leben treten | 
laſſen, es lann nur mittelſt der Beamten die Vollziehung ſeines Wil⸗ 
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lens ſichern. &8 wäre aber gewiß eine ganz irrige Auffafftung, wenn 
geglaubt würde, daß das Königthum, dieſen Beamten gegemüber, 
eine ganz unbefchränfte Macht befige nnd geltend zu machen ver- 


möchte. Die innere Gefchichte der Kabinette Europa’s könnte dar⸗ 


Aber heilfume Lehren geben; es würbe nicht ſchwer fein, den Be⸗ 
weis zu liefern, daß das Beamtenthum die Macht der Krone in 
mehreren »iefer Kabineite mehr befchränft, als es irgend eine Staͤnde⸗ 


Verſammlung je vermag. Ich glaube, daß in vielen dieſer Kabi- 


nette der Wille des Königs ſich gar nicht geltend zu machen ver- 
mag, wenn der Wille des Beamtenthums dem Königlichen Willen 
entgegentritt. Wenn auch gegen die prafiifhe Auffafiung des Be- 
fiehenven gefagt werden fann und gefagt werden wird, daß es ja 
dem Regenten freiftehe, die Perfonen zu Ändern, ſich andere Räthe 
zu wählen; fo ift body dieſe Freiheit eine fehr relative. Woher will 
das Königthum -diefe Räthe nehmen, in einem Volle, das feine flän- 
diſche Iuftitutionen  befigt, deſſen fchlummernde Talente feine Gele 
genheit haben, auf der Bühne des Staates bervorzutreten und flch 
geltend zu machen. Wenn das Königthum in einem büreaufratifchen 
Staate feine Rätbe ändern will, wird es auf den Kreis hingewie- 
fen fein, der fich feinem Blide zeigt. Das Beamtenthum wird fid 
immer aus ſich felber ergänzen; andere Näthe werben kommen, 
aber derfelde Geift wird die neuen befeelen, der in ben alten 
herrſchte; gegen dieſe Macht der Verhättnifie, glaube ich, kann Feine 
noch fo entfihiedene Perfönlichkeit ankämpfen; diefe Verhältniſſe find 
mächtiger, als die mädhtigfte Perfönlichfeit! und deshalb ift in kei⸗ 
ner Zeit der Geſchichte das Königthum ganz unbefchränft gewefer. 
Die Enwickelung ded &efchichte aber iſt die, daß das Volk über dieſe 
Schranten des Beamtenthums hinausdringt, fobald es fich feines un- 
verjährbaren Rechtes, für feine höchſten Interefien felbfftändig mit- 
zuwirken, bewußt‘ wird, fobald das Beamtenthum nicht mehr alle 
feine Verhältniſſe und Intereſſen allein zu erfennen und zu vertres 
ten vermag. - In der Unzulänglichkeit des Beamtenthumd, in dem 
erwachten Rechtsbewußtfein des Volkes Tiegt die tiefe Nothwendig- 
keit, die tiefe fittliche Bedeutung aller ſtändiſchen Inſtitutionen, und 
ich ‚glaube, daß Niemand die Stände mit größerer Liebe berufen hat, 
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Niemand mehr von ihrer Nothwenbigfeit durchdrungen geweſen iſt, 
ald gerade unfer erhabener König. | 
‚ Wir können und wollen es uns nicht verhehlen, daß wir fei- 
nem freien Entichlufle die Berufung der Stände verbanfen; feiner 
Einficht und Ueberzeugung, daß die Intereſſen des Landes durch un- 
abhängigere und felbftftändigere Drgane, als das Beamtenthum ver- 
treten werben mußten. Seien wir gerecht in der Würdigung Die- 
ſes hochſinnigen Entfchlufles, der in der Berufung des Bereinigten 
Landtages Feine Beſchraͤnkung der Rechte der Krone fah. Ein wei- 
tered Motiv, ebenfalls in der Anficht wurzelnd, daß durch ſtändiſche 
Inftitutionen die Rechte der Krone geichmälert würden, warb baber 
entwidelt, daß die Stellung des ypreußifchen Staates nad außen 
weſentlich geändert würde, wenn ein Rechtsanſpruch des premßifchen 
Volkes zur Anerkennung gelange, ein Rechtsanſpruch auf ftändifche 
Berfaffung mit allen derfelben wefentlichen Attributen. Meine Herren, 
ich glaube nicht, daß dem fo ift, ich glaube nicht, daß das Ausland 
unfere Berhältnifie fa falſch auffaßt, ih glaube, dag in Preußen 
feit vielen Jahren Niemand daran zweifelt, daß es oft genug aus⸗ 
geiprochen, daß es oft genug feit funfzig Jahren und Tänger 
von unferen "Fürften anerkannt worden ift, daß wir nicht in 
einem abjoluten Staate, fondern in einem Rechtöftante Ieben, 
und daß es ſich in diefem Augenblide nicht von Umbildung des 
Weſens Diefes Staates, fondern nur von Ausbildung der für 
ihn zeitgemäßen Formen handelt. Sollte das Ausland die irrige 
Anficht gehabt haben, daß wir in einem abſoluten Staate Ieb- 
ten, fo wäre es am bringendfien an ber Zeit, daß das preus 
ßiſche Volk den Rang unter den Völkern Guropa’s, der ihm 
gebührt, zur Anerkennung bringe, dadurch, daß es dieſe falfche An⸗ 
ficht berichtigt und vernichtet. Es wird zur Verſtärkung der aus 
dem von mir beftrittenen Standpunkte entnommenen Bedenken noch 
angeführt, daß mit der Auffaflung Preußens als abſoluter Staat 
wichtige Beziehungen zu dem Auslande zufammenhängen, daß bei 
einer veränderten Auffaſſung unfere ganze politifche Stellung, unfere 
Bündniffe und Verbindungen in Europa in Frage fommen Fännen. 
Auf dieſe nach meiner Anficdht mit der Würde unferes Volkes nicht 
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vertraͤglichen Bedenken erlaube ich mir zu entgegnen: wohlan denn, 
ſind wir nicht mehr das Volk von 1756, nicht mehr das Volk, 
welches ein Heldenkönig gegen ganz Europa zu führen vermochte, 
nicht mehr das Volk von 1813, was feine eigenen Verhäͤltnifſe 
ſelbſt zu ordnen den Muth hatte? welches auf die Anfichten des 
Auslandes und die Verbindungen mit demfelben nur infoweit Werth 
fegen wi, als fie mit feiner Würde vereinbar erfcheinen? Es 
fcheint mir auch mit diefem Standpunfte vereinbar... . 

(Der Redner wird durch Geräufch unterbrochen.) 

Jandtags -Marſchall: Es ift nicht möglich, den Redner zu hö⸗ 
ren, wenn Privat-Befpräcdhe geführt werden. 

Ag. Meilen: Ja dafür wefentlih, daß das Wolf feine 
Rechte Har auffafle und daß die Stände diefe Rechte der Krone 
gegenüber vertreten. Ich weiß nicht, inwiefern die Worte des Kö⸗ 
niglichen Herrn Kommiflars, die wir fo eben vernommen. haben, 
geeignet find, auf dieſe Vertretung befchränfend einzuwirfen; ich 
vermag das in dieſem Augenblide nicht zu beurtheilen, behalte mir 
aber vor, darauf näher einzugehen, wenn ſich in dem Laufe unferer 
Berhandlungen ergeben follte, daß der Standpunkt des Rechtes, fo 
wie ich ihn auffafle, in dieſem Saale nicht zu einer erwünfdhten 


Feftftellung gebracht werden könnte... - . 


(Der Sprecher wird abermals durch Lärmen unterbrochen.) 

Sendtags-Merfhall: Ich muß nochmals zur Ruhe auffordern, 
weil man den Redner nicht vernehmen fann. 

Abg. Meviſſen: Das preußifche Volk wird mit ganz anderem 
Gewicht in die Wagſchale Europa’s fallen, wenn es feinen inneren 
Rechtszuftand georbnet, feine Inftitutionen ausgebildet hat, als 
heute, wo ſich die Ungewißheit, die in unferem Bolfe vorhanden ift, 
das Schwanfen unferer ftaatsrechtlichen Formen ſich dem Blide 
Europa's nicht ganz zu verbergen vermag. Wir werden einen wei- 
teren, höchſt bedeutenden Schritt zu jener Einheit mit dem gefamm- 
ten veutfchen Vaterlande, die von uns fo lebhaft angeftrebt wird, 
thun, wenn wir unfere Inſtitutionen auf dieſelben Rechtsbegriffe, die 
in den Übrigen conflftufionellen ‚Staaten Deutfchlands feit langen 
Jahren zur Anerkennung gelangt "find und fortdauernd dort gelten, 


fügen. Ich frage, wirb Die Macht und das Auſchen unteres Kö⸗ 
nigs geichwächt werden, wenn er über 17. Millionen freiee Men⸗ 
fchen, die ihrer Freiheit bemußt geworden find, bie ſich der Aner⸗ 
fennung berfelben in einer bewährten Berfammlang erfreuen, herrſcht? 
Wenn es auch die fernfte Yerne weiß, daß. er feinen Stoß, feine 
Macht und feinen Ruhm darin findet, in der gegenfeitigen Aner⸗ 
fennung ber Rechte, in der vollen Lebereinftimmung feines Rechtes 
und der Rechte diefer 17 Millionen? Unfer großer König Friedrich LU. 
fagte am Abend feines thatenreidhen Lebens, was er mit Flammen⸗ 
zügen in dad Bach der Geſchichte eingeragen, daß er müde fei, 
über ein Boll von Sklaven zu herrfchen, und ſprach dadurch viel- 
leicht in Anwandlung augenblidlichen bitteren Anmuthed and, daß 
fein Voll, wie redlich es auch gekämpft und geftrebt, dem erhabenen 
Genius feines Königs nicht ganz zu folgen vermocht Hatte! Unſer 
hochfinniger König, glüdlicher in diefer Beziehung, als fein großer 
Borfahr, wird mit Freude und Stolz ed anerfennen, daß fein Bolt 
reif geworben, daß fein Wolf, mit tief fittlichem Bewußtfein, wit 
offenen Augen mit ihm wandelnd, mündig geworden ift und auf 
feiner Königlichen Bahn ihn begleiten will! Giebt es denn eine 
höhere, ichönere Aufgabe für Zürften, als die, an der Spite freier 
Bölfer zu ftehen, freie Völker auf ihren Wegen zu leiten und zu 
begleiten? Eine ganz andere Kraft wird dargeftellt durch Die ger- 
maniſchen Stämme, wenn 40 Millionen Deutfche, Die alle an dem 
Geſchicke des Vaterlandes auf das- innigfte theilnehmen, weil fein 
Geſchick ihr eigenes Geſchick ift, mitwirfen zur Begründung feiner 
Macht und Würde nad) innen und nah außen, als wenn fie 
ftumpffinnig fchlummern. Meine Herren, dem Rechtsbewußtſein im 
Bolfe, dem ich das Wort zu reden mich bemühe, würde es nicht 
eutfpeechen, wenn durch irgend eine- Bitte, ohne flare Hinweiſung 
auf Das Recht, fortan jährlich als Reicheftände zuſammenzutreten 
weiches ich dargethan zu haben glaube, dieſes Recht in Frage ges 
ftellt würde. Jede Bitte um Verleihung dieſes Rechts ohne bes 
ſtimmt formulirten Rechtaanſpruch würhe fagen, daß dieſe Rechte 
dem Volle gewährt, aber auch, daß fie dem Volle abgeſprochen 
werden koͤnnen. Ich gebe gern zu, daß Die Auſckbung unſerer 








Rechte, zum ‚Zeit. des freien. Königlichen Eniſcheidung unterworfen ift, 
daß wir, Se. Majeſtät zu bitten haben, unfere Rechte anzuerkennen, 
ung ihre Ausübung zu geftatten. Aber ein Recht, was. ich befike, 
mag ed auch noch fo lange bauern, bis es anerkannt wird, das 
kaun ich nicht durch eine Bitte um neue Verleihung in Frage ftellen, 
Ich glaube, es mir und meinen Kommittenten fchuldig zu fein, bie: 
fes Recht in feinem vollen Umfange zu verwahren, daſſelbe meinen 
Kindern zu vererben, dadurch, daß ich Die Heberzeugung feines uns 
geſchmaͤlerten Fortbeſtehens, auch wenn es -einfiweilen nicht zur Aus- 
Übung gelaugen follte, in ihnen fortpflange und ungefchwädht leben: 
dig erhalte. Ein Bolt, was feiner Rechte bewußt ift, wird die⸗ 
felben, ich bin davon feit. überzeugt, früher oder fpäter anerkannt 
ſehen. Bon dieſem Standpunfte aus fchliefie ich mich dem Amen 
dement an, was ein verehrter Redner der Ritterfchaft ans Weſt⸗ 
phalen geftellt hat, dahin zielen, Daß Se. Majeftät gebeten werde, 
das in: dem ‚Gefehe vom 17., Januar 1820 dem DBolfe verbriefte 
Recht jährlich wiederklehrender reichöftändifcher Verſammlungen aner- 
fennen und die Ausübung deſſelben ‚geftatten zu wollen. 

Abg. Gier: Nach dem, was por einiger Zeit ein fehr beredter 
und treuer Mund Wichtiges und Feierliches auf Diefer Stelle ge: 
ſprochen hat, bin ich jetzt bange, noch einige Worte über meine An- 
ſicht vorzutragen. Ich thue es aber, um offen und ehrlich meine 
Ueberzeugung auszuſprechen, weil ich einmal dazu entſchlüſſig war. 
Ueber einen Rechtsanſpruch nach gemeinem Civilrecht in Betreff der 
periodiſchen Zuſammenkunft der Stände des Reiches beftehen Mei- 
aungönerfchienenheiten in und außer biefem Saal, Meinungsverfchies 
denbeiten, die fidy nicht vereinigen laſſen werben, in Betreff welcher 
ich Anftrengungen und Verſuche zur Vereinigung für unfruchtbar 
halte, Ich wende mich Daher son der Seite der civilrechtlichen An⸗ 
ferverung ab, wünſche fehnlichit, daß nicht darüber abgeftimmt 
werde, und bitte dringend um Eintracht, und tm wahren Iuterefie 
des Landes, davon abzulaffen. Dagegen finde ich es nach dem Ges 
vanfen, nach dem Geiſte und nach dem Sinn ber Königlichen Ver⸗ 
beiftungen und Ratente von 1815, 1820 und. 1823 unzweifelhaft, 
w finde es in Dam Weſen ver: Stände eines Reiches und nad) dee 
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Nuͤtzlichkteit und Nothwendigkeit, wie fle der geehrte Abgeordnete von 
Köln fo ansführlich in feiner Petition vorgetragen hat, ganz uner⸗ 
täglich, daß den Ständen eine regelmäßige, periodiſche Zuſammen⸗ 
funft geflchert werde. Den Gründen des mir fehr wilfommenen 
gediegenen Gutachtend der Abtheilung habe ich nur zwei Momente, 
zwei Punfte. ganz Fürzlich beizufügen. Es feheint mir. nämlicdy dem 
Königthume, dem ich innig anhänge, nichts nuchtheiliger, nichts ges 
fährlicher als die Einfeitigfeit der Anfichten und Beſchlüſſe und Der 
Egoismus und die Leivenfchaftlichkeit der Beamten. Diefen Uebeln 
beugt aber eine freie, wieberfehrenne Stände-Berfammlung durch 
ihre Macht 'unfehlbar vor. Sie hat jedoch nur dieſe Macht, fie 
gewinnt nur Anfehen und Kraft, wenn fie nicht bios berufen wird 
zum Schuldenmachen und Steuerbewilligen. In diefem Falle würde 
fie im Volke mehr auf Haß als auf Achtung flogen, fie würde im 
der öffentlichen Meinung nicht hoch gehalten werden. Eine Ver⸗ 
ſammlung, die nur zu jenem Zwede auftritt, würde erfcheinen wie 
ein Raften-Auflagen-Inftitut, was man lieber gar nicht exiſtent wiün- 
fchen möchte, als daß ed vieleicht noch felbft mit Vermehrung von 
Ausgaben ind Leben gerufen worden iſt. Das ift eine bevenfliche 
Seite. Unſerem landesväterlichen Könige, der die Würde feiner 
Stände, und eine Rathgebung, die im Lande Anflang genießt, will, 
wird ein folcher Zuftand und Erfolg zuwider fein. Mit Vertrauen 
wende ich mich zum Landeövater, der ans jenen Rückſichten umnfere 
viesfalfige Bitte erhören wird; ich wünfche daher den Weg der Pes 
tition einzufchlagen und ſtimme dafür, daß eine sweilährige Wieder⸗ 
fehr der Stände des. Reiches eintrete, fo wie die Fortlaffung der 
Ausſchüſſe geichehe, und glaube, daß dies zur wahren Wohlfahrt 
des Könige und des Vaterlandes führen wird. 

Abg. von Haw: Der Reihe der Einfchreibungen nach gelange 
ich erft zum Wort, nachdem mehrere Redner den Gegenftand, der 
uns heute befchäftigt, vielfeitig und ausführlich erörtert und beleuch⸗ 
tet haben. Ich muß demnach den Vortrag, den ich an die hohe 
Verſammlung zu richten Willens war, bedeutend abkürzen, um nicht 
in Wiederholungen zu gerathen. Ich refümire den Juhalt deſſelben 
in zwei Sägen. Der eine bezieht fidy auf bie Vergangenheit, der 








andere auf Die Gegenwart unferer flänbifchen Legiolation. Bis ‚zum 
Anfange dieſes Jahres, meine Herren, waren auf dem Boden ver 
ftändifchen Verfaſſung manche Schwanfungen und Ungewißheiten bes 
merfbar, die aus der darauf bezüglichen, durch die Zeitereignifie 
etwas unftät gewordenen Gefeßgebung hervorgegangen voaren. Des 
Hochſeligen Königs Majeftät haben in den legten Jahren Allerhöchſt 
Ihrer glorreichen Regierung durch anthentifche Deckarationen den 
Sinn und Zmed früherer Geſetze gedeutet, dad Maaß der den 
Landftänden zugedachten Befugniffe und Rechte angegeben. Diefe 
Allerhöchften Deutungen, Auslegungen, Willenserflärungen haben 
ed aber nicht vermocht, dem Ständewefen cine gegen alle Zweifel 
geficherte Grundlage au gewähren. So war, meine ‚Herren, ber 
Zuftand der Vergangenheit. Eine fefte Bafis der ſtändiſchen Ein: 
richtung zu fehaffen, war dem Allerhöchften Patent vom 3. Februar 
und den damit verbundenen Verordnungen vorbehalten. In dieſen 
Geſetzen, deren Erfcheinen mit allgemeiner Freude und Dankbarkeit 
begrüßt worden ift, und in Kolge deren wir hier vereint find, — 
in diefen Geſetzen finde ich den verfaffungsmäßigen Anhalt zur Bes 
urtheiflung und Bemeffung der und verlichenen Befugniffe und 
Rechte. Auf dieſen Geſetzen ruht audy meine Hoffnung auf die 
fegensreicdye Fortbildung der vaterländifchen Snftitutionen. Won dies 
fem Gefichtöpunfte ausgehend, meine Herren, trete ich dem verehrs 
ten vierten Ausfchufle, deſſen Referat wir über den vorliegenden 
Begenftand gehört haben, in manchen Beziehungen bei, doch nicht 


‚ In den meiften. Der erfte Antrag, der uns vorliegt, betrifft. bie 


periodiſche Einberufung des Wereinigten Landtages. Nady’ meinem 
Ermefien fteht uns ein rechtlicher Anfpruch auf einen ſolchen perio⸗ 
diſchen Zufammentritt nach gewifien Zeitabfchnitten nicht zu, dent - 
sch finde ihn im feinem Gelege ausgefprocdhen. Allein. ich halte bie . 

Beriopizität für zwedimäßig und wünſchenswerth, als ein Mittel zur 
fefteren Konſtituirung der Central⸗Landſchaft. Darum trete ich einer 
Bitte bei: des Königs Majeftät. möge Allergnäbigft geruhen, eine - 
periodiſche Verſammlung ver Bentral: Lanvfchaft nach Allerhöchſten 

Orts angemeſſen fcheinenden Zwifchenräumen anzuordnen. 3 
ſchlöſſe um fo lieber dieſer Bitte mich. an, als die Allerhöchſte Betz 
haft vom 22. April letzthin kundthut, daß eine zeitweife Einberu- 


fung des Allgemeinen Landtages in der Abficht Sr. Majeftät liegt, 
und fogar den Ständen die Zuficherung gegeben hat, daß fie bei 
dem näcften Male innerhalb der erften vier Sabre um den Thron 
würden verfammelt werben. Bei allen wahrhaft nützlichen Anträgen 
laͤßt mich mein umbegrenzted Vertrauen nuf die Weisheit unferes 
erfeuchteten Landesvaterd immer vorausfehen, daß die Allerhöchfte 
entiprechende ‚Eutfchließung - dem Ausdruck ver Bitte fchon voran« 
gegangen ift. Lieber die folgenden Anträge, die in dem Referat 
enthalten find, behalte ich mir vor, bei der weiteren Disfuffion dar; 
auf einzugehen. 

Adg. Frhr. von Filien-Echthauſen: Meine Herren! Ich beab- 
fichtige bei Erörterung der vorliegenden Frage mich ebenfalls nicht 
uf das Feld der jurivifchen Deductionen zu begeben, nicht zu unter- 
fuchen, ob und inwiefern ed den Rednern vor mir gelungen ift, 
den Hichtvollen Vortrag des Heren Juſtiz⸗Miniſters für Die Gefep- 
gebung in der Sitzung vom 29. d. M. über die rechtliche Seite 
der Frage zu widerlegen. Ich werde Die Frage mur von ber polis 
tifhen Seite auffaffen. In diefer Beziehung verfenne ich keines⸗ 
weges das Gewichtige der Nützlichkeits- und inneren Nothwendig⸗ 
fettögründe in dem Gutachten ver Abtheilung, womit diefelbe ſich für 
die Nothwendigkeit der periodischen Wiederkehr des Vereinigten Land- 
tage in beftimmien Zeitabfchnitten ausgeſprochen hat. Für mich 
fommt es indeſſen auf alle dieſe Gründe größtentheild nicht weiter 
an, da id) die periodiſche Wiederkehr des Landtages - aus dem Grunde 
allein fchon für dringend wünfchenswerth halte, damit Die zur Zeit 
neben bemjelben beſtehenden Gentral-Haupt-Ausfchüfle in ihrer ge- 
genwärtigen: Ginrichtung entbebwich werden. Ich bin nänlid 
fein Freund von Surrogaten, wenn ich das Original unter benfel- 
ben Bedingungen haben kann. Sodann liegt es in der Nahır ber 
Sache, daß der aus dem Vereinigten Landtage hervorgegangene Aus- 
ſchuß bei feinen Berathungen nicht fowohl die Meinung des in feis 
nen Ständen vertretenen Landes ale, vielmehr pie politifchen Anfich- 
ten der Fractionen des Bereinigten Landtages widergeben wird, bie 
eben feine Wahl durchgeſetzt haben. Ich würde daher auch nicht 
das mindefte Bedenten tragen, mich dufür auszuſprechen, daß Se: 
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Majeſtaͤt der König von dem gegenwärtigen Bereinigten Landtage 
gebeten werben möge, bie periodifche Wiederfehr des Bereinigten 
Landtages in beftimmten Zeitabſchnitten auszufprechen, wenn Se. Ma- 
jeftät nicht inzwifchen fchon in der Allerhöchften Botfchaft auf bie 
Dans Adrefie uns die Zufage zu ertbeilen geruht hätten, daß für 
das. nächfte Mal der Bereinigte Landtag fchon innerhalb der näch⸗ 
ften vier Jahre zufammentreten folle, und zwar hauptfächlidh des⸗ 
halb, damit derfelbe auf Grund der bid dahin gefammelten Erfah⸗ 
rungen bie etwa nöthig erfcheinenven Abänderungen des Patentes 
vom 3. Februar und der damit in Verbindung ftehenden Verord⸗ 
mungen erbitten möge. Ich bitte um Erlaubniß, die desfallſige 
Stelle der Allerhöchſten Botfchaft vom 22ften v. M. vorlefen zu 
dürfen, weil e8 auf die Motivirung weſentlich anfommt, da gerade 
diefe meine Anficht rechtfertigt (vergl. Bd. I. ©. 302): 
„Auch wollen Wir, da den von dem erften Vereinigten Landtage ausgehenden 
Anträgen und Wünſchen der vorgebachten Art die Grundlage reiflicher Er⸗ 
fahrung fehlen würbe, für dieſen Zweck aber, nach Borfchrift des F. 12 der 
erften Verordnung vom 3. Februar d. J., die Thätigfeit des Vereinigten 
Landtages erforderlich ift, Unferen getreuen Ständen hiermit gern bie Zufl: 
cherung ertheilen, daß Wir diefelben das nächfte Mal innerhalb der dur $. 2 
der zweiten VBerorbunng vom 3. Februar d. I. für die periodifche Zuſammen⸗ 
berufung centralfländifcher Berfaninlungen vorgefehenen Friſt von 4 Jahren, 
auch wenn feine durch das Geſetz ſelbſt gebotene Beranlaflang dazu vorliegen 
ſollte, vollzählig um Uns verfammeln werden, damit tie Früchte befierer Er⸗ 
fahrung nicht unbenugt bleiben,‘ | 


Es ift nun zwar ſchon von demjenigen geehrten Mitgliede ber 
fchlefifchen. Ritterichaft, weldjes zuerſt heute auf der Rednerbühne 
ſtand, um über die TIaged-Orbuung zu fpredhen, angeführt worden, 
daß in dem vorlebten Abfabe der Botichaft Se. Majeftät Selbft 
ſchon erflärt hätte, daß die gegenwärtige Berfaffung nicht als abge⸗ 
ſchloſſen angeſehen werden folle, fondern daß fie bildungsfähig fei. 
Hierans folgt indeflen feineöweges, daß nun Se. Majeftät nicht am 
Schluſſe der Botichaft die Erwartung ausiprechen follten, daß bei 
gegenwärtige Vereinigte Landtag von Anträgen auf Abänderung ber 
Berfafiung Abſtand nehmen möge. Ich erblide in jemer aus Sr. 
Majeftär Allerhöchften freien Enthhließung hervorgegangenen Zufage 





der periodiſchen Wiederkehr des Vereinigten Landtages, wenigſtens 
in Beziehung auf den zweiten Vereinigten Landtag, zugleich Sr. 
Majeftät Wunſch und Erwartung, daß der gegenwärtige Land- 
tag feine Anträge auf Abänderung ber Berfaflung an den Thron 
bringen, fondern dieſe dem zweiten Landtage überlafien möge. Wenn 
diefe Anficht aber richtig ift, wenn Se. Mujeftät jene Erwartung 
ausgefprochen haben in dem Schlufle der Botfchaft vom 22ften v. M., 
andererfeitd aber feine Gefahr im Verzuge liegt, wenn es für Die 
Sache ſelbſt feinen erheblichen Unterfchied macht, ob der erfte ober 
der zweite Vereinigte Landtag die periodiſche Wiederkehr beantragt, 
fo halte ich es für eine moralifche Verpflichtung, daß wir der von 
Sr. Majeftät ansgefprochenen Erwartung nicht dadurch entgegenhan- 
dein, daß wir. fchen jetzt eine Bitte auf. periodifche Wiederkehr des 
Landtages an den Thron gelangen laſſen. 

Ich erlaube mir, in diefer Beziehung auf das -aufmerffam zu 
machen, was ein geehrter Abgeordneter der Ritterfihaft der Graffchaft 
Mark in feiner denkwürdigen Rede vom 17ten d. M. vorgetragen hat. 
(Bd. IV. S. 2Iff.) Er hat und damals feldft gefagt, daß er es nicht ver- 
einbar finde mit der Achtung, die er der Krone und ihrem Aller: 
höchften Träger ſchuldig fei, ſchon jest Betitionen auf Aenderung 
der Gefeßgebung zu beantragen. Er hat uns gefagt, Se. Majeftät 
hätten bei. vielen Beranlaffungen erklärt, Allerhöchſtdieſelben wollten 
nicht gedrängt und getrieben fein, er hat und gefragt, ob wir etwas 
Anderes thäten, ald drängen und treiben, wenn wir uns jebt mit 
Betitionen wegen Abänderung des Geſetzes nahten. Ich lebte daher 
der Hoffnung, daß mein Freund bei der Abftimmung über die heu- 
tige Frage mit mir auf berfelben Seite ftehen würde. Zu meinem 
innigen Bedauern habe ich aber vernommen, daß er nicht mehr die⸗ 
fer Anſicht ift, daß fih ihm ein Weg gezeigt hat, ver ihm nad) -feis 
ner Anficht verpflichtet, heute anders zu flimmen. Endlich, meine 
Herren, Iafien Sie und die Rüdficht- der Dankbarkeit nicht aus den 
Augen verlieren, laſſen Sie uns den Dank nicht vergeflen, ven wir 
Sr. Majeſtät dem Könige vor ganz Enropa dafür verfdyulden, daß 
Er es ift, der Preußen die erjehnte reichsſtändiſche Verfaſſung ver: 
lichen. hat. Wir Haben zwer in der -Anreffe vom 2Often v. M. die 
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ſen Dank ausgeſprochen; trüben wir ihn indeſſen nicht dadurch, daß 
wir ohne Noth an dem Verfaſſungs-Werke, womit der Koͤnig uns 
erſt eben beſchenkt hat, rütteln, bevor es noch vollſtändig zur Aus⸗— 
führung gekommen iſt. Bethätigen wir vielmehr unſern Dank 
dadurch, daß wir der Intention des Königs im Schluffe der Bot⸗ 
fchaft vom 22ften v. M. nachkommen und für jeßt von einer Peti⸗ 
tion, welche fi auf eine Aenderung dev Verfafjung bezieht, Abſtand 
nehmen. Nach allem. diefen bin ich außer Stande, midy der betref- 
fenden Frage der Abtbeilung anzufchließen. Diefelbe enthält einmal 
Gründe, und id) glaube, daß man überhaupt feine Gründe in die _ 
Frage bringen muß, weil hierdurch einzelne Mitglieder bei der Ab- 
ftimmung faptivirt fein könnten. Es ift in der von ber Abtheilung 
geftelten Frage von Gründen des Rechtes und von politifchen Grün- 
den die Rebe. Diejenigen Mitglieder alfo, welche die Gründe des 
Nechtes nicht anerkennen, wohl aber die politifchen, befinden ſich 
außer Stande, die Frage zu beantworten. Außerdem kumulirt Die 
Frage, wie fie geftellt ift, zwei Tragen. Die eine Frage ift: Hält 
die Berfammlung es überhaupt für nöthig, daß die periodifche Wie- 
derfehr eintrete; die zweite Frage ift die, ob die Verfammlung der 
Anficht ift, daß Se, Majeftät ſchon jet gebeten werde, den periobi- 
fchen Zufammenteitt des Landtages in beftimmten Zeitabfchnitten aus, 
zufprechen. Ich erlaube mir daher, ein Amendement dahin zu ftel- 
fen, daß die Frage, wie ſie von der Abtheilung geftellt ift, in bie 
nachſtehenden beiden Kragen getheilt werde: 
Erſtens. 
Hält die Verſammlung die periodiſche Zuſammenberufung des Vereinigten 
Landtags in beſtimmten Zeitabſchnitten überhaupt für erforderlich? 
Ich glaube mit Sicherheit annehmen zu birfen, daß dieſe Frage 
mit großer Majorität bejaht werden wird. 
Die zweite Frage ift bie: 
Iſt die Berfammlung der Anficht, dag Se. Majeſtät fchon von dem erften 
Vereinigten Landtage gebeten werde, die periodiſche Zufammenberufung bes 
Bereinigten Landtags in beftimmten Zeitabfchnitten auszufprechen ? 
Diefe Frage wird von allen denjenigen verneint werben, welche 
mit der Anficht übereinftimmen, welche ich fo eben die Ehre hatte, 
näher zu entwideln. 
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Adg. Fehr. von Winde: Ich bitte ums Wort wegen einer per- 
fönlichen Bemerkung. 

Sandiags-Sierfhell: Was die Fragſtellung betrifft, fo muß ich 
mir diefelbe für den Schluß der Debatte vorbehalten. Wenn ich 
aber das Amendement des geehrten Redners richtig verftanden habe, 


fo. geht ed dahin, daß es für dem jegigen Landtag noch nicht an ber 


Zeit fei, eine Bitte für periodiſche Wiederkehr vefielden an Se. Ma- 
jeſtaͤt zu richten, und fo würde dies Amenbement erft hier Unter⸗ 
‚flüsung finden müffen, wenn es weiter zur Berathung kommen fol. 
Sch frage, ob es fo ift, wie ich gefagt habe? 

Abg. Frhr. von Filien-Echthauſen: Ich bitte, dad Amendement 
fo zu ftellen, wie ed von mir verlefen worden ift. 

Landtags - Morfhall: Das Amendement geht dahin, daß eine 
gewifie Fragstellung ftattfinden fol. So wie es formulirt ift, kann 
ich nicht fragen, ob ed Unterſtützung findet, benn ob bie Frage fo 
oder anders geftellt werden wird, kann erft von dem Laufe der De- 
batte abhängen. Id kann nur fragen, ob das Materielle vieles 
Amendements Unterftügung findet, und dieſes geht dahin, daß der 
jebige Landtag die Petition auf ‚periodifche Wiederfehr an Se. Ma- 
jeftät noch nicht ftelfe. Findet dieſer Antrag die Unterftägung, welche 
noͤthig tft, um ihn zur Berathung zu bringen? Ich bitte diejenigen, 
die ihn unterftüben, aufsnftehen. 

(Wird unterftükt.) 

Abg. Möwes: Ich wollte mir nur die Bemerkung erlauben, 
daß es gar nicht ald Amendement zu betrachten ift, fondern nur ale 
ein difientirendes Botum. 

Abg. Frh. von Winde: Ich bedaure fehr, daß ich durch den 
%esten Redner Beranlaffung erhalten habe, auf ein Faktum zurüd: 
zufommen, was meine Perfon befroffen hat. Ich glaube nicht, daß 
ein folcher Fall im Laufe unferer ſiebenwöchenttichen Verhandlungen 
vorgefommen ift, und ich bebaure fehr, daß er ſich jetzt zum erften- 
male in diefer Weife ereignet. Daß über das Verhalten eines Mits 
glieved ber Verſammlung ein Vortrag gehalten wird, daß Konfe- 
quenzen und Infonfequenzgen zur Sprache kommen, das ſcheint mir 
nicht zur Frage zu gehören. Wenn ein Redner ſich auf einen frü- 
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heren bezieht, fo kann er dabei nur zwei Abſichten haben, entweder 
ſeiner Anſicht beizutreten oder ihn zu widerlegen. Beides hat das 
geehrte Mitglied, das ſich meinen Freund genannt hat, nicht gethau, 

(Gelächter) | 
fondern er bat blos mir Iufonfequenzen gegen mein früheres Ders 
fahren vorgeworfen. Ich muß bemerfen, daß ich zunächit auf Kon- 
jequenzen in politifchen Entfhlüffen nur einen Werth lege, infoweit 
ich nicht durch Belehrung und Grörterung (und das ift ja ber 
Zweck unferer Diöfuffionen) zu einer befferen Anficht gelange. Ich 
habe aber vorhin gefagt, daß idy ven beiden Mitglienern aus Brenz- 
lau und der pommerfchen Ritterfchaft zu danken habe, daß fie mir 
einen andern Weg gezeigt haben, den ich nicht gekannt. Daraus 
erklärt fich fchon, daß ich mich dieſem anfchließen konnte; im Uebri⸗ 
gen habe ich gefagt, Daß ich nach der. Eröffnung, die der Königliche 
Kommiffar uns gemacht hat, allerdings glaube, daß Se. Majefät 
der König diefen Weg in dieſem alle nicht als ein Drängen und 
Treiben betrachten werde, um fo mehr, als es ſich bei diefer Form 
der Bitte nicht handelt um em Drängen und Treiben nad) etwas 
Neuem, fondern wejentlih um das Erhalten des Beſtehenden, was 
id nicht Drängen und Treiben nennen kann fondern fehr konſer⸗ 
vativ finde. Und wenn es noch eines Grundes bebürfte, ſo würde 
er darin zu finden fein, daß der Weg, den ich einfchlagen wollte, 
von dem Herrn Marfchall nicht zuläffig gefunden if. Wenn über 
haupt etwas gefchehen muß, fo glaube ich, daß fih für alle Bits 
glieder, die ſich mit mir vereinigt.haben, das Refultat ergiebt, daß, 
wenn unfer Weg mit einee Hede verfchloffen ift, wir dann einen 
anderen Weg gehen. 

Abg. Frhr. vor Lilin-Echthaufen: Ich wollte mie nur Die 
Bemerkung erlauben, daß es in Feiner Weiſe in meiner Abſicht ger 
legen hat, dem geehrten Abgeoroneten eine Inkonſequenz vorzuwerſen 
bie ihn perfönlich angreifen fünnte. 

Abg. Graf von Gneifenen: Mit Bedauern habe id; im Laufe 
der heutigen Debatte von diefer Stelle aus Worte vernommen, 
weiche auf Aeußerungen und Zuftände anßerhaib.viefes Saales Bes 
zug nehmen. Zuvörberft muß ich in -Diefe Kategorie ben Eingang 
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der Rebe des geehrten Mitgliedes der pommerſchen Ritterichaft ſetzen. 
Sie. enthält Anfchuldigungen von Aeußerungen einer Partei gegen 
eine andere. Ich babe von Diefer Stelle aus nichts gehört, dem ich 
eine folche Deutung unterlegen könnte; ich muß alfo glauben, daß 
dieſe Aeußerungen außerhalb dieſes Saales gefallen find. Ich febe 
‚ferner in diefe Kategorie die Anfpielung, die das geehrte Mitglied 
. der weftphällfchen Ritterfhaft auf die Bereinigung im englifchen 
Haufe gemacht hat; ich gehe auf die Beitrebungen biefer Bereini- 
gung nicht näher ein, weil die Anftchten und Gefinnungen ihrer 
. Mitglieder offen der Beurtheilung vorliegen. Aber von dem zufäl- 
ligen Schilde über diefem Haufe auf die Tendenz der Bereinigung, 
fo ehrenvoll die Unterftellung des geehrten Redners auch fein mag, 
zu fchließen, würde eben fo wenig zutreffen, ald daraus daß eine 
andere Fraction ihre Berfammlung im Hotel de Ruffie hält, ven 
Verdacht zu fchöpfen, daß fie eine ruſſiſche Politik verfolgt. 
( Gelächter. ) 

Meine Herren! Wo große politische Verfammlungen berath⸗ 
fchlagen, werben fich jederzeit Parteien bilden, und biefe Parteien 
werben in der Berfammiung ſich einander gegenüberftehen und ver- 
ſchiedene Zwede verfolgen. Ich finde darin das Glüd der politi- - 
fhen Berfammlungen. Ich achte jede auch mir gegemüberftehenpe 
Anfiht, wenn fie aus der Tiefe der inneren Uebergengung hervor: 
geht. Aus diefer Reibung der gegemüberfichenden Parteien muß 
endlich das Gute hervorgehen. Es ift aber nicht nöthig, daß auch 
außerhalb dieſes Ortes dieſe Parteien ſich anfeinden, und ich würbe 
baher den Wunfch ausfprechen, daß in Zukunft inmitten dieſes Saas 
le8 das, was außerhalb deſſelben geſchieht, mit feinem Worte be- 
rührt werde, wie denn auch ber Redner aus Weſtphalen barauf hin⸗ 
gedeutet hat, wie unparlamentariſch es ſei, wenn bie eine Kurie die 
Beratungen der anderen in ihre Debatte zieht. Wenn das Mit 
glied der pommerfchen Ritterfchaft den Anfpruch auf einen ehrlichen 
Mann darauf begründet, daß es feine Meinung offen ausfpricht, 
und ich gern bereit bin, diefen Anfprudy ihm im vollften Maße zu- 
zuerfennen, fo glaube ich andererſeits die gute Meinung von ihm 
hegen zu Zöunen, daß er aus biefem Anfpruche Fein Monopol für 
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ſtch machen. will, und ich hoffe, er wird mir und allen denen, Die 
nicht zu feiner Meinung fich hinneigen und unter einer anderen 
‚Bahse als der feinigen kaͤmpfen, eben fowohl den Anſpruch auf Das 
Praͤditan eines. ehrlichen Mannes zuerfennen. 

Raben ich nun auf dem vorliegenden Gegenfland ver Debatte 
übergehe, fo wnß ich befürworten, daß ich fein Surift bin und mid) 
alſo nicht auf juriſtiſche Deductionen in ihrer ganzen Feinheit ein- 
iafita kann. Mein lirtheil gränbet fi) auf das Maß des gefunden 
‚Menfchenverftandes, welches tie Ratur mir zugewieſen bat. In Be⸗ 
zug ;auf den Rechtsanſpruch aus dem $. 13 des Geſeßes von 1820, 
da finde‘ Ich ihn nicht begründet. Es wird daſelbſt von jährlicher 
Rechnunga⸗Ablegung gefprochen: in anderen conflitutionellen Staaten 
fsibet. die Rechnungs Ablegung ebenfalls alljährlich flatt, ohne daß 
alljaͤhrliche Verſammlungen ftattfinden; fie können in anderen Berio- 
ben oder auch durch bevollmächtigte Deputationen abgenommen wer- 
den. Ueberhaupt muß ich befennen, daß ic; das Batent vom 3. Fe⸗ 
bruar vielmehr als eine Einführung der früheren Geſetzgebung ind 
Beben betrachte. Diefe bat, wenn ich mich des Auspruds bebienen 
darf, feit dreißig Jahren geichlafen; ich fehe alfo nicht ein, wie man 
velllommene Rechtsanſprüche auf etwas begründen will, was drei⸗ 
Pig Jahre geruht bat und nie in Ausführung getreten ift; ich fehe 
ferner nicht ein, wie man ein ſolches Recht, wenn es exiftirte, gel- 
tend machen wollte, wo kein enticheidender Michter einen Auoſpruch 
thun kann. 

(Aufregung.) 

Wenn ich nun alſo ein Recht, welches ſich nur auf den klaren 
Buchſtaben gründet, hier nicht anerkennen kann, fo geht daraus 
felaftrevend hervor, daß, obgleich der Herr Landtags⸗Kommiſſar eine 
‚enigegenftehende Anficht geäußert hat, ich mich nicht dem. in dem 
Aurendemient des geehrten Mitglieved von Weftphalen enthaltenen 
Wurſche aufchließen kann, Se. Mafeflät den König um. Anerfen- 
nung eines folchen Rechtes zu bitten; gleichwohl fehe ich die Roth- 
wenbigfeit und Nützlichkeit ein, bie periodiſche Zufammenberufung des 
Randtages zu erbitten. Es ift mir nicht. möglich, in einem Stante, 
der ofienbar wie der unfrige feit. dem 3. Februar — man neume 
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es, wie man will — eine Berfaflung erhalten hat, dieſe Berufung 
in ihrer ganzen Wirffamfeit ‚mir zu denken, wenn die periobifche 
Verſammlung nicht feftfteht. Es ift übrigens uch nichts Neues, 
was wir dadurch erbitten: Die periodiſche Verſammlung iſt file bie 
Vereinigten Ausſchuͤſſe bereits zugefügt. Es iſt alfa vielnehr eine 
Uebertragung, die wir erbitien von dem Verrinigten Ausſchuß auf 
den Vereinigten Landtag. Wenn ein geehrter. Rodner aus der Rhein⸗ 
provinz gefagt hat, daß wir in biefem Falle viel mehr ven Buchfla- 
ben ald den Sinn der Gefehgebung berüdfichtigen müſſen, "fe ſtimme 
ich dem bei, fehe-aber nidht ein, wie .man. aus dem Buchſtaben des 
Gefeßes vom Jahre 1820 ein Recht deduziren wi Meohb-aber 
ertenne ih an, daß eine Bermuthung darin liegt, daß dem Geſetz⸗ 
geber eine periopifche Werfunmmlung vorgeſchwebt habe. “Die Ver⸗ 
einigten Ausfchäfle haben in mir auch große Bedenlen erregt, ‚info: 
fern, als ich mir nicht denken kann, Daß zwei Verfammlungen, eine 
aus der anderen hervorgehend, ganz diefelben Befugniſſe unabhün⸗ 
gig von einander ausüben follen. Gleichwohl find dieſe meine Be- 
forgniffe zum großen Theil befeitigt, weil und eine Miederzufam⸗ 
menberufung binnen vier Jahren zugefüchert iſt, auf einer Geile 
dann Die Kontrolle nicht fehlen wird und andererſeits "man: anneh- 
men Fann, daß, wenn der DBereinigte Ausſchuß wirklich in Der Zwi⸗ 
fchenzeit berufen werden follte, biefem doch feine wichtigen‘ Sachen 
vorgelegt werden dürften. Run, meine Herren, wenn wir Im All⸗ 
gemeinen hier mit wenigen Ausnahmen in biefem Saale denſelben 
Zwed vor Augen haben, nämlich den, eine beftimmte periodifche Zus 
‚fammenberufung herbeizuführen, dann, denke ich, würde es angemel- 
fen fein, wenn wir in unteren Anfidhten die feinen Nuͤanten zum 
Wohle des guten Zwecks fallen laſſen. Was würde es heifen, wein 
jede Bartei auf ihren Anfichten harmäckig befinde und um Eunde 
der Zweck dadurch verfehlt würde. Die Partei, zu der ich gehöre, 
iſt entfchloffen, der Bitte, weldye in dem Gutachten emthakten iſt, ſich 
-anzufchließen, fie iſt aber eben fo entfchloffen, auf. das Recht wicht 
pochen und das Recht nicht erirogen zu wollen, wei: wie‘ näntuh 
ein foldes Recht aus ver Geſetzgebung nicht. heraus deduziten Eön- 
neu und wir nur eine ehrfurchtsvolle Bitte. an Se. Mafeſtuͤt richten 
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wollen. Was nun das Amendement eines geehrten Mitgliedes von 
Schleſien betrifft, fo thnt es mir leid, obwohl ich ſonſt immer mit 
Win übereiwftimme, demſelben nicht beitreten zu fönnen. Ich wün⸗ 
ſche, daß die Entſcheidung auf unfere Frage Sr. Majeftät dem Kö⸗ 
nige anheimgeftellt werbe, ich wünſche ferner, daß, wenn wir bin- 
en vier Jahren wieder zufammenfommen, unfere Zelt nicht wieder 
An Anſpruch genommen werden möge durch Debatten über die Ver⸗ 
Faffung. Wir würden dann gerade auf demfelben Punkt fen, auf 
dem wir und fegt befinden. Sch bin daher zufrieven, wenn Ge. 
Majeftät der König eine freie und volle Entfcheidung auf unfere 
Bitte gewährt, - 

EAg. Fryr. von Vince: Ich kann nur mein lebhafteſtes Bedauern 
wiederholen, daß ich zum drittenmale wider meinen Willen mich auf 
dieſem Standpunkte befinde, um perſoͤnliche Angriffe ablehnen zu 
müflen. Der lebte Redner hat mir nämlich den Borwurf gemacht, 
daß in meiner Berfon eine Partei die andere angefeindet hätte. - Das 
Wort Partei iſt nicht über meine Lippen gefommen; ich kenne feine 
Beriei und ſetze eine Ehre darin, Feiner Partei anzugehören, und 
Yoffe, dies durch mein bisheriges Verhalten: dofumentirt zu haben. 
I erfahre zum erflenmale, daß der Renner einer Partei angehört, 
Ye Veſchlüſſe fapt; ich habe das nicht gewußt. Ich habe Nieman- 
ven angefeinder; ich habe nur meine Genugthuung darüber ausge: 
Mrochen, daß Mb Mitglieder zu einem löblichen Zived vereinigt ha; 
ben, dem ich vollſtaͤndige Gerechtigkeit widerfahren laſſe. Ich kenne 
keine Verſammlung, die ſich im Hotel de Ruſſie zu Parteizwecken 
gebildet hat. Es hat ſich nur dort vor einiger Zeit eine ſolche zu⸗ 
ſanmengefunden, um ven Gegenſtand der Petition der 138 zu be⸗ 
ſprechen es hat aber nicht die mindeſte Erkluſivität dabei ſtattgefun⸗ 
ven, dh berufe mich auf das Zeugniß der 138 Mitglieder, nament⸗ 
U anf ein bekanntes: Mitglied aud Preußen. Wir haben nur ge- 
meint, daß wir Nemanden zu dieſer Verſammlung einladen koͤnn⸗ 
ten, von dem wir nicht vorausſetzten, daß er beiträte und ſich an⸗ 
ſchließen würde; aber Jeder, der zuhören wolle, fole uns willkom⸗ 
men fern. Wie man alfo von Partei fpredhen Tann, begreife idy 
nicht. Wenn irgend Detise ‚vorgelegen haben folten, das Hotel 
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de Ruffte zu den Zuſammenkünften zu wählen, fo wäre es vielleicht 
nur das geweſen, um durch den Klang des Namens amb Die Mit⸗ 
glieder anzuziehen, von denen wir damals noch nidt wußten, Daß 
fie ſich zu englifchen Geſinnungen binneigien, 

(Gelächter) 

Wenn ich mich endlich dagegen verwahrt habe, als gegen einen 
alten Grundſatz parlamentarifcher Form, daß ein Staatölörper nicht 
den anderen kritifiren darf, und daß alfo die Herrenfurie Aeußerungen, 
die hier gefallen find, nicht kritiſiren darf, fo kann ich doch dieſen Grundſat 
nicht anwenden auf itgend eine Fraction oder Partei der Berfammlung. 
Denn ich fenne fein Geſetz und Verhältniß, wodurch eine Partei, 
wie fie hier benannt ift, Die fh im Englifchen Hanfe verſammelt, 
die Rechte ver Kurie der drei Stände erlangt: und bey Rechtsboden 
dieſer Verſammlung gefunden haben könnte. 

(Bravo!) 

Abg. Graf von Schwerin: Ich bin ein großer Feind von pers 
fönlichen Erörterungen und Erflärungen; aber wenn ich direkt dazu 
aufgeforvert werde ‚Durch den Redner, der vor mir ſprach, fo Tann 
ich, fie nicht vermeiden. Ich habe aber ‚geglaubt, daß meine heutige 
Rede dazu am -wenigften Veranlaffung geben ſollte, als bitte ich ſa⸗ 
‚gen wollen: Diejenigen, Die meine Ueberzeugungen nicht hegen, find 
nicht ehrlich, im Gegentheil glaube ich gejagt zu haben, weil wir 
diefe Ueberzgeugung haben, darum fönnen wir nur unſere Txque 
gegen Se. Majeftät den König bewähren, darum fünnen wir nur 
ehrliche Männer fein, wenn wir unfere Ueberzeugung gegen Se. 
Majeftät den König ausfprechen. Ich follte meinen, darin läge uns 
zweideutig die Erklärung, daß ich diejenigen, die diefe Meinung 
nicht haben, auch vollftändig berechtigt halte, dieſe Erklärung nicht 
abzugeben. Ich weiß nicht, was ich noch hinzufügen fol, ich glaube 
gefagt zu haben, daß ich nidyt- wünfche, daß die Scheidung, Die als 
lerdings auch hier vorgelommen ift, und fie iſt von dieſer Tribine 
gemacht worden, daß die Mitgliever nach ihrer politiſchen Auffaflung 
getrennt und beurtheilt werden, als foldhe, die die Ehrfurcht vor 
ber Krone bewahren wollen, und foldye, Die es nicht, wollen, unter 
und nicht gang und gebe werbe; ich geftehe aber zu, man kann 
ja gegen das, was außerhalb gefchieht, die Ohren nicht verfchließen, 
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deß mc, zu. den veafalifigen Arußerungen hauptſaͤchtich veranlaßt 
hat, Daß es andy vielfach außerhalb diefer Verſammlung fo. darge: 
Reit wird, duß, wenn man von Rechten des Bolfes fpricht, wie 
wir fie hier beſprechen, man nicht die Macht. der Krone wolle, nicht 
das Bertrauen zu derſelben bewahre. Ich bin namentlich dazu ge⸗ 
kommen durch ein Blatt, welches mir. heute früh ins Hans gekom⸗ 
men: ift, mit der Jumuthung, ed ja noch vor der Sitzung zu lefen, 
wad bitie, wir zu erlauben, einen Satz daraus vorlefen zu Dürfen: 
„Da waren aber nody einige andere Punkte, die zwar gegen die großen, nies 
„mals auch nur erbetenen, ganz freiwillig gewährten Gefcheufe nicht viel zu 
fagen hatten; aber ta flimmte es auch nicht, und das war der Hafen, an den 
fih das Mißtrauen hing, das in den Gemüthern leider die alte Treue und 
Baterlandsliebe überwuchert Hatte.‘ 

Solche Aenkerungen find mir viele begegnet, und das war der 
Grund, weshalb ich es für nöthig hielt, nochmals den Standpunkt 
Biefer Sad klar zu machen. 

Abg. von Platen: Diejenige Anficht, die ich hier vertreten 
will, iſt bereits Durch mehrere Mitglieder diefer Verſammlung, aber 
namentlich durch ein Mitglied der pommerſchen Ritterfchaft und ein 
Mitglied der NRitterfchaft aus der Graffchaft Mark fo gut vertreten 
worden, daß e& die hohe Verſammlung langweilen hieße, wollte ich 
dag, was gefagt If, wenn auch mit anderen Worten, wiederholen. 
Aber eines ing rich mir zu bemerfen erlauben. Es wird in dieſer 
Berfammlung fo oft auf die Gefühle des Vertrauend und der Hoff: 
nung bingewiefen, man rüft uns zus „Habt Vertrauen! wir begeit 
die Hoffnung, die Wünfche des Landes werden erfilllt werben!‘ 
Meine Herren, auch ich habe Vertrauen, auch mich befeelen Ge⸗ 
fäßle der. Pietät und der Hoffnung — ich behaupte, es iſt Nie- 
manb in dieſer Verſammlung bei dem Dies wicht der Fall wäre, und 
Keinem kann ich das Recht einräumen, dies zu bezweifeln. Aber, 
meine Herren, für alle diejenigen, die in biefer Verfammlung nicht 
altein eigene, fondern auch die Rechte Anderer zn vertreten und zit 
wahren, die ein Mandat empfangen haben, giebt e8 nur ein Ge⸗ 
ſetz, das bindende Kraft bat, und Dies ruft ihnen unabweisbar zu: 
Erfuͤllt Eure Pflicht, wie fie das Nechtsbewußtfein in: Eurer Bruft 
Eh) vorſchteibt. Wer mehr will, wer anders will, wer weniger will, 


als dieſe Stimme gebietet, der fehlt an ſeinem Gendfien. "Darım, 
meine Herren, nicht Gefühle fönnen die Baſis zu umferen Beſchlüſ⸗ 
fen geben, fondern unfer eigenes Rechtobewußtſein, das. Rechtsbe⸗ 
wußtfein derjenigen, die uns geſandt haben, muß uns andy bei ber 
vorliegenden Frage zur Richtſchnur dienen. Hierauf fußend, ſchließe 
ich mich dem Gutachten der Abtheilung und dem Amendement des 
Herm von Binde an und glaube hierdurch meine Anſicht über 
die Roihwendigfeit der Feſthaltung des. Rechtobodens dargethan zu 
haben. 

Abg. hohe: Hohe Verfammlung! Ich beginne meine Er⸗ 
färung damit, daß id) mich der Minorität der geehrten Abtheilung 
anfchließe, deren Anfiht dahin geht, daß vie jährliche Wiederkehr 
einer reichsftänpifchen Verſammlung gefeblih begründet fei. Ich 
finde diefe begründet in den Worten, daß die Schulden-Depulation 
der reichsftänvifchen Verfammlung alljährlich Rechnung abfegen foll; 
id) bin dagegen nicht gemeint, daß die Verfammkung lediglich zu 
dieſem Zweck zufammentreten- fol, fondern daß «in wicht minder gros 
Ber Zwed jener Beftimmung zum Grunde. gelegen hat, namlich die 
ZandessAngelegenheit, die der Geſetzgeber von feinen Ständen beras 
tben willen wollte, und daß ber. Sinn des Gefetzes dahin gebt, Daß 
die Schulden-Deputation der reichsftänbifchen Verſammlung bei bie- 
fer Gelegenheit Rechnung legen ſollte. Wenn aber an biefem Ge⸗ 
fee vielfach gemodelt worven, wenn verfchiebene Folgerungen dar: 
aus gezogen worden find, fo fei es auch mir erlaubt, meine Anfich- 
ten Darüber auszuſprechen. Es find dies folgende: Der hochſelige 
Köoönig hat ausdrücklich feſtgeſezt, daß die reirhaftändiiche Berfamm- 
lung alljährlich ftattfinden fol, weil er fie für nothwendig erkannt, 
weil er der Ueberzeugung war, daß eine Regierung; Ye, mit weni 
ger Ausnahme, blos in den, Büregus und blos durch Heamten ges 
führt, ohne eine Direkte Stimme- aus. dem: Volle zu vernehmen, ums 
praftifch fei, weil fie in dem Boden des Volkes keine Wurzel habe, 
wet eine ſolche Regierung nicht befähigt ſei, des Volkes Wohlſchri 
zu gründen, zu bewahren oder. zu erhöhen, weil fie vielmehr zum 
Ruin derfelben führen und am Ende. ihren eigenen: Untergang: ber 
beifähren kann; das find nach meinem Erachien. Me Gruͤnde zu jmmen 
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Geſchen, usd namentlich, zu dieſer vorliegenden ſprziellen Beſtimmung. 
Man könme nun aber ſagen, daß die von mir ausgeſprochene Mei⸗ 
mung. eben nur eine individnelle ſei und eben fo wenig begründet 
fei, als die anderen Meinungen, die mehrfach Dagegen ausgefprochen 
ſſnd. Darum muß ich bitten, mir noch einige Augenblide zu. gön⸗ 
nen, um die Verhältniſſe, Die vor und während jener Geſetzgebung 
Retigefunden haben, In das Gedächtniß zurückzurufen. Meine Her⸗ 
ren! Uns Allen find die hohen Gersfchertugenden des hochfeligen 
Königs noch in jo friſchem Audenken, als daß deren Aufzählung 
notwendig wäre Wir willen aber auch Alle, daß jene Herrfchers 
tugenden, verbunden mit dem ernften Willen, fein Volk zu beglüden, 
nicht ausreichten, ein ſchweres Unheil von der. Krone und dem Volk 
abzuwenden. Das Unglüd brach herein, bie Urſache konnte nirgends 
gefunden werben, als in der bürenufratifchen Regierungsform, Die, 
fo lange ein großer Geiſt fte leitete, auch Großes ſchuf; als die— 
fer aber entwichen, als fie ihre Zeit überlebt hatte, weil fie das 
Bolf yon der Theilnahme feiner heiligften Interefien ausſchloß, da 
brach: das Unglüd herein. Aber der weife Monarch erfannte bald 
Die Urſache, die jene trübe Wirkung herbeigeführt hatte, und als es 
jenen drei Monarchen, die mehr oder weniger ein gleiches Geſchick 
beteoffen,  gelumgen war, durch ihre Weisheit und die Treue ihrer 
Völker ihre Throne wieder fichergeftellt und ihre WVöller von der 
Arempherrichaft befreit zu haben, da nahmen fie jene Siege als ein 
Geſchenk des: Himmels an, ihre Herzen waren dankerfuͤllt gegen ben 
ewigen Benfer gller Geſchicke, und ihre Bruft erglühte von den herr: 
lichften Vorſätzen für ihrer Bölfer Glück. So fanden die Sachen; 
als unter hochſeliger Monarch jene Gefühle, jene Entſchließung nie- 
verlegte in die deutſche Bundesakte, die unfere innere politifche 
Geſtaltung beßimmte, und Died Geſetz ift ein ſichtbares Zeichen je: 
ner frommen Gntſchließung unferes hoxhfeligen Monarchen. So, 
meine Herren, frage ih, was kannte nad) foldhen Ereigniſſen ein Mor. 
narch anders then, als feinem Volk eine Verfaffung geben, die den Stäns 
den eine jaͤhrliche Zuſammenkunft zuſicherte, damit die. Regierung unun⸗ 
terbrochen von: den Bedürfniſſen des Volkes unterkichtet bliebe. Hiermit 
glanbe ich meine Anſicht begeiknet zu haben und den Zweifel ansſprechen 


zu dürfen, daß alle entgegengefehten Anſichten einer. gleicher Begräiubeng 
fähig ſeien. Was ſchon oft hier von biefer Stelle ausgeſprochen 
worben ift, wieberhole ich, daß. ic auch durch meine Zuſtimmung zu 
dem Beſchluß dieſer Petition keinesweges die Ehrfurcht vor ver Krone 
zu verleben glaube, daß im Gegentheil, wena ed darauf ankonmt, 
daß Jemand feine Ehrfurdyt in die eine Wageſchale legt, idy die 
meine unbedingt in bie andere zu legen entichlojien bin. Deshalb 
glaube ich, daß die Berfammlung auf die Petition um jährlidye Wie⸗ 
derfehr der Berfunmlung und um Wahrung der Rechte vom Jahre 
1815 bis 1820, ohne die Ehrfurcht der Krone zu verleben, einge 
ben kann. Wenn wir nun aber — id) glaube, es war in den er⸗ 
ften Tagen unferes Zufammenfeind — von der Minifter- Banf ge- 
hört haben, daß Se. Maieftät ſich babe ein Qutachten von breiten 
ber Herren Juftig-Minifter darüber geben Iaffen, ob in dem Patente 
vom 3. Februar vie Geſetze von 1815 bis 1820 enthalten find; 
— ich wieberhole, daß ich glaube, zugleich gehört zu haben, daß 
das Gutachten der drei Herren Minifter dahin ausgefallen fei, daß 
jene Gefege in dem Patente wirflich enthalten ‚find; — dann bleibt 
uns nur Eins übrig; das eine aber ift eine heilige Pflicht für Die 
Bertreter des Bolfes, nämlid, von dem übel berathenen Könige an 
ven beſſer zu berathenven zu appelliren. . 3a, meine Herren, appel- 
Iren wir an die Weisheit und Gerechtigfeftsliebe Sr. Majeftät mit 
der feften Zuverfiht, daß Se. Majeflät mit ver Bewahrung ber 
Macht, der Würde und der Rechte feiner Krone auch die Rechte 
und die Liebe feines Volkes bewahren und auch biefe in möglichſt 
"gefteigertem Maße auf feinen Nachfolger vererben wird. 

Abg. non Manteufiel I.: Es iſt von dieſer Stelle oft der 
Spruch gefagt worden, Wahrheit fei zwifchen der Krone und ben 
Ständen; nun wohl, aber ich füge den zweiten Spruch bin, 
Wahrheit fei zuerft unter ung, zwifchen ven Stänben: Jede Ueber⸗ 
zeugung hat das Recht, wenn fie ausgefprochen wirt, ‚gehört zu 
werden, und .ein Recht geehrt zu fein. Ich werde meine. Ueberzen⸗ 
gung hier ausfpredhen, auf bie Gefahr hin, daß. der Spiegel: der 
Wahrheit, den ich Ihnen vorzuhalten beabfichtige, vielleicht nicht 
Allen gefäht: Vergegenwärtigen wir uns bie Lage, in ber wir ums 
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in dieſem Augenblicke der: Krone gegenüber: beſtuden; der König hat 
ans eigener freier Machtvollkommenheit die Seſetze vom 3. Febrnar 
erlaflen, er bat viel gewährt, ex hat mehr gewährt, ‘ala erwartet 
werben konnte. Ich nenne das ein hochherziges Bertrauen, was er 
vum Lande und befien hier verfammelten Vertretern erwieſen hat. 
Es find ehrfurchtsvolle Bedenken von hier aus vorgetragen worden 
gegen diefe Mlerhöchfte Beftimmung, und Se. Majeftät hat bierauf 
bie Antwort ;gegeben, Sie weiten in ‚Ihrer Weisheit die Erfahrung 
zu. Ratte ziehe und dann eine Entſcheidung treffen; es ift une ſo⸗ 
gar ein Zeitpunft beftimmt, bi6 zu welchem unfer Beitatb gehört 
werden fol. Was wird und nun gegemüber dieſer Königlichen 
Entfchließung -vorgefchlagen? Wir follen erflären, Die Gefeße vom 
3. Februar gefallen uns theilweiſe wohl, theilweife aber nicht, ſtüͤck⸗ 
weite nähmen wir fie an, flüdweife verwahrten wir uns Dagegen; 
wir wollten und nicht beruhigen bis auf den Zeitpunft, den ber 
König zur Erwägung der Abänderungen und geftellt hat, ſondern 
wir wollen glei und bevor Die Geſetze ausgeführt find, darım 
bitten. Meine Herren! Ein hochherziges. Vertrauen, eine weife 
Bericht finde ich in dem, was Ce. Majeflät in dieſer Angelegenheit 
gethan und :gefprochen haben; leider vermiſſe ich nies in dem, was 
mar uns vorſchlägt. Ich Halte viel von ‘den außfchließlichen Vor⸗ 
vechten der Krone, aber ich halte das hochherzige Vertrauen, die 
weiſe Vorſicht nicht für foldye Vorrechte der Krone, ſondern ich 
vindizite fie auch der fländifihen Berfammiung, ich vindizire fie 
une, nad an ein hochherziges Vertrauen, an eine weile Vorſicht ap⸗ 
pellire ich, indem ich Sie bitte, daß Ste die Ihnen vorgefchlagene 
Petition jetzt nicht beſchließen. Ich weiß, es werden mir Einwen- 
dungen gemacht werden, erlauben Sie mir, daß ich biefelden im 
Lichte der Wahrheit beleuchte.e Man fagt, wir wollen ja nur bitten, 
vertrauungsyoll bitten, und auf diefen Weg find wir verwiefen. Es 
if. wahr, meine Seren, Se. Majeftät hat in Seiner Botſchaft uns 
den gefetzlichen Weg gezeigt, den allein wir nit umferen Bebenken 
gehen können, und jeber Andere . würde nach meiner Ueberzeugung 
ungefeslich geweſen fen, wie ich auszuſptechen feinen: Anfland ge- 
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sommen Haben würde, wenn die Sache. in. anderer. Form zur Er⸗ 
ärkerung gefommen wäre; allein nirgend if uns gefagt, daß wir 
der Königlichen Zuficyerung ungeachtet petitoniren ſollten. Dieſe 
Brage unterliegt jebt Ihrer Entſcheidung, und ich verneine fie. 

Man wird mir ferner einmenden, es basdie fidy gar nicht um 
die hohe Perfon des Könige, es handle ſich hier um eine Berein- 
barıng mit Dem Gouvernement, über weichem hoch die Königliche 
Berfon fiehe. Ich weiß wohl, daß eine. ſolche Stellung möglich if, 
daß fie vielleicht von vielen, deren Abſichten ich durchauno nicht ver⸗ 
daͤchtigen will, gewünſcht wird. Ich habe gehört, daß vor einigen 
Tagen die Eriftenz eines Premier-Miniſters als die Panacee gegen 
ale .unfere Leiden geſchildert worden iſt; ich fehe von biefen Dok⸗ 
trinen ab; aber thatſächlich wahr ift es, dieſer Zuſtand beiteht bei 
uns. beute nicht. Der König hat feine getreuen Stände um ſeinen 
Thron, der mitten unter ihnen fleht, verfammelt, und eine Petition, 
die wir hier befchließen, geht an Niemand anderd, ald an die Ber 
fon des Könige. Ienen Einwurf alfo kann ich nicht gelten laffen. 
Ich komme endlich auf ven Rechtsboden, den viel beſprochenen, 
viel heiretenen Rechtsboden. Ach weiß, der Rechtoboden iſt verſchie⸗ 
den formulirt und begründet, ich will Ihnen aber eine ganz ein⸗ 
fache Formel dafür vorlegen, aber eine Formel, die wenigſtens das 
für ſich hat, daß ſie im Lande eine Wahrheit iſt, zur Jeit eine 
Wahrheit. Dieſe Formel heißt: was mit des Königs Unterſchrift 
im der Geſetz⸗Sammlung ſteht, iſt ein Geſetz. Nun frage ich Sie, 
ſtehen die Verordnungen vom. 3. Februar nicht in der Geſez⸗Samm⸗ 
ng mit des Königs Unterſchrift? 

CGGeloͤhter.) 
3 höre, man weift darauf in, anhere ste manden auch 
darin, 
| 0, (Gekächter, ) 

Id nehme Anſtand, ſo ſcharffinnigen Juriſten gegenüber nur 
zu erwaͤhnen, daß das neue Geſetz Dem- früheren nach beiannten 
Rechtsregeln derogirt. Wir ſind nicht zweifelhaft über ven Sim 
Sr. Majefit, welcher ansgeſprochen iſt, nicht nur in bean Geſeß 
vom 3. Februar, fondern auch in der Thronrebe, auch in der Bots 


ſchaft vom 22. April. Ich giaube, wenn wir dar Mechtobeden; 
ben ich bezeichnet habe, untergraben, jo erfüllen: wir unſere Schul⸗ 
digkeit nicht. Denken Sie daran, wad es heißt, alle unſere Rechto⸗ 
zuftände iin Zweifel zu ſtellen, dadurch, daß man dieſe Rechtegrund⸗ 
füge verläßt. Laſſen wir die Weisheit Sr. Majeftät walten. Man 
hat geſagt, es .fei unguläffig gegenüber den Kommittenten, ſich von 
Bertrauen leiten zu laſſen. Meine Herren! Das ift mir micht beu 
wußt, Daß. das DBolf, daß unfere Kommittenten fein Vertrauen haͤt⸗ 
tenz ich glaube, wir handeln im Sinne berfelben, im Sinne de® 
ganzen Landes, wenn wir vertenuen, und deshalb bitte ich Sie, 
gegen die Petitionen ſich auszuiprecdhen. 

Abg. von Medinz: Die Abtheilung hat meiner Anficht nach 
die Frage, die uns zunächſt vorliegt, ganz richtig geftellt, indem 
foiche darauf gerichtet iſt, ob wir den König um die periopifche 
Wicderfehr eines Vereinigten Landtages bitien follen. In den vers 
ſchiedenen Dishrffionen.aber, die bisher ftattgefunden haben, hat «6 
mir geſchienen, als wenn die Frage hin und wieder in ben Aeußer⸗ 
ungen einiger Redner auf einen andern Standpunft gefommen wäre, 
und daß fie dadurch can Deutlichkeit ‘verloren hätte. Es hat mie 
nämlich. gefchlenen, als wenn die Frage ber wie periodiſche Einbes 
rufung des Vereinigten ‚Landtages vielfach 'vermifcht wäre. mit der 
Frage über die periopifche Einberufung centralftändifcher Verſamm⸗ 
lungen überhaupt. Dieſe Periobizität centralitändifcher Verſamm⸗ 
Imgen iſt aber durch das Patent vom 8. Kebruar d. 3. vollkommen 
gewährt. Ich, meines Ortes, würde vollſtaͤndig der Meinung fein; 
saß: die Verfprechungen, vie durch das Gefeh von 1820 gegebew 
fin, nicht erfüllt wären, wenn die in Folge berfelben geſchaffenen 
centralſtaͤndiſchen Verſammlungen überhaupt feine Periopizitäit hätten; 
da aber eine ſolche Wiederkehr überhaupt gewaͤhrt worden ift, ve 
nicht blos innerhalb vier Jahren entweder ber DBereinigte Landtag 
oder Der Vereinigte Ausſchuß zufammentreten ſoll, fondern da zus. 
gleich beſtimmt ift, vaß die ſtaͤndiſche Depatation für das Staats⸗ 
ſchuldenweſen alle Jahre; und nach Umſtaͤnden noch oͤfter, zuſammen⸗ 
formen fol, fo glaube ich, ift im Weſen eine periodiſche Zuſammen⸗ 
funft, die ein norhmwenniges Beringnib jenes ſtändiſchen Inſtitutes 


if, gegeben unb vaburdı der Rechtsanſpruch erfüllt, der aus dem 
Geſete von 1820 folgt. Handelt es fih aber vom ber Frage ber 
Näglichfeit, dann bin ich volllommen damit einverſtanden, baß eine 
fee alternirende Wirkſamkleit, wie fie gegenwärtig wach. Dem Pa⸗ 
ent vom 3. Febrnar zwiſchen dem YAusichufle und dem Bereinigten 
Landtage bedingt if, zu großen Bedenken Anlaß giebt. Vom Stand- 
yahıfte der Nützlichkeit aus, von dem Standpunkt aus, daß eine ge- 
deihliche Entwidelung der ftänbifchen Inftitute uns vor allen Din⸗ 
gen am Herzen liegen muß, ſcheint e& mir allerdings wünſchens⸗ 
werih, Se. Majeftät den König zu bitten, daß Veränderungen in 
der gegenwärtigen Gefebgebung mögen in Erwägung genommen 
werden. Die Motive der Nüptichleit fcheinen mir daher jedenfalls 
in den Borbergrumd treten ‚zu müflen, obwohl ih Niemanden feine 
Ueberzeugung nehmen will, daß der Rechtspunkt ebenfalls ven 
Werth ſei, und. daß wirklich, fo wie die. Organifation der ftändifchen 
Inftitntionen durch das Gefeh vom 3. Februar gegeben ift, volle 
Uebereinftimmung mit dem Gefeb von 1820 nicht finttfinde. Ich 
laſſe es vollfommen- zu, DaB auch dieſe Deduction in Die dem Kö⸗ 
nige vorzulegenden ‘Petitionen. mitaufgenommen werde; wenn id) 
aber die hohe Berfammlung bitte, gleich ſo Vielen, vie ſchon von 
dieſer Stelle aus in gleichem Sinne gefprochen haben, wenn ich die⸗ 
felbe dringend. beſchwöre, daß fie vorzugsweiſe an den Stanppunft 
der Mäthlichkeit und Nützlichkeit fich halte, daß fie von dee Anſicht 
wöghichft abſehe, als felen.vurch die bisherige Gefebgebung nicht 
alle: die Rechte anerkinut, die das Land dem Könige gegenüber hat, 
ſe glaube ich, daß wir Dafür einem. entſcheidenden Grund nicht in 
dem Streite der Meinungen zu ſuchen haben, der einmal über bie 
Auslegnug des einen oder andern Paragraphen, des einen oder an⸗ 
deren Wortes zwiſchen uns ſtatifinden kann; ſondern ich glaube, 
daß wir die Richtſchuur Für. unſer Thun weſentlich in dem zu fins 
den haben, was biöher von Sr. Majeftät uns und dem Lande ge- 
genüber geiban ii. Gapz unabhängig mim von jenen Differenzen 
über die Auslegung einzelner Paragraphen des Geſetzes von 1820, 
frage :ich: hat Der König mit Dem gegeumärtigen Geſetz und ber 
Ausführung. vefielben den Ständen: und Deut; Lande: nicht zwei große 
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Geſchenke gemacht, hai er damit nicht ganz unguſgefordert und un⸗ 
gebrängt den Beweis gegeben, wie weit. Se. Majeftät der König 
wit Seinem .Bertrauen gegen die Stänvde und das Laub geht? 
Diele zwei Geſchenke find einmal das. Steuerbewilligungss Mech, 
was unzweifelhaft nach den Worten der früheren Geſetze die: Stände 
nicht hatten; und zweitens die. hainahe ganz unbefgränfte. Oeffent⸗ 
lichkeit Der. Verhandlungen der gegenwärtigen Verſamgilung. Ich 
frage Sie, meine Herren, ob mit dieſen zwei Sachen nicht der Kö⸗ 
nig den Ständen und dem Lande 'einen ſehr großen Beweis feines 
Vertrauens gegeben hot, und ob durch dieſe beiden Dinge nicht eine 
jo. weſentliche Grundlage zu einer gebeihlichen Entwidelung des flän- 
diſchen Lebens gegeben ift, wie fie nur irgend erwartet werben 
fonnte? Aber, weine Herren, bamit der Baum. der Freiheit gedei⸗ 
hen fönne, dazu muß er nicht bios yon unten geböriges Gedeihen 
haben, fondern auch von oben gehörigen Schuß. Unſere ſtändiſchen 
Inftitutionen Fönnten ſich zum Beſten des Landes nicht entwideln, 
wenn nicht zu gleicher Zeit die, Krone mächtig und ſtark wire und 
nidyt das volle Vertrauen des Landes genöſſe. Dazu ‚gehört aber, 
daß die Autorität des Königs ungetrübt bleibe, und da frage ich 
nun: iſt nicht große Bejorgniß vorhanden, daß eine Trübung der 
Autorität des Königs eintrete, wenn er,. nachdem er mit folder 
großen Freiſinnigkeit dem Lande ſo bedeutende Gefchenfe gemacht hat, 
in den nächften Wochen wienerum Aenderungen und neue Konef- 
fionen. machen fol? Ich glaube alfo, es. ift unfere Pflicht, dem Kr 
nige vollftändig das vorzutragen, was wir für die Wünſche und 
die Rechte des Landes halten; aber auf foldye Weile, daß wir dar 
duch unfere Dankbarkeit. gegen die Wohlthaten, die Se. Majeſtaͤt 
und bereits erzeigt haben, nicht verleugnen, und daß zugleich Die 
ganze Verſammlung und Jeder an feinem Stüf das Seinige dazu 
beiteage, um die Autorität ded Königs zu unterflügen und thatfid 
lich zu beweifen, daß wir und Das Land Vertrauen zu unferm. Kr 
nige haben, wie es denn auch unzweifelhaft ift, daß das ganze Lan 
vollfommened Vertrauen zu der Weißhelt und zu den Ianbeondler: 
lichen Abſichten feines Königs hat. 

Abg. Flemming: Um die. Diskuſſton nicht au verhingern und J 


in feine unndthigen Wieberholungen zu werfallen, verzichte ich in 
der vorliegenden Frage auf das Wort, erbitte mir daſſelbe aber 
von dem Harn Landtags⸗Marſchall fpäter, wenn. der Theil des 
SGutachtens unter H., (f. ober S. 8376) ver auf meinen Antrag Be: 
zug bat, zur Distnfiion kommt. 

Abg. Birdig: Hohe Verſammlang! Ich habe mar wenige 
Worte an Sie zu richten. Preußens Reichsſtände ſind zugleich das 
gefetzliche Organ, die Zuſtände zwiſchen Thron nnd Volk zu ordnen. 
Die Bedenken, von denen hier vielfaltig geſprochen worden iſt, haben 
ſich vom erſten Augenblick unſeres Zuſammentretens bis jetzt nicht 
verlieren wollen. Sowohl in ver Adreſſe an Se. Meajeflät, ale 
auch in den vorfiegenden Petitionen, ale auch in ber Declaration 
‚ber 138 waren dieſe Bedenken mehr oder minder ſpeziell angeDeutet. 
Diefe Beveufen zu bannen, ven Einklang zwifchen Thron und Volk 
berzuftellen, iſt Pflicht der hohen Stände- Berfanumlung. Erhebend 
war die Erflärung des Königlidden Herrn Kommiſſars, als in die⸗ 
fem Saale ausgeſprochen wurde, daß Hemmniſſe vorhanden feien, 
die wirflich eine Vereinbgrung mit dem Throne nicht geftutteten; da 
wurde: uns bie tröftende Berficdherung gegeben, daß bie Räthe ver 
Krone wie die Krone ſelbſt eine Vereinbarung ernſtlich wollen. Und 
wit Dank wurde dieſe Verficherung entgegengenommen. 

Wenn von vielen Rednern ſchon gefagt worden iſt, daß wohl: 
beſtehende, gefeglich.. verbriefte Rechte nicht ſchweigend abgetreten 
werben dürfen, jo muß auch ich ‚mich dieſer Anficht beſtimmt ans 
ſchließen. Es gilt daher, meine bochgeehrten Herren, die Älteren 
mit den neueren Gefegen in Einklang zu bringen, und dies dürfte 
gar nicht ſchwer werden. Meine Herren! Ich rufe mir eine Zeit 
der glorreichen Gefebgebung - Preußens zurück von 1807 bis zum 
Jahre 1818, So weit werben fie zugeftchen, daß diefe Geſetzgebung 
Wunder berbeiführte, Wunder, an bie Fein Sterblicher früher ge- 
dacht hätte, Möge man ſich in ben Geiſt jener Geſetzgebung zurück⸗ 
verfegen, möge man die Geſetze Har, einfach, auf Vertrauen ge 
gründet redigiren, fo daß fie das‘ Boll ohne Auslegung einfach 
verftehen und nad ihnen handeln kann! Dann wirb das Bolt 
begreifen, daß man feine wahre Wohlfahrt wall. Meine Herren, 
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Prrußen hat neben feiner eigenen Eriſtenz noch eine zweite Aufgabe, 
Die eben fo groß iR. Es ift berufen, ſich in Deutfchland an bie 
Spitze der Civiliſation zu ftellen, es if berufen, den Centralpunkt 
alles Beſſeren zu bilden; dann wird Preußen die Meinung aller 
deutfchen Bruderftämme für fich Haben, und es wird ein Bollwerk 
bilden mit allen deutfchen Stämmen, beſtehend ans mehr als‘ 40 
Miltionen, geeignet, allen Wellenfchlägen zu widerſtehen, woher viefe 
auch fommen mögen. Meine Herren! Dies iſt ein wichtiger Mo- 
ment, und ich Boffe und wiünfche, daß man darauf Rüdficht nehmen 
möge, damit nicht mehr Deutfhe gegen Deutſche das Schwert ziehen 
ſondern damit bie deutſche Nation vom Süden bis Norden, vom 
Weſten bis Often Eins fei in ihren Zweden. ‘Dies kann aber nur 
gefihehen, wenn die öffentliche Meinung des übrigen Deutfchland zu 
Breußen ſich hirmeigt. Meine Herren! In Bezug ‘auf die Petitio⸗ 
nen glaube ich, fie find mwohlbegründet, und ich fehließe mich dem 
Amendement ded Herrn Deputirten aus Weitphalen volftändig an, 
und ich bitte, daß Sie ein Gleiches thun mögen! 
(Bravo!!) 

andtags -Marſchall: Es haben ſich noch fo viele Redner ge⸗ 
meldet, daß nicht abzuſehen iſt, die Verhandlung bei der vorgerück⸗ 
ten Zeit heute zu Ende bringen zu fönnen. Ich habe noch zu bemer⸗ 
fen, daß an dem heutigen Tage zugleich Sigung der Herren; Kurfe 
gemwefen ift und daher der ftenvgraphifche Bericht bis morgen früh 
10 Ahr ausliegen wird. | 

Sandtags- Kommifler: Es iſt mir von einem fehe gechrten 
Deputirten die Mittheilung gemacht worden, daß währenn ber heus 
tigen Sigung zwei Fremde anderthalb Stunden Tang in den Baͤnken 
der hohen Verfammlung hospitirt hätten. Ic weiß nicht, weldyes 
die Anficht der hohen Verfammlung über die Deffentlichkeit verſel⸗ 
ben if; aber zur Zeit find Die Sitzungen nicht Öffentlih, und des⸗ 
wegen glaube ich das Kaftum, wenn es ſich beftätigt, als eine Un- 
ordnung bezeichnen zu müflen, bie feinesweges der Verſammlung its 
genehm fein Tann. | 

(Mehrere Stimmen geben ihre Beiftimmung zu erfennen.) 

Ich glaube nicht, daß die Unterbeamten im Stande find, ie 
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ſechohnndert Mitglieder der Verſammlung ober alle Eingehenden zu 
fennen, noch daß es im Önterefle der Verſammlung liegen dürfte, 
dieferhalb Kontrolle einzuführen. Deshalb glaube ich, in Deren eige- 
nem Intereſſe die Bitte fielen zu müflen, daß, wenn ähnliche Un⸗ 
erbnungen wieber verfucht werben follten, Die Berjammlung ſelbſt 
ſolche nicht dulden wolle. 

Jandtags-Marſchall: Das Faktum kommt fo eben auch erft zu 
meiner Kenntnig, und ich weiß nicht, ob es gegründet if. Sollte 
dies der Fall fein, fo iſt es eine nicht zu duldende Unordnung. Für 
die Folge bitte ich diejenigen verehrten Mitglieder, welchen die Au- 
weienheit eines Fremden befannt werben follte, henfelben ſogleich 
Hinausweifen zu laſſen. 

Morgen früh um 10 Uhr findet die Fortſezung der heutigen 
Berathuug fett. 

(Schluß. ver Sisung um 4 Uhr.) 


Serren :S urie, 
Inhalt. 
Verſchiedene Entwürfe von Petitionen an Se. Majeflät den König und anber: 
weitige Beichlirffe werben verlefen; Gutachten über den Antrag auf Annullivung 
der Epiritus⸗Lieferungs⸗Kontrakte, deren Erfüllung durch das erfolgte Schließen 
der Drennereien unmöglich gemacht worden; Verhandlungen und Beſchluß bar: 
über; Berathung des Outachtens, betreffend die Bitten um Abänderung des 
Geſchaͤfts⸗Reglements. 


Die Sitzung beginnt, unter Vorſitz des Landtags» Marfchalle, 
Fürſten zu Solms, Vormittags gegen „11 Ubr. 
Das Protokoll der vorigen Siguug wird verlefen und gench- 
uige- 
"Sandtegs - Moarſchal: Es ift nun zumächft anzuzeigen, daß in 
Verhinderung des Domdechanten von Kroſigk deſſen Stellpertreter, 
der Domherr und Landgerichts» Direftor von Rabenau, einberufen 
worden ift und fchon der heutigen Sitzung beiwohnt. 

‚Sodann habe ih den Herrn von Keltfch aufzuforbeen, Die 
Beilage zur Adrefie an Se. Majeftät den Königin Bezug auf bie 
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Königliche Propoſttion, die Ausſchließung beſcholtener Perſonen aus 
ftändifchen Verſammlungen betreffend, der Verſammlung vorzutragen. 
Referent von Keltſch: Die Schrift an Se. Majeftät den Kö- 
nig, das Beſcholtenheits-Geſetz betreffend, habe ich mir fo zu 
faflen erlaubt. 
(Verlieft diefe, fo wie das Gutachten über den Gefeg-Ent: 
wurf, die Ausfihließung befcholtener Perfonen von ftändi- 
(hen Berfammlungen betreffend.) 

Jandtags⸗Marſchall: Es fragt fih, ob gegen die Faſſung bes 

Beichluffes etwas zu erinnern if. 

| Da keine Bemerfungen erfolgen, fo ift er für genehmigt zu er: 

klaͤren. Wir kommen zur Verlefung des Befchluffes, welcher in Be- 

zug auf den Antrag ded Prinzen von Biron, die Reform der 

Patrimonial-Gerichtsbarfeit betreffend, der anderen Kurie 

mitzutheilen ift. 

Referent von Keltſch: Der Beſchluß auf die Petition lau⸗ 
tet fo: 

" (Berlieft den Beichluß auf die Petition des Prinzen von 
Biron, die Reform der PBatrimonials Gerichtsbarfeit be« 
treffend.) 

Aandtags -Marſchall: Es fragt ſich, ob hierbei eine Erinnerung 
zu machen ift? 

Da dies nicht gefchieht, fo ift die Mittheilung für genehmigt 
zu erklären. Sch erfuche nun den Fürften zu Wied und den Dom- 
beren von Rabenau der erften Abtheilung hinzuzutreten. Die Ab- 
theilung wird fid) von nun an auch mit den Mittheilungen zu be- 
fhäftigen haben, welche und von der anderen Kurie herüberfommen. 
Wir gelangen nun zur Berichterftattung über den Antrag des Frei- 
herrn von Maffenbad), betreffend die Ungültigfeits-Erfiä- 
rung von Lieferungs-Kontraften über Branntwein vom 
1. Mai ab. Ich bitte den Herrn Senfft von Pilfach, den de: 
richt zu erftatten. 

. Zürft zu Putbus: Ich wollte mir die Trage erlauben, ob bie 
in Iegter Sitzung Gewählten irgend etwas zu thun haben, um bie 
Sache ind Leben treten zu laffen? (Bergl. oben ©. 331.) 
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Jandtags ⸗Moerſchall: Ich habe die Miitheilung über die fo- 
wohl bei uns als auch in der anderen Kurie flatigefundenen Wah⸗ 
len dem Herrn Landtags-Kommiſſar gemacht und ihn erfucdht, mich 
yon dem Zeitpunkt in Kenntniß zu feßen, wo ber Zufammentritt Die- 
fer Kommifiton mit den betreffenden Regierungs-Beamien ftattfinden 
könne. Diefe Benachricktigung von Seiten. des Herrn Landtags- 
Konmiffars wird zu erwarten fein, und dann werde ich nicht ver: 
fehlen, den Mitgliedern der Kommiſſion Mittheilung won diefer er- 
haltenen Anzeige zu machen. Damit, glaube ich, daß dasjenige er- 
ledigt ift, was feitens der Mitglieder diefer Kommiflton gewünfcht 
werden faun. 

Graf von Sandsberg-Ochmen: Ich erlaube mir noch eine Frage 
zu ſtellen. Es iſt zweifelhaft geweſen, ob der Fürſt Carolath oder 
der Prinz Carolath gemeint geweſen ſei, der für den Ausſchuß über 
das Beſcholtenheits⸗-Geſetz beſtimmt worden if. Es hat aber der 
Hürft Carolat dem Ausſchuſſe beigewohnt. 

Sandtags- Marfhall: Das ift auch die Wahl geweſen. Es 
würde alfo der Fürſt von Garolath-Beuthen aufguforbern fein, wei: 
terhin den Sibungen beizumohnen. | 

Referent Frhr. Senflt von Pilfah: Ich muß in Betreff des ge- 
druckten Gutachtens, was ich vorzulefen die Ehre haben werde, er: 
klären, daß es einige Drudfehler enthält, die ich beim Vorleſen be- 
richtigen werde. 


Gutachten 
der 
zweiten Abtheilung der Herren⸗Kurie 
über den 
Antrag des Freiherrn von Maſſenbach auf Annullirung der Spiritus⸗Liefe⸗ 
ruugs⸗ -Kontrakte, deren Erfüllung durch das erfolgte Schließen ber Brennereien 
unmöglich gemacht ift. | 


Der Freiherr von Maſſenbach hat beantragt, Se. Majeſtät um Erlaß einer 
Alterhöchften Beſtimmung dahin zu bitten: 
daß alle diejenigen Spiritusskieferungs-Kontrafte, deren Erfüllung durch das 
in Bolge der Allerhöchften Kabinets.Ordre vom 1. Mat 1847, betreffend das 
Berbot der Kartoffel Ausfuhr und des Branntweinbrennens aus Kartoffeln, 
Getraide und anderen mehligen Stoffen, erfolgte Schließen ber Brenuereien 
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unmöglich gemacht if, annullirt und bie deshalb angeſtrengken Entſchaͤdigunge⸗ 
Klagen abgewiefen werben  follen. 

Die Abtheilung iſt nun zwar der Meinung, daß bie Jeſtſetzung des 5. 364 
Th. I. Tit. 5 Allg. Landrechts: 
Entſteht die Unmöglichkeit, den gefchloffenen Vertrag zu erfüllen, durch einen 

Zufall oder durch unabwendbare Gewalt und Uebermacht, ſo wird der Vertrag 
für aufgehoben angeſehen, 
für den Fall, wo ein Brennerei⸗Beſitzer ſich verpflichtet hat, den in ſeiner eigenen 
Brennerei zu fabrizirenden Spiritus nach Eintritt des Verbots des Brennereis 
Betriebes an einen Anderen abzugeben, bereits den Schub gewähtt, den der An⸗ 
tragfteller den BrennereisBefisern gefichert wiffen will; denn das Berbot, das 
fie den BrenndteisBefiger ein Zufall if, verſetzt ihn wirklich und vollftändig in 
die Unmeglichkeit, ferner no Spiritus zu fabriziren, alfo anch den Vertrag zu 
erfüllen, fo weit nicht etwa aus früherer Zeit noch vorhandene Vorräthe es ihm 
möglich machen follten, feiner Derbindlichkeit machzulommen. Es ward zwar das 
Bedenfen angeregt, ob ohne Weiteres anzunehmen fein werde, daß die Erfüllung 
der über Spiritus gefchloffenen Lieferungs- Verträge duch das Schließen ber 
Brennereien unmegfic; geworben fet, und ob nicht zur vollſtändigen Sicherung 
der Betheiligten eine Allerhöchſte Beſtimmung bahin zu erbitten fein möchte: 
vaß Brennerei: Befiker, welche fih vor Publication der Allerhöchſten Ordre 
vom I. Mai 1847 zu einer nach deren Publication zu bewirfenden Lieferung 
von Spiritus verpflichtet Haben, bis zum Beweiſe des Gegentheild die Ber: 
muthung fir ſich haben follen, daß ihnen die Erfüllung bes Vertrages durch 
das Schließen der Btennereien unmöglich geworben. 

Die Abteilung iſt indeß der Meinung, daß, wenn ein Brennerei: Beflger 
den in feiner eigenen Brennerei zn fabrizirenden Spiritns zu liefern fich vers- 
pflichtet hat, es nicht werde in Zweifel gezugen werben Tünnen, daß er durch das 
Verbot des Brennerei: Betriebes, von deffen Eintritt an, in die Unmöglichfeit 
verfegt It, den Dertrag zu erfüllen, fofern nicht, wie fchon bemerft, der Beſitz 
anereihender Spiritus⸗Vorräthe ihm die Mittel zur Erfüllung gewährf. 

Dagegen beſorgt die Abtheilung, daß darüber Zweifel entfliehen möchten, ob, 
wenn ein Brennerei-Befiger, wie Dies gewöhnlich gefchieht, fich zu einer nach dein 
Eimtritt des Verbotes des DBrennereis Betriebes zu bewirtenden Lieferung einer 
Quantitaͤt Spiritus verpflichtet Hat, ohne vaß in dem Vertrage oder Schluß⸗ 
ſcheine ausdrücklich gejagt oder angedeutet ift, daß nur der von ihm felbft zu fa- 
brizitende Spiritus Begenftand der Lieferung ſei — ob in einem ſolchen Falle 
anzunehmen fer oder wer den Beweis zu führen habe, daß es fich nur von bem 
durch eigenen BrennereisBetrieb zu fabrizirenden Spiritus bei dem Bertrage handle. 
Ob das Letztere der Fall, oder ob vielmehr ein eigentlicher Zreferungss Vertrag 
im Sinne des $. 981 Th. J. Tit. IL des Allgem. Landrechts abgefayloffen ift, 
befien Erfüllung durch das Verbot des Brennerei Betriebes allerdings nicht un: 
möglich geworben, fondern nur erſchwert wäre, was nach $. 982 ibid. den eigent: 
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lichen Liferanten von feiner Verbindlichkeit nicht befreit, wird in ſolchem Halle 
der Richter nach den vorliegenden, aus dem Vertrage felbit fich ergebeuden ober 
aus den den Vertrag begleitenden Umftänden beurtheilen müflen. Und nady ber 
Anficht der Abtheilung wird der Richter, wenn nichts beigebracht wird, was fur 
das Gegentheil fpricht, der Natur der Sache gemäß anzunehmen haben, daß ber 
BrennereisBefiger, der als folcher in der Regel nur über den Epiritus, ben er 
felbft fabrizirt, Verträge abichließt und blos ausnahmsweiſe fi) mit eigentlichen 
LieferungssKoutraften befaßt, nur den in feiner Breunerei zu probuzitenden Spi⸗ 
ritus zu liefern verfprochen oder, nach eigentlich juriſtiſchem Auedrud, verfauft 
babe. Allein die Vermuthung für dad Berhältniß, weiches nach dem eben Be: 
merften erfohrungsmäßig unleugbar als Regel zu betrachten ift, erfcheint doch 
nicht fo über allen Zweifel erhaben, daß nicht auch ber Fall eintreten fönnte, 
daß einzelne Richter die Sache anders anſehen und vielleicht mit befonderer Rüd: 
ficht auf den nicht felten in vergleichen Schlußfcheinen und Verträgen gebrauch 
ten, jedoch offenbar über die Natur des Rechtsgeſchäfts an ſich nicht entjcheidens 
den Ausdruck „liefern oder „Lieferung den Vertrag als wirklichen Lieferungs:- 
Bertrag betrachten und deshalb den BrennereisBefiger zur Befchaffung des ver: 
fprochenen Quantums oder "zur Gewährung einer Entfchäbigung verurtheilen 
fönnten, ohne darauf Mücficht zu nehmen, daß es ihm mit Gintritt des Verbotes 
unmöglich geworben, noch ferner felbft Spiritus zu produziren. Da in ſolchem 
Falldie BrennereisBefiger, die ohnehin ſchon durch das Verbot des Brennerei-Betriebes 
in mancher Hinficht benadytheiligt worden, offenbar und gegen den Willen bes 
Geſetzgebers unter Umftänden erhebliche baare Verluſte erleiden Fönnten, fo tft 
die Abtheilung einftimmig der Anficht, daß der Antrag .des Freiberen von Mafr 
ſenbach in abgeänderter Weife, nämlich dahin aufzunehmen fei: 
Se. Majeftät den König um den Erlaß einer Allerhoͤchſten Beſtimmung zu 
bitten: . 
bag in Beziehung auf DVerträge, durch welche BreunereisBefiber zum 
Verkauf oder zur Lieferung von Epiritus an dritte Perfonen fich ver- 
pflishtet haben, die geſetzliche Vermuthung gelten foll, daß diefe Verträge 
nur von dem in ber, Brennerei des betreffenden BrennereisBefipers zu fa- 
brizirenden Spiritus handeln. 

Die Abtheilung glaubt den Beitritt der hohen Kurie zu diefem Antrage um 
fo mehr befürworten zu dürfen, als durch denfelben auf feine Weife eine exceps 
tionelle Maßregel oder eine Ausnahme von dem gemeinen Recht für die Breunes 
reis Befiger erbeten wird, fondern nur die gleichmäßige Aufrechthaltung eines 
Grundſatzes geficdert werben ſoll, der fich, vom Standpunkte der beſtehenden Ges 
feße aus, ‚bei richtiger Auffaflung der Berhältniffe von felbft ergiebt, deflen Nicht: 
beachtung in einzelnen Bällen aber für bie Betheiligten fehr beveutenden Nach⸗ 
theil und beträchtliche Berlufte herbeiführen würde. - 
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Finanz⸗Miniſter von Wüesberg: Den Grunvfäben, welche In 
dem Gutachten der Abtheilung entwidelt find, kann ich nur vollftäns 
dig beiftimmen. Sie entfprechen auch denen, welche ich ſchon bei 
einer anderen Gelegenheit in diefer hohen Berfammlung zu äußern 
mie geftattet habe. Es leidet feinen Zweifel, daß die allgemeinen 
gefetlichen Vorſchriften nicht blos die des Landrechts, worauf bier 
Bezug genommen ift, fondern auch die des gemeinen und des rhei- 
nifchen Rechts vollfommen ausreichend find, :um den Brennereibe: 
ſitzern, die durch das DBrennereiverbot behindert worben find, bie 
Lieferungs-Verträge zu erfüllen, den geeigneten Schub zu gewähren. 
Eine richtige Anwendung des Geſetzes wird daher für die Brenne- 
reibeftger in Bezug auf die Erfüllung der Lieferungsverträge feine 
Nachtheile-entftehen laſſen. Es ift nur die Beforgniß geäußert wor⸗ 
den, daß die faktiſchen Verhältniſſe, die in den einzelnen Fällen vor- 
walten fännten, von den Ridstern vielleicht nicht richtig aufgefaßt 
wärben, und daß ed deshalb nöthig ſei, eine gefesliche Präfumtion 
aufzuftellen, wonurdy verhütet würde, daß der Richter die zu beadh- 
tenden Gefichispunfte außer Augen ließe. Ich bemerfe, daß die Auf: 
ſtellung von Rechtöpräfumtionen, namentlich von ſolchen, - die blos 
auf faltiſche Vewrhaͤltniſſe fi gründen, immer ihre mißliche Seite 
bat; vie Geſetzgebung hat deshalb ftetS vermieden, mit dergleichen 
Präfumtionen vorzugehen, wo nicht eine entfchieven praftifche Noth⸗ 
wendigfeit fich ergeben hat. Durch eine foldhe Präfumtion wird von 
yornherein der Sache eine beftimmte Richtung gegeben und dem 
einen Theile ein Gegenbeweis aufgelegt... Es wird durch eine folche 
Bräfumtion der Richter gehindert, den vorliegenden Fall, fo wie ev 
ſich nach den einzelnen Umſtänden geftaltet, unbefangen, nad) feiner 
unmittelbaren Ueberzeugung zu ‚beurteilen, fondern er ift genöthigt, 
zunächit die Präfumtion ſich zu vergegenmwärtigen und nun zu dem 
anderen Theile zu fagen: Widerlege das, was durd) die Präfum- 
tion aufgeſtellt if. Hierdurch wird gewiffermaßen die Gleichheit vor 
dem Richter verlegt, indem man vorweg dem Einen den Gegenbes 
weis anfgiebt. und dem Anderen die Präfumtion zur Seite ftellt. 
Dies ift nur gerechtfertigt, wenn beftinimte Verhäftniffe obwalten, 
die es an und fire: ſich gerechtferiigt erſcheinen laſſen, Aber das Er- 





ceptionelle einer ſolchen Beſfimmung wegzuſehen. Es fragt fidh um, 
ob in dem gegenwärtigen Kalle folche befonvere Umſtände vorliegen? 
Umflände, welche vie Erfahrung in diefer Beziehung an die Hand 
giebt, find nicht vorhanden, fondern es ift nur ein Zweifel, welcher 
durch die eingetretenen Verhältnifie a priori ſich herausgeftellt hat, 
und dem glaubt man begegnen zu müflen. Allein ich bemerfe, daß, 
wenn die Bräfumtion aud im Allgemeinen nicht unrichtig fein mag, 
ſich Doch die einzelnen Fälle fehr verſchieden geftalten können, und 
daß der Sap: „in Beziehung auf Verträge, durch welche Brennerei- 
befiger zum Verkaufe ober zur Lieferung von Spiritus an Dritte 
Perfonen ſich verpflichtet haben, ſolle die gefehliche Bermuthung gel 
ten, daß biefe Verträge nur von dem in der Brennerei des beirefs 
fenden Brennereibefigerd zu fabrizirenden Spiritus handeln’, daß 
diefer Sag, wenn er auch in vielen Fällen zutreffend ift, doch nicht 
für alle als zutreffend erachtet werben kann, ſondern erſt in dem 
einzelnen Falle erwogen werden muß, ob dieſe Borausfeßungen vor: 
handen find, und es ericheint bedenklich, in dieſer Hinficht durch 
eine Präfumtion das vichterliche. Urtheil zu feileln und dem einen 
Theil den Gegenbeweis aufzulegen, der unbedingt dadurch von vorn⸗ 
berein dem anderen Theile gegenüber ungünfliger geſtellt wird, 
während «8 angemeflener ift, daß der Richter in dem einzelnen alle 
bie beiderfeitigen DVerhältniffe erwägt und aus ihnen folgert, was 
da Rechtens iſt. Die Rechtsgrundſaͤtze, welche bier einſchlagen, un 
terliegen keinem Zweifel, fle find von der Art, daß fie den Bethei⸗ 
Lsten den noͤthigen Rechtsſchuß gewähren, ‚und es kommt nur bar» 
uf an, wie Das Gefep in hen einzelnen Faͤllen anzuwenden fei. 
Dieſe Rüdftchten ergeben nicht unerhebliche Bedenken gegen die Auf 
ftelung einer Präfumtion, die in Feiner Weife den Anhaltepunft ber 
Erfahrung für fi hat, ſondern nur von vornherein in der Beſorg⸗ 
niß aufgeſtellt wird, es Fönne vielleicht der Richter das Geſeh wicht 
richtig auwenden. Ich erlaube mir, Miele Bedenken in ver Hohen 
Verſacimlung vorzutragen, die dahin zielen, daß ich Seitens ber Re⸗ 
gierung eine Erklaͤrung darüber, ob von hier dem Antrage beige⸗ 
lann werde, ‚nicht abgeben kann. 

Reaferent Frhr. Bent, von Fillach: Ich habe auf Dies, Aeußa⸗ 








range des Königlichen Herrn Kommiffariud zu erwiedern, daß: mon 
allerdings beadfichtigt, dem Richter eine gewiſſe Beidhränfung. vors 
zuzeichnen; dieſe ift es eben, welche für notinvendig erachtet wird. 
Dabei erkenne ich an, daß bie beantragte erceptionelle Beftimmung 
mm durch ein wirkliches Bedürfniß begründet werben kann, bemerfe 
aber, daß gerade in dem vorliegenden Falle ein ſolches vorhanden 
if. Es find eine enge Peozefle jest Thon anhängig, und fie 
werden ſich noch erheblich vermehren. Die Ausficht aber, daß durch 
bie ergebenden Erkenntniſſe ſich erſt das Bedürfniß geltend machen. 
möge, dürfte zu weit führen, indem dann der Mebelftand, ven wir 
befeitigen wollen, bereitd hervorgerufen fein würde. Alfo fo weit 
dürfen wir der Pruris nicht folgen, fondern es fdjeint mir das Bes 
dürfniß ſchon daraus fich zu ergeben, daß Prozeſſe bereits vorhan⸗ 
ven find. Namentlich it bei dem hiefigen Stabtgerichte eine Reihe 
von Prozefien anhängig, weldye viefen Begenftand betreffen. ers 
ner ift von dem Herrn Kommiſſarins erwähnt worden, daß ver Vor⸗ 
flag nicht auf alfe Faͤlle paſſe. Ich weiß aber nicht, auf welcde 
Fälle: er nicht paſſen follte, und ich wünſchte dieſen Punkt naͤher be⸗ 
leuchtet zu ſehen. 

Finanz⸗Minifer von Büosderg: Jede gejegliche Bräfumtion ift 
von der Art, daß fie gewiß nicht auf alle Bälle paßt. Das Miß- 
liche der gefttlichen Praſumtion liegt darin, daß man von vornher- 
ein, ohne dem richterlichen Ermeffen einen Raum zu- laflen, auf wel- 
- em daſſelbe ſich frei bewegen kann, ver einen Bartei einen Rechis⸗ 
ſatz zur Seite ftellt, wodurch der andere Theil in die Nothwendig⸗ 
fit des Gegenbeweiſes verfegt wird. Died find die Rückfichten, 
welche eö immer mißlich machen, im Wege der Legislation mit einer 
Präfumtion vorzugehen. Ih habe gefagt, daß man deswegen Präs 
Tumtionen möglichft zu vermeiden gefucht habe, nicht aber, daß, wenn 
man bier eine Präfumtion aufftellen wolle, es jetzt nicht an ber 
Zeit ſei. Ich habe geäußert, daß man im Allgemeinen mit Prä- 
ſumtionen nur dann vorgegangen fei, wein Das praftifche Bedürf⸗ 
ip dazu fich Fundgegeben hat, : Eo iſt alſo die Frage, ob die Ver⸗ 
haltniſſe bier. von der Met find, daß man über die Bedenken, wel 
he guſedlichen Praͤſumtionen überhaupt entgegenſtehen, weghehen 
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finne: Ich: habe nicht erflärt, daß bie Regierung ſich dem Antrage 
widerfege, fondern ich habe nur gefagt, daß die Bedenken von ber 
Art find, daß ich Die Zuſtimmung ber Regierung zu dem Antrage 
nicht erflären fan. Sch habe mich für verpflidytet gehalten, auf 
die verſchiedenen Bedenken, welche im Allgemeinen und im Befon- 
Deren gegen den Borfchlag obwalten, aufmerfjam zu machen; was 
die hohe Verſammlung befchließt, das wird Sache weiterer Erwä⸗ 
gung Seitens der Regierung fein. 

von Brandt: In den meiften Verträgen, weldhe über Spiri⸗ 
tus⸗Verkauf abgeſchloſſen worden ſind, hat man das Wort Lieferung 
gebraucht. Wenn der Richter zwiſchen Lieferung und. Verkauf einen 
bedeutenden Unterfchied macht, fo glaube ich, dürfte der Antrag des 
Ausfchufles anzunehmen fein, indem außerdem unendliche Schwierig- 
feiten für die Brennereibefiger entfiehen würden und fle vom Rich⸗ 
ter verurtheilt werden koͤnnten, zu liefern. ‚Man bat nur Spiritus: 
Lieferungs » Kontrafte ald Berkäufer machen wollen, und Diefelben 
müffen in den Stand verfeßt werben, die Präfumtion als folche für 
ſich zu haben, da fie nur den Spiritus verfaufen wollten, ven fie 
aus der eigenen Brennerei liefern fonnten. Darum glaube ich, bei 
dem ftehen bleiben zu müſſen, was die Abtheilung beantragt hat. 

Prinz Biron: Ich muß mich entfchieden gegen. den Antrag 
erklären, weil ich jedes jet erft zu erlaſſende Gefeh für vollfkändig 
ungureichend halte Die Fälle, unter denen die Kontralte auf Spis 
ritus abgefchlofien werben, find fo verfchiebenartiger Natur, daß ich 

glaube, daß, wenn das Geſetz auch noch fo allgemein, wie immer 

möglidy, geftellt werden ſollte, es Doch unzureichend wäre und ver 
gegeumärtige status quo ber Geſetzgebung fowohl für den Empfan- 
genden als für den Liefernden gerechter und mithin günfliger fich 
darſtellt, als der eines neu zuerlaſſenden Gefebes. 

von Hövel: ch muß ganz dem beiflimmen, was der geehrie 
Redner gefagt hat. Jede ſolche Präſumtion hat rüdhwirtende Kraft. 
Es fommt nicht darauf an, was bei einem ſolchen Kontrafte hat 
gefagt werben follen, fondern was gefagt worden. if. Es wird.auch 
in. praftifcher Beziehung für den Spiritushandel von größten Nach⸗ 
theif. fein, wann. ein ſolches Geſet erlaflen und dadurch eine gewiſſe 
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Art son Nechtötefigleit veflarirt würde. Dafür würden es die 
Käufer erflären. Allerdings können die Verluſte bebeutend fein, 
aber 008 fommt zu den übrigen viel bedeutenderen Opfern, die den 
Brennereibefigern fchon auferlegt worden find. 

Graf von Sieten: Ich kann mich auch nur der Anficht des 
geehrten Mitgliedes aus Schlefien anfchließen, Was die Kontrakte 
anlangt, die auf Schluß gemacht find, fo können -fie nur in unbe- 
deutender Zahl gemacht werben, da bei der gegenwärtigen fteigenben 
Tendenz der Spirituspreife die Outsbefiger nur immer das verfauft 
haben, was bei ihnen in natura vorhanden war. Der Nachtheil 
fo, der durch die Alterhöchfte Kabinets-Ordre vom 1. Mai, das 
Berbot des Branntweinbrennens betreffend, entfteht, Tann im Als 
gemeinen nicht fo ftarf fein. Ein anderes iſt es mit dem Theile 
der Kaufmannſchaft, der feine Sperulationen feit einiger Zeit haupt: 
ſächlich bios auf Schlußgefchäfte wirft. Solche Gefchäfte fo viel 
wie möglich zu beengen und gleichfam zu unvermöglichen, muß ein 
Theil der Aufgabe des Landtags fein. Ich gehe in dieſe Behaup- 
tung um einige Jahre zurück. Ich weiß, daß die Allerhöcfte Ka 
binets⸗Ordre vom 25. Mai 1844, die wegen des damals herricher- 
den Actienſchwindels erlaffen wurde und ſo viele Tauſende von 
Menfhen unglücklich machte, ich weiß, daß dieſes Allerhöchfte Ges 
je die Unterdrückung der Schlußgeſchäfte zur Abficht hatte. Daß 
der Zweck des Allerhöchſten Geſetzes zum Theil nicht erfüßt worden 
iſt, iſt dadurch zu erweiſen, daß das Schuß-Actien-Gefchäft auf an⸗ 
dere Art betrieben wird. So wird aus dem Actienſchluß ein Actien⸗ 
wedyel, aus dem Actienwechſel ein Actien⸗Prämien⸗Geſchäft, und -fh 
hat ſich dieſes Schlußgefhäft auf unſerer Börfe heimathlid) niener« - 
gelafien. Ja es geht fo weit, daß ein großer Theil des diesjaͤhri⸗ 
gen Getreidegeſchaͤfts nichts als ein derartiges Schlußgefchäft gewe⸗ 
fen: ift, ein Umftand, dem leider zum großen Theile die hohen Preiſe 
bed Getreides zugufchreiben. Ich glaube gründlich informirt zu fein 
und führe als. Beifpiel an, daß ein paar Leute, hier aus Berlin, 
wenn ich nicht irre, mofaifchen Glaubens, mehrere Hunderttaufenpe 
am: Getreide⸗Schlußgeſchaͤften gemonnen, ohne auch nur. einen Wide 
pri m: natura. emplaugen zu haben. So if es auch mit dem Sale 


ritus und ich glaube, wenn die Kaufleute, die blos ihte Geſchäfte 
auf Schiußgefchäfte bafiren, durch das Erfcheinen ber Verordnung 
vom 1. Mai d. J. etwas Unangenehmes und in finamieller Hin- 
fiht etwas Empfindfames erfahren, daß diefes für das Intereſſe des 
ganzen Staates nur von großem Nutzen fein kann und es ihre Sadıe 
Heibt, wie fie den Schaden abwenden wollen. 

von Brandt: 8 fcheint mir ſehr bevenflich zu fein, Daß auf 
Unfoften der Brennereibefiser irgend ein Befchluß hier gefaßt würbe. 
Ich glaube, daß gerade den Brennereibefigern das Wort gerebet 
werden muß, indem diefe dadurch, daß fie das Brennen haben auf- 
geben müflen, in Die größte Fatalität bei dem Betriebe ihrer Wirth- 
fchaft gerathen find. Ich denfe, da fie eine Art von Strafe zum 
Wohle des Allgemeinen ſchon erbuldet haben, es hart fein würde, 
eine zweite ihnen gegenwärtig dadurch aufjulegen, wenn man fie 
zwänge, die gefchloffenen Lieferungsfontrafte zu erfüllen, da fie nur 
reine Berfaufögefchäfte des eigenen Productes fein follten. 

von Maſſenbach: Ich möchte mir erlauben, auf das, was ber 
Herr Finanz: Minifter Ercellenz Außerte, dab — — wenn eine 
Präfumtion angenommen wird, ed etwas Schäplicyes habe, weil 
dann der andere Theil das Gegentheil beweifen ınäüßte, etwas zu 
eriviedern. Wir find daran Schuld, daß durch den Beſchluß ver 
hohen. Berfammlung die Brennereibeliter in Berlegenbeit kommen, 
ich möchte daher, daß wir durch einen anderen Befchluß ihnen ges 
wifiermaßen eine Silfe gewährten, und wenn wir der Gegenpartei 
durch eine ſolche Präſumtion die Laſt auferlegen, daß fie erſt Den 
Beweis führen muß, fo gewähren wir dadurch bem Verklagten 
die Hülfe, die ich ihm gern gewähren möchte. 

Finanz Minifter von Pürsberg: Das Geſetz gewährt in feinen 
«Ugemeiieit" Geumſahen den Brennereibeilgern vollklommenen Schu, 
«8 kommt nur darauf an, daß das Geſetz richtig gehandhabt wird. Den 
Brennereibefigern verschafft vaflelbe allerdings Schug gegen Anfprüche 
anf Erfüllung von Lieferungs- Kontrakten, fobuld man mit Grund 
ſagen kann, der Brennereibefiser ſei durch das Verbot des Braunt⸗ 
weinbrennens außer Stand geſetzt worden, den Kontralt zu erfüllen. 
Das Geſetz ſagt: „Entſteht Die Unmoͤglichkeit, ven geſchloſſenen Vers 
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trug zu erfullen, durch einen Zufall oder durch unabwendbare Gewalt 
oder Uebermacht, fo wird der Vertrag für aufgehoben angefehen.” 
Diefe Beſtimmung ift ausdrücklich anf die Lieferungs -Berträge fir 
anwendbar erflärt worden. Darüber ift fein Zweifel, daß, wenn 
diefer Grundſatz richtig angewendet wird, nicht die Rede davon fein 
fann, daß ein Brennereibefiger angehalten werben könne, daß auf. 
einem Bertrage Beruhende zu liefern, wenn das Verbot des Brannts 
weinbrennens darauf Won wefentlichem influß gewefen ift. Das If 
auch Die Anſicht der Abtheilung. Diefe geht nur dahin, daß nid 
mit Sicherheit anzunehmen fei, ob der Richter die Verhältniſſe in 
ben einzelnen Fällen richtig würdigen werde. Es ift beforgt wor⸗ 
den, vaß dies nicht gefchehen würde, und um dem zuvorzukommen, 
foU eine Bräfumtion aufgeftellt werden. In der Beziehung habe ich 
nur auf das Bedenkliche einer Präſumtion aufmerffam gemacht und 
gefagt, e8 habe ſolche die Folge, daß der Richter verhindert werbe, 
den einzelnen Ball nad freiem Ermeffen zu beurtheilen, im Gegens 
theil, es werde die Sache gleich in die Lage gebradht, daß dem 
einen Theile eine PBräfumtion zur Seite ftehe, wodurch der andere 
genöthigt werde, den Gegenbeweis zu liefern, und daß, wenn et 
nicht geliefert wide, er fachfällig wärbe. Gin foldyes Verhältniß 
bleibt an fi im ‚Allgemeinen mißlich und die Geſetzgebung hat dies 
möglichſt zu vermeiden geſucht. Es Tann ſich alfo nur fragen, ob 
über dieſes Bedenken bier hinweggegangen werden fol? meines Er⸗ 
achtens ift die Sachlage nicht von der Art, daB mar von den ges 
dachten Bedenken gänzlich abfehen Fünne, und aus dem Grunde habe 
Ich geußert, daß ich die Beiflimmung der Regierung nicht erflärem 
fönne, andererfeitd aber habe ich auch nicht ausgeſprochen, daß 
ich mich dem Antrage widerfeste; was die Verſammlung befchließen 
wird, wird einer befonderen forgfältigen Erwägung unterworfen 
werden on 

Graf Keyferting: Ich erkenne vollftändig an, daß es im All⸗ 
gemeinen bebenftich iſt, eime jnriſtiſche Präfumtion von Haufe aus 
feftzuftellen und dadurch die Beweislaft einem Theile für immer auf- 
zuerlegen. Wie der Kerr Finanz Diinier Excellen; auch bereits ges 
daßert hat, giebt 8 woch Falle wo es -Berirfmiß und nothwendig 
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iſt, ſolche Praͤſumtivnen feſtzuſtellen, und es dürfte nur Darauf an⸗ 
kommen, zu prüfen, ob ein ſolches Bedürfniß vorliegt oder nicht. 
Zür dieſes Bedürfniß erlaube ich mir folgende Gründe anzuführen. 
Einmal .ift nicht nur die Befürchtung, ſondern ſchon die Gewißheit 
gehört worden, daß viele Nechtsftreitigfeiten bei den quäflionirten Kon 
traften und Vieferungsgefchäften eingeleitet worden. Diefe Beforgniß hat 
dadurch eine befondere Geftaltung befemmen, daß bie Brennereien 
geichloflen worden find und es den bisherigen Produzenten unmögs 
lich gemacht worden ift, durch Lieferung der Probufte den Kontraft 
zu erfüllen. Es tritt daher das dringende Bedürfniß ein, dieſer Be⸗ 
binderung, die aus dem Verbote entftanden ift, zu Hülfe zu kommen, 
indem man durch diefe Präfumtion eine Sicherung gegen die An⸗ 
fprüche derer in die Hand giebt, gegen die ſich die Brennereibefiger 
zu Lieferungen verpflichtet haben. Ich würde biefed Bedürfniß auch 
nicht über Die Zeit ausdehnen, innerhalb welder das Verbot des 
Brennens Geltung haben fol, und daher dem Antrage, wie er ges 
ſtellt ift, nicht beitreten können, fondern nur dafür flimmen, daß 
diefe Präſumtion nur auf die Zeit befchräuft werde, auf welche das 
Verbot des Breanend ſich ausdehnt. 

Referent Senſtt nan Pilſech: Ich glaube, es find drei Fälle zu 
unterſcheiden, in Denen ein Brennerei- Beflker, der Lieferungs⸗ und 
Berfaufs-Kontrafte geſchloſſen hat, ſich befinden kann. Entweder er 
bat die Mbficht gehabt, dasjenige zu yerfaufen, was er nach Dem 
1. Mai fabriziet, oder er hat mit over ohne Rüsdficht hierauf 
zweitens bepeutende Borräthe, die er befigt, veräußern oder end- 
lich drittens Lieferungsgefchäfte treiben wollen. Dieſes Letztere iſt 
wur ein Fall, ver. felten eintrit, den aber doch die Abtheilung ind 
Auge faſſen zu müſſen glaubte. Es wird nämlich fehr oft in den 
Echlußſcheinen das Wort „liefern“ over ‚Lieferung‘ gebraucht, 
wie natürlich, weil die Brennerei⸗Beſitzer nicht die juriftifche Diftines 
tion zwiſchen Kauf- und Lieferungs⸗Geſchaͤften kennen. Hierdurch 
würde im Sinne des Allg. Landrechts ein Lieferungs⸗Geſchaͤft bes 
zeichnet. fein, : während es der. praftifchen Bebeutung nad) ein Ver⸗ 
aufs Beigäkt:if. Mean hat nicht beabfichtigt, einen. Handel mit 
Spirijtus zu .tmeiben, ‚fonbeen man bat ‚liefern wollen, ‚was man 
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ſelbſt fabrizirt. In ſolchen Källen foll nun bie Praͤfumtion ben 
Brennerei⸗Beſitzern zu Gute kommen. Es fcheint dies ein billiger 
Schub zu fein, der den Brennerei-Befigern bei’ den großen Verluften, 
Die fie zu erleiden haben, wohl gewährt werden mag. Weiter ift 
nichts beabfichtigt worden und wird auch nichts erreicht werben, 
Denn wenn Jemand, wirflidh ein. Lieferungs-Geſchäft abgefchloffen 
bat über Maſſen von Spiritus, die er nicht felbft produziren Fonnte, 
fo wird es dem Gegner nicht ſchwer werden, den betreffenden. Bes 
weis zu führen. Er wird darthun, daß es unmöglich war, bei den 
Kartoffels Borräthen!, welche der Brennerei -Befiger hatte. und bei 
dem Betriebe feiner Brennerei, das verfaufte Quantum Spiritus zu 
probugiren, und dann gewährt die in Frage ſtehende Allerhöͤchſte 
Beſtimmung dem Brennerei-Beſitzer gar keinen Schutz. 

Graf von Arnim: Bei dem vorliegenden Gegenſtand iſt es 
faft allgemein für nöthig erfannt worden, immer erft gewiffermaßen 
die Flagge aufzufteden und jebes perfönliche Intereſſe abzumeifen. 
Ich bemerke alfo, daß meine Brennerei bereits längft vor dem Ber- 
bote gefchloflen worden ift und bemerfe, daß ich Feine Spiritus-Lie- 
ferungs- oder Kaufs-Kontrafte zu erfüllen habe, damit nicht etwa 
meine Rebe als eine oratio pro domo erſcheine. Was die Sache 
betrifft, fo möchte ich Zweifel darin fegen, daß der Brennerei-Be: 
fer, der einen Lieferungs - .oder Kaufs-Kontraft über Spiritus ge⸗ 
fhlofien hat; mit Grund Rechtens behaupten fünne, daß $. 364 des 
Allgemeinen Landrechts ihn gegen das Verlangen des Käufers 
füge, den Kontraft zu erfüllen. Denn der Paragrapl) Iautet: 
„Entſteht Die Unmöglichfeit, den gefchloffenen Vertrag zu er 
füllen, duch einen Zufall oder durch unabwenpbare Gewalt oder 
Uebermadht, fo wird der Vertrag für aufgehoben angefehen.” Bei 
weiten die meiften Verträge diefer Art werben dahin geſchloſſen, 
daß der Brennereibeliger fich verpflichtet, dem und dem, dann und 
dann eine gewiſſe Onantität Spiritus zu liefern. Es wird in dem 
wenigften Sontraften dabei bemerkt, daß dieſer Spiritus in ber 
Brennerei des Brenmereibeliterd gezogen wird. Wenn dies nicht bemerkt 
worden ift, fo fragt es ſich: ift Die jegige Erfüllung dieſes Kontrak⸗ 
tes dadurch unmöglich geworben, daß die Brennerei am 1. Mai 
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geichloffen worben ift? und Jeder muß nady meiner Meinung bie 
Frage verneinen. Unmöglid wird erft der Kontraft gemacht, wenn 
der Brennereibefiber Feine Möglichkeit hätte, die zu liefernde Quan⸗ 
tität Spiritus irgend anderswo zu fanfen. Ich glaube, es wird 
Keiner den Beweis anzutreten verfuchen, daß, wenn dahin der Kon: 
teaft gefchloflen if, A ſolle B am 1. Juni 20,000 Quart Spiritus 
liefern, ed deswegen dem A unmöglidy fei, den Spiritus am 1. Jumi 
zu liefern, weil vie Regierung auögefprochen bat, vom, i. Mai ab 
folite nicht mehr gebrannt werben. Die Unmöglichkeit der Erfüllung 
iſt alſo nicht vorhanden; alfo wird der Brennereibefiger verurteilt 
werden, dieſe 20,000 Quart Spiritus zu liefern. Es fragt. fidh 
aun, wenn er verurtheilt wird: ift dieſes gerecht? infofern wirklich 
zwifchen beiden Kontrahenten die Anficht beftanden bat, daß er Dies 
fen Spiritns and der eigenen Brennerei liefern fol, und zwar von 
jenem Probuft, welches nad den 1. Mai gezogen werben follte. 
Die Ungerecdhtigfeit, die dies Urtheil involviren würde gegen ben 
Brennereibefißer, der mit einem Dritten wiftentlich dahin abgefchloffen 
Bat, ihm Spiritus zu liefern, der nach dem 1. Mai gezogen würde, 
. während die Regierung verboten hat, nach dem 1. Mai. zu brenmen, 
biefe Ungeredjtigfeit, jo weit ed in der menfchlichen Gewalt beruht, 
zu vermeiden, iſt ber Zwed dieſer Dedaration. Das Argument 
alfo, welches der Herr Finanz⸗Miniſter geltend gemacht, Daß Die 
Derlaration unnöthig fei, weil das Gefes den BrennereisBefiker 
ſchütze, muß ich gänzlidy beftreiten, und ich glaube auch nicht, daß 
irgend ein Richter deshalb die Unmöglichfeit anerkennen wird, weil 
die Brennereien geſchloſſen worden find. Es ift ferner von dem 
Herrn Finanz Minifter gejagt worben, es fei vie Abſicht der 
Abtheilung bei . Stellung ihrer Anträge gewefen, den Richter 
von einer nicht richtigen Auffaſſung des Verhaͤltniſſes abzuhalten. 
Das iſt nicht die Anſicht geweſen; ſondern die Abſicht iſt, ſo viel 
wir bekannt; nur geweſen, frivole Anſprüche der Art, die gemacht 
werden könnten, zu beſeitigen. Wenn alſo der Käufer des Spiritus 
recht wohl weiß, der Brennerei⸗Beſitzer verfaufe Ihm nur das Pro⸗ 
buft, welches er var dem 1. Mai ab habe ziehen wollen, fo ſoll 
er dann wicht in ber Lage fein, um ben BrennereisBefiger anzu⸗ 
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halten, den Spiritus zu 50 Rthlr. aufzukaufen, während er ver 
dem Verbot zu 20 Rthlr. abgeſchloſſen hat. Das wird vermieden 
werden, wenn Die vorgeſchlagene Präſumtion angenommen wird. 
Dann wird dem Brennerei⸗Beſitzer die Vermuthung zur Seite ſtehen, 
daß er den Spiritus aus ſeiner Brennerei habe ziehen ſollen. Nun 
iſt ja dem Käufer der Gegenbeweis ganz unbeſchränkt, daß- der 
Gegenftand des Kaufgefchäfts Feinesweges auf Spiritus der eigenen 
Fabrication gerichtet gerwefen fei, wie 3. B. wenn der Verkaͤufer 
mit fremdem Spiritus Handel treibe, ihn auffauft und wieder vers 
fauft. Wenn dies der Sal iſt, fo wird er es leicht nachweifen 
fönnen, und dann wird ber Verkäufer nad) wie vor verurtheitt 
werben, den Spiritus zu liefern. Es ift ferner der Fall gar nicht 
ausgefihlofien, und die -Abtheilung hat es ſich ganz genau vergegens 
wärtigt, daß diefe Präfumtion den Brennerei-Befiger, Der vor dem 
Berbot genügenve Borräthe angehäuft hatte, gar nicht fügt. Ich 
uchme an, daß ein Brennerei - Beliger während des Winters 
100,000 Quart gebrannt umd in der Hoffnung aufgefpeichert hat, 
daß die Preife fteigen würden. Am 1. Mai wurde nun die Bren⸗ 
nerei geſchloſſen, der Käufer verlangt den Spiritus von ihm, und 
in diefem Kalle wieder fol ihn Die Präfumtion nicht ſchützen; denn 
er vermag nicht nachzuweiſen, daß. er das zu liefernde Spiritus. 
Duantum nad dem 1. Mai fabriziren mußte; er it alfo in ber 
That durch das Verbot vom 1. Mai nicht außer Stande gefeht, 
den Kontrtaft inne zu halten. Der Brennerei-Befiger muß hierzu 
erft nachweifen, daß er am 1. Mai feinen Spiritus gehabt habe, 
der hinreichte, um den Käufer zu befriedigen. Es wird zum Schutze 
der Brennerei⸗Beſitzer gar nichts weiter vorgefchlagen, als daß der 
Käufer nicht fagen darf: ob du, Verfäufer, den Spiritus in deiner 
Brennerei ziehen kannſt oder nicht, ift mir gleich, obwohl wir Beide 
wifien, daß es fidy bei dem Geſchäft nur von Spiritus, welcher in 
ber Brennnerei des Verkäufers gezogen werben follte, handelte, du 
magft ihn in Hamburg over Berlin auffaufen und ihn mir liefern; 
dies follte nur vermieden werden, und auch das Gerechtigfeits- 
Brinzip ſpricht gewiß dafür. Man könnte noch einen Schritt weis 
ter geben. Jeder, der nit Kaufmann ift, der nicht als fulcher 
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Gewerbeſteuer zahlt, wuͤrde ſogar eine ungeſedliche Handlung be- 
gangen haben, wenn er Anderen Spiritus verkaufte, als den er 
ſelbſt in ſeiner Brennerei gezogen bat. Es wäre dies Aufkauf und 
Verkauf und für einen Anderen, als einen Handeltreibenden, fogar 
eine ungefeglidhe Handlung. Schließlich bemerfe ich nur, Daß eine 
Beichleunigung der Sache jedenfalls nöthig fcheint, fonft möchte bie 
Präfumtion dafür fprechen, daß die Präfumtion zu fpät käme. 
Finanz-Minifter von Bürsberg: Die Grundlage, worauf bier 

die Nichtverpflihtung des Brennereibeſitzers zur Erfüllung der über- 
nommenen Lieferung wegen eined eingetretenen Zufalls beruht, ift 
$. 364. Wenn man annimmt, diefer Paragraph gewähre keinen 
Schug, fo würde die bloße Präfumtion nicht helfen. Das Gut- 
achten der Abtheilung geht auch davon aus, daß der Paragraph 
den nöthigen Schub gewähre, fobald nur der Richter die faktifchen 
Berhältniffe gehörig würdige. Allein diefes fei zweifelhaft, und 
man fönne ſich der Beforgniß nicht erivehren, daß der Richter die 
Berhältniffe in einzelnen Fällen nicht richtig auffaffen und dieſe nicht 
richtig unter das Gefeb fublumiren werde; um dies zu vermeiden, 
folle die Präfumtion aufgeftellt wernen. Ich kann mich der Anficht 
nur anfchließen, daß in dem beflehenden Gefehe allerdings ſchon 
Hälfe und Schuß liege und ed nur auf die richtige Anwendung 
deflelben anfommt, muß aber bezweifeln, ob das Bebürfniß, eine 
unrichtige Auffaffung der Sache von Seiten des Richters zu verhüten, 
fo dringend fei, um deshalb mit einer gefeblichen Präfumtion vorzu⸗ 
treten. Es heißt im Gutachten der Abtheilung: 

„Nach der Auficht der Abtheilung wird der Richter, wenn nichts beigebracht 
wird, was für das Begentheil fpricht, der Natur der Sache gemäß anzunehs 
men haben, daß der Brennerei:Befiger, der als folcher in der Regel nur über 
den Spiritus, den er felbft fubrizirt, Verträge abfchließt und blos ausnahmıs: 

weiſe fich mit eigentlichen Lieferungs: Kontraften befaßt, nur den in feiner 
Brennerei zu produzirenden Spiritus zu liefern verſprochen oder, nach eigent⸗ 

- Sich jnriſtiſchem Ausdruck, verkauft habe.“ 

Es iſt hier angenommen, daß das Geſetz bei richtiger Anwen- 
dung allerdings den nöthigen Schuß gewähre und es nur darauf 
ankomme, diefer Anwendung durch eine Präfumtion den richtigen 
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Weg zu ſichern. Gegen diefen Weg der Präfumtion nun habe ich 
Bedenken zu äußern mir erlaubt. 

Graf Stzenylitz: Der Antragſteller aus der Provinz Poſen hat 
gefügt, er wünſche, daß den Brennereibeflgern gegen den Schaden 
geholfen werde, den das frühere Geſetz wegen zeitweifen Verbotd 
ded Brennend aus Kartoffeln ihnen zugefügt hätte. Ich würde ihm 
gern beipflichten, wenn der Schadenerfag nur nicht aus der Taſche 
und dem Figenthume anderer: Leute erfolgen müßte. Ich erlaube 
mir, darauf aufinerffam zu machen, daß, wenn der Antrag der Ab⸗ 
theilung durcchgeht, dann den Brennereibefigern allerdings ein ſehr 
wefentlicher Schuß angedeihen wird, aber ein Schuß, der leider fu 
groß ift, daß er anderen Leuten Schaden bringt. Es iſt nidyt blos 
der Fall vorgekommen, wo man den Spiritus hat verkaufen wollen, 
den man noch fabriziren wollte, ſondern auch der, daß man ven 
Spiritus verkauft hat, welcher in der Brennerei des Beſttzers be- 
reitet war und in ben Kellern gelagert wurde. Die Sadje verhält 
ſich nicht fo, wie der geehrte Redner neben mir gefagt hat, nämlich 
nad) dem bier vorliegenden gebrudten Antrage. Sollte es fo ver- 
flanden werden, wie er gefagt bat, fo müßte in dem Antrage nicht 
ftehen: „den zu fabrizirenden‘’, fondern „den fabrizirten‘ ober: 
„den zu fabrigirenden und fabrizirten.” Wenn aber einmal bei 
jedem Lieferungs-Kontrafte die Präfumtion dafür fprechen fol, daß 
sine der in der betreffenden Brennerei zu fabrizgirende Spiritus 
gemeint fei: fo geht dies immer mer anf den, ben der Brennerei 
befiper feit dem Datum des Kontraktes Hätte fabriziren follen. Er 
konn aber den Spiritus auch füglich früher aus wohlfeil gefauf- 
ten Kortoffeln fabrigirt und in dem Keller Liegen haben, und nad 
der jetzigen Faſſung des Antraged würde dann auch diefer nicht ger 
Hiefert zu werden brauchen. Ich glaube daher, daß, wenn wir das 
Votinn ber Abtheilung annehmen, wir, während wir einen Schaden 
gut: machen wollen, einen zweiten feftftellen. ft ven Brennerei- 
befigern durch das Geſeb, welches auf den Antrag beider Kurien 
ergangen: iſt/ ein Schaden erwachſen, fo iſt das nicht mehr zu ändern 
und es haben jedenfalls dabei gewichtige Gründe vorgelegen, um 
das -Wefeh einerfehts zu erbitten und andererſeits zu erlaffen. — 
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Run nochmals wieder in die Sache ainzugrtifen, halte ich für ber 
denflich, und ich möchte daher die hohe. Kuxie bitten, ben: Antrag 
der Aptheilung und die Petition überhqupt zu verwexfen. 

Referent Senft von Pilſach: Wenn ich den Herrn Reduer, 
welcher zulegt gefprochen hat, zichtig verſtanden habe, fo iſt Das 
Bedenlen, welches gegen das Votum des Ausſchuſſes aufgeſtellt wird, 
eigentlich nur Fafſungsſache. Die Beſtimmung ſoll fi leinesweges 
auf die Zukunft beſchränken, ſondern uch die Vergangenheit um⸗ 
faffen. Soll zu dieſem Zweck das ‘Petitum noch anders gefnpt 
werben, fo fubmittire ich gern, Damit würde aber ‚auch das Beben 
fen, welches geäußert worden ift, erledigt fein. Ich erlaube mir 
nur noch, um die Beziehung, die gerade bie Abtheilung; im Auge 
hatte, mehr hervqrzuheben, den 8. 982 aus Fitel 11 vorzufefen 
Er heißt: . 

„Der Lieferant Sonn f per: Kborugmmenen Berpflichtung micht enizichen, wen 
auch die Lieferung durch nachher eingetretene Umſtaͤnde erſchwert wird.“ 
Wenn alſo im Vertrage ſteht: „ich liefere fo und fo. viel“, fo 
wird man auf Grund dieſes Paragraphen fagen fünuen: Du haft 
ein Lieferungsgeſchaͤft gemacht, mußt alſo auf, Grund der allegirten 
—— Beſtimmung den Spiritus liefeen, waͤhrend das Ge 
Ichäft feiner Natur nach offenbar ein Verkaufageichäft war. Im 
Hebrigen will ich dem Borgange des, vorlegten Heren Redners 
folgen, indem. ich erkläre, daß ich meinerſeits u. heine Brennereien 
beſitze, ich habe quf meinen Gutern zwei Brennereien, bie ich vor 
fand, abgebrochen. . Wäre ; zich irgend. zur Sache betheiligt, fo 
erde, ih Se. Durdhlandht . ‚geben Baden, mid; von, dem Referate 
zu entbinden. 

ſandtags·⸗Marſchall: & wird wünfpengwerth kein, daß, ehe 
wit zur Abflimmung . fhreiten, das Einsgrftännnig, welches ch 
zwiſchen ben Referenten und dem Grafen von Ihenplig gareig 
hat. in eine beftinmte Foſſung gebracht werde. Der Dept. Referent 
wird leicht im Stande fein, dieſe Faffung zu tweffen. 

Referent Seuft von. Pilleh:; Ich glaube, daß dies durch Die 
horgeſchlagenen Worte geſchehen Kann; ,fabrizixten oder gu. fabri⸗ 
tirenden.” Sie entſprechen auch, dem; Gedauken ber. Ahtheilumg 
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Aanptugs· Marſchall; Nun fengt ſich noch, ehe wir zur Abftim⸗ 
eng übergehen, ob der Vorfchlag des Herrn Grafen von Keyſer⸗ 
ling jo. anaufehen fei, dag ex im Abtheilungs⸗Gutachten ſchon eut- 
halten iſt, ber Vorſchlag nämlich, daß die Beittiumung blos gelten 
möge für die Zeit des Verboted der Brennerein. Ich fehe ihn fo 
an, daß er auch fchon im Abtheiluugs⸗Gutachten enshnlten fei, und 
ed kommt nur darauf au, daß dies. von ben Herrn Referenten noch 
beſtimmter erklaͤrt wird. 
ſteferent Seufft non Yilfad: E⸗ iſt dies ausdrůcklich pon ent 
jn der. Wbtheilung hervorgehoben worden, und fämmtliche Herren 
waren damit einperſtanden. 

Fendiags·Marſchell: Alſo dies erregt weiter fein Bedenken, fo 
Daß ich: alfe anzunehmen habe, daß für vie nächſte Abfkimmung fein 
anderer Stoff vorhanden fei, als bie einfache Frage uf den Beitritt 
an Gutachten ver. Abtheilung mit ver Mopification, über Die man 
hen. Übereingelommen iſt. Halle feine weitere Bemerkung gemacht 
wi. ons 
nal, zu Solms· VPoruith: 3. wärbe bitten, Die drage nochmele 
por. 

+ Referent Benftt 2. Pilſach: Der Antrag lautet: 


‚p &. Najeſtaͤt den König um den Erlaß einer Allechochhen Beſtimmung u 
bitten: 


daß in Beziehung auf Verträge, durch welche Brennerei: :Befiker zum Ver⸗ 
kauf oder zur Lieferung von Spiritus an dritte Perſonen ſich verpflichtet 
‘ haben, die gefeßliche Bermuthung gelten ſoll, vaß biefe Verträge nur von 
:: be’ an Key Brennerek des betrefferben Dreunereis Brfipers zu ſobrizirenden 

‚Spiritus handeln. . 

Hier würde es nun heißen waſſn: „Tabeisivien oder zu febriieen 
Den, Spiritus.“ 

2 DE: Malenbach; Und daß die Beflimmung. auch nur für vie 
Zeit des jetzigen Vephotes gelten ſolle. 

.Graf pen Arnim; Das Verbot könnte une die Verträge ber 
tiefen, durch. welche Hrennereibeſiher zu Verkauf. oder Lieferung von 
Spiritug:an dritte Perſonen ſich bis zum 1. September verpflich⸗ 
zet haben. 

DIR Fonfeniadı. Die Befkienung,. die wir erbitten wollen, 
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wird ſich doch überhaupt auf die fpätere Zeit beziehen, wogegen das 
Verbot jetzt nur für Die Zeit vom 1. Mai bis 15. Auguſt 1847 
gegeben iſt. Es fragt fih alfo, ob vieles Geſuch, welches die hohe 
Kurie an Se. Majeftät richten will, für alle Zeiten gelten ſolle. 

Graf son Arsim: Nur bis zum 135. Auguft. 

von Keltſch: Wenn. ich der Debatte-richtig gefolgt bin, fo ift 
ed mir ganz unzweifelhaft, daß die Abſicht des Zuſatzes von dem 
zulegt die Rede war, nur die fein fol, daß man eine gefebliche 
Beitimmung von Sr. Majeftät dem Könige erbitten will, weldye fich 
beziehen foll auf den. außererdentlichen Zuſtand, ber in Folge des 
Verbotes des Brennens bis zum Ablauf der beftimmten Periode ein- 
treten fol. Deffenungeachtet weiß ich mir Das Berenfen nicht zu 
befeitigen, in welcher Art dieſe Beſtimmung zurüdwirfen müßte auf 
Verträge, die einmal gefchloffen find. Man: bat fi) alſo deutlich zu 
machen, daß es ftch hier um eine gefegliche Beftimmung handelt, bie 
ihrer Natur nady rückwirkende Kraft haben ſoll. Werner weiß ich 
mir nicht klar zu machen, wie diefe Allerhöchfte Declaration eingrei- 
fen fol in die fehwebenden Prozeſſe, von denen fihon vie Rede ge- 
weien, daß fie anhängig feien. Ich glaube alfo, wenn Das: Amen- 
bement angenommen und Gr. Majeftät worgelegt wird, einige Ver⸗ 
legenheit - eniftehen kann, was eigentlich Abficht des Befchluffes fei. 
Ich ftelle anheim, dies noch weiter zu erwägen. 

son Quaſt: So viel ich mich entfinne, hat des Herrn Finanz: 
Minifters Excellenz bei der Debatte wegen Schließung der Brenne- 
teien ſchon damals hervorgehoben, Daß, wenn irgend ein Zweifel 
vorhanden wäre, — Se. Ercellenz glaubten, es würde fein Zweifel 
vorhanden fein —, alsdann über biefen Punkt eine Königl. Decla⸗ 
ration erbeten werden könnte, und daß dieſe alddann auch rückwir⸗ 
fende Kraft hätte. Da: der Anttag bes. Herrn vor Maſſenbach 
urfprünglich nur als Amendement zu der Petition vorlag, welche 
aus der andern Kurie heruͤbergekommen ift, fo 308 damals der Herr 
Antragfteller nur. deshalb fein Amendement zurüd, damit Pie Petis 
tion ſobald als möglich erledigt werben: Fönme, ohne am- bie undere 
Kurie zurüdgehen zu müſſen. Wäre diefer Grund nicht vorhanden 
geweſen, fo würde man das -Amendement wahrſcheinlich ſogleich der 
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Petition mit angeſchleſſen haben, und bie Sache wäre gleichmaͤßig 
erledigt worden, ‚während es gegehmärtig ur eine Art Zufab zur 
Petition iſt. Ich füge ſchließlich, gleich andern geehrten Rednern, 
nochmals bie Bemerkung bei, daß ich eben fo wenig, wie ber Herr 
Antragfteller, im Befige einer Brennerei bin. 

son Maſſenbach: Es wäre fonft damals ver ganze Beſchluß, 
die Brennereien aufzuheben, verzögert worben und die Zeit, für bie 
dies Noth that, vergangen. | 

Vandtags - Mäsfhall: Der Herr Referent wird die Yaflung 
nochmals verlefen. _ 

Referent Frhr. vun SBenfit- Pilſach. (Berti den Antrag der 
Abtheilung noch einmal.) 

Jandtags -Marſchall: So iſt es eine Hate und alle Bedenken, 
die vorgebracht worden find, befriedigende Saflung, und es wich, 
wenn feine weitere Demerfung zu machen ift, die Abftimmung im 
der Art zu bewirken fein, daß diejenigen, Die dem Antrag der Ab- 
tbeilung, der jet zuletzt verliefen worden iſt, nicht beiftimmen,, dies 
durch Aufftehen würden zn erkennen geben. 

(Der Antrag wird gegen 14 Stimmen angenommen.) 

Wir fommen nun zum nächſten Gegenftand ber Tagesordnung, 
naͤmlich zur Berathung über die Mittheilung: der andern Kurie in 
Betreff der dort: geftellten Anträge auf Abänderung der Ge⸗ 
ſchäfts Ordnung.*) Ich bitte den Büren Lichnowsky, den 
Bericht zu erftatten. | 
u Refcrert Sie Sichnemähy: 

(lieft vor.) 


GSutachten 
der 
Abdtheilnas der Herren: Kurie (für verſchiedene Gegenſtaͤnde), 
betreffend 
bie Bitten um Abänderungen des Reglemente, über, ven Geſchaͤfts⸗— 
gang bei dem Vereinigten Landtag. 
Der Abtheilung ift die Petition der Kurie der drei Stände um mehrere Ab: 
änberungen des Reglements über den Geſchaͤftsgang bei dem Vereinigten Land⸗ 


2) Vergl. die’ hreigefnte vierzeßnte (Bd. II. S. 445 u. 513), funfzehnte 
nm ſtebzehnte: (Br. IH S. 8:u. 9353. era‘ ver Stände Kurie ber - ‚viefent 
Gegenſtand. Die — *z—— ſ. Bd. L.6:69:: Mani Gerausg. 
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tage zur Berichterhuttung aberwicſen. Die. Peinibniteathit 29: rinzetae Auteage, 
welche. beziehungsweife die 65. 6, 7, 42, 13, 15 a. e, d. g., 18, 24, 23, 26 a. 
e,, 28, 31 des Reglemeuts betreffen. , Die Abtheilung hat zunächft die Gränzen 
Aufgefaßt, Innerhalb deren ihre Berafhungen fi zu bewegen haben. Sie hat 
ſich dabei die etceptionelle Lage nicht 'verhehlt, in der fie ſich befiribet, Indem «8 
ſich um Abänderung eines in Kraft beſtehenden; erſt fürjlich erlaffenen Geſetzes 
handelt. Die Abtheilung hat aber in dem Wortkialte eben. vierſes Geſeyes einen 
Grund, einen Ankuupfnungspunkt zu ihrem gegenwärtigen Verfahren gefunden; ins 
dem der $. 31 ausdrücklich befagt, dag Se. Majeftät fi) vorbehalten, eine Re: 
vifton bed gegenwärtigen Reglements eintreten zu laſſen, wenn ſich folche nad 
den darüber gefanmelten Erfahrungen fünftig als nothwendig oder wünfchens: 
werth ergeben follte. Der Königliche Befegeber Hat demnach felbft die Ausſicht 
anf Abänderung Iingeflellt; das West „wünfchenswartg” bat ferner votzugsweiſe 
auf unfere Wünfche Bezug, indem Se. Majeftät Abänderungen in Gefegen nicht 
zu wünfchen, fondern zu befehlen pflegen. Wir find daher darauf angeiniefen, es 
iſt uns zur Pflicht gemacht, jene Abänderungen, die eine, wenn auch furze, fo 
6 an @rfahrung reiche Zeit uns als wünfcdenswerth over nothwenvig erſchei⸗ 

don laͤßt, zu berathen und das Ergebniß unſerer Berathungen anf dem geſetzlichen 
Wege, da i. durch Petitionen. Se. Majeſtät ehrfurchtovoll vorzulegen. 

Hierbei Hat ſich Die hohe Kurie, nad ımferer Auſicht, durch Die Gränzen, 
die der uns vorliegenden Petition gezogen wurden, nicht für ausſchließlich bes 
fchränft zu, halten, fondern es fleht ihre wohl zu, auch auf Abänderung ber Pa: 
ragraphen anzuträgen, die duch die erwähnte Petltion nicht berührt worben find. 
Diefes hat vie Kurie der drei Stände im Auge gehabt, alst fle fiber die Petitio⸗ 
nen der Abgevrdneten Hahfimann, Aldenhoben un Milde Hinane, Anträge 
berathen und zum Theil: feſtgeſtellt Het; diefes Kat auch. ver Korigl. Kesınsiffurius 
erfannt, indem er .in.der ertyähnten Kurie nichts dagegen, zu-eyiagern fand, vafı 
die Abtheilung derfelben, außer den Anträgen auf Abänderung, des Reglements, 
welche in den innerhalb der Praͤkluſivfriſt eingebrachten, Befiienen ‚geeltt wur: 
den, auch noch andere im Lanfe der Disfuffton felbſl kufgenommen Bat. Dieſen 
beiden Prazedenten hat die Abtheilung der Herten⸗Kurie um fo mehr geglaubt 
fih in einigen Punkten anreihen zu dürfen, als fie den Antrag ber Kurie der 
drei Stände in feinem größten und weſenklichſten Theil, in beinahe allen ſeinen 
Pofitionen unverändert angenommen hat und bei der hohen Kurie bevormortet. 
Nur wenige Modiflcationen erfheinen ber Abiheilung wünfchendwerth, und da 
deren Annahme von Seiten ber Herren⸗Kurie eine nochmalige Zurückſendung der 
ganzen Petition an die andere Kurie unabweislich bebingt, pr bat 'die' Abthei⸗ 
lung um fo weniger geglaubt, auch mit jenen neuen, bon ber Kurie der drei 
Staͤnde nicht beantragten Vorſchlaͤgen zuruͤckhalten zu müffen, als es wohl mögs 
lich wäre, daß, über die bisherigen Anträge hinaus, noch neue Knänderungen 
yon ber Herren, Kurie vorgeſchlagen und ber Petition inforporirt würden, und 
ala. zie Petition ſelbſt durch Die, — Dex einem ‚wie, der . teberen veder Bu 
führhet: neh Iinausteihobek:tie. I Doumeser 3 TO Theile 
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Dabei ſpricht vie "Werketlling die Auſtcht alis daß, wert die Herren⸗ Kine 
eirtem einzelnen der in der Petitlon der anderer Rurie enthaltenen neunzehn Au⸗ 
träge nicht beiträte,' aber wenn eine KHurie wit den Mobificationen, unter denen 
mir die andere einen Antrag angenommen hätte, nicht einverſtänden wäre, dann 
nuch F. 26 Litt. d und ẽ des Reglements nur ver betreffende eittzelne Antrag 
als verworfen: zu betrachten fein werde, nicht aber auch die übrigen, in ber Petk 
tion enthaltenen Anträge, bei denen ſich ein Sinverftändniß beider Kurien in der 
geſetzlich erforderlichen Weiſe herausgeſtellt hat. 

Ferner hät die Abtheilung geglaubt, im Sinne der hohen Kurie zu handel⸗ 
Indem fie in allen jenen Fällen, wo fle ſich nicht nur mit den Auträgen der an⸗ 
deren Kurie, ſondern auch mit ven vafür angeführten Gründen einverſtanden er⸗ 
klaͤrt, es nicht für nöthig erachtet hat, dieſe Gründe jedesmal ſpeziell anguführen. 

Ad $.6 des Reglemente. 

Dem Befchluffe der Kurie der drei Stäbe, an Se. Majefät ben König bie 
Bitte zu, richten, alterguänigft geſtatten zu wollen: 

dag in Zufunft durch Wahl jeder einzelnen Provinz die Defeltung des van 
ihr gu entnehmenden Secretairs etfoige, 

IR die. Abtheilung mit 10: Etimnen gegen 2 beigetreten, & iſt Babel zur 
Sprade .gelommen,. daß in der Bitte nicht näher daranf eingegangen ift, wie vie 
Wahlen der einzelnen Provinzen erfolgen follen. Man ſegt indeſſen als ſelbſt⸗ 
tedend voraus, daß die Form: und Mobalitäten der Wahl ganz nad dem. Re 
glement über das Verfahren ‚bei ftändifchen Wahlen vom 22. Juni 1842 zu res 
geln fein dürften. Dem Antrage ber Kurie der drei Stände hat die Abtheilung 
mit 10 Stimmen gegen 2 noch folgende, eben, fv natürlich als angemeflen er: 
ſcheinende Zufäge hinzufügen zu müſſen geglaubt, nämlich: 

1. in der Kurie der drei Stände ruft in der erften Sitzung der Marſchall 

acht Mitglieder auf, welche als Secretaire fungiren, bis bie Wahl er⸗ 
folgt iſt; — 

.. 2. bie Secretaire der Herren -Kurie iverben von derſelben gewählt; J 
J 3. in der erſten Sitzung der Herren⸗ -KRurie ernennt der Marſchall zwei "Mit: 
. glieder, welche als Secretaire bis nach. ‚erfolgter Wahl fungiten, > u 

u Ald $ 7 des Reglemente. nn 

"Mit dem Petitions⸗Antrage der Kurie der drei Stände: | 

bag bei Bildung ber Abteilungen auch die Provinzial: -Banbtage + Marſchaͤlle 

„zugezogen werden ſollen, 
hat die Abtheilung Al) einſtimmig und um n fo mehr einverſtanden erklaͤrt, als 
fie erfahren hat, daß dieſe Zuziehung bereits bei dieſem Vereinigten Landtage 
ſtattgefunden hat. 

Dagegen hat die Adiheflung mit 11 Stiimmen gegen 1 ſich gegen die von 
der Kurie der drei Stände beantragte Beſtimung, 
oden Bro einer: Merheihing a aue de Weht ihrer —* hervotgehen 
art — 


and fir. die Beibehaltung der Befiummang des Mrafements- enfläru. zu. müfien 
geglaubt. Die Abtheilung findet es infonfequent, ‚wenn, dba ber Marſchall nicht 
von ber Verſammlung gewählt wird, bie Borfigenden der Abtheilungen gewählt 
werden follten, und fie glaubt, daß ber oben bevorwortete Antrag, die Wahl der 
Secretaire zu geflatten, hierauf nicht eremplificirt werben könne, da ven Vorfigen- 
den die Leitung, den Serretairen dagegen nur die Auffaſſung der Berhandiungen 
obliegt. 
Auch glaubt die Abtheilung annehmen zu müflen, dah, die aus allen Pro⸗ 
vinzen zuſammengeſehten Abtheilungen ſich bei Beginn eines Landtages in ihren 
einzelnen Iubivibualitäten noch nicht perfönlich genugfam befaunt fein dürften, 
am eine begrändete Wahl treffen zu fünnen, was bei ver Wahl ver Secretaire, 
‚die provinziell, aus ſich näher fiehenden Perſonen gewahlt werden, nicht der 
Fall iſt. 
Ad 6. 12 des Reglements. 
Dem Antrage der Kurie ber drei Stände, zw $. 12 ven Bufap zu genchs 
'migen: 
Den Antragftelleen ift es geftattet, den Verhandlungen ber Abteilungen über 
die von ihnen gefellten Anträge mit dem Recht der Miterörterung, aber ohne 
Votum beizumwohnen, und find zu dem Ende die Borfigenden verpflichtet, ihnen 
von der Zeit ber betreffenden Berathung Kenntniß zu geben, 

ie die Abtheilung einſtimmig beigetreten; eben ſo 


ad F. 13 des Reglements 
dem Antrage: 
Die Ernennung des Referenten für den Vortrag in der Plenarverfammlung 
dem Borfißenden der Abtheilung zu überlaflen; 
nicht ‚minder auch 
dem zu $. 13 erbetenen Zuſatz 
daß die Berathung immer erſt 24 Stunden nach Bertheilung des Gutachtens 
der Abtheilung beginnen bürfe, auch bie Gegenſtände, welche in jeder Sipung 
zur Eroͤrterung kommen follen, bei münblicher Anberaumung berfelhen genau 
zu bezeichnen, bei fchriftlicher ‘auf den Einladungskarten zu bemerken ſind. 
Die Abtheilung kann indeſſen nicht verfehlen, daß fie den in dem beantrags 
ten Zuſatz gebrauchten Ausdruck: 
nach Bertheilung des Gutachtens, 
nicht beflimmt findet. Webrigens if fie davon ausgegangen, daß bie erbetene Su: 
Tapbeftimmung nur die Regel ausdrüden folk, welche in einzelnen bringenven 
Fällen Ausnahmen wird erleiden koͤnnen. 


" Ad $. 15a 908 Reglemente. 
. it dem Petitions-Antrage der Kurie ber drei Stände: .. 
daß bie Beſtimmung — fein Mitglieh, dürfe non. einem Gubesen Blade als 
von der Nebnerbühne das Wort ergreifen — aus dem Reglement entfernt, and 
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ftatt deſſen 28 lediglich dem Brmeflen des Marſchals aberlaſſen werben möge, 
von welchem Plage aus ber Redner ſprechen foll, 
erklärt fich die Abtheilung einflimmig einverflanden. 


Ad $. 15b des Reglements 


iſt die Abtheilung einſtimmig dem, von einem ihrer Mitglieder ausgegangenen 
Vorſchlage beigetreten, 

zu bitten, dem $. 15 folgende Beſtimmung hinzugefügt werde: 

Diejenigen Redner, welche fih vor Beginn der Sigung um das Wort mels 

den, haben zu erflären, ob fie für. oder gegen den Gegenftand der Debatte 

fprechen wollen, und erhalten nach der Zeitfolge der Anmeldung abwechſ ein) 

‚das Wort. 

Man erblickt in dieſer, durch den beſtehenden Gebrauch in anderen Ländern 
bewährten Beſtimmung eine wünfchenswerthe und fehr angemeflene Ergaͤnzung 
des Reglements. 


Ad $. 15e bes Reglemente. 
‚Dem Antrage der Kurie der drei Stände: 
far don Narſchall vie Derpflichtung auszuſprechen, demjenigen das Wort außer 
ver Reihe zu ertheilen, welcher eine Heberfipreitung des Geſchaſtereglewanta zu 
rugen beabſichtigt, 
hat bie Abtheilung ſich einfimmig angefchlofien. 
Eben fo 


ad 8. 15d des Reglements 
dem Antrage der anderen Katie: 
daß es den,‘ der deutſchen Sprache nicht vollkommen mächtigen Kartage-t 
“ georbneten geflattet werden möge, ihre Reden abzulefen. 

“ Hierbei findet jeboch die Abtheilung nöthig, ausbrücklich zir Befütworten, 
daß wirklich nur mit Rückſicht auf Diejenigen, welche der dentſchen Sprache in 
der That nicht Hinreichend mächtig find, von der Derfammlung das Ableſen ges 
ftattet werden Tonne, um ſolchen Mitgliedern nicht die Möglichkeit abztiſchneiden, 
ihre Meinung zu aͤußern; dag aber damit nicht beliebig jedem Bewohner eines 
Lanbestheiles, in welchem nicht ausfchließlich bie deutſche Sprache ‚gexeiret wixk, 
Die Berechtigung ertheilt werde, gefchriebene Reben mitzubringen und in der Vers 
hammlung zu verlefen. 


Ad 8. Ihe des Reglemente. ' 

So fehr vie Abtheilung anettennt, daß eine Beſtimmung Garäber nokhwen⸗ 
dig if, daß die Reden nicht an einzelne Mitglieder getichtet werben dürfen, fo 
findet fie doch, daß die Vorfchrift, wonach ſolche nur an den Narſchall gerichtet 
werben follen, praftifch wicht ſtreng quoführbar. ift, und auch ſchon auf dem ges 


amwörtigen. Sanbfage wit immer beobachtet wirt, Cie tritt. daher dem Vor⸗ 
ſchlage eines ihrer Mitglieder: 


ut, sl Do rei N. '!0 
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zu beſtinrmen, daß vie Meden nur an den Waren: ober an Ne Serfamm: 

lung gerichtet werben dürfen, 
einſtimmig bei. 
Ad $. lög des Reglement. 
. Der Petitionsantrag der Kurie der brei Stände, am Ende von $. 15 litt. g 
die Worte hinzufügen zu laflen: 

und ift dazu verpflichtet, wenn die Majorität der Berfammlung es verlangt, 
wird von ber Abtheilung einftimmig befürwortet; 

eben fo. 

ad $.18 des Reglemente 

ber Antrag, biefem $. die Beſtimmung Hinzufügen zu laflen: 
‚ unmittelbar vor der Abſtimmung wird die Frage durch einen der Secretaire 

verleſen; 


ſo wie ferner auch 
ad $.24 des Reglements 
der Antrag: DEE 
die Befimmung des Reglements in Wegfall bringen zu laſſen, daß ans ben 
"Berichten über die Landfags-Derhandfungen etwa vorkommende verletzende Yen: 
— — entfernt werden ſollen. 
Bei der Berathung der Abtheilung ergab Na, beß den Worten in der fünf: 
ten Zeile des $. 24 
nad Befinden zu berichtigen, 
der unzweifelhaft nicht beahſichtigte, ‚Arıfhümliche Sinn beigelegt werden fünnte, 
als fei damit der bisfretionairen Gewalt der Secretaire überlaffen, nach Belie: 
ben zu ‚berichtigen. Es if indefen„ein beſondexer Auftrag auf eine, biefe Miß⸗ 
deutung ausfchließenbe, anderweite Faſſung nicht. ‚geflellt worden, ba ber anwe⸗ 
ſende Regjerungs s Sommiffarins, bie, Verſicherung ertheilt hat, daß bei einer ans 
dern, Redaktion Des Realemente eins das bxcihete J beſeitigesde Faſſung 
Ben gemäblt werben, -. 
Ä Dem, Btfionpentege 
Bun I ad 8 26 des Reglemente 
I — hinzufügen zu faffen: 
vaß hie’ Knrie der drei Stände ſofort nach ihrem Zaſatameuteeten unvb vor 
Beginn aller anderen Geſchaͤfte ſich mit denjenigen Wahlen ihrer Milglieder, 
bei welchen Unrichtigfeiten oder Ungebühruifie vermuthet werden, zu befchäfti- 
„gen, ſolche -34 unterſuchen, ihre besfalligen. Erklaͤrungen. ‚abangeben und auf 
A ‚; Mbbühfe yadı ‚Befinden ‚anzufzagen habe, , -- 27 
Hat die othrilung A einſtimmig angeſchloſſen. 3 =.. un 
—D—— J Aa. 262 27 WMenlereits, u 
re eng hat mit-9 Stimmen gegen 3 Beer; den Betitlone⸗ 
der andern Kurie: Ze 77 





n Allergnaͤbigſt es der Verſammlung zu überläffen, auch nad Ablauf vn Bee 
'Mufivfeit ausnahmsweiſe Petitionen anzunehmen, 
beizutreten; dagegen einſtimmig ihren Beitritt zu dem Anfrage‘ erflärt: : 
"Den Abdruck derjenigen Betitivnen, bei denen es vie —— a welchen 
ſolche zur Borberathung überwieſen find, für nittis haften, anf Soßen “ine 

" Randtages befehlen zu wollen. 

Dem Antrage der Kurie der drei Stände: a ⸗ 

Die Beurtheilung, ob ein Antrag zur Kömpetenz des Landtages geh ober 
nidt, als dem Landtage, aber nicht ſeinem Marſqhan für außehend: u os 
-Mären, j 
hat die Abtheilung, nach ihrem mit 6 Stimmen gegen: 2 gefaßten Befäyluffe, 
nur mit der Maßgabe ſich anfchließen zu müſſen geglaubt, daß der Antrag‘ dahin 
zu richten ſei: 
Die Beurthellüung, ob ein Antrag zur Konlpetenz des Landtagee gehote Pr 
nicht, mit Musnahme ver Fälle der 86:20 und 21 der Verordnung vom Zten 
* Februar e., nicht vem Marſchall, fordern dem Lanbtage für zuſtehend zu ani 
flären; jeboch mit‘ der Mafigabe, daß Anträge, die im geſetzlichen Wege einu 
"gebracht find, vom Marſchall an die betreffende Abtheilung verwiefen werke; 
die Abtheilung aber befugt fein fol, wenn fie die Kompetenz des Banbiages 
nicht begründet finbef, dieſelben befinitie zutückzuiveiſen. 

Die Majoritaͤt der Abtheilung hat fi dabei von ber Erwägung leiten cafe 
daß es in den Fälten, wo die Unzuläffigfeit eines Antragee nicht mit Maren 
Morten im Gefetz ausgeſprochen iſt, fondern wo es eier welteren Veurtheitung 
darüber bedarf, ob ein Antrag fi zur Verhanblung vor dem Dereinigfew: Sand 
fage eigne 'ober nicht, allerbing® angemeſſen erſcheine, wie Enffcheibung nicht dem 
Marfchall allein, fundern dem Kandtage zu übertragen; daß jeboch nicht jebeomal 
die geſammte betreffende Kurie darüber zu befchließen habe, ſondetn vaß name 
die Abtheilung, an welche die Sache gewieſen if, und ihrer Natur nach gehört, 
vie Kompetenz des Landtages nicht begründet: findet, fle den Ankrag deſinitiv zu⸗ 
rückzuweiſen befngt iſt; und daß nur, wenn die Abtheilung ſelbſt bafke iſt; von 
Ankrag in der Kurie zur Erörterung kommt and von vieſer auch bieſer Vorfrugi 
enfärtetien wird, ob ver Anttag vor den Deveimiätin Landeag gehorr. 

Die Minoritaͤt der Abthellung iſt vagegen, in Berückſichtigung ‚bes 6. "29 
der Anſicht, daß fein Grund vorhanden ſei, dem Marſchäll die Entſchetdung über 
die Kompetenz des Landtages zu entziehen, und findet es nicht angemeien ; vie 
Srtſcheidung Ü in die Hände des Landtages zu legen. or 

Lane Ad $. 26e des Reglemente. —— non 
Die ce der drei Stände bittet: - E 
"eine Beſtimmung zu 'erlaffen, nuch welcher, wenn ſich eine. neſemiqe Bei, 
nungsverfchiedenheit herausgeſiellt bat, und beide Kurien es wünſchen, vie Be 
s treffenden Abtfeitungen ur Birbereitung « einet Ginigung beibet Kurien In: 
a: ſamnmenterten dütfen: ME, er. thlba 200.8 


Nech den Worten vieles Antrages Tünnte es zwar fcheinen, als folle ein 
folder Verſtaͤndigungsverſuch auch in dem Balle eintreten, wenn eine Rurie ihren 
Beitritt zu einer von ber anderen befchloffenen Petition ganz verſagt. Die Ab: 
thetlung hat ſich jedoch überzeugt, daß die andere Kurie eine fulde Ausdehnung, 
weiche die zu wahrende Selbfiftändigfeit jeher einzelnen Kurie beeinträchtigen 
würde, nicht beabfichtigt hat, indem der Antrag ausdrücklich nur bezüglich auf 
$. 26e gemacht ifl. 

Die Tendenz des Antrages wird daher von ber Abtheilung dahin aufgefaßt, 
daß, damit nicht ein, an ſich guter und im Weſentlichen von beiden Kurien ge⸗ 
bifligter Petitionsantrag fallen müßte, weil eine ober bie andere vielleicht nicht 
ſohr erhebliche Mopiflfation von der Kurie, die zuerft den Antrag befchlofien bat, 
j nicht angenommen wäre; vielmehr dann bie betreffenden Altheilungen beider Ku- 
sien zufammentreten und verjuchen follen, ob zunachft fie fid) entweder über bie 
Annahme ohne Mobififation, oder über bie anzubringenden Mopififationen einis 
gen Tönuen. Werben die beiden Abtgeilungen nicht einig, fo ift denn nichts wei⸗ 
ten zu veranlaflen, vielmehr die Petition als verworfen zu betrachten. Binigen 
ich: beide Abtheilungen, ſo wird bie Sache nochmals und zwar, je nachbem von 
beiden Seiten nachzugeben iſt, gleichzeitig an heide Kurien, ober wenn es nur 
auf. ein Nachgeben von Seiten einer Kurie anfommt, nur an biefe Kurie ge 
bracht. Fallt dann der Beſchluß im Sinne der, zwifchen ben beiden Abtheilun- 
gen zu Stande gelommenen Ginigung aus, fo wird der nunmehr übereinſtimmende 
Beſchluß, durch Vermittelung des Königlichen Kommiffarius, Str. Majeſtaͤt übers 
reicht. Fat der Beſchluß einer oder beider Kurien nit im Sinne der Ginis 
gung ans, fo ift die Petition als verworfen zu betrachten. 

Ehr die Annahıne des Petitivnsantrages der anderen Kurie, in dem vorfles 
gend näber eutipidelten Singe, ‚haben fih ſaͤmmtliche Mitglieder. der Abtheiluus 
er 
. Ad $. 61 Des Reglemente. 

r So wenig die Abtheilnng verkennt, daß es in manchen Faͤllen unlengbar 

im Jntereſſe der Regierung liege, die Allerhöchſten Propoſitionen gleichzeitig an 
beids Kurien zu bringen und von jeder derſelben ein vollkommen ſelhſtſtaͤndiſches 
Gutachten zu erhalten, fo hat ſich ihr duch andererſeits die Ueberzeugung aufge⸗ 
deangt, daß es in vielen. Fällen eine bedeutende Zeit: und Arbeitserſparniß her⸗ 
Beiführen werde, wenn. die Propofitionen zum Theil zuerft der cinen, zum Theil 
zuerſt der anderen Kurie vorgelegt würden, und daß ferner, wenn Letzteres ges 
fhieht, e6 zwedmäßig fein wide, das Gutachten der Kurie, welcher die Propos 
fition zuerſt vorgelegt ift, der auderen zur Benatzung mitzutheilen und infoweit 
eine Ausnahme von der Beflimmung des $. 26 litt. f eintreten zu laſſen. 

‘Die Abtheilung hat: ſich dee halh bewogen gefunden, einſtimmig zu beans 
tragen: re 

Sm. Maichät ‚Jen König: w. bitten, in ber Regel bie erſte Alternative des 
$. 26 ad litt. f des Meglements eintreten zu laffen, unp,;in dieſem Volle das 
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Gutachten ver Kurie, melde die Allertzöchſte Propoſttion zuerſt beraten hat, 
duch den Landtags⸗Kommiſſarius der anderen Kurie zur Benupung mittheilen 
zu laſſen. 
Ad g. 28 des Reglemente. 
Den Petitivnsantrage der Kurie der trei Stände: 
zur Wahl der Kandidaten für die bei der Hauptverwaltung der Staatsjchuls 
den erledigten Stelten die abfolute Stimmenmehrheit für erforberlich erachten 
zu wollen, 
if die. Abtheilung einſtimmig beigetreten. 

Dabei ward bemerft, daß im $. 28 nicht gefagt fei, ob bie Stimmpetick für 
die vorzufchlagenden drei Kandidaten unterfchrieben fein ſollen oder nicht. “Die 
Abtheilung findet einſtimmig, daß ed wünfchenswerth fei, die Beflimmung zu ers 
bitten: 

dag die Stimmzettel mit den Namen ber Frinmgeber unterfchrieben ia 
möüflen. 
Ad $. 31 des Reglemente. 
Dem Sclußantrage der Kurie der drei Stände: 
daß eine Reviſton des Geſchäfts-Reglements nicht ohne Anhörung der Stände 
erfolgen und daß geftattet werben möge, auch noch im Laufe und anı Schluffe 
des gegenwärtigen Lanptages Anträge auf Abänderung deſelben flellen zu 
vdurfen, 
iſt die Abtbeilung einſtimmig beigetreten. 
‚Berlin, deu 27. Mai 1847. 


Die Abtbeilung der HerrensKurie für verſchiedene Segenfänse 


Prinz zu’ Hohenlohe. " von Duafl. Ibenplit 
"von Kroſigk. E. Graf an Stolberg. Graf Schaff⸗ 
gotſch⸗Maywaldaun. von Keltſch. Fürſt B. Rad⸗ 

ziwill. Arnim Graf zu Dohna⸗Lauck. Lich— 

nowsky (Referent). 


Nachdem das vorſtehende Gutachten bis zu den orten vers 
lefen war (ſ. oben ©. 551): 

„Ferner Bat die Abtheilung geglaubt, im Sinne ver hoben Kurie zu hen— 
deln, indem fie in allen jenen Faͤllen, wo fie ſich nicht nur mit den Anträgen 
der anderen Kurie, fondern auch mit den dafür angeführten Gründen. einverflan, 
den erflärt, es nicht für nöthig erachtet hat, dieſe Gründe jedesmal ſpeziell an⸗ 
zuführen.“ 

Fürſt Kichnswsky: Ich erlaube mir, der hohen Kurie zu bes 
merfen, daß in Bezug auf viefen Abſatz bie Adtheilung für gut be 
funden hat, die Petition der Kurie ber drei Stände in extensd 
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dieſem Stücke beizuſfügen. Sie af alfe mit ‚nbgebrudt worden. 
ee. dieſelbe Vo. IV. ©. 160.) : 
(Fährt fort, vorzulefen. ) 
„Ad $.6 des Reglemente. 
Den Beſchluſſe der Kurie der. rei Stände, an Se. Majeftät. ven König bie 
Baätte zu richten, Allergnaͤdigſt geſtatten zu wollen: 
daß in Zuhmft durch Wahl jeber einzelnen Brovinz die Beflellung des von 
ihr zu entnehmenden Secretairs erfolge, 
it die Abtheilung mit 10 Stimmen. gegen 2 beigetreten. Es iſt dabei zur 
Eprtache gekomnen, daß in der Bitte nicht näher darauf eingegangen iſt, wie 
Haie Wahlen der einzelnen Provinzen erfolgen ſollen. Man ſetzt indveſſen als ſelbſt⸗ 
redend voraus, daß die Form und Modalitäten ver Wahl. ganz nach dem Re: 
glement über das Derfahren bei fländifchen Wahlen vom 22. Juni 1842 zu re 
gehn fein birften.. Dem Autroge der Kurie der drei Stände hat die Abtheilung 
mit 10 Stimmen gegen 2 noch folgende, eben fo natürlich als angemeflen er: 
fcheinende Zufäße hinzufügen zu müſſen geglanbt, nämlich: 
1) in der Kurie der drei Stände, ruft, in der erſten Sitzung der Marſchall 
acht Mitglieder auf, welche als Secxetaire fungiren, bis die Wahl er: 
. folgt ih; 
.. 2) hie Serretaire der Herren: Kurie werden von berſelben gewählt; 
3) in der erftien Sitzung der Herren⸗Kurie ernennt der Marfchall zwei Mit: 
glieder, welche als Secretaire bis nach erfolgter Wahl fungiren.“ 

Graf von Sandsberg: Ich erlaube mir, darauf aufinerffam zu 
machen, daß ich nach meinen Erfahrungen, die ih früher hei ven 
Landtagen ver. Provinz Weſtphalen geſammelt habe, mir es ſehr be- 
denklich erfcheint, Pie Ernennung. der. Secretaire von der Wahl ab: 
haͤngig gu ‚machen: Die Stelle eines Secretairs iſt eine fehr fchwie: 
vige, und:es kann nicht Jeder Diefelbe übernehmen. Wenn nun dieſe 
Stelle durch die Wahl befeßt werben fol, fo ift es fehr zweifelhaft 
ob #8 den. Mitgliedern möglich fein wird, hier einen ſolchen gerade 
ausfindig zu machen, der irgend befähigt:ift, Die Stelle .eined Secre⸗ 
tairs nollitändig gut zu verſehen. Selbft der Marfchall hat große 
Schwierigfeiten, einen: folchen herauszufinden, der ſich für die Stelle 
eines Secretairs eignet, und der überdies auch Diefe Stelle anneh: 
men will; denn es Fann von Niemandem verlangt werden, daß er 
die Wahl annehmen muß. Aus, biefen Gründen ſcheint es wir alfo 
bedenklich au fein, Die Beſtimmung der Secketaire der Wahl zu 


überfaffen,. 27 Be a 3. u . ; : n 


a 00 — —— — — — —⏑— 








= MM — 


. von Omafıs; Ich hahe wich in ver Abtheilung in. ber. Rinori⸗ 
tät. befunden, indem ich der Anficht. war, es ſei befler, daß das Vers 
bilmis ſo bleibe, wie es im Regiment feftgeftellt if. Für den gen 
genwärtigen Landtag glaube ich nicht, daß eine Veranlaſſung gewe⸗ 
fen: iſt, irgendwie ein Webel darin zu erkennen; im Gegentheil glaube 
ich, daß .wir bei feiner anderweitigen Wahl der Herren Serretairg 
weder in diefer hohen Verſammlung, noch bei der des Vexeinigten 
Landtages, befier hätten fahren. können, als wie es gegenwärtig 
grſchehen jſt. Ich babe überhaupt das, Prinzip, daß man, wenn 
nicht irgendwo ein dringendes Bedürfniß vorhanden fein follte, Feine 
Abänderung des Borhandenen erbitten müſſe. Aus viefen Gründen, 
jo wie qus dem, welpen dey Herr Graf mon Landsberg bes 
reits angeführt hat, muß. ih mich für Beibehaltung des eneſaa 
den. Parggraphen in der Geſchäftsordnung erklären. 

Prinz Hahrenlohe: Die Abtheilung iſt von ber Anſicht —* 
gegangen, daß der Provinzial⸗Landtag die Mitglieder kennen mu 
und auch diejenigen erkaunt hat, die mit Jwerfmäßigfeit. dem Secre⸗ 
tariat vorgeſtanden haben, Es iſt ferner in. der Abtheilung aur, 
Grörterung gekommen, daß «3. ſehr zur Erleichterung des Landtags— 
Marſchalls beiträgt, mann Das Vertrauen des Prowinzigl- Landtags 
ſich ſhon durch die Ernennung der Secretaire ausgeſprochen hat, 
Deswegen hat die Abtheilung dafür geſtimmt, daß die Secreicte 
won den Provinzial⸗Landuagen erwählt würden. 

Fürf zu Sehm-Poh: Ich wollte den Beſchiuß des Ausfhnf 
ſes durch ‚Diefelben Gruͤnde zechtiertigen, die her Fürſt Hohenlahr 
yprbrachte- Die. Wahl der Setretaixe muß. durchqus durch⸗ die Ver⸗ 
ſammlungen ſelbſt ftafgfinden. Ich bemerke nur nad, ad: 3, Ref, 
bepor dieſe Wahlen ſtattgefunden haben, gewöhnlich und far in ‚ale 
Verſammlungen dieſer Urt Die zwei Nogſten dom. Alter ua Da: 
Seeretariat sibernehmen. - _ 

:..; @raf. Sieten: Je größer die Mothwolllemmenhei me. —* 
ſitenden iſt, deſto ehrenvpller iſt feine. Stellung, und je ahrewwolled 
feine Stellung, deſto ehrenvoller ift auch die Stellung derer, Dit vn⸗ 
tar; ihm ſtehen. Von Diefer-Anficht ausgehend, wunſche ich, . dab, 
dem Zanpiaga + Maria: ſo viel, Machtueliiomummbeit. gegeben wer⸗ 
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den möge, als das Geichäfts-Reglement und üunfer wahres Inter⸗ 
efie nur zuläßt, und hieran knüpfe ich das Geſach, daß nicht Der 
Landtag, fondern der Landtags⸗Marſchall fernerhin, wie bisher, 
die Serretaire wähle. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Diefer Anficht 
trete ich ganz und gar bei. Ich finde, daß dem Landtagse-Mar- 
ſcheill die größte Macht gegeben werden möge und ihm die Wahl 
der Secretaire ganz anheimgeflellt bleibe, and) aus dem bereits an- 
geführten Grunde, daß die bisherige Erfahrung gezeigt hat, daß die 
Wahl der Secretaire in beiden Kurien hut aligemeinen Zufrieden- 
heit ausgefallen ift. 

Referent Fürft Sihuewsky: Die Abtheifung, die mit fo gro⸗ 
fer Majorität dem Wunſche der zweiten Kurie beigetreten ift, hat 
in der Ausübung dieſes bisherigen Rechts weder eine Machtvoll⸗ 
kommenheit des Marſchalls, noch eine Zugabe zu feinen bisherigen 
Attributen erbliden Fönnenz fie hat vielmehr nur eine ſehr unange- 
nehme und undanfbare Aufgabe für den Marfchall darin gefehen, 
und Ich glaube, "wenn ich mich hier am unferen Durchlauchtigen 
Vorſttzenden wende, daß er mir im diefem Punkte vollfommen  bei- 
pilichten wird. ine ſehr große Verſammlung wird hier vereinigt, 
eine fo große, wie wenige in Europa angetroffen werben; fie kommt 
aus den verfchiedenften Provinzen und Tommt -felten zufammen. 
Wenn dieſe Verfammlung, wie in- anderen Ländern, jährlich und 
jährlich mehrere Monate beifammen wäre, wenn bierbei ein Wahl 
Turnus von ſechs Jahren verbliebe,; fo wäre zu: vermuthen, daß 
das Undankbare, das Prekäre des: Geichäfts ſich vielleicht auf die 
erfie Mahl befchränfen würde. Dies ift aber hier nicht der Fall, 
fondern Se: Majeftät der König ernennen den Marſchall; er wird 
micht gewählt: wie. die Präfventen anderer Berfammfungen zum 
größten Theile gewält werden, jondern Se. Majeſtät ernennen 
einen Marſchall. Dieſer Marſchall kommt hierher und findet hier 
608: Deputirte aus allen Provinzen; er Fennt vielleicht die feiner 
Provinz, auf keinen Fall die der übrigen Provinzen. Die allererfie 
Handlung, bevor der Marfchal die geringfte- Erfahrung von den 
Tätigkeiten Ver: verſchiebdenen Mitglieder, von dem: Vertrauen, deffen 








fie ſich im ihrer Provinz erfreuen, gewonnen hat, ift, daß er unter 
biefen 600 acht ald Secretair herausfuchen fol. Ich frage, welcher 
Menſch auf. Erben ift im Stande, dies zu thun? es gehört der al- 
lergrößte Zufall dazu, ein Zufall, der, je größer er ift, deſto ercep- 
tioneller dafteht, damit dieſe Wahl auf eine alle Parteien zufrieven- 
fiellende Weife ausfalle. Wenn aber dieſe acht Provinzen, die ben 
Bereinigten Landtag bilden, zufammentreten und jeder Provinzial- 
Landtag unter dem Borfite feines Provinzial Landtags» Marfchalis 
einen Secretair erwählt, ſo kann es gar feinem Zweifel unterliegen, 
daß. dann in einer gefeglichen Form, in einer das Verirauen mehr 
bedingenden Weife daffelbe gefchieht, was der Marfchall einem ſchwan⸗ 
fenden Zufall zu überlaffen fonft reduziert if. Wenn der Marfchall 
die wählen will, die das Vertrauen der Provinz befigen, fo bleibt 
ihm doch nur übrig, die beveutendften Deputirten der Provinz und 
deren Marfchälle zu fragen; diefe Frage geſchieht aber auf eine deut⸗ 
lichere und Harere Weife, wenn bie Secretaire gewählt werben. 
Wenn der. Marjchall da und dort fragt, fo kann er allenfalls eine 
richtige Antwort erhalten, vielleicht hat aber der Marfchall, der vie 
Deputirten nicht Fennt, doch nicht überall gefragt, wo er hätte fra- 
gen. fönnen oder wo er gefragt hätte, wenn er gewußt hätte, an 
wen er ſich zu wenden hat. Ich habe noch einen zweiten Grund 
anzuführen. Gewiß treten wir dem Marfchall mit großem Vertrauen 
entgegen; aber es unterliegt feinem Zweifel, daß, wenn eine Ver⸗ 
fammlung. — der Herr Marſchall wird mir ſelbſt beipflichten — 
ihren Marſchall nicht wählt und nicht fennt, dieſes Vertrauen nur 
auf dem allgemeinen Vertrauen fußt, das wir jeder Wahl Sr. Ma- 


jehät : des Königs fchuldig find und von Herzen zollen, nicht aber 


auf die Verfönlichfeit des Marſchalls. Soll nun der allererfte Akt, 
den der Marfchall vor der ganzen Verfammlung vornimmt, ein At 
fein, durch den er fich der Gefahr ausfegt, einen Theil dieſes Ver⸗ 
trauens zu verlieren? Wo find die Attribute, die dadurch dem Mar- 
ſchall zugegeben werden, und. deren Vortheile? Ich fehe feinen ein- 
zigen; ich: ſehe nur die Nachtheile, daß der Marfchall in die Lage 
Kommt, eine nicht gemügende Wahl zu treffen, und daß er, der fonft 
vielleicht das volllommene Vertrauen der Kurie bewahrt und fich er- 
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halten hätte, zu einem: großen Schmerze und ohne fein geringfled 
Zuthun gleich in dem erfien Akte fi der Gefahr ansfeht, dieſes 
Bertrauen zu gefährden. 

Se. Königl. Hoheit der rin von Yreufen: Sch habe vor- 

bin bereits gefagt, daß die bisherige Wahl bewieſen hat, daß fie 
eine glüdliche zu nennen fe. Ich habe mir dabei Die Frage ge 
ftellt, wie ift die Wahl zu Stande gefommen? Da habe ich mir 
die Antwort dahin gegeben, daß der Marfchall der Vereinigten Ku- 
rien, da er body die Kenntniß aller Mitglieder bed Landtages nicht 
haben kann, ſich an verſchiedene Berfonen gewendet haben wirb, um 
zu erfahren, wer. in jeder Provinz .der geeignetſte Secretair fein 
möchte. Die Perfonen, an die er fid) dabei zunächſt gewendet ha- 
ben ‚wird, werden die Marſchälle der Provinzen fein. 
Das Vertrauen, mit welchem der Siönig den Marſchall des 
Vereinigten Landtages wählt, wählt auch die Landtages - Marfchälle 
der Propinzial⸗Landtage; fo ftehen alfo fhon die Bertrauens - Ber: 
fonen des Monurchen zufammen um den Landtags: Marjchall nes 
Bereinigten Landtages, die diefem die Individnen bezeichnen, die fich 
ihrer Anfiht nach am beten zu Secretairen eignen werden. Sch 
kann es alſo deshalb ſchon gar nicht einen Zufall neunen, wenn die 
Wahl eine glückliche iſt, wenn fo hoch geſtellte und mit dem Ver⸗ 
trauen des Monarchen begabte Perſonen ſich zuſammenthun, um 
aus einer großen Maſſe Andere zu wählen, bie gleichfalls eine ge 
wiſſe Vertrauensftellung einnehmen follen. Ich glaube daher, daß 
ber Modus, wie er bisher ftattgefunden. hat und im Reglement aus⸗ 
geſprochen ift, beizubehalten fei, weil ich es, wie gefagt, durchaus 
feinen Zufall nenne, wenn die Wahl eine glüdliche if, und es für 
durhaus. gerechtfertigt halte, wenn auch ferner fo verfahren wird, 
wie ich vermuthe, daß es in. vorliegenden Kalle geſchehen if. 

Graf von Bieten: Wenn ich an die Bebentung des Wortes 
Marſchall denke, fo denke ich nicht an den Ausdruck Hofmarſchall 
jondern an den Ausdruck Feldmarſchall. Der Hofmarſchall gehorcht, 
ber Feldmarſchall aber befiehlt, und ich finde eine Jukonſequenz da 
rin, wenn der erfie Aft ber Thatleit des Landiagemerſchaue ein 
bedingter rin fol. 
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"Graf von Arnim: Ich glaube doch nicht, daß das ganz das 
Feld ift, auf dem wir und zu bewegen haben. Der Feldmarſchall 
befießtt, was die Truppen thun follen; ich glaube aber, daß unfere 
Marſchaͤlle nun und nimmermehr die Auffaffung ihrer Stellung ha- 
sben.und theilen werben, daß fie Darüber zu befehlen hätten, was 
der Landtag thun und laflen ſolle. Ich wende mid) alfo von bie- 
fem Felde anf Das des. Vertrauend, auf das Zeichen des Ver⸗ 
trauens, : welches in diefer Beziehung gefunden werden fönnte, und 
geſtehe audy, daß ich bei diefer Frage wirklich nicht irgenpwie in 
‚meinem Gedankengange die Yaltoren des Vertrauens oder Nichtver⸗ 
trauend babe. mitwirken lafien, fondern daß mir zunächft vie Frage 
vorgeſchwebt hat: was if unter den gegebenen Umftänven das Zweck⸗ 
mäßige und Angemeffene? 

Ich glaube nun, wie ein verehrtes Mitglied aus GSchleften ber 
merkt hat, der Provinzial-Landtag wiffe nady den Vorgängen in ſei⸗ 
ner. Mitte diejenigen, die mit der Auffaſſung der Verhandlungen und 
mit ver Geſchäften des Serretariatd befleivet werben follten, am 
beften zu erlennen. Sch glaube alfo, es wird leicht fein, Durch die 
Wahl geeignete Perfonen zu diefem Amte zu finden. Eine zweite 
Frage iſt aber allervings die: If irgend etwas angeführt worden 
oder kann etwas angeführt werben, das uns abhalten follte, dem⸗ 
jenigen uns anzwichließen, was von der anderen Kurie mit einer fo 
großen Uebereinſtimmung als Wunſch ausgefprochen worden ift? 
Da muß ich geftehen, daß ich Feinen Grund finde, der hiergegen 
ſpricht; deun ein Mißtrauens⸗Votum gegen irgend einen der Herren 
Marſchaͤlle oder gegen das Amt des Marſchalls darin zu finden, iſt 
wir fehr fern geweien, eben fo fern aber, einem Antrag entgegen- 
zutreten, der materielle und volle Begründung hat. Darum habe 
ich. mich aus voller Ueberzeugung dem Antrage angefchlofien. 

Fürft von Sohenishe: Auf den Provinzial-Landtagen haben 
die Lanbtags-Marichälle die Serretarien ernannt. 

Graf use Arnim: Auf dem Provinzial» Landtag erfennt ber 
Marſchall die Mitglieder, wenn ich ſo fügen darf, achtmal genaner, 
als die Mitglieder des Vereinigten Landtags... Darum glaube ich, 
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daß er nicht ohne Schwierigkeit, bei dem beſten Willen, aus ſieben 
Provinzen die geeigneten ſieben Perſonen erwaͤhlen fann. 

Frhr. Senfit son Pilſach: Ich muß mich auch gegen den An⸗ 
trag der Abtheilung erklaͤren. Ich habe nicht allein in den Erfah⸗ 
rungen, die wir auf dem jetzigen Landtage gemacht haben, keinen 
Grund gefunden, von dem beſtehenden Verhältnifie abzugehen, ſon⸗ 
dern ich habe auch in der früheren Praxis auf den Provinzial⸗ 
Landtagen keinen Anlaß zu der beabſichtigten Veränderung finden 
können. Und was die Verſchiedenheit betrifft, daß dort die Mar⸗ 
fchälfe in der Regel alle Mitglieder der Provinzial⸗Landtage kennen, 
der Marfchall des Vereinigten Landtags aber deſſen Stände natür- 
lich nicht: alle Fennen kann, fo gleicht fich dieſe dadurch aus, Daß 
derfelbe fich unbedenklich mit den Marfchällen der Brovimgial- Land- 
tage in Beziehung ſetzen wird. Im Uebrigen muß id) dringend 
wünfchen, daß wie auch fchon von mehreren Seiten hervorgehoben 
worden ift, ohne triftigen Grund von der Aenderung des Gefehes 
abftrahirt werbe,. und daß es fo Lange. bei dem Beſtehenden ver: 
bleibe, bis ein wirkliches. Bebürfniß zur Aenderung ſich herausftellt. 
Wir könnten fonft auf einen fehr bevenklichen Weg gerathen. Gern 
werde ich mich jederzeit den Anfichten der anderen hohen Kurie 
möglichft anfchließen, in dem. vorliegenden Falle finde ich mich aber 
außer Stande, dies zu thun. Noch muß ich bemerfen, daß es mir 
ald eine Anomalie erfcheint, wenn der Marſchall ernannt wird, 
die Serretaire aber gewählt werben. Auch will es mir nicht als 
wünfchenswerth erfcheinen, daß durch die beantragte Abünderung 
eine Verſchiedenheit des Berfahrens zwifchen dem Vereinigten Land⸗ 
tage und den Provinztal-Landtagen hervorgerufen werde. Es liegt 
ferner ein Grund gegen jene Veränderung vor, den wir am beften 
aus dem Munde des Heren Marfchals vernehmen würden, wenn 
derfelbe, weil diefer Punkt perfönliche Beziehungen berührt, ihn erwäh- 
nen möchte. Es ift nämlich offenbar das Verhältniß zwifchen dem 
Landtags⸗Marſchall und den Secretairen ein fehr nahes. Sie ſte⸗ 
hen in fo mancher Gefchäftsbesiehung zu einander, daß es wünfchene- 
werth ift, daß der Marfchall nicht unr Vertrauen zu den Secre⸗ 
tairen habe, fondern daß fie ihm auch perfönlich zufügen. Wenn 





die Sectetaire von ber -Berfammlung gewählt werben, fo iſt es mögs 
lich, daß fie ganz geeignet für ihr Amt find, und doch dem Mar: 
fhall keinesweges die Hülfe gewähren können, die er. haben wird, 
wenn er: Landſtaͤnde, mit Denen er bereitd näher befannt, vielleicht 
fon geſchäftlich eingewohnt ift, zu den Serretairen ernennt. 


Graf Botho zu Stolberg: Indem ich mich vorzugsweife dem 
erften Theil der Ausführung des Redners vor mir anfchließe, be- 
ziehe ih mich zugleich auf das Gutachten der Abtheilung felbft. 
Was den $. 31 des Reglemente betrifft, fo lautet vaffelbe, daß Se: 
Majeftät ver König fich vorbehalte, eine Reviſton des Reglements 
eintreten zu lafien, wenn ſich folde nad den darüber ge- 
fammelten Erfahrung fünftig ale nothwendig oder 
wünſchenswerth ergeben ſollte. 


Nach den bis jetzt geſammelten Erfahrungen ſcheint mir aber 
noch kein Grund dafür vorzuliegen, das Reglement abzuändern, und 
das iſt der Hauptgrund, warum ich mich gegen den Antrag des 
Ausſchuſſes erkläre. 


Graf von Sandsberg-Ochmen: Bei den Provinzial⸗Landtagen 
iſt der Secretair immer von dem Marfchall ernannt worden. Wie 
ſchwierig es ift, die Functionen bed Serretaird wahrzunehmen, da⸗ 
von habe ich vielfach Gelegenheit. gehabt, mich zu überzeugen. Ich 
wiederhole, es ift fehr fchwierig, einen Serretair zu befommen, ber 
fähig ift und willfaͤhrig zugleich, die mit dieſem Amte :verbundenen 
Geſchaͤfte zu übernehmen, um fo mehr, ald diefer Poſten felbft mit 
mancherlei Schwierigfeiten verbunden if. Es ift angeführt worden, 
daß Die Mitgliener des Landtages diejenigen Perfonen unter ihnen 
wohl fennen werben, Die geeignet wären, eine folche Stelle zu be⸗ 
fleiden. Ich muß dagegen anführen, daß, wenn ich auch Diefes an- 
exfenne, doch der Kal eintreten kann, daß derjenige, welcher beim 
vorigen Landtage die Stelle eines Secretairs verfehen hat, nicht an 
weiend if. & wird darum bei der Wahl eine ‚Schwierigkeit ha; 
ben, denjenigen zu ermitteln, der irgendwie. zu dieſer Stelle fähig 
umb geneigt fein möchte... Ich muß dabei darauf aufmerkſam machen, 
dag durch Die neue Wahl neue Mitglieder binzutreten, die durchaus 


mit den Zunckonen eines Secretairs wicht beiannt ſind. Aus Dies 
fen Gründen muß ich mich gegen dad Amendement auöfpredyen. 
Graf von Pyhrn: Es iſt gefagt worden, je höher ver Bor- 
fipende einer Verſammlung ftehe, deſto höher ſtehe auch bie Ver⸗ 
fammlung ſelbſt. Diefen Satz kann man umkehren und mit gleichem 
Rechte fagen: Je höher die Verſammlung ſteht, deſto höher iſt der 
Vorſitzende geftellt. Wenn die Verfammlung das Recht bat, fo 
weit ed möglich ift, ihre Beamten felbft zu wählen, fo glaube ich, 
daß dadurch ihr mehr Macht und Ehre beigelegt wird, und fomit 
auch ihrem Vorfigenden. Jede ftändifche Corporation, id) erinnere 
nur an die jogenannten Landfchaften, die in einigen Provinzen Rit- 
terfchaften heißen, hat das Recht, ihre Beamten. zu wählen; alle 
Feuer» Sozietäten ıc. haben das Recht, ihre Beamten zu wählen. 
Warum fol der Vereinigte Landtag nicht darum bitten, ihm bas 
Recht der Wahl feiner Beamten auch zu übertragen? Es iſt durch⸗ 
aus, wie ſchon vielfach erwähnt worden ift, fein Mißtrauen gegen 
die zweckmäßig getroffenen Wahlen, wie fie bisher gefchehen, das 
werden wir anerfennen müffen; allein ich glaube, daß, fo ehrenvoll 
der Ruf des Landtags⸗Marſchalls iR, es für die Beamten der Ver; 
fammlung felbft eine gewiſſe Beruhigung gewährt, wenn fie von der 
ganzen Berfammiung oder von ‚der Mehrheit verfelben zu dieſen 
Ehrenämtern berufen werden. Ich kann auch Feine Anomalie in 
diefer Bitte darum finden, wie ein früherer geehrter Redner bemerkt 
hat, weil der Marſchall nicht von und gewählt wird. Ob ich viel⸗ 
leicht nicht dafür flimmen würde, wenn es fi darum handelte, Se. 
Majeftät den König zu bitten, daß auch für den Poſten der Dar: 
fchälle derſelbe Wahlmodus eintreten möchte, der bereits anderwärts 
3. B. bei der ſchleſtſchen General-Landfchaft, befteht, wo drei Mit⸗ 
glieder von der Berfanmlung gewählt und dem Regenten zur ‚Be 
fätigung des einen vorgelegt werden, darüber mich jebt.zu -eriiä- 
ren, babe ich feinen Beruf. Dieſe Frage liegt uns nicht vor und 
gehört nicht hierher. Weil aber das Cine nicht geſchieht, warum 
fol das Andere auch unterbleiben? Darum kann ich Feine Anoma⸗ 
lie in diefem Verlangen finden, derm der Marfchall wird von ber 
höchſten Geſetzesſtelle ernaunt, die Serretnite nur vom Marſchall. 
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Was die preftifche.Seite- der Sache : betrifft, fo. iſt ſie von dem 
Herrn Grafen von Arnim fo gründlich erkiutert und bargeftellt 
worden, daß ich nichts Reues mehr. auzuführen weiß. Ich muß 
mich alfo dem Gutachten, insbefondere aus dem prinzipiellen Grunde 
anſchließen, weil ich eine Verſammlung von jo hoher Bedeutung für 
würdig halte, ihre Beamten felbfi zu wählen. und auszufprechen, daß 
ihre Gefchäfte von den Männern ihres Vertrauens geführt werben: 
Diefed. Bertrauen ift gewiß auch vorhanden bei einem anderen Wahls 
modus, aber es ift nicht fo deutlich ausgeſprochen, und dieſen deut⸗ 
lichen Ausſpruch wünſche ich. 

Graf von der Aſſchurg: Ich bin für Beibehaltung des urfprünge 
lichen $. 6 und erlaube mir nur, dazu folgendes Amendement zu 
leben. Der $. 6 des Gejchäfts-Neglements heißt: 

„Der Marichall der Herren: Kurie ernennt im @inverfländnig mit dem Mars 
ſchall der Kurie der drei Stände acht Sceeretrire, aus jeder Provinz einen ıc. 
Wenn nun der Zufag hinter nen Worten „drei Stände” gemacht würde: 
„und mit Zugiehung ber Marfchälle ver Provinzial- Landtage‘ 
fo würden vielleicht dadirch die Wünſche Giniger befriedigt und eine 
Einigung herbeigeführt werden. 

Graf von Solmo- Barnth: Mich leitet namentiich die Erfah—⸗ 
rung, wenn ich bei nem 8. 6 des Reglements den Wunſch aus⸗ 
fpredje, daß der 8. 6 aufrecht erhalten werde. Eine 23jährige Er— 
fabrung fpricht dafür, daß bie Serretarints-Gefchäfte bei allen Pros 
vinzlalagandtagen zur Zufriedenheit ausgeführt worden find, “Die 
Serretaire find aber jedesmal bei den Provinzial-Landtagen von dem 
Marſchall ernannt worden, und bie Erfahrung des gegenwaͤrtigen 
Landtags hat, glaube ich, auch noch nicht dargethan, daß Die Wahl, 
welche die Marſchaͤlle geteoffen haben, die Befriedignug der Ber-. 
ſammlung nicht gehabt hätte. Ich fehe den Grund nicht ein, warum 
man .jebt eine Aenderung des Reglements vornehmen will, da .ja 
gerabe die Erfahrung gezeigt hat, daß das bisherige Verfahren bei: 
den Provinzial-Landtagen, nun im Reglement für. den Bereinigten 
Landtag aufgenommen, ſich hier auch bewährt hat; was ſtch ‚dort 
über 20 Jahre bewährt, wird fich Bier, glaube ich, eben fo bewäh⸗ 
vn. Ich fiimme darum Dafür, daß der $. 6 des Reglements bleibe. ° 


Fürft von Sihnswsky: ES ift von einem der gerieten Redner 
geſagt worden, daß die Anführung der Worte: „wünſchenswerth“ 
und „nothiwendig‘‘ im 8. 31, nad feiner Meinung, einen Grund 
bilden, um den Antrag der Abtheilung in Wegfall bringen zu laſſen. 
Ich kann dieſer Anficht nicht beiftimmen. Ich muß basjenige als 
winfchenswerth anjehen, was von einer großen Majorität gewünſcht 
wird, oder was die große Majorität, die etwas gewünſcht hat, als 
nothwendig erkennt, fonft würde fie es nicht gewünfcht haben. “Die 
zweite Kurie muß es für wünfchenswerth angefehen haben, und bie 
Abtheilung, die mit großer Majorität es auch gewünſcht hat, muß 
es auch für wünfchenswerth angefehen haben. Ich begreife nicht, 
wie der geehrte Redner den $. 31 für ſich hat anführen können. 
Es find ferner die vortrefflihen Wahlen, vie bisher flattgefunden 
haben mögen, vielfach angeführt worden, als Grund, es bei der 
bisherigen Obfervanz zu belaffen. Allein id) frage die hohe Kurie, 
wenn Einer. unter und die Anficht hätte, daß die eine oder die ans 
dere Wahl nicht fo vortrefflid wäre, würde er ſeine Meinung da⸗ 
hin eremplifiziren, daß er die von ihm minder belobte Wahl hier 
infeiminirt und namentlich angeführt hätte? Ich glaube es nicht. 
Das ift alfo eine Waffe, die wir nicht gebrauchen fünnen, und wir 
müflen und, glaube ih, nur mit gleichen Waffen befämpfen. Ich 
erlaube mir nun nody einen Punkt zu berühren. Es ift das Bei- 
fpiel der Provinzial-Landtage bier angeführt worden. Es fcheint 
mir nicht einfchlagend. Bei den Provinzial» Landtagen, um mid) 
eines Ausdrucks meined ehrenwerthen Kollegen aus der Mark Bran- 
denburg zu bevienen, kennt man ſich fehr genau, Man gehört der⸗ 
felben Provinz an, und hundert Berührungspunfte knüpfen zwifchen 
den Mitgliedern ein engeres Band im Leben. Aber es wird darum 
Riemand behaupten wollen, dab mit nem kolaſſalſten Gedächtniß 
oder bei aller Kenntniß, die einem Marfchall inwohnen Tann, es 
ihm möglich ift, das ganze, aus 8 Provinzen beflehende Land fo 
genau zu fennen, wie der Brovinzial-Marfchall feine Provinz Fennt. 
Das, ich wiederhole ed, wird Niemand behaupten wollen. Endlich 
muß ich mich den Worten meines ehremverthen Landsmannes an- 
fließen und muß fragen: If denn dasjenige, was jener Corpora⸗ 





tion, was jeder Stabt im ganzen Lande gegeben ift, eine zu große 
Gabe für ıms? und wenn es und nicht gegeben wird, warum ges 
ſchieht es nicht? Worin liegt die Gefahr? Worin beftcht ber 
Mißbrauch, ver befürchtet werden könnte? Ich Habe bisher in 
Allem, was gegen den Antrag der Abtheilung angeführt worden ift, 
nit ein Wort vernommen, das auf einen Mißbrauch oder eine 
Gefahr hindenten könnte. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Ich habe von 
feiner Gefahr geſprochen. Ic gehe auf den 8. 31 zurück. Man 
hat von. dem Wort wünfhenswerth geſprochen; ber geehrte 
Herr Redner if aber die Antwort ſchuldig geblieben auf das Wort 
nothbwendig im 6. 31. Das Wort „wuͤnſchenswerth“ ſchließt 
feine Nothwendigkeit in fi. Die Nothwendigkeit der Abänderung 
hat fi) durchaus nicht herausgeftellt. Es kann alfo nur vom Wän- 
ſchenswerthen die Rede fein, und da erfläre ich, daß nur die Noth⸗ 
wendigfeit und dazu führen Fönnte, eine Aenderung des Geſchäfts⸗ 
Reglements vorzunehmen. Aus bios wünfchenswerthen Ruͤckſichten 
fann ich mich nicht dazu entfchließen. 

Graf von Sandsberg - Ochmen: Ich babe mir erlauben wol 
en, zu bemerken, daß allerdings die Wahl der Seeretaire von 
St. Durchlaucht dem Herrn Marſchall flattgefunden hat, aber unter 
Rückſprache mit den übrigen Herren Marſchällen. Es ift zu dem 
folgenden Paragraphen von der Kurie der drei Stände vorgefchlagen 
worden, daß bei der Bildung der Abtheilungen auch Pie Provinzial 
Landtags-Marfchälle zugezogen werden möchten. Mit dem Antrage 
ded geehrten Mitglieved gegenüber dürfte das Bedenken bes Herrn 
Referenten befeitigt werben. 

Senkt von Pilſach: Ich habe gegen die Bemerkung der Redner 
vor mir Einiges zu erwiedern. Es ift bemerfi worden, die bean⸗ 
tragte Aenderung des Reglements habe ſich als winfchenswerth er⸗ 
geben. Mir ſind indeſſen keine Erfahrungen, die dies bekunden, 
befannt geworden. Den zweiten Einwand, daß wir mit gleichen 
Waffen kaͤmpfen follen, erfenne idy infofern für richtig an, ale vom 
den gegenwärtig fungirenden Serretairen die Rebe iſt; wir befinden 
uns aber auf gleichem Terram, wenn wir auf eine 24jährige Prarie 
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meüdbliden, und id; glaube, wir müflen in Beziehung auf biefelbe 
anerfeunen, daß die vielen Wahlen der Secretaire bei den Provin⸗ 
zial⸗Landtagen allgemeine Anerkennung gefunden haben. Ich habe 
mit vielen der betheiligten Herren gefprochen, und mir ift feine 
Klage befannt geworben. 

Fürſt von Sichnswehn: Beamte wollten Sie fagen. 

Bent von Pilſach: Es ift von einem ber geehrien Rebner 
beftritten worden, daß bie von mir behauptete Anomalie vorliege. 
Ich glaube aber, die eigenen Ausführungen deſſelben Kiefern ben 
Deweis dafür. Es ift ald unerwünſcht bezeichnet worden, Daß bie 
Serretaine nicht von der Berſammlung ernannt würden, währen 
bie Heinfle Stadt ihren Bürgermeifter felbft wähle. In der Konſe⸗ 
quenz dieſes Grundſatzes würden wir fagen müflen: weil die Fleinfte 
Stadt ihren Bürgermeifter felbft wählt, muß aud) die größte Ver⸗ 
fanunhng ihren Borfigenden ‚wählen. Ich glaube übrigens mich, 
daß dieſe Konfequenz uns für. den Beſchluß ftimmen wird, den bie 
Abtheilung uns vorgeflhlagen bat. Auch. ift zu Gunften dieſer 
Konfequenz, fo weit ich bemerkt habe, fein Wunſch ausgeſprochen, 
wenigftend ift fie gewiß nicht beantragt worden. 

Graf von Itzenplitz: Mir liegt vor Allem am Kerzen, Daß 
die ſtaͤndiſchen Inſtitutionen, welche die Gnade Sr. Majeſtät des 
Königs und gegeben Bat, ſich befeftigen: . In der Gliederung diefer 
Inſtitutionen ift, wie ich glaube, dieſe Herren-Kurie ein fehr wefent- 
liches Glied und ich wünfche deshalb namentlich, baß auch Diefe 
ſich auf alle Weile befeftige und ausbilde. Damit fie dies thue, 
giaube ich, ift es nothwendig, daß fle jeve Gelegenheit ergreife, um 
einerfeits ihre Seftigfeit, andererfeits aber ihre Billigfeit an ven Tag 
zu legen: Da ich nun für den Augenblick ven Borzug genieße, hier 
in diefer hohen Kurie eine Stimme abgeben zu duͤrfen, fo werde 
ich gegen alle. Petitionen ſſimmen, von denen id) “glaube, daß fie 
die Inſtitutionen, weldye bie Gnade St. Majefbit und gegeben bat, 
gefährden; ich werde aber nicht gegen die flimmen, von denen id) 
glaube,/daß fie gleichgültig find. Died angewandt auf ben gegen- 
waͤrtigen Fall: fo halte ich die Wahl den Serretaire für unſchäd⸗ 
Bi, CS. folgt aber daraus, daß wir der Wahl der Secretaire beis 
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fimmen, keinesweges, daß wir auch der Anſicht find, daß z. B 
auch die Marſchaͤlle gewählt werben müſſen. Das iſt ganz zweierlel 
Died vorausgeſchickt, erlaube ich mie noch einen Umſtand hervor⸗ 
zuheben, der in der. Abtheilung bei dem Beſchluſſe derſelben wefent⸗ 
lich mitgewirft hat. Die Secretaire dee Provinzial⸗Landtage haben 
ganz andere und weſentlich verſchiedene Functionen von den Setre⸗ 
tairen bei den Vereinigten Landtagen. Bei den, Provinzial⸗Landta⸗ 
gen werden feine ſtenographiſchen Berichte gefertigt, ſondern dir 
ganze Summe der Verhandlungen in dem Protokoll miedergelegt. 
Hier aber geſchieht das nicht, wie den Herren befannt: iſt, ſondern 
m die Protokolle wird nur ein kurzes Refums der Verhandlungeü 
und das Refultat der Befchlüfle aufgenommen. — Es ift alſo das 
Amt gewiß immer noch ein fehr ehrenvolles; es ift aber das Ge⸗ 
ſchäft keinesweges von dem Umfange und der techniſchen Schwie⸗ 
rigleit, wie bei den ProvinzialsLandtagen. Aus dieſen Gründen 
habe ich dem Antrage der Majorität der Abtheilung beigeftimmt und 
werbe bier dafielbe thun. 

von Quaſt: Es iſt hervorgehoben, daß diejenigen Sectelain 
welche durch die Wahl des Landtages hervorgehen würden, ein vers 
haͤltnißmaͤßig noch größeres Vertrauen haben würden, als diejenigen 
Herren, weldye dazu durch den Marfchall ernannt worden find, nad 
allgemeinfter Anerkennung, nicht nur auf dem gegenwärtigen Bereis 
nigten Landtage, fondern auch, nach vieljährigen Erfahrungen, auf 
allen Provinzial⸗Landtagen ſich deſſelben fo einſtimmig erfreuen. Ich 
müßte dieſem doch entgegentreten, denn wenn wirklich eine Wahl 
ſtattgefunden hat, ſo kann die Wahl allerdings einſtimmig erfolgen, 
und das Vertrauen würde dann gewiß Tas höchſtmögliche fein; ed 
kann aber auch der Fall eintreten, daß ſich eine Majorität und eine 
Minorität zeigt, und daß die Minorität ſelbſt fo bedeutend iſt, daß 
fie beinahe die Hälfte ver Verfanmlung ausmacht, fo daß die Mas 
jorität vielleicht nur um eine oder um wenige Stimmen bie Minos 
rität überfteigt. Dann frage ich, ob den fo gewählten Serreinirem 
bad Berteauen in bem Maße von der ganzen Verſammilung ent⸗ 
gegentommen wird, als jeßt, wo fie unmittelbar durch den vorm 
Marſchall ernannt waden find. 
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... Graf von Arsim: Borhin fchon babe ich erfiärt, wie Das 
Bertrauen over Mißtrauen in Beziehung auf die Ernennung der 
Seeretaire bei mir in der Beantwortung der vorliegenden Frage ganz 
in den Hintergrund teitt; ich habe geglaubt, fie könne einfach aus 
dem Standpunkte der Zwedmäßigfeit beurtheilt werben. Es fcheint 
aber von manchen Seiten, daß diefe Zweckmäßigkeit auch auf anderem 
Wege erfirebt wirb, ‚aber dennoch auf einem Wege, der von Dem 
Votum der Drei⸗Stände⸗Kurie entfernt; wenn fi) die Anficht dahin 
geltend machen follte, wie es fcheint, daß es nur Darauf ankomme, 
einen Weg zu finden, wobei die Kenntniß der Mitgliever bei der 
Wahl genügend berüdfichtigt, dabei aber überfehen wird, daß uns hier 
ein Antrag der Drei-StändesKurie vorliegt, über den wir und zuſtim⸗ 
mend ober nicht zuftimmend zu erktären haben, fo bin ich in der Rothwen- 
digkeit, etwas tiefer darauf einzugehen, wie ich unfere Stellung bei 
der Beurtheilung eines ſolchen Antrages auffaſſe. Es ift bei dem 
Deginme unferer Berathung gefagt worden und mit vollem Recht, 
daß es nicht die Aufgabe der einen Verſammlung fei, ven Weg des 
Fortſchrittes zu vertreten, und Die der anderen, die Hemmung zu re: 
präfentisen, fondern es follen beide nach pflichtmäßigen Ermeſſen fo 
befihrließen, wie fie es zum Wohle des Thrones und Laitbes für 
zweckmaͤßig und heikfam erachten. Es ift ferner gefagt worden, Daß 
hierdurch nicht ausgeſchloſſen fei, daß es Die Pflicht jeder Kurie fei, 
dem Antrage der anderen entgegenzutreten, wenn darin etwas Schäp- 
liches gefunden werde, daß es dann allerdings auch die uns geftellte 
Aufgabe fei, mit Selbſtſtändigkeit, Nein“ zu fagen zu folchen Ans 
traͤgen. Es fragt ſich alfo, glaube ich, bei jedem Antrage, ber von 
jener Kurie an und gelangt, nicht fowohl, ob das Zweckmäßige darin 
ſich vielleicht auch auf andere Art erreichen ließe, fonvdern ed hans 
beit ſich meiner Anſicht nach darum: foll die Herren-Kuürie dem vor⸗ 
gefäylagenen Wege ihren Beitritt verfagen und dadurch hindern, daß 
der: Antrag der Drei- Stände» Kurie zum Thron gelange, oder foll 
ſie zuſtimmen? Ich glaube — und darin werben Sie Alle mit mir 
eimoerftauben fein, — daß Sr. Majeflät ein großes, ein fehr ge⸗ 
wichtiges Recht in unfere Hände gelegt hat. Wir follen durch uns 
feren Beitritt oder Richtbeitritt darüber entſcheiden, ob Beſchlüſſe, 
die eine mehr als fünfmal zahlreichere Verſammlung neben uns mit 
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einer Majorität von zwei Drittheilen gefaßt, zu den Stufen bes 
Throned gelangt. Das ift ein fehr hohes, ein fehr ſchwer wiegen- 
des Recht, meine Herren, aber ich glaube, wenn wir es heilfum aus- 
üben follen, fo müffen wir 288 mit großer Mäßigung üben, wir 
dürfen das Beto, daß uns Se. Majeftät in diefer Beziehung gege- 
ben hat, nur da einlegen, wo. uns jeder Unbefangene fagen wird: 
ihr habt Recht gethan, ihr mußtet fo handeln. - Wenn es 'aber nur 
darauf ankommt, daß dieſes oder jenes in mehr -oder minder zweck⸗ 
mäßiger Weife vorgefchlagen werden fann, wenn fein Nachthell ya 
aus weder für den Thron no für das. Land entftchen kanwm, ba 
allerdings werde ich immer der Herren⸗Kurie rathen: fie ſolle nicht 
hindernd in den Weg treten, weil ich glaube, daß fe gerade hiers 
durch in: den Fällen, wo es nothwendig fein follte,. Die Kraft haben 
wird, mit dem vollen @inverfländniß des Laudes ihren Beitritt zu 
verfügen. Man hat ferner auf beforgliche Konfequenen: weiterer 
Berträge verwiefen. Wenn man Konfequenzen fürdhtet, fo kann 
man freilich aus jeder Frage Konfequenzen ziehen. Ich bin aber 
der Meinung, daß, wenn nachtbeilige Konfequenzen wirklich fol- 
gen follten, e8 dann an der Zeit if, ‚Nein‘ zu fügen, und.vazlı 
werben wir den Muth und die: Selbfiftänvigfeit haben. Aber fo 
fange fie nicht da find, fo frage ich: wozu foll es führen, wenn wir 
jedem Antrage, aus. welchem andere Anträge abgeleitet werden könn⸗ 
ten, deshalb unfere Zuftimmung verfagen wollen? Ich frage, ob dies 
zur Befeſtigung unferer Inftitutionen führen Tann, ob wir das Ber- 
trauen, das zu deren geveihlichem Beftehen nothwendig von der an⸗ 
deren Kurie in und gefeßt werden muß, erwerben fünnen, wenn wir 
Anträge, die wir an fidy nicht für nachtheilig erfennen, wegen mög- 
licher fpäterer Anträge, die daraus entwidelt werben fünnten, ver 
hindern, wenn wir die erfte Petition, welche an uns ‚gelangt, und 
die, wenn ich fo fagen darf, ein politifches Verhättniß berührt, wenn 
wir dieſe erite Petition. veriwerfen, Tediglid aus einem Grunde, der 
ſich auf dem Felde der größeren oder geringeren Jwedmäßigfeit Des 
proponirten Weges oder auf: dem der Beforgniß vor künftigen An⸗ 
traͤgen bewegt. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Ich Habe die che 
gehabt, vermöge meiner Stellung an der Ausarbeitung des Geſetzes 
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Theil zu nehmen, das die jebige Berfammlung ind Leben gerufen 
bat. : Ich glaube, daß Alles, was ich heute in Beziehung auf den 
und vorliegenden Paragraphen gefprochen habe, in feinerlei Bezie⸗ 
bung angegriffen werben fan, aus den Gefichtöpunften, Die fo eben 
und. vorgeitagen worben find. Ich .glaube, daß Niemand mehr wie 
id) davon durchdrungen ift, wie fehr es darauf ankommt, daß beide 
Kurien Hand in Hand gehen. Die erftien Worte, welche ich in 
dieſem Saale geſprochen, haben dies bewiefen; ich glaube Dies be- 
wieſen zu haben durch den ganzen Bang der Verhandlungen der 
Herren⸗Kurie. Wenn. ih alfo jebt bier aufgetreten bin umd einen 
Sag vertheidige, den ich hier aufgeſtellt habe, fo gefchieht es, weil 
Ich: den. vorgeldhlagenen Pafius für. unzwedmäßig halte; und wenn 
gejagt worden ift, Die Zwedmäßigfeit allein müfle uns leiten, fo 
Tann ich wohl fagen, daß, wenn ich etwas unzwedmäßig finde, 
ich es auch aus diefem Geſichtspunkte verwerfen werde; und Da num 
bieber. in der langen Reihe der Provinzial-Landtage kein Beifpiel 
vorhanden ift, daß der biöherige Wahl- Modus der Secretaire als 
«in ungwedmäßiger ſich gezeigt hat, fo bleibe ich feft bei meiner Er- 
flaͤrung, daß ich den Antrag der Abtheilung verwerfe. 

Graf au Aynar: Ich muß gleichfalls erklären, daß ich dem Be- 
ſchluſſe der anderen Kurie und dem Antrage der Abtheilung nicht 
beitreten. kann. Die Gründe find ſchon ausführlidy erörtert worden; 
Ah. enthalte mich alſo, darauf zurückzukommen, und mache nur nodı 
auf einen Punkt aufmerkfam, der bier noch nicht angeführt worden 
iſt. Es iſt als Zufah von der Abtheilung dieſer Kurie vorgefchla- 
‚gen worden, daß in der erften Sigung der Marfchall acht Mitglie- 
ver benenuen fell, welche als Secretaire fungiren, bis die Wahl er; 
folgt if. Dies ift einmal ein Aft, der lange aufhalten, der wahr: 
ſcheinlich eine ganze Sitzung ausfüllen wird, dann aber auch fehr 
‚häufig vwieberfehren fann, wenn irgend einer der Herren Secretaire 
behindert iſt oder frank wird. Außerdem befommen wir dann zwei 
‚Arten. von Secretairen, einmal folche, die ernannt werden, und bann 
wieder andere, welche erwählt werven. Hauptſächlich aber ſtimme 
ich gegen den Antrag, wie er von der Abtheilung befürwortet warb, 
ich aus Allem, was. ich erfahren habe, fein Bedürfniß habe er: 
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tenmen koͤnnen, um eine Aenderung vesjenigen zu erbitten, was &e. 
Müjeftät gegeben bat: Menn ich ein Bedürfniß erkennen Möunte, fo 
würde idy mich unbedenllich anfchließen; für jebt aber glaube ich, 
indem ich fo flimme, wie ich erklärt habe, daß ich meine Selbſtſtän⸗ 
digkeit bewwahre, und ‚daß. ich mit einer ſolchen Abſtimmung auch ge- 
gegenüber der anderen Kurie eine vollftänbige Anerfennung finden 
werte. Ich erlaube mie noch etwas .zu bemerken. In dem Abthei- 
hunge » Oittachten ift gefagt, man febe als felbftredend voraus, daß 
die Form und Modalitäten der Wahl nad) dem Reglement über daß 
Berfahren bei ftändifchen ‚Wahlen vom 22. Juni 1842 zu regeln 
fern. dürften. Ich glaube nicht, daß dieſe VBoransfegung ganz zur 
‚treffen ‚wird. Das Reglement vom 22. Juni 1842 ſpricht haupt⸗ 
faͤchlich nur von Wahlen zu ProvinzialsLandtagen und fagt dann im 
$. 313: „dieſe Borfchriften gelten nicht nur für die Wahlen von Ab⸗ 
geordneten und Stellvertretern. der verſchiedenen Stänbe zu Provin⸗ 
zial⸗Kommungal⸗Landtagen und Sreistagen, fondern. auch. für die an⸗ 
deren von den Ständen. auf. venfelben zu vollgiehenden Wahlen.‘ 
Bon Wahlen bei dem Vereinigten Landiage iſt im ganzen @efebe 
nichts erwähnt. Wenn die Herren alfo glauben, daß: jenes Geſetz 
bier Anwendung finden: kann, fo müßte Died noch vollſtändiger be- 
rathen und deutlicher ausgevrüdt werden. Im Wefentlichen ſchließe 
ich mich: dem Amendement des Grafen von Affeburg an und möchte 
vorschlagen, den Eingang zu. $. 6 vielleicht fo zu faſſen: Der Mav- 
fhall der Herren» Kurie ernennt im Einverſtändniß mit dem Mar⸗ 
tchall der Kurie der drei Stände und auf den Vorſchlag der Pros 
vinzial⸗Landtags⸗Marſchaͤlle acht Secretaire, aus jeder Provinz einen. 
Graf von HDyhrn: Obgleich ich überzeugt bin,. daß die Diokuf⸗ 
ſion auf ven Bunft gelommen iſt, wo fid) gewiß jedes verehrte Mit⸗ 
glied feine Meinung fchon gebildet haben wird, fo erlaube ich mir 
doch, noch einmal das. Wort zu ergreifen, blos um auf einige Pumkte 
zu erwiedern, allein, damit nid geglaubt wire, daß auf dieſe Bunfte 
nichts zu erwiebern wäre. Ich bemerfe deshalb zuerſt, daß gejagt 
worben ii: die Nokhwendigkeit zu unferer Bitte läge nicht vor, . fie 
fei aber. wünfchenöwerth.. Nun babe ich aber von fehr vielen Dis 
glievern ausſprechen hören, .daß die Marſchaͤlle der Provinzen zu 


— 516 — 


den Wahlen hinzugezogen werben müßten; ja, es if ein Amendement 
in diefem Sinne geftellt worven. Ich frage nun, warum viefes 
Recht allein ven Marfchällen und nicht der ganzen Berfammlung 
gegeben werben foU? Kine Abftimmung gegen die Wahl der Ber: 
fanmlung fcheint mir geradezu ein Mißtrauen gegen die Berfamm- 
lung auszufprechen. Aus den Mitgliedern der Provinzial-Landtage 
fol der Marſchall des Allgemeinen Landtags Die Secretaire wählen; 
warum fol nun der Provinzial» Landtag ihm dieſe Wahl nicht er- 
leichteren, indem er felbft wählt, und nicht allein deſſen Marfchall? 
Ich glaube, Daß der verehrte Landtags Marfchall von Schieften Dies 
gewiß nicht als einen Mangel von Bertrauen anfehen wird. Dann 
wurde in Betreff des größeren Bertrauend, welches für einen von 
den. Laudiagen erwählten Secretair in Anfpruch genommen wurde, 
geäußert, daß es ja andy leicht fommen könnte, daß dieſe Wahl durch 
ein einziges Mitglied entfchleven were. Wenn z. B. 48 Mitglie- 
ber auf einem Landtage find und 25 wählen ben Serretair, fo kann 
‘men allerdings fagen, daß der Secretair durch ein einziges Mitglied 
ernannt wäre, und die 23 Gegner Fönnen ihm dann ihr Vertrauen 
verſagen. Darauf it zu antworten, daß die Wahl auf acht Pro⸗ 
yinzial- Landtagen geihieht, und ed wäre body wirklich wunderbar, 
‚wenn in allen acht alle Seeretaire nur durch ein einziges Mitglied 
gewählt würden: Dann allerdings hätte die Hälfte ded Landtags 
das Necht, ihm das Vertrauen zu. entziehen. Uebrigens erfcheint 
mir Died eine ganz untergeordnete Kategorie zu fein. 

Sodann wurde gegen mid; behauptet, in der Forderung ber 
Wahl der Secreiaire durch die Landtage läge nothwendig bie Kon- 
ſequenz der Forderung, daß auch die Marfchälle von der Berfamm- 
lung gewählt werden follen. Erſtens erlaube ich mir varauf auf: 
werkam zu machen, daß ich nur gefagt habe, ich fann die behaup- 
sete große Anomalie in der vorliegenden Bitte nicht finden, weil ja 
He Ernennung ded Marfchalls in eine Sphäre fällt, die wir bier 
‚gar nicht erörtern werben, und nach aller gefunden Logif das Groͤ⸗ 
Bere nie aus dem Slleineren nothwendig gefolgert werden muß. Was 
mich nun felbft betrifft, fo babe ich zweitens much hinzugefest, daß 
ich, fo: wenig ich die Notwendigkeit: diefer .Konfequenz zugebe, ic) 
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doch) ver ihr, wenn fie beiicht würbe, sicht erſchrecken werde. Ich 
glaube dadurch nichts Ungehöriges geſagt zu haben, fonft wuͤrde ich 
wohl von dem Ducchlauchtigften Herrn Marfchall unterbrochen wor⸗ 
ben: fein. Wir find hier, unfere Meinung zu äußern, ich habe meine 
Meinung darüber audgefprochen, ich habe gefagt, id) werde nicht 
erſchreden vor dieſer Konfequenz, und ich muß dies auch jetzt noch 
bekennen. Wenn id, übrigens anderer Meinung wäre, fo würde ich 
eben ‚fo, : wie mein verehrter Kollege aus der .Marf Brandenburg, 
gang beftimmt den Muth haben, ein Rein zu fagen, wenn dies auch 
ven Beſchluß ver. anderen Kurie vernichtete. Ich muß aber befen- 
zen, daß; sch. noch. einen Schritt. weiter ‘gehe und es nicht für unge» 
börig, ſondern für paſſend gehalten hätte, da es fi) blos um eine 
«lerunierihänigfte Bitte handelt, wenn die andere Kurie auch dieſe 
Wahl zu dem Gegenftand ihrer ‚Bitte gemacht hätte. Dies ift aber 
nicht. geichehen, ‚und daher laſſe audy ich den Gegenitand fallen. 
Was mn zubeht die Meinung betrifft, die das verehrte Mitglied 
aus der Nieder⸗Lauſitz entwidelt hat, fo muß ich geftehen, daß ich 
ihn nicht verftanden babe, denn ich weiß nicht, wie es möglich wäre, 
auf bie. vorgeiclagene Weife zwei Kategorieen von Secretairen zu 
befommen. Neunt das verehrte Mitglied die Stellverireter eine 
eigene Kategorie, fo muß ich die. Ehre haben, zu bemerfen, daß wir 
jetzt bier in der Kurie zwei Kategorieen von Serretairen haben, 
naͤmlich ich mache eine Kategorie ganz allein aus. Heute bin ich 
Secretair, heute über acht Tage, wo ich hoffe, daß mein geehrter 
Freund aus Schlefien zurüdgefehrt fein wird, werde ich nicht mehr 
Secretair ſein. 

Das Gutachten fagt ja ausdrücklich, daß der Aufruf nur für 
die Sitzung ſtattfinden ſoll, in der die Secretaire ſelbſt gewählt wer⸗ 
den, ſobald ſie gewählt ſind, iſt die Sache aus. Was nun 
die Provinzial⸗Landtage und den durch das Geſetz von Jahre 1842 
vorgeichriebenen Wahlmodus betrifft, fo glaube ich, daß im Jahre 
1342 das Geſetz nicht hatte Fälle vorausfehen können, die ſich im 
Zahre 1847 zutragen werben, Es ift gefragt worden, weldye Wahr 
ken auf den Provinzial» Landtagen Rattgefunden haben? Dies find 
vie alien ver Ausſchuͤſſe, und ich fehe nicht ein, warum Die Secre- 
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tafre nicht under denſelben Mobelisäten erwählt werben ünnen, als 
bie Mitglieder. ver Ausfchäfle von den SProvinzial-Landtagen. ge- 
wählt werben, denn dad Geſetz Handelt ja überhanpt von jeder Wahl, 
bie auf den Provinzial-Landtagen vorgenommen wird. Gebt num 
diefe Bitte an Se. Majeflät durch, wird fie erfüllt, fo gehören bie 
Serretaite des Vereinigten Landtags zu den Perfonen, die auf den 
ProninzialsLandtagen gewählt werben, und ich begreife nicht, was 
für eine Schwierigkeit vu in dem Modus ihrer Wahl liegen fol. ' 

Graf zu. Iynar: Ich muß entgegnen, daß ich nicht gefags habe, 
es liege eine Schwierigfeit darin, fondern daß ich nur dem. im Gut⸗ 
achten gebrauchten Ausdruck: ſelbſtredend, entgegengetreien bin. 
Ich erlaube mir darauf aufmerffam zu machen, daß, wenn die hobe 
Aurie den Vorſchlag annehmen wolle, er noch näher feſtzuſtellen 
wäre. Das Geſetz von 1842 hat nur über ſolche Wahlen ſprechen 
können, die damals geſetzlich befannt waren, und es wirb zu erör⸗ 
tern bleiben, ob das Gefeg von 1842 auch bei den DBereinigien 
Landtage Anwendung finden Fann. 

Graf von Dahn: Es find die Provinzen auf dem Bereinig- 
ten Landtage, nicht der Vereinigte Landtag felbft, welche die Wah⸗ 
ken vornehmen, und da ift ed nach. meiner Anficht gar nicht nöthig, 
das Gefeh von 1842 zu modifiziren, denn das Geſeß gilt für alle 
Perfonen, die.auf dem Provinzial-Landtage gewählt werben; bie 
Serretaire werben aus den Provinzial⸗Landtagen gewählt, und folgs 
lich gelten auch alle die Beflimmungen, wie fie. das Geſetz von 1842 
enthält. . 
Schr. Senft von Pilſach: Ich habe nur ein Work zu fagen 
in Beziehung auf das, was von einem verehrten Mitgliede aus ber 
Marl Brandenburg angeführt wurde. Ich bin nämlich ganz der 
Anſicht, daß in allen Sachen, wo nicht erhebliche Rückſichten eniges 
genftchen, es Pflicht ift, den Sentiments ber anderen Kurie beizu⸗ 
treten. Ich Tann aber dieſen Grundfas nicht fo weit ausdehnen, 
daß ich 3. DB. bei einer Königlichen Propofition. jeder Aenderung, bie 
von der Kurie ber drei Stände. für angemeflen erachtet wird, mei⸗ 
nerſeits beitreten follte. Auf der einen Seite würbe das Sentiment 
der drei Stände, auf der anderen Dagegen bie Propoſition Sr. Mas 
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jeſtaͤt des Konigs ſtehen. Hier aber iſt noch mehr als eine Pro⸗ 
poſition, bier iſt ein Geſetz, welches Se. Majeſtät und gegeben hat, 
und bier ift die Rede davon, ob wir uns veranlaßt finden fünnen, 
aus NRüdficht für die Kurie der drei Stände eine. nicht von der 
Nothwendigkeit gebotene Aenderung eines von Sr. Majeftät uns 
faum gegebenen Geſetzes in Antrag zu bringen. 

Graf Bohna-Sauh: Ich habe in der Abtheilung dafür ge- 
flimmt, vaß die Secretaire erwählt werden follen, ich werde auch 
Ber dafür ſtinmen und auf meinem Votum beharren. Die Mar- 
ſchaͤlle die Serretaire und die übrigen Beamten einer. jeden Kurle 
And dazu da, die Berathungen der Kurie dem Geſetz gemäß zu lei⸗ 
ten und zu einem orbnumgsmäßigen Refultate- zu führen. Dieſes 
unter Umſtänden nicht leichte Amt Tönnen fie aber nicht erfüllen, 
wenn fle nicht zunächft das Vertrauen Sr. Mafeftät des Königs, 
auf der anderen Seite aber auch das Vertrauen der Berfammlung 
genießen. Das Vertrauen der Berfammlung fcheint mi!’ fo ſehr 
wäünfchenswerth, daß ich mir venfen Tann, daß, wenn derartige Ber 
amte felbit das Vertrauen Sr. Majeftät hätten, nicht aber das Ver⸗ 
trauen der Berfammlung befäßen, fie nicht im Stande fein würden, 
die Derathungen der Berfammlung zu irgend einem genügenden Re- 
fultat zu leiten. Died Vertrauen der Verfammlung erfcheint. mit 
ald eine ganı nothwendige Bedingung, und id) glaube, es dürfte 
dem. Gouvernement oder vielmehe Sr. Majeität nur wünſchenswerth 
fein, wenn durch eine vorhergegangene Wahl die Männer des Ver⸗ 
trauend bezeichnet würden, bie zu dieſen Aemtern von der Verſamm⸗ 
lung al& paſſend erachtet werben. Diefed Vertrauen, ich muß noch⸗ 
mals darauf zurüdfommen, erfcheint mir als unbedingte Nothwen- 
digkeit. Es iſt ausgeſprochen worden, daß Feine Menderung der Ge- 
fege eintreten dürfte, wenn nicht eine Nothwendigkeit dazu vorliege; 
tier liegt aber, nach meiner Ueberzengung, die nothwendige Forde⸗ 
rumg nes Mertrauens der Verſammlung in ihre Beamten vor, und 
idy wollte mir die Frage erlauben, ob man diefe Beringung unter 
allen Umſtaͤnden als erfüllt annehmen fönne, wenn die Secretaire 
jebesmal nur von: dem Landtags⸗Marſchall ernannt werben? Ich 
glaube sicht, Daß man dieſes unbebingt annehmen kann. Darum 
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bin ich bei meiner Ueberzeugung geblieben, daß man in diefem Kalle 
dem Antrage der Kurie der drei Stände beitreten müfle, und Daß 
die Secretaire jedesmal von den Provinzial- Landiagen zu wählen 
fein würben. 

son Maſſenbach; Unſer geehrter Gere Secretair hat durch fei- 

nen Vortag den Zweig, auf dem er felbft fügt, felbft abgefägt, er 
hat etwas für die Wahlen der Serretaire anführen wollen, was 
mir ein Grund dagegen zu fein ſcheint; er bat nämlich angefübrt, 
daß eine ſolche Wahl. zuweilen durch eine Stimmenmehrheit von 
einer einzigen Stimme erlangt werde, daß alſo der zu Wählende 
durch ein Mitglied. gewählt werben könne. Ich möchte aber nod) 
weiter gehen, ich glaube, man irrt fich fehr häufig, wenn man denft, 
die Mehrheit hat Iemanden gewählt, denn es ftellt fi der Wahl- 
akt oft. fo, daß die Minorität gewählt hat: Angenommen, die Ber: 
ſammlung befteht aus 80 Mitglieveru; wenn nım gleich eine abſo⸗ 
Iute Majorität fidy herausftellt, vann gebe ich zu, daß die Mehrheit 
- gewählt hat; aber. ed wird fich fehr Leicht fo ftellen, daß vielleicht 
20 Stimmen für einen und andere 20 für einen anderen, alle übri- 
gen auf mehrere andere vertheilt find, alſo 60 And darüber einig, 
weder den einen noch den anderen zu wählen, und doch, weil dieſe 
beiden. die meiften Stimmen haben, fo muß bei der engeren Wahl 
einer diefer beiden gewählt werben. Alfo infofern wählt nidht Die 
Majvrität, fondern die Minorität, und das ift auch mit ein Grund, 
warum id, überhaupt gegen alle vergleichen Wahlen und auch hier 
Dagegen flimmen werde, 

Fürft Hohenlohe: Wir haben fo viel dafür und Dagegen ger 
hört. Ih muß geftehen, daß, fo gern ich meine Anficht berichtigt 
hätte, ich doch. noch ganz ver Anficht bin, dem Antrage der Abthei⸗ 

lung beiftimmen zu müflen. Es ift von ber furzen Zeit gefprodyen 
worden. Wir find in der achten. Woche beifansmen, auf acht Wo⸗ 
hen ift nur der Landtag zufammenberufen, und ich glaube, daß bie 
Erfahrung uns leiten fünne. Es ift gefagt worben, daß es wün- 
ſchenswerth fei. Diefes ift, glaube ich, dadurch anerfaunt worben, 


wurd) anerfapnt warden, daß bie Absheilung. ſich dafür erilärt bat. 
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Ich muß aber anch fügen, daß ich es für nothwendig halte: 
Die Erfahrung ſpricht dafür, daß es nothwendig ift; deun der Herr 
Marſchall des Vereinigten Landtages allein war nicht im Stande, 
die Herren Secretaire zu ernennen. Er hat die Hülfe der Provin- 
zials Landtags « Marfchälle in Anfprucd, nehmen müſſen. Es iſt alfo 
nothwendig, daß eine Abänderung finttfinde, es ift nothwendig, daß 
Se. Majeſtaͤt der König gebeten werde, eine Aenderung vorzuneh⸗ 
men,. und ich geflche, Daß ich es dann für wiünfchenswerth halte, 
daß die Abänderung gleich in der beantragten Art vorgenommen 
werde, damit die Sertetaire das nothwenbige Vertrauen beſitzen. 
Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preufen; Ich muß bemer: 
fen, daß ich mich ‚gewiß gegen ulle die Mitglieber, die aus dem Ge- 
fühle der Rothwendigkeit dieſen Paragraphen geändert wiflen wol⸗ 
len, nicht ausfprechen werde. Ich fpreche nur gegen Diejenigen, 
welche die Abänderung blos für wünfchenswerth halten. In dieſer 
Beziehung aber muß ich bei meinem früheren Ausfpruche flehen blei⸗ 
ben, welcher dahin ging, daß ich mic, davon nicht könne leiten Taf 
fen. Was die Anſicht betrifft, vaß der Baragraph dahin geändert 
werben möge, daß die Landtags Marfchälle zu konſultiren feien, wel 
dem Borfchylage ich mich übrigens vollftändig anſchließe, fo glaube 
ich Doch auch, daß dieſer Vorfchlag keinesweges in der Art begrüns 
bet fei, wie eben angeführt worben ifl. Wenn der Landtags⸗Mar⸗ 
fhall der Vereinigten Kurien vie Wahl bei. einer ſo großen Ver⸗ 
ſammlung zu treffen hat, wie dieſe, die jetzt beifammen ift, fo ift es 
ja rein menfchenunmöglich, daß er alle Berfonen kennt. Deshalb 
wird ihn andy fein richtiger Takt dahin leiten, biejenigen Perfonen 
zu fonfultiren, die ihm die paſſendſten Männer bezeichnen fönnen. 
Er braucht andy die Landtages Marfchälle nicht allein zu befragen, 
er kann auch andere Berfonen fragen; aber er wählt fie und nicht 
die Provinzial-Landtage. Infallibel ift der Landtags⸗Marſchall eben 
fo wenig, wie jeder andere Menſch, und Darum befragt er Andere, 
um eine richtige Wahl treffen zu können. Aber überlaſſen muß man 
ihm bie Wahl und feinesweges ihm durch Die Provinzial⸗Landtage 
gewählte Leute — man verzeihe mir den Ausdruck -- anforingen;; 
die feiner befferen Ueberzeugung nad und in Folge der. Beruthung, 
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die er mit anderen und vielleicht mit vieken Perfonen aus deu Pro⸗ 
vinzen darüber gepfiogen hat, keinesweges als die beiten bezeichnet 
werden möchten. 

Denkt von Pilſach: Ich verzichte auf das Wort. ' 

Fürft Wedsiwil: Wenn ich mich der Anſicht der Abtbeilung 
anfchließe, fo geſchieht es vorzugsweiſe aud einem Grunde, der, wie 
ih glaube, noch nicht in feiner ganzen Anusdehnung beleuchtet worben 
if, obgleich er wohl von einem geehrten Rebner auf eine Weile an- 
geführt wurde, mit ber ich eben volfommen übereinfimme. Der 
Grund, der mich leiten würde, für die Wahl der Secretuire bei dem 
Vereinigten Landtage zu flimmen, liegt eben in dem Unterfchiede ver 
Stellung, welche die Marfchälle auf dem Bereinigten Landtage haben, 
und derjenigen Stellung, die fie auf den Provinzial Landtagen ein- 
nehmen, Auf den Provimial-Landtagen if der Marſchall aus dem 
engeren Kreife feiner Landsleute von Sr. Majeflät dem Könige er; 
nannt. Er iR von feinen Lanbsienten ganz genau gefannt, und es 
iſt ſchon angenehmen, daß die Wahl Sr. Mujeftät des Könige ihm 
das nöthige Vertrauen in der Verſammlung geben werde, zumal er 
erwählt ft aus dem Kreife befannter Männer, aus dem Kreife 
son Männern, über die er ein kompetentes Urtheil von vornhevein 
haben muß, und zwar theils durch die Stellung, wie ihın gegeben 
iſt, theis dadurch, daß er in der Provinz wohnt. Der Marfchall 
der Vereinigten Kurien fteht in einer anderen Stellung; er fleht 
einer Verſammlung gegenüber, voa der er zum Theil gar nicht ges 
kannt iR. Er hat alfo pas Bertruuen von voraberein nicht in dem 
Maße, wie ed der Marſchall einer Proviazial- Laxbtads - Berfamms 
Ing notwendig haben muß. Es muß ihm aljo etwas ſehr Wün⸗ 
ſcheunswerthes fein, ein jedes Mittel zu ergreifen, was ihm Das 
Bertraum der Verſammlung zuwenden Tann. Das fürderlichſte 
Mittel, was zur Erwerbung biefed Bertrauens führen kaun, find 
Mittelöperfonen. Diefe Mitielöperfonen erbläde ich in den gewählten 
Serreiniren. Sie ftehen in feiner gamen Geſchaftsfuͤhrung täglich 
ihm an ber Seite, fte begleiten ihn in derſelben und find ihm bes: 
halb geeignete Elemente, um das Vertrauen ber Verſammlung in 
jeven Momente der Geſchaͤftsführung für ihn zu ‚vermitteln. Aus 














Diefem Grnude, den ich wicht als Nothwendigkeits⸗Grund bezeichnen 
mag, den ich aber als ein widstiges Element für die ganzen Rand: 
tags: Verbanblungen anfebe; würde ich für die Wahl der Serretaire : 
ſtimmen. Ich ftimme aber audy deshalb dafür, weil ich in Diefer 
Wahl das Princip der Königlicher Autorität durchaus nicht an⸗ 
getaftet fee. Das Brinzip der Königlichen Machtvolllommenheit 
liegt in der Ernennung der Marfchäle. Diefe anzutaſten, würde 
sch gegen meine leberjeugung. halten. Die Wahl der Secretaire 
“aber würde die Machtuollfommenbeit. der Marichälle betreffen, und 
ob biefe von den Marichäflen gewünſcht wird, würbe ich hahinges 
ſtellt fein laſſen. Es ift nichts Pringipielled, daß von Seiten Dee 
Aurie von vornherein biefer Wahl entgegengetreten werden müßte, 
es ift auch nicht eine Nothwendigkeits⸗, fondern eine Nützlichkeits⸗ 
Frage, und bei Diefer fchliee ich mich der Auficht bee DreisStände- 
Kurie, fo wie der Anfiht der Abiheilung, aus den Gründen atı, 
die ich entwidelt habe. Es ift von dem geehrten Redner aus ber 
Mark eine Schwierigkeit in Bezug auf den Wahl⸗Modus herborge- 
hoben worden, der von der Abtheilung vorgeiihlagen wurde. Was 
Diefen Wahl⸗Modus anlaugt, fo fcheint er mir feine großen Schwie⸗ 
rigkeiten zu veranlafien; denn es kann nur derſelbe Wahl⸗Modus 
fein, nach welchem die Mitglieder des provinzialſtändiſchen Aus⸗ 
ſchuffes gewählt werben. Wenn es darauf ankommt, neuen Wahlen 
im Laufe der Verſaumlung vorzubeugen, fo giebt es ein. einfaches 
Mittel, um diefed Hemmniß zu befeitigen. Es dürfte nur von vorn⸗ 
herein die Mahl auf ven Secretair und einen Stellvertreter gerichtet 
werben, weldjer Letztere im Zalle der Krankheit oder der Abweſen⸗ 
heit in die Stelle des erſtgewählten Secretairs einzutreten hätte, 
Graf usa Kexyſerling: Ich erlaube mir, als Mitglied der Kom⸗ 
miſſton, noch eine Seite ver Beurtheilung hervorzuheben. Es iſt 
gefagt worden, daß nur Bedürfniß und Erfahrung und beſtimmen 
fünnten, und dem Antrage der Konmiſſion anzuſchließen. Ich glaube 
das die Stellung unferer Kurie es mis ſich einge, daß wir nicht 
bias das Bedürfniß und Die Erfahrung unfezer Rurie berückſichtigen, 
fordern auch das Bepürfniß uud die FKrfahmung ber andern Kurie 
ſo weit anerkennen, alb wir nicht Dabei: Grfahr oder Nachtheil er⸗ 


fennen; denn unfer Nein“ verneint wicht blos unfere Auſicht, 
ſondern fihneivet zugleich ab, daß ber Wunſch und die Anficht ber 
anderen Kurie zu den Füßen des Thrones gebracht wird. Unſer 
Kein würde zugleich fagen: „Wir erfennen die .Exfahrung und das 
Bedürfniß in der andern Kurie nicht an.’ Deshatb ift unfere Stimme 
viel gemwichtiger, und ed möchte bei unferer Entfcheidung noch dar⸗ 
auf Rüdficht genommen werden dürfen. 

andtags - Marſchall: Wenn weiter Feine Bemerkung erfolgt, 
fo kaͤmen wir zur Abftimmung. Sie wird auf den Antrag der Ab: 
tbeilung und eventuell auf den Borfchlag zu richten fein, welcher 
von dem Grafen v. d. Aſſeburg gemacht worben iſt. Die erfte Frage 
wuͤrde alfo heißen: „Tritt die Berfunmlung dem Antrage ihrer 
Abtheilung beit“ 

Graf Vohrn: Darf ih mir no eine Bemerkung erlauben? 
* Die Abtheilung hat bier nod) Anträge gemacht, welche unter 1., 2. 
und 3. erwähnt find. 

Sandtags- Marfhall: Dieſe Anträge find in der Frageftellung 
einbegriffen. Die Frage ift im Ganzen auf den Antrag der Abthei⸗ 
lung gerichtet. Darüber wird fein Bedenken obwalten. Der An: 
twag ift gebrudt, wenn es jedoch gewünfcht wird, fo wird er noch⸗ 
mals verlefen werben. 

Meferent Fürft Fichnensky: Die Abtheilung beantragt, daß in 
Zukunft duch Wahl jeder einzelnen Provinz die Beftellung bes von 
ihr zu eninehmenden Secretaird erfolge. In der Kurie der drei 
Stände ruft in der eriten Sigung der Marſchall acht Witgliever auf 
weldje ald Serretaire fungiren, bis die Wahl erfolgt if. Die Se: 
cretaire der Herren⸗Kurie werden von derſelben gewählt. Im 
ber erſten Sigung der Herren - Kurie ernennt ber Marfchall 
zwei Mitgliever, welche als Serretaire bis nach erfolgter Wahl 
fungiren. 

Der erfte Antrag ift von ber andern Kurie herübengefommen, 
und die anderen Punkte find als Rerunl-Buntte angefeht worben. 

Fandtags - Marſchall: Yürft Salm bat noch vorgefihlagen, 
Daß ftatt des dritten Antrags die Beftimmung getroffen werbe, daß 
die zwei juͤngſten Mitglieder der Verſammlung zu. Haͤlfs⸗Secretniren 














in der erften Derfammlmg gewählt werben, und ed FR zu fragen, 
ob dieſer Vorſchlag die Unterflügung von. ſechs Mitgliedern findet. 
(Es erheben ſich mehr als ſechs Mitglieder zur Unterfiätung. ) 

Der Antrag wird alſo zur Abftiimmung kommen, und es if 
nur die Frage: in welcher Zeitfolge? Er würde, wenn die Abthei⸗ 
lung felbit ſich damit einverſtanden erklaͤren ſollte, dem Borfchlage 
der Abtheilung unter Nr. 3. ſubſtituirt werden; wenn aber Beden⸗ 
fen dagegen erhoben werben, fo iſt es die Regel, und es ſteht dem 
nichts entgegen, daß die erfte Frage auf den. Antrag der Abtheilung 
gerichtet wird. Es fragt fi alfo, ob der Wunſch dahin gerichtet 
ift, daß diefer Vorſchlag, der die Unterſtützung von 6 Mitgliedern 
gefunden hat, an die Stelle des Borfchlags der Abtheilung trete? 

Graf son Arnim: Diefer Vorſchlag ift ein newer und noch 
nicht diskutirt. Es möchte alfo doch unmaßgeblich erft über Nr. 1 
und 2 in Berbindung mit dem Hanpt-Antrage der Abtheilung ab» 
zuftimmen und Rr. 3 einem befonderen Beſchluſſe vorzubehalten ſein. 

Sandtags- Marſchall: Es ift anzunehmen, daß darüber diokutirt 
worden wäre, wenn man ed für erforverlich erachtet: hätte. 

Referent Fürſt Sichuswehy: Wenn Ew. Durchlaucht ven Für 
ften zu Salm-Dyf aufforderten, fo würbe er vieleicht fügen, wie er 
zuletzt erflärt hat, dag das, was in Ar. 1. enthalten ift, auch ‚unter 
feinen Antrag fubjumirt wird. 

Graf zu Iymar:. Ich erlaube mir gehorſamſt vorzuſchlagen, daß 
der Herr Marſchall zuerſt einfach über den Antrag der Abtheilung 
abftimmen lafſe, vorbehaltlih der Abflimmung über den Anträg des 
Herren Zürften Sam, ber dann noch näher. erörtert werben müßte. 

Referent Fürſt on Sihnowehy: Ich bin jetzt uierbrochen 
worden. . 

Graf 30 Fynar: Ich bitte um Berzeihung, ich glaubte, ber 
Bortrag wäre geendet. 

Referent Fürſt son Sihnewshy: Ich war" mitten in meinem 
Bortrage. Ich habe mir alfo erlaubt, den Herrn Marſchall zu 
bitten, dasjenige zuerft zur Abflimmung zu bringen, was und von 
ber zweiten Kurie hezübergefommen ift, und dann erft mſere * 
fäge einer weiteren Abſn nnuug arhe maugelan. 
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Graf Sieten: Wenn der durchlauchtige Neferent behauptete, er 
fei in feinem Worte unterbrochen worden, fo baun ich dem nicht 
beiftimmen.. Es ift das von ihm Ausgeſprochene mehr im Gonver- 
ſations⸗Ton vorgetragen werden, und ich glaube daher nicht, daß 
derfelbe in feinem Rechte verleßt worben tft. 

Referent Fürſt von Kchnomoky: Ich babe um das Wert ges 
beten und ed erhalten; folglich hatte ich das Wert. 

Eine Stimme: Ich wollte Darauf aufmerkffam machen, daß zu 
wänfchen wäre, daß im Falle des Schiufles der Debatte dieſe con: 
nerfatisnelle Unterhaltung nicht mehr ſtattfinde. 

Sendinge- Marſchall: Es wird nicht immer leicht zu vermeiden 
fein, daß am Enbe einer Berathung noc über vie Fragſtellung felbf 
verhandelt wird. Es ift in dieſem Augenblicke geichehen, und id) 
babe zu erflären, daß ich damit einverftanden bin, baß Die Frage 
auf den Antrag der Abtheilung geftellt werde, infoweit er dahin 
geht, Dem Borichlage der anderen Kurie beizuftimmen, und einft- 
weilen die Fragſtellung über alles dasjenige ruhen gu laffen, was 
von ber Abtheilung dieſer Kurie noch beſonders vorgefchlagen ifl. 
&8 wird hinreichend verſtanden fein, amd wir kommen alſo in dieſer 
Weiſe zur Abſtimmung, daß alle diejenigen, welche dem Antrage der Ab⸗ 
theilung, inſoweit er mit dem Antrage der audern Kurie übereinſtimmt 
nicht beiſtimmen wollen, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

RNach erfolgter Zählung waren 30 Stimmen für die Deja- 
Yung, 27 Stimmen für die Berneinung der geftellten Frage. 
ſAMandtags ⸗Marſchall: Nachdem der Antrag ber Abtheilung die 
erforberlähe Maforität von zwei Dritteln nicht erhalten hat, kommen 
wir daruͤher zur Abſtimmung, ob nad) dem Vorſchlage des Grafen von 
der Aſſeburg in die zweite Zeile des 8. 6 nach den Worten: „der 
Drei Stände” Die Worte: „und auf Borfchlag der 8 Provinzial⸗Mar⸗ 
fchälle eingefchoben werden follen, fo daß es heit: „Der Marfehail 
Ser Herren-Kurie ernennt im Einvernehmen mit bein Marſchall der 
Kurie der drei Stände und auf den Borichlag ber acht Provinzial⸗ 
Marfälle rc. Es iſt vou dem Grafen Lynar hier bei diefen Wor⸗ 
ten der Vorſchlag je formulirt worden, daß das Wort ,‚Bors 
ſchlag“ ftatt ‚„‚Zuziehung “: gebraucht werke. ZZ 

Graf ». d. Meburg: Ich hatte „Zuziehung’ gefagt. 
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Graf Synar: Ich lege Fein Gewicht darauf, wenn ber Graf 
v. d. Aſſeburg wuͤnſcht, daß es bei der von ihm vorgeſchlagenen 
Faffung bleibt. 

andtags - Marſchall: Alſo unter Iuziehung. Es iſt verſtanden 
worden, an welchem Orte des 8. 6 dieſe Einſchaltung gemacht 
werden ſoll, und es kann alſo zur Fragſtellung ſelbſt geſchritten 
werden. Es handelt ſich nun um diejenige Faffung, welche gewuͤnſcht 
wird. Ich bin gern erboͤtig, diejenige Faſſung zu wählen, welche 
die meiſte Unterſtützung findet. 

Graf Itzenplitz: Der Ausdruck: „unter Zuziehung“ könnte 
ausſehen wie eine neue Wahl. Es würde daher beſſer fein, ftatt: 
„unter Zuziehung‘‘, zu fagen „nach Rüdfpradhe. ‘ 

Serretaie Graf Bahn: Das muß dem Marfchall ganz allein 
überlafien werden, mit wem er Rüdfprache nehmen will. 

son Keltſch: Ich bitte Das Amendement genauer formulicen zu 
wollen. Ich finde einen mefentlichen Unterfchied darin, ob es heißt: 
Ziehung, Vorſchlag oder Rückſprache. Gegen zwei diefer Punkte 
würde ich mich beftimmt ausſprechen und dagegen flimmen, während 
ich mich dem britten möglicherweife anfchließen könnte. 

Sandtage- Martha: Dem dritten? 

son Aeltſch: Ich bitte ergebenft, das Amendement beftimmt for 
muliten zu wollen, dann werde ich um das Wert bitten. 

Graf». 3. Meburg: Der Marfchall der Herrenkurie ernennt im 
Einvernehmen mit dem Marfhall der Kurie der drei Stände, nad 
dem Vorſchlage der Marfchälle der Provinzial-Landtage — 

von Keltſch: Run bitte ih ums Wort. Es iſt alſo das Amen, 
dement fo geftellt, daß der Marſchall des Bereinigten Landtags nur 
much dem Vorſchlage ver einzelnen Provinzial: Landtags» Marfchätle 
vie Eruenmung der Serretaire vornehmen fol. Hiergegen erklaͤre ich 
mich auf das beftimmtefte. Es ift der Grundſah vorhin feſtgeſtellt 
worden, daß man die Befngniß des Marfchalld des Vereinigten 
Landtags möglichht hoch ftelen wolle, wicht abhängig machen von 
einem Einfufle der Verſamalung. Das ift zwar gegen meine Ans 
ſicht geweien, ich unterwerfe wich aber natürlich unberinge det 
Prinzipe, welches einmal feßgeftellt worden if, welches danun aber 
auch feftgehalten werden muß. Danach glaube ich nicht, daß ber 


Marſchall, dem nad dem Prinzipe die Ernennung ber Serretaire 
anhrimgegeben werben ift, auf irgend eine Weife und durch beſtimmte 
Formen hierin wieder befchränft werden fann. Sollte das Amen- 
bement durchgehen, daß es eined Vorſchlages der einzelnen Provins 
yal-Landtage-Marfcyälle bevürfen jolle, jo würde aber eine Beſchruͤn⸗ 
Bang der Art eintreten, und ich finde darin eine folche Inkonſequenz, 
Daß ich mich auf feinen Fall dem anfchließen Fünnte. 

Graf von der AMeburg: Ich kann eine Beſchraͤnkung darin 
durchaus nicht finden. | 
: Graf von Arnim: Ich ftimme dem, was der geehrte Redner 
aus Schlefien fagte, vollfommen bei. So fehr ich gemwünfcht hätte, 
daß die Provinzen eine felbftftännige Theilnahme an der Ernennung 
ber Serretaire hätten, fo kann ich doch, wenn dies nad) dem Bes 
ſchluſſe nicht als Bitte Sr. Majeltät vorgetragen werben fol, nur 
Ber Meinung fein, daß jeder Mittelweg eine halbe Mafregel ift, 
welche alle Nachtheile einer: ſolchen hat, ohne irgend einen Vortheil 
dafür zu gewähren. Was der Marſchall thun will, um ſich von 
der Onalification der zu ernennenden Serretaire in SKenntniß zu 
fegen, kann ihm füglich überlaffen bleiben, dazu bedarf es feiner 
Borfchrift des Geſetzgebers, und das ift nicht ein Gegenſtand, wes⸗ 
bald es wünfchenswerth wäre, eine Bitte an Se. Majeſtaͤt zu rich⸗ 
ten. Man mag den Ausprud faffen, wie man will, Vorfhlag, Zus 
giehung oder wie fonft, immer bleibt der Zweifel, inwieweit es bin- 
nend fein ſoll ober nicht bindend. Iſt der Vorfchlag bindend, fo 
fommt der Marſchall in eine viel bevenflicdyere Stellung, ald wenn 
er die Wohl aus den ‘Provinzen erhält, denn es ift dann eben fo 
wohl denfhar, daß ihm einmal .ein Worfchlag gemacht: werden kann, 
ver nicht zwedwäßig war, und er ift dann genötbigt, benfelben ans 
gunehmen, er hat aber. dabei nicht einmal die Befugniß, ſich auf bie 
Berantwortlichkeit ‚ver. Provinz dabei zu berufen, fondern nur auf 
Ben BVorfihlag des Landtags⸗Marſchalls. 
: Se. Königl. Hoheit der Prim von Preufen: Ich babe mich 
fen vorhin für das Wort „Zuziehung“ erflärt und bleibe auch 
noch dabei, namentlih aus dem Grunde, weil nach dem eben gefaßs 
ven Beſchluſſe dieſer Paſſus an die audere Kurie zurückgehen muß, 
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und ich daher wünfche, Daß wir einen Vorſchlag machen, ber derſel⸗ 
ben eine Bermittelung zeigt, mit ber wie ihe entgegen kom⸗ 
men. Ich wünfche deshalb, daß das Amendement des Grafen von 
der Affeburg angenommen werde. 

Fürft Hohenlohe: Ich würde mich dagen erklären, denn bei ber 
„Zuziehung“ könnte der Marfchall des Vereinigten Landtages ſelbſt⸗ 
ftändig irgend einen ernennen, und die Provinz würde vielleicht glau⸗ 
ben, es wäre der Landtags-Marfchall ber Provinz gewefen, der dies 
fen Vorſchlag gemacht. hätte, 

Graf von der Meburg: Ich machte dieſen Vorſchlag nur als 
einen vermittelnden; wenn es die. Berfammlung. wünfdt, fo nehme 
ich ihm gern zurüd, ohne daß darüber abgeftimmt werbe. 

Sandtags-Marfchall: Es fcheint mir perſönlich ehr unbedeutend, 
und ich muß ja bitten, nicht zu glauben, daß ic) auf die eine ober 
bie andere Faffung einen Werth Iege, ich wünſche nur die zu wälr 
len, welche die meifte- Zuftimmung in der Verſammlung zu finden 
ſcheint. Ich bin alfo nicht im mindeften dagegen, daß Das Wert 
„Vorſchlag“ gewählt. werde: Wir kommen alſo in der früheren 
Weiſe zur Abftinmung, daß diejenigen, bie diefem Borfchlage nicht 
beitreten, died durch Aufftehen zu erfennen geben. 

oo. (Wird nicht angenommen.) 
Wir kommen nun zur weiteren Berichterſtattung. 

Referent Fuͤrſt Sihnowsky (lieſt vor): 
„Ad 8.7 des Reglements. 
Mit dem Petitions-Antrage der Kurie der drei Staͤnde, 
daß bei Bildung der Abtheilungen auch die Provinzial-Landtags-Narſchaͤlle 

"zugezogen werben ſollen, 
Hat die Abtheilung fih einſtimmig und um fo mehr einverflanden erflärt, als ik 
erfahren Hat, daß dieſe Zuziehung bereits bei diefem Vereinigten, kendtae ſit⸗ 
gefunden hat.“ 

Sandtags- Marfhall: Es fragt Pi ob hierbei eine Bemerkung 
zu machen iſt. Wenn dies nicht der Fall ift, fo würde das fo an⸗ 
zufehen fein, daß bie Verſammlung dem Antrage der Abtheiluns 
beiſtimmt. 

(E8 wird nichts bemerkt.) mer 
Wir kommen nun zum näcften Punkte. F 





Referent Fürſt Sihmemskg (lieh vor): 

‚Dagegen Hat vie Abtheilung mit 11 Stimmen gegen I ih gegen bie 
bie von der Kurie der drei Stände beauntragte Beſtimmung, 

den Borfigenden einer Abtheilung aus der Wahl ihrer Mitglieder hervorgehen 

zu laſſen, 
und für die. Beibehaltung ver Behimmung dee Neglements erflären zu müflen 
geglaubt. Die Abtheilung findet es infonfequent, wenn, ba der Marſchall nicht 
von ter Verſammlung gewählt wird, die VBorfipenden der Abtheilungen gewählt 
werden follten, und fie glaubt, daß der oben befürwortete Antrag, die Wahl ber 
Secretaire zu geflatten, hierauf nicht eremplifizirt werden fönne, da den Borfigen: 
den die Leitung, den Seeretairen dagegen nur die Auffaflung der Verhandlungen 
vblient. 

Uuch glaubt die Abtheilung annehmen zu mäflen, daß bie aus allen Pro: 
vinzen zufammengefebten Abtheilungen fih bei Beginn eines Landiags in ihren 
einzelnen Individwalitäten noch nicht perfönlich genugfam befannt fein dürften, 
um eine begründete Wahl treffen zu Fönnen, was Bei der Wahl der Seeretaire, 
die provinziell, aus fih näher flehenden Perfonen gewählt werben, nicht ver 
Jall if.” 

Graf Pyhrn: Ich wollte mie nur die Bemerkung erlauben, daß 
ich bei viefem Paſſus das Amendement flellen wollte, daß die 
Bitte der anderen Kurie in ihrer ganzen Ausdehnung wiederherge⸗ 
ſtellt wuͤrde, daß ich dieſes Amendement aber nad) der eben flattge- 
fundenen Debatte über die Wahl ver Secretaire und deren Refultat 
wieder zurüdnehmen muß, weit ich fürchte, daß mein Amendement, 
das auf demfelben Prinzipe beruht, weiches -eben erft von der hohen 
Kurie verworfen worden ift, noch einmal Debatten, die uns nicht 
nur unangenehm, fondern heute fogar, glaube ich, fehr Tangweilig 
fein würden, erregen möchte. 

Sandtage- Marſchall: Wenn feine Bemerkung erfolgt, fo if 
ber Antrag der Abtheilung angenommen, und wir kommen zu 
vom nädıften. ' 

Referent Fürft Sihnowsky (lieft vor): 

„Ad$. 13 des Reglemente. 

Dem Aatrage der Kurie der drei Stände, zu $. 12 den Infab zu genehmigen: 

. Den Antragfellern iſt es geflattet, deu Verhandlungen ber Abtheilungen Aber 
die von ihnen geftellten Anträge mit dem Recht der Miterörterung, aber ohne 
Botum beizuwohnen, und find zu dem Ende die Borfigenden verpflichtet, ihnen 
von der Zeit der betreffenden Berathung Kenntniß zu geben, 

iR die Abtheilung einfimmig beigetreten. 


= wm w- un 


Graf Pieten: Ich wärde dem and beitreten und nur den Zu⸗ 
fag erbitten, daß, wenn dem Antragfteller die Zeit nicht erlaubt 
der Zufammenkunft der Abtheilung beizuwohnen, barauf Feine Rüd- 
fiht genommen werde, 

Sandisge- arfchall: Dies wird ſich von ſelbſt verſtehen, und 
wenn weiter keine Vemerkung erfolgt, ſo iſt der Antrag der Abthei⸗ 
lung genehmigt. Wir gehen zum nächſten Punkt über. 

Referent Fürſt Lichnowsky (lieſt vor); 

„eben ſo | 
ad $. 13 des Reglemente 
dem Autrage: 
Die Ernennung des Referenten für den Vortrag in der Plenar: Verſammlung 
dem Vorſitzenden der Abtheilung zu überlaſſen.“ 

Sandtags- Marfhall: Der Antrag der Abtheilung iſt ange⸗ 
nommen. 

Meferent Fürft Kichnsowsky (lieft vor): 

„Richt minder aud) 
dem zu 8 18 erbetenen Bufaß: 
daß die Berathung immer erſt 24 Stunden nad Vertheilung bed —* 
achtens der Abtheilung begiunen dürfe, auch die Gagenſtände, welche in 
jeder Sitzung zur Erörterung kommen ſollen, bei mündlicher Auberau⸗ 
mung derſelben genau zu bezeichnen, bei ſchriftlicher auf den Cinladungs⸗ 
karten zu bemerken find. 
Die Abtheilung kann indeſſen nicht verhehlen daß fie den in dem beantrag⸗ 
ten Zuſatz gebrauchten Ausdruck: 
nach Vertheilung des Gutachtens, 
nicht beſtimmt findet. Uebrigens iſt fie davon ausgegangen, daß die erbetene Zu⸗ 
ſatzbeſtimmung nur die Regel ausdrücken ſoll, welche in einzelnen dringenden 
Fällen Ausnahmen wird erleiden koͤnnen.“ 

Sondtage- Marfhall: Da keine Bemerkung erfolgt, fo ift bet 
Antrag der Abtheilung angenommen. 

Referent Fürft Sichnoweky (lieft vor): 

„Ad $. 155 des Reglemente. 
Mit ven Betitiond-Antrage der Kutie der biei Stände: 
daß die Beſimmung — fein Mitglied dürfe von einem anderen Piefe le 
von der Rednerbühne das Wort ergreifen — aus dem Reglement entfernt und 
ftatt deſſen es lediglich dem Ermeflen des Marſchalls überlafen werden möge, 
von welchen Plage aus ver Redner ſprechen Toll, 
erflärt fich die Abtheilung einſtimmig einverſtanden.“ 
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nommen. 
Referent Fürſt Kcchnswoky (lieſt vor): 
„Ad 8. 15b des Reglemente 
IR die Abtheilung einkimmig bem von einem ihrer Mitglieder ausgegangenen 
Borſchlage beigetreten, | 
zu bitten, daß dem F. 15 folgende Beſtimmung hinzugefügt werde: 
Diejenigen Redner, welche fih vor Beginn der Sigung um das Wort 
melden, haben zu erflären, ob fie für oder gegen den Gegenſtand der De: 
batte fprechen wollen, und erhalten nach der Zeitfolge der Anmeldung ab- 
wechſelnd das Wort. 

Man erblickt in diefer durch den befiehenden Gebrauch in anderen Ländern 
bewährten Beflimmung eine wünfchenswertbe und fehr angemeflene Ergänzung 
des Reglemente.‘ 

Graf zu Solms-Baruty: Ich ftimme dem vollfommen bei; es 
fbeint mir ein fehr zwedmäßiger Vorfchlag zu fein, weil es gewiß 
vortheilhaft und die Debatte fördernd fein wird, wenn von den 
Rednern gejagt wird, ob fie für oder gegen den Gegenftand ſprechen 
wollen.. 

Fürſt von Fichnswsky: Ich muß mir erlauben, zu dieſem Zu- 
ſaß, der von der Abtheilung einftimmig angenommen worden if, 
noch eine Bemerkung hinzuzufügen. An vdemfelben Tage, an wel: 
chem diefer Zufag angenommen worden ift, wurde auch eine Be: 
flimmung oder vielmehr ein Amendement in der anderen Kurie an- 
genommen; nämlid: daß vor Beginn der Sisung Niemand das 
Wort begehren darf. Es ift dadurch mit großem Vorbedacht nicht 
nur einem unnöthigen Zeitverluft, der Langenweile, fondern auch eis 
uer Art Taktif vorgebeugt. worden. Zum Beifpiel es melden fich 
eine Maſſe Redner des Tages zuvor, ehe .ein Gegenftand berathen 
wird, und zwar Redner, bie verfelben Anficht find. ° Die anderen 
Redner, die verſchiedener Meinung. find, fommen dann nicht zum 
Wort. Um diefem vorzubeugen, wuͤrde ih, in Folge diefer Debatte, 
den Antrag. ftellen, ftatt: „Sitzung“ das Wort „Berathung“ zu be⸗ 
ſtimmen. Der Marſchall eröffnet z. B. über irgend einen Gegen⸗ 
ſtand der Tagesordnung die Berathung. Darauf melden ſich meh⸗ 
rere Redner, wie es in der anderen Kurie oft zu geſchehen pflegt, 
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anf einmal um das Wort. Sodann würde der Marfchall die Red⸗ 
ner für und gegen abwechfelnd eintragen. Ich würde alfo ftatt 
Sitzung „Berathung” fegen oder „Sitzung und Berathung”. 

Ich will mie erlauben, die Faſſung, wie fie fich jetzt geftaltet, 
vorzuleſen. 
(Geſchieht.) 

Prinz Biron: Ich würde mir den Veränderungs⸗Vorſchlag er⸗ 
Ianben, daß es heiße: ‚Diejenigen Redner, die für oder gegen oder 
über.den @egenftand der Diskuſſton fpredden wollen.’ In der letz⸗ 
ten Sigung bat ſich der Fall ereignet, daß ein Mitglied und ein 
liebenswürbiger Nachbar, welchen ich heute ſchmerzlich vermifle, von 
einem höheren allgemeinen Gefichtöpunfte den Gegenftand der Be⸗ 
rathung hat beleuchten wollen, und daß er in Folge des Wunfches 
des Heren Marſchalls feinen Vortrag nicht hat halten fönnen. Ich 
glaube, es ift der Wunfch jeder Berfammlung, daß fi) die Diskufs 
fion auf einem höheren Standpunfte bewege und erhalte; wenn nun 
durch eine geiftreiche Beleuchtung der Gegenftand der Berathung 
gleichfam vorbereitet wird, fo erleichtert dies wejentlich die Stellung 
der Amendements. Diefe Einrichtung haben wir auch in anderen 
Ländern. Ich habe Gelegenheit gehabt, ſolchen Reden beizumohnen, 
und habe wahrgenommen, wie die Debatte ſich faft immer auf einen 
höheren Standpunkt erhoben hat. Ich glaube, dag, wäre z. B. in 
der legten Sitzung dem verehrten Redner, der unterbrodyen worden, 
die Beleuchtung des Gegenftandes der Debatte erlaubt gewefen, dies 
wefentlid zur Hebung des Intereſſes des Gegenſtandes beigetragen 
haben dürfte. 

Prinz Hohenlohe: Es ift in der Abtheilung daſſelbe berathen 
werden, und man hat gefunden, daß jeder Rebner dann feine Rede 
für oder gegen anzeigt. Wenn ed im Geſetz auögefprochen ift, kann 
jeder Redner leicht den. Sinn feiner Rede dahin erflären, ob er für 
‚oder gegen den Antrag fprachen will. 

Fürft Fihnomehy: Ich muß dem, was unfer Durchlauchtiger 
Vorſitzender in der Abtheilung eben bemerkt hat, vollfommen beitre- 
ten, und fo fehr id) in einem Dinge dem verehrten Redner aus 
Schleſien meine Beiftimmung dafür zolle, daß ich nämlich daſſelbe 
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ſchmerzliche Bedanern neulich eupfimd, daß einer unſerer Kollegen 
in ſeiner Rede hier unterbrochen worden iſt, ſo kann ich daraus nicht 
den Schluß ziehen, daß es deshalb nothwendig wäre, außer dem 
„für und „gegen“ noch das „über“ vorzuſchlagen. Ich habe die 
Ueberzeugung, daß, wenn dieſes von und fehmerzlich vermißte Mit 
glied feine Rede hätte beenden Tonnen, es einen definitiven Antrag 
ald Aeußerung feiner Meinung zu unſerer Kenntniß gebradjt hätte. 
Indem ich über dieſes Incidenz hinweggehe, muß ich bemerken, daß 
diefe Frage allerdings eine ſchwierige iſt. Es fei mir vergönnt, 
was mir öfter vorgeworfen worden .ift, hier ein konſtitutionelles 
Beifpiel anzuführen. In der beigifchen Kammer ift das ‚gegen, 
„für“ oder „über”, contre, pour ou sur, angewendet worden. 
Andererfeits ift aber von allen politiſchen Schriftftellern das Regle⸗ 
ment der franzöftfhen Pairskammer als ein unerreihtes Vorbild 
von Kürze, Klarheit und Schärfe bezeichnet worden, und ich citire 
hier dieſes Reglement um fo lieber, als, wenn überhaupt conflitu- 
tionelle Vorbilder paſſen, das Beifpiel einer Pairskammer geeigneter 
erſcheint, als das einer Berfammlung, deren ſaͤmmtliche Mitglieder 
gewählt werben, wie Dies in Belgien der Fall ift; in der franzoͤ⸗ 
fifchen Pairskammer, 8. 31 reglement intérieur, ift aber nur das 
Für und Gegen angenommen worden. Man bat gefunden, daß 
das sur den gefinnungslofen Reben, wenu ich mich fo audprüden 
darf, ein weites Feld öffnet. Es giebt gewille Gattungen von Red⸗ 
nern, welche — man wird mir den Ausdruck vergeben — zwiſchen 
zwei Gewäſſern fchwimmen; dieſen ift nichts bequemer als fidy über 
einen Gegenftand allgemein auszulaſſen. Wenn aber der Redner 
am Schluffe fagen fol, ob er für Troja oder für Griechenland ftrei- 
tet, dann wird er fich in einer gewiſſen Färbung halten müſſen, 
wenn es ibm auch unbequem fein mag. Wenn ein Rebner ein 
Amendement vorbringt, dann iſt dies ein ganz anderer Fall, dann 
fege er, nach einem ganz präzifirten Paragraphen, das Amendement 
auf dem Büreau des Marfchalld nieder, und dieſer prüft die Stel⸗ 
lung, weldye dieſes Amendement in der Diskuffion einzunehmen bat. 
Aber ohne Amendement, gleihfam nur beiehrend, nur verflachend, 
nur sur fih zu äußern, das, muß ich gelichen, haben wir bier 
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nach naferer achcwbchentlichen, allerdings lehrreichen Praxis noch 
nicht für wöthiger erachten können, als ſeit zweiunddreißig Jahren 
die frauzöſiſche Pairskammer. Darum haben wir das ‚über weg⸗ 
gelaſſen und ſind bei dem „für“ und „gegen“ geblieben. 

Prinz Piren: Der. verehrte Herr Referent hat entwickelt, was 
der Geiſt der ſchlechten Reden if, die allgemein prinzipiell über einen 
Gegenftand gehalten werden können; die guten Reden aber, welche 
von allgemeinen Gefichtöpunften gerade ben Gegenſtand beleuchten, 
erweitern und dann die Abſtimmung erleichtern, haben in der Rede 
des verehrten Herrn Referenten leider feinen Play gefunden, und 
ich glaube, daß diefe gerade bei der geiftreichen Art, mit der der 
Herr Referent died entwidelt hat, eine würdige Vertretung erwar- 
ten dürften. 

Fürft Kichnsewoky: Sch habe bisher immer gegkaubt, wenn es 
fi) davon handelt, wovor man fich zu ſchützen habe, fo habe man 
fih vor Fehlern und nicht vor Tugenden zu ſchützen. Was dann 
die vortrefflichen Reden betrifft, fo werben wir fie gewiß mit Danf 
annehmen. ever von uns weiß jehr gnt, daß in einer guten Rede 
ſehr gute Dinge ſich befinden fünnen, davor braucht ſich aber Nie- 
mand zu fchügen. Darum habe ich zwar nicht geiftreich, aber doch 
ſchlicht erflärt, weähalb wir den dritten Theil weggelaſſen haben. 

Graf son Arnim: Es ift zur Sprache gefommen, das „über‘‘ 
als eine Kategorie aufzunehmen. In dem belgifhen Parlament ift 
das Sprechen über den Gegenftand nur denen refervirt, die ein 
Amendement einbringen wollen. Alle Uebrigen haben fidy zu ent- 
fcheiden, ob. fie dafür oder. Dagegen ſprechen wollen, und ich glaube, 
dies wird genügen, um felbft denen Gelegenheit zum Sprechen zu 
‚geben, die thatfäcdhliche Erklärungen geben wollten; denn es wird 
nicht ſchwer fallen, zu unterſcheiden, ob fie dieſe thatfächlichen Auf- 
flärungen im Sinne für oder gegen den Antrag geben. Da aber 
pie Hineinſchiebung des ‚über‘ die Sache kompliziren würde, fo ift 
die Abtheilung der Anſicht geweſen, dieſen Fall wegzulaſſen und fidh 
anuf jene beiden einfachen Kategorien zu beichränfen. Ich bin auch 
‚mit dem Heren Referenten einverftanden, dieſe Reden nicht durch 
die. dritte Kategorie „über zu vermehren, da nad) dem gebrauchten 
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Bleichniffe, wonach ein folder Redner zwiſchen zwei Sewäſſern 
ſchwimmt, dieſe Reden jedenfalls ſehr trocken fein wärben. 

audtags ·Marſchall: Es fragt ſich, ob Jemand noch über die⸗ 
ſen Gegenſtand eine Bemerkung zu machen hat. Wenn Niemand 
etwas bemerkt, ſo würde es ſo anzuſehen ſein, daß der Antrag der 
Abtheilung angenommen ſei. Er if alſo angenommen, und wir 
Tommen zum nächſten. 

Referent Kürft Sihnswshy: 

„Ad $. l1öc des Reglemente. 

Dem Antroge der Kurie der drei Stände: 

für den Marfchall die Verflihtung auszufprcchen, demjenigen das Wort 

außer der Reihe zu ertheilen, welcher eine Weberfchreitung des Geſchäfts⸗ 

Neglements zu rügen beabfichtigt, 
hat die Abtheilung ſich einſtimmig angeſchloſſen.“ 

Jandtags · Marſchall: Der Autrag der Abtheilung iſt ange- 
nommen. 

Referent Fürſt Sihusmehy: 

„@ben fü 

Ad $. 15d des Reglemente. 

Dem Antrage der anderen Kurie: 

Daß es den der deutfchen Sprache nicht vollkommen mächtigen Landtags: 

Abgeordneten geftattet werden möge, ihre Reben abzulefen. 

Hierbei findet jedoch die Abtheilung nöthig, ausprüdlich zu befürworten, daß 
-wirflich nur mit Rüdficht auf diefenigen, welche der deuiſchen Sprache in der 
That nicht hinreichend mächtig find, von ber Verſammlung das Ablefen geflattet 
werden fönne, um folchen Mitgliedern nicht die Möglichkeit abzufchneiden, ihre 
Meinung zu äußern; daß aber damit nicht beliebig jedem Bewohner eines Lan: 
bestheils, in welchem nicht ausfchließlich die deutfche Sprache geredet wird, die 
Berechtigung ertheilt werde, gefchriehbene Heben mitzubringenund in der Verſamm⸗ 
lung zu verleſen.“ 

Graf Dyhrn: Hierzu erlaube ich mir die Bemerkung, ob nicht 
ſtatt „nicht vollfommen mächtigen“ geſeht werden ſollte: ‚‚micht von 
deutſchem Urſprunge?“ 

Referent Fürſt Sichnemskyg: Es fleht nicht in dem Gutach⸗ 
ten „nicht vollklommen“, fondern ‚nicht hinreichend“. 

Graf Dyhrn: Es ſteht da; „nicht volllommen mächtigen‘, und 
es möchte gejagt werden: „von nicht deutſchem Urſprunge“; denn 
es könnte nach jener Faſſung einem Mitgliede nicht verwehrt wer⸗ 
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den, daß es ſich felkft für nicht volllommen :mächlig ber beutfhen 
Spradye erklärte. 

Sandtags-Marfhell: Wohin geht alfo der Antrag? 

Graf Daher: Daß flatt der Worte: „Der deutſchen Sprache 
nicht vollkommen mächtigen Landtags - Abgeoroneten‘‘, gefeht werden 
möge: „Landtags⸗Abgeordneten von: nichtdeutſcher Herkunft.“ 

Referent Fürſt Sihusmehy: Ich würde mir erlauben, mei⸗ 
nen verehrten Landsmann zu fragen, ob uns. das ih in genealos 
gifche Unterfuchungen verwideln duͤrfte. 

Graf Ayhın: Und wohl. nicht. 

(Heiterkeit in der Berfammlung)  - 

Referent Fürſt Lihnomehy: Es fei mir die Frage geftattet, 
was unter nichtdeutfiher Herkunft verftanden werben ſoll? Soll 
der Bater oder die Mutter, ober follen Beide nicht dem deutſchen 
Stamme angehören, over ſoll der Großvater und bie Großmutter 
wicht deutſchen Urſprunges fein, oder wie ift es, wenn vie betrefs 
fende Perfon erft im fünften Lebensjahre die deutſche Sprache ges 
lernt hat? Sie kann dann noch immer eim deutſcher Dichter ges 
worden fein. Ich fehe nicht ein, wie wir damit über: die Suche 
wegtommen follen, fonvern ich babe geglaubt, daß, wenn wir fag- 
ten, „‚woeldje ber deutſchen Sprache in der That nicht hinreichend 
mächtig find”, die Sache auf einfache Weife entſchieden wäre, da 
wir allerdings nicht angenommen haben, daß ein Deputirter vor den 
Marſchall hintrete, um, ob er gleich gut deutſch ſpricht, an dem 
Tage, wo er eine Rede halten. will, ploͤtzlich zu radebrechen begin⸗ 
nen wird. Da würden fi wohl Berfonen. aus feiner Provinz 
finden, die wegen dieſes plöglichen. Mangels an Linguiſtik ſtch aus⸗ 
ſprechen und den Deputirten deshalb verweiſen könnten. 

Graf Dahen: Man braucht nicht gerade zu radebrechen, denn 
es giebt ſehr viele Dialekte in Deutfchland, welche nicht überall 
verſtanden werben: und es giebt Deputirte, ehrenwerthe Deputirie 
von Landgemeinden, die gerade nur ihren Dialeft richtig ſprechen 
konnen. 

Referent Fürſt Kihnomshy: In dieſem Falle verſteht ſich das 
Ableſen von: ſelbſt amd um fo mehr nach unſerer Propoſtlion. Ich 


erlaube mir. hierbei gu bemerken, daß, wenn ein yplatibeuticher Land⸗ 
tags⸗Abgeordneter hierherfäme, der nur plattveutich ſpräche, wir 
nicht verlangen wären, daß er eine plattdeutſche Rede beiten Toll. 

Graf Poben: Plattdeutſch iſt eben fo gut deutſche Sprache 
und eben fo gut auch deutſche Schriftſprache. 

Referent Fürft Fichneweliy: Damm hätten wir fügen follen, 
daß bei dem Bereinigten Laudtage bie Kae übliche deutſche Sprache 
gebraucht werden ſolle. 

Graf Pyhrn: Nein, das brauchen wir nicht zu fügen. 

Fürft Madziwil: So fehr ich das Prinzip anerfenne, was bie 
Abiheilung bei dem Zuſatz⸗Paragraphen geleitet hat, fo glaube ich 
doch, daß ein Kriterium ſchwer zu finden ift, umd dieſes kaun mir 
das „in bona fide“ fein. Wer dem Landtags» WMarfchall bona 
hide erfkärt, daß er der dentſchen Sprache nicht fo mächtig fei, um 
fih in ihe volllommen ausprüden zu können, von dem maß die An- 
nahme gelten, daß es wirklich ſo der Fall iſt Etwas Anderes if 
es mit dem Mißbrauche; aber der: Mißbrauch einer. foldyen Beſtim⸗ 
mung wird ſich auch in der Berfammlung firafen. Die betreffenve 
Perſon ift ja von der Verſammlung der Provinz befannt, ein gro- 
er Theil der Provinzigl-Mitglieder. wird ſich erheben und tabelnd 
fih darüber. ausfpredhen, daß bitfer Abgeerbuete, da er doch der 
dentſchen Sprache volllommen muͤchtig iſt, ſich des Ableſens bevient 
hat. Ich glaube, es IR auch das ſchon im der Kurie der drei 
Stände vorgekommen. Ich würde den Zufag nicht für nothwendig 
halten, fondern von vornherein bei dem Botam ber Kurie der brei 
Stände ftehen ‚bleiben, in der Vorausſehung, daß eine ſolche Erklaͤ⸗ 
rung, man fei der deutſchen Sprache nicht machis, bena fide ge⸗ 
geben und angenommen werben müſſe. 

Referent Fuͤrſt Suhummeky: Ich mus dem verehrten Redner 
erwiedern, daß ich gewiß ten Grundſatz, der ihn geleilet hat, und 
den er fo eben ausſprach, volllymuen ehre und auch theile. uch 
die Abtcheilung het ihm vollkommen getheilt; es iſt aber ein Miß⸗ 
brauch faktifch dadurch eingetreten, Daß dieſe Beſtimmung der. Krrie 
ver drei Stände auf gengzaphifche und nicht auf linguiſtiſche Gren⸗ 
zen Anwendung gefunden bat. Es iſt angenammen worden, daß 











Jeder, der aus einer gewiſſen Brovinz, — ich nehme feinen An⸗ 
fland, fie zu nennen — aus dem Großherzogthum Bofen fei —, das 
Recht habe, feine Rede zu verliefen, und wir haben das Beifpiel er⸗ 
lebt, daß ein Deputitier, der fi) der deutſchen Sprache tadellos 
und ohne Beimifchung von Sremdwörtern auszudrüden vermag, Die 
ſes Vorrechtes fidy bedient. bat. Ich wünſche, dieſes Vorrecht nun 
theils auszudehnen, theils zu befchränfen. Es ift viefes Recht für 
die jämmtlichen Deputirten bed Großherzogthums Pofen beanſprucht 
worden. Niemand fühlt mehr Sympaäthieen für die Deputicten von 
Bofen, als ich; ich fehe aber Feine Sympathie darin, daß benjeni- 
gen Abgeoruneten aus dem Großherzogtkum Pofen, welche Deutfche 
find, welche deutſchen Urfpruuges, deutſcher Bildung, weldje ver 
deutſchen Sprade vollkommen kundig find, dieſes Recht gegeben 
werden fol. Darin erblide ich die Sympathie nicht. Kerner wün- 
ſche ich aber auch, das in Frage ſtehende Recht auszudehnen; denn 
ud außerhalb des. Großherzogthums Poſen giebt es Vollsſtämme 
in unferem ‚großen, weiten Vaterlande, die nicht deutfcher Herkunft 
find... Ich felbit habe die Ehre, einer ſolchen Gegend anzugehören, 
und wenn aus biefer Begend ein Deputirter des vierten Standes 
hergeſchickt worden wine und nisht genügend deutſch könnte, fo würde 
er doch nicht ablefen Dürfen, deshalb nicht, weil er nicht zu Poſen, 
ſondern zu Ober⸗Schleſien gehört. Ich glaube, vernommen zu ha« 
ben, daß in anderen Provinzen fich aͤhnliche Verhältniffe finden, fo 
z. B. an der beigifchen, an der franzöfifchen und an anderen Gren⸗ 
zen. Ich fehe von allen Seiten Beiltimmung zu meinen Worten; 
aber der Abtheilung iſt nicht eingefallen, ven Marfchall zum Schul: 
meiſter machen zu wollen, zu verlangen, daß er erit prüfen foll, ob 
der Abgeordnete deutſch kann oder nicht, und Daß er dann nad) einer 
langen Prüfung fagen fol: Du kannſt deutſch oder nicht, fondern, 
wenn ein Deputirter vortritt und jagt: Ich kann nicht genug deutſch, 
fo tritt er auf die Rednerbühne und lieſ't die Rede vor. Lieſ't er 
die Rebe fo vollfommen gut vor, daß man fieht, daß er deutſch 
fann, fo hat er vor der Berfammlung einen folchen Beweis geger 
ben, daß die. Berfamminng fich gewiß gegen das fernere Ableſer 
ertlären vol, und es wird Das mehr Genfur fein, als alle Jwangs⸗ 


maßregeln. Ich glaube alfo, daß die Erflärumg des Abgeordneten, 
er fei der beutichen Sprache nicht hinreichend mächtig, genügend 
fei; aber die Beſchränkung auf eine beftimmte Provinz muß ich per- 
horresziren, hingegen mich dafür erflären, daß dieſes Recht auf alle 
Mitglieder, welche der deutſchen Sprache nicht ‚hinreichend mächtig 
find, erftredft werde. Damit jedoch nicht beliebig jedem Bewohner 
eines Randeötheiles, in welchem nicht ausſchließlich Die deutſche Spra- 
je gerebet wird, dieſe Berechtigung eriheilt werbe, ift die Bemer⸗ 
fung in dem Gutachten aufgenommen worden. 

Fürft Wedziwil;: Ich habe mich nur auf den Antrag der Ku⸗ 
tie der drei Stände beziehen Tönnen. Da ficht ad 8. 15 d.: „daß 
ed den der deuiſchen Sprache nicht nollflommen mächtigen Landtags: 


Abgeordneten gefattet werden möge, ihre Reden abzulefen.“ Das 


ift der Antrag im Allgemeinen. Alsdann ift blos Die Bemerkung 
gemacht worden, daß dies vorzugsweiſe in Rüdficht ver Provinz 
Poſen geichehe. Was fonft noch über den Gegenftand verhandelt 
worden ift, ift auch in dem vorliegenden: Berichte wicht enthalten. 
Ich Halte mich alfo an das, was hier als die Meinung der Kurie 
ber drei Stände abgedruckt worden ifl. Dies ſcheint mir volllom⸗ 
men genügend; denn in dem Antrage, daß den der dentſchen Spras 
he nicht volllommen kundigen Landtags - Mbgeorbneten geflattet wer: 
den möge, ihre Reden abzulefen, -fehe ich nicht eine Beichränkung 
auf eine Provinz, fondern einen allgemein geftellten Antrag, ber 
eben fo gut auf Mitglieder anderer Provinzen fi) beziehen Fann, 
als auf Mitglieder aus dem Großherzogthum Pofen. Biere ift mın 
Pofen eremplifizirend eingeführt, weil vorzugsweiſe pofener Depus 
tirte es find, Die der deutſchen Sprache nicht vollfommen mächtig 
find; aber es ift mir nicht im entfernteften eingefallen, ben Dents 
fhen, die in Pofen wohnen, das Recht vindiziren zu wollen, ihre 
Rede abzulefen. Ich glaube auch nicht, daß in meiner Bemerkung 


etwas Devartiges lag, als ob ich ein ſolches Amendement zu dem 


Antrage der Abtheilung hätte machen wollen. Meine Bemerkung 
geht dahin, daß das Kriterium ſehr ſchwer zu finden: fei, und ich 
babe geſagt, es Fönne nur darin Hegen, Daß der Marſchall jedem 
Nichtdeutſchen oder nicht volllommen deutfch Redenden glauben muß, 
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wenn biefer vor ihn hintritt und fagt: ich bitte meine Rede ablefen 
zu können, weil ich der deutfchen Sprache nicht volllbommen mäch⸗ 
tig bin. Meine Bemerkung war alfo weder auf geographiiche Oren- 
zen, noch auf eine Unterfuchung Seitens des Marfchalls baſtrt, die 
ich vielmehr vermeiden will, um den Marſchall nicht in eine üble 
Stellimg, dem Deputizten gegenüber, zu verfeßen. 

Referent Fürſt Sihuswnhy: Ich kann wicht umhin, dem ver⸗ 
ehrten Redner zu erwiedern, daß er oͤfter von einem Amendement 
der Abtheilung gefprochen hat; dieſe bat jedoch ein Amendement nicht 
geſtellt, ſondern pure und simpliciter angenommen, was von der 
Drei-Stände-Surie herübergefommen if. Wenn bie Abtheilung ge 
glaubt hätte, dem nicht: beitreten zu fönnen, fo würde fie ſich er- 
kaubt haben, ein Amendement zu ftellen und dieſes zu formuliren. 
Die Abtheilung hat aber feines geftellt, keines formulirt, und es 
dürfte fi alfo der Renner im Irrthum befinden. :Der. verehrte 
Redner hat die erflärende Beifügung Seitens der Abtheilung für ein 
Amenvemement genommen. Diefe Erklärung fchien uber der Ab⸗ 
theilung um fo nothwendiger, ald in der Praxis ſich gezeigt hat, 
welche Art von Mißbrauch eniftehen kann, und weil die Abtheilung 
fich nicht dem Verdachte ausſetzen fonnte, als ob fie den Mißbrauch 
fanetioniee. Es ift in der Vereinigten Arie ein Mitglied aufger 
treten, bat in vorteefflichenm Deutfch eine Rede abgelefen, der Mars 
fihall bat e8 ihm verwieſen, das Mitglied drehte fich aber um und 
fagte: ich bin aus Pofen, und las darauf ungeflört weiter. De&s 
halb glaubte ich, vor einer felchen falfchen Interpretation uns ver⸗ 
wahren zu mäflen, um fo mehr, als fie in ber Vereinigten Kurie 
tolerirt wurde, fo daß, wie erwähnt, ber vorhin bezeichnete Nenner 
ungefiört fortfuhr. Es hielt aber die. Abtheilung dieſen Umſtand 
doch nicht für hinreichend, deshalb ein Amendement zu ftellen, ſon⸗ 
dern ſie hat eimftimmig befürwortet, daß es den der beutiden Spras 
dye nicht vollfommen mächtigen Landtags-Abgeorbneten geftattet wer 
den möge, ihre Reven abzuleſen. Darüber, daß Died der Antrag 
der Abtheilung iſt, kann Sein Zweifel entftehen; denn dieſe Worte 
find in der Zeile hereingerüdt, wie es bei foldhen Sägen, die den 
Antrag enthalten, die gewöhnliche Form if. 





Prinz Hehenishe: Y verzichte auf das Wort. 

Graf Aenim: Sch wollte nur bemerken, daß eben eine Aen⸗ 
derung des Antrags der Kurie der drei Stände nicht beantragt, fon- 
dein er nur erläutert voerden fol, umd daß Die Beforgniß, auf Die 
der Referent hingewiefen hat, daß damit Mißbrauch getrieben wer- 
den förmte, nicht erheblidy genug gefunden worden if, um irgend 
einen Zuſatz zu maden, da das Privikegium: die Reden abzulefen, 
wenn ed wirklich von ber deutfchen Sprache fundigen Berfonen miß- 
braͤnchlich in Anfpruch genommen werden follte, als ein privilegium 
Aebile erfheint, indem es nicht zu dem Bortheil des Redners ge: 
rekht, wenn er hiervon Gebrauch macht. 

Fürſt Nadziwill: Ich wollte nur fragen, ob es praftifch fei. 
Denn wenn es fein Amendement, Fein Abänderungs⸗-Vorſchlag fein 
fell, fo. wird es much im fpäteren Verfahren nicht an die Kurie der 
drei Stinde zurüdgehen fönnen. 

Referent Fürft Rchnswsiy: Natürlich! 

sen Keltſch: Dem Bönnte ich doch nicht beitreten, fondern 
würde es für zireiimäßig halten, daß eine. Andeutung bed Motive 
anferes Beſchluſſes an die andere Kurie hierüber gelange. Sch 
möchte jagen, ich finde es nöthig, weil darin eine Hinwelfung dar⸗ 
auf liegen würde, daß mir vertrauen, es werden die Stände ſelbſt 
dahin wirfen, daß fein Mißbrauch von. dem in biefem neuen Zu: 
füte bewilligten Rechte gemacht werde. Es wäre gemiffermaßen 
eine Andeutung, daß bieienigen, weldye fich verleiten: laflen möchten, 
damit Mißbrauch zu treiben, gewiß in der. allgemeinen Sitte und 
dem Talte der Verfammlung felbft ihre Cenſur finden würden. Bes 
ſtimmte Formen einer ſolchen Cenfur laffen ſich im voraus nicht 
aufftellen, find aber auch nicht nöthig, ſondern es genügt Die Ans 
dentung, daß die moraliſche Wacht einer ſolchen Sitte exiſtire. 

Jandtags - Marſchall: Wenn feine. weitere Bemerkung erfolgt, 
fo iſt der Antrag der Abtheilung angenommen, falls nicht anf eime 
beſondere noch formellere Abſtimmung provozirt wird. 

“2. (Der Antrag der Abtheilung iſt angenommen.) 

MAMeferemnt Yürft Aueh) lieſ D: 


° Js 








„Ad $. 15e des Negiement®. " ! 

Se fehr vie Abtheilung anerkennt, daß eine Veſtimmung darüber —8* 
big if, daß bie Reden nicht an einzelne Mitglieder gerichtet werden bürfen, fo 
findet fie doch, daß die Borfchrift, wonach folche nur on den Marfchall gerichtet 
werden follen, praftifch nicht fireng ausführbar ift und auch fehon von dem ges 
genwärtigen Landtage nicht immer beobachtet wird. Sie tritt daher dem Bor 
ſchiage eines ihrer Mitglieber: 

zu beflimmen, daß die Reden nur an ben Marſchall oder an bie Verſcumtung 
gerichtet werden dürfen, 
einſtimmig bei.“ 

Fandtags -Marſchall: Der Antrag der Abtheilung iſt ange⸗ 
nommen. 

Referent Fürft Sihnowshy (fiel): | 

„Ad $. 158 des Reglemente. 

Der Vetitions: Antrag der Rurie der drei Stände am Ende von $. 15 

Litt. g. die Worte hinzufügen zu laffen:- 
und if dazu verpflichtet, wenn Die Majsrität der: Berfanmlung es verlangt, 
wir) von der Abtheilung elufimmig befkrmortet.‘ 

audtags Maxſchallz Sie würben wohl. das Nähere hier an⸗ 
geben müſſen. 

Referent Fürſt Sichusmshy Clieft den 8. 158 des Resle⸗ 
ments vor): 

„Rene zur Sache gehärenze Vorſchläge werden nur dann in rwägung ge 
nomwen, wenn fie dem Marſchall von dem Propenenten vor der Sitzung fchrifts 
lich eingereicht find und auf Anfrage des Marfchalld von 24 Mitgliedern durch 
Aufftchen unterflügt werden. Der Marfchall kann jedoch in einzelnen Fällen, 
wenn die firenge Befolgung dieſer Borfchrift erhebliche Uebelſtände berbeifüßren 
würde, Ausnahmen davon geftatten.“ 

Aandiags Marſchall: Wenn feine Bemerkung erfolgt, at A 
ber Antxrag der Abtheilung ale angenommen zu betrachten. Mir 
kommen jum nädkften. 

Referent Fuͤrſt Sihnemshy (Heft): 

„ben fo 
ad $. 18 des Reglements, 
der Antrag, diefem Paragraphen die Beftimmung hinzufügen zu laflen: 

Unmittelbar vor der Abſtimmung wird die Frage durch einen der Secretaire 
verleſen.“ 


Graf Kielmannsegge: Ich erlaube mir auf wie nweimalige 36- 
Hmmung anzutragen. Eo fickt mir wenig prakuſche Erfahrung in 


fändifchen Verhandlungen zur Seite; ich habe aber, wo ich Diele 
zu beachten Gelegenheit gehabt habe, hänfig erlebt, daß wichtige Fra⸗ 
gen bei einer einmaligen Abſtimmung nicht daſſelbe Refultat hatten, 
wie bei einer fpäteren; es kann dies eben forwohl dem Gouvernement 
als der Berfammlung nachtheilig fein. 

Sandtags-Marfhall: ES fragt fid, ob der Redner hinreichend 
verſtanden worden iſt. | 

(Mehrere Stimmen: Wir haben ihn gar nicht verftanden.) 

Graf Kielmannsegge: Ich babe den Antrag gemadjt, daß die 
Abſtimmung in wichtigen Kragen zweimal wieverholt werden müſſe, 
ehe fie Geltung oder Beichluß für die betreffenden Kurien hat, weil 
in vielen wichtigen Sragen bei ftändifchen Verhandlungen bie zweite 
Apftimmung ein weit anderes Refultat gewährt hat, als die erſte. 
Es können Fälle vorfommen, wo ein einzelnes Mitglied eine Rebe 
nicht genau gehört oder nicht ganz genügend aufgefaßt hat, und wo 
das, worauf ed hauptfächlics anfommt, nicht fo deutlich geworben 
iſt, wie ed bei ruhiger Prüfung gefchehen würde. 

Referent Fürft Sihnemshy: Ich muß diefer Anfiht um fo 
mehr beiflimmen, als viefe Gattung Probe bereitö in anderen Län 
dern üblich if. Wenn ich nicht irre, ift e8 8. 38 des Reglemente 
fr vie franzöfifge Pairskammer, ver über die Stimmen fpricht und 
fagt: „Die Mitglieder für flehen nuf und werden gezählt, die Dit: 
glieder gegen fehen auf und werden gezählt.” Es liegt aber darin, 
Daß eine Verſammlung, welche feit vielen Jahren dieſe parlamenta⸗ 
riſche Gewohnheit eingeführt hat, diefelbe für nöthig halt, ein Be⸗ 
weis für ihre praluſche Tuͤchtigkeit Es ſcheint nicht nöthig, zu 
eremplifigiven, da der Tag: nicht weit entferwt iſt, wo eine Derartige 
Beflimmung dringend nothivendig und wuͤnſchenswerth gewefen wäre, 
und ich muß daher dem Antrage des geehrten Mitgliedes beiflimmen. 

Prinz Hohenlohe: Ich würde mid) dagegen erklären, und zwar 
aus dem einfachen Grunde, weil, was für bie Pairsfammer gut 
fein mag, doch nicht gut für den Bereinigten Landtag gewefen fein 
fann. Ich würde auch darauf aufmerffam machen, wenn eine Ab⸗ 
fiemmung erfolgt wäre, und es wären fo und ſo vi Mitglieder 
auftzeſtauden und found: fo viel Mitglieder ſitzen geblieben, bie fol⸗ 
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gende Abſtimmung würde aber ein anderes Reſuliat liefern, was 
würde dann gefchehen? Das Tann fehr gut fein bei einer Abſtim⸗ 
mung: in der Pairskammer oder HerrensSturie, aber bei einer Ber 
ſammlung von 6 bis 700 Perfonen würde es fid) nicht praftifch 
bewähren.. 

‚Graf Sandsberg: Ich wollte mir Erklärung darüber erbitten, 
wie dann zu verfahren ift, wenn beide Abftimmungen nicht gleich 
find. — 

Graf Delms-Baruth: Ich wollle eigentlich Diefelbe Frage an 
die Verfammlung richten. Welche Abftimmung fol gelten, wie erfte 
oder die zweite? Es find: zwei verfchiedene Abſtimmungen über den⸗ 
felben Gegenſtand, und es würden hier verfchiedene Refultate ſich 
ergeben Tonnen. Was der Herr Referent anführt, iſt ehvas Ande⸗ 
res; es iſt ‚nicht eine doppelte Abſtimmung, fondern eine Probe. 

Referent Fürft FSichnsweky: Ich würde mir erlauben, den bei⸗ 
den verehrten Rednern zu erwiedern, daß es nicht als Regel, ſon⸗ 
dern als Irrthum und Ausnahme angenommen werden Tann. Es 
ift doch in-einer Berfammlung nicht anzunehmen, daß ein Mitglied 
jogt für eimen Gegenſtand flimmt und zehn Minuten darauf ſich 
anders beflunt und dagegen fiimmt. Es fanıı nicht als Regel ange⸗ 
nommen werden, fonbern es wäre gerade ein Beweis für die Tüchtig⸗ 
beit ded Amendements meines verehrten Kollegen, nämlich), daß ber 
Irrthum fo nahe liegt, daß er den verehrten Mitglievern gleich im 
eriten Augenblicke eingefallen it. Wenn ein Irrthum vorfiegt, fo 
iſt die Probe um fo nothwenbiger; Tiegt Fein Irrthum vor, fo iR 
hervorzuheben und einfacher, daß auf diefe Art abgeflimmt werbe; 
dann. iſt es nicht möglich, Daß der zweite Moment ein anderer fei 
als ver erſte. Liegt ein Irrthum vor, fo iſt die Probe um fo wid 
tiger... Wann macht man eine. Probe? Bei Rechnungen, weil man 
glaubt, ig zu irren. Wenn man fidy nicht zu irren geglaubt hat, 
fo iſt eine Probe nicht nöthig. ES iſt ein einfaches Rechnungs⸗ 
Erempel, hier leichter, weil blos 57, dort ſchwerer, weil 660 abs 
ſtimmen. Ich werde ein Beilpiel binzuffigen, es tft die Abftimmunk 
über ein Amendement. Bei der Abftimmung über dieſes Amende⸗ 
ment waren. mehrere von mir hochgefchaͤtzte und hochgeſtellte Diik 


glieder im Zweifel, ob dieſelbe fo fei, wie fie uns als Folge des 
erſten Eindrucks gefchildert wurde. Rum frage ich, wenn 6 Mit- 
glieder hier und 24 Mitglieder dort dad Recht gehabt hätten, zu 
begehrten, nochmals abftimmen zu laſſen, ob dies nicht für Diejenigen 
Meinungen, die noch jetzt im Zweifel find, ob eine richtige Zählung 
erfolgt fei, ein volllommenes Kriterium und ebenfalls eine Beruhi⸗ 
gung geweſen wäre? 

Landtags -Marſchall: Ging der Antrag des Grafen Kiel- 
mannsegge dahin, daß biefe Doppelte Abflinsmung bei jeder Frage 
za geſchehen habe. 

Graf, Kielmannsegge; Ich glaube im Gegentheil, fie müßte 
auf Zälle von größerer Bedentung befchränft werben, weil fie zeit- 
raubend fein würde, wenn über jede Frage zweimal abgeſtimmi 
würde. Ich bemerfe auf den Einwand, daß ich, weil nicht wohl 
anzunehmen, daß in derſelben Diskuſſion und bei gleich auf einan- 
ber folgender Abftimmung diefelbe Stimmen: ſich für oder gegen aus⸗ 
fprechen würben, daß ich eben darum für wichtige Fragen die zweite 
Abftimmung auf den nächften Tag verlegt haben moͤchte. 

Graf Kepſerling: Motivirt würde der Abaͤnderungsvorſchlag 

nur dadurch, daß er beantragte, die Mubeftimmtheit und Ungewiß- 
heit bei den Abflimmungen zu entfernen. Ich glaube aber, daß da⸗ 
für Mittel im Gefey ſelbſt enthalten ſind, da nach 8. 18 des Ne 
glements es dem Marſchall überlaflen ift, die Abftinımung durch 
Ramens-Aufruf eintreten zu kaflen, wo ein Irrthum oder eine Un- 
‚gewißheit obwalte. Es fcheint deshalb Fein Motiv zu fein, aud 
noch darüber etwas Neues zu geben. 
Saudings- Marſchall: Es fragt ſich, ob nad; ven Grikuterum- 
gen, die gegeben worden find, der Antrag die Unterfkügung von 
6 Miüglievern findet. Er hat fie gefunden, wird alfo zur Abſtim⸗ 
mung kommen. Es ift alfo nun fraglich, was noch weiter über 
den. Gegenſtand zu bemerken if. | 

Graf non Arnim: Es ift noch nicht ganz entſchieden, wie es 
fcheint, ob der Antrag dahin geht, daß die Abſtinmung im ber 
Weile erfolgt, daß die Mitglieher abwechſelnd gezaͤhlt werben — 
J. B. zuerft Die, welche figen geblieben find, und das zweite Mal 
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die, welche aufgeſtanden find, was alſo nur eine Probe :wäre, — 
oder ob der Antrag dahin geht, daß, nachdem die Frage geteilt 
worden, 3. B. Die Mitglieder, welche dafür find, ſich erheben mögen 
und das Refultat vermerft wird, und nun diefelbe Frage nochmals 
geftellt uud wieberum verlangt wird, daß dieſelben Mitglieder auf- 
fiehen, wodurch eine zweimalige Zählung der Botanten für den Un- 
trag ftattfinden wiirde. Ich bitte, den Antrag zu prägifiren, ob er 
das Eine oder das Andere will | 

Graf Kielmennsegge: Es würde ſich, je nachdem Pie Maje- 
rität ſich berausgeftellt hat, eutſcheiden, vb durch Abzählung abge 
ſtimmt werden müſſe oder die Maforität ſich fo entſchieden herans- 
geftellt hat, daß die Zählung unnötbig wird. Wenn die Majerität 
zweifelhaft wäre, fo würde, wie es auch jeßt ſchon geichehen if, 
eine Zählung vorgenommen werden; biefe zweite Abftimmung aber, 
glaube ich, ‚müßte unbedingt und zwar nur für wichtigere Fragen 
erſt in. der folgenden Sitzung vorgenommen werben. 

Fandtags - Marfhall: Ich würde doc bitten, den Dorfchlag 
beftimmter zu faflen, weil er zur Abſtimmung gebradjt werden ſoll. 

Graf Kielmannsegge: 

„Daß für alle wichtigere Fragen eine‘ zweimalige Abſtimmung in auf einan⸗ 
ber folgenden Sigungen vorgenommen wärbe.‘ . 

Graf Solms-Paruth: Dem eriten Theile des Antrages wärbe 
ich mich anfchließen, dem zweiten nicht, 

von Keltſch: Ich erlaube wir. zu bemerfen, daß, wenn vies 
in dem Kriterium der Wichtigkeit liegen ſoll, daraus Schwierigkei⸗ 
ten entſtehen werden, aus denen meines Dafurhaliens gar. nicht 
herauszufommen fein würde, 

Schr. Seufft von Pilſach: Wenn nun eine Frage für wichtig 
erachtet: wird und eine zweimalige Abftimmung fiattfinbet, was ſoll 
geichehen, wenn die zweite Abftimmung mit der erſten nicht über- 
einfummt!-: oo. Pa 

Graf Atelmanasegge: Als wichtig würden alle eine acſetlab⸗ 
Beſtimmung begründende Beruthungen gelten. 

Frhr. Senſt von Pilſach: Die eine Bemerkung möchte ich mir 
erlanben, daß ich es für ſehr wünſchenswerth erachte, Das jehige 
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Berfahren abzufürgen, aber es noch zu verlängern, erſcheint mir 
bedenklich. 


Graf von Arnim: Den erſten Antrag habe ich fo verſtanden 


und unterflügt, daß, wenn bei einer wichtigen Frage die Abftim- 
mung erfolgt ift, man ſich denken fünnte, daß doch die Frage von 
dem Einen oder Anderen nicht richtig verſtanden, daß bie Auffor- 
derung ded Landtags» Marfchalls, daß die, welche für oder gegen 
flimmen, aufftehen oder fiten bleiben, von dem Einen oder Anveren 
umgefehrt aufgefaßt worden wäre. Der Zall ift gewiß ſchon vor- 
gefommen. Um nun bei widhtigeren Fragen dergleichen Zufällig: 
feiten abzufchneiden, will ber Herr Antragfteller, wie ich ihn ver- 
ftanden habe, daß nach dem Vorgange anderer Berfammlungen noch 
ein zweites Mal abgeftimmt werde, damit alle etwaigen Webereilun- 
‚gen und Verſehen, die bei der erſten Abſtimmung ftattfinden können, 
bei wichtigen Fragen vermieden werden. Dann würde allerdings 
nad) ver gewöhnlichen Regel die zweite Abftimmung geltend fein. 
Es würden dann alle Zweifel und Unficherheiten vermieden werben. 
Ein folcher Antrag fcheint Manches für ſich zu haben, und wenn 
man fragt, welches follen die wichtigeren Fragen fein, fo würbe 
darauf zu antworten fein: In allen den Fällen, wo jebt ber 
namentliche Aufruf erfolgt. Wie die Verſammlung verlangen kann, 
daß der namentliche Aufruf erfolge, mag fie auch verlangen, daß 
noch einmal abgeftimmt werve, und ich leugne nicht. daß Fälle vor: 
gefommen find, wo man fügte: es fcheine zweifelhaft, ob alle Stim- 
menden die Frage richtig verftanden hätten, und wo von denjenigen, 
denen an dem Refultate der Abflimmung gelegen war, entgegnet 
wurde: die Abftimmung ift fchon erfolgt. Alle diefe Momente wer- 
den vermieden, wenn in foldyen Fällen, wo ſich ein Zweifel ergiebt, 
jedem Mitgliede zufteht, zu fagen, ich glaube, daß ein Mißverſtänd⸗ 
niß ſtattgefunden hat. 

Wenn nochmals abgeſtimmt wird, ſo hat das nichts zu bedeu⸗ 
ten. Hat fein Mißverſtäͤndniß ſtattgefunden, fo wird bie Abſtim⸗ 
mung diefelbe fein, hat aber ein Mißverftännniß ſtattgefunden, fo 
wird das zweite Mal das richtige Mefultat heraus Tommen, und 
wo die Berfammlung diefen Weg wünfdht, möge fie venfelben Modus 


sinfchlagen, ‚um ihrem Wunſche Geltung zu verſchaffen, der im Ne; 
glement für den. namenilichen Aufruf vorgefchrieben ift. 

Fſurſt zu Salm-Dyk: Würde es nicht jedem Mißverftännnig 
vorbeugen, wenn immer blos diejenigen, die fir einen Antrag finv, 
anfftehen, und bie dagegen find, figen bleiben, nicht aber abwech⸗ 
felnd das Umgefehrte ſtattfände. 

Sandtags -Marſchall: Es iſt das ein anderer Punkt, den ich 
zu beantworten habe, uni  erfläre, daß dieſer Wechſel bis jetzt 
nicht ſtattgefunden hat; ich habe immer für das Zeichen der Ver: 
neinung das Aufftehen genommen. Geleitet hat mich dabei’ die Rück⸗ 
ficht, daß es oft vorfommt, und heute ſchon ift der Fall da gewefen, 
beſonders oft bei Gefeßesvorlagen von größerem Umfange, daß über 
Paragraphen abgeftimmt wird, ohne daß eine Diekufiton flattgefun- 
den hat, und dabei das. Sipenbleiben ald Zeichen der Annahme gilt. 
Es ift mir aber erwünſcht, bei diefer Gelegenheit zur Sprache brin- 
gen zu können, daß ich gern bereit bin, ein anderes Verfahren ein- 
treten zu Taflen, wenn es von der Verſammlung gewünfcht wird. 
Wenn alfo ver Wunſch vorherrfchend ift, daß als Zeichen der Be- 
jahung das Aufftehen gewählt werde, fo habe ich dem nichts ent- 
gegenzufegen. N 

‚ Graf Vyhrn: Sch glaube auch, daß es viel beffer ift, wenn 
ein und daffelbe Zeichen ein für allemal gilt. 

Kammerherr von Brandt: Ich dächte, es müßte die Entfcheis 
dung ganz in die Haud des Marſchalls gelegt fein. Nach meinem 
Dafürhalten it es micht vortheilhaft, wenn man entfchieden beftimmt, 
durch Aufſtehen oder Sigenbleiben foll jedesmal die und die Anficht 
ausgeiprochen werden. Es könnte häufig vorkommen, daß diejenigen 
figen bleiben, welche Die Frage entweder nicht gehört oder falfch 
veritanden hätten, wodurch fie dann vielleicht gerade im entgegen: 
geſetzten Sinne ftimmen würden. 

Graf von Arnim: Es fcheint mir dies unmaßgeblich ein Ge- 
gegenſtand zu fein, der in dieſem Augenblick nicht zur Diskuſſion 
fteht, fonderu der Antvag des Grafen von Kielmannsegge ſteht 
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zur Disluſſion, mad ich glanbe, daß wir auf biefem erſt eingehen 
muͤſſen, ehe man zu einem zweiten Antrag übergeht. 

Prinz Hahenlohe: Es wurde auch nur die Zeit waͤhrend ber 
Formulirung jenes erſten Antrags benutzt. 
Aandtags- Marſchall: Wir werden, da nun ber Vorſchlag des 
Grafen von Kielmannsegge gefaßt. ift, fpäter auf den Gegen: 
ftand zurückkommen. 

Referent Fürft Sihnswshy: Mein Borfchlag divergirt von 
dem des Herrn Grafen von Rielmanndegge. Ich glaube, daß, 
wenn über zwei Amendements abzuftimmen ift, in der Regel beide 
Amendementd vorher gehört werden. Das meinige lautet: 

„Wenn 24 Mitglieder des Vereinigten Landtages und 6 Mitglieder ber Hervens 
Kurie es verlangen, fo muß nach der Abftimmung eine zweite Abſtimmung 
erfolgen. Die Abftimmung ift dann die Probe, die zweite Abflimmung die 
. Segenprobe. Wenn bei ver erſten Abflimmung oder der Probe die Mitglieber 
für ſtehen und gezählt werben, fa fliehen bei ber zweiten Abflimmung oder 
Gegenprobe die Mitglieder gegen auf und werden ebenfalld gezählt. Das 
Zählen gefchieht durch die Ordner. Beide Zahlen fummirt müſſen die Zahlen 
der Gegenwärtigen geben; trifft dieſes nicht zu, fo waltet Irrthum ob.“ 

Nun muß ich noch bemerfen, daß entweder die Verfammlung 
befchließen muß, die ganze Prozedur nody einmal vorzunehmen oder 
zum namentlichen Aufruf zu fchreiten. Ich war für das Letztere, 
und mein Amendement fchließt daher mit den Worten: „und wird 
zum namentlichen Aufruf gefchritten.” Ich erlaube mir, noch ein 
Wert beizufügen. Es ift Irrthum möglih in zwei Faͤllen: wenn 
bie Ordner nicht ordentlich gezählt und wenn bie-Mitglieber nicht 
richtig verftanden haben. Was den erflen Fall betrifft, fo kommt 
es zur Gegenprobe; was den jweiten betrifft, fo bleibt der Irrthum 
permanent, wie ein Baden, der fich durch alle- Aofimmungen sicht, 
wenn nicht folgender Satz hineinkommt: 


„Wenn es von einem Mitgliede verlangt wird, fo muß‘ die Frage zwifchen 
beiden Abftimmungen nochmals verlefen ‚Werben, Jede Debatte zwiſchen beis 
ben Abflimmungen ift unterfagt.“ 


‚Schr. Senſftt von Pilfad: Ich. muß mich Dagegen erkllaͤven. 
Ich halte eing doppelte Abſtimmung nieht für angemeſſen, weil fie 
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jettraubend in, und weil der erſten Mbftimmung vann fihen ven 
Haufe aus nicht die ihre zu wünſchende Aufmerkſamkeit gewibmet 
werben möchte. Aber ich habe noch ein anderes Bedenken. Es 
fann namlich, wenn wir dieſen Borfchlag annehmen, soft von ber 
Minorität eime zweite Abſtimmung hervorgerufen werben, dieſe geht 
Bann von vorn wieder los, und fo kann der Zufall walten, daß vie 
Abſtimmung revera ein anderes Refultat bringt. Ich glaube nicht, 
Haß wir irgendwie das wünſchen fünnen. 

z. Meferent Zürft Lichnswoky: Es fei mir geftdttet, meinen 
Antrag zu vertheivigen. Was Ye Zeiterfparniß betrifft, fo iſt vie 
geit allerdings koſtbar, wenn fie aber vor Irrthum bewahren foll, 
fo fann fe nicht niedrig genug angefchlagen werben Was ven 
Mangel an Aufmerkſamkeit bei der erſten Abftimmung anbelangt, 
fo weiß ja Niemand Im: voraus, ob nad ver eriten Abſtimmung 
tine zweite wird begehrt werben. Ich komme nun auf den weiteren 
Pkt, ver beräßet worden ift,.;nämlid auf das, was der Herr 
Redner von der Minerität ſprach. Was er hier anzunehmen fcheint, 
wnß ich durchaus perhorresciren, weil ich wohl einen möglichen 
Ferthum, nicht aber eine foldye Geſinnungsloſtgkeit fupponicen will, 
daß darum ein Unterfchied zwiſchen den Refultaten ver beiven Ab⸗ 
ſtimmungen erfolgen ſollte. Sodann muß ich mir Auffkirung er- 
Bitten über ben Ausdrud, der gebraucht worden if, „was nochmals 
losgeht. 

Graf: Sinkmannnigge: Die Abſtimmung ift darunter verflan« 
ven Ich muB bemerken, daß ich hier etwas verwechfelt habe, was 
von dent Hertrn Referenten vorgelefen worden if. Es iſt nämlich 
da geſagt; wenn zwei verfehiedene Abſtimmungen feien, dann ſolle 
die zweite Abſtimmung entſcheiden. Hiernach ändert die Sache ſich 
allerdings. Es iſt alſe blos eine Verwechſelung. Ich muß bemer⸗ 
fen, daß ich mir die Verſchiedenheit wohl denken kann, well das 
eine oder das andere Mitglied wohl eine verfchiedene Meinung ha- 
ben: körme. Wenn auch die Diskuſſton geſchloſſen iſt, fo fchließt 
das nicht davon aus. Ich erfläre, daß ich allerdings ſolche Fälle 
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für möglich bafte. Ich glaube wicht, daß es angenefien ik, deß 
man in foldyen Fällen anders beitimmt, 

5: Referent Fürk Sichusmehg: Nach meiner Berechmms der nös 
khigen Zeit zwifchen der erflen und Der zweiten Abſtimmung fin) 
310. Minuten genügend. Mehr Zeit it nicht netiwendig. Rad ber 
erſten Abſtimmung fiehen 24 oder reſpektive 6. Mitglieder auf, und 

bie zweite Abftimmung fängt an. Run muß ic gefichen, wer nach 
den Materialien, die ihm ſchon früher. ins Haus geſchickt worden 
find, um ſich über den Gegenftand der Beratkung zu informiren, 
und nachdem die Sache alle Stadien der Debatte durchlaufen bat, 
über den Gegenſtand noch feine eigane Meinung. gervonnen bat, um 
abftimmen zu können, den, glaube ich, Eönnen wir aufgehen und auf 
feine Meinung fein weiteres Gewicht Tegen. 

Graf von Itzenplitz: Ich erlaube mir eine Frage an den 
Herrn Referenten. Der $. 18 in feinem zweiten Abfab macht bie 
Abſtimmung mittelft namentlichen Aufruf von dem Begehren von 
24 Mitglievern oder von dem Ermeffen des Marfhalls abs 
bängig. Der Herr Referent hat in . feinem Antrag bie ‚analoge 
Kennung des Marſchalls weggelafien. Ich möchte fragen, ob dies 
abfichtlidy gefchehen it. Der Herr Referent hat feinen Antrag das 
hin geftellt, e8 folle auf den Antrag von 24 Mitgliedern nochmals 
gezählt werden. Ich möchte dem Marfihall pas Recht auch hier 
vindiziren, weldyes ihm der 8. 18 im zweiten Abſatz einräumt. 

Referent Yürft Sihnswehy: ch habe nichts Dagegen. 

Graf Potho zu Stolberg: Ich muß mir erlauben, auf eine 
Heußerung ded Herın Referenten zurückzukommen, die ich nicht vers 
ſtauden habe. Nach dem Antrage des Herrn Referenten foll, wenn 
fhon abgeftimmt fei und die Sache unflar wäre, ‚nochmals Die Ab⸗ 
fimmung mittelft namentlichen Aufrufs erfolgen. 

Referent Fürft Sihnswehy; Mein Antrag Jautek: 

(Berlieft denfelben.). 
| Run frage ich den geehrten Redner, ob er ein anderes und 
welches Mittel weiß. 
Graf Roths zu Stolberg: Der Zweck meiner Anfrage war 
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sur, wich daruͤber belehren zu Ioflen, ob auch noch eine dritte an 
Rinmung erfolgen ſoll. . 

Sehr. Denfit von Pilſach: 36 wollte nur "eeioiebten. daß im 
Laufe der Debatten haänufig Amendements vorkommen, bie man frü⸗ 
ber nicht kaunte, und hinfichtlich deren man ſich nid zu vor eine 
feſte Auſicht bilden konnte. 

Graf Kielmannsegge: Ich ſchließe mich dem Amendement bee 
Herrn Referenten fehr gern an. 

Ich muß bemerfen, daß mir eine Menge Fragen befannt Kap; 
wo es von der größten Bedeutung war und wo die Regierung 
Nupen daraus gezogen ‚hat, daß. die Abſtimmung zum zweitenmal 
wiederholt worben if... -  - 

Sandtags- Marſchall: Die- Meinung ift wohl nicht die, daß 
ber Abftimmung am anderen. Tage noch eine Verathung vorauge⸗ 
hen ſoll. 

Ein Mitalied: Nur eine Verleſung ver. früheren Abftimmung, 
und darauf fol die andere Abſtimmung folgen... 

Graf zu Synarı Der $. 25 Litt. D. ergängt die. Befimmune 
gen des 9. 18 in Bezug auf die befonderen Verhaͤltniſſe in der 
Herren⸗Kurie. Ich glaube alſo, daß im Amendement die beſondere 
Erwaͤhnung der 6 Mitglieder wegbleiben dürfte. 

Referent Fürſt Kchnomsky: Es trägt zur Verdeutlichung bei 

Graf von Arnim; Ich gebe dem Antragfteller anbeim, ob Die 
Modification des Antrages nicht in manchen Fällen durch entſchuld⸗ 
baren Irrthum des Ordners, welcher eine Perſon vielleicht: Doppelt: 
zählte, in vielen Fällen ohne Noth zum ‚namentlichen Aufeuf. führen. 
wird. Der Herr Referent will, Daß zuerſt Die Mitglieder gezählt 
werden, bie aufgeftanden find, daß die zweite. Abftimmung dadurch 
erfolgen fol, daß die Mitglieder gezählt werben, die figen geblieben 
find; und, wenn die Summe diefer beiden nicht flimmt, mit der 
Summe der Mitglieder im Ganzen, dann der namentliche Aufruf 
eintreten fol. Da bin ich der Beforgniß, daß wegen eines an ſich, 
unerheblichen Irrthums der namentliche Aufruf erfolgen fönnte. 
Wenn -Kii einer Berfammtling eine größe Amahl von Mitgliedern 
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vorhantten IR, fommt es wicht feiten vor, daß bie halben Gummen 
der Sigenden und Stehenden um ein oder zwei Perfouen gegen bie 
Geſammtſumme der Anweſenden bifferiren. Damm. müßle mar, wenn 
fid) dieſes ergiebt, fogleich namentlich abgeſtimmt werben. Ich meine, 
66 wäre genug, eime nedmalige Abſtimmung im der Weiſe vorzu⸗ 
nehmen, daß die Aufforderung an die Verſammlung ergebe, daß hie, 
welche dafür find, nochmals auffichen. 

Referent Fürft Sihnswshy: Ich kann diefer Anſicht nicht bei⸗ 
ſtimmen. &8 hat ſich in anderen fländifchen Verſammlungen biefe 
Probe nicht als hinreichend gezeigt. Sehen wir den Fall, daß durch 
die räumliche Zufammenftellung der Side in einem Saal ein Mit: 
glied als ſitzenbleibend amgefehen worden ift, weil e8 von dem Ord⸗ 
ner nicht bemerft werden konnie, fo fönnte es das zweitenmal bei 
gleicher Zaͤhlweiſe ebenfalls überfehen werben. Ich will mich gern 
befcheiden, daß wir an der Stelle, wo ich gefagt habe, „trifft pas 
nicht zu, fo waltet ein Irrihum ob, und es wird eine nochmalige 
Zählung vorgenommen’ fegen, "wenn der Marfchall es für ange- 
meſſen erachtet,’ ober wenn 24 Mitglieder im Vereinigten Landtage 
und 6 Mitglieder in der Herren-Kurie es verlangen, muß nach der 
Abſtimmung eine zweite Abſtimmung erfolgen. Die zweite Abſtim⸗ 
mung ift dann die Begenprobe. Wenn in der erften Abſtimmung 
die aufſtehenden Mitglieder als pro gezählt. werben, fo Tlehen bei 
der Gegenprobe die Mitglieder contra auf, und wenn die Abſtim⸗ 
mimg zweifelhaft iſt, wird durch die Ordner gejählt. Die Summe 
einer Abzaͤhlungen muß mit der Zahl der Mitglieder der Berfamm- 
fung zuſammentreffen. Teifft Dies. nicht zu, nıin fo teäfe dann, was 
mein ehrenwerther Kollege aus ber Mark gefagt hat, ein. & müßte 
nochmals gesählt werben. | 


Graf von Arnim: Mein Antrag geht dahin, auf die Worte 
in bem Antrag des Herrn Referenten, „findet eine zweite Abſtim— 
mung ftatt”, folgen zu laſſen: „dieſelbe erfolgt in gleicher Weiſe wie 
die erſte Abſtimmung.“ 
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muß als reihen angefehtt werben, denn eiwas Andeves praſumire 
ich nicht. 

Ein Mitglied: Daß die gdrage nicht immer richti serfanben 
worden ift, kommt ſehr häufig vor. 

Referent Fürſt Sihuswehy: Menu die Frage nicht richtig vera 
ftanden worden ift, fo beruht Died wieder auf einem Irrthum. Miß⸗ 
verftändmiß iſt nichts Anderes als Jerthum. 

Graf von Kielmennsegge: Je verwidelter bie Frage iſt, die 
zur Abſtimmung kommt, deſto eher tft Irrthum möglich. Sodam 
fommt auch der Fall vor, daß in ſolchen Faͤllen Die. Abſtimmenden 
gleichſam überruumpelt werden, daß fie erſt nachher aufmerkiam wer⸗ 
ben, oder zur Erlenntniß kommen, welche Abſtimmung gut iſt. 

Graf von Dohna- Aauch: Ich ſtimme ganz dem Amendement bei. 
Ich würde die Abſtimmung durch namentlichen Aufruf aber nur 
dann eintreten laſſen, wenn es verlangt wird. Die Differenz der 
Stimmenjehl kann moglicherweiſe eine ganz unbedeutende, die Mas 
jorität. eine fo -große fein, deß es uf 2 oder 3 Stimmen gar nicht 
anlagen. | 
Meferen Fürſt Mchuemuhg: Ich habe nichto Dagegen; 

Fürſt Vadziuil: Ich wollte. die Bemerkung machen, daß doch 
nur zu einem namentlichen Aufruf geſchritten werben follte, wenk 
der Irrthum ein erheblicher war, und für einen erheblichen Irrihum 
kann ich nur den anfehen,; der das Reſultat der Abſtiumung ändert. 
Yu biefem all bliebe nichts übrig, als namentlicher Mufrufs ift es 
aber ein unerheblidder Irrthum, ‚wird alfo der. Charakter ver Abs 
ftimmung nicht geäußert, fo- ift nichts weiter noͤthig; wir. aber der 
Charakter, das Refaltat Der. Abſtimmung, durch Gegenprobe geändert 
denn bieibt allerdings nichts übrig, als .namentlicher Aufruf. 

- Zr Suhnewahy: Alſo ich konnte hinzufügen: So waltet ein 
Iihen ob, und wird auf Berlangen sum namentlichen Aufruf es 
ſchritten. 

Fürſt W. Nadziwill: Ich glaube, es mußte ausdrücklich aufge⸗ 
noermen Werden: Wird das Reſultat ver Abbſtimmung geänvdert, 
dann muß eine namentliche Abſtimmung ſtattfinden. Go fönnen 


Fälle denfbar fein, wie ein verehrtes Mitgtien aus ‚Brandenburg 
bemerkt hat, wo es fih um ein Paar Stimmen Differenz handelt, 
die aber im Refnltat der Abſtimmung gar keinen Unterſchied machen, 
und wegen einer ſolchen Differenz Zeit. zu verlieren, wäre wirklich 
ganz unnoͤthig. Wird aber ver Schinß der Verſammlung durch die 
Gegenprobe geändert, dann fol namentlicher Aafruf ſtattſtuden. 

Fürft Sihnswehy: Ich, habe nichts dagegen einzumenven. &s 
würde alfo heißen: Trifft dies nicht zu, fo waltet Irrchum ob, und 
wird dadurch das Refultat der Abſtimmung geändert, fo wird zum 
namentlichen Aufruf gefchritten. 

Graf Arnim: Ich glaube, daß die Zahlen nicht fimmen wer⸗ 
den, weil die Zahl der anweſenden Mitglieder: im Augenblide ver Ab⸗ 
fiimmung in einer größeren Verfammlung gar nicht einmal immer 
feftiteht. Bei einer Abftimmung, die eine Stunde vorher flattgefum- 
den hat, kann fid die Gefammifumme auf die eine Weile: dargeſtellt 
haben; in einer Abftimmung, die eine Stunde ſpaͤter kommt, find 
mehrere Mitglieder hinausgegangen, die Zahl’ ift eine andere. Ich 
halte es alfo ſehr bedenklich, Die Gefammtzahl ohne Noth in irgend 
eine Beziehung zu bringen. Dies erfordert wiederum ein. Sfrutis 
nium und führt zu Verwickelungen. Sodann möchie sh den Herrn 
Antragſteller fragen, warum er Werth darauf legt, daß die zweite 
Abflimmung umgefehrt erfolge, als die erfte. Ich wairde mich gern 
befcheiden, wenn ich viefen Werth erkennen. Könnte. 

.. . Fürſt Sihuemehy: Ich halte es darum für nützlich, weil «6 
die wahre Probe ift. Wem ich mid) eines banalen Vergleichs bes 
dienen darf, fo pflegt. man in Der Schule die Fleinen Kinder anzu⸗ 
balten, daß fie zuerft von oben nad unten und dann zur Probe 
von unten nad oben: addiren, damit -fie nicht denſelben Fehler zwei⸗ 
mal begehen. Ein anderer Grund ſcheint mir darin zu liegen, daß 
dieſe Art Abſtimmung von deu meiften- parlamentarifchen Verſamm⸗ 
lungen als eine vollftändige Gegenprobe angefehen wird. Für fleht 
auf und wird gezählt, Gegen ficht auf und wird gezählt, dann 
wird. abpirt, was für und gegen % und Das mup: die Summe der 
Berfünmlung ausmachen. 
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Graf Arnim: Dee Fall, vaß die Ordner nicht richtig abbirẽ 
haben; kaim im ſehr vielen Faͤlen gar nicht an den Ordnern liegen; 
. fondern darin, daß bei der zweiten Abftimmung Perfonen aufftehen, 
vie bei der erſten ſihen geblieben find, und viefer Fall kann nicht 
allein in der Wankelmüthigkeit ver Mitglieder Iiegen, fondern duriu 
Daß fie ihren früheren Irrthum in der Frage berichtigen wollen. 
Hier handelt es fi) alfo nicht von einem Rechnungs - Erempel ver 
Ordner, fondern davon, genau zu wiffen: was it Der eigentliche 
Sinn der Verſammlung, wo iſt eigentlih die Mehrheit, und in 
weichen Maße ift ſie vorhanden. Darum fehe ich gar nicht em; 
daß darin ein Bortheil Liegt, das eine Mai die einen zu zählen und 
ws andere Mal die anderen. Wenn zweimal auf dieſelbe Weife 
abgeftimmt und gezählt wird, dann kann fi. Niemand damit ents 
ſchuldigen, daß er bie Frage das erſte Mal nicht verftanden habe, 
oder daß. Jemand ch habe überrumpeln laſſen, weil.er im Angen⸗ 
btick noch ſchwaakend geweſen fei und er ſich habe entſcheiden müffem; 
ſondern es iſt damit der Zweck erreicht, daß zwei Abſtimmungen 
ſtattſinden bei vollffändiger Erkenatniß des Gegenſtandes und bei 
ruhiger Gowägung, ohne die Möglichkeit unndihiger Weiterungen. 1 

Ein Mitglied: Ich wollte die Frage fielen, ob eine weite 
Verleſung der Frage noͤthig iſt? 

Fürſt von Sihnsmshy: Ich habe hineingeſetzt: Trifft dies nicht 
zu, ſo waltet ein Irrthum ob, und: wird dadurch vas Reſulidt der 
Abſtimmung geändert oder wird es verlangt, fo wird Zum nament⸗ 
lichen Aufruf gefchritten. -Wenn es von. einem Mitglieve verlangt 
wird, fo muß bie. Brage zwiſchen beiden bfimmungen nochmals 
verleſen werden. 

Dem verehrten Redner aus der Mark Brandenburg muß ich 
aber erwiedern, daß, wenn ein Mitglied, was ich, wie ich wleder⸗ 
holt geſagt habe, nicht glauben kann, fo ſchwankend in feinen Ges: 
finnungen fein ſollte, daß er das zweite Mal anders ſtimmt, als 
daso erſte Mal, fe glaube ich, wird Feine Aenderung eintreten, ob 
es Das zweite: Mal anfficht ober fist. Wenn das Mitglied Aufl 
bat, das zweite Mal anders zu ſtimmen, ſo wird es ‚auffichen oder 
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nen bleiben, je nachden Die Gegerprobe gemmcht wien. Ich Tann 
nicht begreifen, wie darch meine Gegenprobe bei : der WoRmmung 
eine Renderung der Geflunung. eintreten Fönnie. 

Graf Arnim; Ich habe nur bemerft, daß die Gegenprobe zu 

MWeitlänfigkeiten führen koͤnnte. Der erihum iſt ja allein auch da⸗ 
durch möglich, daß Mitglieder gen, wir haben bie. Frage falſch 
verſtanden. 
Ein Mitglied: Mir ſcheiet aus der Dietuffion heroorzugeben, 
daß chen durch die Abſtimmung nichts Wefentliched gewonnen wird, 
heim wir befommten möglicherweife noch elwe: drükte Abſtimmung: alfe 
iſt Die zweite ned) nicht entſcheidend geweſen. 

Iundtage- Marſchal: Ich glaube, daß wie zur Apimmung 

über u Gegenſtand fommen können. 
Es iſt über den .‚prinzipiellen Autrag ber Abtheilung wohl 
nichts weiter zu bemerken, er. wird für amgenommmen anzuſehen fein, 
vnd wir kommen alſo blos zur Abſtimmung über den vorliegenden 
Vorſchlag. Er iſt hinreichend verſiunden, wie ich glaube, vornus« 
ſezen zu Tonnen, und wir werden alſo in der Weiſe zur Abſtim⸗ 
mung kommen, daß diejenigen, welihe ihm nicht beimeiea wollen, 
das durch Muffichen zu exrkennen geben. 

Er iſt nicht angenommen. 

Eine Stimme: Ich bitte zu zählen. 

Aarbiego· Marſchall: Es wird auf Zählung — und ich 
bie die Herren Secretaire, zu zöllen:: : 

* —— einer Panſe. 
Der Vorſchlag iſt mit 31: Stimmen verworfen. 

Es if nun noch in kurzen Worten zurückzukommen auf das, 
was ver Fürſt zu Salm⸗Dyk vorhin exwühete, derß es nämlich 
wuůͤnſchenswerth wäre, auszuſprechen, daß in dem Zeichen des Auf⸗ 
ſtehens oder Sitzenbleibens fir Vejahung oder Berneittung: nicht ge⸗ 
wechſelt würbe. Ich muß bemerken; daß dieſer Wechſel nicht ſeui⸗ 
gefunden hat, ſondern daß ich ans ben ſchon vorhin angeführten 
Gränden das Zeichen des Sigmbieibens immer fir. pad der Beja- 
hung augennmmen Habe. .: Ich: bien: aber auch ſehr gern bercit, in 


Iufunſt xine ambere Mehtmmmungsweife eintreten zu Taffen ld das 
Zeichen des Aufſtehens file das: ver Beiahung zu wahlen, wenn vie 
Verſammlung der Meinung ſein ſollte, daß dies w einem teichter 
Überfichtlichen Reſultate führen könne. U 

Ein Mitglied: Ich will mir nur wertufchingen: eleaken, def 
das Eine oder bg8. Andere beftimmt- ausgeſprochen werde. 

Graf von andsberg⸗·Gehmen: Es ſcheint mir doch zu weit zu 
gehen, wenn das im Reglement beſtimmt wird. 


Sandtags- Marſchall: Das wird auch nicht bie Abſicht fein, 
fondern es war mir nur darum zu fhun, mich zu vergewifiern, ob 
der Wunfd in der Verfammlung vorherrfcht, daß nun Fünftig die 
andere Abftimmungsweife gewählt werbe. 


Schr von Maſſenbach: So viel id) gehört habe, wirb in der 
Kurie der drei Stände immer auf die entgegengefeßte Weiſe abge: 
ftimmt, daß nämlicy diejenigen, welche gegen ven Antrag find, fihen 
bleiben und diejenigen, weldye dafür find, aufftehen. Run wird 
das, wenn beide Kurien vereinigt find, Teicht zu Mißverftänpnifien 
führen fönnen. 


Sandtags- Marfhall: In den Sigungen der Vereinigten Kurien 


werde ich das in der Kurie der drei Stände üblich gewordene Vers 


fahren beibehalten. 


von Quaft: Ich muß mir noch die Bemerkung erlauben, daß, 
wenn eine Sache unterftügt wird, dies durch Aufſtehen gefchieht; 
ed würde alfo ein boppeltes Auffichen, einmal ein negatives, und 
dann ein affirmatives, geben. Sehr wünfchenswerth wäre es das 
ber doch, wenn in beiden Fällen ein gleichmäßiges Verfahren flatt- 
finden könnte. 


Sandtags- Marſchall: Ob dieſer Wunſch vorherrfcht, werben 
wir alsbald entnehmen koͤnnen. Diejenigen, welche wuͤnſchen, daß 
in Zukunft das Zeichen des Aufſtehens für das Zeichen der Beja⸗ 
hung angenommen werbe, bitte ich jeßt, dies durch das Zeichen des 
Aufftehens zu erkennen zu geben. 


— 2 — 
DSie Maipriät hat ſich dafuͤr ausgeſprochen, es wich alte künf⸗ 
da dies Verfuhren zur Anwendung gebracht werben. 


* Da die Zeit ſchon ziemlich vorgerüdt ift, fo iſt die Fortſetzung 
der Berathung zur nächften Sieung zu verſchieben, welche morgen 
am 10 Uher ſtattfinden wird. 
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Vierund wangigfte Sibung des einigen Banbtge am 21. Mai: 
Kurle ver drei Stände: u 

Inhalt: Neclamationen wegen bes’ Beotohoile der vorhergehen⸗ 

i ‚den Sitzung; ‚Antrag in Betreff der Einverleibung 
Krafan’s in den öfterreichifchen Kaiferftaat; desglei⸗ 

dien Antrag wegen Wiederanknüpfung ver diyfomati-‘ - 

fchen Beziehungen mit Spanien; Wrflärungen ves Al; 

niſters Yer auswärtigen Angelegenheiten; die Miniſte⸗ 
sinlsKommiffare in den Abtheilnugen; Gutachten in 

Betreff der Pelitionen wegen Ausdehnung bes öffent: 

lichen und mündlichen Keiminal⸗Verfahrens und Beras 

thung ˖ deſſelben) Gutachten tiber den Antrag auf Defs 
fentlichkeit des Auklage⸗Bortrags mid der Urtels⸗Pu⸗ 

blication auch bei den bei verſchloſſenen Thüren zu vers 

handelnden Kriminalſachen; Gutachten über die Betis 

.. tioa wegen Aufhebung ver Sonverung in Theile bei 

dem Bereinigten. Raubtage; "Gntachten über die Peti⸗ 

: Hau wegen ‚Abänderung der. beſtehenden Borfchriften 

. über die Crſtattungopflicht der- Mandatarien⸗Gebühren 

in Eivils Prozeffen hei Objekten unter 200 Rthien.; 

Gutadten über ven Autrag die Eidesnormen und 
‚Berminderung. der gerichtlichen Wide betreffend; Gut⸗ 

achten über. von "Antrag auf daldige Emanirung 


©eite 
des neuen Strafgeſezbaches und Berathung darüber; 
Betition wegen Abänderung der Geſetze über die Res 
partition der Koſten für Herflellung der Landwehr⸗Ka⸗ 
valleriesBferde u. f. w.; Butachten über die Betitionen 
wegen Bründung von BerbrechersRelouieen in anderen 
Delttgeilen. . 0. 00 3 


Bünfundzwanggfte Sigung des Bersinigten Landtags em 25. Mai: 
Kurie ker drei Stände: ° ° .-. 
Inhalt: GBrinnerungen in Betreff des Protokolls über die lebte 
Eiguug; Reclamatlon wegen der den Betenten zu ge⸗ 
Rattenden Befugniß, auch außer der Reihe das Wort 
age, Hr Werishkigiuugen per in der Allgem. 
Breuß. Ztg. veröffentlichten ftenographifchen Protokolle; 
Outachten über die Petitionen wegen Aufbebung der 
Gebühren für Aufenibaltsfarten und Ermäßigung des 
Breifes für Geſindebücher; Gutachten, betreffend ben 
Antrag anf Berweifung des Haupt⸗Finanz⸗Ctats und 
v ber Meberfit der FinunzeVerwaltung en eine. Abthei⸗ 
fung zum Zwecke der Dorbereityug der Infarmation 
für den Mereipigten Landtag und Dhardinoen dar⸗ 
and BEE SE ER EEE EEE ZZ . 105 


Sechsundzwanzigfte Sipung des Bereinigten Bapbiags am 26. Mai: 
Kysie der. drei Etanbe: 

„gpugelt: Geinuergugm in Vetreff ww Brototolle der lebten 

Sitzung; Arclamation megen nicht erlangter Drucker⸗ 

laubuiß zu dem Autrage eines Abgrordneten; Antrag 

wegen: der Reihonfolga der Redaer bei den Verhand⸗ 

lungen; Cutiurf zu der allernutenthänigſten Bitte bes 

Landtages. uyı Brfatkung: ven, iächeweifung des Haupt: 

Finanz⸗Gtats an. eine Abkheilaung; Gutachten über bie 

2 Betition wegen. Brlaffung: geſetzlicher Beſtimmungen 

FL übar AMblöaharkeit der nech deſſtehenden bäuerlichen 

‚Lehe; Mntachten aber nie Peiktion. wegen Maßregeln 

R i wider Die. vachtheiligen Dionenbrationen; Gutachten 

rn über. die Petitianen wegen Bwichtung eines Handels⸗ 

2% 000 Mining and. Beratung veſſelben; Gutachten 

über die Beton: wegen der ia muuhreren Provinzials 

‚Lenstaga-Mhfepieden. snthaltenem Dnberpretation der Bes 

u , Bisunng über We Genesung sim :Kheile; Gutachten 


Seite 
über mehrere Antxäge in Be des Satymoropei⸗ 
und der Saljfieur . . . . ...1% 


Herren-Rurie: 


. Sahalt: Schreiben des Landtags, Kommiflars in Betreff des 
Akterhörngiten Beicheibs, wegen Zulaſſung der Mitglies 
des der einen Zurie zu den Sigungen der anderen und 
Verhandlungen darüber; Reclamation hinfichtlich der 
Adwefenheit vieler Mitglieder; Berathung des Gutach⸗ 
tens über die Betition wegen des herrichenden Noth⸗ 
ſtaudes; Antrag, betreffend die Aufhebung der unents 

* geltlichen Berpflichtung des Schneewegräumens anf 
Chamuſſeen und Verhandlungen darüber; Wahlen zu 
dene im Verein mit der anderen Kurie zu ernennen⸗ 
den Ausſchuß von 32 Mitgliedern; Konkluſum wegen 
einer in der zuerſt genannten Angelegenheit an die ans 

dere Kurie zu richtenden Mitteilung . . . . . 288 


Siebenundzwanzigfte Sitzung des Vereinigten Landtags am 29. Mai: 
Kurie der drei Stände: 


Inhalt: Grinnerung zum Protofoll der vorigen Sitzung; Mit 
theilungen des Marſchalls; MNachträgliches zu ben 
Berhandiungen über den herrſchenden Nothſtand; Be: 
richtigungen zu den flenographifchen Protofollen; Ents 
würfe der an Se. Majeſtät ven König zu richtenden 
Betitionen wegen ber Deffentlichleit der Sigungen 
der Stadtverorbneten und Gemeinderaͤthe, in Betreff 
der Interpretation der Beſtimmung über Sonberung 
in Theile und wegen Erweiterung des Petitionsrech- 
tes; Verhalten hinfichtlich des Drudes der von Mits 
gliedern des Landtages einzureichenden Petitionen; 
Gutachten, betreffend die Petitionen auf Aenderung 
der Batente vom 3. Februar 1847 mit Rüdficht auf 
die frühere Geſetzgebung; Vortrag des Juflizs Minis 
ſters von Saviguy; Bertagung der Debatte über bies 
fen Gegenſtand; Botum der betreffenden Abtheilung 
über den Antrag auf Aufhebung der Klafienlotterie 
und eventuelle andere Bertheilung der Gewinne; Ber: 
bandlungen datubr » > 2 2 2 0 00. 388 
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Seite 
Achtundewangigſte Sitzung des Vereinigten Loadiage am 31. Mai: 
“.: Kurie ‚ber drei Stände: 
Inhalt t: Bemerfungen wegen des Bufes nad Abſtimmung; die 
Kritik der "Verhandlungen des Landtags durch die 
Preſſe; Entwierfe zu Petitionen verlefen; Verhandlun⸗ 
- gen über das Gutachten, betreffend die Petitionen auf 
Aenderung er Derorbnungen vom 3. Gebruar 1847 
mit Rüdficht auf die frühere: Befebaehung; Ausweis 
fung unbefugter Hospitanten . . . . ‚440 


Herren ⸗Kurie: 
Inhalt: Verſchiedene Entwürfe von Petitionen an Se. Maje⸗ 
. Rät den König und anderweitige Beſchlüſſe werden 
verlefen; Butachten über den Antrag auf Annullirung 
der SpiritussLieferungs  Kontrafte,, deren Erfüllung 
„20.0.5. bed das erfolgte Schließen der Brennereien unmoͤg⸗ 
„=... Bd gemadt worden; Verhaudlungen und Beichluß 
darüber; Beratung des Gutachtens, betreffen die 
Bitten um Abänderung des Gefchäfts-Reglemente . 5238 


UP? | 


. \ . 
. - . D 
⸗ —W 


Berlin, gedruckt bei W. Moefer und Kühn. 


a 


— 





.. 





